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Tbeoredsehe  Sozialökonomik 

oder 

Allgemeine  und  Üieoreiisclie- 
Volkswirtschaftslehre. 

Grundriss 

tuolichst  in  prinzipieller  Behandlungsweise. 

Fast  völlig  neu  ausgearbeitete  und  stark  erweiterte 

Buchhandelsausgabe  der  vierten  Auf  läge .  seines  alcademischen 

Vorlesungsgi  undrisses. 

Von 

Adolph  Wagner. 


Erste  ibieilung. 

Einleitung  (Systeme  und  Literatur).  —  Grundlegung  (im  Abriss;.  — 
Ausführung  der  Lehre  von  Produkt ion   ütnlauf  (Preis) 
und  Verteilung  (Einkommenielue). 

Leipzig 

C.  F.  Winter'schc  Verlagshandlung 

1907. 

]  >Ie  zwei  te  Abteilung  behandelt  Verkehrswesen  und  Konsumtion  imd  folgt  bald  nach. 
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Die  dritte  Aafla^  meines  kleinen  akademischen'  „Vorleenn^- 

gi'uiulrissps  in  apbonstiscliei*  Form*',  welche  icli  im  Herbst  1900 
vcrfasst  ]in1>o.  ist  ;j:rösstonteils  für  mrin  Kolleg  über  »jallgcmeiiio 
und  thodietisclie  Volkswirtschaftslehre'"  (theoretische  Natioual- 
(ikouomie)  an  tlie  Zuhörer  dieser  Vorlesung;,  welche  ich  regelmäSBu; 
im  Wintersemester  an  der  Berliner  Untvendtät  halte,  Tom  W.-S. 
1900/01  bis  1904/05  zum  unmittelbaren  Gebrauch  neben  dem  Yor- 
tra<r  verteilt  wurden.  Nur  ein  kleiner  Theil  dieser  3,  Auflage  war 
in  den  Buchhandel  ^^ejjeben  und  ist  in  diesem  abgesetzt  worden. 
(Berlin  1901,  bei  Puttkanmier  u.  Mühlbrecht). 

Bei  der  Bearbeituns  der  flir  das  W.-a  1905/06  notwendig  ge- 
wordenen nen«i  4.  AutJage  dieses  akadembchen  Grundrisses  hal>e 
icli  mich  zu  einer  Erweiterung  desselben  entschlossen.  Ev  ist  so 
von  52  Seiten  in  der  3.  Auflage  auf  153  in  der  vierten  au- 
gewachsen. 

Die  literarische  Binleitan|f  hat  eine  Erweiterung  um  fast  das 

Doppelte,  von  11  auf  21  Seiten,  erfikhren.  Noch  stKrkei*  ist  der 
erste  Teil,  die  ,,(Trundlegung"  erweitert  worden»  von  llVt  anf 

89  Seiten. 

Diese  Ausdelinung  liat  besonders  das  4.  u.  5.  Kapitel,  volks- 
wiriscbaftl.  Bevölkerungslehre  und  Organisation  der  Volkswirtschafl;, 
betroffen  Htisher  zusammen  nur  -i,  jetzt  t)2  Seiton).    Das  bat 

in  diesen  Abschrsitt^'n  auch  bereits  zum  teilweisen  Verlassen  der 
bloss  aphoristischen  Form  gefülirt.  Auch  dfis  3.  Kapitel  (Wirt- 
schaft, Einzel-,  Volks-  u.  Weltwirtschaft)  ist  starker  erweitert 
worden  (von  2  anf  13  S.).  Die  beiden  ersten  Kapitel,  dkonom. 
Psychologie  und  Grundbegriffe,  bes.  Gut-  u.  Wortlehre,  h  il  i  da- 
gegen nur  kleine  Zusätze,  das  erste  ausserdem  eine  l>islier  tehlcnde 
Ausführung  in  einem  Anhang  über  wirtschaftliche  Gesetze  (2Va  S.) 
erlialten  und  sind  in  aphoristischer  Behaadlungsweise  geblieben 
(zusammen  bisher  4V2>  jetzt  mit  dem  Anhang  ISVs  S*)* 

Auch  in  dieser  erweiterten  Form  in  der  4.  AutUge  des  Grund- 
r?s>*»s  bildet  diese  Partie,  welche  die  KirdeitunLi:  und  GrniiHleL'unir 
enthalt,  aber  doch  wesentlich  bloss  einen  knappen,  auszugs- 
weisen Abriss  aus  meinem  grösseren  W^erk,  der  „Grund- 
legung der  Polit.  Öekonomie"  (3.  Aufl.,  1892/94). 
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Diese  im  Ganzen  110  Öciicn  iau^v,  l'artie  ist  aus  der  Kolle^- 
autjgabe  in  diese  Btichliandelsausgabe  hinüber  genommen 
worden  (S.  1 — 110;  Sie  setzt  die  Ergänzung  durch  mein 
nanntes  grösseres  Werk  voraus.  Da  sie  aber  ^rösstenteis  enie 
Quintessenz  des  letzteren  darstellt,  Sellien  mir  die  Autnalime  in  das 
vorliegende  Üueh  znUissi^p  und  passend,  weil  das  hier  Gegebene 
zur  Orientierung,  selbst  m  den  ganz  knap^  gehaltenen  Kap,  1  n.  2 
der  »^Grundlegung**  und  mit  den  Zuafitzen  in  der  literarischen  Ein- 
leitung, aiisrcielren  möchte. 

Für  den  ZAveiten  Teil,  die  von  mir  sogen.  ,.  Anstüliriing", 
konnte  ich  mich  in  meinen  Vorlesungen  bisher  nicht  auf  ein 
eigenes  umfessenderes  Werk  besiehen.  In  meinem  Sammelwerk^ 
dem  mit  anderen  Autoren  geplanten  „Lehr-  und  Handbuch  der 
Politisclien  Oekononiie".  fehlt  bisher  der  dieser  „Ausführung"  der 
theoretischen  Nationalökonomie  entsprechende  Teil.  Ich  hatte  über 
ihn  mit  Prof,  H.  Dietzel  in  Bonn  Vereinbarungen  getroften. 
Dieser  hat  auch  n.  d.  T.  .„Theoretisehe  Sozialökonomik"  einen 
ersten  kleineren  Band  davon  (Einleitung.  Allgemeiner  Teil,  Buch  1) 
im  J.  1895  erscli einen  lassen.  Er  liat  aber  zu  meinem  lebhaften 
Bedauern  dann  die  Fortsetzung  antgegeben  und  ist  aus  der  Mit- 
arbeiterschaft au  dem  Hand-  u.  Lelurbuch  zurückgetreten.  So  bleibt 
leider  sein  Buch  Bruchstttek.  An  seiner  Stelle  hat  Prof.  Pöble 
an  der  Handel^I  u  lischule  in  Frankfurt  a.  M.  «ne  ganx  neue  eigene 
Bearbeitung  des  be/iiglichen  Teils  übemoinmen.  Seine  Arbeit  ist 
aber  noch  nicht  beendet. 

Mir  selbst  war  es  seit  lange  ein  Bedürfnis  gewesen,  auf  die  in 
diese  Ausführung"  gehörigen  Lehren  der  „allgemeinen  und 
theoretischen  Volkwirtscliaralehre'^  nach  den  leitenden  Gesichts- 
pnnkten  in  meiner  „Gnmdlegnng"  naher  einzugehen.  Aber  in  der 
um  fassenden  Weise  wie  in  dieser  und  wie  in  meiner  Finfinx>vTsscnscbaft 
glaubte  ich  in  meinem  Lebensalter  und  bei  der  Beauspiuciiuug  meiner 
Zeit  nnd  Arbeitskraft  durch  meine  Lehrtätigkeit  und  andere  Arbeiten 
eine  solche  Aufgabe  nicht  mehr  ttbemehmen  an  dürfen.  Das  hatte 
mich  auch  schon  früher  bestimmt,  nachdem  sich  meine  Studien 
mehr  und  mehr  auf  Finanzen  konzentriert  hatten,  die  ,,Ans- 
lührung"  der  theoretischen  Nationalöknomie  im  Kähmen  des  Hand- 
und  Lehrbuchs  einem  Anderen  zu  überlassen. 

Nur  in  relativ  kürzerem  Umfang  und  ohne  genaueres  Ein- 
gellen  auf  alle  Kin/ellieiten  nnd  auf  Literatur  und  kritische  Awa- 
einandersetzun<ren  mit  anderen  Autoren,  schien  mir  eine  solche 
„Ausführung''  allenfalls  noch  möglich. 

Dazu  habe  ich  mich  bei  Gelegenheit  der  Ueberarbeituug  der 
3.  Aufl.  meines  kleineren  Grundrisses  behufe  der  4«  Aufl.  denn  nun 
auch  noch  entschlossen. 

Für  die  Kollogausgabe  bin  ich  bei  der  knapp  aphoristischen 
Behandlung  dieses  zweiten  Teils,  der  „Ausführung",  geblieben. 
£r  ist  daher  nur  wenig  erweitert  worden  (43  S.  gegen  29  in  der 
3.  Aufl.) 
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Für  eine  eigene  Buchhandclsaiisgabe  habe  i4sh  dagegen 
eine  umftissende  fast  völli»"  neue  Ausarbeitung  dieses  zweiten  Teils 
in  Angriö*  genommen.  Allerdings  aber  auch  hier  unter  möglichster 
Beschi'änkiiQg  auf  »»Grundsätze"  einer  „theoretischen  Sozial- 
iikonoimk".  Diesen  Namen  ha^  ich  für  dieses  ganie  Bueh  als  den 
mir  geeignet  erscheinenden  gewiüill;.  Er  umfiisst  passend  anch  die 
„Grundlcj^ung"  mit. 

Auch  in  diesem  Umfang  und  in  dieser  Form  hat  sich  mir  die 
AasarbeUnng  erheblieh  schwieriger  und  namentlich  mehr  Zeit  be- 
anspruchend erwiesen,  als  ich  nach  meiner  mehr  als  vier  'Jahr- 
zehnte zählenden  akademischen  Lehrtätigkeit  gerade  auf  diesem 
liier  behandelten  Gebiete  gehoft't  hatte.  Dies  ist  rler  Ginn'l,  dass 
das  vorUegende  Buch  nicht]  gleich  vollständig  aut  einuial  hei-aus- 


Partie  bildet  indessen  etwas  ziemlich  Abgeschlossenes.  Der  Haupt- 
gegenstand der  zweiten  Abtrilung,  das  Verkehrswesen,  hebt  sich 
davon  auch  seinem  Gegenstand  nach  iind  nach  der  durch  diesen 
bedingten,  z.  T.  etwas  abweichenden  Behandlungsweise  ab. 

Die  erste  Abteilung  bringt  ausser  der  Einleitung  und  Grund- 
legung aus  der  4.  Auflage  des  Kolleggrundrisses  in  der  „ Ausfiihrung" 
die  Lehren  von  der  Produktion,  dem  Umlauf  (besonders 
Preistheorie)  und  von  der  Verteilung  (Einkommenlehre) 
vollständig. 

Hier  und  da  ist  die  aphoristische  Form  stellenwebe  noch  fest- 
gehalten, wo  sie  aussuteiciien  schien.   Grösstenteils  ist  sie  jedocli 

der  mehr  zusammenhängenden,  ausgeführten  Darstellung  gewichen. 
Schon  die  jetzt  hier  veröffentlichte  Partie  umfasst  390  Seiten  viel- 
fach kleineren  Drucks  gegen  die  33  S.  der  vierten  Kollegausgabe 
und  die  24  der  dritten. 

Die  behandelten  Lehren  sind  übrigens  absichtlich  nicht  gleich 
ausführlich,  besonders  hinsichtlich  des  Eingehens  auf  Einzelnes,  be- 
handelt worden.  Die  Produktionslclire  ist  kürzer,  die  Preistheorie 
rehitiv  ausführlicher,  am  ausführlichsten  ist  die  Verteilungslehre  ge* 
halten.  Ks  hängt  das  mit  meiner  Auffassung  zusammen,  dass  dss 
Detail  der  Verhältnisse  der  Produktion  mehr  in  Privatökonondk 
und  'I'eelinolo^iit'  gehört  als  in  die  Volkswirtschaftslelire  oder 
Sozial-  oder  Politiselie  Oekonomik,  entsprechend  der  Lage  der 
Dinge  in  der  Praxis  der  Produktion.  In  der  Preis-  und  Ver- 
teil ungstbeorie  überwiegt  dagegen  der  sozialökonomische 
Charakter  der  zu  behandelnden  Vernältnisae  und  Probleme  durchaus. 

Zumal  bei  der  von  mir  erstrebten  ..tunlielist  prinzipiellen" 
Behandlungsweise  führt  diese  Autfassung  notwendig  und  konse<juent 
und  mit  Hecht,  wie  ich  glaube,  dazu,  in  einer  „theoretischen 
Sozial  Ökonomik*'  die  Untersuchung  auf  die  Vorgänge  in  der  Preis- 
und  Einkommenbildung  zu  konzentrieren. 

^!^t  dieser  „tunlichst  prinzipiellen'"  Behandlungsweise  stellte  ich 
mich  auch  hier,  meinem  wissenschattÜclien  Standpunkt  in  meiner 
Wisse nscliaft  gemäss,  in  bewusstemptuudoueu  und  beabsichtigten 


kommt 


erscheinende  fertige 
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Gegensatz  zur  wesentlich  descriptiven  Bohandlungsweise  in  dsi 
wirtschaf'tslilstorisclHn  Kichtung.  Ich  bestreite  die  Bereelitigung;, 
den  hohen  SN'ert  auch  dieser  Behandlungsweise  nicht  aber  das  mir 
noch  wichtiger  Ei  scheinende ,  das  Beginffliche  und  Pnnzipielle 
kommt  dabei  und  darftber  zu  kurz.  Jedenfalls  behaupte  ich  auch 
die  Tkrechtigung  solcher  priiusipiellen  Behandlungsw^se.  Objektiv 
wetraclitot  hnben  sich  beide  zu  ergänzen. 

Die  i^rosBen  Zü'je  der  historischen  Ent>viekhiii;j:eu  können  auch 
bei  der  hier  befolgten  Behandlungsweise  recht  wohl  berücksichtigt 
werden.  Das  habe  ich  auch  in  dieser  ^theoretischen  Sozialökonomik'' 
mehrfach  getan.  Sie  treten  sogar  m.  E.  in  der  auch  ihnen  gegen- 
über erstrebten  prinzipiellen  I'rtassunp  <rbärfor  und  prägnanter 
heraus  als  in  der  mehr  erziihleuden,  schiidciüdeu,  mit  historischen 
und  statistischen  Einzeldaten  operierenden,  aber  das  Prinzipielle 
venrischenden  Behandlungsweise.  Hat  diese  den  Vorzug,  ein  farben- 
reicheres Bild,  eine  genaue  last  photographische  Darstellung  der 
konkreten  Erscheinungen  und  Voi^ängc  einer,  aber  eben  doch 
immer  nur  einer  bestimmten  konkreten  Wirklichkeit  zu  j^ebcn, 
so  verschwindet  bei  ihr  das,  worauf  es  mir  eben  vornehmlich  in 
einer  Theorie  der  Sozial  Ökonomik  anzukommen  scheint:  auf  die 
llerausschMlung  des  Typischen,  G  esetzmässigen  der 
Gestaltungen,  der  Kntwickhingen  und  auf  die  Erklnnmpr  des 
Kauaalzus;imi)ienh;in;;s,  nanientlicli  auf  die  mitspielenden  p>\ cho- 
logischcn  Momente,  wie  diese  speziell  auf  ökonomischem  und 
sozialökonomischem  Gebiete  einwirken.  Die  prinzipielle  Be- 
handlungsweise, wie  idi  sie  auch  als  akademischer  Lehrer  im  be- 
wussten  Ge2:pnsf\t'/  g^CL'-en  die  nngedeutetc  andere  überall  festhalte, 
scheint  mir  mehr  gceij^net,  um  bei  bekannten  von  der  anderen 
Seite  gebrauchten  Yergleichen  zu  bleiben,  die  anatomische  Struktur, 
das  Knochengerüst,  die  Muskulatur,  das  physiologische  Nerven* 
gcwcbe,  die  Funktionen  und  Bew  egiinj^^serscheinungen,  die  psychischen 
'I'rfol»krSt\e  und  Molivatioiieii  klarzulegen  und  verstfindlich  zu 
macheu,  als  die  aiideiH;  Behandhingswcise.  — 

Hinsiditlich  der  l  uiin  dieser  Sclirift  bemerke  icl»  noch,  dass 
ich  darin  auch  im  zwdten  Teil  die  bestXndige  Schematisierung 
des  Stofis  aus  der  Kolle'^iciiausgabe  bebeihalten  habe.  Sie  soll  dazu 
dienen  und  dient  m.  E.  ^ut  dnzn,  die  Gliederung  des  Stoffes, 
die  Beziehungen  der  Gedankengiüip-  x.n  einander,  die  .\bhängigkeit 
des  Einzelneu  von  einander  aucJi  äusserlich  hervortreten  zu 
lassen,  tii.  E.  zum  Vorteil  des  Lehr-  nnd  LembtedttTfoisses  und  zu 
beider  Erleichterung  gerade  bei  einer  prinzipiellen  Behandlungsweise. 
l^eini  einfachen  Lesen  des  Werks  wird  diese  Schematisierung  kaum 
stören,  es  kann  leicht  darüber  hinwc^j;es(dien  werden.  Beim  Studium 
nacli  dem  Werke  wird  sie  m.  E.  nützen.  Eür  das  Schema  ist  die 
Reihenfolge  der  Zeichen  diese:  I,  II  usw.,  A,  B  usw.,  1,  2  usw..  ai 
büsw.,  ce^ßmv.  aa,  bb  usw.,  «a,  ßß  usw. 

Die  rarngrf\phen  <'i  uteilnnjr  habe  ich  aus  der  Kolleg- 
ausgabc ebenfalls  beibehalten,  um  leichter  verweisen  zu  können. 
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Sie  stimmt  in  den  Zahlen  iler  §§  mit  denen  in  der  Kollcg^ausgabe 
übcrcin.  T)ip  einzelnen  Paragraphen  haben  dabei  freilich  einen 
sein*  verscliiedcucu  äusseren  Umfang  erhalten. 

Die  Inhaltsttbersiebt  ist  zur  leichteren  Änffindung  des 
Einzelnen  und  zur  raschen  Orientierung  Uber  das  Ganze  eingehender 
gehalten  worden. 

In  der  zweiton  Schlussabteilung  des  Bnchs  soll  das  Ver- 
kehrswesen im  weiteren  Sinne,  d;  h.  Kommunikations-  und 
Transportwesen,  Geld  und  Geldwesen  (Währung»  Münze),  Kredit 
und  Kreditwesen,  und  auch  Versicherung  und  Ve^Biche^nlgs^^ csen, 
fcnipr  „Konsumtion"  (u.  :i.  Luxus,  Oleichf^^ewlrlit  von  Produktion 
und  Verbrauch)  behandelt  werden.  Ebenfalls  tunlichst  prinzi- 
piell, was  sich  hier  aber  nicht  gansc  ebenso  wie  in  der  Preis-  und 
Verteilungstheorie  durehföhren  fösst.  Die  Scheidnng  zwischen  ,,all- 
jj:ciiiriiier  und  tbeoretischet*'  einer-,  „spezieller  und  pi-aktischer** 
Volkswirt  sc liaftslehre  andererseits  ist  namentlich  in  der  Lelu  o  vom 
Verkehrswesen  nicht  so  schart'  vorzunehmen,  als  bei  den  in  der 
ersten  Abteilung  behandelten  iiehren. 

Das  Manuseript  dieser  zweiten  Abteilung  ist  zum  Teil  bereits 
druckfertig.  Ich  hoiFe  diese  Abteilung  in  nicht  femer  Zeit  er- 
scheinen lassen  zu  können. 

Universität  Berlin 
Dezember  1906. 

Adolph  Wagnei*. 
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....  New  (loctrine«  liavc  Huppleinonted 
the  older,  buve  exteudcd,  dovelopcd,  and 
BOtnotiin<i8  eoi^eted  thetn,  and  oitoD  given 
thdm  a  diflercnt  tone  by  a  new  distribution 
of  einpliasis;  bat  very  seldom  Lave  sub- 
verted  them. 

A.  Marsljall, 
priuciplcfi  ot' ccoiiumics,  pi'ct'acc. 


Das  gilt  m.  K.  auch  von  den  AiiLiriftVii 
der  historischen  Scliule  gegen  die  kiiissit>clie 
NationalSkonoinie  luid  von  den  eigenen 
Ltcistun^en  dieser  Schule  auf  dem  Gebiete 

der  sozialökonomischen  Theorie  jjo^renüher 
deiic]!  'l<r  klasBischen  Doktrin,  besonders 
auch  Kicardo's. 

Ad.  Wagner. 
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Einleitung. 

Das  volkswirtschaftliche  Studium  als  Luiveisitätsdisziplin, 

•besonders  für  Juristen. 

1.  Schriften  und  Vorlesungen  über  „allgemeine  uml  theoretische 
Volkswirtschaftslehre  oder  So/ialökonomik"  (im  akad.  Sprachgebrauch 
sogen,  theoretische  Nationalökonomie)  verfolgen  einen  vierfachen  Zweck, 
a)  den  einer  Einführung  in  das  ganze  Wissensobaflsgebiet  der  Folifc. 
Ökonomie,  b)  den  derOewSirung  einer  oneyclopftdiscnen Übersicht 
über  dies  Gfbiet,  c)  den  der  all meinen  Grundlegung  für  das 
ganze  Gebiet  und  d)  den  der  A  usfti  nrung  der-  a  llg:om('inen  Haupt- 
lehren  von  Produktion,  Umlauf  und  Verteilung  der  (wirt- 
schaftlichen) Gater,  einschl.  eines  Abrisses  der  Lehre  von  Verkehr, 
Verkehrsmitteln  und  von  der  Verzohrung  der  Güter.  2.  Die  Lage 
des  akademischen  Studiums  der  Nationalökonomie  in  Deutschland, 
a)  Urs]  innig  in  dem  alten  kameralwissenschafUichen  Stndhim,  b)  Fort- 
bildung im  Studium  der  modernen,  bes.  britischen  und  dieser  sich  an- 
schliessenden Wissenschaft.  ;}.  Die  gegenwärtige  Einrichtung  des 
Studiums  ist  bei  uns  in  Deutschland,  bes.  in  Preussen,  noch  unzulänglich. 
i.  Bedürfnisse  und  Forderungen  ergeben  sich  aus  der  Betrachtung  der 
Bedeutung  des  Studiums:  a)  als  allgemeines,  b)  als  spezielles 
Bildun^sfach  für  die  Studierenden  der  Universitäten  überhaupt,  bes. 
c)  fSr  die  Juristen,  a)  der  spftteren  Verwaltungs-,  ß)  der  JustiK- 
laufbahn;  d)  filr  Historiker;  e)  für  andere  Studierende.  5.  Be- 
setzung der  akademischen  Lehrstellen  hat  a)  nicht  nach  Rücksichten 
auf  Vertretung  der  Anschauungen  u.  Interessen  bestimmter  wirtschaftlicher 
u.  sozialer  KiaSBen,  wohl  aber  b)  nach  methodischen  Richtungen  der 
Lehior  zu  erfolgen:  «)  mehr  piinzipielle,  systematische,  dogmatische, 
deduetive;  mehr  historische,  descriptive,  induktive  Behandlungs- 
weise,  aber  stets  nur:  ein  mehr  oder  weniger,  nicht  eu  entweder-oder 
und  c)  nach  Spezialgebieten  der  Forsclumg.  <;.  I?iclitiger  Studien- 
gang  der  juristischen  studierenden:  a)  Grundlage  des  Studiums  das  ge- 
samte Recht,  b)  notwendige  Hinzuziehung,  schon  auf  den  Universitäten, 
des  sogen.  staatswissenswiaflKchen.  d.  h.  eben  des  Studiums  der  ge- 
samten Polit.-Okonomie,  namentlicn  ihrer  :]  bei  uns  üblichen  Haupt- 
teile, der  allgem.  u.  theor,,  der  prakt.  Nat.-Ok.  und  der  Finanz- 
wissenschah .  woran  sich  als  4.  Theil  eine  vergleichende  (bes. 
innere)  Verwaltung« lehre  (die  im  Sinne  L.  Stein's  fortgebildeto  alte 
PoHzeiwissenschaft)  anschliessen  sollte;  ferner  auch,  wenn  sie  nicht  gleich 
zum  Ausgangs [)unkt  von  Allem  genommen  wird,  so  als  .^).  Theil  eine 
(theorot.)  Politik  oder  allgemeine  vergleichende  Staatslehre.  7.  Dieses 
Eresainmto  Gebiet  der  „Staatswissenschwlen"  müsste  Für  alle  .Juristen 
l'rüfuD^ügegenstand  schon  in  der  ersten  Staatsprüfung  sein.  Grössere 
Mangel  bestehen  in  diesem  Punkte  in  Preuss^  als  in  den  meisten 
anderen  deutschen  Staaten  und  als  in  Österreidi. 


Literatur. 

L 

Sammel-  und  Nachschlagewerke, 

besonders  auch  für  weitere  Literaturangaben. 
iSciiönberg,  Handbuch  der  Politischen  Oekonomie,  in  Veibindnng  / 
mit  anda^  Fachmännern,  a.  Aufl.  Tüb.  a  Bände  lÖiK)  - LAuti.,  noch 
A,  W«g B «i,  iQi^Qkinb  Oxuai^  4.  Aufl.  1 
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erwoitoi  t  IH«)') — 1)7.  S.  ftlr  dieso  Schrift  namentlich  Bd.  1.  (Die  eiuzehien 
Bfiode  gesondert  verkftuflich.)  Die  einzelnen  Abschnitte  sina  selbständige 

grössorr  AI  II  n Hungen  der  verschiedenen  Mitarbeiter.  —  Handwörter- 
uch  der  Staatswissenschaflen,  herausgegeben  von  Cojarad,  Elster, 
Lexis,  Löning',  bearbeitet  von  diesen  und  zahlreichen  Hitarbeitern 
in  Form  meist  Kleinerer  Artikel,  Jena  1890 — B4.  (H  starke  Bände.) 
1 .  Suppl.-Band  1895.  2.  18f»7  L>  Aufl.  1898-1901,  7  B.  (citiert:  H.W.  B.  St.) 
—  ^Ister,  Wörterbuch  der  Voikswirtschaft,  2.B.  189«.  2. A.  1906.  —  Dict. 
de  rSSSn.  poHt.  y.  Co^uelin  et  Gnillanmin.  3.  A.  IBM  (Gbndbuoh 
dps  franz.  Ökonom.  T^iberaTTsmus).  ~  Xouveau  dictionnaire  de  l'^conomie 
iiolitique,  pubUe  par  Leon  Say  et  Jos.  Chailley,  2  vol.  Paris  1891 — 92. 
Zahlreiche  Einzelartikel  von  verschiedenen  Autoren.  —  Palgrave,  diction. 
of  polit.  econom.  London  1891  flf.  —  Von  älteren  Wencen  die  poli- 
tischen Staatslcxica  (Einfluss  dos  Standpunkts  auf  Behandlung  prak- 
tischer Fragen^:  die  einschlagenden  Artikel  im  Kotteck'Weicker- 
Bchen  Staatdezikon  (liberaMndividualistischer  Standpunkt  der  1830er  ond 
•{Oer  Jahre),  im  Bl un t s ch  1  i -B r  a  to r s c h e n  Staaatswörterbuoli  (sclion 
mehr  historische  und  organische  Auffassung),  im  H.  Wagen  ersehen 
Staats-  und  Gesellschaftslexikon  (konservativer  Standpunkt  der  1850  er 
und  60  er  Jahre).  Kentzsch.  Handwörterbuch  der  Volkswirtschafts- 
lehre IH&i  (deutscher  Maneliesterstandpunkt\  Auf  katholischem 
Standpunkte  das  im  Auftrage  der  Görres-Geseilschaft  herausgegebene 
Staatsleirikon  von  Bruder,  m  2.  A.  v.  Bachem.  —  Vielfech  beachtens- 
wert auch  die  betreffenden  Artikel  der  neueren  grösseren  Konversations- 
lexika von  Meyer,  Brockhaus  usw.  —  Die  hauptsächlichen  deutschen 
Fachzeitschriften:  Zeitschrift  f.  d.  gesamte  Staatswissenschaft 
iibinger  Zeitschrift" letzt  heräusgeg:  v. K.Bücher,  laufte  v.Schäffle; 
Jahrbüt^ier  f  Nationalökonomie  und  Statistik,  von  Hildebrand,  jetzt 
Conrad  ii.  u.;  \  ierteljahrschriit  f.  Volkswirtschaft  und Kultarfl^schichte 
eingegangen);  Jahcbnch  f.  Gesetzgebung  und  Yerwaltunp^  des  Deutschen 
■?eicns,  jetzt  herausgeg.  von  G.  Schmoll  ei-;  Zeitseluift  f.  T.iteratur 
und  Geschichte  der  Stautswissenschaften,  herausgeg.  v.  Frankenstein 
(oincregangen);  (Österreich.)  Zeitschrift  f.  \'olkswirtschaft,  Sozialpolitik 
und  \  emaltung.  Zeitschrift  f.  Soziahvissenschaft  v.  J.Wolf.  Fianzö- 
aische,  italienisdlie,  englischei  bes.  reiche  nordamerikanische  Zeltechrütlit*. 


IT 

Literatiirgeschiehte  der  Nationalükonoiiiie. 

Grösseres  genügendes  allgemeines  Werk  fehlt.  Für  Biblio- 
graphie  s.  die  Titer.  Artikel  in  H.-W.-B.  d.  St.  von  Lippert. 

Rob.  v.  Hohl,  monographische  Abh.  über  die  Schriften  zur  Ge- 
schichte der  Polit.  Oekonomie  (bis  1857),  in  seiner  Geschichte  und 
Literatur  der  Staatswissenschafb^n.  Band  '.]  (Eilangen  IS.V)),  S.  2J>4  ff.  — 
Grundrisse  der  Literaturgcscluchte :  Ingram,  history  of  polit. 
economy,  Edinb.  1888,  deutsch  von  Roschlau,  1890,  2.  A.  1905, 
(Richtung  der  historisch-nat.-ök  Schule,  vor/flglich,  wenn  auch  hier 
und  da  nach  diesem  Standpunkt  zu  einseitig  im  Urteil.)  —  Eisenhart, 
Geschichte  der  Nationalökonomie.  2.  Aufl.  Jena  1891.  {Güter"~UeT)er- 
blick  der  leitenden  Ideen  und  Ilauptautoren.)  —  Mor.  Meyer,  die 
neuere  Nationalökonomie  in  ihren  llutiptri(  htnngen  dargestellt,  1.  Aufl. 
Minden  löbö.  (Populän;  Kompilation.)  —  K.  \\  uicker,  Geschichte  der 
NatioualOkonooiie.  Tjeipzig  im-l  (\'öllig  unkritisch.)  —  Daniaschke, 
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Gesch.  cL  Nat  (>lc.  2.  A,  1905.  (populär,  ganz  gut.)  —  Etwas  ausführ- 
licher, bibliographisch  reichhaltig:  L.  Gossa,  Guida  allo  studio  dell' 
economia  pohtica,  deutsch  nach  oer  2.  Aufl.  von  Moormeister.  Freihurg 
1880.  Besonders  aber  die  dritte  sehr  erweiterte  itaUeniscbe  Ausgabe 
(u.  a.  T.  introduzione  etc.)  Milano  18i)2. 

Umfassendere  \Verk(  :  Kautz,  gescIiicbtUche  Entwicklung  der 
Nationalökonomie  und  ihn  r  Literätnr,  rjesondors  Bd  -2.  Wien  l^OO. 
(Inhaltreich,  aber  zu  panegyrisch.)  —  E.  Dühring,  kritische  Geschichte 
der  Nationalökonomie  und  des  Sozialismus.  '.].  Aufl.  1879.  (Hyper- 
kritisch,  extrem  subjektiv  und  persönlich  gehässig)  —  M.  Block,  les 
progros  dc'  la  science  ^conomimie  depuis  Ad.  Smith,  2  vol.  Paris  1889. 
iLiberal-iiuli\  iduaUstische  Kritik,  besonders  auch  der  neueren  deutschen 
Nationalökonomie,  aber  voreingenommen.)  —  W.  Roscher,  Geschichte 
der  Nationalökonomie  in  Deutschland.    Mfinchen  (Immense  Bo- 

lescnheit,  Feinheit  des  Urteils,  aber  eben  wesentlich  nur  die  deutsche 
Wissenschaft.)  —  Oncken,  Gesch.  d.  NatOk.  I.B.  1902,  die  Zeit  vor 
Ad.  Smith  (bes.  wertvoll  f.  d.  physiokr.  Lit)  —  Aeltere  Lit  :  Blantjui, 
Hist.  de  l'econ.  pol  18:>7.  Twiss.  progr.  of  pol.  econ  1K47.  Bianchini, 
scienza  d.  beu  vivere  soc.  I<sä7.  Pecchio,  stor.  d.  ec.  pol.  in  Italia, 

Ucher  einzelne  Autoren,  Perioden  und  Literaturrichtnugon : 
Br.  Ilildebrand.  Nationalökonomie  der  Gegenwart  und  Zukunft 
1.  (einziger)  Band.  1^^.  G.  Schmoller,  zur  Literaturgeschichte  der 
Staats-  und  Sozialwissenschaften.  Leipzig  1888.  (Sammlung  über- 
arbeiteter Rezensionen  aus  Zeitschriften;  scharf  ausgeprägter  Stand- 

Sunkt  der  jünp^orcn  deutschen  historiscli  -  nationalökonomischen 
chulo.)  —  \V.  Hasbaeh,  die  allgemeinen  philosopliisclicn  Grundlagen 
der  von  Quesnay  und  Smith  begründeten  politischen  Oekonomie,  Leipzig 
1H!H),  und  D IM- selbe.  Untersuchungen  über  A.  Smith  und  die  Ent- 
wicklung der  politischen  Oekonomie,  Leipzig  18^1.  —  Dietzel  und 
Oothein  Ober  die  neuere  deutsche  Nationalökonomie  in  dem  Werke: 
„Die  deutschen  Universitäten"  Berlin  1893,  Bd  1.  —  A.  Wagner,  die 
akademische  Nationalökonomie  und  der  So/ialisnrns.  (Rektoratsrede 
15.  Okt.  1895.)  —  G.  Schmoller,  Theorien  und  Tatsachen  (Rektorats- 
rede 15-  Okt.  1897.)  —  Rein  hold.  IJewogrnde  Krilfte  der  Volkswirt- 
schaft 18fl>^  (pas.sim  go^cn  die  ,.,Kathedersoziali8ten").  —  Spezialartikel 
über  lit.  Epochen  im  H.  W.  B.  St. 

Abrisse:  Die  deutschen  systematischen  Werke  Ober  Politische 
Oekonomie  (allgemeine  und  theoretische)  enthalten  vielfach  auch  kürzero 
literar-historis('ne  Uobi'rsirhten,  so  von  ältoren  Ran  (H.  1\  von  neueren 
H.  v.  Scheelini  1.  Bund  des  Schönbergschen  llandbuclis,  G.  Colin  (B.  1), 
G.  Schmoller,  Grundriss(B.  1).  Conrad,  Grundr.  (B.  1).  Passim  in  den 
Noten  Ro seh  e  r'.-^  Syst.  B.  1  (DogmencTPsclueiitliches),  bes  aurlizurEr- 

gänzung  von  H.'s  Gesch,  d.  Nat.-Oek.  S.  auch  das  unten  genannte 
lauptwerk  von  Knies  und  A.  Wagner,  Grundlegung,  dritte  Aufl. 
Einleitung  (S.  5-67)  Ueber  einzelne  Antoren  die  Artikel  im  Iland- 
wr>rterhuch  der  Staatswissenschaften,  besonders  für  Bibliographie,  meist 
von  Lippert. 


Die  nat.  ök.  Literaturgeschichte  wird  in  der  Vorlesung  im  An- 

schluss  an  die  folgenden  Ausfülunngen  u.  unter  Vorweisnng  auf  sie  nur 
kurz  zur  allgemeinen  Orientierung  von  mir  behandelt,  eingehender  in 
gelegentlichen  Spezialvorlesungen. 


1* 
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III. 


Hauptepoehen  der  Literaturgeschichte. 
Knappe  Auswahl  ans  den  Antoren» 

Die  drei  iiauptepochen. 

A.  Erste  vorwiegend  merkantilistische  Zeit  (16.— Ib.  Jahr- 
hnndert),  mit  gleichseitigfen  Nebenrichtungen. 

1,  Wisk(M7iaiin,  DarsteHunf^  d'T  zur  Zeit  der  Reformation  in 
Deutschland  herrschenden  Anscliauunt^en.  Leipzig  isGl .  G.  Schinollcr, 
zur  Geschichte  der  volkswirtsehaft liehen  Anschauungen  in  Deutschland 
während  der  Refonnationsperiode,  Tübinger  Zfitschr.,  Bd.  16.  Bister 
über  Calvin.  Jahrb.  f.  Nat -Oek.  B.  81.  Bidermann,  über  den 
Merkantilismus,  lb7Ü  (gut).  A.  Heid,  Carey's  Öozialwissenschalt  und 
das  Merkantilsystmn.  1866.  A.  Wagner',  Aufs.  ZoUe  im  Staats* 
Wörter!).  XI,  'M'-\,  ff.  G.  Seh  ni oll  er,  Einleitung  zu  seinen  Studien 
Über  die  W  irtschaftspohtik  Friedrich  des  Grossen  in  seinem  Jahrbuche 
1884,  jetzt  in  s.  Umriss.  u.  Untersuch.  Art.  Merkautilsystem,  von 

Leser,  H.-W.-B.  d.  St.  B.  4.  v.  Heykin^r,  /..  Gesch.  d.  HandelsbiJ. 
theor.  1883.  2.  Merkantilismus  in  Franker  ei  eh,  „Colbertis  mus**, 
G.  Cohn,  Colbert,  Tübing.  Zeitschr.  18i>ü,  l»7u.  Clement,  Hist.  d. 
syst.  Protect,  en  France,  1854.  Hecht,  Golbert^s  Anschauungen,  1898. 
V.  Thun  rei  eil  er,  franz.  Nation. Wohlstand,  Werk  der  Erziehung.  ISTJI. 
;J.  Engländer.  Mun's  Schriften discourse  of  trade  (1621),  Engl,  treas. 
by  for.  trade  (1644).  Child,  observ.  conc.  trade  1668 u.  öfter.  Schacht, 
eiigl.  Merkantilismus,  1900.  l  A eitere  Italiener  s.  Custodi's 
Samml.  Mil.  18(>2  ff.    Botero  ff.  Serra  (1613),  Genovosi  (17<;i»)r 

(Commercio,  econ.  civ.)  5.  Franzosen.  Bodin,  de  republ.  (15»4), 
Monchr^tien  de  WatteviUe  (161^),  M^lon  (1743),  Forbonnais 
(1758  n.)  Necker.  (Law).  18.  .Tahrh.  Holländer  de  la  Court) 
17.  Jahrh.  7.  Deutsche  Cameralisten,  Bornitz  (1612),  Klock  (l(>:i4, 
1651),  V.  Seckendorff,  teutscher  FOrstenstaat  (l(>r»6 u.  öfter).  Becher, 
polit.  Diskurs  (1677  nnd  öfter,  noch  im  18.  Jahrh.)  8.  HChenpunkt 
und  Läuterung:  besonders  J.  Steuart,  in^uirv  into  the  pnnc.  of 
poht.  economy,  1767,  (deutsch  1769).  v.  Justi,  Staats wirtsch.  (1752), 
V.  Sonnenfels,  Polieei,  Handlung  und  Fuanz  (1765  u.  öfters). 
Beccaria  (lim. 

Kebonrichtungen  in  der  merkantilistischen  Epoche:  1.  Eng- 
lische, s.  Roscher,  zur  Geschichte  der  englischen  Volkswirtschafts- 
lehre, 1850,  1851.  (Frühe  Freihändler,  North,  1691);  später  Tucker 
flT.'.'i  ff.i.  Ferguson,  1767,  (deutsch  v.  Dorn-Waentig  liHK)).  Die 
Philosophen  (Hobbes,  bes.  Locke,  Berkeley  (1735).  2  Hollän- 
dische (de  la  Court),  s.  B.  Laspeyros,  Geschichte  der  Volkswirt- 
sehaftlichen  Anschamingcn  in  den  Niederlanaen,  1862.  3.  Französisehe, 
teilweise  Reaktion  gegen  MerkantiHsmus  und  herrschende  Finanzpolitik 
(Boisguübert  um  1700,  Vauban  1707),  Cantillon  (1755).  S.  De  La- 
vergne,  economistes  fran^-.  au  XVIII.  siede,  1870,  G.  Cohn,  über 
Boisgiiilbert,  Tübinger  Zeitschr.  lX(i;>,  v.  Skarzynski,  dgl.  BerHn  is'T'», 
Lohmann,  über  Vauban,  islHi,  4.  Deutsche  Cameralisten,  besonders 
Finanzautoren,  s.  Rose  her 's  Geschichte  d.  deutschen  National- 
ökonomie, A.  Wagner,  Finanawissenschaft,  Bd.  1,  3.  Aufl.  §  ^  24. 


Digitized  by  Google 


^ferkantilismiifl. 

1.  Dieser  oder  das  eo^n.  „Merkantilsystem",  ist  kein  ge- 

sclilossenee  theoretisches  S^  st»  m,  sondern  eine  Reihe  von  Mass- 
re^^eln  der  praktischen  Wirlscliaftspolitik.  a)  Diese  einzeln 
schon  früher  oit  vorgekommen,  seit  dem  16.  Jahrlinndort  ver- 
allgemeinert in  der  spanischen  Handels-  und  Koioniaipoiitik,  werden 
dann  bes.  im  17.  Janrh.  in  der  französischen  (Colb^  1619—1683) 
inneren  Gewerbe-,  all^meinen  Landeskultur-  and  auswärtigen 
Haivk'ls-  und  ScliifFalirtspoIitik,  sowie  in  der  g:leichen  letzteren 
englischen  TVditik  zu  einer  Art  gesamter  Srnntswirtschat'tspolitik 
entwickek  und  treten  in  anderen  Ländern  allmählich  ähnlich  hervor 
(dentsche,  bes.  prenssische  Landesknltur-  nnd  BeviJlkerungspolitik). 
b)  Die  wichtifrsten  Momente  des  praktischen  Merkantilisnuis  sind: 
ii)  die  Fortbildnn^'-  ^  r  Volkswirtschaft  aus  der  stadtwirtsehaftlirlirn 
in  die  territorial-  und  natioualwirtscliaftliche  Phiase;  ß)  die  Richtung 
auf  volle  Geld  Wirtschaft;  y)  die  stärkere  Entwickelung  von  Gewerbe 
und  Handel,  über  die  nandwerksmässigen  nnd  hansindustriellen 
Betriebsformen  hinaus  in  die  der  Manufaktur,  der  Fabrik,  des 
Grossbetriebs;  d)  die  grössere  Teilnahme  am  auswärtigen,  bes. 
auch  am  Fern-  und  Kolonialhandel;  f)  die  Bildnn*?  eines  Landes- 
grenzzoUsystems  als  einheitlicher  territorialer  Grundlage  der  Volks- 
wirtschaft nnter  möglichster  Beseitigung  der  Binnenzölle:  C)  die 
Ausbildung  eines  Schutzzollsystems,  bes.  zu  Gunsten  der  heimischen 
Industrie;  >/)  die  Gestaltung  des  auswärtigen  Handels  mögliclist 
zum  Acfivliundel  mit  günstiger  Handelsbilanz,  überwiegender 
Fabrikatenausluhr,  iiohprodukten-  und  Geldeinluhr;  i>)  eine  Be- 
TÖlkeningspoHtik  mit  dem  Ziel  der  Steigerung  der  Zahl,  der  Er- 
höhung der  Volksdichtigkeit,  daher  Begünstigimg  der  Einwanderung, 
inner«  KülonisatioTi,  Hemmung  der  Auswanderung;  i)  die^^e  ^fomente 
Stelleu  Triebkräfte  in  den  wirtscliat'tsgeschichtlicheu  Entwicklungen, 
Zielptuikie  dafür,  Ililftsuiittel  dazu  dar. 

2.  Die  Theorie  der  Periode  bringt  diese  Momente,  bes. 
die  Zielpunkte  nnd  Hilfsmittel,  in  eine  Art  wirtscliaftsw  isseufichaft- 
licheu  Systems,  meist  mit  zu  weitgehender  Sclialiionisierung  und 
Generalisierung  der  Fiinzeliieiten  zu  unbediuL'^ten  (irnudsätzen  und 
Forderungen.  Die  springenden  l^iukte  dabei  sind:  a)  Hobe 
Scbfttzung,  viel&ch  Ueberschfitzung  von  Geldmenge  und  Geldumlauf, 
—  wenn  auch  keine  Midastheorie,  so  doch  eine  Verwechslung  des 
privat-  mit  dem  volkswirtscliaftliclien  Gesichtspunkte  in  ]>ozug  auf 
Würdigung  von  (Edelmetall) -  (ield ,  dessen  Menge  und  l'ndaut* 
indessen  mit  richtiger  Erkennluis  von  der  Bedeutung  des  Geldes  und 
seiner  Vermebrung  als  Anregungsfaktor  für  Produktion  und  Ver* 
kehr  in  gietldwirtsdiaftlichen  Zuständen;  b)  Doktrin,  dass  die  Geld- 
vermelu'ung  mittelst  Einfuhr  aus  dem  Auslände  nnd  Erlialtung  d(>s 
Geldes  im  Inlande  sieli  nicht  von  selltst  genügend  voll/.ielie.  sundern 
besonderer,  namentlich  Industrie-  und  handelspolitischer  Mass- 
nahmen, speziell  mittelst  entsprechender  Handels-  nnd  Zollpolitik 


—  e  — 

zur  Herbeiführung  einer  günstigen  Zalilungs-  nntl  Handelsbilanz 
bedürfe;  c)  Würdigung  der  nationalen  Produktions-  und  Arbeits- 
nad  Beniftzweige  fainsicfatlieh  ihrer  ▼olkswirtschaftlichen  sogen. 
,J*n>duktWität"  n;ic]i  dem  Masse,  wie  sie  zur  Geldvermchrung  und 

rc<i^em  Gcldumlaut"  bcitra«ren  können  und  wirklieli  lieltniLM'n ; 
d)  üptimistit^chc  Auttassung  der  Volkaverioehrung  und  giusser 
steigender  Volksdichtigkeit  als  Ursachen  und  Bedingungen  wie 
aa<£  wieder  als  Wirkungen  und  Folgen  blüfaender  Volkswirtschaft 
3.  Eine  allgemeine  regulierende  Wirtschaftspolitik 
zur  ErrcM'lmiig^  der  Ziele,  wie  die  Praxis  des  ., aufgeklärten  Ab- 
solutismus uud  Despotismus'"  sie  betreibt,  wird  daher  auch  theoretisch 
^rechtfertigt  und  gefordert.  Bei  vielen  Fehlern  und  Uehertreibungeu 
im  Einzelnen  ist  auch  von  der  merkantilistisehen  Theorie  und 
Praxis  ji'tzt  wieder  mehr  als  wenigstens  teilweise  und  relativ  richtig 
sowie  durch  die  Zeitverlililtnisse  historisch  bedingt  erkannt,  als  es  von 
Theorie  und  Praxis  der  folgeuden  Epoche  des  Ökonom.  Individualismus 
u.  Liberalismus  geschehen  ist.  Namentlich  als  notwendige  historische 
Durchgangsphase  zur  modranen  Volkswirtschaft  und  deren  Wirt- 
sckaftspolitik  wird  der  MerkantilismuB  jetsst  objektiver  gewürdigt. 

B.  Zweite  vorwietrend  liberal-individualistische  Kich- 
tung  ^l^f.  bis  ly.  Jahilmruleit). 

Theorie  des  ökonomischen  Individualismus  un'l  Libera- 
lismus oder  „dor  freien  Konkurrenz"  Tätorarpfoscliiehtlich  sind 
dabei  zu  unterscheiden:  I.  Vorläufer:  die  N ebenrichtungeu  in  der 
merkantilistischen  Periode.  2.  Die  Physiokraten.  8.  Die 
britischen  Oekonomistcn ,  A.  Smith,  seine  Vorgänger,  seine 
Scliule.  dir  ,.kl  as  scli  e""  englisclie  Xntionalökonoinie.  A.  Die  kon- 
tinentale Nutioiialükouoniie  (fraiizüs..  italien  ,  deutsch»^).  .").  Die  neuere 
deutsche  Nat.-Oek.  (ihre  zwei  Wurzeln,  alte  Gameralwissensch.» 
ausländ.,  besonders  brit.  Nat.-Oek.)  6.  Uebergänge  zur  dritten 
Epoche:  deutsche  historisclie  Schule  (ältere,  jüngere,  Methoden- 
frage); organische  Auffossung;  Beeinflussuog  durch  den  Sozialismus. 

Ockonomischer  Individualismus  und  Liberalismus. 

1.  Der  Htcrargcschlcbtlicbc  Scliwerpnnkt  lie^t  in  2  und  bes. 
3,  in  der  JJoetrin  der  l^hy^^iokrateu  und  der  britischen  Oekonomisten. 
2.  Die  kontinentale  und  doch  auch  noch  die  deutsche  neuere  Nat.- 
Oek.,  einschliesslich  der  histor.  Richtung,  bauen  auf  diesem  Funda- 
ment weiter.  Ijc-itmeu  freilich  auch  es  umzugestalten  und  führen 
80  in  die  dritte  Epoche  hinüber.  3.  Im  Ganzen  liegt  Iiier 
aber  doch  eine  Gesnratrichtung  vor,  welche  sich  nnter  obigem 
Namen  am  besten  zusammenfassen  läsöt.  a)  Insbesondere  sind 
Physiokratismus  und  brit.  Oekonomik  nur  zwei  Phasen  Einer 
Epoche.  Ausgangspunkt  und  Grundlage  beider  bildet  die  naturreclit- 
liehe  Philosopliie  (Locke),  auch  die  Psychologie  des  18.  Jahrhmulerts, 
die  bes.  im  Physiokratismtis  und  in  der  brit.  Oekomik  die  gleichen 
sind,  b)  Daher  die  Lehre  von  den  „volkswirtschaftlichen  Xatwr- 
gesetzen^S  in  welchen  die  Triebfeder  des  Eigennutzes  wirkt, 
c)  Personliche  Freiheit,  Privateigentum,  Vertragsnreiheit,  Erbrecht 
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wird  als  selbstverstandliclie  notwendige  Grundlage  angenommen, 
d)  Natürliche  Intcressenlmrmonie  wird  aus  dein  Wirken  des  Eigen- 
nutzes abgeleitet,  e)  Freies  Waltenlassen  der  Individuen  unter 
dieser  Triebfeder  wird  daher  verlaugt,  auch  im  Gesamtiuteresse 
(„laiseez  faire  et  pasfler'*}.  f)  Besclirftnkung  der  Btaatstätigkeit  dem- 
gemäss.  g)  Daher  auch  Berührung  mit  und  Forthau  auf  der  indi- 
vidualistischen Rechts-  und  StJiatsphilosophie  und  KechtsstantPthenrie 
(Kant),  h)  So  wird  die  Polit.  Oekon,  mehr  eine  Naturlehre,  als 
eine  histor.  polit.  Wissenschaft,  i)  Erst  später  (Mitte  des  19.  Jahrh.), 
beB.  in  der  deutschen  Wissenscbaft,  Fortbildung,  beginnende  Um- 
gestaltung auf  anderen  philos.  und  psychol., Grundlagen  und  unter 
historischer  und  organiscli-roalist.  Auffassung.  4.  Die  friilier  übliche, 
noch  heute  niclit  völlig  aufgegebene  Behandlung  bildet,  abweichend 
von  der  hier  vertretenen,  drei  „Systeme":  Merkantilismus,  Physio- 
kratismus,  Smithianlsmus  (brit.  Oekonomik),  ist  aber  falsch,  diese 
3  Glieder  sind  auch  nicht  Correlatc.  S.  W'agnerG.  I.  Hasbachs, 
gen.  Schriften.  Biermann,  Staat  u.  Wirtsch  ,  B.  I.  die  An- 
Rchcinungen  des  ökon.  Individualismus  (1905).  (Daselbst  weitere 
Lit.angabcn.) 

C.  Dritte  vorwiegend  sozial-ükonomis che  Richtung  (19., 
90.  Jahrh.)  1.  Vorläufer:  Die  bei  B,  6  genannten  Uebergangs- 
richtnngcn.  2.  Die  Sozialisten  (ftltore,  englische,  französische,  deutsche 
Literatur,  gegenwärtiger  wissenschaftlicher  Sozialismus).  i\  Die  ver- 
mittelnden Kidttungen,  besonders  die  gegen wiU  tige  deutsche  wissen- 
BchatÜiche  Nationalökonomie. 

Sozial  Ökonomik. 

1.  Passender,  docli  nicht  eingebürgerter,  Xanu'  speziell  l'iir  diese 
dritte  Epoche.  Kr  wird  aber  jetzt  öfters  für  J^olitische  Oekononiie 
Überhaupt  —  und  auch  nicht  unpassend  —  angewandt.  2.  Attch 
diese  Zusammenfassung  (C.  Nr.  1  mit  Nr.  2  und  Nr.  3  mit  Nr.  2)  ist 
nicht  allgemein  üblich,  al)er  richtig.  3.  Früher  wnrdi'  ..Sozialismus** 
meist  von  den  Oekonomisten  (h>s  Individualismus  nicht  als  Wissen- 
schaft" und,  wenn  so,  als  eine  der  J^olit.  Ökonomie  konträre  Wissen- 
schaft angesehen.  4.  Doch  ist  „Sozialismus^*  „Wissenschaft'*  und 
zwar  eine  literargeschichtliche  Phase  in  der  Gesamtwissenschaft 
der  Polit.  Oekon.  n.  der  einseitig  entwickelte  Teil  'nicht  einmal 
„Kern")  einer  dritten  Kpoclie  dieser  Wissenschaft,  eben  der 
„socialökonoraischen"  Epoche.  ;>.  Weitergehende  Prätensionen  des 
SozialismuB  („die  Wissenschafl'*  des  wirtsch.  Lebens,  die  „wahre'* 
Wissensch.  davon  zu  sein)  sind  abzuweisen.  6.  Auch  die  neueren 
und  neuesten  ,.vernuttelnden""  Richtungen  (('  Xr.  31  sind  dem 
Sozialismus  verwandt  (was  gegen  vi(  le  ihrer  Vertreter,  wie  auch 
gegen  solche  des  Sozialismus  l'estzuhalten  ist).  7.  Sie  stellen  aber 
auch  nicht  einen  Bmeli  mit  der  brit.  Oekonomik,  sondern  nur 
eine  Fortbildung,  eine  Läuterung  der  Doktrin,  auch  der  Dogmatik, 
und  eine  Revision  und  Verbesserung,  nicht  ein  völliges  Aufgeben 
der  philos.  u.  psycho].  Grundlagen  Bowic  der  Methoden  dieser  Phase 
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dar.  8.  Auch  durch  diese  Fortbildung  ist  daher  keine  .,neue*% 
keine  „allein  wahre"  Wissenschaft  überhaupt  ti.  anch  keine 
„eigentliche"  „Wissenschaff  der  Xat.  Ockon.  erst  gewonnen 
worden,  9.  Bezügliche  Prätensionen  (z.  T.  Seitens  der  jüngeren 
deatscheik  historiBchen  Biehtiing)  sind  ebenso  absnweisen,  wie  beim 
SoaialismnB.  10.  Auch  hier  kann  immer  nur  von  E  ntwiek  längs - 
phasen  der  Gesamt  wissen  Schaft  der  Polit.  Oekon.  gesprochen 
werden.  (Wagners  G.,  Marshall).  11  „Bmch"  mit  der  brit. 
Oekonomik  u.  ihrer  „Dogmatik'*  wäre  auch  unrichtig  u.  wird  von 
der  hiBtor.  natökon.  Schale  mehr  ak  Ziel  au%eBtellt  u.  als  notwendig: 
behauptet,  denn  von  ihr  selbst  ii^ndwie  erreicht.  (G.  Schmoller). 
(S.  unten  T.  I,  Kap.  1.) 


TV. 

Literatur  des  ökononiischen  Individualismus,  besonders  haupt- 
sächlichste leitende  Werke  der  neueren  fremden 
allf^emeinen  Nationalökonomie. 

A.  Physiokraten  (..econoniistes**)  ^^Af^ricultursystem")  als  erste 
Phase  des  Ökonom.  Individualismus  u.  LiljcraUsmus.  Fr.  Quesnay, 
Oeuvres  öconomiques,  besonders  tableau  cconomique  (175H),  maximes 
genörales  du  cronvcrnement  ^'conomique  d'un  royaume  agricole  fl75^<), 
in  den  Schriften  Quesnays,  so  jetzt  hol  A.  Oucken,  oeuvres  de 
Qoesnay,  Frankfort  et  Paris  1888.  —  Turgot«  oeuvres,  besonders  die 
r^'Hoxions  snr  1a  forinatioii  et  la  distribution  des  richesses  flTHH"),  «leutsch 
V.  Dorn-  Wacntig  190,'i,  (Elementarbuch  der phvsiokratischen Richtung). 

—  De  Gournay,  C'antillon,  der  ältere  Mirabeau,  Dupont  de 
Nemours,  Mercier  de  la  Ri viere,  Carl  Friedrich  von  Baden, 
Schletweiu.  S.  Kellner,  /tir  neschichte  des  Physiokratismus,  IS  17. 
Stephan  Bauer  in  Conrads  Jahr biich.  Iö9ü.  De*  Laverjgne,  Has- 
bacn  a.  a.  0.,  bes.  Oncken.  Art.  Quesnay  im  H.-W.-B.  oTSt.  VI.  u. 
in  rl.  Ztschr.  f.  Lit.  d.  Staatswissensch.  B.  1  ff.  Ders.  Alaxime  d.  laissez 
faire,  188ß,  ders.  Gesch.  d  N^at.-Oek.  1.  H14  ff.  Lexis,  Art.  physiokr. 
Schule,  H.  W.  B,  St.  Vi.  Iligg's  nhy.siokr.  1S'J7,  Biermauu  a.  a.  0, 
J.  K.  ;;.  Ueber  Quesnay  Neuratn  issi  über  Turgot  v.  Scheel, 
Tabing  Zeitschr.  lS<j8.  v.  Sivers,  Hildebrands  Jahrb.  1874,  Lippert. 
H.-W.-ß.  d.  St.  Bd.  VII.  Knies,  Carl  Fr.  v.  Baden  usw.  löi>2.  Emming- 
haus  üb,  dens.  Hildebr.  Jahrb.  1872.  Weitere  Lit.  bei  Oncken,  Lexis. 

—  Nachklänj^e:  Rühland,  Syst  d.  Nat-Oek.  L  im 

Physiokratismus. 

1.  Er  ist  im  scharten  Unterschied  -/ntn  Mcrkantilistnus  oin  ge- 
schlossenes theoretisches  Svsterp..  ein  spekulatives  1  .elii;L;i'h;nuli'.  bes. 
bei  Quesnay,  in  der  Ausbildun«;  eine  Art  Philosophie  des  Indi- 
vidualismua  und  Libemifsmus  auf  ökonomischem  Geriete.  2.  Seine  Be- 
gründer und  Hauptvert  r  r i  t  sind Origiiialdenker,  die  aufdemphilosnph. 
Boden  ilirer  Zeit  stehen  (s.  Hashach.  Biennann  a.  a  0.).  3.  Eine 
zahh-ciche  Öchule,  fast  Secte,  scbliesst  sich,  bes.  in  Frankreich,  an. 
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4.  Sif  breitet  sich  nach  Deutschland,  Italien,  auch  etwas  nach  England 
aus.  5.  Ancli  der  Ilauptkritiker  der  Physiokratie,  A.  Smitli.  steht 
docii  auf  dem  ßoden  gleicher  Grundan»chauungen  mit  liir  über 
Katar,  Mensch,  Triebe,  KrSfte,  Ziele,  Mittel  u.  Wege  der  Yolks- 
virtachaft  und  ist  in  seiner  Lehre  mehr  reinigender,  Auswüchse 
u.  offenbare  Einseitigkeiten  beseitigender  Fortbildner  der  r^fi\  >?io- 
kratie,  als  wirklich  originaler  Xeubegründer  der  ökon.  Ductrin. 
ö.  Xame  „Ph^siokratie'\  7.  Kealistiscb  ist  gleichwohl  die  phys. 
Lehre  seihst  im  Sjstem  Qnesnays,  d.  h.  beeinfliisst  dnreh  Zeit^ 
Landesverh^iltnisse  (Frankreich)  und  für  die  praktische  Wirtsehafis« 
politik  Forderunffon  stellend :  eben  die  des  „Laissez  faire".  8.  Turgot 
18t  der  selbstfindigste  und  bedeutendste,  doch  auch  praktisch -staats- 
luänniijcbe  Kopf.  9.  Seine  Einleitung  zur  Begründung  der  Auf- 
hebung der  Zünfte:  Freies  Recht  zu  arbeiten  und  Art  der  Arbeit 
eu  wählen:  ein  wahres  von  Gott  dem  Mensehen  gegebenes  Natur* 
und  ürrecht  (1776). 

10.  Aufstellung,  Ableitung  und  Durchbildung  theoret.  ilaupt- 
lehrsätze:  a)  wichtige  falsch  u.  schief;  b)  fast  alle  zu  absolut; 
c)  dennoch  erstes  eigentliches  theoret.  System  derPolit.  Oekon.  in 
der  Zusammenfassung;  d)  selbst  in  der  einseitigen  Wiir<ligung  der 
Bodenbearbeitung  der  Kern  niclit  so  unrichtig.  11.  llaujitsätze 
(s.  Quesnay 's  Maximen)  a)  Boden  (Erde)  u.  Arbeit  auf  ihr  sind  die 
Quelle  des  Volksreichtums;  b)  Eigentum  (Privat-)  ist  Grundlage 
der  ökon.  Ordnung  und  Voraussetzung  ordentlichen  Bodenanhaas; 
c)  Teilung  der  Bevölkerung  in  2,  bezw.  4  Klassen:  a)  Bearbeiter 
des  Br»dens.  die  eigentlich  u.  allein  produktive  Kl:<sse;  Onmd- 
eigner,  die  aus  sozialen  Gründen  notwendige,  die  CTrundrente  (den 
Bodeureinertrag)  beziehende  Klasse;  y)  die  lohnarbeitende  untere 
Klasse  im  Dienst  von«  n.  ß-^  ö)  die  übrige  BeTÖlkcrung  (in  Ge- 
werbe. Handel,  liberalen  Berufen,  Öffentl.  u.  priv.  Dienst),  die  aus 
dem  Bodenreinertrag  beschäftigte  u.  von  ihm  lebende  Klasse,  die  (im 
ökon,,  nicht  sittl.  u.  sozialen  Sinne)  , .sterile"  ,,siipendiierte  unproduk- 
tive, d)  Daher  ganz  andere  Lehren  von  der  IVoduktivität  als  bei 
den  Merkantilisten,  e)  Alleiniger  Beinertrag  (produit  net)  des 
Bodens.  So  das  Grundrentenproblcm  ein  reines  Produktionsprobleni. 
Erkbining  der  T.e.hre.  Berichtigung,  f)  Steigerung  dieses  Rein- 
ertrags die  höchste  Aufgabe,  g)  Mittel  dazu:  «)  Sicherung  des 
Eigentums;  „natürliche  Ordnung  der  Dinge*',  d.  h.  freie  Bewegung 
von  Arbeit  u.  Kapital  in  Richtung  auf  u.  Anwendung  in  Boden- 
arbeit, bes.  in  Ackerbau;  keine  sinzlello  Begünstigung  des 
Ackerbfins.  (Freiheit  u.  Nutzen  der  Austnhr  von  Hndcnprodukten, 


«)  Fortfall  der  Begünstigung,  der  lieglementierung  von  ludnstric, 
Handel,  auch  im  Interesse  des  Ackerbaus. 

11.  Praktische  Wirtschaftspolitik  demgemäss:  .J^i^^ez 
faire  et  passer",  a)  Beschränkung  der  Staatstätigkeit  auf  Rechts- 
schutz, Volkserziehung;  b)  Vorteil  der  absol.  Monarchie,  die  über 
den  wirtschafth  Parteien  steht;  c)  die  „natürliche  Ordnung  der 
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Dinge**  und  die  wirtschaAil.  Natnigesetze  sind  in  der  Wirtschaftspolitik 

znv  Go1tnn*^  7.n  bn'iigen,  um  das  Wnlil  ctpr  Reiche  zu  fordern 
(Mirabean  il.  Ae.);  d)  damit  Reaktion  gegen  den  alles  regle- 
mentierenden „Wohlfahrtsstaat""  u.  das  Merkantilsystem;  e)  anti- 
merkantilistiselie  Industrie-  u.  Handelspolitik:  Agrm-produkte  aus-, 
Fabrikate  einführen;  f)  Forderung  der  ., einzigen  -  direkten  Grund- 
steuer (impot  miiqiie):  Konsequenz  der  Gmud^rcdanken  des  Systems; 
g)  prakt.  Kintluss  der  pliys.  Leinen  u.  Forderungen  in  der  grossen 
französ.  Revolution«  bes.  in  der  Wirtschaftspolitik  (Gewerbefreiheit), 
in  der  Steuerpoliiak  (Bevonsugung  der  direkten,  bes.  der  Gmnd- 
stener). 

H.  Br  i  tis  eil  e .  Sohren.  ..klas s i  sc  h  o"  Xationalrikouomieals  zweite, 
Phase  clor  Doctrin.  Vörläufer:  Tucker,  (s.  Schmidt,  H.-W.-B.  d, 
St.  Bd.  '^.),  namentlich  D.  Hume,  (bes.  essavs  a.  treatises  1742,  1752, 
8.  Lippert,  H.-W.-B,  d.  St,  Hd.  4,  Lit.  eb.  S/li>m  Die  3  (mit Hume  4J 
grossen  hnt.  „Klassiker,"  Smi tli ,  jM al thus,  Ricardo.  —  Adam  Smith , 
inquiry  into  the  nature  and  causcs  of  the  wealth  of  nations,  .London 
1776,  das  berOhmteste,  auch  das-  einflnssreichste  Buch  der  national- 
cUvonomit^clicn  Literatur,  in  zahlreichen  ongüsclien  Auflagen,  auch  mit 
Kommentaren  und  vielen  Uebersetzuneen,  so  deutsch  von  Asher  (2  B., 
Stutl^rt  IbiGl),  von  Stöpel,  von  LOwenthal:  Aua^ran-r^punkt  der 
neueren  wissenschaftlichen  Bewegung  in  der  ganzen  Welt.    V  oraus- 

Eegangen:  Smith'  thcory  of  mor.  sentiin.  17öl>.  \.  A.  Smith's 
ehre  (das  auch  wohl  sogen.  „Industriesystem")  stellt  immer 
noch  einen  mächtigen  Bestandteil  der  Grundlagen  der  heutigen  wissen- 
schaftlii'lu'ii  Polit.  Gek.,  namontlich  dn-  alltrcini'iur'n  ii.  theoretischen, 
dar.  Demgemäss  ist  für  sie  u.  bmith's  Wei  k  auf  diese  ganze  Vorlesunc 
zu  Terweisen.  2.  A.  Sm.  steht  auf  dem  gleichen  Boden  der  philos.  und 
speziell  naturrechtl.  Auffassung  wie  seine  Zeit  (schott.  Philos.)  u.  wie 
aucli  die  l'hysiokraten.  8.  In  der  Pol.  Oek.  stellt  er  die  Arbeit  als  die 
Quelle  uJlcs  wirt.schaftl.  Wohlstands  (Reiclitums)  an  die  Spitze  (s.  Auf. 
s.  Werks).  4.  In  dri  Arbeitsteilung  sieht  er  das  wichtigste  Prinzip  der 
Produktivität  der  .Arbeit.  5.  Er  fa<:f::t  aber  die  Arbeitsteiltin<x  7a\  eng, 
wes.  nur  als  technische  der  Verrichtungen  unter  den  auslührendon 
Arbeitskräften.  6.  Seine  Froduktionslehre  steht  höher  als  seine  Ver- 
teilungslehre. 7.  In  dieser  vertritt  er  die  „natürliche  Ordnung'',  nadi 
welcher  sich  auf  der  Grundlage  der  einmal  gegebenen,  aber  auch 
uatia  lii  h  begründeten  Rechtsordnung  dor  Fremeit  und  des  i'nvat- 
eigt  iituins  d<  r  arbeitsteilig  gewonnene  Gesamtertrag  der  Produktion 
an  die  Grundeigentümer,  Icapitalbcsitzenden  Unternehmer  u.  Arbeiter 
unter  dem  Einnuss  der  Konkun-enz  verteilt,  als  Reute,  Profit,  Lohn. 
8.  Das  Grundrentenproblem  bei  ihm  noch  wesentlich  Produktioris-,  nichl 
wie  erst  klar  bei  Ricardo,  Verteilungsprobleui.  f),  Seine  Wert-  und 
Preislebre  noch  mangelhaft  und  unklar.  10.  Seirfe  Methode  Deduktion, 
aber  überall  mit  Induktion  verbunden.  IL  Er  überhaupt  nicht  nur 
abstrakter  Denker,  sondern  historisch  und  daher  mehrfach  relati\  auf- 
la.ssender  n.  urteilender  Gelehrter,  mit  ]iolitischen,  staatsmannischen 
Gesichtspunkten  (Handels-,  Schüfahrtspohtikj.  12.  Schaifer,  wenn  auch 
zu  einseitiger  Kritiker  des  Merkantilismus;  seine  Argumente  das  Arsenal 
dei-  freihändlerischen  Beweisführung  noch  heute.  13.  Aber  A.  Sm. 
lange  nicht  so  einseitig,  so  doktrinär,  so  unhistorisch,  so  un|)olitisch, 
wie  seine  „Schule'",  bes.  die  spätere  Manchesterrichtung.    14.  Des- 
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bleichen  Sni.  Kritikfr  des  Physiokratismus,  dessen  Einseitigkeiten  er 
berichtigt,  lö.  im  5.  Buch  des  ,,weaith"  eine  Art  Finanz  Wissenschaft, 
die  bes.  nnter  der  einseitigen  Kechtsstaatsauifassmig  leidet.  16.  Das 
ganzo  Hauptwerk  ist  nur  eine  Art  ,, System"  der  Nat.-Oek..  aber  doch 
auch  in  dieser  HinsichtHöhepunktseinerZeitund  Vorbild  der  brit.  systemat. 
Wissenschaft  bis  heute.  17.  Die  Ansicht  von  der  Ökonom.  Interesseu- 
hannonie  als  Folge  des  Waltens  des  persönlichen  Eigennutzes  auch  bei 
Sni.  durehklin^cnd.  18.  Mit  daraus  wird  die  Abweisung;  von  Staatsinier- 
vention  im  Wu'tschaftsleben  begrvlndet.  19.  Urteile  über  ihn  von  Bucle, 
Roscher.  20.  Fnüci  Bedeutung  ffir  England,  f(ir  Preussen  (in  den  Re- 
formen von  iJSOHfT  ),  für  die  panze  moderne  Welt.  S.  Lit,  über  ihn  u. 
„Smithianismus",  auch  Gesamtkrilik  unten.  —  Rob.  Malthus,  essay  on 
the  principle  of  population,  zuerst  London  1798,  dann  erweitert  1803 
Widders,  deutsch  noch  neuerdings  von  Stöpel,  Berlin  1879,  ancfa 
von  Dorn-Waentig  IW.'.  das  o^rimdlegende  Werk  für  die  neuere 
nationalökonoraische  Bevölkerungslehre  (s.  daiüber  A.  Wagner, 
Grundlegung,  3.  Aufl.  I.,  S.  455  ff.  und  unten  in  diesem  Grundriss 
§  16.  ff.):  ausserdem  principles,  lH->n,  definitions  polit.  ccon.  1^-21.  — 
David  Ricardo,  principles  of  poUticsU  economy  and  taxation,  zuerst 
London  1819  und  Otter,  deutsch  von  Baumstarlc,  2  Aufl. Leipzig  1S77. 
Dazu  Erläuterungen  v.  Baumstark  1838  u.  bes.  jetzt  iii  2  B.  v. 
K.Diehl  15)03,  ders.  Art.  Ric.  im  H.  W.  B.  Grosse  bleibende  methodolo- 

S'sche  Bedeutung.  Grundlegend  für  die  Wert-.  Preis-,  Produktionskosten- 
hre,  für  die  Lehre  von  der  Verteilung,  Lohn,  Rente  (Grundrente),  wichtig 
auch  für  die  Geld-  und  Steuerlehre  im  System  freier  Konkurrenz.  Be- 
deutsam mit  als  Ausgangspunkt  der  sozialistischen  Wertlehre.  Vielfach 
missverstanden,  auch  gar  nicht  verstanden  von  einzelnen  Kritikern,  be- 
sonders in  der  deutschen  jüngeren  historischen  Schule  (A.  Held^.  —  An 
diese  „Klassiker"  lehnen  sich  fortbildend,  alle  ohne  viel  Originalität  an: 
Senior    (outlioes,  J.  31111,    M'Culloch,  z.  T.  gegnerisch 

Länder  da  lo  (inquiry  1804),  Jones,  Torrens  u.  a.  Das  neuere 
System.  Hauptwerk  der  brit.  Nationalökonomie  sind  John  Stuart 
HilPs  principles  ol'politic.  econ.,  in  zahlreichen  Auflagen,  gute  deutsche 
Uebersetzung  von  Sötbeer.  4  Aufl.  Leipzig  1882.  Eine  Portbildung 
und  gute  Zusammenfassung,  nicht  Neubildung  der  Doktrin,  wenn  aui  ii 
schon  Beeinllus.sunjj;  durch  soziale  Gesichtspunkte  —  Den  Standpunkt 
der  heutigen  englischen  Wissenschaft,  mit  der  Tendeuz  der  Fort- 
bildung der  älteren  Lehren,  aber  ohne  Bruch  damit,  repräsentiert  gut: 
Marshall,  princ.  ofeconomics,  vol.  1.  4.  ed.  London  ls;)S,  deutseli  von 
Salz  PJOö.  Bedeutendere  Theoretiker  ausserdem  Cairnes,  Jevuns, 
Cliffe  Leslie,  Sidgwick.  Soziale  und  historische  Richtung  neuer- 
dings sich  entwickelnd  (Pogers,  Ingram,  Cunningham,  Ashley 
Toynbee;  Stellung  Gar lylesl  Tilchtige  Wirtschaftsstatistiker  Porter, 
Tooke,  Newmarch,  Bagchot;  ausgezei  ebnete  Autoren  über 
praktische  Fragen  xind  deren  theoreti.M  he  Grundlagen  (Geld-  und  Bank- 
wesen': Tooke,  Fullarton,  WiUou.  Gilbart,  Macleod  u.  a.  m.  —  Die 
Nordamcrikuiier ,  mit  Anlohuung  an  die  deutsche  Wissonsch.,  aber 
Pesthaltung  der  brit.  Grundlagen  (americ.  üniversit.)  Walker,  Selig- 
man.  Patten,  Hadle\ ,  Taussig  u.  a  m.  Hauptstscfar.  Quart.  Joum, 
of  ecouomica  der  Harvard- Uni versit. 

C.  Aus  der  französischen  Literatur  sind  die  Werke  von  Jean 
Baptiste  Say  (traite  d'econ.  pol.,  cours  complet,  Katechismus)  die 
wichtigsten  für  die  Begrflndung  der  zweiten  Phase  der  liberalen  Theorie 
in  Frankreich,  mit  manchen  Abweichungen  von  Smith  u.  Kicai'do,  aber 
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doch  nicht  von  grösserer  selbständiger  Bedeutung.  Dunoyer,  Uberte 
du  travail  1845,  Cournot  (princ.  mathöm.  de  la  th<:'orie  d.  rieh.  1838). 
In  extrem  freihändlf  n>f  lier  Riohtunp  wirkte  besonders  und  crlancjte 
auch  in  der  deutschen  (Berliner)  Freihandelsschule  grossen  EinÜuss: 
Fr.  Bastiat  (oeuvres  completes),  namentlich  in  seinen  harmonies 
4conomiques  (deutsch  1H52).  Selbständiger,  z.  T.  polemisch  gegen  die 
Theorie,  mit  liistoriscber  Auffassunrif  und  sozialen  Gesichtspunkten: 
Simonde  de  Sisinoudi  nouveaux  principes  dW-oii.  polit.  IMlf),  2.  A. 
1827,  deutsch  v.  Prager  1901,  und  etudes  sur  Tecon.  polit.  Js:;;  sehr 
beachtenswert,  aber  m  Frankreich  nicht  von  durchschlagendem  Einfluss, 
s.  Uber  ihn  Elster  in  Jahrb.  f.  Nationalok.  1887}.  Die  französische 
Literatur  bewegt  sieb  bis  beute  überwiegend  in  den  Bahnen  der 
Saysclien  mid  Bastiatsclien  Richtung  (Block,  Leroy- Braulieu).  unter 
Ablehnung  der  „(h'utschen"'  liistorisolie?!  und  sozialen  Behandlung.  Doch 
beginnt  diese  jetzt  auch  hier  Fuss  zu  tusseu  Uride,  priuc.  d'ecou.  poL 
3.  ed.  1891,  Cauw  es,  desgl.  1884  ff.)i  u.  neuere,  auch  Zeitschrift  Revue 
d'econ.  polit.  Aehnlich  schon  länger  in  zahlreiclu  n  Schriften  der 
Belgier  E.  De  Laveleye,  Hervorragende  Historiker  u.  Statistiker, 
80  B.  Levasseur.  Von  Einfluss  auf  die  Nat-Oek.  auch  A,  Gomte, 
der  Benrründer  der  neueren  So7.ii>logie  unrl  des  Positivisinus,  u.  a. 
opponierend  gegen  die  abstrakte  Nat.-Oekn.  und  deren  Methode,  aber 
üDertreibcnd  und  schief,  er  bcointlusste  die  histor.  Nat.-Oekon.  (s. 
Bibliogr.  bei  Lippert,  Art.  Gomte  im  H.-W.-B.  St.  u.  Waentig, 
Gomte  18i)ö). 

D,  Die  italienische  Literatur  von  selbständiger  Bedeutung  im 
16-  bis  18.  Jahrhundert  (Geld  und  Mtinze,  Finanzen,  Handel),  seit 
Smith  wesentlich  abli;lii|_';ig  xow  Auslände,  besonders  von  Frankreich. 
Neuere  Hauptautoren:  Sciajola,  Ferrara,  Boccardo ,  Messedaglia 
u  a.  m.  Neuerdings  auch  liier  deutscher  Einfluss.  soziale  Anschauungen 
Siedl  durchringendr  S.  besonders  Gossa 's  elementi,  introduziono; 
Larnpertico.  econ.  d.  popol  e  stati,  Minghetti;  Statistiker  (B od io , 
Müpurgo,  C.  Ferraris);  Theoretiker  Nitti,  Kicca-Salerno, 
Gusumano,  Supino  u.v.a.)  Wichtige  neuere  Schriften  von  A.  Loria 
(analisi  d.  propr.  capital.  18W  u.  a.,  wirtsch.  Grundlagen,  deutsch  v. 
Grünberg,  1898.)  S.  v.Schullern-Schrattenhofen,  theor,  ^lationai- 
Ökonomie  Italiens  in  neuester  Zeit,  1891. 

E.  lieber  die  neuere  liberal-individual.  Literatur  u  a.  besonders 
über  A.  Smith  und  seine  Sehlde,  s.  die  oben  genannte  Si  hrift  von 
Hasbach,  H.  Rösler,  über  d.  Gruinil.  der  von  A.  Sniiik  begründ. 
Volkswirtschaftstheorie  (1871),  (scharfsinnig,  aber  einseitig).  Biermann, 
Staat  u  Wirtsch.  Bd.  I  li;04.  Oncken.  A.  Smith  und  Kant,  1877, 
Leser.  Begr.  d.  Keichth.  bei  A.  Sm.  v.  Skarzynski,  A.  Sm.  1878 
(einseitig).  Neurath,  A.  Smith  (1HS4).  Zeyss,  A.  Sm.  und  der 
Kigennutz.  1.SSM.  Schubert,  A.  Sm.  Moralphifos,  in  Wundts  philos. 
Stud.  ISDl.  Feilbogen.  Sm.  u.  Turgot,  1.S92.  Bibliographie  n.  \At. 
über  Smith  in  <ieni  Art.  v.  Leser,  H.-\V.-B.  d.  St.  Delatour,  A.  Sra. 
Par.  1886,  Haldane.  Ufe  of  A.  Sm,  1887.  Rae  dgl.  18Ö2.  Ilirst  dgl. 
1004,  Jentzscli  dgl.  lüü.').  Ingram  in  s.  history.  H.  Dietzel, 
Art.  IndividuaUsmus,  H.-W.-B.  St.  B.  i  (2.  AuÜJ  Zur  Kritik  der 
extremeren  Entwicklung  des  Smithianismus  dfUfancbestertum"')  s. 
A  Wagner,  ürundleg.  A.  I.,  2.  Halbb.  §  908  ff.,  auch  fttr  weitere 
Literatur.    Schüller,  klass.  Nat.-Oek. 

i\  Schlusskritik  über  die  liberal-individualistische  Doctrin 
(s.  bes.  Ingram).   1.  Einseitige  naturrecbtliche  Philosophie  der  Schule. 
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2.  Einseitige  Psychologie  und  Theorie  der  Triebe  („feste"  Natur,  Er- 
werbstrieb). 3.  Abstrakte  unhistorische  Auffassung  des  Mensehen. 
4.  Einseitige  Deduktion  aus  seinem  festen  Wesen  (Älethodenlehre  s.  u. 
§  4).  5.  Absolute  Rechtsgrundlage  (Freiheit,  Privateigentum,  Vertrags 
reebt).  6.  Tendenz  zu  einer  blossen  Naturlehre  der  Volkswirtschaft 
statt  zugleich  historischer  Wissenschaft;  neuere  RückHUle  {I\ein}iold, 
beweg.  Kräfte  d.  Voikswirtsch.)  7.  Produktionsjproblera  zu  einseitig 
vorangestellt  zu  optimistisch  geltet,  8.  Soziale  Folgen  der  „wirtseh. 
Freiheit"  teils  nieht  genügend,  teils  zu  optimistisch  gewürdigt,  so  bei 
der  Frage  vom  Grossbetrieb.  9.  Gleiche  Mängel  in  der  Verteilunps- 
lebre,  ümlaufslehre  (Preisbildung).  10.  Einzel-,  privat-,  volkswiruch. 
Qesichtspunkt  nicht  scharf  und  nicht  richtig  unterschieden.  11.  Privat- 
wirtsch.  System  mit  Volkswirtschaft  identificirt.  12.  Individualismus, 
Kosmopolitismus  vor  Nationalismus  gestellt.  13.  Staat  für  Volkswirt» 
Schaft  nicht  gewürdigt.  14.  Isolierung  der  fikonomischen  Seite  von  den 
anderen  menschlichen,  sozialen  zwar  methodisch  nicht  falsch  (s.  Meth. 
lehre  §  4),  aber  falsche  Rchlüsse  für  Praxis  gezogen  („voikswirtsch* 
Naturgesetze",  s.  u.  §  4.  Anhang). 


V. 

Einige  nSiiere  Angalieii  über  die  deatselie  Literatur. 

A.  Aus  der  froheren  deutschen  Literatur  der  liberaNindivi' 

dualistischen  Richtunpr  (Anfang  und  bis  (iber  die  Mitto  des  1*).  Jahr- 
hunderts), wo  die  ältere  Cameralwissenschaft  mit  der  neueren  britischea 
Nationalökonomie  verbunden  und  dann  erstere  ersetzt  wurde,  sind  die 
Schriften  von  Xraus  (1S08),  Hufeland  (1807),  besonders  Storch 
(181,')  und  Lötz  (isil,  1S21)  noch  jetzt  hervorzuheben,  aber  auch  andere 
bemerkswert  (Sartorius,  Jacoo,  Grat  Soden  u.  a.  m.)  Der  be- 
herrschende Systematiker  wurde  K.  H.  Rau  durch  sein  seit  den 
lf-i?ner  Jahren  ausgearbeitetes,  in  zalilreii  hen  Auflagen  erschienene^  um- 
a  ssendes  und  für  seine  Zeit  ausgezeichnetes  Lehrbuch  der  PoUtischcu 
Oekonomle.  (T.  1  allgemeine  und  theoretische  Volkswirtschaftslehre, 
8.  AuH.  Lei|«ig  und  Heidelberg  1868.  T.  2  Volkswirtschaftspolitik. 
T.  ;i  Finanzwissenschaftl  Von  no<'li  grosserer  Bedeutung  für  die  Foi  t- 
bildung  der  Theorie  wurU»;  v.  Hermann  mit  seinen  berühmten 
„staatswirtschaftlichen  Untersuchungen''  (1.  Aufl.  18H1,  2.  nach  des 
Verfasser  Tode  1870).  ein  Ricardo  ebenbürtiger  Logiker,  von  bleibender 
Bedeutung  für  Grundbegriffe,  für  theoretische  Hauptiehreu,  (Preis^ 
Kosten,  Gewinn,  Verteilung  des  Einkommens);  dann  v.  Thünen  durch 
sein  klassisches,  besonders  auch  methodologisch  wichtiges  Werk  „der 
isoherte  Staat",  3.  Aufl.  Berlin  isyi;,  (rrnndlcgend  für  Rentenlehre  f'Rento 
der  Lage),  für  die  Lehre  von  den  landwirtschaftlichen  Feldsytitemen» 
vom  natürlichen  Standort  der  Produktionszweige,  vom  „natürlichen 
Arbeitslohn**  usw.  Wichtig  auch  fiir  die  Kritik  allgemeiner  theoretischer 
Lehren;  Th.  Bern  bar  dl,  Versuch  einer  Kritik  der  Gründe,  die  für 
grosses  ond  kleines  Grundeigentum  angeftlbrt  werden.  Petersburg,  1849. 
Ueber  ihn  Demuth,  ItKX).  (S.  die  biogr.  Art.  im  H.  W.  B.St.  mit 
Bibliographie  über  die  g^n.  Antorm). 

U.  Zur  Chai-akteristik  der  cxtreui  freihändlerischen  .»Man- 
chester-Richtung in  Deutschland:  Rentzsch,  Handwörterbucn  der 
Volkswirtschaftslehre,  1866.  Die  Vierteljahrsschrifb  f.  Volkswirtschaft  und 
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Kttltur(;eschichte  (besonders  in  den  älteren  Jahrgängen  in  den  Arbeiten 

von  Princc-Smith,  Faiieher.  0.  Michaelis,  K  Hraun,  u.  a.  m.), 
die  Verhandlungen  des  volkswirtschaftlichen  Kongresses  (seit  185^); 
noch  jetzt  die  Ztschr.  .,NaÜon".  Systematiker  dieser  Richtung,  doch 
gem&Bsigter,  ist  M.  Wirth.  Die  ganze  Richtuncr  ,,zii  abstrakt,  zu 
wenig  historisch,  zu  optimistisch,''  (Roscher).  1.  Wirtschaftliche  Ge- 
setze" als  reine  „Naturgesetze'*;  2.  Staat  als  blosser  „Sicherheits- 

ßroduzent"  („Nachtwächter",  Lassalles  Spott.)  Praktischer  Einfluss  in 
•eutschland  in  den  ISGöer  und  lS7(»nr  Jahren,  (Gewerbefireiheit,  Frei- 
haudel).   Heute  nur  noch  epigonisdie  iveste. 

C.  In  Deutsehland  zuerst  aber  auch,  mit  getragen  von  der  alten 
camoralistischen  Tradition,  bedeutsamere  und  einHussreichere  Reaction 

fegen  die  britische  Hboral-idividualistischc  Riclitung  in 
heorie  und  Praxis  und  dann  selbständigere  W  eiterbildung  der 
Doktrin:  1.  Schon  Anf.  d.  19.  Jahrh.  A.  Müller  (Elein.  d.  Staatskunst, 
1809,  Notwendigkeit  einer  t he oloc^i sehen  Giundlage  der  Staats- 
wissenschaft  u.  a.  m.),  nat.ök.  „Romantiker".  Dann  2.  historisch- 
praktisch -nationalwirtschaftliehe  Richtung:  Fr.  List,  das 
nationale  System  dtM-  Politischen  Oekonomie,  zuerst  \^U),  7.  Aufl.  ISHS 
von  l:iheberg,  ideenreiches  Hauptwerk:  n)  Grundleirend  für  die  neuere 
rationelle  Schutzzolltheorie  in  der  Handelspolitik  (,,Erziehungszülle'', 
noch  nicht  auch  „BrhaltungszöUe").  b)  Aber  auch  durch  seine  Lehre 
von  den  (fieilieh  zu  schablonenhaft  gebildeten)  K n t w i e k  1  u n gss tu f e n  der 
Volkswirtschaft,  c)  seine  Theorie  der  Produktivkräfte  statt  der  Tausch- 
werte f&r  die  theoretische  Nationalökonomie  und  d)  durch  seinen  natio- 
nalen statt  des  kosmopolitischen  Stand] »uidcts  sowie  e)  durch  seine  An- 
erkennung des  Staats  und  der  Staatsaufgaben  im  Wirtschaftsleben  aueh 
mit  für  die  praktische  Nationalökonomie  von  allgemeinster  und  hervor- 
ragendster Bedeutung.  S.  Ehebergs  Einl.  zur  T.Aufl.d.nat.Sj'St. u.  dessen 
Art.  List  im  H.-W.-B.  d.  St.  Goldschmidt.  List,  1«7{).  Jentzsch .  List, 
1903.  Aehnlich,  aber  einseitiger  u  dilettantisch  der  Amerikaner  Carey 
besonders  in  seinen  princi]>les  of  social  science,  1H58,  deutsche  Bearbeitungen 
eines  frrösseren  und  kleineren  Werks  von  ilim  durch  Adler,  Auch 
E*  Dühriug,  Gursus.  8.  Historisch- wissenschaftliche  Richtung. 
Ihr  eigen :  a)  mehr  induktive  Methode,  aber  mit  zu  starker  u.  z.  T.  schiefer 
Reaktion  gegen  Deduktion  u.  geg*^n  „isolierende  Abstraktion**  (s.  §.4  u  ); 

b)  nicht  so  abstrakte  „wirtschaftliche  Naturgesetze wenn  überhaupt 
„Gesetze"  (die  Ro^icher  festhält),  so  nicht  zwingende  Naturgesetze; 

c)  Auffassung  des  Wirtschaftslebens  nur  als  eine  Seite  des  Volkslebens 
und  der  Gesellschaft,  auch  nicht  als  des  durchaus  lieherrschenden 
Faktors,  wie  der  SoziaUsmus  lehrt;  d)  Wechselwirkung  der  verschiedenen 
Seiten;  e)  Theorie  der  Entwicklung  (Evolution),  eines  „organischen 
Werdens  u.  Wachsens"  der  Volkswirtschaft  rUebertreibung);  f)  „Rela- 
tivitätsgesetz" in  praktischen  Fragen,  kein  „Ansolutismus  der  Lösungen" 
(Knies);  g)  Gefahr  des  Quietismus,  des  Schwankens  in  der  Praxis; 
n)  Schwäche:  da:  Logische,  Prinzipielle,  die  Begriffebildungen,  Ver- 
narhlässigung  des  Systematif^ehen.  i)  Zwei  Phasen:  ff)  ,.A eitere 
historische  Schule",  deren  3  Häupter:  W.  Roscher  schon  in  seinem 
Grundriss  fDr  Vorlesungen  Aber  Staatswirtschaft  nach  geschichtlicher 
Methode,  Gött,  1843,  welcher  dann  eine  umfassende  Ausführung  in  dem 
grossen  .o-bflndigen  ,, System  der  Volkswirtschaft"  gefunden  hat  (I  be- 
sonders hiorlior  gehöriger  Bund,  Grundlagen  der  Volkswirtschaft,  2Ü.  AuH. 
1891,  neueste  von  Pöhlmann);  Br.  Hildebrand  in  der  oben  ge- 
nannten Sobrift  und  in  den  von  ihm  begrflndeten  Jahrbaehern  tür 
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National-Oekonoinie  und  Statistik;  E.  Knies,  der  bedeutendste  Metho* 

döIop:o  und  T.orrikcr  der  deutschen  historisch -national ökonomischen 
Richtung,  in  seinem  tiefgründigen  Werke:  die  Politische  Oekonomio  vom 
Standpunkt  der  geschichtlichen  Methode,  1.  Aufl.  Braunachweier  1853, 
2.  Aufl.  (vom  Standpunkt  der  Geschichte)  1882.  S.  darüber  M.  Weber 
in  Jahrb.  f.  Ges.  gel).  UK)3.  An  di«'se  ,.{iltere'"  schliesst  sich  eine 
„jüngere",  in  Methode  und  Standpunkt  schärfere,  z.  Teil  auf  anderem 
Philosoph,  u.  ethischen  Standpunkt  stehende,  aber  auch  einseitigere, 
übrigent;  znt^leich  mohr  mit  von  sozialen  Gt'siolitsjtnnkten  ausgehende 
bistorisch-nationalükonomischo  liichtung  an,  die  namentlich  durch  Qust. 
Schmoll  er  repräsentiert  wird  (s.  dessen  oben  genannte  literarhistorische 
Sciirift,  die  von  ihm  herausgegebene  Zeitschrift  „Jahrbuch  für  Gesetz- 
gebnnET,  Verwaltung  und  Volkswirtschaft  im  Deutschen  Reich",  hes.  mit 
Schin.s  Rezensionen  darin  und  die  Streitschrift  gegen  H.  v.Treitschke  „über 
einige  Grundfragen  des  Rechts  und  der  Volkswirtschaft",  Jena  1874/75, 
die  Kektoratsreoe  v.  1897,  jetzt  i)es.  s.  hochbedoutsamer  Grundriss  19(K)'04; 
auch  Art.  Volkswirtschaft  im  H.-W.-B.  d.  St.)  —  Die  jüngere 
bistoriscbe  Richtung,  besonders  in  ihren  jüngsten  Vertretern,  neigt, 
wenn  sie  es  auch  bestreitet  u.  bes.  Schmoller  neuerdings  wieder  Kon- 
7e<-;ionPTi  an  die  ältere  Richtung  maeht,  aa)  zur  rnterschfUzunfi;  und 
VürnaLl)lässi<^uug  der  Theorie;  bb)  zur  Identifizierung  oder  selbst  Ver- 
wechslung von  Wirtschaftstheorie  und  Wirtschaftsgeschichte;  cc>  zu  zu 
starker  Reaktion  gerren  die  Anwendun<r  der  Methode  der  spekulativen 
Deduktion  u.  der  isolierenden  Abstraktion,  und  üeberschätziing  der  In- 
duktion: dd)  auch  zu  geringe  Würdigung  der  logischen,  prinzipiellen 
Elemente  der  Doktrin  u.  üebertreibung  der  Bedeutung  der  iiistorisclieu 
und  lokalen  Differenzierung  des  ,, Menschen"  ist  ihr  eigen.  ee>»  Dabei 
wild  die  ökonomische  mit  allen  anderen  Seiten  gesellschaftlichen 
Lebens  m.  E.  auch  wieder  ganz  vermengt.  Sie  tritt  zu  sehr  zurück, 
vcrst'hwindet  Tifters  fast:  ilie  Polit.  Oek.  löst  sicli  so  in  beschreibende 
Wirtschafts-  u.  Kulturgeschichte  auf,  was  störend  und  verwirrend,  nicht 
Utrend  wirlct.  Zn  viel  Beschreibung,  Malerei,  fast  Photographie  der 
"Wirklichkeit,  mit  V<M-\visrbun^f  der  Linien,  zu  weni<^  Plastik.  Zeichnung, 
Anatomie,  Analyse,  kein  scliarfes  Ib  rvortreteu  des  Prinzipiellen,  des 
Typischen  in  den  Entwicklungen!  S.  zur  Kritik  die  „österreichische"  theore- 
tische und  methodologische  Richtung(C.  M  enger)  und  meine  Ausführungen 
im  1.  Bd.  d.  8.  Aufl.  der  GrundleLfung;  an<lerseits  Has  bachs  Schriften  und 
dessen  Aufsätze  in  dem  Jahrb.  f.  Gesetzgebung  d.  D.  Reichs  18^40'.,  so 
seine  Besi.rechung  meiner  Grundlegung  eb.  J.  1^.^  ^Uethodmtstrett).  Noch 
einseitiger  früher  Brentano  (klassische  Nationalökonomie),  der  neuer- 
dings aber  fast  zu  einseitig  die  ältere  dedukt,  Richtung  vertritt  (Frei- 
händler). Anderseits  mehr  vermittelnd  E  Nasse,  Schönberg,  Lexis, 
Conrad,  G.  Cohn,  K.  Bücher,  v.  Fhilippovich,  u.  r.  A.,  auch  ich 
selbst.  Vielleicht  die  Ijedeutendsto  Tieistung  dieser  mehr  vermittelnden 
Richtung,  aber  mit  bes.  starkem  histor.  Einsciüug  ist  K.  Büch  er  s  Ent- 
stehung d.  Volks wirtBoh.  (1898,  jetzt  in  4.  A.),  (s.  auch  dess.  Arb.  u. 
Rhythmus,  3.  A.  1002)  Auf  .schärfer  au.sejesprocheneni,  von  Marx  mehr 
beeinflusstem  Standpunkt  steht  W.  Somoarts,  bei  manchen  Einseitig- 
keiten und  gewagten  historischen  Construktionen  doch  gleichfalls  sehr 
bedeutsames  Werk  Entsteh,  d.  mod.  Kapitalismus.  2  B.  1902. 

D.  Eine  schärfere  Reaktion  gegen  die  Einseitigkeiten  bes.  der 
iün{^ereu  biütor.  Schule  stellt  die  neuere  „Österreich iscoe"  theoretische 
Nationalökonomie  unter  der  Fttbrung  G.  Kenffora  dar  (s.  dessen  Chrunda« 
d.  VolkswirtaeliaiMebre,  Wien  1871,  bes.  8.  Unters,  flb.  d.  Methode  der 
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Sozialwissensi'liaft  u.  d.  Polit.  Oekonomie  insbes..  1883),  Böhm- 
ßawerk  (Wertlehre,  Kapital  u.  Kapitalzins),  K.  Sax,  (theor.  Gründl, 
d.  Staatswirtsch.  1887),  v.  VVieser,  Zuckerkandl  (Werth,  Preis), 
SchQller  u.  a.  ra.  —  Nicht  zu  dieser  österr.  Richtung  gehörend,  aber  die 
Theorie  der  Nationalökonomie  wieder  mehr  pflegend  als  die  historische 
Richtung:  Neumann,  Gründl,  d.  Volkswirtscbaftalehre  u.  in  Schön- 
bergs Handbuch  (örnndbegriffe) ,  1889,  der  bedeutendste  deotsebe 
Theoretiker  der  Gegenwart  in  begriffsmässigen  Erörterungen;  ähnlich 
wiclitig  H.  Dietzel,  theor.  Sozial-Oekonoiriik  I.  ISlto.    Audi  Stolz- 

  mann,  die  so/Aale  Kategorie  in  der  Volks wirtöchaftslelire  I.  lÖUG. 

E.  Mit  unter  dem  Einfluss  der  historisch -nationalökonomischen 
Richtung;,  alier  auch  von  der  neueren  Rechts-  und  Staatsphilosophie, 
der  organischen  Staatslehre  und  vom  wissenschaftlichen  Sozialismus 
beemflusst,  und  später  auf  eigenartigem  soziolog.  Standpunkt  hat 
namentlich  A.  Schäffle  sehr  bedeutsam  auf  die  neuere  Entwicklung 
der  deutschen  Nationalökonomie  eingewirkt  („gesellschaftHches  Syiom 
der  menschlichen  Wirtschaft",  2.  (bestej  Aufl.  Tübingen  18<)7,  :>.  Aull, 
eb.  1873  "JJBaüTund  Leben  des  sosnalen  Körpers",  4.  B.,  Tübingen  1H75, 
In^;  7H,  neue  Bearheit.  ISltG.  (liier  speziell  soziol.  Stand]ninkt),  zahlreiche 
Autbätze  in  der  Tüb.  Ztscbr.  1.  Staatswiss.,  gesammelte  Kern-  u.  Streit- 
fragen, 1  B,  (1895),  Selbstbiographie,  2B.  1904.  Wesentlich  er,  als  der 
bedeutendste  Autor  dieser  Richtung,  hat  die  neu.stc  \ orw  iegcnd  „sozi.d 
ökonomische'"'  Richtung  der  Nationalökonomie  angebahnt,  ja  zum 
Durchbruch  gebracht.  —  Nicht  identisch  mit  Schäftlcs  Richtung,  aber  doch 
verwandt,  bes.  in  den  Arbeiten  übersoz.  Frage  H.  v.  Scheel,  A.  Lange 
(Arb.-Frairo,  Gesch.  d.  Mat<  ria!ismus);  mehr  abweichend  L.  v.  Stein, 
(Lelirb.  d.  Nationalökonomie^,  Effertz,  Arbeit  u.  Boden,  2.  A.  1890. 
—  Üehrfach  durch  Schliff le,  anderseits  bes.  durch  Rodbertus  angeregt, 
habe  iiK  .selbst  versucht,  zu  einer  neuen  „Grundlecrnng"  der  PoUtischen 
Oekonomie  Beitrüge  zu  lietern,  namentliidi  ftlr  die  Fragen  der 
Organisation,  der  Rechtsordnung,  der  Stellung  des  Staates  zur  Volks- 
wirtschaft, der  Auseinandersetzung  mit  dem  Sozialwmus,  und  in  der 


Oekonomie,  2.  Aufl.  1879,  8.  Aufl.  1.  B.  in  -l  Halbbänden,  Leipzig  1892—93, 
2.  B.  1S04.    Nat'li  diesem  Werke  unten  T.  1  u.  die  VorlesunfT- 

F.  l)er  sogen.  „Kathederzozialismus'".  1.  Keine  einheitliche 
wissenschailliche  Riditung,  sondern  nur  spfittehidw  Sammelname  ftlr  die 
deutschen  Gegner  des  extremen  ökonomischen  Individualismus  u.  Liberalis- 
mu5^;  2.  Entstehungszeit  (18(^t  nr  70  er  Jahre)  u.  Gründe,  .-j.  Realistischere, 
konkretere,  meiir  historisciie  ,\.ultaösung  u.  Behandlung  des  Wirtschafts- 
lebens. 4.  Relativere  praktische  Entscheidungen,  ebenso  wie  in  der 
histor.  Richtuna;.  5.  Nicht  nur  Dcdu/.i(>ren  aus  abstraktem  ;dlrremeinen 
Menschentum;  schäi-fero  Betonung  der  ^Erfahrung  daher  Benutzung  der 
Induktionsmethoden  u.  ^/ratsachen**  als  Ausgangspunkt  der  Forscnung. 
6.  Auffassung:  der  Volkswirtschaft  als  historisches  Produkt  des  ge- 
samten Volkslebens  7.  Behandlung  der  Nationalökonomie  auch  als 
historische  Wissenschaft  8.  Gelcuterte  Philusophie  und  Psychologie. 
9.  Wirtschaftliche  Gesetze  nicht  Naturgesetze,  sondern  soziale  Be- 
wepruniLrs-  und  Entwieklungsgesetze.  10.  Anerkennung  und  Forderung  der 
Leistungen  des  Staats  und  Würdigung  des  Staats  auch  selbst  vom 
wirtschaftlichen  Gesichtspunkte  (Einfluss  deutscher,  preuss.  Er- 
fahrungen). 11.  Aber  in  der  Gesaratleistung:  die  klassische  National- 
ökonomie nicht  ersetzt,  sondern  nur  modifiziert.  12.  Charakter 
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der  ücbergrtngsrichtung,  des  Unfertigen  in  der  Theorie.  13.  Atiffassung 

der  praktischen  Fragen  als  nicht  nach  theoretischer  Schablone  lösbar, 
auch  als  viel  verwickelter  wie  die  kla?:s.  Xational<lkonoTnie  annahm 
14.  Dabei  Betonung  des  soziaku.  ßationaloii,  politischtiu.  ethischen  Ge» 
>irhtspiuikts  auch  in  allen  wirtschaftlichen  Fragen.  15.  Neueste  ^eor. 
lltaktion  gegen  den  „Katliederso/ialismus'''.  Falsche  Auffassun*'-  (}<••<' 
selben  dabei.  (Reinhold,  J.  Woiff.j,  IG.  Tendenziöse,  gehässige,  aber 
auf  Hlsswollen  und  Unkenntnis  beruhende  Vorwürfe  gegen  den  K.  S. 
(J.  Wolf,  Stumm,  interessierte  Praktiker).  17.  Anderseits  soziaiist.  Gegner, 
mit  dem  Vorwurf  der  „Halbheit". 

G.  Mehr  ein  theoretisch -praktisches  System  als  der  Kath.Soz. 
ist  der  so^^eii.  Staatssozialismus.    (S.  meine  Gruudlegun*j  3.  A. 

1,  §  18).  Mit  aus  prinzipiellen  wirtschaftsorganisatorischen  Gründen,  um 
dem  volkswirtsch.  Produktion^-  und  N^erteilunfrsinteresse  besser  zu 
dienen,  faktische  Monopole  aucli  im  Konkurrenzsystem  zu  beseitigen} 
nicht  bloss  aus  praktischen,  technischen,  dkonomisehen  Zweckm9ssi^keits- 
i^rfinden  Forderunfron :  1.  der  Verstaaflichun«;  von  Wirtschaftszweigen; 

2.  der  eingi  eifenderen  Regelung  des  privatwirtschaftlichen  Produktions- 
und WirtschaftssN'stems  mit  entsprechender  Rückwirkung  auf  den  \'er- 
teilungsprozess  (Einkommen-,  PrivatvermOgen,  Preisbildung).  :\.  Danach 
sozialpolitische,  finanzielle  Ft>rdf'rnngpn.  S.  darüber  meine  Firan/- 
wissenschaft  und  meine  Aufsätze:  Finanzwissenscii.  und  Staatssoziahsmus 
in  d.  Tüb.  Ztschr.  f.  Staatswiss.  1867  n.  soziale  Finanz-  und  Steuer- 
itolitik  im  Andiiv  fflr  soz.  Gesetzgehnnn:  ISIH,  "N'ortr.  über  d.  soz.  u.  eth. 
koment  in  Fin.  u.  Steuern,  ev.  soz.  Kongress,  1903,  —  S.  u.  A.  Andler, 
Origin.  du  soc.  d'etat  en  Allem.  1897. 

H.  Stärkere  u.  eigenartige  Betonung  des  ethischen  Moments  auf 

wirtscliaftlichoin  Gebiete  zeio't  sieh  in  neueren  Schriften,  deren  Verfassei- 
auf  religiösem,  speziell  auf  christlichem  Boden  stehen.  Meistens 
betreifen  diese  Schriften  die  soziale  und  die  Arbeiterfrage  (v.  Nathusius, 
Hitze  u.  A.),  aber  sie  beginnen  auch  in  Deutschland,  wie  in  England, 
Frankreich  das  Gebiet  der  allmenieinen  Nat.-Oek.  mit  zu  In  arbciten, 
bes  auf  kathol.  Seite.  S.  schon  früher  Schütz,  sitth  Moment  in  der 
Volkswirtsch.  Tab.  Ztschr.  fi.  I;  ders.  Omnds.  d.  Nat.-Oek.  laiH. 
Jetzt,  nur  aus  der  deutschen  Lit.  TTitze,  Kapital  mid  Arbeit,  1880» 
Ratzinger,  Volkswirtsch.  in  ihren  sittl.  Grundlagen,  2.  A.  18%  u.  bes. 
die  verschiedenen  Schriften  von  Weiss  (soz.  Frage  u.  soz.  Ordnung, 
I.A.  IIKH)  u.  H.  Pesch,  soz.  Frage  1h;>;J  ff,  u.  ders,  Lehrb,  d.  Nat- 
Oek.  l.  B.  GrundlejrnnfT  lliOf)  (anch  für  die  weitere  einselda^ende  Lit.V 
Auch  die  Spezialartikel  im  kath.  Staatslexikun.  L'eberhaupt  u.  auch 
f.  d  evang.  Lit.  die  Art.  „soz.  konserv,  Bestrebungen"  v.  Kaufmann 
über  etijzliselie,  v.  Pro  11  über  kath.,  v.  Uhlhoi-n  liber  evang.,  im 
H.  W.  B.  ist.  Bd.  6.  Auch  das  evangel.  soz.  Wörterbuch  1U0;1.  Mehrfach 
hat  die  neuere  Forsdiung  auch  wieder  mit  Recht  den  mittelalterlichen 
kanonistischen  u.  kirdienväterlichen  Lehren  vom  Geld,  Zins,  f^erechten 
Preis".  Eigentum  usw.  hei  Thomas  v.  Aquino  u.  A.  sich  zugewandt,  auf 
kathol.  (W^alter,  Schau!))  u.  evangel.  Seite  (M.  Maurenbrecher,  , 
Ii.  Brentano).  In  der  Frage  nach  dem  „iustum  pretium**  liegt  ein 
Haniitteil  des  ganzen  heTitifren  so/ial-rtkoiionii.sehen  Problems  enthalten. 
Die  hier  berüihrte  Lit.  begegiiet  sich,  übrigens  vielfach  mit  den  Auf- 
fassuneen  der  histor.,  der  l:a^edei>  u.  staatssozialist.  Richtungen  (s. 
bes.  H.  Pesch). 


A.  WftgDat,  M>,>(kon.  Ormidtiia,  4.  Aufl.  2 ' 
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VI. 

Sozialistische  Literatur. 
(Nur  zur  allgeiueiusteu  Orientierung.  Näheres  iu  Spezialvorlcbungen.) 

A.  Als  eine  besoiulero  Richtung:  auch  der  wissenscliaft- 
lichen  National -Oekouomie  ist  der  neuere  wissenschatliche 
Öoziaiisuius  auziuiehen,  welcher,  mehr  oder  weniger  beeinäusst  vom 
voraiugeheiiclen  französischen  (St  Simon,  Bazard,  Fourier» 
Proudhon,  L.  Blaue  usw.)  und  englischen  (R.  Owen,  Godwin, 
Thompson,  Hall),  docli  namentlich  erst  in  Deiitsclila nd  seine 
Ausbildung  erfahren  hat.     1.  Er   operirt  mit  dem  „Evolutious- 

Srinzip",  aber  zu  einseitig;  2.  steht  neuerdino;s  auf  dem  Boden 
er  „nateriftKstisdien"  Gr^hiditsanflAssang,  einen  richtigen  Ge- 
danken masslos  übertrdbend;  3.  betont  richtig,  aber  auch  über- 
treibend die  Bedeutung  der  Technik  fiir  ökononnselies  und  ge- 
samtes Volksleben;  4.  historisiert  vieltach,  aber  falsch  und  5.,  sein 
grüsster  Mangel,  er  verkennt  die  Grenzen  psychischer  Ent- 
wicklnngsfühigkeit.  des  Menschen.  6.  Die  Grundlage  seiner 
ökoniunischeu  Theorie  ist  die  Wert  lehre,  mit  der  Zuruckfhhrnng 
des  Werts,  anknüpfViul  an  Ricardo,  auf  die  Arbeit  und  ,,nnr  auf 
die  Arbeit",  mir  verscliiedenen  Fassungen  bei  den  einzelnen 
Theoretikern  und  auch  mit  etwas  verschiedenen  Folgerungen,  aber 
doch  mit  Uebereinstimmnng  im  Kern  (Rodbertus,  „Produkte 
kosten  Arbeit  und  nur  Arbeit",  „Mehrwerttheorie**  von  Marx). 
Indessen  diese  "VVertlehre  ist  nur  eine  Kostenlehre  n.  fasst  auch 
das  Moment  „Arbeit"  zu  eng,  auch  den  Begritl'  ,,ges(  llschaftlich 
notwendige  Meu^e  Arbeit,  bezw.  Arbeitszeit'*  bei  Marx.  Sie 
beruht  auf  sophistischer  petitio  principii  (s.  u.  §  8,  9).  7.  Konsequente 
Folgerung  aus  der  W^tlehre  ist  a)  die  Auffassung  des  Kapital- 
gewinns und  jeder  Rente  als  „den  Arbeitern  vorenthaltener  Lohn'*; 

b)  die  Forderung  der  Beseitigung  des  Privateigentums,  nicht 
allgemein,  nicht  au  reinen  Genussmittcln  zum  eigenen  Gebrauch, 
aber  wohl  an  den  „sachlichen  Produktionsmitteln'^  (Boden,  Kapital) ; 

c)  die  Forderung  des  Ersatzes  aller  privatwirtschaftliclien  Pro- 
duktionsweise durch  die  .,gesellscliaftliclie" :  d)  der  bestehenden  privat- 
wirtscliat'tl.  Einkommenverteilung  nach  Arten  (Unternelnncrgewinn, 
Kapitalrente,  „Profit**,  Grundrente,  Arbeitsloiin)  und  nach  Grössen 
vertrugsmässig  und  unter  entscheidendem  Einfluss  der  Konkurrenz 
durch  eine  autoritäre  nach  für  richtig  gehaltenen  Gesichtspunkten 
u.  "Normen  f'iiach  Leistung,  nach  Bedürfnis,  nach  l:onibinierenden 
Massstäben).  8.  Diese  Folgerungen  und  Forderungen  stehen  und 
fallen  aber  mit  der  Wertlehre.  9.  Die  Schwierigkeiten  ihrer 
praktischen  Verwirklichung,  die  Bedenken  gegen  ihre  Dnrchföhrung, 
selbst  wenn  sie  mSglich  wfire,  werden  nirgends,  auch  nicht  einmal 
gedankenmässig,  gewürdigt   10.  Sfo  schon  gegenttber  der  „gesell- 
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6cliaftliclien  Produktionsweise",  vollends  gegenüber  der  ,.gescllscbaft- 
lichcn  VerteihiTi^'^swpise*'.  11.  Das  ^rraclc  bei  einer  sozialistischen 
Organisation  oniiiiosc  Bevölkerungsprobleni  wird  teils  garnicht, 
teils  oberflächlich  optimistisch  behandelt.  12.  Die  Probleme  der 
Preiaregelung,  des  Absatzes,  des  Gelds  werden  kaum  gestreift. 

13.  In  der  Kritik  der  bestehenden  privatwirtsch.  Wirtschaftsordnung 
und  ihrer  Folp:en  inv  Produktion  miä  Verteilung  wird  übertrieben 
und  Alles  schwarz  gemalt,  wenn  auch  Manches  richtig  hervorgehoben, 

14.  Der  praktisch  verwirklichte  Sodallmniu  wSre  ein  extremer 
totaler  Staatssozialismus  auf  allen  Produktionsgebieten.  15.  Ein 
solcher  würde  technisch -ökonomisch,  namentlich  aber  wieder 
ppvcliologisch  scheitern  an  den  Bedingungen,  von  welchen  die 
lucuschliche  Herrechaft  über  die  Natur  u.  ihre  Kräfte  (Teclinik!), 
die  Arbeitsorganisation  (Motive  des  Arbeiteus,  Lastgefilhle)  und  die 
Bedürfnisbelriedigungen  (Lustgefühle)  bei  aller  Steigerung  der 
Natnrerkenntnis  und  des  technischen  Könnens  und  bei  aller  Hebung 
des  menschlichen  Trieblebens  und  der  Motivationen  einmal  ab- 
hängen und  solange  abimngen  werden,  als  die  Menschen  „Menschen" 
sind.  16.  Kur  ein  partieller  Staatssosialismus,  wie  er  unter  G  (S.  17) 
angedeutet  ist.  kann  daher  auch  für  die  Zukunft  in  Frage  kommen, 
freilich  ohne  im  Voraus  fest  bestimmbare  Grenzen  im  Einzelnen, 
wo  IVchnik  und  geistig'-sittliche  Beschaffenheit  der  Menschen  eben 
entscheiden.  17.  Alle  unverkennbaren  Tatsachen  der  Entwicklung 
des  Wirtschaftslebens  in  der  Biehtang  einra  solchen  Staats« 
Sozialismus,  alle  ökonomisch^technischen  Möglichkeiten  seiner  Durch* 
fiihmng,  alle  Bedürfnisse  nach  veränderter  volkswirtschaftlicher 
<^)r«rani8ation,  welche  die  Män^rel  der  Funktion  des  ]»rivnt\virtsc1iaft- 
liclien  Systems  und  grade  moderne  Entwicklungen  mit  sich  bringen 
(Grossbetrieb,  Privatmonopole,  Kartelle,  Trusts,  S])ekulation,  Aus- 
beutung von  Konjunkturen  durch  Private,  Börsenwesen,  soziale 
Abhängigkeitsverhältnisse,  Steigerungen  der  Einkommen-  und  Ver- 
mögensungleichheit usw.)  —  alle  di(^se  Momente  beweisen  nichts  für 
die  Kichtigkeit  der  Ziele  und  Forderungen  des  Sozialismus,  sondern 
nur  für  diejenige  eines  massvollen,  langsam  fortschreitenden,  seiner 
auch  wieder  voniandenen  inneren  Mäng^,  Bedenken  und  Schwächen 
sich  wohl  bewussten  Staatssozialismus,  wie  er  unter  G  skizziert  ist. 

Eine  objektive  Auseinandersefznnfi:  mit  den  tlicoret.  Lehren 
und  praktischen  Zielen  u.  Forderungen  des  Sozialismus  ist  eine 
besondere  Aufgabe  der  ganzen  Vorlesung. 

B.  Ueber  die  nltere  Literatur,  auch  die  Schriften  der  oben  ge- 
nannten Autoren,  s.  die  einschlagenden  Artikel  im  H.-W.-B.  d.  St, 
V.  Scheel,  im  SdiOnbergschen  Handbuch  B.  I.  Adler,  Gesch.  d, 
Soz.  und  Kommnnism.  1899  ff.  L.  Stein,  Sozialismus  und  Kom« 
munismus  des  heutigen  Frankreich  1841,  2.  AuÜ.  184^  L  Reybaud, 
^tud.  Sur  las  röformateurs  contempor.,  1841.  0.  Warschauer,  Ge- 
schichte des  Sozialismus  und  Kommunismus  im  19.  Jahrh.  (St.  Simon, 
Fourier,  L.  Blanc)  3  Bd.  1893-96.  Kautsky.  Gesch  d.  Soz.  189')  ff. 
Ueber  rroudhon,  Die  hl,  Proudhon,  3  B.  1888  0.   Ueber  die  älteren 

2* 


Digitized  by  Google 


Engländer,  auf  die  er  zum  Teil  erst  wieder  die  Auimerksa!»kcit  gelenkt, 
Anton  Menger,  Hecht  auf  den  vollen  Ari>eitseTtrag,  2.  Aufl.  1891» 
3.  Aufl.  1904,  auch  passim  A,Held,  2  Bücher  z.  soz.  Gesell.  Englands  1881. 

C.  Die  df'utsrhen  Hauptautoren  sind:  1.  K.  Ixotllicrt  us  (-Jagetzow), 
besonders  „zur  Erkenntnis  unserer  staatswirtschaftlicheu  Zustände",  1812, 
und  „soziale  Briefe  an  von  Kirchmann",  Berlin  1850  fl".  (auch  in  neueren 
Ausgaben,  nähere  Angaben  in  meiner  Grundlegung,  8.  A.  I.  81)).  Rod- 


Agrarpülitiker.  Von  besonderer  AVi  chtigkeit  und  ui.  K.  liuchstem 
raetheuologischen  Werte  ist  die  ziemlich  zuerst  von  ihm  begonnene 
Si-liarfe  Unterscheidung  rcin-ökonomisch<'r  n.  historisch-recht- 
licher B^griffOj  bezw.  Kategorien,  bes.  bei  B.  lUr  Wert,  Kapital, 
von  Lassalle  flbemommen,  von  mir  erweitert  n.  für  das  ganze  theoret. 
Lehrgebäude  verwertet  (s.  u.  T.  I,  Kap.  2).  2.  K.  Marx,  das  grund- 
legende Werk  des  modernen  Sozialismus,  das  Kapital  1.  B.  Hamburg 
1867.  4.  A.  ISIH).  2.  B.  Hamburg  1H85.  B.  Lsi>4.  .i.  Fr.  Engels, 
Bühringg  Umwälzung  der  Wissensehaft,  Leipzig  1.S78,  2.  A.  18w,  in 
;i  A.  jetzt.  4.  F.  Las s alle,  Kapital  und  Arbeit,  (Stroit srhrift  gegen 
Öchulze-Delitzscii),  Berlin  löGl,  und  öfter,  sein  System  d.  orworb.  Rüdite 
(1861,  rechtsphilosophisch).  5.  Dazu  auch  für  Uterargesehiehtiiches  und 
und  Kritik:  K.  Mario  (Winkelblech)  Untersucliungen  über  die 
Orfrani?ation  der  Arbeit  oder  System  der  Welt("konomic  li^l!)  ff.,  nnif 
Aull  Tübingen  1885—86  6.  Xus  der  neuesten  deutschen  so/,ialiät. 
Literatur:  Bernstein.  Voraussetzungen  des  Sozialismus  usvv.  18!>i), 
Dagegen  Kantsky,  Bernstein  u.  das  soz.-dem.  Programu»,  IMOI),  die 
wissenschaftlichen  Zeitschr.  ,,NeueZcit''  u. -Sozialist  Mon.-Blätter".  7.  Die 
sozialistische  Literatur  hat  auch  auf  die  deutsehe  allgemeine  und 
theoretische  Nationalökonomie  stark  ferment;iti\  eingewirkt  (s.  meine 
Grundlegung,  .'J.  A.  I.  §  l;{  mit  weiteren  Literaturanjraben). 

D.  S.  auch  über  diese  Autoren  die  Artikel  im  H  -W.-B.  d  St., 
von  G.  Adler  (von  diesem  auch  in  Festgaben  f.  Ad.  Wagner  (liH».')) 
Abh  I.  S.  1  ff.),  Diehl  u.  a.,  zugleich  für  die  Bibliographie,  Ueber 
Rodhcrtns  hos.  G.  Adler,  Kodb.  ISR",,  Tl.  Dietzel.  Kodb.  2  B.  18Ki, 
1887,  Kozak,  R's  sozial-ökonomische  Ansichten,  1882,  Jentzsch  181)*), 
Ueber  Marx  d.  Art.  v.  Fr.  Engels  im  H.-W.-B.  d.  St ,  B.  4,  K.  Gross, 
Marx  188'>,  v.  Wenckstern,  Marx  ISOH.  T'.ber  Eiio-els  W.  Som- 
bart,  i.  d.  „Zukunft"  18%,  überhaupt  Sombart" s  Kapitalismus.  l\'bcr 
Lassalle  v.  Plener  Lass.  1881.  K.  Mehring,  d.  deutsche  Sozial- 
demokratie, A.  1878.  Ders.  Geschichte  der  deutschen  Sozialdemokratie 
2  B.  1W7.  imit  einwechselt  em ,  jotzt  auf  franz  .so/. -dorn.  Standpunkte!) 
SchUffle,  Kapitalismus  und  Sozialismus,  1870  u.  (Quintessenz  des  Soz. 
(viele  Aull,  seit  1878).  A.  Wagner,  das  neue  sozialdemokratische 
(Erfurter)  ri  oirramm,  1803,  meine  lu  ktoratsrede  1895  und  5^eliniitll<  r>i 
1897.  Meine  Aufs,  „zur  Kritik  des  Sozialist.  Zukunftsstaats"  in  der  Ztschr. 
Kosmopolis  18!»8  voL  0  v^"4(^«  Aufs.  v.  Liebknecht  in  d er s.  Ztschr.). 
Im  Allgemeinen:  Stamm  bammer,  Bibliographie  des  Sozialismus,  188^» 
1900.  Auch  Lippert,  Bibliogr.  in  Adler's  Gesch.  d.,  Boz. 
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VIL 

Systeiuatisclie  Hilfsmittel  bei  Yorlesunireii  über  allgemeine 
und  theoretische  National-Oekonomie. 

Nur  deutsche  oder  in  deutschen  Ueborsctzuugen  Torliegencle 
Werke  werden  hier  genannt,  hk  der  fremden  Literatur  hat  besonders 

die  französische  brauchbare,  knappe,  g\it  1»  sbare  Kompendien. 

X ach s rhlage werk:  Elster  s  Wörterbuch  u.  das  Handwörterb. 
der  Staatswiss.  u.  die  unter  I.  S.  1  oben  <x^n.  Werke. 

Kui/. o  Grundrisse.  H.  v.  Ma :  -  idt,  Grundriss  der  Volks* 
wirtscliaftslehro.  Stuttgart  2.  Aufl.  v.  Kicinwächter  ISTO.  A.  Hold, 
Grundriss  zu  Vorlesuu&^en  über  Nationalökonomie,  2.  A.  Bonn  lti7ö* 
L.  Gossa,  Elemente  <^r  Wirtschäftslehre,  dentsch  Ton  Moormeister. 
FreiKirjJ  1S79  (zahlreiche  italienische  neuere  Ausgaben).    J.  Lehr, 

Solitisclie  Oekonomie,  2.  A.  München  18*>2,  neue  Aufl.  v.  Neuburg. 
.  Conrad,  Giundriss  zum  Stud.  der  politischen  Oekonomie,  Jena, 
l«96ff.,  in  den  rascli  sicli  folgenden  neuen  Aufl.  erweitert  (5.  A.  1905). 
Jentzsch.  Volkswirtscbattslthie  1^!).").  Kleinwächter,  Lehrb.  d. 
Nat.'Oek.  1802.  Viele  weitere  existieren  noch,  vor  manchen  ist  zu 
warnen. 

Ausführlichere  Grundrisse  usw.  H.  Biscliof,  Grundzüge 
der  Nationalökonomie,  Graz  1874 — 76.  W.  Neurath,  Gruiulzüge  der 
Volkswirtschaftslehre,  Leipzig  u.  Berlin  18K>.  (Ders.  Elemente  IHW.) 
Lehi-,  Grundbegriffe  u.  Grundlagen,  1898,  2.  A,  von  v.  Heckel  UK)!. 
Jetzt  besonders  rühmend  hervorzuheben:  v.  P  hilip  po  vich,  Grundriss 
der  pohtischeu  Oekonomie,  1.  13.  Allgemeine  Volkswii'tschaftsiebre. 
Freiburp  und  Leipzig  189;},  2.  A.  1899.  4.  1903. 

Grü.-sere  T.elii  bücher  und  Systeme  und  Bin  her  ver- 
wandter Art.  Aus  den  ohon  genannton  ?iltr>ren  noch  heute  beson- 
ders wichtig:  v.  Henna  un  s  staatswirtst-hattlicho  Untersuchungen, 
Rau's  B.  1.  Ferner  ist  zu  verweisen  auf  Roscher,  B.  1,  Schäffle, 
nrpQclIsohafth'chrs  System,  Mill,  nolitische  Oekonomie.  Marshall  B.  1, 
Wagner,  Grundlegung,  Schönuerg,  ß.  1,  Schmoller's  Gi-undriss 
(1.  B.  1900,  2.  B.  1904  1.— 6.  A.).  Ausserdem:  H.  v.  Mango  1  dt.  Volks- 
wirtschaftslehre, Stuttgart  1S74,  K.  Menger's  Grundsätze,  E.  Sa\' 
Grundlegung,  F.  Xeuni an n 's  Grundlagen,  (noch  unvollendet,  s.  auch 
seine  Aufsätze  über  Grundbegriffe  im  1.  B,  von  Schönbergs  Handbuch). 

G.  Cohn,  System  der  Nationiu-Oekonomie.  1.  B.  Grundlegung,  Stuttgart 
lS8o^^ars  formgewandt,  geistvoll  und  gut  h  >har  ])esonders  zu  empfehlen). 

H.  Dietzel's  theoretische  Sozialökonomie  ^bleibt  Bruchstück  in  meinem 
Sammelwerk). 

Im  T'elirigen:  die  i^anze  oben  genannte  Literatur  der  allgemenien 
Politischen  Oekonomie.  Ffir  Junzelias  besonders  die  Artikel  im  Hand- 
wörterbuch der  Staatswisbcnschaften,  welche  regelmUssig  auch  reich- 
haltige Literaturangaben  haben,  sie  werden  im  Folgenden  nur  ausnahms- 
weise besonders  angeführt;  dann  die  Fadizcitschiiften.  Meine  Grund- 
legung, Ü.  Aufl.,  zitiert  als  G.  §  . . . 
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Erster  Teil.  Grundlegung. 

(Abriss  nach  incinom  Werke   unter  diesem  Titel.    An  dieses  Werk 
genauerer  Anschluss  in  der  Vorlesung  in  diesem  I.  Teil.) 

1«  Kapitel.  Oekonomische  Psychologie^  Hetbodologte  und 

Systeaiatologie. 

G.  3.  A.  I.  Buch  1. 

A.  WairniT,  Giimdlejj;ung,  dritte  Aufl.  I.,  Buch  1,  S.  70 — 2^5 
(auch  für  die  weiteren  Literaturangaben,  besonders  S.  70 — 73,  137 — 142. 
225 — 22H,  252— 25öy  Knies,  politische  Oekonomie,  das  ganze  Werk. 
.Schönberg,  AbhatKlIuntr  Volkswirtschaft  in  seinem  Handbuch  1. 
'  ü.  Schniolicr,  Abh.  Volkswirt sch.  im  H.-W.-B.  d.  St.  K.  Bücher, 
Entsteh,  d.  Volkswirtsch.,  Einleitung,  ders.  Arbeit  u.  Rhythmus.  BfS. 
K.  Menger,  Untersuchungen  über  (fie  Methode  der  Sozialwissenschaften 
und  der  politischen  Oekonomie  insbesondere  und  dio  -rros^o  Streit- 
Literatur,  welche  sich  an  dieses  l>odeutende  Werk  angeschlossen  hat 
(s.  diese  in  memer  Grundlegung,  3.  Atifl.  1.  139).  Ders:  in  Conrads 
Jahrb.  ß  53.  Keynes,  scope  and  method  of  pol.  econ.,  London  l.s!>l, 
2.  A.  1W4,  (vorzügHcli).  Gans-Ludassi,  wirtsch.  Energie.  1.  B,  Syst. 
d.  Ökonomist  Methodolojrie  IHd'X  Hasbach  in  Schmollers  Jahrb.  f. 
Gesetzjrel)..  18t>5.  Schmoller,  Grundriss,  Abschn.  I  u.  II  Xo.  1.  Aufs. 
V.  M.  Weher,  EulenKur«i:-  Die  allgemeinen  Werke  (Lohrbücher)  der 
Psychologie,  Logik,  Erkenntnistheorie,  Hethodol.  (Mill,  Wundt,  Sig- 
wart  n.  a.  Liter,  in  Grandleg.  ä.  A.  L  §  54.)  A.  Gomte.  Die  ein- 
leitenden  Abschnitte  der  Grundrisse  und  Lehrbücher,  besonders  H  a  n , 
Roscher,  Cohn,  Philippo vich,  H.  Dietzel,  Lehr.  Di<'  neuere 
Literatuibewegung  (Methodonstreit :  Mcnger-SchmoUer).  Aul|ial)en 
psyebolog.  Art.  Notwendige  Auseinandersetzung  mit  dem  Sozialis- 
mus u.  bes.  dessen  mangelhafter  Psychologie  grade  hier  (s.  o.  S.  IS). 

§  1.  —  A.  Die  wirtschaitliche  Natur  des  Menschen. 
G.  1,  §  22 — 29.  1.  Streitfrage  Uber  den  richtigen  Ausgangspunkt 
der  Soz.-Oek.;  a)  ob  Individuum  oder  „Gebellschat't"?  doch  erstesj 
b)  ob  Bedürfnis  oder  Gnt  oder  Mensch?  Der  bedürftige,  Last- 
und  Lustgefühlen  unterliegende.  Mensch.  2.  Phycholo^scnes,  nicht 
nnr  Physiologisches.  3.  ,,I>er  Mensch,"  als  solcher,  m  histor.  u. 
örtl.  u.  individ.  Ditierenzierung.  4.  Bedürfnis.  Arten.  Entwicklung. 
5.  Befriedigungsüiiuel  oder  Gut.  6.  Befriedigungstrieb.  7.  Be- 
^edignng  (Wesen.)  8.  Befiiedigungsweise  n.  -weg:  Arbeit,  a)  Ob 
historische  Zeitalter  der  Menschheit  „ohne  Arbeit''?  Nein!  Bücher's 
individ.  Nahntn-'^ssucbe;  b)  Spiel  u.  Arbeit  (Rhythmus)  (Bücher). 
9.  Anforderun;ien   an   die   Arbeit.     10.  Wirtschaftliches  Prinzip. 

11.  Wirtschaft,   „Wirtschaftliche  '  Erscheinung,  Tatsache,  Handlung. 

12.  „Wirtschaftliche**  Katur  als  eine  Seite  der  allgemein  mensch- 
lichen Natur   18.  Das  „Gleichmfissige**  in  der  „menschlichen  Natur** 


Digitized  by  Google 


—   23  — 


den  wirtschaftlichen  Aufgraben  gegenüber,  berliiigi  a)  durch  die 
physisch -psychisch  gleiche  und  gleichbleibende  Grundanlage  des 
„Menschen**  im  Unterschied  aneh  «om  höchsten  Tiere  und  b)  durch 
die  GleichmSssigkeit  der  äusseren  Natur  u.  der  Bedingungen  iJirer 
Behemchung-,  14.  Die  individuelle  Differenzierung  der  menschlichen 
Natur,  auch  der  wirtschaftlichen  Seite,  nach  histor.  und  lokalen 
Verhältnissen  von  Völkern  nml  Individuen,  nach  Zeit,  Ort,  Um- 
stSnden,  „milieu",  AnWen.  15.  Bedeutung  dieaer  Unterscheidung 
itlr  Metiiode  usw.  16.  Wirtscfaaftslehre,  VolKSwirtschaftslehre,  Soasial* 
Ökonomik  (s.  §  5.) 

§2.  —  B.  Die  3Iotive  des  wirtschaftlichen  Handelns. 
(Oekonomische  Psychologie  (Stammler,  Wirtsch.  u.  Recht, 
1896,  EinwSnde).  Bes.  bier  Auseinandersetzungen  mit  dem  Sozialis- 
Ullis.  G.  I  §  30 — 53.  1.  Allgemein  menschliche;  historisch,  örtlich, 
individuell  varialile  .Motive.  2.  Individuelle  Differenzierung  der  wirt- 
schaftlichen Natur.  3.  Der  Mensch  aber  doch  einheitlich  handeln(l<'s. 
wenn  auch  von  verschiedenen  Motiven  bewegtes  Wesen.  4.  llaupt- 
einteilung:  egoistische  tt.  unegoi8ti&che Leitmotive.  5.  Egoismus 
und  Altruismus,  kein  reiner  Gegensatz.  6.  Zwei  Seiten  jedes 
Motivs:  a)  Herbeiführung  von  Lustgefühlen;  b)  Venneidung  von 
Unlustgefüldcn,  (positive,  negative  Seite.)  7.  Einfinss  auf  Willen, 
Handeln,  Tun,  Unterlassen,  überhaupt  und  auch  bei  Beschafiung 
und  Yc»wendung  von  Gütern.  $.  Vier  „egoistische"  Leitmotive: 
a)  a)  Streben  nacli  dem  eigenen  wirtschaftlichen  Vorteil,  schon  sieh 
erweiternd:  nacli  ticin  Vorteil  Sdlcher  Anderer,  für  die  man  sich 
interessiert;  ß)  Furcht  vor  eigener  wirtsclinftlicher  Not.  h)  a)  Hoffnung 
auf  Anerkennung,  Hespekt  vor  Driften,  besonders  den  leitenden 
Autoritäten ;  ß)  Furcht  vor  Strafe,  c )  «)  Ehrgefühl,  Geltungsstreben, 
Bivalitftt,  Ehrgeiz,  Eitelkeit;  ß)  Furcht  vor  Schande  und  Miss- 
achtung; <1)  a)  Drang  zur  Tktatipfiniix,  zur  Kraftausübung  und 
-Uebunjr,  Genuss  n.  Freude  daran:  p^}  Furcht  vor  den  Foljren  der 
Untätigkeit.  9.  Unegoistiscläes  Leitniotiv:  a)  Trieb  des  inneren 
Gebots  zum  ättlichen  Handeln  („kategorischer  Imperativ"),  Drang  des 
rflichtgetlihls,  freilich  dabei  auch  Genuss  der  „inneren  Genugtuung"; 
ß)  Furcht  vor  dem  eigenen  inneren  Tadel  (Gewissen).  10.  Starke- 
grade der  Motive,  Ditferenzierungen,  individuelle,  solche  der  Klassen, 
Stände,  Berufe,  Völker,  Zeitalter.  11.  Kombinationen.  12.  Blick 
auf  G^taltungen  der  Motive  im  „kapitalist.^  Zeitalter,  bei  Erwerb, 
(„non  olet"),  Verbrauch  u.  in  anderen  Zeitaltern.  13.  l'sychologische, 
pädagogisehe.  soziale  Auti:al)e;i,  allgemeine,  individuelle,  bezüglich 
der  Motive  (auch  in  Sozialist.  Organisation).  14.  Mittel:  Selbstzucht, 
Sittlichkeit,  Sitte,  liecht,  Zwang,  Heligion,  Kirche,  Organisationen. 

15.  Einfluss  der  Arten  menschlichen  Zusammenlebens,  des  Berufb, 
der  Arbeitsart  (Land,  Stadt,  Heimat,  Fi*emde,  Familie,  Einzelleben). 

16.  Physio]o<,nsche  Prnblenip.  X  crerbungsfragen,  „Zuchtwahl";  ander- 
seits Beispiel,  Tradition,  in  Sippe,  Familie,  Stand,  ererbte,  erworbene 
Eigensehaften.  S.  die  auf  Grund  einer  Preisfrage  erschienenen 
Schlitten  u,  d.  T.  Natur  u.  Staat,  190;?ff.  v.  verschiedenen  Autoren. 
Audi  Ammon,  uatarl.  Auslese  beim  Menschen,  1893  (auch  2.  AuÜ.). 
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§  3.  < —  0.  Objekt  und  Forsclnmjs-  A  ii  f'^-ahen  der  8o;?ial- 
ökonomik.  <i.  ^  54  —  64.  1,  Objekt:  die  wirtschaftliche  Kr- 
BcbeinuDg  als  Teilerschcinung  eines  zusammengehörigen  £r- 
seheinungs-Komplexes,  eben  der  ,,Volk8wirt8eltaft*S  oaer  im  sozialen 
(gesellschaftlichen)  Verband  bei  einein  System  der  Teilung  der 
Arbeit  un»l  de^  Sach-Besitzes  und  der  dadurch  bedingten  Art  des 
Gütererwerbs  6.)  2.  Die  Aufgaben,  a)  theoretische  und  b)  prak- 
tische. 3.  Die  Frage,  ob  Wissenschaften''  praktische  Aufgaben 
haben  können,  zu  bejahen.  Wann  das  der  Fall?  Wenn  Wohlfohrts* 
interessen  vorliegen  und  menschlicher  Kinflnss  auf  die  Vorje&ige 
möglich.  4.  Die  sogen.  Kunstlehren.  5.  Die  Fragen:  was  ist?  was 
soll  sein?  Beide  zu  beantworten.  6.  Die  drei  theoretischen  Auf- 
gaben; alle  des  Wissens  behnfs  Erkennens,  Verstehcns. 
a)  Feststellung  der  Tatsachen;  Ii)  Ermittlung  des  Typischen  u.  Gesetz* 
mfissigen  darin;  c)  Erklärung  aes  konJitidiiellen  und  kausalen  Zn- 
sammenhangs. 7.  Die  drei  praktischen  Aul'^aben:  des  Wissens, 
behufs  Könnens,  aber  auch  um  des  V^ersrehens  willen,  a)  Be- 
urteilung der  Bedeutung  (des  Werts)  der  Ei*scheinungeu,  b)  Auf- 
stellung eines  Ziels  für  die  Entwicklung,  c)  Wegweisung  zu 
diesem  Ziel. 

§4  —  D.  MethodnlfKrie.  (i.  i<54  (Literatur),  65—97. 
1.  Der  neuere  Methodenstreit.  2.  Die  beiden  Hauptraethodeu, 
spcknlative  Deduktion  und  Induktion.  3.  Wesen  des  deduk- 
tiven Verfahrens,  a)  Voraussetzungen:  dem  ersten  egoistischen 
Leitmotiv  folgen  wollen,  es  richtig  vei'stehen,  ihm  rechtlich  folgen 
dürfen  unter  ge»ebeiion  WrbSltnissen,  insbes.  in  der  Stellung 
äusseren  Natur  (ihrer  Erkenntnis,  ihrer  Beherrschung  in  Technik), 
a)  ,, Exakte"  Deduktion,  ihre  Voraussetzungen:  streng  u.  aus- 
schliesslich die  hei  a  genannten.  Matiiematische  Fassung,  keine 
eigene  Methode,  (i)  Methodische  Aenderungen  in  den  Vornns- 
sctxnn<ren.  bes.  M?!s]>TPlen  andrer  Motive,  mangelhaftes  Vei*ständnis, 
beselnvinkende  Kechtsordnung.  b)  Abgeleitete  Gesetze,  s.  u.  Anhang, 
c)  Nationalökonomie  als  sog.  „logische"  Wissenschaft,  d)  Fehler- 
cjuellen.  e)  Probe  geboten  an  der  „Erfahrung",  den  Tatsachen, 
irrlifung  der  deduktiv  gewonnenen  Ergebnisse  an  der  Wirklichkeit. 
a)  Prüfung  der  Voraussetzungen;  ß)  der  ^cldüsse.  f)  So  er- 
forderlich Ergänzung  event.  Ei-setzung  der  Deduktion  durch:  4.  Das 
induktive  Verfahren,  a)  Erfahrung",  a)  Was  sie  ist?  ß)  Wie 
sie  festzustellen?  y)  Was  lehrt  sie?  d)  Welchen  Wert  hat  sie? 
#)  Mitspielen  von  Inijjonderabilien.  b)  Erfordernisse,  a)  massen- 
haft, ß)  systematisch,  c)  Mängel  und  Vorzüge  der  induktiven  Me- 
thoden, d)  Die  einzelnen  Beobachtungsmethoden:  a)  unwissen- 
schaftliche tägliche  Beobachtung;  ß)  wissenschaftliche  Einzelbeob- 
achtung (auch  Enquete);  ;')  wissenschaftliche  Massenbeobachtnng 
aa)  Staiistik  und  bb)  liistorik.  Letztere  beiden  die  indukt.  Haupt- 
mctboden  der  Pol.  Oek.  5.  Verbindung  der  Methoden,  auch  der 
psychologischen  Deduktion  wieder  mit  der  Induktion.  6.  An- 
wendung, Beispiele.   7.  Beziehung  zu  den  Aufgaben. 
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Anhang,    lieber  wirtschaftliche  Gesetze, 

S.  Lit.- Nachweis  (bes.  Küraolin)  G.  T,  S.  -225  ff.,  meine  Schrift 
„Gesetzmässi^rk.  in  d.  scheinb,  willkürl.  menschl.  iiandlungen".  18(>4,  I, 
68  ff,  meine  Abh.  Statistik  im  6Iunt8di)i*6eh6ii  Staatowdrterb.  X,  ifMi  ff., 
474  ff.,  meine  G.  I.  S.  225—242.  Neumann,  Naturges.  u.  wirtsch.  Ges., 
Ztschr.  f.  Staats wiss.  18U2.  Lcxis,  Art.  Gesetz  im  H.  W.  B.  St.  B.  14, 
daselbst  weit  Lit  S.  240. 

1.  Sprachgebrancli  steht  nicht  fest,  a)  Die  klass.  Kat.-Oek. 
des  {>kononi.  Individualtsmits  Spricht  gern  von  „Gesetzen"  des 
wirtsch.  Lehens,  identifiziert  sie  aber  zu  weitgehend  mit  Natur- 
gesetzen n.  die  Kpif^oii'^ti  0^^nc]leste^funl)  ziehen  selbst  ans  solehcn 
„Gesetzen"  falsche  Ivonse^ueiiiscn,  auf  unbedingtes  8ehi- Müssen, 
ja  Sein-SoUen  bezüglich  wirtsch.  Handlungen  u.  Erscheinungen,  aucb 
des  notwendigen  Unterbleibens  oder  Veigeblichseins  eines  staatlu  lien 
Eingriffs  in  die  ..Gesetze  des  Güterverkehrs"  (Preise,  Zins,  Löhne 
usw.).  b)  Die  früliere  Statistik  (Qiietelet  n.  seine  Schule)  operiert 
auch  mit  dem  Ausdruck,  begeht  aber  ähnliche  Fehler,  c)  Die  nistor. 
Kat.-Oek.  u.  die  neuere  Statistik  lehn^  den  Ausdruck  ab  oder 
brauchen  ihn  nur  sehr  eingeschränkt,  fliehen  aber  in  der  Kcuktion 
zu  weit,  d)  Es  ist  bei  dem  schwankenden  Sprachgebrauch  zu- 
lässig, den  Ansdiuck  auf  dem  Gebiet  der  Soz.-Oekonomik  fest- 
zuhalten und  auch  zweckmässig,  nur  muss  zwischen  solchen  u. 
wirkliehen  Naturgesetzen  streng  unterschieden  werden.  2.  Der 
Unterschied  liegt  in  der  inneren  prinzipiellen  Verschieden- 
heit des  Verursnchungssystems  (G.  I,  S.  234).  a)  Bei  Natur- 
gesetzen fiir  reine  Naturcrschoinmigeii  handelt  es  sich  um  feste,  über- 
haupt immer  u.  stets  so  u.  so  wirkende  Ursachen,  daher  um  feste,  ganz 
gleicbmüssige  Wirkungen,  b)  Bei  wirtschaftlichen  u.  allen 
f,sozialen"  Gesetzen  liegen  die  Ursachen  in  der  psychischen 
Motivation,  die  individuell  zwar  auch  gewisse  feste  (Heicli- 
mässigkeiten,  aber  auch  Verschiedenheiten  u.  Veränderungen  in  den 
Kombinationen  u.  den  Stärkegraden  der  einzelnen  Motive  zeigt, 
daher  auch  nicht  eine  feste,  ganz  gleichmitesige  Gestaltung  der 
Wirkungen  bewirkt  3.  Für  alle,  Natur-  und  Sozial-^Gesetzc"" 
ist  der  allgemeinste  Beuriff  von  Gesetz":  diejenige  Ghich- 
ffirinigkeit  der  (Jestaltnii;;-  der  Jh'schcinunp'n,  denniach  auch  ihrer 
Wieilerkehr,  weiche  nach  Wahrscheinlich keits^ünden  als  not- 
wendige Folgen  und  Wirkungen  eines  festen  AbhMngigkeitSTerhItIt- 
nisses  von  gewissen  Bedingungen  und  Ui-sachen  angesehen  werden 
müssen  (G.  I,  S.  229  ff.}.  4.  Nach  dem  Grade  der  Erkenntnis 
der  Kausal-  u.  conditionellen  Zusammenliängc  n.  nach  dem  Masse 
der  Abhängigkeit  der  Folgen  und  Wirkungen  von  den  Ur- 
sachen nnd  Bedingungen  sind  dann  zu  unterscheiden:  a)  empirische 
Gesetze,  besser  nur  Regel-  oder  Gesetzmässigkeiten  genannt, 
wo  die  äussere  Beobachtung  (Statistik)  mir  eine  nu  lir  oder  weniger 
detitliche  u.  grosse  Gleichförmigkeit  der  Erscheinungen  ergibt,  denni 
Erklärung  aber  fehlt  oder  nicht  ausreicht  (so  die  meisten  sog. 
„Statist  Gesetze*',  in  der  Bevölkerungsbewegung),    b)  KausaL 


Digitized  by  Google 


-   26  — 

gesetze  stellen  solche  Gleicbformigkeiten  dar,  wenn  diese  sich  als 
strenger  erweisen  \\.  kansal  u.  conditionell  erklürt  werden 

können,    c)  Wirtschaftliche  Oesetze  sind  kausale,  wenn  die 

Gleicliftinnigkeit  ^i<"!i  als  stren;?  freniifi  erweist  ii.  auf  eine  br-tini- 
mende  als  Ursaciie  wirkende  psyciiische  [Motivation  zurückgeiülirt 
werden  kann,  a)  VVahre  „exakte"  wirtsch,  Kausalgesetze  gibt 
es  in  der  Wirklichkeit  nicht,  weil  die  Motivation  keine  feste  „Natur- 
kraft" und  iilclits,  wie  diese,  so  üii veränderliches  und  so  gleich- 
ITirnii^  in  allen  1 'inzt-Hällen  Wirkendes  ist.  ß\  Nur  nntor  den 
«genauen  Voraussetzuu^^en  der  ..exakten''  Deduktion  loltcn  in 
diesem  §  unter  3,  a,  daher,  doch  nur  hypotlietisch,  kauu  uiaa 
von  „exakten  kausalen  wirtsch.  Gesetzen"  sprechen.  /)  Die  Wirk- 
lichkeit zeigt  nur  mehr  oder  weniger  grosse  Annäherungen  der 
Gleichtorniij^keiten  an  diese  hypotheliselien.  (bes.  auf  dem  Gebiete 
der  Vei  tcilun/^s-  u.  Preis-,  Celd-Erseiieinun^ren,  doch  aueli  auf  dem 
Produktiüiisgebiet,  so  in  der  Arbeitsteilung,  Stellung  zur  Xatur  vl, 
ihren  KrKften),  um  »o  mehr,  je  mehr  in  der  Wirklichkeit  die  als 
Ursachen  u.  Bedintruii^ien  fungierenden  Momente  den  Voraus- 
setzungen der  exakten  Deduktion  ontsprcehcn  (Preise  im  freien 
Grosshandel,  Verteihingsvor<i;in^a'  im  völligen  Konkuneuzsysteni  bei 
starker  Vorherrschaft  des  ersten  egoistischen  I Leitmotivs  [„Hündler- 
psychologie*'  der  „city"«  oder  ,.economical"-men  J).  ö)  Das  i  n du  k  ti  ve 
u.  selbst  vornehmlich  nur  das  statistische  Verfahren  fuhrt  höchstens 
zur  Feststelkiniir  von  ompiiisclien  Gesetzen  oder  Gcsetzmässijrkeifen, 
f)  Ks  dient  sonst  m\r  7a\v  l'riit'miü"  der  »ledukliv  abj^eleiteten  Ge- 
setze au  den  Tatsachen  der  \\  irklu  iikek,  daher  zur  Feststellung 
des  Masses  der  Annäherung  der  wirklich  beobachteten  Vorgänge 
an  die  dafär  deduktiv  ermittelten  Gesetze,  c)  Wirtschaftliche 
Kausnlpresetze  lassen  sieli  dann  definieren  als  Gleichförmigkeiten 
der  Avirtseli.  Vorirän^^e  (Erscheinungen),  bezw.  ihrer  Wiederkehr, 
welche  sich  unter  den  gegebenen  bezw.  unter  den  angenommenen 
Yoraassetzungen  der  exakten  Deduktion  ans  dem  Wirken  des  ersten 
egoistischen  Leitmotivs  (..E^oisnnis*',  „Eigennutz",  Streben  nach 
dem  höchstmöi;lielicn  wirtsch.  Vorteil)  ergeben,  d)  Ab  wciehuno'fn 
von  diesen  „Gesetzen"  in  der  Gestaltun<x  der  wirklichen  Krsclieiiiuni:en 
lassen  sich  erklären  aus  anderen  Voraussetzungen  u.  insbes.  aus 
Einwirkungen  anderer  psychischer  Motivation,  e)  Theoretischen  n. 
auch  prakt.  Wert  haben  diese  ..Gesetze"  gleichwohl  (übertriebene, 
auch  unrichtige  Einwände  der  histor.  Sclmle).  5.  Wirtscliaftliche 
Pewef;  ungsgeset  ze  (,,dynaTnische"):  ( Jl<'i<  iifönnif;keiten  auf  den 
Gruntllagen  lest  gegebener  oder  angetiuuimener  Voraussetzungen 
der  psychischen  DurchschhittsmotivAtion,  des  ökon.  u.  techn.  Ver- 
fahrens u.  Könnens,  der  wirtschaftl.  Rechtsordnung  — •  also  bei  ge- 
go^ern  r  Statik  u.  Dynamik  des  AVirtschaftslebens  —  fG.  1,  5^  90, 
mit  I  rl-  rscheidnng  von  Haupt-  oder  Grundgesetzen  [PreisgesetzJ 
und  i  üigegesetzen,  die  weiteren  Umlaufs-  u.  Verteiluugsgesetze, 
Cr.  S.  236).  Wesentlich  nur  diese  Gesetze  in  der  $oz.-Oek.  bisher 
gemeint.  6.  Neben  ihnen  beginnen  wirtschafUiche  „Entwicklungs- 


^  kjui^uo  i.y  Google 


—  27 

pesetze''  a)  im  Sinne  gesetzmässiger  Veränderungen  der  ganzen 
Grundlagen  u,  Struktur,  daher  auch  der  psychischen  Voraussetzungen 
des  WirtsebafkslebenB  —  also  mit  anderer  Statik  u.  D^^namik  dieses 
—  erforscht  zu  werden  (typische  Phasen  der  Volkswirtschaft,  §  12, 
X  5  kapitalist.,  Sozialist.  Wirtscli. -Ordnung;,  in  der  Sozialist.  Theorie, 
in  der  hist,  nat.-ök.  Schule),  b)  Aber  von  „Gesetzen"  ist  hier  noch 
weniger  zu  reden  als  bei  den  „  bewegungsgesetzen",  wegen  der 
Komplikation  des  Systems  von  Ursaehen  n.  Bedingungen  n.  dem 
starken  Mitspielen  variabler  neben  konstanten  Ursachen,  (Fri^en,  <>b 
überhaupt  u.  welche  allgemeine  „hl'itnrl-^chö  Entwicklungsgesetze'* 
in  der  menschlichen  Geschichte  anzuneiimen  seien.  Einseitige  De- 
duktionen des  neueren  Sozialismus  auf  dem  Boden  der  ,.materialist. 
OescbichtsanmiBsnng'S  G.  I,  §  40). 

§  5.  ^ —  E.  Begriff  und  System  der  Politischen  Oeko- 
nomie.  G.  §  98 — 105.  1.  Aeltere  Kamcralwissenschaft.  2.  Privat- 
iikonomik.  ü.  Politische  Oekonomik.  4.  Begriff.  5.  Namen,  der 
beHte:  Sozialökonomik.  6.  Einteilung  oder  System.  Bildung  mit 
naeh  Zweckmässigkeitsmomenten,  nicht  rein  prinzipiell:  I.  Grund- 
legnng,  Ii.  Ausführung:  (1)  Theoretische,  (2)  praktische  National- 
ökonomie, (3)  Finanswissenschaft  L  u.  II.  1:  allgemeime,  IL  2: 
spezielle  Nat-Oek. 

Anhang:  1.  Stollnnj-  <ler  Politischen  Oekonomie  im  Kreise 
der  verwandten  Wibseusciiatten.  Ihre  Zugehörigkeit  zu  den  Ge- 
sellBchaftswissenschaften.   2.  Hilfswissenscbaften. 

2.  Kapitel.  Grundbegriffe  und  stell  ansebliessende  Lehren, 
bes.  QuU  und  Wertlehre.  G.  8.  A.  I  Buch  2. 

A.  Wagner,  Grundlegung,  3.  Aufl.  I.  Buch  1  (daselbst  näherer 

Liroratnrnarhweis,  so  S.  Mi-  ;^0(i— ;J09,  320—327).  ünterschpidTinnr 
der  beiden  Staudpunkte  der  Betrachtung,  (Kodbertus)  des  rein  ökon. 
u.  des  historisclfrechttiehen;  ferner  des  einzel*  (privat-),  volks-  und 
weltwirtschaftlichen  Standpunkts.  Mängel  der  historischen  Schule,  auch 
u.  z.  T.  besonders  der  jüngeren  in  der  {ranzen  Matori«^  dieses  Kapitels. 
Von  älteren  Hufeland,  Lötz,  Malthus  (dofinitions.)  Besonders 
V.Hermann,  staatswirtächaftJichel'ntersuchungeii,  Atih  I— IV.  v.Man- 
fToldt,  Gnindriss,  K.  Menger,  Gnindsät/e  dw  Volkswirtschaftslehre, 
die  Arbeiten  von  E.  Sax,  v.  Böhm  Bawerk,  v.  Wieser,  Zucker- 
kandl  und  H.  Dietzel,  (Aufs.  i.  Jahrb.  f.  Nationalökonomie  N.  F.  VIII, 
theor.  Sozialökonomie),  auch  Lehr,  Grundbegriffe.  Namentlich  Fr.  J, 
NfMimann's,  dos  h(M*vorraixend^:ten  pforrenwärtisien  deutschen  Spezialisten 
auf  diesem  Gebiete,  Arbeilcu  und  Auiaätzc  in  iJ.  25 '1^5G9),  B.  2.S  (l^<72), 
B.  .)*;  (ixso)  der  Tab.  Ztschr.  f.  Staatsw.,  die  Abhandlungen  über  Grund- 
begritie  und  über  Preis  in  den  vier  Auflagen,  des  Schönbciirscdipn 
Handbuches,  B.  1,  die  selbständige  öchrift  Grundlagen  der  \  oikswirt- 
sehaftslehre,  woselbst  immer  die  ftltere  und  neuere,  auch  die  iremdo 
Literatur  und  die  Dogmengeschichte  eingehend  berOcksichtiüt  wird. 
Auch  wo  man  ihm  nicht  beistiinmt,  ist  ei"  immer  lehrreich.  Die  be- 
treffenden Abschnitte  der  Grundrisse  und  Lehr-  und  Handbücher, 
Roscher  besonders  für  Literatur-  und  Doginengeschichtliches;  die 
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Artikel  unter  den  Schiagworten  im  Handwörterbuch  der  Staatswissen- 
schaften, ebenfalls  auch  für  weitere  Literatur,  von  Lexis  u.  a.  m.  In 
Beti  rff  der  historischon  Differonzierung  und  VerändcruiiLr  dor  Beixriffe 
Bücher  Entst  d.  Vwsch.  Stammler  a.  a.  0,  (falsche  Einwände).  Grund- 
begriffliche Erörterungen  sind  in  der  lüstor.  lüchtung  nicht  behebt,  gelten 
du  fflr  massig  und  aucli  wohl  btsweilen  als  blosse  Spintisirorei  und  Wort- 
klauberei. Aber  mit  Unrecht,  sie  sind  wichtig  u.  vinV)e(lin!xt  gel)Oten, 
auch  für  Auseinandersetzungen  mit  dem  gemeinen  Spraeligebrauch. 

§  6.  —  A.  Die  Güter  G.  I.  §  109—122.  1.  UnterscheidiiDg 
a)  rein  ökonomischer  und  b)  historisch -rechtlicher  oder  sossialer 
Standpunkte  bei  Grundbegrifteii:  dort  *l(  i-  Mensch  überliaupt  der 
äusseren  Natur  gegenüber,  hier  die  einzeincn  Meusclien.  Klassen, 
Völker  in  ihren  Beziehungen  zu  einander  betraclitct.  2.  Begriff 
des  Guts:  Bedürfnisbefriedigungsniittel.  3.  Kntwieklung  der  Güter 
al  mit  den  Bedürfnissen ,  b)  mit  den  Einsichten  in  die  Brauchbarkeit 
der  Dhrge.  4.  Einteilung,  mancherlei,  uwh  verschiedenen  Gesichts- 
punkten. Wichtig:  a)  innere,  Seelcniebfii.  äussere,  ans  Anssen- 
welt  herankommend  (bes.  Dienste  Anderer,  .Sachen);  h)  Ivtttie: 
freie,  ohne  menschliche  Arbeit  erlangte,  wirtschaftliche»  nur 
mit  IliltV"  solcher  Arbeit  erlangbarc,  nur  diese  hier  in  der  Soz.-Oek. 
zu  behandeln.  Zu  ;i:  freie:  a)  allgemeine,  keiner  nnsschliess- 
lichen  Aneijiiamg  tiiliii:»'.  ß)  freie  Besi tzji  iiter ,  solcher  An- 
eignung iähi^e,  aber  wegen  Zwecklosigkeit,  bei  UeberireÜeu  des 
Bedarfs  durch  den  Vorrat,  nicht  in  Besitss  genommene,  hier  schon 
Einfluss  histor.  Entwicklungen,  (s.  u.  b,  ß)\  zu  b:  wirtschaftliche 
(Jfiter:  a)  im  rein  Hkoii.  Sinne:  wie  oben,  ß)  im  bist -rechtl,  Sinne: 
an)  treie  Hcsitztiiitcr  werden  \virtHchaltliche  durch  Uebergang  in 
Eigentum  u.  ausüchliessliches  Nutzungsrecht  bei  relativem  Mangel 
an  ihnen  (Boden,  einzelne  Gnmdstfiäe,  wilde  Pflanzen  ii.  Tiere); 
bb)  wirtschaftliche  Güter  im  rein  ökon.  Sinne  sind  auch  wirt- 
schaftliche im  bist  -rechtl.  Sinne  fnv  die  bei  ihrer  Gewinnung  mit 
Arbeit  Beteiligten,  dagegen  freie  event.  tÜr  Andere,  welche  ohne 
oder  ohne  volle  Gegenleistung  (Arbeit)  sie  zur  Vertiigang  er- 
halten: freie  Gaben  im  Familienverband;  bei  Geschenk,  Almosen^ 
in  Herrschaftsverhältnissen  (Herreu  gegenüber  Unfreien,  bei  nn- 
zureicbenden  T^tilmen  infolge  sozialen  Klassendrucks,  zwischen 
herrschenih  n  u.  nntl'r\^  ortenen  Völkern,  Tribute).  Begriff  freies  u. 
wirt^ch.  Ii ut  daher  mit  von  sozialer  Stellung  des  Lrteileudeii 
abhängig;  c)  IndividuaN  u.  Gemein bedfirtbisse  s.  u.  §22.  — 
5.  Erworbsarten  wirtschaftlicher  Güter:  a)  naturale  Eslm  n- 
gewinnnng:  II(M-st(illiing  der  Güter  selbst  und  b)  (so7-ialer)  ab- 
geleiteter Erwerb  in  Bezug  auf  schon  vorhandene  Güter.  Vier 
histor.-rcchtliche  Arten  dieses  Erwerbs:  «)  durch  autoritative 
Zuteilung,  wie  in  Familie,  Geschleehtsverband  für  Angehörige, 
bei  Unfreiheit  für  die  Unfreien,  in  Zwangsdiensten  zur  Sustentation; 
wäre  in  Sozialist.  Organisation  die  notwendige  Konsequenz  für  alle 
Glieder  (Problem  der  so/.iaiist.  Verteilung!):  ß)  durch  caritutive 
Zuteilung  (Geschenk,  Almosen);  Zw  angserwerb  bei  Verfügung 
über  Arbeit  Unfreier  seitens  der  Herren,  in  Zwangsverbftnden 
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(Besteuerung^  bei  Gewalttat  (Kaub,  Diebstahl);  ö)  verkehrs- 
mXssiger,  oesw.  vertragsmässiger  £rwerb,  «a£  Ghnmdlag«  all- 
^^emeiner  persönlicher  Freiheit  u.  Privateigentum«,  Geschichtliche 
Verl)indnnp:,  7..  T.  Weclisel  dieser  4  Erwerbsarten,  erst  allmahlige» 
Ueberwie^rcii  der  vierten,  in  der  „privatwirtschafth'chcn  Or^raiiisation'* 
{§  20).  Verkehrsuiüss.  Erwerb  dauer  uiclit  kurzweg  die  „uatürliclie"t 
keine  rein  ökon.»  sondern  eine  bist.-recht1.  Kate^rie.  Gleichwohl 
fast  alleinige  Berücksichtigung  in  der  indivldualist.  (klass.)  Nat.- 
Oekon ,  was  falsch  ist.  6.  Zu  nntei-scheideTi  bei  jeder  Erwerlisai  t, 
auch  hei  der  vcrkchrsmässigen:  a)  die  ^'cscliichtHchen  Vorgänge, 
b)  die  prinzipiellen  Momente,  aucli  die  psjcholog.  Triebkräfte, 
Motive.  Irrtümer  der  ^fabstrakten**  Kichtung,  das  erste,  der 
liistorisclien  das  zweite  nicht  genügend  m  belichten.  Jene  leidet 
an  einseitiger  „Händler])syeliologie'',  diese  an  Unterschiit  zun;:;'  des 
Festen,  Gleichuiässigen  in  aller  psychischen  Natur  des  „Menschen'*. 
7.  Die  historische  und  psvcholog.  liedeutung  des  Unterschieds 
antoritKrer  Regelung  des  Wirtsehaflslebens  und  freier  (individua* 
listj-chor)  Gestaltung  desselben,  aiuli  bei  Arbeitsteilung  (-Gliederung), 
Verkehr.  8.  Tausch,  Arbeits^^lledc^rung,  Verkehr.  Markt,  Gehl- 
Avirtschaf't  in  ihren  Wechselbeziehunjren  u.  -Wirkungen,  9.  Be- 
dui;£uugeii  ihrer  Entwicklung  viererlei,  natürliche,  technische, 
recbtlicbe  organisatorische  (s.  auch  §  12):  a)  Entwicklung, 
Umfang,  Difleronzierung  a)  der  Bedürfnisse,  ß)  der  Fähigkeiten 
der  ^fenschen,  der  Gebiete  (Land),  wirtscli.  Güter  herzustellen, 
bj  Art  der  Technik  dieser  Herstellung  u.  des  Komniunic-  u.  Transpurt- 
wesens, c)  liechisschutz,  gesamte  Kechtsordnung,  d)  Organisation 
des  Verkehrs-  u.  Marktwesens  u.  seiner  Hilfsmittel  (bes.  Mass  u. 
Gewicht,  Geld  u.  Kredit,  Wege  u.  Transport,  Marktwesen).  10.  Be- 
griffe von  !Markt,  Arbeitsgliederung,  Verkehr  als  nicht  rein  ükon. 
sou<lern  bist. -rechtliche.  11.  Knt*5cheidende  Bedeutung  der  Rechts- 
ordnung (s.  §12;.  12,  Tausch-  oder  Verkehrsgut  engerer 
ikgriif  als  wirtschaftliches  n.  nur  bistor.-recbtlicher.  13.  Umfang 
des  Begrifts  wirtsch.  Gut  u.  Einteilun  cr  dieser  Göter  a)  Menschen 
(bei  Unfreilieit  durchaus,  bei  Freiheit  nur  ])er^"^ul.  Dienste); 
b)  .Sache  n  i  he  wegliclie,  unbewegliche ;  c)  V  e  r  Ii  a  1 1  ni  s  s  e  (,,  K  e  c  ii  t  e  ") ; 
,d)  Einrichtungen  u.  Anstalten,  bes.  öffentliche.  Fälschliche 
Beschränkung  des  Begrifft  wirtsch.  Gut  auf  Sachen.  14.  Pro- 
duktivität: Wirksamkeit  für  (Jewinmmg  wbtseh.  Güter.  Zu- 
sammenhang mit  No,  13.  Verschiedene  Lehre  in  den  verschied, 
,. Systemen"  (Physiokraten,  klass.  brit.  Nat.-Oek.,  andere  kontinent , 
Sozialiijums).  Produktivität  auch  der  Arbeit  ausserhalb  der  Öach- 
gütergewinnung,  daher  der  betreff,  persönlichen  Dienste,  des  Staats, 
seiner  Diener,  seiner  Einrichtungen:  alles,  was  an  nienscliL 
Tätig-keit  notwendig,  direkt  u.  indirekt,  als  Ursache  u.  Bedingnn;r 
zur  Gewinnung  (Her-,  Bereitstellung)  wirtschaftl.  Güter  mitwirkt 
u.  in  dem  Masse,  wie  es  dies  tut,  ist  „produktiv".  15.  Prinzip,  und 
prakt.  Bedeutung  dieser  Lehre  von  der  Produktivität,  auch  dem 
Soziiilismus  gegenüber,  keine  ,,veraltete  Dogmatik*'«  ^  . 
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§  7.  —  B.  Vermögen.  Kapital.  O,  L  §  123—133.  S.  noch 
Rodbertus,  Kreditnot  des  Gnindbesitses  I.   IH),  IL  28().  Kapital 

S.rm,  Tül).  Ztschr.  f.  Stuatsw.  1M7S,  S.  224.  Knies,  üeld,  Ka).  T. 
y.  Böhm-Bawerk,  Kapital  und  Kapitalzins  11.  64  und  die  Angaben 
in  Wagner,  Grundlegung,  8.  Aufl.  I.  308 ff. 

1.  Doppelbegriff,  z.  T.  aucl  Doppelfunktion  von  Ver- 
mii^ii.  a)  Kein  Ökonom.  Begriff:  Vermögen  an  sich,  Kattonal> 
Sozialvermögen  u.  dessen  Teile:  ein  in  einem  Zeitpunkt  vorhandener 
Vorrat  wirtschnftliclun-  Güter;  b)  bist,  reclitl.  lie;jTitT:  Vcitnögens- 
iDesitz,  peiisönl.  Vermögen  ('..Privat"-  in  diesem  A\eit.  Siuiie):  ein  zur 
rechtlicuen  Verfügung  (meint  im  Eiigentuni)  einer  Persion  stehender 
Vorrat  wirtsch.  Güter.  Von  Bedeutung  dafür  das  Recht  in  drei- 
facher Hinsicht :  a)  für  die  Person,  die  Vermögen  rechtlich  haben 
kann  (Uiifrcionrcclit,  peculium,  Kecbt  der  öftentl.  u.  privatroelitl. 
Jurist.  Pei'öoneu,  hrs.  der  Erwerbsgesellschaften,  Genossenschaften); 
^)  tür  den  Umfang  (Extensität)  dessen,  was  an  wirlsch.  Gütern 
m  Bedtis  bezw.  Bigentnm  stehen  kann,  speziell  auch  in  dem  phvs. 
u.  privatrechtl.  Jurist.  Personen  (Vermögen  in  Menschen,  bei  Ün* 
freiheit,  in  Sachen,  bloss  in  Gcnuss-  oder  auch  in  Produktionsmitteln  — 
Sozialist.  Forderung  —  Grund  u.  Boden  n.  bewegliche  Sachen, 
„Verhältnisse",  Rechte  ausser  dem  Eigentuuis-Kecht  —  .^Vutor-» 
Patent»^  Forderungsrechte  —  Einrichtungen);  Sachen  ausserhalb  des 
Verkehrs,  also  nicht  i  lv  hrsgüter;  geschichtliche  Wandelbarkeit 
des  Umfangs;  y)  für  4  u  Inhalt  (Intensität):  Mass  der  Kedite, 
welche  das  Recht  am  Vermögen  dem  lnlial)er  jj:e\\ ährt:  f Privat-) 
Eigentumsrecht  nur  als  rechtlich  zulässige  höcliste,  nicht  als  absolute 
Herrsehait  (G.  II,  §  129),  geschichtliche  Verschiedenheit  dieses 
Höehstmasses  nach  Arten  (Gruiul  n.  Boden,  dessen  vei-schiedene 
Zweckkategoricen,  G.  2,  §  195  ff.,  bi-wetrüche  Sachen,  Produktions- 
mittel —  Beschränkungen  durch  Arljeiterschutzgesetze  —  andere 
Sachen).  Pei'sönliches  Vermögen  immer  Einzel  vermögen.  —  2.  Ein- 
teilung dieses  nach  der  Person  des  Inhahers  u.  nach  Zwecken, 
daher  Funktionen:  a)  öffentliches,  Personen  des  öffentl.  Rechts 
gehörend,  bes.  den  soiroTi.  öffentl.  Körpern  (Zwangsgeme!n^^  !r^s«'l^afteIl 
u.  §  23),  Staat,  Gemeinde  usw.,  hier  ce)  zur  allgemeinen  Be- 
nutzung bestimmtes  (Wege  u.  dgl.),  ß)  Vcrwaltungsvermögen, 
aa)  8ur  Herstellung  öffentl  Diensueistuugen  (Zivil,  Heer),  bbTzu 
finanz*  Erwerbszwecken  dienend;  b)  Priratvermögen,  phys.  Per* 
sonen  n.  privatrechtlichen  Juristischen  gehörend.  —  3.  Reichtum, 
Terminologie  der  verschiedenen  Sprachen,  a)  rein  ökon.  Begriti": 
grosses  Vermögen,  absolut  u.  relativ,  so  bei  National v.  b)  bist, 
rechtl.  Begriff  (Privat-)  Beiditam:  a)  grosses  Vermögen  im  Ver- 
hfiltnis  zum  Bedarf  u.  im  Vergleich  mit  dem  Vermögen  Anderer 
und  vornehmlich  aus  „R eiitenquellen"  (Sklaven  bei  Unfreiheit 
—  Leibeigne  —  Grund  u  Boden,  Häuser,  Ka])ital,  Forderungs- 
rechte) bestehend,  daher  „Renteneinkommen'"  gebend;  Grund- 
lage mithin  im  Bechtsinstitut  der  Unfreiheit  und  des  privaten  Orund- 
u.  Kapitaleigentums.  —  3.  Weitere  Einteilung  des  Vermögens  nach 
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Zwecken:  Gebrauchsvermögen,  für  die  unmittelbare  mensch- 
liche BedÜrfniBbefriedigung,  daher  als  Mittel  direkt  daf&r  oder  als 
Ocnuss mittel,  b)  Produktivvermögen  oder  Kapital,  für  die 

Gewinnung  (Herstdlim^)  nmier  Güter,  daher  als  Mittel  dafür  oder 
als  Produktionsmittel,  alle  bezügliclieu  Güter  (abgesehen  von 
Naturfonds  wie  Grundstücke)  umfassend,  nicht  nur  Geld  (§  39), 
eine  Prodaktionsbedingfang  (§  27).  4.  Zugehörigkeit  von  Güter- 
arten und  Gütern  zu  3  a  und  b  hängt  a)  nicht  nur  von  der  Be- 
schat^Vrilieit  des  Gutes,  sondern  vom  ^^tandJmükt  des  Urteilers 
(besitzers)  und  seinem  Zweck  des  Gutes  ab,  wechselt  dem- 
gemäss.  So  kann  ein  Gut  gleichzeitig  zu  a  und  b  gehören,  z.  B. 
Unterhaitamittel  der  Arbeiter  (auch  Geldfonds  dafiftr)  sind  Qebrauchs- 
vermögen  für  den  Arbeiter,  Kapital  für  den  sie  beschäftigenden. 
I'^nnöti^er  Streit  liicrfilter  (Sozialismus,  olmfragen,  Lohnfonds- 
tbeorie).  Sonst  entscheidet  für  Zugehörigkeil  von  Gütern  zu  3, 
a  u.  b:  a)  die  konkrete  Beschaffenheit  des  Guts  (Roh-,  Hilfsstoff, 
Maschinen,  Gebäude  —  Genussmittel),  ß)  der  bestimmende  Wille 
des  über  das  Gut  rechtlich  Verfügenden  (brauchbare  Gennss-  u. 
Xutzmittel  der  .VrlnüterV  5.  Einteilung  von  Gebrauchsvermögen 
u.  Kapital  nach  Benulzungsart  und  -Dauer:  a)  erstes  er)  Ver- 
brauchsvermögen.  das  sofort  bei  (zu)  der  Bedürfnisbeftrieidigung 
seine  individuelle  Gntsfomi  (damit  deren  Wert)  verliert  (Nahrungs- 
mittel usw.),  ß)  Nutzvermögen  (Nutzmittel),  das  während  einiger, 
kurzer  oder  langer  Zeitdauer  benutzt  wird  und  so  erst  allmälig 
durch  Benutzung  seine  indiv.  Gutsform  ^Wert)  verliert  (Kleidung, 
Möbel),  b)  Ebenso  Kapital  a)  umlaufendes,  das  bei  der  Ge- 
winnang  (naturaler  Herstellung)  der  neuen  Güter  sofort  gänzlich 
zugesetzt  wird  (Roh-,  Hilfstoff)  und  ß)  stehendes  Kapital,  das  bei 
Reihen  von  Herstellnngsvorf^fingen  dienend  erst  nach  und  nach 
durch  Abnutzung  zugesetzt  wird  (Werkzeuge,  Maschinen,  Gebnnde 
[§  40)  I.  6.  Streitfrage,  ob  „Kapital''  eine  wesentlich  immer  nötige 
Bedingung  der  Gütergewinnung,  oder  erst  eine  „moderne"  daÄir 
seiV  In  diesem  rein  ökon.  Sinne  ist  das  Erste  richtig  u.  auch 
wichtig,  das  festzuhalten,  auch  ftir  die  Periode  primitiver  Natural- 
wirtschaft u.  für  die  Verhältnisse  vor  der  Staat swirtscbaftl.  Zeit 
^egen  scoialist  u.  z.  T.  histor  nat.-ökon.  Auffassungen).  7.  Besondere 
Wichtigkeit  des  Doppelb^riflb  „Kapital",  auch  für  das  Ver- 
ständnis des  Sozialismus  u.  für  die  prinzip.  Auseinandersetaungen 
mit  ihm,  wie  mit  seinen  extremen  unklaren  Gegnern  (Verdienst  von 
Rodbertus).  a)  Kapital  als  rein  ökon.  Kategorie  (National-, 
Sozialkapital):' ein  Vorrat  sachlicher  Produktionsmittel,  zunächst 
beweglicher,  bezw.  so  gewesener  (Bodenmeliorationen  inkl.  Gebäude), 
technische  Bedingung  für  neue  Gütergewinnung,  wesentlich  indis- 
pensabel hierfür,  Ergebnis  einer  auf  Herstellung  dieser  Güter 
gerichteten  früheren  Gewinnung  (Herstellung);  b)  Kapital  im  bist, 
recht].  Sinne  (Kapitalbesitz,  „Privatkapital"):  das  seinem 
Besitzer  zur  Gewinnung  neuer  Güter  dienende,  daher  in  den  auf 
Privateigeatum  an  den  sachlichen  Fhidaktionsmitteln  beruhenden 
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Yolkswirtscbafteii  in  der  Doppelfunktion  a)  als  Mittel  zur  Leitunjt 
der  neuen  Gütergewinnung,  insbesondere  zur  Beschäftigung  der  dabei 
erforderlichen  menschlichen  Arboitskräfte  (des  Besitzers,  Wirtschafts- 
snbjekts  seihst  und  Dritter;  ni!'l  zur  Gewährung  ihres  Unterhalts 
wiüirenil  dieses  Vorgangs  dazu  und  ^ij  als  Mittel  zur  Krlan^ung  eines 
eigenartigen  Einkommens  «^des  Renteneinkommens" (Besitzeink/s) 
aus  dieser  Arbeitsbeschättigung.  Daher  dies  Kapital  hier  ein 
.,R(Mitent'on(ls''  (l^odonmoliorationcn,  G'-brindo.  Maschinen,  andere 
Teile  des  stellenden  u.  di's  innlauleudeu  Kapitals).  Dies  Kapital 
demnach  in  unseren  Volkswirtschulten  die  Kei  htstorm,  in  welcher 
der  gröSBle  Teil  des  Sozialkapitals  besessen,  gebildet,  verwendet 
wird.  8.  G^nerscbaft  des  Sozialfemus  nicht  gegen  Kapital  im 
ersten,  sondern  im  zweiten  Sinn,  wegen  behaupteter  unbefriediirender 
Funktion  des  Privatkapitals  im  Produktionsj)rozess  und  übler  Foljzcu 
für  den  Verteilmi^sprozess.  Dabei  aber  u)  Unterschätzung  der 
Leistungen  der  f,Pnvatkapitalisten**  als  „yolkswirtsch.  Funktionäre** 
tür  die  Aufgaben  der  Bildung,  Vermehrung,  Verwendung  des 
Sozialkapitals,  b)  Uelx-rsehätzung  de;-  !'i"donkon  dieser  Funktion, 
c)  Untersehfitzung  dt-r  Sehwicrijrkeitt'u  und  Bedenken  einer  andern 
Rechtsordnung  für  das  Sozialkapitak  auch  der  vom  Sozialismus  ge- 
forderten Uebertragung  der  erforderlichen  Funktionen  an  die  „Gc^ 
Seilschaft".  9.  Entgegengesetzte  Fehler  der  unbedingten  Gegner 
des  Sozialismus.  10.  Einengung  und  Ersatz  des  ..IVivat- 
kapitalismus'  erfahrungsmässig  abhängig  a)  von  technisch- öko- 
nomischen Bedingungen,  welche  eine  andere  als  die  nrivatwirtschatt- 
licbe  Organnation  und  d^n  Fol^  u.  Grundlage,  eben  die  Bildung 
und  Verwendung  von  Sozialkapital  nicht  in  Form  des  Privat- 
kapit.nls,  sondern  direkt  durch  Organe  der  Gemeinwirtschaft,  er- 
mö;rHchen  u.  zweckmässig  machen  (s.  u.  Kap.  5)j  aber  auch  1»)  von 
stark  nntspielenden,  vielleicht  entscheidenden  psychologischen  ÄIo- 
menten,  namentlich  hinsichtlich  der  Motivation  (§  23).  — 11.  Totes 
(ni(issiges)  Kapital:  das  tatsächlich  nicht  zur  Herstellung  neuer 
Güter  benutzte,  wenngleich  benutzbare  (Einfluss  von  Sjtekulationen, 
Uel'ei-sjiekulation,  Börsenwesen,  Wirtschaf'tstoekmigen,  Krisen,  mit 
imd  nach  iehlcrhalter  Funktion  des  Privatkapitals  in  der  Leitung  der 
Produktion).  . 

C.  Der  Wert.  Kritische  literatarübersicht  bei  Wagner,  Grund- 
legung, 3.  Aufl.  I.  r^2S.  Neu  mann  T':!;.  Xts.hr.  f.  Staatsw.  B.'2X, 
S,  S.  Ders.  im  Schönlu  ipachen  ilaudbuciu  1.  Die  Aeltereu, 
A.  Smith,  bes.  Ricardo,  MilT,  Cairnes,  2.  Bastiats  und  Careys 
Wertlehre.  3.  Sozialistische  Wertlohre,  Rodhertus,  Marx, 
SchJi flies  Kritik  (Quintessenz  des  Sozialismus,  sozialer  Körper,  1.  A. 
III.  2721!'.)  4.  Neuere  ,,Grenznutzcn*'-Theorie  Gossen,  Gesetze 
des  menschlichen  Verkehrs  K.  Menger,  v.  Böhm-Bawerk  (im 
Kapital  und  in  dem  Aufsatz  Grundzi'ine  der  Theorie  des  wirtschaftlichen 
Güterwerts  in  Conrads  Jahrbüchern,  N.  F.  B.  la,  lÖöG,  bes.  Art.  Wert  im 
H.  W.  B.  St  VII,  auch  l  Litt),  v.  Wieser,  Ursprung  des  Werts,  Wien 
1889,  natürlicher  Wert,  eb.  1889.  J.  Lehr,  in  seinen  Grundbegriffen, 
^ur.  I^tik  Scharling,  besonders  H.  Dietsel  (Conrads  Jahi-bacher, 
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N.  F.  20,  1 S90  lind  Rozialökonomi k).  J  c  v  o  n  s ,  "W  a  1  r a  s ,  T j  e  x  i  s ,  A i't. 
Greaznutzen  im  H.  W.  B.  d. St.  Suppl.-B,  JStoizmunn  a.  a.  0.,  v.  Buch 
Intensivität  der  Arbeit,  Wert  und  Preis  der  Waren,  1886,  Ehrenfels,' 
Güterlehre,  Heyn,  Wert  (1899).'  Simmel,  Psychol.  d.  Geldes  1900, 
V.  Schubert-Soldern,  d.  menschlich.  Glack,  1886  S.  157C  (allgem. 
philos.  und  psychol.  Seiten). 

§  8.  —  1.  Der  Wert  im  Allgemeinen,  Wert  als  Ge- 
brauelisvert.    G.  I.  §  134 — 139.    a)  SchÄteung  (Bewertnng). 

Ableitung  des  Wertbegriti's :  a)  Wert  beilegen,  ß)  Wert  messen, 
b)  Brauchbarkeit,  Nützlichkeit  und  Wert,  c)  Wert:  die  einem 
Gute  wegen  seiner  Brauchbarkeit  beigele^ite;  Bedeutung.  Subjektiver, 
objektiver  Wert,  d)  Abweisung  der  üblichen  „Einteilung''  des 
Werts  in  Gebranehs-  und  Tansehwert,  die  keine  Korrelate,  weil 
erster  ein  rcin-ökon.,  letzter  etn  hiBtor.*rechtl.  B^riffl  (Rodbertus). 
e)  Wert  (wirtsch.  AV.)  ist  immer  Gebrauchswert  und  zwar  a)  indi- 
vidueller, sozialer  (Endhertns) ;  ß)  konkreter  (Mengen-),  abstrakter 
(Gattungs-)  Wert  (Kauj.  Bedeutung  jeder  dieaer  Arten,  f)  Be- 
stimmgrttnde  der  Hübe  des  konkreten  Werts,  für  Besitzer, 
Beuclirer:  a)  Bedarf  (Art  des  Bedürfnisses ,  })Cisönliche  Lage, 
flualit.  und  ([uautit.  Bedarf;  Brauelibarkeit  des  Guts);  ß)  Deckungs- 
verhäitnis  zwischen  Bedarf  und  Vorrat  (Bedingungen,  den  Vorrat 
zu  beschaö'eu  oder  wieder  zu  beschaÖen,  zu  ergänzen,  auch  brauch- 
bar zn  erhalten,  daher  Art  und  Mass  der  besüg^lidien  Schwierigkeiten, 
Ojifei-  u.  Mühen  dafür),  y)  „Gabelung''  des  Gesetzes  der  Wert- 
(Höhe  )  Bestimmung  auch  beim  konkieteu   Wert  nach  aa)  nicht- 


massgebend  auch  für  konkreten  Wert  (Höhe),    d)  Wert-  (flöhe-) 

Grenze  ii :  NwU  und  unendlich.  „Grenz im tzcntheorie"  in  dieser  Theorie 
des  konkreten  AVorts  enthalten,  g)  Bestimuigrüude  der  Hölie  des 
Gattuna'swerts:  «)  lAangordnung  der  Bedürfnisse,  denen  das  Luit 
dient,  ß)  Grad  der  Brauchbarkeit  bei  demselbeuBedürfnis.  h)  >*aturai-, 
geldwirtschafU.,  i)  volks-,  einzelwirtschi^L  WertachlUzung.  k)  Andre 
Wert-Einteilungen. 

§  9.  —  2.  Der  Tausch- (Verkehrs-)  wert  und  der  Preis; 

auch  Taxwert  und  Taxpreis.  G.  §  140 — 142.  (S.  u.  über  Preis 
Näheres  §  49  ff.),  a)  Tauscliwert  und  Taxwert  als  Korndat*'  als 
hist.-rechtl.  Begrirte  in  verschiedenen  Systemen  der  volkswutsch. 
Organisation  und  Bechtsordnung.  b)  Tauschwert  und  (Tausch-,  Ver- 
kehre-, Vertrags-)  Preis  unterschieden  nach  Möglichkeit  und  AN'irk- 
lichkeit  des  Vertauschtwerdens  des  Guts,  c)  Taxwert  und  Tax- 
preis (dsgl.).  d)  Ware.  Zahlmittel.  Geldpreis,  e)  Bestimmpninde 
der  Höhe  des  Tan scli werts  und  (Vertrags-)  Preises  im  freien 
Verkehr:  a)  jeweilig  (im  bestimmten  Zeitpunkte  des  Vertauscht- 
werdens-Sollens  und  Werdens  des  Guts)  aa)  Vorrat  nnd  Be- 
dingungen seiner  Beschaffung,  Ergänzung,  Erhaltung  nnd  Bedarf 
n.  Bedingungen  seiner  Deckung  (\\  «"^entlieli  wie  bei  konkr.  Gebrauchs- 
wert, §  8  unter  1).    Aber  bb)  Modihkaiionen  nach  den  Einflüssen 

A.  Wagner,  «».-(fkon.  Orundms,  4.  Anfl.  ^ 
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der  Konkurrenz  zwischen  Angebot  von  und  Nachfrafi;e  nach 
dem  Gute  und  des  Strebens  nach  dem  höchsten  dabei  erreichbaren 
Vorteil  jeder  Tauechportei  („Gesetz-  von  Angebot  und  Nachfrage"). 
/J)  Datternde  (nachhaltige)  BesthniuLTünae,  unter  Voraussetzimg 
wirkpamcf  f'roior  Konkurrenz  und  solclicn  Strplxnis.  liier  wieder 
„Gabelung"  des  Wert-  und  Preisgesetzes  (Dietzel):  aa)  Hei  nicbt- 
reproduziblen  Gütern  ("Waarenj  die  jeweiligen  Bestinungründe 
(d,  a)  bleibend  entscheidend;  bb)  bei  reproduziblen  die  (Re«) 
Produktionskosten  (s.  u.  §  50  ff.),  f)  Sozialistische  Formel  der  Be- 
Ktiiinnirründe  des  Tauschwerts  tnid  Preises  (M;n  a)  die  Kosten- 
iorniel:  die  gesellschattlich  notwendige  Menge  Arbeit,  bezw.  Arbeits- 
zeit, aa)  Haltbarkeit  dieser  Fonnel  bei  genügend  weiter  Auslegung 
des  Begiilfe  „Arbeit**  und  Arbeitszeit,  ob)  „Profit**  (Kapital-  und 
Unternehmergewinn)  dann  mit  ein  konstitutives  Element  der  Kosten 
und  damit  des  Tauschwert«!  auf  die  Dauer,  kein  „Abzug"  vom  Arbeits- 
lohn im  Prinzip,  damit  niciit  ii(»twendig  im  Mass  (wie  .auch  um- 
gekehrt vom  Lohn  gegenüber  dorn  Profit  gilt).    (S.  meine  G.  I, 

1  ia4,  II.  §  133).  ß)  Stete  Mltbestimmungsgründe  auch  ftlr  die 
dauernden  Tauschwerte  und  Preise:  Bedarf  und  Nachfrage,  auch 
in  sozialistischer  Organisation,  wenn  darin  nocli  irgend  eine  Freiheit 
im  Kauten  verbliebe  (Seliät^'le  ),  statt  der  freilich  letzten  Konsequenz 
des  Sozialismus:  naturaler  Güterzuteilung  (bestimmte  Güter,  Quali- 
täten, Mengen,  zu  bestimmten  Zeitpunkten)  zur  Bedarfsdeckung, 
g)  Taxwert  und  Taxpreis,  „Sozialtaxen",  a)  Uebereinstimmung 
und  Unterschied  im  Verkehr  verglichen  mit  Tauschwert  und  Vertrags 
preis:  aa)  In  beiden  Fällen  ..Freiheit''  des  Tauscliens,  Verkantens 
und  Kauteus  hinsichtlich  Vornahuie  des  Acts,  bb)  bei  Tauschwert 
auch  Freiheit,  die  Höhe  Ton  Wert  (Preis)  zu  bestimmen,  bei  Tax- 
wert diese  autoritativ  (unbedingt  oder  bedingt)  bestimmt  (Maximal-, 
Minimal-,  festn  ^F^ixen).  ß)  Bestimmgninde  der  Höhe  der  Taxwerte 
(Preise):  aa)  Möglichkeit,  autoritativ  abweichend  von  den  Produktions- 
kosten (nach  sozialen,  Besteuerungsrücksichten)  vorzugehen;  bb)  un- 
yermelolicb  aber  müssen  stets  Vorrats-  und  Bedarfe-,  wie  Angebots- 
und  Nachfrageverhältnisse  doch  mitberücksichtigt  werden  (auch  im 
„Sozialstaat",  auch  bei  Sfnntsmono]io1eTi).  y)  Taxen  statt  freier 
Vertragspreise  in  den  liüiieren  „Gcbundenheitsordnungcii''  bei  Ge- 
werben usw.  d)  Taxen  im  öffentlichen  Gebührenwesen.  *)  Aus- 
dehnung des  Taxweeens  an  Stelle  der  Vertragspreise  mit  Ausdehnung 
der  gemeinwirtschaillichen  an  SteUe  der  privatwirtschaftlichen  Or- 
ganisation (§  19  ff.).   Weiteres  über  Taxen  in  §  56  u. 

§10.  —  3.  Terminologisches  über  Geld  und  Kredit. 
G.  I.  §  143.    (S.  u.  Näheres  §  70  ff.)    S.  Knies,  Geld  und  Kredit, 

2  Bände,  BerHn  1883,  1885.  Nasse- Lexis,  Abb.  Geld-  und  Münzwesen 
im  1.  B.  von  Sehouhergs  Handbuch  (auch  für  Literatur),  A.  Wagner, 

Abb.  Kredit  und  Bankwesen,  eb.  (auch  für  Literatur)  und  derselbe, 
Grundlegung,     Aufl.,  I.  S.       ft.  (Literatur).  Weitere  Lit.  vor  §  70  u.  77. 

a)  Geld,  a)  Die  3  Funktionen  von  Geld:  aa)  2  öko- 
nomische, tatstfehliches  Tausch-  (Umlauf-)  und  Zaldmittel  und  Wert- 
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oder  Preisiiiass,  auf  Vcrkelirssitten  beruhend;  bb)  eine  rechtliche, 
gesetzliches  Zahlmittel  oder  Währung,  auf  der  Kechtsordung  be- 
rnhend,  insbes.  dem  Staatsgesets.  Weitere  wobl  nnteischiedene 
Fuiikti  luen  lassen  sich  auf  eine  dieser  3  zurückführen,  ß)  Begriff 
des  (Feldes  aus  seinen  Funktionen  jibzuhMten:  aa)  <>kon.  Bt'<;nfF: 
Oeid,  das  durch  die  Sitte  als  Tauschmittel  im  Verkehr  und  als  Treis- 
mass  zum  Ausdruck  der  Preise  eingebürgerte  Zahlmittel;  bb)  recht- 
lieber  und  damit  erst  voller  Geldbegriff:  das  durcb  die  Becbtsordnung 
als  Währung  anerkannte  Zablmittel,  in  welchem  ebne  Eücksiclit 
auf  die  Einwilllgnng  des  zn  Emiifnng  von  Leistungen  (nach  Art 
und  Mcn*;c)  Berechtigten  Zahlungen  geleistet  werden  können.  Aus 
Tausch  wird  Verkauf  und  Kauf,  y)  Entstehung  und  Einbürgerung  des 
Geldes  nacb  Verkehrsbedürfioissen,  in  Verbindung  mit  Arbeitsteilung: 
aa)  Wechselbeziehung  zwischen  dieser  undGel(l\\  irtschaft ;  bb)  Arbeits- 
teilung- aber  nicht  ledijrüch  "Funktion  von  Geldwirtschat't,  sondern, 
prinzipiell  und  historisch  bedachtet,  aucli  autoritativ  eingeführt  und 
geregelt,  d)  Leistungen  des  Geldes  in  den  3  Funktionen,  s.  u. 
§  70  ff.  —  b)  Kredit,  a)  Unteisebied  zwiscben Tauseh-  (Kauf-  und 
Verkauf-,  Bar-)  geschäft  und  Kreditgeschäft:  aa)  Bei  Tausch  im  Prinzip 
und  meist  praktisch  kein,  bei  Kredit  prinzl{)iell  und  |^»raktisch  oii! 
zeitlicher  Zwischenraum  zwischen  Leistung  und  (regenleistung 
(Knies);  bb)  Mitspielen  eines  Vertraucnsuiomeuts  bei  beiden, 
(gegen  Knies),  aber  wesentlich  yerscfaieden:  aa)  bei  Tausch:  wie, 
pß)  bei  Kredit  o  b  (und  wie)  geleistet  und  gegengeleistet  wird,  ß)  Ver- 
wertung' beider  Momente  fiir  die  Bi  ui  ift'-bostimnnmg  von  Kredit: 
Kredit  Hingeben  und  Eniptangen  von  wirtschaftlichen  Gütern  im  Ver- 
trauen auf  die  Zusicherung  künftiger  Gegenleistungen  (s.  §  77  Ö'.). 
c)  Voraussetzungen  a)  von  Tausch  und  Geldyerkehr:  auf  beiden 
Seiten  bereits  Torhandene  Güter;  ß)  von  Kreditverkehr:  kann  schon 
erfolgen,  wenn  auch  nur  auf  einer  Seite  Güter  vorlianden.  d)  FdlL^^'n 
fiir  Bedürfnisbefriedigung  fiir  Niclitbesitzer  von  Genussniitteln, 
(Kousiuntivcr.)  und  für  Arbeitsausübung  und  Produktivtätigkeit 
Ton  Nichtbesitzem  von  Ft^duktionsmittem  (Boden,  Kapital),  (Pro- 
duktiver., B.  u.  §  78  ff.).  Historisehe,  prinzip.,  prakt.  Bedeutong 
dieser  Folgen. 

3.  Kapitel.  Wirtsehalt  Einzel-^  Volks-  und  WeltwirtsehafL 

G.  d.  A.  I.  Buch  3. 

Abschnitte  dieses  Kapitels,  bes.  aus  §  12  und  der  ganze  §  13  werden 
eventuell  in  besonderen  \  orlcsnngen,  auch  in  der  prakt.  Nat.-Oek.,  von 
mir  mit  behandelt  und  dann  aus  dieser  Vorlesung  ganz  oder  teilweise 
ausgeschieden. 

Kritische  Tjiteratnrüliersicht  ])ci  AVatxner,  Grundlegimg,  3.  Aufl. 
I.  346  ff.,  nm,  399.  411,  42^^,  4i^^,  der  Gegenstand  seihst  hier  behandelt 
im  Buch  3.  S.  JM6--44Ji,  s.  Dietzel,  Sozialökonomik,  S.  l,%ff.,  ders. 
'VVeltwirtschaft  u.  Volkswirtschaft  1900.  Besonders  die  Arbeiten  von 
V,  Hermann  und  Scbfitfle,  dann  E.  Sax,  G.  Schönber"-,  G. 
Schmoller  in  seinem  Jaiirbuch,  B.  8,  18Ö4  u.  flf.  und  Abh,  Volkwirt- 
schaft im  H.  W.  B.  d.  St,  jetzt  im  Grundriss  B.  1.   F.  Tön  nies,  Ge- 
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meinsch.  u.  Gesellsch.,  v.  Below,  Theorie  d.  wirfscb.  Entwickl.  d.  Völker, 
Histor,  Ztsch.  1900.  Namentlich:  K.  Bücher,  die  Entstehung  der  Volks- 
wirtschaft und  Art,  Gewerlie  im  H.  W.B.  St.  4,  So m hart,  Kapi- 
talismus. Statistik:  Xeumunn-Öpaliart,  jetzt  Jurascliek,  Ueber- 
sichten  der  Weltwirtschaft. 

§  11-  —  A.  "Wirtschaft  ira  Allgemeinen.  Einzelwirt- 
schaft. G.  I.  §  145—148.  1.  Begriff:  Inbegriff  der  auf  Beschaffung 
II.  Verwendung  wirtschaftlicher  (nirlit  nur  »Sach  )  Gtitcr  ^rerichteten, 
fortgesetzt  planv^oU  nach  dem  ukonom.  Prinzip  (§  1)  ertolgeaden 
menschlichen  Tätigkdten  in  einem  geschlossenen  oder  als  geschlossen 
gedachten  menschlichen  Bedürfnis-  und  Befriedigungskreise.  Ab- 
weichunjren  und  Begriffsbestimmung  folgerichtig  nach  dem  Begriff 
wirrsch.  (Jnt  (5^  6).  2.  Zwei  Seiten  Jeder  Wirtschaft :  a)  tocltnische, 
(autei-  überhaupt  und  qualitativ  und  tj^uantativ  richtig  gewinnen  (her- 
stellen) und  verwenden;  b)  ökonomische,  dies  tun  unter  Kücksicht 
auf  Last-  und  Lustgefühle,  Opfer  und  Gennss  der  WirtsCiiaftenden, 
daher  nach  ökon.  Prinzip.  Nur  mit  ökon.  Seite  hat  man  auch  in  Boz.- 
Oek,  es  zu  tun  (Hermann).  3.  Einzel  wirtschuft:  die  von  oinem  ein- 
heitlichen Willen  geleitete  und  geführte,  daher  mit  einem  Subjekt 
(Wirtschafts-  und  Itechtssubjckt)  an  der  Spitze.  So  Einzelw.  auch 
„Personal-W."  Prinzip.  Unterschied  von  Volksw.  (§12).  4.  Be- 
deutung des  Kechts  dal'iir.  liinsichtlich  der  Anforderungen  an  die  Per- 
sonen als  Wirscbafts^ulijt'kte  und  deren  Rechte  und  Keclits}>flichton, 
mit  Verschiedeuheitiin  nach  den  Arten  der  W.  5.  Arten  der  W. 
Unterscheidung  nach  l'ersonen  und  nach  Zwecken  und  dahei  vor- 
waltenden Motiven,  a)  Individual-  (auch  Familien-)  W.  phjs. 
l*ersoiien.  Perhtliche  Voraussetzungen  für  d^  Subjekt,  (Freiheit, 
Mündigkeit,  Eochtstalii^koit,  Ertiiliung-  verwaltungsrechtl.  Be- 
dingungen für  die  Führung  der  Wirtsch.  überhaupt  und  bestimmter 
Wirtschaften  [Berufe,  Arbeitsarten],  Rechte  u.  Pflichten  im  Familien-, 
Verwandtschaits-,  Sippenverband);  b)  W.  nicht-phys.  (so|;en.  jurist.) 
Personen:  a)  des  öffentlichen  (,,Zwang8gemeinwirtschat'ten"  §  22, 
Staat,  Gemeinde  u.  a.  m.,  auch  üir  Spezialzwccko.  /.  T.  oiircntliche 
Korporationen):  ß)  des  Privatrechts  (i^^rweibsgesellschatten,  Ge- 
nossenschaften, Vereine);  c)  nach  Zwecken  und  Motiven  der  Wirt- 
schaftssubjekte, Privat'  und  Gern  ein  wirtschaften  s.  n.  K.  5. 

§  12.  -  B.  Die  Volkswirtschaft.  G.  L  §  149—151.  1.  Be- 
griff und  Wesen:  a)  ein  allmählich  sich  entwickelndes,  öfters 
längere  Zeit  liiiulurch  räumlich  sich  au>d(  Iiik  ikK  s.  seine  Glieder, 
die  Einzelwirischniten,  immer  enger  verkettendes  gesellschaftliches 
Kollektivphänomen  in  Volk  und  Staat,  et)  dessen  Voraussetzungen 
und  Ursachen  Arbeitagliederung,  Tausch,  Verkehr,  daher  praktisch 
vornehmlich  Geldwirtschaft,  ß)  dessen  Folgen  und  Wirkungen 
Güterübortragungen  zwisclien  den  Einzelwirtschaften  im  Verkehr 
sind,  b)  Uder,  als  abgescidosseues  Ganze  gedacht:  der  Inbegriff 
selbständiger  Einzelwirtschaften,  welche  a)  untereinander  durch 
Arbeitsgliederung  auf  einem  bestimmten  Raumgebiet  (Staats-,  Zoll- 
gebiet) verbunden  sind  und  ß)  in  Tausch,  bez.  Verkauf  und  Kauf 
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und  in  anderen  meist  entgeltlichen  Rechtsgeschäften,  regelmässig 
vtn-trairsniassio:  vcrkchi-en,  auf  Grund  einer  bestimmten  Rechts- 
ordnung (Personal-,  Privat-,  eigentlichen,  Verwaitungsrechtsordnuug, 
in  einem  zum  Staat  oder  in  mebreren  Staaten  zu  einem  „Uandeb- 
und  Zollverein"  verbundenen  Volke.  2.  Unterschied  von  Einzel- 
wirtschaft: die  Volkswirtschaft,  als  bisherige  geschichtliche  Er- 
scheinung wenigstens,  ist  subjektlos;  eine  „sozialistische"  Aväro 
das  nicht:  das  ungeheuere,  unlösbar  erscheinende  Problem.  3.  Ver- 
kehrsznstftnde  der  Volkswirtsehaflt:  a)  Natural-  und  Tausch- 
oder  Verkehrs  Wirtschaft  im  gegensätzlichen  Sinne:  a)  dort 
Produktion  wesentlich  nur  für  Eigenbedarf  der  Wirtschaftsgemein- 
schjtft;  ji)  liier  wesentlich  i\\r  Absatz  an  Andere,  b.  Historische 
Puniien  und  z.  T.  Phasen  der  Verkehrs  Wirtschaft:  «)  Naturalw. 
Naturaltansch,  konkrete  Sache  gegen  Sache  (auch  Dienst),  ß)  Geldw. 
Geld  als  wirklich  körpcrlicli  jrebrauchtes  Tausch-  (Umlauf-)  mittel; 
y)  Krcditw.  auf  Kredit  beruhende  >^urrn^r{ite  als  Tauschmittel  an 
Geldesstatt  prebrancht,  aber  das  (ieki  nur  in  dessen  Funktion  des 
Tauschmittels,  nicht  des  Preismasses  und  der  ^\  aiinin^  ersetzend 
(u.  §  80).  Voraussetaungen,  Folgen  jeder  der  3  Formen,  y)  Papier^ 
geld Wirtschaft:  auf  dem  gesetzlichen  Zwang  beruhend,  Papier- 
geld an  t;i!1-)  Gcidesstatt  auch  als  Wahrung  und  Preismass,  nicht 
nur  als  Taiischniittel  zu  gebrauchen.  4.  Die  Volkswirtschaft  als 
geschichtliches  Entwicklungsprodukt,  Vier  Hauptniomente 
dafür:  a)  das  persönliche,  nationale:  „Leute'',  „VolV',  b)  das 
natürliche,  ■^^co'^'raphische:  „Land",  c)  das  technische,  a)  Ge- 
staltung des  Produktionsbetriebs  (bes.  Kenntnis  u.  Belierrschung  der 
Natur  ini<l  ihrer  Kräfte);  ß)  des  Konnnunikations-  und  Transport- 
wesens, (Prinzipien  der  Entwicklung  desselben  (En^el):  aa)  die  3  Mo- 
mente, Weg,  Faiirze^,  bewegende  Kraft,  Kombinationen  dazwischen; 
Ueberwindung  der  fieibungswiderstSnde;  bb)  die  natiirfiehe  Ueber- 
legenheit  der  Wasserwefre  vor  Landwegen;  cc)  die  menschlichen, 
tierischen  Muskelkräfte,  die  toten  NatnrkrSfte,  Ströniun«::.  Wind, 
Dampf,  Elektrizität;  dd)  das  Vorrücken  des  Ijandtransports;  ee)  die 
Transportobjekte);  d)  das  rechtliche  und  politische  Moment 
(Rechtsschutz,  gesamte  Rechtsordnung,  Staat).  5.  Die  typischen 
Pliasen  der  Entwicklung:  a)  erste,  wesentL  agrarische:  occupa- 
torisclio.  dann  agrarische  GeAviunuiif:-  von  Xahrungsraitteln  und 
Roh-  und  HiU'sstotlen  und  Verarbeitung  dieser  („StofFveredlun^'  )  zu 
Gebrauchs-  undKutz-,  wie  zu  iProduktiv- (Kapital  )  Gütern  (technischen 
Hilfsiiiiifeln  bei  der  Produktion,  Werkzeugen,  Gerttten  usw.)  — 
ra.  a.  \V.  zusammenp:cfasst  zu  „Feingütern",  modern  ausgedrückt 
zu  (Halb-  und  Ganz  )  Fabrikaten  - —  in  derselben  Elnzelwirtscbait: 
agrarische  liaus-,  Famiiien-,  auch  noch  llauskomuiuniou-,  Bauern- 
wirtschaft, sodann  auch  (gros8-}grundherrschaftliche  Wirtschaft, 
wie  antike  Oeken»-,  mittelalterliche,  weltliche  u.  geistliche  Frohnhof-, 
z,  T.  auch  neuere  koloniale  Plantagen  Wirtschaft.  «)  Sic  treibt  teils 
ausschliesslich,  teils  vornehmlich  „Bedarfsproduktion*'  (für 
Eigen  bedarf  j  naturalwirtschaftlich  (im  Sinne  von  3,  a)  (llauswerk. 
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Haubtlcisä)i  ß)  Funktiou  des  Wanderhandcls  dabei;  Märkte  tür 
Austausch  von  Agrarprodnkten  n.  verwandten,  sowie  für  „Feingüter** 

ländlicher  Wirtschaft  aus  Nebeiitätigkeit  („Hausfleissprodukte'S 
Bücher),  b)  Zweite,  sogen,  st.adtwirtschat'liclie  Phase,  in  der 
neueren  Geschichte  seit  2.  Hälfte  des  Mittelalters:  ürtliclie 
Trennung  der  Produktion  der  agrarischen  Nahrungsmittel  und 
Bobstoffe  von  letaeterer  Verarbeitung  zu  „Feingütern"  —  „Stadt  und 
und  Land"  —  und  Verlegung  dieser  Verarbeitung  in  andere  als 
die  die  Stoffe  jjroduzien'nden  Einzelwirtseliaften.  So:  cc)  Einkauf 
von  Nahrungsmitteln  nnd  l^olistort'en:  na)  Märkte  dafür  in  der  Stadt; 
bb)  Aufkauf  durch  städt.  Produzenten  auf  dem  Lande;  cc)  Handel 
in  solcben  Stoffen;  ß)  Produkt&oti  flir  Absata:  aa)  lokale  Kunden-, 
Laden-,  Marktprodnktion;  bb)  dann  für  Femabsatz,  für  Jalmnärkte, 
Messen;  cc)  Handel  als  Absatzverniitth  r,  Hausier-,  Klein-,  Gross- 
haud(d;  dd)  Geld  Wirtschaft  im  1.  ii.  2.  Sinne  (oben  3,  a  ii.  10.  So: 
jede  Stadt  einigenuassen  ein  Zentrum  eines  selbständigen,  „ab- 
gescblossenen**  Wirtschaftsgebiets  (Stadt  mit  ihrer  liCndGcben  Um- 
gebung, Bannmeile),  aa)  Miteinfluss  mangelhafter  Kommunikationen, 
bb)  aucli  uii^^enüj^cnden  Rechtsschutzes  besonders  für  Fern \  erkehr; 
cc)  mitwirkend  eigenartige  Ausbildung  des  städt.  AVirtscljattsrechts, 
bes.  des  Bechts  des  Gewerbe-  und  Haudeisbetricbs  zum  Zweck  der 
Konzentration  beider  in  der  Stadt  und  in  Riehtung  kornorativer  Ge- 
staltung (Stapelrcchte  usw.,  Gilde-  und  Zunftwesen);  dd;  ebenso  von 
Bedeutunjr  fehlende  oilcr  schwache  Staatsg^ewalt  über  grössere  Gebiete 
und  über  Grundherrschaften  und  Stiidte.  c)  Weiterentwicklung;  und 
neue  sog.  territorialwirtschaftliche  Phase  (bes.  seit  iti.  Jh^: 
Zusammenfassung  von  Städten  und  plattem  Land  zu  einem  menr 
einheitlichen  Wirtsc&aftseebiet.  a)  Soweit  nötig  Beseitigung  oder 
doch  Eescliranknng  städtischer,  auch  zünftischer  Vorreelit  und 
Gerechtsame  für  Handel,  Verkehr,  Gew('rbebetrieb:  ß)  reciiiliche 
ErmÖglicliung  freierer  Entwicklung  des  Gewerbe-  und  iiandclbotriebs, 
bes.  auch  des  Crrossbetriebs  (Hausindustrie,  Manufaktur,  Fabrik) 
y)  höhere,  auch  mehr  maschinelle  gewerbliche  Teelinik,  grössere 
Arbeitsteilung  in  der  Wirtschaft  (Betrieb);  d)  Verbesserung-  von 
Wegen  und  Transport;  Befreiung  von  oder  Erleichterung  in 
inneren  Zöllen  (Passier-,  Binnen-,  Wege-)  u.  dgl.;  i)  legislative, 
administrat,  finanz.  Förderung  der  Gewerbe;  9)  staatliche  Huster- 
betriebe; &}  Ein  und  AuswanderungspoKtik,  üoerhaupt  ..positive*' 
Bevölkerungspolitik;  *)  Herstellungj  eines  grösseren  einheitlichen, 
einigennassen  verkehrsfreien  Wirtschaftsgebiets,  zu  dem  Zwecke 
Umwandlung  der  inneren  Zölle  in  Grenzzölle,  Ein-,  Ausfuhr-, 
Durchfuhrzölle,  Benutsnng  dieser,  bes.  der  Einfuhrzölle,  wie  zu 
Finanz-,  so  zu  Schutzzwecken,  bes.  für  die  Gewerbe  und  so  Ge- 
winnung; einer  grossen  territorialen  Basis  im  GrenzzoU- 

£cbiet(Frankr.  17.Jh.);  x)  allgemeine  nierkantilist. Politik  (s.  o.  S.  5.), 
andeskultuipolitik  tritt  hinzu,  wobei  politische,  nationale,  kulturelle 
Interessen  mitspielen,  a)  Weiteischreiten  in  dieser  Richtung  führt 
im  18.  u.  bes.  19.  Jh.  zur  „nationalwirtschaftlichen*'-  Phase, 
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meist  indem  das  Staatsgebiet  (oder  im  „ZollTerein**  mehrere  be- 
nachbarte und  bes.  national  verwandte  Staats<:,'cbiete)  zur  territor. 
Grunrl!r!!T»^  tlor  Volkswirtsch.  gemacht  wird;  ß)  so  erst  entwickeln 
sieb  einiiciiiiche,  iin  Wesentl.  von  derselben  wirtsch.  Rechtsordnung 
beherrschte  „Volkswiitschafteu''  nationalen  Gepräges,  ^ie  „mo- 
demen'S  im  yollen  Sinne  von  N.  1  oben;  in  ihnen  wird  die 
"Wirtschafts-  bes.  die  Agrar-,  Gewerbe-,  auswärtige  Handel4'>  Geld-, 
Bankpolitik,  aiicli  die  Finanz-  '''-^tcuer-)  Politik  zum  bewusst  ge- 
handliabten  Mittel  für  die  ( )rsranisation  der  Volkgwirtsch. 
und  eine  Waffe  in  den  grossen  kollektiven  Kämpfen  um  Dasein 
und  Stellung  von  Yolkswirtsebaft,  Nation  nnd  Staat  innerhalb  der 
"Weltwirtsch.aft  und  des  Lebens  und  Getriebes  der  Völker  und  Staaten 
der  Erde.  (S.  für  alles  Vorausgehende  in  diesem  i:}  12,  bes.  unter 
N.  5.  G.  §  149  ff.,  Ih's.  Rodhertus,  Fr.  List.  Bücher,  Schmoll  er. 
V.  Below,  V.  luaiiia-Sternegg,  Khrenberg,  Stieda,  öoxu- 
bart).  6.  Aeltere,  „moderne  "  Volkswirtschaft.  Frage,  ob  erst  oder 
•nur  die  moderne  eine  „wirkliche",  „eigentliche"  Volkswirtschaft 
sei  (Sozialist.,  z.  T.  histor.  nat.-ök.  Auffassung).  Nein!  Sie  ist  nur 
eine  entwickeltere.  7.  Die  Volkswirtschaft  als  a)  natürlicher  Or- 
ganismus, b)  künstliche  Organisation,  c)  Individualität.  8.  Einzel- 
und  Yolkswirtschaftlicber  Standpunkt,  scharf  su  unterscheiden,  bes. 
in  jiraktiscfaen  Interessenfragen,  aber  auch  ganz  allgemdn  in  der 
Soz.-Oek. 

|.  13.  —  C.  Die  Weltwirtschaft  G.  L  §  152—154.  Ap-ar- 
und  mdnstriestaatHche,  handelspolitische,  bes.  kornzollpolit.  Lit.  S. 
meine  Sehr.  Agrar-  u.  Industriestaat,  2.  A.  190!?,  eb.  weitere  Lit. 
S.  10  ff.  (Oldcnberg,  Pohle  meiner,  Schäffle,  Brentano, 
H.  Dietzel  der  ^etrnerischen  Auffassung?  näher).  Neueste  Lit.  über  die 
durch  Chambf  !;iin's  Pläne  ang-ereüten  Fragen  (Rückkehr  Englands 
zum  Schutzzoll.  „imperialistiBche''  Politik  Gr.  Brjt.'s,  handelspolitische 
Vereinigung  mit  semen  Kolonien):  u.  A.  Ashley,  tariff  problem,  1903 
(wesentl.  wie  ich),  Blondel  poht.  protection,  cn  Angleterre,  1VK)4, 
Schmoller,  knnft.  Hand.-Pol.  En£rl.'.s,  Jahrl).  l'JÜl  Heft  3.  Braude, 
Grundlagen  usw.  des  Ghamberlainism.,  1^05;  Marie  Schwab,  Ch.'s 
Handelspolit.,  1905,  darin  mein  einleit.  Vorwort. 

1.  Betriff  und  "Wesen:  Verkehr  der  Einzelwirtschaften 
mehrerer,  vieler,  aller  \  ölker;  historisch-relat.  Begriff.  2.  Entwick- 
lungsniomcnte,  wesentl.  wie  bei  Volkswirtsch.  (bes.  §  12  unter  4,  c  u.  d). 
a)  Vornehmlich  als  Bedingungen  wirkend:  a)  üechtsverhaltnisse 
(Sicherheit),  Handelsbetriebsrecnt,  auch  in  Fremde;  ß)  freie  Be« 
wegung,  „Freihandel";  y)  Kommunikationsverhältnisse;  b)  wesentl. 
als  treibende  (kausale)  Momente  wirkend:  a)  verschiedene  natür- 
liche Ausstattung  und  Begabung  der  Tiänder  (Klima.  Boden- 
beschaffenheit, Bodeninhalt  usw.)  und  Völker;  ß)  verschiedene 
technische  und  wirtschaftlicbe  Entwicklungsstufen  der  Volkswii't- 
Schäften,  danach  verschiedene  Produktionsfähigkeiten  und  Vorzüge 
11.  Xach teile;  y)  verschiedene  Volksdichtigkeit  bei  <:-egebenen  Ver- 
hältnissen von  a      ßf  d)  verschiedene  sseitweilige  Produktions- 
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ergiebigkeit  (bes.  betr.  Ernten,  Ertr&ge  bei  Agrarproduktion^. 

8.  Gründe  der  neuesten  grossen  Entwicklung,  vor  Allem  die 
technische  Entwicklung  des  Konnuunik.  und  Triin.s]»ortwesens  (Zu- 
gänglichkeit ferner  Gebiete,  Frachtermässigung).  4.  Föjgcn,  a)  gute, 
(Erlangung  im  Inland  sonst  nicht  vertiigbarer  l^roduktc,  Ersparung 
an  Kosten);  b)  üble,  Bezugs-  und  Absatzschwierigkeiten,  Unsicher" 
heiten,  Ahliängigkeiten  dabei;  Handel,  Gdd-  und  Bankgeschäft, 
Grossbetriel»  zn  beherrschender  Stellung  kommend,  Hypertrophie 
des  Privatkapitalismus.  5.  Die  Fragen  vom  Agrarstaate"  (mit 
wes.  agrar.  Tätigkeit  und  ländlichen  Wohnsitzen  der  Bcvülkening, 
keinem  beständigen  Bedflrfbis  nach  Einfbhr  der  gewöhnliehen  Agrar- 
Produkte,  Wichtigkeit  von  Ausfuhr  letzterer)  und  vom  „Industrie- 
staat"' ('mit  starker  Besclinftignng  des  Volks  in  Gewerbe,  Bergbau, 
Handel,  stiidtischer  Konzentration,  mit  Z  utulirbedarfvon  gewohn- 
lichen Agrarprodukten  aus,  daher  Absatzbedarf  von  Industrie- 
Produkten  nach  dem  Ausland),  a)  Relativität  der  Ausdrücke; 
b)  Misehungsverhältnisse,  auch  innerhalb  heinnschor  VolkswirCsch. 
nach  Gegenden;  c)sclion  stadtwirtseli.  Vli  ise  zeigt  Lidustriestaatliches : 

d)  bes.  starke  Begiinstignng  von  Handel,  Geld-  u.  Bankgeschäft, 
Börsenwesen,  Spekulation,  Grossbetrieb,  Privatkapitalismus  im  In- 
dustriest  der  modernen  territorial-  und  nationalwirtschaftlichen  Phase. 

e)  IntcrnationaleKonkurrenzverhältnissc:  «)  Streben  nach  Gewinnung 
und  Erhaltung  geniigender  anslrfnd.  ,,1^'utterjdät/e"  in  der  ganzen  Welt 
und  i)  lohnender  ausländ,  Al)sat/gci)icte  überall  hin.  f)  Poiit.  und 
handelspolit.  Seite  der  Fragen:  et)  Konkurrenz  fremder  Agrar- 
produkte  im  Inland;  ß)  heimischer  Industrieprodukte  im  Ausland; 
/)  Kiteinlluss  von  Kasse,  Lebensgewolmlieiten  der  Bevölkerung, 
poHt.  Macht,  g)  Verhältnisse  a)  innerhalb  l^iuropas;  ß)  zwischen 
Europa  und  der  neuen  Welt  /^Amer.,  Austral.);  y)  zwischen  den 
weltwirtschattl.  Gruppen  des  heutigen  Occidents  u.  Orients,  EurofWr 
Amerikas  und  Ostasiens,  weisser  und  gelber  Basse,  fa)  Bndgiltige  Ent- 
scheidung der  Produktionskosten,  des  technisch-ökonom.  Fortschritts, 
i)  Gefahr  des  Preis-  und  Lolnuirncks  beim  Absatz  der  Imlnstrie- 
produkte.  k)  Begrenztlieit  der  Bezugsf'äiiigkeit  von  Agrar|)rodukten 
aus  der  Fremde  und  der  Absatztahigkeit  von  Industrieprodukten 
dabin  im  Industriestaat.  1)  Fragen  der  Handels-  und  Zahlungsbilanz, 
Mitbenutzung  von  Zwiscbengewinnen  aus  Frachtgeschäft,  aus 
Zwischenhandel,  aus  Renten,  aus  Kapitalanlagen  in  der  Fremde  usw. 
neben  der  Warenausfuhr  im  Industriestaat,  m)  Steigerung  der 
Interessengegensätze  zwischen  Völkern  und  Staaten:  Kampf 
um  den  Raum",  n)  Mitspielen  des  Bevölkern ngproblems, 
bes.  der  starken  Volkszunahme,  grosserer  Volksdichtigkeit,  aber 
auch  der  Bedürfnissteigerung  als  treibender  Faktoren  in  der 
industriestaatl.  Entwicklung,  s.  n.  Ka]).  4.  6.  Notwendiges  Mass- 
halten a)  in  dieser  Entwicklung,  daher  in  der  Beteiligung  am  welt- 
wirtsch.  Verkehr,  aber  auch  bj  in  der  Volksznnahme  (4.  Kap.). 
7.  Erhaltung  einer  möglichstfUr  den  Bedarf  ausreichenden  heimischen 
Agrarproduktion  der  Hauptnahrungsmittel  und  einer  starken 
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ländlichen  Bevölkorunc"  <^in  nicht  bloss  agrarisches",  sondern  ein 
höchstes  allgemeines  heimisches  volles  wirtschaftliches  und  nationales» 
Interesse  (Deutschland  —  Grossbritannien).  8.  Einttuss  dieser  Einsicht 
auf  Beorteilnn^ea  von  Agrar^,  Handel-,  Zollpolitik  (Korn-  und 
andere  a^rar.  Zölle)  und  von  Fin^n  der  volkswirtsch.  Organisation. 
9,  Scharfe  Unterscheidnns:  volks-  und  weltwirschaftlielier,  natloDal- 
wirtscli ältlicher  und  kosmopolitischer  Betrachtuupsstaudpuukte  bei 
einzelnen  praktischen  Fragen  und  wieder  in  der  ganzen  Soz.- 
Oek.  (List). 

D.  Das  Leben  der  EinzelwirtBchaft  in  der  Yolkswirt- 

ßcliaft.  G.  I.,  §  156 — 161.  S.  (Ho  Literaturnachweise  in  Wapjnor, 
Grundlegung  a.a.O.  S.  ;)r;it,  8i)9,  41 1.  v.  Hcrmanu.  Untcrsucliungen. 
Abh.  IX,  G.  Seil  in  oller,  Lehre  voui  Einkommen  usw.  in  d.  Tüb.  Ztschr. 
f.  Staatsw.,  B.  10,  1868.  Neumann,  im  Schönbergschen  Handbuch  I, 
Abh.  Grundbegriffe.  Namentlich  Hob.  Meyer,  das  Wnsnn  des  Ein- 
kommens, Berlin  1887  und  derselbe,  Art.  Einkommen  im  Handwörter- 
buch der  Staatswissenschaft  und  Eleinwftchter  üb.  Eink.  —  Wieder 
Bedeutung  der  Unterscheidung  des  rein  ükononnschen  und  historisch- 
rechtlichen  (sozialen),  sowie  des  einzel-  und  volkswirtsciiaftlichen  Stand- 
punkts für  die  Fragen  von  Ertrag.  Kosten  usw.  (§  15);  Bedeutung  der 
sozialislischen  Auffassung  für  die  Lehre  von  der  Konjunktur 
(Lassalle,  Rodbertus,  Lange). 

§  14.  —  1.  Verschiedeiiliclt  von  Natural-  und  Verk<  hrswirt- 
schaft:  a)  Eiutiuss  auf  die  Abh;iugigkeitsv('rbältni55se ;  h)  Bedeutung 
tiir  die  Wert-  und  Preisbildung:  bei  Nai  uralwirtseli.  nur  ent- 
scheidend Arbeitsleistung  und  Beherrschung  der  Natnr,  nur  mass- 
gebend Gebrauchswertschätzung,  bei  VerKehrswirtsch.  zugleich 
mitontsclie-dcnd  Tauschwert  (Preis)  der  gewonnenen  Produkte,  und 
der  einzutauschenden  (zu  kaufenden)  Bedarfsartikel,  daher  mit  niass- 

Sebend  Tauschwertschätzung  und  gegenseitige  Abiiäugigkcit  der 
linaselwirtschaften.  2.  Aktive  n.  passive  Seite,  a)  Auf  jener 
erfolgen  Einwirkungen  nach  aussen  hin:  a)  auf  Natur  (deren 
Leitung,  Xräfteausnutzung,  technische  Probleme)  mit  entscheidenden 
Er}*ebnissen  für  Arbeitserfolg  (Rohertrag,  s.  §  15)  und  Kostenhöhe 
(spez.  Höhe  der  u.  sog.  natürlichen  oder  eigentlich  volkswirlscli. 
lu»sten,  §  15),  daher  für  ^volkswirtsch.)  Beinertrag  und  Einkommen 
(§  15);  Ii)  auf  andere  "Wirtschaften,  bezw.  Personen,  im  Kampf  um 
liohn-,  Renten-,  Gewinn-,  Preishöhe,  mit  entscheidenden  Ergebnissen 
tilr  die  Höhe  des  (einzelwirtschaftl.)  Reinertrags  und  Einkommens, 
welcher  dem  Wirtschaftssubjekt  bleibt  15).  b)  Auf  der  nassiven 
Seite  erfolgen  Einwirkungen  auf  die  Einxelwirtsehaft  (bezw.  ihr 
Subjekt)  von  aussen  her:  a)  von  der  Natur  und  ihren  Kräften, 
in  niitzHclier  und  schädlicher,  wertstcigrrnder  und  -vermindernder 
liichtung;  ß)  von  anderen  Einztd-.virt-^chaften  (Personen)  mittelst 
der  genannten  Kämpfe;  ;')  durch  „ailgeiueine"  Vorgänge  u.  Ein- 
flüsse: durch  die  „Konjunktur",  den  Betroffenen  begünstigend  und 
sehlCdigend  (§  16). 
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§  15.  —  3.  Aktive  Seite,  a)  Hier  ergibt  sich  dann  ein 
Wirtschaftsbotrieb  und  in  diesem  ein  äusserer  Gütorwechsel. 
b)  Dieser  vollzieht  sich  vornehmlich  vertragsweise,  bes.  im  Tausch-, 
Kauf-,  in  Kredit  vertrügen  (Darlehen,  Miete,  Pacht,  Gebrauchsleihe), 
in  Arbeits-,  Dienstmiete-,  Werkyerding.-,  Lohnveitra^.  e)  Es  ent- 
stehen 80  Ein*  und  Ausgcänge  (Zn*  und  Abhfinge)  von  Gfltem. 
d)  Deren  Hauptarten  :a)  Einnahmen  und  Ausgaben,  das  Vermögen 
des  Wirtschattssubjekts  vermehrende  und  vermindernde  Vorgän<^e-, 
^}  kreditmässige  Ein-  und  Ausgänge,  aus  aktiven  und  passiven 
Kreditgeschäften ;  /)  sehe  in  ba  re  Ein-  und  Ansgängc,  dnrch  Wechsel 
von  Gdd  nnd  Sachen  im  Wirtschaftsbetrieb  bedingt;  d)  auch  Ueber- 

fänge  zwischen  den  zwei  Abteilungen  der  Einen  Wirtschaft, 
er  produktions-,  (erwerbs-)  und  der  verbrjiuchs-  (ausgäbe-)  wirt- 
schaftlichen, e)  Natural-,  Geldrechnung.  Inventarisierung.  \)  Ziel 
d^  Wirtschaftebetriebs:  richtiger  Verbrauch  und  Reservelegung 
(für  die  Wechselfiille  des  Lebens  und  der  Wirtschaiit),  angemessene 
Vermögensbildung  gestattender  äusserer  Güterwechsel.  Oeko- 
nomische,  soziale,  etlusche  Frage  des  Masses  dabei. 

4.  Näheres  über  Ertrag,  Kosten.  Einkommen  (G.  I. 
§  170 — 179).  a)  Einzel-  und  volkswirtschaftlicher  Standpunkt 
scharf  ssn  nnteracheiden.  b)  Ertrag  und  Einkommen,  er)  Ertrag 
ein  „objektiver'  Begriff:  die  Einnahmen  aurückbezogen  auf  das 
Objekt  (Quelle,  Kraft,  Einrichtung),  aus  dem  sie  koimnen,  dnrch 
das  sie  bewirkt  werden;  Einkommen  ein  „subjektiver"  Begriff: 
Einnahme  zurückbezogen  auf  das  Subjekt,  dem  sie  für  Verbrauch 
und  Vermögensbildung  und  -Verwendung  (auch  als  Kapital)  zur 
Verfügung  stehen,  c)  Roh«,  Reinertrag,  Kosten,  a)  Bonertrag: 
der  die  zu  seiner  Gewinnung  erforderlichen,  Ijbznw  anfg"ewendetcn 
Kosten  dem  Werte  nach  noch  in  sich  enthält:  ß)  Reinertrag:  der 
nach  Abzug  dieser  Kosten  verbleibende  Wertbetrag;  y)  Kosten:  der 
Wertaufwimd  zur  Grewinnung  des  Rohertrags,  d)  Bes.  Wichtigkeit 
des  Kostenbegriffs,  der  sich  nach  drei  Standpunkten  der 
Betrachtung  verschieden  stellt:  für  Menschheit,  für  \  olks Wirtschaft, 
für  Einzelwirtschaft,  a)  Vom  Standpunkt  der  Menschheit  sind 
„Kosten'":  ausschliesslich  die  Menge  menschlicher  Arbeit  aller 
Art,  welche  auf  die  Gewinnung  des  Rohertrags  (auch  der  Güter 
schlechtweg)  aufgewendet  wird,  bezw.  werden  muss;  aa)  Einfluss 
aa)  des  Stands  der  Technik;  daher  der  Beherrschung  der  Natur- 
kräfte; ßß)  der  Arbeitsfähigkeit  und  des  Arbeitswillens  (^  35,  37,  38); 
Yy)  der  Arbeits-,  Betriebs-,  Wirtschaftsorganisation  (§42 ff.),  daher 
bezügliche  Aufgaben;  bb)  Ziel:  Arbeits-,  so  Kostenverminderung; 
cc)  Ergebnis  davon:  umfassendere,  leichtere  (wohlfeilere)  Bedürfnis- 
brfriedigung,  menschlicher  ökonomischer  Fortsclultt,  damit  Er- 
nioglichnnf?  dos  Kulturfortschritts,  ß)  Vom  Standpunkt  der  Volks- 
wirtschaft sind  „Kosten":  die  für  (freie)  Menschen  genusslos 
zur  Gewinnung  des  Rohertrags  (der  Güter)  verbrauditen  Werte, 
sogen,  „natürliche"  oder  „volk-swirtschaftliche"  Kosten, 
Wertverluste,  um  die  Natur  und  ihre  Kräfte  su  der  erforderlichen 
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Mitwirkung  zu  bringen j  an)  i^inüunö  aa)  des  Stands  der  Technik, 
daher  ßß)  der  Arbeits-,  der  Wirtschaftsorganiaatioii,  Vorzug  der 
hier  leistungsfähigsten  (Vermutungen  für  privatwirtodiaftliche,  §  20)  j 

hh)  Z'u'l:  Verminderung  (lieser  Kosten;  cc)  Ergebnis: 
günstigeren  Verhältnis  des  Kein-  zum  Roliertrag,  Verwobltoilerung 
der  Güter,  Möglichkeit  dar  Preisermässigung  und  überhaupt  dasselbe 
wie  bei  ccund  Vorteil  aller  Beteiligten  ;  dd)  EinflusB  der  Rechts- 
ordnung für  den  Um&ng  dieser  Kosten:  in  strengster  Konsequenz, 
des  Pnnzips  der  persönlichen  Unfreiheit  (Sklaverei)  gehört  der 
notwendige  Verhraucli  des  unfreien  Arbeiters  mit  dazu,  y)  Vom 
Standpunkt  der  Llinzelwirtschatt  (bezw.  des  Subjekts  dieser) 
sind  „Kosten**:  aa)  die  unter  ß  genannten  eigentlich  Volkswirt* 
sehaftlichen;  ausserdem  hier  aber  noch  bb)  der  Wert  der  Ver- 
gütungen fUT  r>ritt(',  für  deren  Mitwirkung  mit  ihrer  Arbeit  und 
mit  den  ihnen  rechtlich  kraft  (Privat-)  Eigentums-  und  Nutznnsrsreehts 
zustehenden  sachlichen  Produktionsmitteln  au  der  Gewinnung  der 
Boherträge  (Güter),  daher  Lohn,  Gehalt,  Darlehns-,  Paeht-^  Mietzins 
(Rente)  usw.,  und  cc)  der  ftr  die  gleiche  Mitwirkung  des  Wirt- 
schaftssubjekts mit  seiner  Arbeit  und  mit  ihm  gehörigen  sachlichen 
Produktionsmittel  anzurechnende  Vergiitnngswert,  („Profit*",  IJnter- 
nelunergewinn,  Zins  und  Rente  für  selbst  verwendete  eigene  sachliche 
Produktionsmittel),  c)  Die  Rubriken  bb  und  cc  sind  spesieU 
einzcl wirtschaftliche  Kosten,  nicht  volkswirtschaftliche  und  Xr:. 
bb)  speziell  Folge  der  persönlichen  Freiheit  (hik  Ii  der  ausführenden 
Arbeitskräfte,  im  Unterschied  zu  deren  Unfreiheit),  des  Privat- 
eigentums an  den  sachlichen  Produktionsmitteln  (Boden,  Kapital), 
der  Arbeitsteilung,  der  Kreditverhfiltnisse.  d)  Diese  einzelwirt* 
sehaftlichen  Kosten  stellen  die  Verteilung  des  Wirtschafts- 
(Produktions-)  (Rein-)  Ertrags  unter  die  bei  seiner  Ge- 
winnung Beteiligten  dar.  e)  Im  K  r»  n  k  n  rre  nzsvstem  ist  diese 
Verteilung  das  Ergebni»  von  Kaiiij»tun  um  iiühe  von  Lohn,  Zins  usw. 
und  Gtkterpreis  unter  dem  Impids  des  ersten  egoistischen  Leit> 
motivs  (§  2).  Eine  Aenderung  an  diesen  Kosten  erfolgt  zu  Gunsten 
oder  Ungunsten  der  Kämpfenden,  des  "Wirtschaftssnhjekts  und  der 
übrigen  Beteiligten  und  dieser  unter  einander  und  ist  volks- 
wirtscliaftlich  keine  Aenderung  der  Gesamtkosten,  fj  Beim 
Reinertrag  ist  zwischen  volks>  und  einzelwirtschaftlichem  nach 
der  analogen  Unterscheidung  bei  den  Kosten  zu  unterscheiden: 
tt)  im  ersten  Sinn  ist  Reinertrag  der  Werthetrag,  welclter  vom 
Kohertrag  nach  Abzug  bloss  der  volkswirtschaftlichen  Konten 
übrig  bleibt.  Dieser  Reinertrag  ist  zugicicli  das  „Einkommen" 
im  volkswirtsch.  Sinn;  ß)  im  zweiten  Sinn  ist  der  Reinertrag 
der  Wirtschaft  der  Wertbetrag,  welcher  vom  Rohertrag  übrig  bleibt, 
nach  Abzug  der  volkswirtscliaftlichen  und  derjenigen  i  hizel- 
wirtschaftlichen  Kosten,  welche  anderen  Personen  (Arbeitern, 
Beamten,  Leih-,  Pacht-,  Mietzins  usw.  Beziehenden)  als  Vergütungen 
snfidlen  (unter  h,  bb).  aa)  IHeser  restierende  Wertbetrag  ist 
„Einkommen"  des  WirtschaltBsubjekts  und  bb)  diese  von  letzterem 
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für  sich  als  Kosten  anzusehenden  Vergütungen  sind  „Einkommen'' 
der  Empfönger  im  einzel-  und  im  volkswirtschaftlichen  Sinne. 
Eine  Verfinderonff  aswischen  aa  und  bb  bedeutet  wieder  nnr  eine 
veränderte  Verteilung  des  volkswirtschaftlichen  Reinertrags  aus 
einem  Wirtschaftsbetrieb  zwischen  den  dabei  mit  Arbeit  und  Rechten 
Beteiligten  oder  eine  veränderte  Verteilung  des  bezüglichen  volks- 
wirtschaftlichen Einkommens.  Eine  solche  ist  nie  abaolut,  sondern 
immer  nur  relativ  als  günstig  oder  ungünstig  zu  beurteilen.  (Populäre 
Irrtümer,  auch  lässiger  Sprachgebrauch,  z.  B.  vom  „geringeren 
Heinertrag"  der  Gewerbe,  der  Landwirtschaft  oder  einer  dazu- 
gehörigen Wirtschaft  ^Betrieb)  zu  sprechen,  wenn  er  durcli  Lohn- 
steigerungen bewirkt  ist:  ei nzel wirtschaftlich  richtig  vom  Stand- 
punkt des  WirtsehaftssubjektB,  rolkswirtschaftlich  falsch  vom  Stand- 
punkt der  Volkswirtschaft,  —  eben  nur  eine  andere  Verteilung  dei| 
volkswirtsch.  Keinertrafrs  7^vi'^<  ben  den  Interessenten  licjrt  vor).  — 
g)  Weiteres  über  den  Eiukommenbegriff,  bes.  das  Einzel- 
einkoramen,  Verschiedenheiten  der  Begrift'sbestimmung  mCiglich  nnd 
event.  zulässig,  danach  auch  Umfang  verschieden  bestimmbar. 
a)  Engerer  Bogriff:  periodisch  sich  wiederholender  einzelwirtschaft- 
licher Reinertrag  einer  festen  Erwerbsquelle,  dessen  Bezug  einer 
Person  rechtlich  zusteht  und  faktisch  zufüllt;  ß)  passende  Erweiterung: 
einschliesslich  der  GoiÜsse,  bezw.  Gknnssmöglichkeiten  aus  dem 
Nutzvermögen  der  Person;  y)  zweifelhaft,  ob  auch  nicht  periodische, 
„ausserordentliche"  Eitniahmen  zum  „Einkommen"  zu  rechnen  sind? 
Besser  nicht,  d)  Bedeutung  der  Begriffsbestimmung  für  praktische 
Fragen  (Einkommensteuer,  kasuist.  Beantwortung).  £)  Folgerungen 
aus  dem  Einkommenbegriff:  aa)  i^Klschliche  Unteraateidung  zwiscnen 
„ursprünglichem"  (dus  Eink.  der  direkt  an  der  Sachgüter- 
produktion  mit  Arbeit  und  Rechten  an  Sachen  beteiligten  Per- 
sonen) und  abcrcleitetem*'  Einkommen  (ans  persönlichen  souFtijren 
Diensten).  Fällt  mit  Einbeziehung  der  „Dienste"  unter  die  wirtscb. 
G^ter  (auch  falsche  Konsequenz  der  Sozialist.  Wertlehre),  bb)  Un- 
richtiger Sprachgelbrauch:  „rohes"  und  „reines"  ,,Einkommen'S 
Unterscheidung  nur  anwendbar  auf  Ertrag.  Alles  „Einkommen"" 
ist  begrifflich  „reines'',  daher  diese  Beiliigung  mnvitiir  die  von 
„rohem"  falsch,  c)  „Gebundenes"  und  „freies  -  Kinkomiacn: 
jenes  das  für  die  notwendigen  Bedürfnisse  einer  (phys.)  Person 
aufzuwendende,  dieses  der  darüber  hinausgehende  Kest.  Bedeutune 
des  freien  Einkommens  für  die  soziale  Würdigung  der  Klassen-  und 
Einzelchikommen.  —  h)  Anwendmifr  der  Begriffe,  Ertrag  nnd  Ein- 
kommen auf  Volkswirtschaft  und  Volk  (Cf.  I.  §  175 ff.)  Objektiv 
nur  von  „Ertrag"  der  Volkswirtschaft",  subjektiv  nur  von  „Volks- 
einkommen" (National-)  des  Volks  zu  sprechen.  Frühere  Ver- 
wirrung wcpron  Vermengung  vom  einzel-  und  volkswirtschaftlichen 
Standpunkt,  bes.  betr.  der  Kosten.  a)  Reinertrag  der  Volks- 
wirtscliaft  gleich  Volkseinkommen  (im  Ganzen,  abgesehen  von  den 
Eredttverkettuugen  mit  anderen  Volkswirtschaften)  u.  zwar:  der 
Wertbetcag  des  Rohertrags  der  Volkswirtschaft ,  welcher  nach 
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Abzug  bloss  der  vüikö wirUchaitlichcn  GewianuugskoBten  in. 
einem  bestimmteii  Zeitrsnin  (Jahr)  übrig  bleibt,  eventuell  ein- 
schliesslich des  Werte  der  Genüsse  des  nationalen  Niitavennögen^; 
(weitere  Ausführunp;en  I.  S.  41 7\  Irjü^erul  etwas,  was  (freie) 
Menschen  bei  der  lOrwiitschat'tun^-  (i«'s  Kohertrags  zum  Unterhalt^ 
för  Erhaltuug  ilirer  Kräfte  usw.  verbrauchen,  geht  uicht  ab  (Arbeits- 
lohn, mmim.  Profit),  sondern  ist  Bestandteil  des  Beinertrags  und 
des  Volkseinkonuiiens.  ß)  Ermittlung  und  Darstellung.  Statistik, 
aa)  Raa  1(1  (objektive)  Methode:  aa)  Ansp'lien  vom  Ivohertrajr 
der  Volkswirtschaft  (s.  G.  I..  S.  414  ff.).  Produktionsstatistik  (für 
Sachen,  aber  einschliessl.  Dienstleistungen  ausserhalb  der  Sach^üter- 
produktion),  incl.  Statistik  der  Waren-  und  Geldeinfuhr;  Vermeidung 
von  Doppelrecbnung  bei  Wertanschlfigen  der  I  n  lukte.  nur  An* 
rechnung  der  Wcrterhöhunp:cn  der  Roli-  inid  lliltsstoffe  usw. 
ßß)  Zur  Krmittluiigf  des  Reinertrags  Abziti;  nur  der  Volks- 
wirtschaft!. Gewinnungskosten  (praktisch  statistisch  freilich  uicht 
genau  durchführbar^  und  der  Waren-  und  Geldausfnhr  zur  Be- 
zahlung der  Kinfunr.  l-lrlangung  so  von  Ueberblicken  der  ver- 
fügbaren  Konsum-  und  Produktionsmittel,  der  G^ibraucliswertnienc^on, 
aber  kein  Einblick  in  die  Verteilung  des  VolkBcinkommens  unter 
Klassen  und  Einzelne.  Berücksichtiguug  iuternat.  Forderun^s-  und 
Sdiuldverhältnisse,  soweit  sie  nicht  in  Waren-  und  Geldern-  und 
-ausfuhr  schon  zum,  Ausdruck  kommen.  Blick  in  die  Statistik  der 
Hauptproduktionszwei;;e,  ]\Iaii:^^ek  ld)i  P ersonal e  (subjektive)  Me- 
thode. Ermittlnni;-  und  Suramierung  der  iMtr/cloTidvommcn  der  physi- 
schen Personen  im  Inlaudj  zuziigl.  der  nicht  Einkommen  solcher  i'er- 
sonen  bOdenden  volkswirtschaftlichen  Heinerti-äge  der  öffentlichen 
und  privatrechtlichen  juristischen  Personen  (Vermeidung  von  Doppel- 
redmung  bei  Erwerbs-,  bes.  Aktiengesellschaften,  Genossenschaften). 
Be/ügliciie  Statistik  meist  ''Kinkoramen-)  Steuei-statistik,  Wert  ab- 
häugig  von  Kinricbtung  der  Besteuerung,  von  Veranlagungsverfuhreu 
und  Ausdehnung  derVeranlagung  (steuerfreie  Klassen).  Einbeziehung 
des  Werts  der  Genüsse  vom  Nutzvermö^;en  fehlt  meist  (bei  Be- 
steuerung «ausser  für  eigensbenutzte  Wohnhäuser),  Beste  Statistik: 
die  neuere  deutsche,  bes.  säclis.,  prcuss,,  hes.s..  bad,,  hamb.,  brem, 
und  z,  T.  klcinstaatiiche.  Wertvoll  bes.  der  Einblick  in  die  Ver- 
teilun<r  des  Volkseinkommens  unter  Klassen,  Berufe,  Einzelne  nach 
ILdie  und  .^rten  des  Einzeleinkoromens  und  in  den  Gang  der  Ent- 
wicklung- des  \%dkseinkonimen,s,  nach  Grösse,  Landesteilen,  Ein- 
kommenarten, i)  Aelinliche  Ermittlungen  des  Volksvermöi'ens 
a)  nach  realer  Methode;  die  Objekte,  bes.  die  dauernden  selbst, 
daher  Nutz-  und  Prodnktivvermdgen  und  deren  Werte  (Grund-,  Häuser, 
gewerbl.  Kapitalien,  Gt  ldkapitalien.  bes,  Vermögensanteile  an  Be- 
trieben [Aktien  usw.J  und  Scliuldffirdenmgen),  auch  vielfach  nach 
Steueraufnahmeti  (Objekt-  und  Ertraiissteuern),  nach  Versiclicrungs- 
daten;  ß)  nach  personaler  Methode:  die  Einzelvermügeu  nach 
Arten  und  Wert  und  deren  Summe,  wiederbes,  nach  Steuerauf  nahmen^ 
namentl.  nach  den  Daten  der  modernen  allgemeinen  Vermögens- 
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Steuer  als  Subjektsteucr  (Preussen,  Hessen),  z.  T.  auch  nach  denen 
von  Ertragssteuern  (Kapitalrentenst  o.  ».)•  Efgebniflse  iibnlich  sm 
beurteilen  wie  bei  Volkseinkommen. 

S.  G.  I.  S.  411  ff.,  auch  Lit.  Di«?  neuerr  n  pr.  uß.  Yeröffentlicliungen 
der  Einkommensteuerstatistik  (seit  18i)2)  und  der  Vermrip;i  ns8touerstatistik 
und  die  and.  deutschen  Staaten  (bes.  IC.  Sachsen),  uiigt  uü^«  nde  Stat.  f. 
England  (Baxter,  Nation,  income  lH<i8,  Giffen  in  s.  essays,  18HÜ, 
lKS(;.i.    Losch.  Volksvennögen  usw.  Mi-ine  Aufs,  in  der  Ztschr. 

des  preuß.  stat.  Bureaus  Jg.  lJK)r>,  zur  Metliod.  und  Stat.  des  Volks- 
einkommens usw.  und  weitere  Statist.  Untersuchungen,  mit  Yerarbeitung 
des  preuß.  Materials,  am  Ii  die  Aufs.  v.  Evert,  eb.  Jg.  IfHU  n.  l!H)2 
Aufs.  V.  May  in  SchmoUera  Jahrb.  IIW.  Im  preussischen  Staate  war 
auf  Grund  der  neueren  Veranlagung  nadi  Einkommensteuergesetz 
y,  1891  (firflhere  Veranlagung  ganz  mangelhaft)  das  Volkseinkommen: 

1H92  nm  1892  1902 

Zahl  in  1000  £ink.  in  Hill.  Mk. 

€ensiten   24:iB  37:>9  5704     '  K'm 

Steuerfreie  ....       872t;  9054  3998  4211 

Summe   11162  12813  9702  12771 

auf  den  Kopf  Mk. 

Bevölkerung   .   .    .  c.  30335       c.   ;i455  320  370. 

Censit«  n  tUe  Steuerpflichtigen  nbrr  0(K)  Mk.,  veranlagtes  Einkommen, 
steuerfreie  die  übrigen  liausiiaitsvorstände  (iucl.  Einzelhaushaite), 
geseh&tztes  Einkommen.  Bevölkerung  in  1891  und  1901. 

Das  Volksverniögen  (ohne  das  Gebrauchs-  und  Nutzvermögen, 
doch  mit  allen  Wohnnrntsern,  auch  den  eigens  bewohnten)  also 
wesentlich  mir  das  sogen,  rentable,  wai*  nach  der  neueren  Vermögens- 
(sogen.  Kigäuzungs-)  Steuer  in  Preussen: 

1895  1902  1895  1902 

Zahl  in  1000  Vermögen  Mill.  Mk. 

Censiten  11.'2  1297  63857  7.'(r>7 

Steuerfreie  ....      1U1C)4  11516  10594  18242 

Summe   11257  12813  74451  8.SS99 

auf  den  Kopf  Mk. 

Bevölkerung  .   .  .  c.  31300       c.  3435  2365  2573. 

Censiten  die  Steuerpflichtigen  von  (Iber  GOOO  Mk.  Vermögen,  veranlagtes 

Vermöjnron,  steuerfreie  die  übrigen  Solbständif^en.  geschätztes  Vermögen, 
Bevölkenuig  in  1894  u.  1901.  Zitter,  auch  des  veranlagten  Volks- 
einkommens und  -\'ermögens  und  des  gesamten,  sicher  in  Wirklichkeit  er- 
heblich höher,  aber  Veransc)  1:  p-nng:  für  das  Vhis,  wie  sie  oft  gfschiidit, 
(10— 25^/o'  i>id  mehr),  mangels  genügender  Anhaltspunkte  unterbleilit  besser. 

i)  Kennzeichen  des  Volkswohlstands  (G.  I.  §184—186),  unsicher 
und  vieldeutig,  k)  Bedeutung  des  Volkseinkommens:  Dauerquellc 
für  den  Verhvaueh  des  Volks  und  für  die  Erhaltung  und  Vermehrung 
des  Volksvermögcns,  auch  des  Nationalkapitals,  daher  auch  seine 
Höhe  wichtig  flir  Volks/.nnahme,  für  Lebensweise,  liir  Leistungs- 
fähigkeit (spez.  Steuerlähigkeit)  für  öffentliche  Zwecke.  1)  Uuter- 
flcheidung  von  freiem  und  gebundenem  Volkseinkommen  wie  beim 
£in2eleinkommen.  m)  Ziel:  a)  Gewinnimg  des  Volkaeeinkonunens 
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mit  minimalen  volkswirtschaftlichen  Kosten  und  in  Gebrauchswerten 
maximalen  Nutzeffekts  itlr  das  wahre  Volkswohl;  ß)  Steigerung 
sowohl  des  gebundenen  als  des  freien  Volkseinkommens  im  Masse 
der  Zunahme  und  in  den  Gebmnchswerten  des  richtigen  Volks- 
bodarfs.  n)  Mittel  zur  Annäherung  an  dieses  Ziel:  «)  angemessene 
Entwicklung  der  Wirtschafts-,  bes.  der  Produktionsteclmik; 
Ä)  richtige  Organisation  der  Volkswirtschaft  aa)  zu  dieseui 
Behuf  nnd  bb)  snr  Verbllrgung  angemessener,  d.  h.  den  Verbranch 
nnd  die  Vermögensbildung  der  Klassen  und  Binzelnen  passend  be- 
stimmender  Verteilung;  des  Volkseinkommens  unter  soziale  Klassen, 
bes.  unter  Grund-  und  Kapitalbesitzer  nnd  Unternehmer  einer-  und 
Arbeiter  andrerseits,  und  unter  die  Einzelnen  jeder  Klasse.  (S.  u. 
Kap.  4  n.  T.  II,  Kap.  2.  Abschnitt  II.; 

§  16.  —  5.  Passive  Seite  im  Leben  der  Einzelwirtschaft 
in  der  Volkswirtschaft,  bes.  über  die  Konjunktur.  Q,  I. 
§  163 — 169.  a)  Hierher  geböri«:e  Ffille,  a)  natürliche  Veränderung 
der  Qualität  der  Güter,  gnte,  üble,  bis  z\\r  Vernichtung  des  Guts; 

veränderte  menschliche  Kenntnis  der  Eigenschaften  der  Güter, 
mit  werterhöhender  und  vermindernder  Folge.  Bei  a  und  ß  Einfluss 
des  Zufalls,  der  Einwirkung'  auf  Tun  und  Lassen  des  Besitzers,  den 
regelmässig  die  wirtsch.  Folgen  treffen;  Bekämpfung  ungünstiger 
Wirknng;en  durcli  Versicliorungswesen  (Elementar-,  Sach-) 
(s.  u.  §81);  y)  die  Konjunktur,  b)  W^eseu  und  W^irkung  dieser: 
die  Gesamtheit  der  techn.,  Ökonom.,  soz.,  rechü.  Bedingungen, 
welche  a)  in  der  auf  Arbeitsteilung  und  Privateigentum  (auch  von 
saehlichen  Produktionsmitteln)  bembenden  Volk^wiitschaft,  inbes. 
ß)  im  Privatwirtschaft!.  System  bei  freier  ivonkurien/  (§  20);  den 
Wert  und  Preis  der  wirtsch,  Güter  mit  und  selbst  allein  bestimmen, 
unabhängig  von  Willen,  Leistungen,  Unterlassungen,  individuellem 
Kostenaufwand  (G.  I.  S.  387).  c)  Konjunktur  auch  er)  in  anderen 
Phasen  der  Volkswirtschaft  nnd  ß)  soweit  Naturfaktoren  entscheiden, 
auch  bei  anderer  Organisation  (,, gebundener"  privatwirtsch.  und 
gemein wirtschaMicher),  aber  y)  bes.  BedeuUui^  in  der  „freien",  mo- 
dernen privatwirtschaftlich  organisierten,  d)  Konjunkturen  bildende 
Hauptmomente:  a)  natürlich  Ernteschwankungen;  ß)  polit.  Ein- 
flüsse; y)  Verändenmgen  Technik  undOekonomik  der  Produktion, 
des  Absatzes;  ö)  im  Konuiiunik.-  und  Transportwesen;  s)  in  der 
inneren  wirtschaiii.Kechtsordnuug  der  eigenen  und  derjenigen  fremder 
Volkswirtschalten,  mit  denen  Verkehr  besteht,  sowie  in  der  Ordnung 
des  auswärtigen  Verkehrs  (HandeLs'  tu  Zollpolitik);  C)  in  Grösse,  Zu-  u. 
Abnahme,  örtlicher  Verteilung  und  Konzentration,  Dichtigkeit  der  Be- 
völkerungbeigegebenemund bei  sich  veränderndem  Wohlstand  (privates 
Grundeigeut. ,  bes.  Wohnuugsbodeu,  Kenten-,  Werteteigerungen; 
f|)  in  Veränderungen  in  der  relativen  Lage  der  Volk»-,  Besita- 
mrtschaftsklassen  nach  Höhe  und  Art  des  Einkommens  und  Ver- 
mögens (Profit  und  Lohn  in  ihrer  Abhäniriirkeit  von  einander,  §  64  ff); 
i>)  in  Veränderungen  im  Gang  (Tempo,  psvchischen  Impulsen) 
des  ganzen  Wirtschaftslebens:  Konj.  im  engereu  Sinne,  auf-  und 
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absii'igende.  e)  Wirkungen  der  Konjunktur  auf  die  davon  günstig- 
und  ungünstig  betroffenen  Einzelnen  und  Klassen  und  demnach 
Charakter  der  von  Konjunkturen  beherrsehten  Volkswirtschaft: 
ck)  (ikoiiomisch  unverdiente  Gewinne  und  unverschuldete  Verluste; 
arlieitsloy  odor  fast  arlu'it'^los  erworhones  privates  Einkommen  und 
Vermögen,  ß)  JBesclirankuug  der  peisüjiliehen  wirtschaftlichen  Ver- 
antwortlichkeit, Spielcharakter  der  privatwirtschaftlich  organi- 
nerten Volkswirtschaft,  f)  Bedenken  gegen  diese  Organisation. 
Streitfrage  hierüber:  a)  Bestreitung  der  Bedenken,  mit  Unrecht; 
ß)  Bcliauptnng::  aa)  dass  auch  hier  Gewinne  ökonomisch  verdient, 
Verlubto  verschuldet  seien,  weil  aut  «ehr  wohl  mögliches  richtiges 
und  unrichtiges  Tun  und  Lassen  zurückführbar,  daher  bb)  liecht- 
fert%aD|^  der  gute  Konjunkturen  ausbeutenden,  üble  vermeidenden 
Spekulation  und  der  darin  hervortretenden  Arbeit,  cc)  Aber 
Fiktionen  und  IlluHioneTi  lufrüber.  dd)  Grade  SteifremnjE^  der  Be- 
denken durch  die  Konjunkturen  ausbeutende,  auch  künstlich  sie 
mit  schaffende  und  steigernde  3pekulation  (Handel,  Börse),  ce)  Nach- 
teile der  Privateigentumsinstitution,  der  Vertragsfireiheit.  y)  Be- 
hanptang  aa)  der  Unabänderlichkeit  und  Notwendigkeit  der  Kon- 
junkturen und  ihrer  Einflüsse  üherhaujit;  hb)  vollends  als  unveraieid- 
iiche  Konsequenzen  des  Privateigentuinspi  in/.ips  und  der  privat- 
wirtsch.  Organisation  auf  dieser  Kecht.sgruiulUige;  mit  diesen  un- 
abänderlichen und  segensreichen  Verhältnissen  miissten  dii'  Wirkungen 
der  Konjunktur  eben  hingenommen  werden.  Aber  dies  sind  eben  nur 
Behauptungen.  f)  Ergebnisse:  a)  Anerkennung  der  Miss- 
lichkeit  dieser  Verhältnisse,  vollends  bei  spekulativer  Ausbeutung 
der  Konjunkturen  und  künstlicher  Schaffung  und  Steigerung  (Grund- 
stÜckspekulation!);  ß)  Anerkennung,  dass  diese  Verhältnisse  einen 
bes.  schwachen  Punkt  der  pnvatwirtsch.  Organisation  und  eine  üble 
Folge  des  IVivateigentutns  an  sachlichen  Produktionsmitteln  bilden; 

theoret.  Aufgaben  aa)  des  Erkennens,  wodurcli  mindestens  Gewinn 
för  Diagnose  und  Prognose,  selbst  wenn  Aenderungen  unmöglich 
oder  zu  bedenklich,  weil  andere  und  schlimmere  Uebel  bewirkend; 
bb)  des  Porschens  nach  ausführbaren  Abhilfsmassregeln ;  ö)  prakt. 
Aufgaben  der  Therapie:  aa)  Bekämpfung  der  Ursachen,  sie 
führt  auf  sozialethischc,  auf  Organisations-  und  Rechts- 
fragen, bes.  aä)  in  der  Richtung  der  sittlichen  und  gesellschaft- 
lichen Verurteilung  gewisser  Spekulationsvorgänge  (Grundstück- 
spckulation,  manche  Handels-  und  Börsengeschäfte),  ßß)  der 
Ersetzung  der  privatwirtsctjaftlichen  durch  die  g e m e i n wirtschaft- 
liche Organisation  (Kap.  5,  bes.  §  22,  23),  Beisj)iel  der  Eisenbahn-, 
der  Kohlenbergbauverstaatlichung;  yy)  der  Aenderung  der  freien 
Hechtsordnung  für  den  privatwirtsch.  Verkehr  in  der  Ri(  litung  der 
Bindung  desselben  an  passende  privat-  und  öffentlich-rechtliche 
Normen  /'Handels-,  Börsen-,  Aktitni-,  Kartell-,  Trust-,  Wettbewerbs- 
recht u.  dgl.  m,).  bb)  Soweit  das  unter  aa  Dargelegte  nicht  zu 
verwirklichen  ist  oder  nicht  ausreicht:  Bekämpfung  der  Folgen 
fUr  die  durch  Konjunkturen  auflKlUg  auf  Onmd  von  Frivateigentums- 


Digitized  by  Google 


-    49  - 


ireclitan  oder  auf  Chrund  ihrer  Spekulationen  Begünstigten  und  iiir 
<lie  ämeh  Konjunkturen  Gescliädigten,  dort  mittelst  möglichster 
Erfassung  solcher  Gewi  nne  durch  Besteuerung  für  die  Gemeinfehaft 
(s.  meine  Fin.  II.  2.  A.  S.  566  flP.)'  ^i'^^'  fli^rch  Kntschädifrunj^cn 
nacli  V'ersiclierungsprinzipien  und,  soweit  es  sich  zugleich  ura- 
allgcmeine  Interenen  handelt,  durch  Staatshilie  (Auwendung 
z.  B.  auf  die  Behandlung  der  agrarischen  Not  infolge  der  durch  die 
Entwicklung  der  Kommunikationsmittel  geschaflfenen  Weltmarkt- 
konjunkturen). 

4.  Kapitel.  Die  Bevölkerung  und  die  Volkswirtschaft,  sogen, 
ßeyillkerungsfrage  (yolkswirtsehalUiohe  Bevölkerungslehre). 

G.  S.  A.  I.  Buch  4. 

Dieses  Kapitel-  bildet  eventuell  ganz  oder  teilweise  einen  Gegen- 
stand besonderer  Vorlesungen  und  fällt  dann  soweit  hier  aus. 

Kritischer  Literaturnachweis  G.  I,  (2.  Halbband),  §  1^)1  — 197. 
H.  V.  Mohl  in  s.  Geschichte  und  Literatur  d  Staatswiss.  III.  Ahh.  1{ 
Elster,  die  Bevölkenuigslehre  im  H.-W'.-B.  J.  Stautswiss.  II.  Auch  tiiv 
Bibliographie.  H.  Sötbeer,  die  Stellung  der  Sozialisten  zur  Malthusschen 
Bevölkerungslelu c.  BerHn  l.HHC.  —  Aoltere  Ansiclifen.  S.  Elster. 
Hasbach,  zur  Gesch.  d.  vormalth.  Bevölk.- Theorie,  in  Festgaben 
f.  A.  "Wagneri  1905  Bob.  Malthus,  cssay  on  popuIation,  deutsch 
von  Stöpel.  neu  1905  von  Dorn- Waentig.  Bonar,  Malthus  a.  Iiis 
work ,  London  ISM.5.  .T.  St  Hill,  princ.  TJ.  1.  Kap.  10.  Roscher, 
System  I,  Buch  G.  v.  Mangel  dt,  Abb.  Bevölkerung  im  JliuiitschUschen 
Staatswörterbuch,  B.  2.  A.  Lange,  Arheiti  rfrajje,  Kap.  1  —  4,  Der- 
selbe, Mill's  Ansichtf^n  über  die  soziale  Frag«-,  ISfUj,  Kap.  1.  v.  Hü- 
meiin,  Abh.  Bovölkerungslehr©  im  Schönbereschen  Himdbuch,  ß  1. 
Derselbe,  in  „Roden  und  Aufsätzen*',  1875  una  N.  F.  IHKl,  in  mehreren 
dortigen  Aufsätzen.  Elsters  gen.  Abh,  im  H.-\V.-B,  Wagner,  Grund- 
legung, ^.  Aufl.,  L  2.  Halbb.,  Buch  4.  Kap.  L  (8.  4(k^) -<;«">.)  Der- 
selbe,  Ai^rai- und  Industriestaat,  2.  Aull.,  UH)2.  Schmoller,  Grundriss 
§  {]Ht\.  Xitti,  popolaz.  1S*»4.  van  der  Smissen.  population,  Par.  IS^'i. 
V.  Fii  rks.  BevölkeruiiL'^slehre  l^\)H.  H.  Diet/«'l.  Streit  um  Ms  Lehre 
in  Festgaben  1.  A.  Wagner.  —  Gegner  von  Malihus.  (.'arcy  (Lehrb., 
Kap.  38).  Sozialisten.  Kodbertus.  Marx  (Kapital  I,  Kap.  5).  H.  Ge- 
orge, Fortschritt  und  Arnuit.  deutsch,  1881.  Bebel,  dio  Frau,  i>.  Aufl. 
Stuttgart  1891  (S.  .'}50  ft  j,  Schippel,  modernes  Elend  und  Ueber- 


mn.  Anderseits  Mario,  OrganiS.  2.  Aufl.  H.  22(J.  IV,  67.  Kautsky, 
Einfltiss  der  Volksvermehnin^j  auf  don  Fortschritt  der  Gesellschaft, 
Wien,  —  Malthus  und  L/arwin.  —  N«'u-Malthusianismus.  —  Ueber 
Auswanderung  Schriften  d.  Ver.  f.  Sozialpolitik  B.  52,  72.  Art.  Aus- 
wanderuuir  V.  Ph  i  1  i  pp  o  v  i  cli ,  H.-W.-B.  d.  St,  II.  —  Bcvölkpriing-s- 
Statistik.  Amthche  Quellenwerke.  Stand  und  Bewegung  der  Bevölkerung 
des  Deutschen  Reichs  und  fremder  Staaten,  Statistik  des  Deutschen  Reichs, 
N.  F.,  B.  44,  Berlin  1892,  Fortsetz,  bis  11)00  in  Vierteliabrsheften  i;Mj2,  H.  1; 
liHJö,  H  I,  Reichsstat,  -Tahib.  darin  seit  11)0:5  Anhang  Internat.  Ceber- 
sichten  SVappäus,  Bevölkerungs-Statistik,  2  B.,  Leipzig  IKjl»— (>1. 
Quetelet,  sur  Phomme  et  le  d^veloppement  de  ses  facultes,  Pari.s, 
1835,  deutsch  von  Riecke,  Stuttgart  1838^  neu  v.  Dorn-Waentig 

Jl.  WaguAr,  Mirkos.  Onmdrtet,  4.  Aufl.  4 
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zu  «warten.  2.  Aufl.  „])h\  si()ue  sociale"  2  vol.  Brüx,  et  Paris. 

A.  Wagner,  die  Gesetzmässip^keit  in  dt-n  scheinbar  w illküi lirlion 
menschlichen  Handhmgen  v.  Standpunkt  der  Statistik,  2  Teile.  Hamburg 
1864  (besonders  Selbstniordstatistik).  A.  v.  Oettingen,  Moralstatistik. 
3.  Aufl.  Erl.  lH>i2,  G.  Mayr.  Gesetzmässigkeit  im  gesollscliafUicben 
Lobon.  München,  1H77,  de rs.  Bevölkerungsstatistik  isr»?.  FL  rm.  W n »jn er 
und  Supan,  die  Bevölkerung  der  Erde,  Nr.  VIII,  Gotha  is'Jl.  Conrad, 
Statist.  1.  1902,  2.  Aufl.  Aufsätze  von  Lexls,  Rauchberg  im  Hand- 
wörterbuch der  Staatsvvisscnschaften  untoi-  den  Srhlagworten  Ver- 
arbeitete Daten  in  A.  Wag^nor,  rinindlt  finng,  'A.  Aufl.  B.  1,  Buch  4. 
§  207 — 247,  hier  Ergänzung,  n  zu  iolg.  §  17.  Zeitschr.:  Allgem.  Statist 
Archiv,  heraosgeg.  v.  Mhyr,  seit 

17.  Bevölkerungsstatistische  Elemente.  G  l.  ^207-247. 
,  Begriffliches.  1.  Stand,  2.  Bewegung,  a)  Natürliche, 
Gnlnirt,  Tod,  b)  örtliche,  Wanderungen,  heimische,  über  die  Grensenf 
Ein-  und  Ausw.   Technik  der  Aufnahmen. 

II.  Natürliche  Volksbewegung  (W.G.I.  §207  ff.).  Sie  ist  ab- 
hängig: A.  vom  physiologischen,  welche  die  mögliche  fmaxi- 
male),  B.  von  sozialen  Momenten,  welche  die  wirkliche  Ver- 
mehrung mit  bestimmen.  Zu  A:  Maxiintim  ht  abhängig  von 
1,  maximaler  Geburtszahl,  2.  minimaler  Sterblichkeit. 

'  Zu  1:  Massgebend  für  Geburtszahl  sind  5  Momente,  rein  phy- 
siologisch betrachtet:  a>Qnote  der  Frauen  im  gebilrfähigen  Alter  (über  15 
bis  50  Jalir  alt  im  T\  IN-Icli  c  41*  *^/,,  <lor  Frauen,  c.  -i-')  "  o  der  ganzen  Be- 
völkerunir;  iibeiliaui»t  im  Durchschnitt  verschiedenpr  Völker  zwischen 
17  und  4.)  j.  c.  1^0,  zwischen  1}>  und  41  J.  c.  16,.j  "  praktische  Bedeutung 
hat  davon  bes.  wieder  die  Quote  der  verheirateten  Frauen  in  diesem 
Alter,  weil  diese  seihst  in  Be\  ölkerun^on  mit  vit^l  nn<^hpl.  Geburten  — 
Max.  15— 20  %,  im  D.  Reich  früher  11,0,  jetzt  durchschnittl.  c.  s,5  %  — 
doch  fOf  die  SfeM  der  Geburten  weitaus  entscheidend  sind;  b)  Quote 
der  fruchtbaren  Frauen  unter  den  Frauen  im  gen.  Altci-  (unsicher, 
85—86%  in  Ehen?):  c;  durchschnittl.  Geburtshüufigkeit  (-Frequenz),  im 
gen.  Alter  (physiol,  Max.  c.  lU.  wirkUch  in  etwas  gi'össeren  Volkszahlen 
unserer  Völker  erreichbares  ca.  5  und  etwas  darüber,  6— (5,2)  (gegen- 
wärtig in  Europa  Slawen  4,5 — 5,  Germanen,  Romanen  :]..'>  1.  Noid- 
gcrmanen  2,7— Ji— 3,5,  Franzosen,  Iren  2,4%);  d)  üuotc  der  'l'otgel)orenen 
unter  den  Geborenen  (im  D.  Reich  jetzt  3!),  Trüher  4  °lo,  mit  provinz. 
Schwankungen  zwischen  2,^'  und  H,5);  e)  Quote  der  !\IehrUngs-  (bes. 
Zwillings-)  Geburten,  praktiscli  wenig  w  ichtig  bei  Kleinheit  (im  D.  K. 
c.  1^3  %  der  Geburten,  c.  2,G  der  Geborenen). 

Zu  2:  a)  Sterblichkeit  in  Höhe  mit  abhängig  von  Geburts- 
frequenz: bei  hoher  bleibemi  grösser,  weil  Kleinkinder-Sterblichkeit 
stets  eine  relativ  grosse,  «voun  auch  verminderungsiähige.  b)  Zu  unter- 
scheiden für  Sterblichkeitsfreqnenz  «)  Kindheit,  in  ihr  frühste  bis  2 
(Kleinkinder),  mittlere  2-'»,  spütcre  5 — lö  Jahre,  Ei  wachsenheit. 
und  in  ihr  Periode  vollster  Lebens-  (und  Arbeits-)  Kraft  l.")/*JD — 40  (45); 
zweite  mit  langsam  sich  vermindernder  Kraft  4(J  ("45)- 60  ((>'))  v)  Greisen- 
alter 60  (65)— 70  (75)  Jahre  und  höher,  c)  Gan^i^  der  Sterbbchkeit  im 
Ganzen:  «)  starke  Abnahme  von  Geburt  (Totgeburten  incl.)  an  in  der 
frühsten,  auch  noch,  schwächer,  in  der  mittleren  Kindheit,  geringere 
Abnahme  in  der  späteren,  ß)  Minimum  in  den  ersten  Zeiten  (Ifj— 25  J.)  der 
Erwachsenheit,  aW  alsdann  langsames«  kleines,  ziemlich  gleichmftasiges 
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Steigen  von  Jahr  zu  Jidir,  y)  rascheres  im  Greisenaiter.  d)  Kleine 
Verschiedenheiten  bei  den  Geschlechtern,  im  Ganzen  sonstigere  Sterb- 
lichkeit beim  weiblichen,  e)  Beeinflussung  der  Sterblichkeit  durch  die 
RO/ialen  Verhältnisse  ( \vi<'  froilirh  aurli,  wenn  schon  wohl  schwilchor  der 
Gclxutsfrequenz,  s.  u.  bei  B);  Abnj.hme  der  Sterblichkeit  in  jüngster 
Zeit  in  <\>-\\  meisten  europ.  Ländern,  hes.  auch  in  Deutschland,  z.T. 
in  N  ri  Windung  mit  Abnahme  der  Gel)in  t.sfreqaen'/.  e)  Nach  neueren 
Erfalinmgen  in  F^uropa  mag  als  erreichbares  Minimum  unter  den 
gegenwärtigen  günstigsten  sozialen  Verhältnissen  anzunehmen  sein: 
eine  Sterblichkeit  von  jährlich  1,5 — 2  in  der  Kindheit,  von  0,75 — 1  % 
in  der  ersten  Pi  rinde  der  Erwaehserdieit,  von  1,25-1,5  in  der  zweiten, 
von  <» — 7  ^/o  ''11  Gl  eisenalter,  von  1,75 — 2  'Vo  hn  Ganzen  (s.  u.  bei  13,  5). 

3.  Die  maxi  male  natürliche  Vermehr  baikeit  der  Be- 
völkerung, nach  bisherigen  Erfahrungen,  ist  so  in  neuerer  Zeit 
etwa  3  ^/o  jührlich.  doch  eher  etwas  darunter  für  längere  Perioden, 
c,  2,8 ,1.  ger'enwärtig  unter  bes.  günstigen  Verhältnissen  vielleicht 
etwas  höher.  -.'^  *^/o  ergeben  eine  Verdo p p e  I u n gs|) e ri c d e  von 
c.  25.2  Jahren  (was  MaltliuH  irrtümlich  als  normal  anuimuU,  während 
es  ein  Maxim,  ist).  Die  wirkliche  Vermehrung  ist  in  grösseren 
ettrop.  Ländern  bestenfalls  wenig  über  halb  so  hoch,  die  Ver- 
doppelungsperiode also  fast  doppelt  so  lang  (german.  Europa). 

Zu  B.    Soziale  Kinfln?se:  wirtschaftliche  Lage,  Berufs-,  Ar- 
beitsai't  und  Lastenart  und-  niass,  Art  und  Umfang  der  Bedürfnis- 
befriedigung, pliysische,  sanitäre,  sittliche  Momente  usw.  \.  Sie  wirken 
sicher  auf  Geburts-  und  Sterbefrequenz  mit  ein;  fraglich  hh  il^t  nur,  in 
welcher  Weise  und  in  welchem  Masse.    2   Möglich  ist  auch  eine 
Kombination  solcher  Einwirkungen  mit  natürlichen  Momenten  (Klima, 
Rasse,  Nationalität  usw.),  wo    es    schwierig   ist,  die    Einflüsse  zu 
trennen.    H.  Sozialriktmoniipcht'  Hanptfrngen  sind:   Wie  tli«'  gesamte 
Wirtschafts-  und  Kuiturentwicklung  und  Lage  der  Kla.ssen  und  Familien 
einwirkt  auf  a)  Geburtsfrequenz,  b)  Sterbefrequenz,  nicht  nur 
auf  deren  Schwankungen  in  kurzen  Zeiträumen  (s.u.  u.  Cl,  sondern 
auf  die  dauernde  Hichtung  (..Tendenz**),  mindestens  während  längerer 
Perioden.   4.  Geburt  sfrequenz.    Behauptung  und  Optimist,  tenden- 
zidse  Annahme  dei-  A nti-Malthusianer,  d.iss  die  Geburtsfrequenz  mit 
Gesamtentwicklung  al) nehme,  eine  durch  sie  bedingte  ,,zu  starke" 
Volksvermehruug    daher    nicht    zu    fürchten    sei,    mit  wichtigen 
weiteren  bev(}lkerungs-  und  Tolkswirtsch.politischen  Schlüssen  (auch 
des    Sozialismus),     a)  Hinweis    auf    historische,    statlsti -rl:r' .  „all- 
gemeine^ Erfahnmgen.    h)  Aber  diese  fehlen  oder  versagen  für  frühere 
Zeiten  bis  ins  U).  Jahrb.  hinein,    c)  Nationale  Vergleichungen ,  so 
zwischen  den  europ.  Völkern,  auch  in  der  Gegenwart  (s.  o.  bei  A,  1,  c) 
und  Vergleichungen  zwischen  sozialen  Klassen  Vi.  weisen  nichts  Sicheres, 
auch  wegen  des  etwa  mitspielenden  Moments  des  präventiven  Ge- 
schlechtsverkehrs (Frankreich,  andere  Länder  —  höhere,  untere  Stftnde  — 
bäuerliche  Verhältnisse',   d)  Soweit  Itrauehbare  statist.  Daten  vorliegen, 
auch  für  die  hier  dann  mit  in  Betracht  kommenden  Eheschliessungen, 
iz.  T.  seit  17.,  IS.  Jh.,  vornehmlich  erst  seit  19.  Jh.  und  bes.  seit  Mitte 
dieses)  ergeben  Durchschnitte  aus  etwas  längeren  Perioden  keine  deut- 
liche „Tendenz",  jedenfalls  nicht  eine  allgemeino  Abnahme  der  Gcbm-ts- 
frequenz,  auch  nicht  in  grösseren  Gebietsteilen  (Provinzen),  eher  im 
Allgemeinen  eme  starke  Stabilit&t  der  Quoten,  bei  deutlichen  Jahres- 

4« 
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Bchwankungen  [s.  die  oben  gen.  vergleich.  Statistik).   Durchschn.  im 

D.  Reich  in  den  5  Jahrzehnten  seit  1851  und  von  liHH — V^iX):  Elie- 
schHesäungeu  auf  l(XX)Eiaw.:  7,H,  8,r>,  8,6,  7,0,  8,2,  8j0,  Geburten  (inkl. 
Totgeb.)  36,8,  38,8,  40,7,  38,2,  37,4,  36,0;  in  diesen  Soiwaiikungen  der 
Durchschnitte,  wie  in  denen  der  einzelnen  Jahre,  zeigen  sich  zeitliche 
Einflüsse,  so  um  IHTO  der  Krieg,  1868—76  Ehen:  8,9,  9,5,  7,7,  8,2,  10,3, 
10,0,  9,5,  8,5,  Geburten  3^>,i,  39,4,  40,1,  35,9  (in  1871).  41,1  (1872), 
41,3.  41,8,  4St^  42,6.  Anch  Vergleichungen  von  provinziellen  und  dgl. 
Daten  zeigen  meist  grosse  Stabilität  der  Geburtsfreqnenz  (s.  meinen 
„Agrarataat"  und  die  Tab.  in  m.  Grundleg.),  So  ist  ninsichtlicli  „Äb- 
nflJunetendenss"  der  Geburten  eher  Verneinung,  jedenfalls  ein  non  liquet, 
als  Bejahunfj  am  Platze,  t)  Dies  ist  wichtig  für  die  Kritik  aller  op- 
timistischen, antimalthns'schen  Annahmen  und  Schlüsse,  auch  bes.  der 
sozialistischen,  g)  Zusauuuenhaiig  der  Geburtsfrequenz  mit  der  sozialen 
Rechts-  und  Sittenordnung  des  Geschlechtsverkehrs,  bes.  mit  dem  Ehe- 
recht (Verwerfimg,  Zulassung  unehel.  Verkehrs.  ^lonogamie).  Schlüsse 
auf  Einwirkung  anderer  Ordnungen,  auch  im  soziaUst.  System,  h)  Er- 
gcbnis  bleibt;  auch  bei  den  neut.  Kulturvölkern  besteht  dauernd 
starke  Gehurtsfrequenz,  wenn  auch  vielleicht  da  und  dort  nr-uerdinj^s 
ein  wenig  abnehmend,  im  Aiigem.  von  2,5-  2,8  in  min.  autwürts,  last 
durchaus  (mit  Ausnahme  Frankreichs  und  li'lands),  trotz  aller  wirt- 
schaftl.,  soz.  und  psych.  Hemnumgsmomente.  i)  KoloniallUnder  der 
Europäer,  k)  Asien,  bes.  Japan.  Ueljereinstimmnnfr  mit  Eurojia.  I)  Afrika, 
Neger,  Untcrscliiede  zwisclien  Stadt  und  Land,  und  überhaupt 
nadi  Berulen.  5.  Sterbefrequenz,  a)  Hier  scheinen  allerdinire  Ver- 
besserunf^cn  (Abnahmen)  unter  Einflnss  di^r  Rechtssii  horneit,  der 
prävent.  und  repress.  sanitären,  der  wii'tscliaftlichen,  auch  der  i.  e  S. 
sozialen  Verhältnisse  (Fürsorge  für  untere  arbeit.  Klassen)  in  grossen 
historischen  Perioden  (früheres,  späteres  Mittelalter,  neuere,  neue, 
jüngste  Zeit)  eingetreten  nnd  weitere  mögheh  zn  sein,  bes.  in  Re?iig 
auf  geringere  Kküukinder-Sterblichkeit,  auch  bei  verbleibendei  starker 
Geburtsfrequenz ,  aber  doch  auch  sonst  (Seuchenpolitik,  Heilwesen, 
Arhciter.scbutz,  -hebung,  -versichcnmg)  h)  Statistisch  nachweisbare 
Abnahme  der  Todesfalle  bes.  in  den  letzten  Jahrzehnten  meist  in  Europa, 
bes.  auch  im  D.  Reich,  so  in  den  5  Jahrzehntea  seit  1851  auf  1000  Einw. 
27,8,  28,4,  28,8,  2G,5,  23,5  und  liK)l,03  21,2,  inkl.  Totgeb.,  Max.  ohne 
die  Kriegsjahre  (18t>(i  mit  32,2  und  1870  und  71  mit  2!\0  nnd  31,0) 
in  1852  29,9,  1873  29,9,  seit  1881  27,6  in  188Ü,  seitdem  nur  25,8  in  1893; 
Hin.  zwischen  1851-80  26,6  in  1856,  24.8  in  1860,  27,2  seitdem  bis  1880 
in  187V»,  seit  1881  25,0  in  1889,  seit  1894  immer  unter  24,  Min.  1;H)_>  20.0. 
Wahrend  früher  wohl  2°Iq  als  Min.  für  etwas  grössere,  aber  nur  bes. 

günstige  LSnder  galt,  ist  diese  Ziffer  jetzt  (ohne  Tutgeb.,  so  1JK)3)  im 
>.  Reich  erreicht,  in  Frankreich  trotz  geriniifr  Geburtenzahl  nur  wenig 
unterschritten,  19,5,  in  Gr.  Brit.  (1902)  nur  in  Skandin.  c.  1.3.  in 

Holland  15,6,  JB<^I<rieu  17,2,  Schweiz  17,0,  aber  auch  in  Itahen  nur  22,2, 
Jajian  21.2,  höher  in  Osteuropa,  Oesterr  21,  Ungarn  27,  Rnmän.  25, 
Russl.  31  pro  Mille  (alh^>  ohne  Tot*relt.:  freilich  ]iui-  Daten  au>  einem 
Jahre),  c)  Dies  erötliict  in  diesem  Punkte  nicht  ungünstige  Aussichten, 
auch  in  Wirtschaft}.  Hinsicht,  fOr  Verlftngerung  der  mittleren 
Lebensdauer,  bes.  in  die  produkti  vefl.5/20 — HO/70  Altersjahre)  hinein, 
d)  Doch  sind  hier  «"»fters  vorkommenae  Illusionen,  übertriebene  und 
lalsche  Erwartungen  und  optiuiist.  Meinungen  abzuweisen  und  die  Kehr- 
seite nicht  zu  übersehen:  «)  Sanitäre  Massre-iehi  und  „Pflege"  schieben 
doch  vielfach  nur  die  Zeit  des  Eintritts  des  Todes  etwas  ninans,  aber 
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nicht  bis  mm  normalen  Zeitpunkte  bei  „Gesunden**,  ß)  Schwächliche 
Individuen  bleiben  so  länger  leben  (Kinder,  mit  organ.  Leiden  Behaftete). 
y)  Verlängerung  des  wirklich  proaukttven  Alters  stellt  dahin,  d)  Eine 
Zunahme  der  mittleren  Lebensdauer  der  Bevölkerung  ist  zwar  nicht 
unwahrsclicinlich  in  der  ouiop.  und  kolon.  Bevölkerungi  aber  doch 
sdhwer  zu  beziffern,  weil  nodi  zu  kleine  Zdtrftume  zur  Beolmehtung 
vorliegen  und  die  Andaucr  neuester  günstigerer  Verhältnisse  erst  ab- 
gewartet werden  mnss.  N^ur  soweit  höliere  mittlere  Lebensdauer 
von  erhöhter  Lebensdauer  der  Erwachsenen,  bes.  vordem  Greisenalter, 
herrülirt,  wirkt  sie  einze'.  ind  volkswirtschaftlich  günstig.  C)  Ein 
Hinausi  licken  des  Lebensalters  über  die  alfen  Grenzen  in  der  Mrn"  -liheit 
(70— iiU— iX)  J.)  ist  nicht  zu  konstatieren,  wenn  auch  wohl  mehr  Per- 
sonen ins  Greisenalter  und  in  höhere  Jahre  darin  gelangen:  wirtschaftlieh 
teils  günstig,  teils  ungünstig,  j;)  Die  Verminderunrj:  der  Sterblichkeit 
in  der  Knlturwelt  beweist  noch  nichts  Sicheres  für  die  bessere  Qualität 
der  Lebenden:  schwächliche  bleiben  eben  etwas  länger  leben  ohne  jede 
oder  ohne  die  normale  Leistungsfähi<:k(>it  Gesunder  zu  erreichen,  und  so 
mit  Belastung  dieser  (schwächliehe  Kinderl).  9)  Die  dureh  lokale 
Wanderungen  (von  Land  in  Stadt)  und  durch  Berufsverhältnisse  (nicht- 
a^arische  und  dgl.  und  ^rrari^li^)  bewirkten  Einflüsse  erhöhen  zwar 
die  LeistunL^snilii!4-keit  der  Bevölkerung-',  aber  fiben  in  phys.,  soz.,  sittl. 
Hinsicht  auch  viele  unLninsti<rc  Einiliisse  aus.  worunter  die  dauernde 
Durchschnittsqualität  und  Lebenskraft  des  Volks  trotz  verminderter 
Sterblichkeit  leidet  (Rekrutierungsstatistik.  Brentano,  andera.  Sering); 
„Nenrenkonsumtion^,  Schädigung  der  kOnftigen  Generationen. 

C.  Zeitliche  Schwankungen   in    der   Geburts-  (auch 

lieirat>-)  und  Sterbefrcquenz  und  in  der  davon  bedingten 
natürlichen  VolksbewegunL''  Sie  zeigen  sieh  überall  und  sind,  weil 
sie  auf  die  Einflüsn©  am  diesem  Glebiete  liinweiseu,  auch  für  die 
▼olkswirtseh.  Bevcflkerungslehre  von  besonderer  Wichtigkeit  1.  Es 
lassen  sich  hier  a)  fördernde  und  b)  hemmende  MnuHsse  unter-> 
scheiden  (Erweiterung  der  Malthus' sehen  Lehren  v^n  den  Checks). 

a)  Die  ersteren  wirken  auf  grössere  (Heirats-  und)  Oebnrts-  und 
kleinere  .Sterbefret^uenz,  hj  die  letzteren  auf  das  Ijuj^ekehrte  hin. 
Dort  also  raschere,  stfirkere,  hier  langsamere,  schwächere  Volkse 
Vermehrung.  2.  Die  Einflüsse  sind  a)  unmittelbar  natürliche,  welche 
direkt  physiologisch  auf  Sterblichkeit  (ob  auch  auf  Geburtsfrequenz?) 
einwirken  und  indirekt  auch  psychologisch  auf  Heirats-  und  Geburts- 
frequenz  fördernd  und  hemmend  einwirken  können  (Wechsel  der  Jaljres- 
zeiten,  Witterungsverbältnisse.  deren  Einwirkung  auf  Gesundheitsstand, 
auf  Ernten,  bes.  der  wicht.  Nahrungsmittel,  d^urch  wieder  auf  Er- 
nährung, Preise,  in  der  Absatzproduktion  auch  auf  die  Erwerbs- 
verhältnisse der  Produzenten,  daher  auf  deren  Lage,  Konsumtion); 

b)  soziale,  bes.  wirtschaftliche  Erwerbs-  und  Konsum  Verhältnisse 
der  Bevölkerung,  bes.  der  Mass©  dieser,  naraentl.  der  unteren  arbeitenden 
Klassen  (Beschäftigung,  Lohnhöhe,  Preise  der  Konsumntibilien  für  den 
notwendigen  Redarf).  Auch  diese  Einflüsse  wirken  dirrdvt  physiologisch 
durch  Einwirkung  auf  Lebensweise.  Konsum,  auf  Sterblichkeit  günstig 
oder  ungünstig,  und  indirekt  psychologisch  anf  Hrirats-  und  Greburts« 
frequenz  fördernd  oder  hemmend  ein.  3.  Malthus  repress.  posit.,  direkte 
una  prävent..  indir.  Hemmungsmomente.  Günstige  und  un^histige  und 
beides  voraussichtlich  werdende  Umstände.  Not  und  Elend,  Furcht 
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davor,  auch  vor  Einbusse  in  pesellschaftl.  Stellung;  Gedeilien  und 
Prosperität  und  Hoffnung  darauf.  Ein/el-  und  massenpsychol.  Vor- 
stellungen Ver«:(;hicdene  Art  und  Mass  des  Einflusses  nacli  Tem]frr:unent, 
Charakter,  Ansprüchen,  Lebensweise,  liilduugsgrad  der  KiuzehieU| 
FamilieD,  Berufe,  Klassen,  Völker.  4.  Repression  (nöhere  Sterblichkeit) 
mehr  in  niederen.  Prävention  (weniger  Heiraten.  Gel)urten)  inohr  in 
höheren  Kulturstufen.  .".  El>f^ti5n  n-fhistifjo  \'erhältnisse  mehr  fördernd 
in  jenen,  als  iti  diesrn  Stuten  ^Hitlir  Heiraten,  Geburten,  z.  T.  auch 
weniger  Todesf;iil<  il  ^-t  alsdann.  (>.  Ziemlich  gleichmftssige  Beinn- 
flus«;nnjx  von  eheliilter  und  uueliellclier  Geburtsfreqiipu/.  7.  Ver- 
Bchicdene  Art  und  3iass  der  Einflüsse  aj  iu  „agrarstaatUcher"  und 
^dustriestaatlicher"  Entwicklung;  dort  mehr  die  Preise  des  Haupt- 
nahrungsmittels  (Brot),  hier  <ler  Stand  der  allgemeinen  Erwerbs- 
verhältnisse i^Beschaftirrunn-sp^rad ,  Lnlmhöhe)  von  Einfluss  (wichtif;^ 
/u  beachten  auch  für  pruki.  Sjjezialfru^en,  z.  B.  die  des  Kornzollsj; 
b)  in  ganzen  Bevölkenmgen  daher  nach  \  erbreitung  der  verschiedenen 
Berufe,  Klapsm,  nni^li  Woldstandsgrad  H.  Mass  di  i-  Schwankungen  der 
a  Frequenzen  nach  diesen  N'crhältaissen  in  Bevölkerung,  Klassen  ver- 
schieden gross,  aber  doch  fiberall  bemerkbar,  wenn  auch  konstante 
nationale  und  Klassenverschiedonbeiten  bleiben  (slav.,  ^ernian..  ronian. 
Völker,  Frankreich.  Statist.  Beisp.  s.  Wagner,  G.  1.  r)."')(^.  'IVnoning 
von  IK-lG/iT,  l.sr)l;ä:>.  Krieg  von  1M70  71,  s.  o.  unter  B.  ^.:>-2.  Aut- 

sch wungper.  lKi)."> — iiX_Kj  im  I>.  R.  Heiraten  "  von  7.1)  und  s  auf  8,5, 
Geliurtr'n  von  .')7,1  auf  'MJ>,  SterbefiUle  von  28,.")  auf  21,7  (Min..  Max.); 
Abschwungsperiode  lyOü-lKi  Heiraten  auf  7,9,  Geburten  auf  34,9,  Sterbe- 
&Ue  zwischen  23,2  und  20,6). 

9.  Berechtigtes  Streben  bei  Kulturvölkern,  Repression  (mehr 
TodesfÜtUe)  auf  ein  Minimum  zu  bringen,  dalier  besonnene  l'kü- 

vontion  zun»  Regulator  dor  natürlichen  Bevölkerungsbewegung  zu 
macht'ii.  Soziale  Bedeutung  dieses  Punkts  in  allen  Wirtschafts- 
zustäuden  und  -Ordnungen  (s.  §  18).  Lehel  der  grossen  Geburts- 
freqnens  mit  starker  Kindersterblichkeit  (Kümelin.  S.  Wagner,  G.  I, 
S.  504  ff.  In  den  1870  und  80or  Jahren  starben  von  KXX)  Kindern  des 
betreff.  Alters  im  1.  Lebensj.  in  \Vcst»">sterr.  :V2'.],  D,  Reich  c,  21U,  Italien 
284,  Frankr.  210,  Gr.  Brit.  174,  Schweden  152.  spez.  i.  Südbaiern  ,'>00(!), 
Berlin  425,  Würterab.  410,  K.  Sachsen  ;571).  Prov.  Sachsen  272,  R.  B. 
Dflsseidorf  209,  Hannover  ISO,  Schlesw.  Holst.  179). 

D.  Ergebnisse  (W.  G.  §  220).  1.  Die  natürliche  Volks- 
bewegung zeigt  ziemlich  überall,  auch  in  der  heut.  Kiiltni  weit,  das 
Streben  fdie  „Tendenz")  a)  ihren  Abgang  durch  Todestälie  voll 
durch  Geourten  zu  ersetzen  und  auch  b)  durch  TJeberschnss  der  . 
Geborenen  über  die  Gestorbenen  ihre  Zahl  zu  vermehre  n.  2.  Dieser 
Geburtsüberschuss,  wie  seine  Komponenten,  a)  schwankt  nacli 
den  unter  C  angcgehrnen  Momenten,  b)  Er  ist  ziemlich  dauernd 
(konstant;  etwas  verschieden  auch  innerhalb  der  europ.  Völker- 
famiUe. 

S.  W.  G.  I.  S.  519,  547.    Neuestes  Max.  1,4—1,6  -1,8,  Min.  0,21 
in  Europa,  D.  Reicli  in  den  i\  Jahrzehnten  1811  — ukX)  in  *>/oo  -M'  -^t'- 
10..'i,  11,!),  11,7,   l.J,l>,  li>01-0;!  14,0,  Max.  is<>s.    vm   15,6,  Min. 
zw.  1871 -190o  1U,Ö  in  lt572,  10,i»  in  1886;  Max.  zw.  1851—1861»  13,1  in 
1860,  Min.  4,1  in  1855j  im  Kriegsj.  1871  4,9.  Die  Steigerung  günstiger 
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Weise  mehr  bewirkt  durch  Abuulnne  der  Todesfälle,  Absol.  Zahl  des 
Ueberscluisses  in  den  letzten  Jahren  7— 8— 900  0(X),  Mix.  1902  902000! 
AehnHch  in  Gr.  Brit^  den  übricrcn  german.  Ländern,  auch  Oesterr., 
Ungarn,  Italien,  z.  T.  noch  stärkerer  Ueberschuss  in  Kussland  (lt>99 
l^^VooC^)  olokB  Polen);  extremer  Gegensatz  in  Europa  nur  Franmich 
(Max.  des  Ueberscliussos  ISJl— 50  -1,3,  seitdem  zienilu^li  konstant  herab, 
bes.  durch  Abnahme  der  Geburten,  auf  2  7oo  ^''^^  darunter,  "gelegentlich 
in  einzelnen  Jahren,  so  in  1900  schon  Ueberschuss  der  Todesralle  wegen 
kleiner  Geburtsfrequenz;  ähnlich,  doch  nicht  so  klein,  der  Geburts- 
nberschuss  in  Irland,  von  9,7  auf  Ti—n  herab  seit  »Oer  Jahren).  Starker 
Ueberschuss  in  Australien,  Noidamer.    In  Japan  liJOl  1.%1  "/oo- 

c)  Sfuveit  Heiraten  und  Geburten  die  natürliche  Volksbewegung, 
auch  deu  Gebiirtsüberschuss  bestimmen,  macheu  sich  überall,  wenn 
Awsh  in  vanchiedenem  Grade,  die  Leichti^kdt  oder  Schwierigkeit, 
eine  Familie  zu  begründen  und  für  mehr  Menschen  Unterhalt  m 
beschaffen,  sowie  die  darüber  heiTschenden  Ansichten,  oder  m.  a.  A 
der  wirkliche  oder  angenommene  UnterhaU<«i>irlra'nn  fördernd  und 
hemmend  geltend  (\V.  0.  I,  530).  d)  Unter  btarkcui  Impuls  des 
Sinns  für  Familienleben  nnd  des  Gleschlechtstriebs  zeigt  sich  dabei 
aber  doch  weithin,  audi  bei  Kulturirdlker  der  Gegenwart  und  in 
den  zahlreichsten  \'olksklaj;sen  (untere  Bevölk.),  aie  Gefahr,  dass 
die  Kiieksichten  auf  siclieren  und  ^enüirenden  Unterhalt  nicht  immer 
wahrgenommen  werden,  e)  Um  so  wichtiger  und  berechtigter  ist 
der  schon  oben  unter  Nr.  9  (S.  54)  aufgestellte  Satz,  um  so  mehr  sogar, 
je  mehr  es  gelingt,  Repression  (Sterblichkeit)  auf  ein  Minimum 
zu  bringen,  wo  dann  natfirllch  hohe  Geburtsfreqnenz  um  so  stärkeren 
Gebnrtsüberschuss  beA\irkt.  f)  Ks  lässt  sicli  daraus  der  Schluss 
ableiten,  a)  dass  die  Bevölkerung,  die  Klasse,  die  Familie  sich  iu 
ihrer  natürlichen  Vermehrung  innerhalb  ihres  Unterhaltsspielratuns 
halten  nniss,  wenn  nicht  eino  (durchschnittliche)  Verschlechterung 
ibrer  wirtsch.  Lebenslage  eintreten  soll;  b)  dass  aber  auch  bei  der 
in  der  Geburtsfrequenz  liervortretenden  Vennelnninjr^^tondenz  eine 
beziifrliche  Gefahr  nicht  verkannt  werden  kann:  das  Er- 
schöpfen, ja  das  gelegentliche  TJebersehreiten  des  Unt^halts- 
spielraums,  wovor  zu  warnen  ist  (§  18). 

E.  Dieser  Hmweis  auf  diese  Gefahr,  auf  die  ihr  zn  Grunde 
liegende  natfirlicho  Vennehrungstendenz  der  Bevrdkerung  und  auf 
den  Zusammenhang  zwischen  Volkszahl  und  Unterhaltsspielraum 
ist  der  unumstösslich  rieht ij::o  Kern  in  der  sojren.  Malthns 'sehen 
Bevölkerungslehre.  i.  Malthus  hat  sich  nur  a)  zu  schroff  ausgedrückt 
auch  b),  fretüch  mehr  zur  Erlftuterung  und  um  seiner  Lehre  eine  Icnappe, 
leicht  verständliche  Fassung  zu  geben,  sich  an  ein  unlösbares  Prol)kMii 

fewagt.  viel  zu  verwickelte  Vorgänge  in  eine  knappe  mathemat. 
ormel  zu  bringen;  weiter  c)  gewisse  allerdings  erfaurungsmässige 
Vorg&nge  auf  der  Seite  der  nattirlichen  Bevölkerungsvermehrung  als 
„Tendenzen"  im  Sinne  i  n  „G c??etzen",  ja  von  N'aturgecetzen 
(o.  S.  25)  aufzufassen,  obwobl  er  doch  selbst  in  seiner  Betonung  der 
Notwendiffkdt  von  Prftvention  menschlichen  Willenseinfluss  wieder 
nicht  vencennt,  ja  an  ihn  för  eine  bestimmte  Regulierung  der  Be- 
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vitlkerungsbewegung  appelliert;  d)  ebensowenig,  ja  noch  weniger  naltbar 
ist  seine  Aufsteflunp  einer  festen  VermeliruiifrsscJiranke  der  Unterhalts- 
mitt  r  l.  die  sich  auch  dm  ch  das  sofren  BodeneesetT  ft?  *U— nicht 
begründen  lässl;  und  endlich  beachtet  er  nicht  ausroicheud  das  lüt- 
spielen  der  Frage  der  Verteilung  von  Ertra|^,  EinkommeD,  Besitz  anter 
<ton  Klassen  und  Einwohnern  (FamiHen),  ein  freilich  von  seinen  Gegnern 
zwar  an  sich  mit  Kerlit  betontes,  aber  wieder  in  seiner  Bedeutung  sehr 
überschätztem  iloaieat  (§  18).  2.  Malthus  Formel:  a)  die  kürzere, 
schärfere:  u)  wenn  sie  durcn  keinerlei  Hindernisse  aufgehalten  wird, 
verdoppelt  sich  die  Bevölkerung  all»'  i."). Talire  (tatsächlich  ein  praktisch 
fast  nie  erreichtes  Hinimum,  das  wohl  fast  überall  mindesteDS  zu 
verdoppeln  ist,  s.  o.  unter  Nr.  A.  3  und  D.  2)  und  wftehst  von  Periode 
zu  Periode  in  geometrischer  Progression;  ß)  die  Unterhaltsmittel 
können  sich  aber  niemals  rascher  als  in  ari  thnict  ischer  !*roiiression 
vermehren,  h)  Mildere,  relativ  riciitigere  Fussun^j:  «;  die  Brvr.lkening 
ist  notwendig  durcli  die  Subsistenzmittel  begrenzt;  ß)  sie  vermehrt  sich 
unverflnderhch  überall,  wo  die  UnterLaltsmittei  sich  vermehren,  falls 
sie  nicht  durch  sehr  mächtige  und  deutliche  üemmoisse  daran  gehindert 
wird;  y)  diese  Hemmnisse  und  die,  welche  die  überwältigende  Ver- 
mehrungstendenz  der  Bevölkerung  zurflckdrilngen  und  ihre  VVirkungen 
im  Oleichgewicht  mit  der  Bevölkornn<x  erhalten,  sind  alle  auf  morali.scho 
Selbstbescbränkung  (Prävention :,  La&Ler  und  Elend  (Bepression)  zurück- 
zuführen Die  Polemik  g'^'  n  M.  hat  meist  nur  diese  Formeln  zum 
GefTf^nstaml,  mit  denen  aber  dei  Kern  der  Lehre  selbst  niclit  fallt.  (Carey, 
H.  (jreorge  u.  v.  a ,  die  „liberalen'*  Nat-Oekonomen^  die  Sozialisten. 
Carey's  (j-esetz  der  „sich  selbst  regulierenden  Bevölkerungsbewegung", 
Abnahme  der  Reproduktionslust  und  -kraft  mit  Zunahme  der  Gehirn- 
hinktionen,  Spenccr's  Grs,  der  „Indiviihiation",  wonach  sich  die  Ver- 
mehrungstendenz mit  der  Kulturentwicklung  vermindere,  we^jentlich  nur 
willkürliche  Annahmen.  S.  meine  G.I.  Einl.  §  191  —  197,  Elster  a.  a.  0., 
bes.  Rümelin,  Dietzel  a.  a.  0.  gegen  Oppenneimer).  Mein  Schluss  in 
G.  S.  665:  „Ii.  Malthus  behält  in  allem  Wesentlichca  Hecht",  an  dem 
ich  auch  Oppenheimer  gegenüber  festhalte.  S.  u.  §  11). 

III.  Geschleebtsverteilung.    1.  Auch  sie  ist  för  die  wirt« 

Bchaftliche,  auch  volksw.  Betrachtung  wichtig  wegen  der  ver- 
schiedenen Bedeutung  der  Geschlechter  im  Familienverband,  nach 
ihrer  verschiedenen  Stpllnnjr  und  Leistung  in  Produktion  als  Arbeiter 
37j,  auch  nach  ihrer  Verschiedenheit  als  Konsumenten.  Näheres, 
auch  Helratsstat.  gehört  indessen  in  bevölk.^staäst.  Vorlesungen. 
2.  Natürliche  („normale,")  Geschlechtsverteilung.  Sie  wird  vor- 
nehmlieh durch  a)  den  Ueberschuss  von  Knabeniieburteu  und 
b)  die  verschiedene  Sterblichkeit  der  Geschlechter  in  den  ver- 
Bchiedcneu  Lebensaltern  bestimmt. 

Zu  a:  «)  Unter  den  Gehurten  überwiegen  allgemein  die  mauu- 
lichen,  meist  um  4 — 6%,  mit  kleinen,  auf  verschiedene  Einflüsse 
deutenden  Schwankungen.  Dies  ist  eine  so  allgemoinp  nnd  konstante 
Erscheinung,  dass  hier  noch  am  Ersten  von  einem  Statist.  „Gesetz"  zu 
sprechen  ist.  ß)  Genügende  Erkl&nuigeu  fehlen  bisher,  namentlidli  zu  rer« 
langende  physiologische;  bloss  statistische  rrichon  nicht  aus  und  be- 
währen sicK  auch  nicht  genügend  (Einfluss  der  Altersdifferenz  der 
Eltern,  Ernithrungsverhältnisse  der  Mütter  u.  a.);  teleologische  «Be- 
gründuBgen*^ '  sind  wertlos;  daher  dies  „Statist.  Gesetz**  noch  xmn 
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i\aiisalgesetz.  y)  Zeitliche  und  lokale  kleine  konstante  Verschiedenheiiei. 
der  Quote  männlicher  Mehrgeburten,  auch  bei  Tot-  und  Lebendgeborenen 
ehelichen  und  unehelichen.  Zu  b:  «c)  Der  Ueberschuss  der  Knaben 
verringert  sich  aber  sofort  durch  etv  n«  orössere  Sterblichkeit  dieser 
und  ist  etwa  um  die  Pubertätszeit  verschwunden,  ß)  Auch  im  erwachsenen 
Alter  ist  die  SterbUchkeit  meist  für  Männer  etwas  unftflnstiger  als  fQr 
Frauen,  doch,  -vfihl  unter  Miteii^fluss  der  Gebiirtsfunktion  des  Wciljcs, 
mit  Ausnahmen,  wenigstens  in  einigen  Ländern,  in  den  20  er  und  ;iUer 
Lebensjahren,  v)  Im  Greisenalter  stellt  sich  meist  die  Sterblichkeit 
der  Männer  noch  ungünstiger.  <f)  Das  Hauptergebnis  ist,  von  den 
unter  Nr.  8  angegebeTUMi  Umständen  abgesehen:  aa.)  es  <xibt  mehr  Knaben 
als  Mädchen;  bb)  amutiiemd  gleichviel  Personen  männhchtu  und  weib- 
lichen Geschlechts  im  erwachsenen  Alter;  cc)  doch  mit  steigendem 
Ueberschuss  der  weiblichen  im  zunehmenden  Alter;  dd)  schliesslich 
noch  mehr  Frauen  in  wachsendem  Masse  von  Jalir  zu  Jahr  im  Greisen- 
alter (im  hohen  über  80  J.  30— nO%  mehr);  ee)  in  der  Gesamt- 
bevOlkerung  wieder  annähernd  gtelchTiel  Personen  beiderlei  Geschlechts. 

3.  Diese  „natürliche"  Geschleehtsverteilung  in  der  Be- 
völkerung erleidet  durch  die  i  scliiedenheit  der  Lobens-,  bes.  der 
Berufsverhfiltnisse  der  Geschlechter  Veränderungen:  a)  zu  Un- 
gnnsten  der  mannlichen  Quote  durch  Wehrberut'  (bes.  daher  in 
fijrtegsteiten),  geföhrliche  und  schwierige  Berufe  (Seelente,  Berg' 
lente/,  auch  durch  Auswanderung;  L)  zu  Gunsten  dieser  Quote 
in  entgegengesetzten  Verhältnissen,  daher  bei  F^in Wanderung. 

Das  zeigt  sieh  zwischen  „alten"  und  „neuen"  „kolonialen"  Ländern. 
In  der  Gesamtbevulkerung:  in  Europa  meist  2 — 8— 4— Ü%  mehr  weib- 
liche als  männUche  Personen,  in  Amerika  umgekehrt,  noch  stärker  in 
Australien,  (um  Ende  d.  Ii),  i  i  Deutschen  Reich  auf  1000  männl. 
1037  weibl.,  in  Frankreich  10(AS,  Gr.  Brit.  105M,  Italien  im,  West- 
österreich  1058,  Ver.  Staaten  (in  1880)  9^5,  Austral.  (in  18^)  H43.  S. 
GrundL  L  S.  60.'J).  4.  Auch  die  Altersklassen  Verteilung  der  Ge- 
schlechter wird  durch  die  Umstände  unter  N.  :>  beoinHusst.  ;').  Aehnlich. 
meist  noch  sUUker,  wirken  die  inneren  Wanderungen  auf  die  Ge- 
schh'chtsverteilung  zwischen  Provinzen,  Städten  verschiedenen  "Wirt- 
schat't.si'harakters,  /wischen  Stadt  und  Land  ein  liu  DeutsehV  novinz. 
Minimum  925  Frauen,  in  Arnsberg,  Max.  1101,  in  Liegnitz  auf  1000  M.). 
6.  Umfassendere  una  stfti^ere  Verändenmgen  in  den  Berufen  und  der 
sozialen  Stellung  der  Geschlechter  können  vielleicht  Aenderungen  in 
der  SterbUchkeit,  dadurch  in  den  Quoten  der  Geschlechter,  auch  in 
deren  Altersklassenverteilung  herbeiführen  (Moment  in  der  Frage  der 
„Frauenemanzipation").  S.  K.  BOcher,  Gesehlechterverteilung  auf  der 
Erde,  in  Mayrs  Statist.  Arch.  1891/93.  —  Ueber  ArbeitsftÜiigkeit  der 
Geschlechter  tmten  in  §  Hl. 

TV.  A Iters vi'rteil ung  (Altersaufbau)  der  Bevölkerung.  (Gr. 
§  24i,  2-lJ.).  1.  Dan  zweite  „natürliche"  Moment,  von  bes.  volks- 
whrtsch.  und  soz.  Bedeutung.  Je  grösser  die  Kindcnrgeneration 
(z.  B.  bis  inkl.  15  J.),  desto  mehr  Belastung  durch  oie  Kinder 
für  die  dann  selbst  M'ie<ler  kleinere  Quntt  der  Erwachsenen:  je 
kleiner  deren  Quote,  desto  kleinere  nationale  LTesanitarlicitsfShi^'-krit 
(cet.  par.),  weil  weniger  Elemente  im  ei}:entiich  jiroduktiveu,  arbeits- 
nhigen  und  -tätigen  Altar  Btehea:  VArhitttaisse,  die  ausserdem 
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treilicli  von  der  Verteilung  der  Erwacbsenen  auf  jüuKere  (15—40, 
40 — 60)  und  greise  Personen  beeinflnsst  werden,  da  die  greise 
Bcvölkcruiij:-  nicht  so  unproduktiv  und  nicht  so  stark  Belastun^s- 
koef'fizient  als  die  Kin<ler  für  die  jüngeren  Erwachsenen  ist.  Ex- 
treme, wie  zwischen  ..alten  "  und  ,.jnnji;en",  Massenaus-  und  Fin- 
wauderuDgsIäadern  (bezw.  lulandsgebieten,  auch  Städten),  terner 
wie  zwisdien  Ländern  mit  kleiner  und  grosser  GKaburtsfref^ueni 
(Frankreich  einer-,  fast  alle  anderen  Kulturländer  anderseits)  sind 
hier  bes.  beachtenswert. 

2.  Die  y,natür liehe'*  normale  AliersverteiUing  wird  bedingt  durch 
a)  Die  G  ••!) n rtsf reqenz  »ind  b)  die  vcrschierU  no  Sterblichkeit 
der  einzelnen  Alte rsklasseu.  zeigt  daher  auch  bei  den  Geschlechtern 
betreffende  Verschiedenheiten.  Zu  a:  n)  Auch  die  immer  gross  bleibende 
Kleinkindorsterblichkeit  l)ei  hoh<  r  Gcburtsfroquenz  hebt  die  Wirkung 
letzterer  regelmässig  doch  nicht  ganz  aut;  Völker  und  Volksteile  mit 
kleiner  und  grosser  Geburtsfrequenz  haben  daher  eine  ziemlich  kon- 
stante Verschiedenheit  im  Altersaufbau,  bezw.  mit  kleiner  und  grosser 
Kindorquoto  und  grosser  und  kleiner  Erwach.scnenquote  in  der  Be- 
völkerung (Frankreich  Min.  reicbhch  V*»  ^loof  anderen  Kultur» 
länder  gegen  und  darflber  Kindergeneration  anter  der  Bevölkenmg, 
D.  Reicfi  Gr.  Brit.  Italien  :\2:i,  West-Oest*  rr.  :5l?i>  "/o,,.  Ver. 
St.  im),  Max.  Griecbenl.  :W7iy),  Galiz.  Bukow.  ;i81,  Min.  Schweiz  .lliJ^oo)- 
Zu  b:  f()  Noch  grr>sser  sind,  auch  noch  unter  ICachwirkung  der  Ver- 
schiedenbeiten  der  Geburtsfrequenz  und  der  ins  erwacbsene  Alter 
kommenden  Kinrler,  dann  aber  w^en  der  versrhi»Hienen  Sterbliflikr it 
in  den  verschiedenen  Lebensaltem,  freilich  zugleich  auch  unter  Mitwirkung 
der  unter  Nr.  3  gen.  Momente,  die  Verschiedenheiten  der  greisen  Quote 
(über  (»0  .T.).  in  Europa  und  Nordamer.  zwiisi  iit  ii  119  in  Frankreich  und 
41  in  Galiz.  und  Bnkow..  im  D.  Reich  77,  Gr.  iirit.  75,  Italien  K\,  West- 
österr.  84.  ß)  Gering'^  i  e  Differenzen  zeigt  die  Quote  der  jüngeren  Er- 
wachsenen (IH— 40  d.),  die  sich  um  ''/g  bewegt,  Max.  Spanien  lI-2(?), 
Nordamer.  410,  Gali/..  Buk.  401,  Ungarn  4(»2.  Min  Skandin..  Belgien, 
Holl.  .'575— 37G,  D.  Kcich  Frankr.  Gr.  Brit.  .-101.  Italien  :J!>2, 
Westösterr.  391:  auch  diese  Zahlen  mit  Resultanten  der  Gcourtsfrequenz 
und  der  unter  Nr.  3  gen.  Momente.  Wii  tsi  h.,  polit.  (militär/,  si>zial 
wichtig  ist,  dass  diese  Quote  der  produktiven  Bevölkerung  demnach 
fiberalf  ziemlich  gleich  gross  ist.  y)  Die  Quote  der  älteren  Erwacbsenen 
(40— 60  J.)  bewegt  sich  zwischen  ^i-  und*/?,  der  Bevölkerung,  mit  aus- 
nahmsweise hohem  Max.  darüber  hinaus  in  Frankreich  (22S^7oo)-  Max. 
sonst  Schweiz  208,  Westösterr.,  Schweden  203,  Italien  202.  Min.  Nord- 
amer. 153,  Galiz.  154;  im  D.  Reich  187,  Gr.  Brit  177. 

3.  Diese  „natürliche'''  Altcrsvcrteihmg  wird  wieder  ähnlich, 
aber  mehrfach  noch  stftrker  als  die  Geschlechtsverteilung,  verändert 
durch  besondere  Umstände,  welche  die  einzelnen  Altersklassen 

in  verschiedenem  Masse  berühren:  so  Krankheiten.  Epidemieen, 
Notstände,  Kriegsdienst,  bes.  nncli  wieder  Aus-  tnid  Ein-  und  inner- 
halb des  Inlands  selbst  iu  den  verschiedenen  J..andesteilen  Eort- 
und  Zuwanderung. 

«)  In  obigen  Daten  spiegelt  sich  das  mit  ab;  ß)  günstigere  Lage 
der  Uassenein-  als  der  Auswandemngslltnder;  y)  bes.  Nachteile  schwerer 
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langer  Kriegszeiten}  ü)  wirtscli.  und  sozial  eher  günstiger  £iniloss  von 
Notzeiten,  weil  die  Quote  der  krftftiggten  im  promiktivsten  Alter  steigt; 
#)  grosse,  für  die  Fortwanderungsgebiete  (plattes  Land,  kleine  Stäcne,- 
wie  agrar.  Gegenden,  deutscher  Oston)  nachtoilig^er,  für  die  Zuwanderungs- 
ffebicte  (Staate,  bes.  Gross-,  Industrie-,  Montangegenden,  deutscher 
Westen)  gflnstiger  Einfluss  der  inneren  Wanderungen  (s.  u,  IV,  B.), 
Starke  Vorscluebunfr  des  natürlichen  Altersaufbaus  dadurch.  Eimge- 
Licht-,  schwerere  Scliatten.sciten  davon. 

IV.  Wanderungen  ((ir.  T.  §  224 — 228).    A.  AUgeniei ncs. 

1.  Beide,  die  heimischen  oder  inneren  und  die  über  die  Grenzen 
eines  Staatsgebiets,  sind  stets  vornehmlicb  von  wirtscIiaftHchen, 
dann  auch  von  sozialen  Kücksichten  und  Umständen  beeinflusst,. 
licuto  aber  mehr  als  trüber  fast  ausscbliesslirli,  unter  dem  Einflnss 
allgemeinen  Keclitsschntzes.  Recbts^rleicliheit,  der  Entwicklung  in 
industriestaatlicher  Riclitunj^,  der  iln-  günstigen  Kechtsonlnung  und 
nntcr  spezieller  FSrderang  der  modernen  Kommunikationsmittel. 

2.  Kein  natärliehe  Umstttndef  Klima»  Bodenhcschaffenheit,  bes.  bei 
(ikkupator.  und  rein  agi*ar.  Berufen,  f^piolen  daneben  mit.  nncli  weil 
üic  die  mögliche  Volksdichtigkeit  bestinimen,  maclien  ^^ich  aber  lieute 
weniger  geltend  (russ.,  sibii*.  Verhältnisse,  nonianiGrik.,  kanad.^ 
afrikan.V  3.  Bein  rechtliche  Momente  (Unfreiheit),  religitSse  (Ver* 
folgunp:;  liaben  ebenfalls  früher  grösseren  Einfluss  geübt  (Mittel- 
alter, Refurmationszeit  und  Zeit  danach),  spielen  aber  gelegentlich 
auch  heute  noch  mit  (jüdische  Bewegung  von  ( )sten  nach  Westen, 
muhamedanische  aus  den  ehemals  türk.  Gebieten).  4.  Bestimmte 
Gestaltungen  der  sozialen'  und  wirtsch.  Bechtsordnung  (Gestaltung 
des  Zugrechts  jm  Inland,  der  Agrar-,  Gewerbeverfassung  usw.)  üben 
ihren  hemmenden  (mehr  die  früheren  Verfa{?snng:cn)  und  fördernden 
Einfluss  (mehr  die  heutigen)  mit  aus,  dürfen  ;il)er  in  ihren  direkten 
und  selbst  indirekten  Wirkungen  nicht  überschätzt  werden  (Frage  des 
Einflnsses  des  ländl.  Grossgrundbesitzes).  5.  Erst  dio  Wanderungen 
bestimmen,  ob  und  welche  und  wie  weit  die  zeitlich  lokal  vor- 
handene Bevölkerung  eines  Gebiets  durch  die  Uebei'schüsse  der 
Geburten  oder  Todesfalle,  daher  auch  die  Volksdicht itrkeit  endgiltig 
Veränderungen  erlahrt.  6.  Die  Wanderungen  !»<  wirken  öfters, 
zumal  neuerdings,  stärkere  nnd  raschere  YerSnderungen  der  Volks- 
zahl,  als  die  natiirliche  Bewegung.  7.  Auch  die  Zusammensetzung 
der  Bevölkerung  nacb  Geschlecht,  Alter  (auch  Zivilstand,  Be- 
rufen usw.)  wird  stark  \ou  den  Wandernngeii  beeinflusst. 

B.  Heimische,  innere  Wnnderung'en. 

Statistik  der  Volkszählungen  filr  die  Gebietsteile,  für  Zahl  imd 
Zusammensetzung  der  Bevölkerung  und  die  zeitHchen  Veränderungen 
darin.  —  Geburtsortsstatistik  der  sogen,  ortsanwesenden  Bevölkerung.  — 
Daten  amtUcher  (polizeil.)  Aufnahmen,  bes.  des  Meldewescns.  S  Ivcichs- 
stat.  W^  G.  5,  §224.  Schumann  im'  allg.  stat.  Arcliiv.  Ls^ü.  Georg 
Hansen,  die  3  ßevölkerungsstufen,  1889.  —  Es  handelt  sich  hier  um  die 
Wanderungen  tnit  definitivemj  bezw.  für  länirere  Dauer  bestimmtem 
Wohnort  Wechsel.,  nicht  um  Reiseverkehr,  auch  im  Allgem.  nicht  um 
period.  Aribeiterwanderungen  („Sachsengängerei"  und  dergl.). 
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1.  Die  Kausalen  und  bedingenden  Momente  waren  und  snui 
die  unter  A.  horvnrp^ebobenoiv.  2.  Allgemeine,  ancli  schon  Sltere 
Bedeutung  der  heimischen  Zuwanderungen  lur  die  Bildung  und  Ent- 
wicklung, Erhaltung  und  Ernenerung  der  Bevdlkerune  der  StKdte 
(Erliöhung  ihres  GeburtB',  Ersatz  ihres  GestorbenenÜDerschusse«). 
3.  Einwirkung  der  neueren  wirtsch.,  bes.  industriellen  Entwicklung 
mit  ihrer  Kechtöordnnii'j  'Ter  Gewerbe-,  Verkehrsfreiheit,  Frei- 
zügigkeit, auf  Verstärkung  duser  Bewegung  vom  Lande  in  die 
Städte,  Industrie-  und  Montanbesirke,  namentueh  seit  dem  2.  Drittel 
des  19.  Jh.  und  seitdem  in  progressiver  Verstärkung  in  West-, 
Mitteleuropa  und  sonst,  mit  weitreichenden  sozialen,  politischen, 
ethischen,  sanitären  Folgen.  4,  Aber  auch  Weehselwirkun^cn:  Er- 
müglicliung  der  industriestaatlichen  und  städt.  wtitsch.  Entwicklung 
erst  durch  diese  Wanderungen.  5.  Massgebender  Elnflnss  der  neueren 
Kommunik.  Technik  auf  diese  f^sentralist/'  Tendenz,  bes.  in  den 
GrossstÄdteii  und  Industrie^^ebieten,  dureli  Krmöglichung  des  Bezugs 
von  agrar.  Nahrungsmitteln  und  Koh-  und  Hilfsstoffen  (Kohle!)  und 
des  Ahsatzeb  der  ludustrieprodukte.  6.  Begonnener,  rasch  stärker 
gewordener  gleicher  EinHuss  auf  Deasentralisation  der  Orossstädte 
(„city")  durch  Entwicklimg  von  „Vororten".  7.  Grosse,  beständige 
Verschiebungen  der  lokalen  nevölkenin«:::  durch  das  Alles,  bes. 
Entvölkerung  des  platten  Landes,  Mangel  an  Arbeitskräften  daselbst, 
starke  Konzentrationen  in  Städten  und  kleinen  Industriegebieten, 
wieder  mit  spesif.  sanit.  (KriegstUchtigkeit)  und  soz.  Folgen,  Bttck- 
wirknngen  auf  Grundrente  und  -Wert,  auf  „Konjunktuien"  (§  16). 

S,  Statistik  von  Deutschland.  M.  Gnmdl.  1.  S.  r)4>'.  Z.  B.  gewann 
Berlin  durch  Wnnderzuschuss  über  seinen  Gebintsüberschuss  in  den 
Jahrzehnten  1H41— :><J  bis  1«71— bÜ  und  den  Jahrfünfen  IHKO-Ho  bis 
188&— 1890  jährlieh  pro  Mille  seiner  Bevölkerung  18,12,  9,60,  22,44, 
21,ni,  25,00  Kön.  Sac  hsen  0.1>8,  1,15,  1,72,  2,17,  0,G2  (bis  1880),  Prov. 
Brandenb.  (ohne  Berlin)  0,19,  1,94,  4,23,  1,1G.  4,44  ^7,  verlor  Ost- 
preussen  0,97,  (+  1,58),  1,11,  4,88,  8,10  (bis  1885),  Prov.  Posen  0,69.  0.85, 
5.91,  8;14,  i:i,:iU  15,72^/flo.  Zahlen,  in  denen  übrigens  auch  der  Gewinn 
und  Verlust  durch  Ein-  und  Auswanderung  über  die  Heichsgrenzen 
sich  mit  ausdrückt  und  etwas  von  Kiiitluss  ist. 

C.  Ein-    und  Auswanderung. 

Statist,  d.  Koichsstat.  v.  Philippovich  a.  a.  0.,  meine  G.  I. 
f  225.  —  Fortlaufende  Kontrole  meist  nur  und  Jeden&lls  wut  suverlttssiff 
bei  der  Bewegung  Aber  See,  bes.  die  Ozeane.  Desgl.  Geburtortsstatistik 

auch  hitn-. 

1.  Audi  sie.  auch  schon  die  grossen  alten  Völkerwanderungen, 
auch  die  germanische  gegen  und  in  das  rom.  Weltreich  und  die 
deutsche  von  Westen  nach  Osten  in  der  2.  HUtfte  des  Mittelalters 
sind  mehr  oder  weniger  durch  die  unter  A  ang^ebenen  allgemeinen 
wirtsf  Ijat'tlichen  und  sozialen  Momente  mit  verursacht,  bes.  bei 
Eintritt  relativer  Uebervölkerung  (§  18)  auf  okkupator.,  primitiveu 
yieh-  und  landwirtsch.  Stuten,  dann  mit  Besiedelung  im  und  Er- 
obenmg-djes  ^e«en-€tofeiets  verbunden.  2.  Sek  dem  16.  Jh.  geht  -  • 
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die  enrop.  Auswanderung  in  die  neue  Welt  zn  deren  Besiedelang 

mit  Weissen.  3,  Eigentlich  massenhaft  wird  sie  erst  im  Laufe  de» 
19.  Jh.  mit  der  Kntwickltniir  Xord-  und  T<>il<'n  Südamerikas 
(Argentinien),  Austmliens,  Siidatrikas  in  Go|X(»mlün,  wolciic  klimatisch 
und  sonst  für  Weisse  sicli  eignen  und  wird  dann  durch  die  J.)Hmpf- 
kommunikation  mficbtig  gerordert.  4.  Während  die  reman.  Aus- 
wanderung, mit  Ausnahme  der  italienischen,  an  Bedeutuiiir  zurück- 
tritt, wachst  bes.  die  jrormf^ni'-'chp,  britische,  deutsche,  skandinavische, 
auch  die  irische,  im  Ganzen  nacli  einander  erst  die  west-,  dann  die 
mittel-  und  osieuropäisclie;  neuerdings  bes.  die  slavische,  aucl» 
ungarische,  (»sterr.,  jttdische,  unter  Mitwirkung  sozialer  Momente. 
5.  Die  i^mptmasse  der  Auswanderer  ging  /.uei-st  nach  den  Verein. 
Staaten,  neuester  Zeit  mit  nach  Canada,  bes.  die  gesamte  ger- 
manische, irische,  erst  jüngst  die  italienische,  sla\'i8che,  jüdische; 
die  romanbche,  bes.  ital.,  auch  portugies.,  span.  überwiegend  nach 
Sttdamer.,  bes.  Argentinien,  Bras.,  wohin  die  gen».,  auch  deutsche 
nur  schwach  ist;  nach  Ausstral.,  Südafr.  wes.  nur  gennan.,  bes.  brit, 
Au?w.  G.  Daneben  cliines.  A.  nacli  Noidamor.,  Austral,,  Inseln  des 
ind.  Areliipels.  Xordasien.  aber,  bes.  in  Nordam.  durch  Einw.- 
beschrHukiingcu  gelieniiiit.  7.  Bisiier.  Ergebnis:  Mittel-  und 
Sfidamer.  von  den  Romanen,  die  ttrigen  brauchbaren  Gebiete  von 
den  Germanen,  bes«  den  Briten,  in  Besitz  genommen  und  für  ihre 
Xationalitätsausdehnung  j-fwonnen.  8.  Bedeutnn<r  für  die  /nkiinft. 
Herrschaft  des  Germaneniums,  hv9.  der  Briten.  9.  Kolle  tles 
Deutschtums:  sich  vcrsclimclzeud  mit  den  anderen,  bes.  den  brit. 
Einw.elementen,  nur  selten  sich  selbständig  haltend. 

Statistik  s.  in  ^  226,  227  meiner  Gr.  I.  Aus  und  über  Gr.  Brit. 
(inkl.  Fremde)  wanderten  aus  1815 — lOO'i  16,6  Mill»  davon  nach  den 
Verein.  St.  11,04,  nach  brit.  nordamer.  Kolon.  2,-V»,  nach  An?tral.  und 
Neuseel.  1,86,  nach  SUdafr.  und  sonst  1,14  Mill.  Wohl  und  mehr 
hiervon  Briten  und  Iren.  Die  Auswanderang  aus  dem  Gebiete  de» 
heut.  Deutsch.  Reichs  seit  den  l.s20er  Jahren  bi.s  V.XK]  rund  <;  Mill., 
10^0  der  gegenwärt.  Keichsbevölk,  Bes.  starke  A.  aus  Skandinavien, 
Italien  1903  1,U  Mill.),  jetzt  aus  Ungarn,  Russland.  Bes.  wichtig, 

auch  fQr  die  Erkenntnis  der  mitspielenden  Bedingungen  und  Ur^sachen 
der  modernen  int.-nat.  Wanderungsbewegung  die  £in\v.st;!^  !  r  V^-rein. 
St.  von  Nordamer.  In  den  8  Jahrzehnten  1821— 11)00  in  im)  :  14:j,  5i»9, 
1713,  2598,  246«,  25»4r),  .5189,  3844,  und  von  1901—03  7U8.  1994,  Summe 
in  K'i  Jahren  21  4J>2,  ein  Viertel  der  gegenwärt.  Bevölkerung  Davon 
aus  Gr.  Brit.  und  Irl.  7214,  Deutsch.  Heicli  .'il88.  Sehwed  und  Norw. 
1405,  Ital.  lüOa,  Oost-Üng.  l.>42,  euiop.  Ilussl.  1202,  Frankr.  417, 
Schweiz  216,  I>ftnero.2l5.  Niederl.  143«  Span.  Port.  9<>,  Belg.  73,  sonst i«res 
Eur.  lO:?.  So  ans  Europa  10.517.  Ferner  aii>  Brit.  Nordamer.  10.'>2 
(vielfach  europ.  Durchwand  I,  Westind.,  ilex.,  ZeuUal-  und  Südam.  IUI, 
Austral  Polvnes.  36,  China  ;{  >0,  übriges  Asien  131,  Afrika  2,  sonstig  241. 
Welche  VölKcrmischung,  welche  „nationale^*  Zukunft!  Dazu  dii  r.  Mill. 
Neper  und  Mulatten,  '/4  Mill.  Indianer!  Weisse  in  1!)(K)  in  d  N  r.  Öt, 
in  Süll.,  davon  im  Inlaiid  geboren,  von  cingebor.  \Vei:>sen  stamuiend  41, 
von  fremden,  eingewanderten  Eltern  stammend  15»7,  im  Ausland  ge- 
boren 10,3  MUl. 
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10.  In  dieser  modernen  Massenanswanderanff  aus  Kurona  in  die 
neue  Welt  ist  das  meist  entscheidende  kausale  Ifoment  „die  wirkl. 
oder  vcrmeintlic  lic  Ditterenz  der  \\  irtscliaitliclien  und  doch  rla<l(irc!i 
vornehmh'cli  bedingt  der  sozialen  J^a-re  '  zwisclieu  Aus-  und  Ein- 
wanderun|^8land,  daher  die  Hoffnung  auf  Verbesserung  dieser  Lage 
im  nenen  Wohngebiet  ((ir.  I,  550).  11.  Grosse  Auswanderen^  weirt 
deshalb  aber  nicht  auf  absolute  Not  im  bisher.  Lande.  12.  Die 
zeitlit-lieii  IJewep'tni^roii  der  Answ,  hangen  v<»rnehinllt]i  mmi  der  je- 
weilij^en  Wirtschaftslage  im  Ein-,  nitlit  im  Ausw. lande  ah.  sind 
stäi'ker  bei  dortiger  günstiger,  schwäclier  bei  dortiger  ungünst.  Lage 
{Bismarck,  Giffen,  Neumaon-Spallartt  m.  GrundL  I,  559).  13.  Die 
grossenteils  übereinstimmende  zeitÜche  Vermehrnng  und  Ver- 
miiKlrruii;:'  der  Au'^^v  ntis  tlen  europ.  Ländern,  bes.  Wc<:t-  und 
Mirtcleur.  flSTlrt'.,  .Max.,  l«74ff.,  1S83  ff.  31in..  Gr.  1.  557) 

bewfist  das.  14.  Der  wirtseh.  Verlust  des  Ausw.landes  beruht 
ausser  in  der  Arbeitskraft  der  Erwachsenen,  Arbeitsfähigen  und 
-Willigen  in  dem  Erziehungs-  und  Bildungskapital,  m dclies  atif  die 
Erwachsenen,  teihvcisc  mich  anf  die  initzielienden  Kinder  !ii  der 
Heimat  verwendet  ward:  (U'r  Gewinn  des  Einw.landes  nmfasst  dir 
Ersparuug  dieser  Koislen  mit.  16.  Dieses  Land  steigt  entsprechend 
an  Volkszahl,  solange  nicht  etwa  die  ^ssere  Volksaahl  und 
Dichtigkeit  die  GelMirtsüberechüsse  herabdrückt.  (Wachstum  der 
Bevölk.  Xordann-rikas:  1700  3930.  1^20  96.']^.  1S70  38  916,  1900 
76  303,  1903  80  372  Tausend).    Iii.  Es  gewinnt  auch  eine  wirtseh. 

fünstigcre  Geschlechts-  und  Altersverteilung  (s.  o.  unter  III  und 
V)  und  vielfiieh  bes.  tücht.,  energische  Elemente;  Bedeutung  des 
Umstands,  dass  die  ,,ncuc  Weif'  sich  im  Vergleich  zur  alten  aus 
solchen  rekrutiert,  ancli  für  die  Fragen  der  Internat.  Konkurrens. 
17.  Schwieriger  /u  entscheiden  i*:t  der  EinÜuss  der  Masscnausw. 
aut  die  Yolkszahl  des  Ausw.landes.  a)  Meist  sind  es  die  Länder 
mit  grossem  GebuHsübersohuss,  welche  die  grösste  Ausw.  haben, 
die  von  diesem  UeberschuBs  nur  eine,  oft  nur  kleine,  Quote  v*  r/ehrt, 
b)  Der  Verinehningsspielr.nutn  m  Nchst,  die  Lücken  werden  bald  aus- 
gefüllt, c)  In  der  Oesamtverniehrung  (dem  Kesnltat  der  natürliciien 
und  Wanderungsbevvegung)  übertreffen  so  die  Länder  starker  Aus- 
wanderung of^  noch  die  fenlender  oder  schwacher  (gerroan.  Europa, 
auch  Italien  im  Vergleich  mit  Frankreich),  d)  Eine  besondere 
AnsnabuK»  bildet  in  Europa  von  p^rösseren  Gebieten  lediglich  Irland, 
aus  spe/.it".  Grüiuien.  e)  Auch  innerhalb  der  ^Tossen  Ansvv.lSnder 
haben  durch  die  Ausw.,  meist  aber  mehr  noch  durch  die  innere 
Abw.  bisher  kaum  Gebietsteile  von  Provinz-  und  selbst  von  Bezirks- 
grösse  eine  wirkliche  Abnahme  ihrer  Bevölk.  erfahren,  nur  etwa 
eine  •^(•Irvächere  Gesanitzunahme,  vcrL-'Holien  mit  früiierer  Zeit  niid 
mit  anderen  Gebietsteilen,  f)  Xnr  (  i  w  a  m  solchen  von  Krei.sgrötse 
und  in  noch  kleineren,  aucii  in  einzelnen  Gemeinden  hat  die  Ausw.  die 
Bevölk.  wirklich  vermindert.  g)..Auch  wer  in  langsamer  Volks* 
zunähme,  gar  Abnalime  etwas  Übles  sieht  (Anti- Matth usianer), 
braucht  daner  die  Massenausw.  nicht  eben  zn  filrcliten.   h)  Vom 
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Standpunkte  iimssvoUeu  Malthusianismus  aus  erscheint  sie  nU  vielfach 
nicht  nnerwünscbteB  Ventil  und  Abhilfsmlttel  ge^j^cn  relative  Ueber- 
völkening  (Italien),  zumal  in  rein  agrarischen  Gegenden,  gerade 

auch  des  Klcin/nindbesitzes  und  mit  wenig  fruchthfirem  Boden, 
sowie  bei  kiumnerlichen  proletar.  liidustrieen  rilausiud.,  manche 
Fabrikind.  mit  elenden  Löhnen  und  iiliorlanger  Arhcitszi-itj. 

Statist.  Belege  in  uieiner  G.  a.  a,  0.,.  in  der  Reicli.->stat ,  bes.  B.  14. 
Vierteljahrsh.  1906  I.  u.  a.  m.  Im  Deutschen  Reich  war  der  in  den 
Volkszählungen  prinittelte  „Wanderungsverlust"  in  3Iax.  IK'h)— .").">  4.1' o. 
bei  c.  ü,ü  Geburtsüberschuss,  X^i — «0  4,;3°/oo  bei  11,3,  also  nur  etwas 
Ober  ein  Drittel  des  letsteren  bei  der  höcbsten  vorgekommenen  Answ. 
(konstatiri  t.'  über  See  1882  221  fXK).  1881— 8ä  8r)8 0(MJ).  Der  so  verbheb. 
Bevölkerungszuwachs  von  T^oo  immer  noch  fast  doppelt  so  stark  als 
der  seit  Mitte  des  19.  Jh.  je  vorgekommene  Geburtsüberschuss  in 
Frankreich,  4— 6mal  so  stark  als  der  neuere  daselbst.  Seit  1H«>.'J  ist 
dio  .lentsche  Ausw.  unter  lüOOOO  jährlicli,  1XS<7-  IWl  unter  .'iOOlMJ. 
seitdem  wieder  etwas  grösser,  190:1  .'IGÜÜO.  1901  28  00Ü.  Durchschnittl. 
Geburtsübersdiuss  una  Wanderungsverlust  in  den  5  Jahrzehnten  1851 
bis  1900  :  9,0.  If).:',,  11,9  11,7,  i:;/,)  und  bczw.  2,5,  2,2,  l.s,  -2.s,  0.7  ^  „o. 
lH9r)~1900  sogar  ein  Wandoning-Sgewinii  von  0,;j  1^H>1— 0;i  betrug 

der  Geburtsübersch.  l,"i,l,  1Ö,G,  l.'J,9'  die  koustat.  Seeausw.  nur  OuVi,  (»,<;2. 
0|47  "/oo«  ä^so  nur  einen  kleinen  Bruchteil  des  ersteren.  Aehnlicho,  wenn 
auch  meist  uiclit  ganz  so  für  die  Volks  vermehr,  gfinstigo  Ergebnisse 
in  den  anderen  germaa.  Ländern,  z.  B.  in  England  Geb.übersch.  1903 
433000,  Auswan^rung  171 000.  Auch  in  ItaUen  die  ungewöhnlich  oprosse 
Dauerausw.  1001  immerhin  noch  nicht  ^y.  des  Gelt.iiljf^rscnu.ssos 
(728 0(K)  v.  lOlöüUO):  hier  sicher  ein  „Ventil**.  In  Frankreich  würde 
freilich  eine  kleine  Steigerung  der  dort  stets  klein  gebheb.  Ausw.  (Max 
neuerdings  1889  :M  000)  den  dort,  kleinen  Geb.überschuss  absorbieren 
(1899  z.  B.  mir  ai  0(X),  IHOO  sogar  Minus  von  20  000,  IWl— 0:1  i.  D*  hsclm 
nur  76  000  Plus),  —  Das  einzige  grössere  europäische  Gebiet,  das  durch 
Hassenausw.,  übri^^ens  nicht  nur  in  die  neue  Welt,  sondern  stark  mit 
nach  Eniiland  und  Schottland,  bei  Abnahme  seiner  Gel^mjersidiösst', 
eine  wirkliche  und  sehr  bedeutende  Volks abnalime  zei^t,  ist  Irland: 
Bevölk.  1801  in  1(X)0:  5211,  1H21  GH02,  1841  8195  (übermäss.  rasche  und 
starke  Vennelirung  bis  dahin),  1H51  nur  noch  (r)72  und  seitdem  noch 
immer  weitere  Abnahme:  1891  4706,  1901  4459,  1904  4398  In  1^);', 
z.  B.  Geb.überscliuss  nur  24000,  Ausw.  46000:  eine  Anomalie  in  der 
ganzen  Kulturwelt. 

V.  Bcrufsverteilung.   Gr.  L  §  243—247. 

Statist,  Material,  mitunter  aus  den  VolkszahlungeDi  mehr  und  besser 

aus  Gewerbezählungen,  bes  aber  nn?;  den  eigenen  neueren  Rei  ufs- 
zlhlungeu,  so  den  beiden  grossen  deutschen  von  1882  und  1890  in  der 
Pnblikat  des  reichsstat.  Amts  darüber.  AuszOge  im  reiclüstat.  und 
and,  stat.  Jahrb.  Internat.  Stat.  in  ersterem.  Si»e/,.- Arbeiten  von 
Zahn.  I>iose  Stat.  von  hohem  soz.  und  wirt.sch.  und  bpv<>lk.-polit. 
Werte,  niu:h  ihren  Tatsachen,  den  darin  hervortretenden  zeitl.  und  lokalen 
Entwicklungen  (z  B.  Grossnetrieb),  den  Einwirkungen  auf  Yolks- 
dichti^keit,  lokale  Bevölkerungskonzentrationen,  Städtewesen,  auch  auf 
Orgamsation  und  Struktur  der  ganzen  Volkswirtschaft,  Verschiebungen 
in  der  industriestaaatL  Entwicklung.  Schwierigkeiten  bieten  wehren 
Verschiedenheiten  des  Aufiiahmeveriahrens,  der  Klassifikationen,  der 
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amti.  Bearbeitung  des  Materials  VergleichuDgen  zwischen  yerschiedonen 

Staaten,  auch  selbst  zwiselion  mehreren  Auftiahmen  in  verschiedener 
Zeit  im  selben  Staat.  Daher  Vorsicht  bei  und  Bedingtheit  der  Schlüsse. 
Hier  ia  der  allgem.  theor.  Nat.-Oek.  nur  einiges  Hauptsächlicb6S. 
Weiteres  p:<']irirt  in  die  snoz.  und  prakt.  Nat.-Oek.,  Sozialpolit.,  Wirt- 

scbaftsstatistik  und  in  VorlesnnL''»^n  darfSher. 

Von  bes.  Bedeutung  sind:  1.  die  Vertcilunii:  (in  absol.  und 
relat.  Zahlen)  der  Bevölkerung  auf  die  grossen  Hauptberufs- 
gruppen, der  materiellen  und  immat  Produktion  usw.,  e%'ent.  mit 
Unterscheidung  von  Erwerbst&tigen  und  deren  Angehörigen: 
a)  in  f  iiK'in  bestimmten  Zeitpunkt  nwd  Gebiet;  b)  die  z*  Irlichen 
Veränderungen  in  dieser  Verteilung  im  selben  und  in  juuU'ren 
(febietcu.  Aus  a  ergibt  sich  der  volkswirtsch.  ,Durchschnitts- 
charakter  des  Gebiets,  aus  b  die  Richtung  der  Weiterentwicklung 
sowie  die  Vei-schicdenheit  dieser  Sichtung  und  ihres  Masses.  2.  Die 
Verteilung  dor  Bevölkerung  n)  auf  Selbstandigr  (rnternehmer 
auf  eigene  Tkelinung,  höchstes  leitendes  Pereonal  in  der  mater.  Pro- 
duktion) und  b)  im  Dieustverhältnis  der  Betriebsleiter  stehende 
Abhängige  und  unter  diesen  a)  auf  höheres  und  mittleres  Per- 
sonal (,,An^i  stellt(i  Beamte,  Privatbeamte)  und  ß)  eigentL  unt. 
Arbeiter;  wiederum  in  bestimmten  Zeitjiunkt  und  Gebiet,  sowie  in 
den  verschiedenen  Benifen  und  Berulsgruppen,  und  in  den  zeit- 
lichen und  lokalen  Veränderungen.  3.  Weitere  Unterscheidungen 
bei  laund  %  bes.  nach  dem  Oescbleeht,  bei  mater.  wirtsch.  Unter- 
nehmungen (Betrieben)  nach  der  liechtsform  (Einzel-,  Assoziations-, 
pn\ate.  ötlentliidie),  nach  der  Grösse  (Zalil  und  Art  der  bescliaft. 
Personen),  nach  der  Benutzung  von  Motoren  und  anderen  3Iaschineu 
(Art,  Zalil,  Kraftstiirke),  auch  nach  Haupt-  und  Nebenberuf  u.  a.  m. 
schliessen  sich  an. 

Einige  Hauptdaten  aus  dem  Deutschen  Reich  nach  den  Beruls- 

zählungen  v.  im2  und  mO)  hier  nur  zu  Nr.  1.  (S.f.  1882  meine  Gr.  a.  a.  0. 
für  beide  Jahre  Zahn 's  Arbeiten. 

1882          18i)5  1S.H!>  1895 

in  imK)  Quoten  in  „ 

Erwerbstätige  I7t;.i2        20771  3s,i>y  40,12 

Dienende                               1-325           Vm  2,93  2,59 

xVngehörige  24911         27517  imM  53,15 

Berufslose,  Selbständige   .     1354          2148  3,00  4,14 
SunuTie  Bevölkerung     .    .    15222         .'1771  100.00  1(J0,Ü0 
Hiernach  Zunahme  der  Erwerbstätigen  stärker  als  die  der  An- 
gehörigen.   Auch  etwas  stärkere  Zunahme  der  erwerbstätigen  Frauen 
als  der  Männer. 

Verteilung  der  Bevölkerung  auf  die  grossen  Berufsgrnppen : 

1882  1895  1882  1895 

in  Mill.                  Quoten  in  ^  ^ 

Landwirtsch.  usw.    .   .    .     19,23  18,50  42,51  35,73 

Industrie.  Bergb                    l(;,ü<;  20,06  35,51  :)8,75 

Handel,  Verkehr  ....      4,53  5,97  10,02  11,53 

Summe  mater.  Berufe  .  .    39,82  44,53  88,06  86,01 

Alle  anderen                        5,40  7.24  11,94  13,99 
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Landwirtsch.  zusammen  mit  Forstwirtsch.  und  Fischerei,  Ind.  mit 
Bergbau  und  Hüttenwesen,  Handel  imd  Verkehr  mit  Gast-  und  Sehank« 

wirtsch ,  Vr I  sicherunfxswesen,  alle  anderen:  häusl.  Dionsfr  ausser 
Haus  (Wohnung)  u.  dgl.  454  (KXJ),  Beamte,  Geistliche,  Ireie  iieruls- 

arten  (1895  2ü*.)S0Ü0j,  Armee  und  Marine  (1895  7.-}7  00<J),  ohne  Beruf 
und  Bernfsangabe  (Rentner,  Arme  u.  dgl.)  (1 8<>r)  .1327  IK)(J).  In  jeder 
Gruppe  hier  rusarnmengefasst  Erwerhstatijre,  Angehörige  (ohne  Haupt- 
berut)  und  Dienstboten  für  häusliche  Dienste.  Die  Gruppen  umfassen 
also  etwa  alle  die  Personen,  welche  von  dem  Erwerb  der  Erwerbstätigen 
der  Gruppe  erlialten  werden  (inkl  Dienstlxjten}.  Besonders  wichtig 
sind  die  prozeutweisen  V  erschiebungen,  namenthcb  Abnahme  der 
landwirtscbaftlicben  (der  Erwerbstätigen  hier  allein  von  43^S8  auf  3B,19 
in  1KS2— !).')).  Zunahme  der  industriellen  (Erwerbstat.  allein  von  33,69 
auf  .'J6,14),  der  merkantilen  etc.  (dgl.  von  S  27  auf  1U.21),  der  übrigen 
Bevölk.  (dgl.  der  Erwerbstät.,  bezw.  Selbständigen  von  14,(>()  auf  17.4()^L): 
die  charakteristische  Verschiebung  bei  industriestaatlichor,  städtiscner 
Entwicklung.  ISt).'  mir  noch  ein  rou  liliches  Drittel  der  Bevölkerung' 
in  Landwirtsch.;  um  lölG  mag  die  i^\xote  um  löüU  um  18^i<>  noch 
fast  V2  gewesen  sein.  Seit  1^95  vermutlich  starke  Weiterentwicklung 
in  dieser  Richtung! 

Grosse  V<'r,sc}iiedenheiten  in  diesen  Verhältnissen  natürlich  nach 
kleineren  Gebieten  (Provinzen,  Bezirken,  Kreisen  usw.).  In  den  öst- 
lichen unjl  noi-döstl.  wesentl.  agrarischen  Landesteilen  immer  noch  an 
.').'  (;() '^'^  landw.  Bevölkerung  (( )stj|jreu??<;en  1.SK2  152,5,  189.")  Prov. 
Posen  bezw.  ü4.1  und  57,7%  der  Erwerbstätigen);  in  der  liheinprovinz 
(trotz  der  hier  eingeschlossenen  noch  stSrker  agrar.  Bezirke  von  Koblenz 
und  Trier)  nicht  mehr  \!^  (l>1,4,  1882  noch  .'n,;'-  ,/)  der  Bevölk^  (2«k1 
und  ;};).(»  der  Erwcr h.^tätigen;  von  diesen  ir  ^  U.-B  Düsseldorf  allein 
nur  bezw.  l:>,8  und  in  181»."»  und  1NS2);  an  iv.  Sachsen  15,1  (I8,s2 
noch  20);  umgekehrt  die  Entwickhmg  der  industriellen  und  merkantilen 
Quote  der  BcvTilkerung,  (jene  •/.  B.  ini  Kheinland  1882  l)is  18*:.")  von  47,<i 
auf  51,4,  die  merk,  von  10,1)  auf  12,5  g<'sticgen,  zus.  von  58,5  auf  G;i,y 
im  K.  Sachsen  bezw.  von  .W,3  auf  Tis,  1,  und  von  122  auf  14,0  •'o? 
<i8.5  auf  72,1).  Von  den  Erwerbstätigen  allein  war  diese  ind.  merk. 
Quote  im  K  Sachsen  IHI15  und  18S2  t>7.1  und  (')2.1  im  Be/..  Zwickau 
TG.I)  und  7.5,5;  in  ganz  Baiern  dagegen  nur  3(»,5  und  2*.»,4,  in  ganz 
Preussen  schon  iüA  und  12.1    ,  . 

Soweit  Vergleichungen  bei  möglichst  gleichartiger  ('iiii[>iiiei mi'^ 
der  Bernte  mit  anderen  iStaateu  zulässig  sind,  würtl.  sich  ergeben 
(8.  reichsstat.  Jahrb.  1905,  Anh.  Tab.  8),  dass  von  europ.  Staaten  nach 
der  Statistik  bloss  der  Erwerbst  .i  t  i^rea  rntrarn  (mit  Kroat.  und 
Slavon  )  noch  über  ^'^  ((;s,(;  i.  VM),  in  noch  (;:>,;>),  Italieu  fast  ■7. 

f.'>l'.4  in  V.W,  gegen  5(5,7  in  l-s'^s.  also  Zimahme),  Westösterreicli  (Cisleith.) 
etwa  ebensoviel  (in  UMK)  .5s,2.  in  181i()  noch  <>4."{),  Frankreich  noi'h  über 
(in  ISD«;  44.:i,  in  18!'!  Id.o.  dalier  ebenfalls  Ztinalune  — ?— j.  al.so 
wesentlich  mehr  ab  Deulsciilai.ds  agrarische  Bevölkerung  gehabt  hätte. 
In  Orossbrit.  und  Irland  zusammen  war  diese  aber  nicht  mehr  '/^  (12,4  " 
in  PKX),  gegen  noch  1 1,0  in  18110),  in  Kntrland  und  Wales  allein  imr 
noch  h,0  (18!K.>  noch  10,4),  in  Irland  noch  41,<;^  „  (18U0  44,0  ,  in  Belgien 
-11"  ^  (isii)  22!>).  In  den  Verein.  Staaten  vun  Xordam.  etwa  dieselbe 
airrar.  (^uoto  wie  in  Deutschland  in  IIHM».  g«'gen  J3«,0  in  . 

doeh  ist  diese  Ziffer  zu  niedrig,  wegen  anderer  K'iibrizierung,  verniutlicli 
10—15%  höher  anzusetzen.  J)ie  indust.  merk.  Quote  übersteigt  dagegen 
in  England  und  Wales  '/,o  (in  1900  7J,H,  in  l«)ü  «7,7  "'0).  Deutsch- 

A.  Wagner,  Mz.p4koa.  Orpr^risc,  4  Aufl.  5 
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land  zeigt  die  Verfrleichung  aach  hier  in  der  letzten  Periode  die  raschste 

und  stärkste  Verschiebung  in  industricstaatl  Richtung  in  Europa,  ja 
in  der  [»^anz<n  Welt,  die  immer  grössere  Annäherung  an  England, 
wenn  die  ind.  merk.  Quote  (immer  inkl.  Gast-  und  Schankwirtsch.  und 
Verkehr)  auch  1895  noch  nicht  V2  erreicht  hatte  (4H%,  gegen  42% 
<ii  i  Erwerbstöt.  in  1882),  also  etwa  -'3  dor  .Mi^i^lischen  betrug.  —  Alle 
diese  Entwicklungen  stehou  mit  den  Wandi  runge«,  bes.  den  inneren, 
und  dem  folgenden  Moment,  der  Volksdichtigkeit,  in  Wechselwirkang. 

VI.  Gesamtsahl  der  Bevölkerung  und  Volksdichtigkeit 
(„Volksdicbte'').  1.  Beide  Moniente  sind  das  fUr  die  volkswirtschaft- 

liclif  Bctiiulitmifr  der  Bevölkerung  bes.  wichtige  Ergebnis  der 
natürlii  licn  und  der  ^\  anderungsbewogung  der  Bevölkerung.  (Grr.  l. 
k  215 — 217,  §  22y — 238).  2.  Wirkungen  beider  Bewegungen  in 
derselben  und  in  sich  kreuzender  Richtung  machen  sich  liier  geltend, 
3.  Geschleclits  ,  Alters-,  Berufsrerteilung  wird  beeinflusst.  4.  Be- 
sondere Aufmerksamkeit  verlangt  die  ilöhe  der  Volksdiclitiiikeit, 
die  »ich  als  (Quotient  der  jeweilig  in  einem  bestimmten  Cxebiet 
lebenden  („ortsanwesenden")  Menschen  aus  der  Division  mit  der 
Grösse  dieses  Gebiets  nach  bestinmiten  Raumgrösseneinheiten  (früher 
meist  Quadratmeilen,  jetzt  Quadratkilometern,  rund  55  =  1  Quadrat- 
meile, genau  55. 0(53)  ergibt.  5.  Die  verschiedene  natürliclie  Be 
schatlenheit  des  Kaums  (Land,  Wasser,  produktiver,  unproduktiver 
Boden,  Ghrösse  der  Fruchtbarkeit  usw.)  und  die  verschiedene  lokale 
Verteilung  der  Bevölkerung  (Städte,  bes.  Grossst/idte,  plattes  Land. 
Zu^tdir>rln krit  bes.  volksdichtor  (!e1>Iefo.  Industrie-,  Montanbezirke, 
grobser  Städte  zu  dem  oder  jenem  administrativ  en  Gebietsteil)  er- 
schwert brauchbare,  namcntlicli  genauer  vergleichbare  i^creclinungeu 
der  Volksdiehte.  (Methodolog.  Fragen  darilber).  Völlig  korrekte 
Vergleichl>arkcit  der  Reidinungsdaton  nicht  ZU  orreichen  (Gr.  I, 
§  229).  6.  Neben  den  l  )iehtezitlern  des  ganzen  gnisseren  Gc1)i<  ts 
(Staats)  sind  die  der  Gcdnctsteile  (Provinzen,  Bezirke,  cviiif. 
Kreise),  bes.  die  vorkommenden  Maxiraa,  Minima,  volkswirtscbaltlich 
sehr  beachtenswert  (s.  meine  Gr.  I,  Tab.  25  -28,  576  ff.).  7.  Auch 
dtirfen  grade  hier  wieder  die  Daten  ganz  heterogent'r  Gebiete 
^anz  grosser  nnd  kleiner,  solcher  völlig  versebiedenen  Xatur-  und 
Wirtschaft&cliaraklers)  teils  gar  nicht,  teils  nur  sehr  vorsichtig  und 
bedingt  mit  einander  vergOehen  werden  (z.  B.  auch  innerhalb 
Deutschlands  die  einzelstaatlichen,  Preussen  und  Schaumburg- 
liippe!)  8.  Die  Voraussetzung  korrekter  Daten  ist  natürlich  auch 
wil  der  dfis  Vorhandensein  ricditiirer  Volk'J^nlden  aus  krirrekten 
Zalilunj^en  und  richtiger  lerriiorialstatist.  Daten,  alles  meist  erst 
im  19.  Jh.  und  auch  hier  vielfach  nur  fUr  die  Gebiete  unter  Herr- 
schaft der  kankas.  Rasse  erreicht. 

Stöiist.  DatW  8.  in  den  ob,  angegeb.  Quellen  uud  Schriften.  Zabl- 
reiehe  liereehnungen  der  \'olksdiciite  nach  verschiedenen  Gebiets- 
einteilinigi  n  in  mein*^r  Gr.  J.  S.  .")7211'.,  meist  hh  /.um  Beginn  der  lMV)()er 
.Jahre.  S.  u.  a.  daselbst  bes.  die  Tab.  2s  S.  „Klassifikation  der 
N  olksdichto- Verhältnisse''.  Knapj/e  zuverlässige  neuste  Angaben  im 
Goth.  Jahrb.   S.  auch  KeicUsstat.  B.  150,  reichsst.  Jahrb.   Auch  die 
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GebietsgrösscDstatist.  ist,  selbst  in  Kulturländern,  nicht  immer  korrekt 
(Kritiken  v.  fi.  Wagner).  Hier  einige  Daten  der  absol.  Volkszahl  und 
iI<T  Diclite  auf  das  (Juadratkil.  um  die  Z^it  nacli  KikIc  der  französ. 
Kriege  (1815— lö20,  auch  2.  T.  bis  1825),  um  lö4ü,  um  lö70,  um  1900 
fOr  wichtigere  europ.  Lande  und  Kolonialstaaten,  und  zwar  mOfllicbst 
nach  dem  gegenwärtigen  Gebietsstand  (auch  ^eim  Deutschen  Kelch, 
Frankreich),  also  die  früheren  Zahlen  auf  diesen  reduziert. 


Volkszahl.    Absol.  Zahlen  (in  Mill,  mit 2  Dezim.)      VennfOiruiiir  0.^ 


um  1815  C 

nmlSIO 

um  1S70 

am  1900 

1S1.>— 20/1O 

1SI5;I900 

Deutsches  lieicli 

24,><:3 

:J2,79 

40,81 
'  V),  ( ( 

.■)6,37 

61,1^ 

.')7,:i 

i2;j,o 

Frankreich   .  . 

C.  2H,.i  i 

c.  .5.  {,.37 

.J8,96 

29,0 

6,0 

West-Oostrrr.  . 

c.  i:>,5 

c  16,7 

c.  20,4 

26,15 
19,25 

51,1 

29,0 

9:1,7 

üüg.  m.  JSebenl. 

lö,öl 

24,1 

Itaßen  .... 

26,80 

82,48 

21,2 

42,2 

Europ-  nti>3land 

65,71 

9H,44 

Russ.  Idolen  .  . 

5,71 

9,40 

6i,<; 

Gr.ßrit.  (in.  Irl.) 

20.09 

2(5,73 

;}1,48 
,n8.*>;j 

41,48 

56,7 

;}1,8 

1(J(>,5 

V.  St.  Nordain. 

9,(U 

17,07 

76,21 

•30:i,9 

Vt5.8 

690,6 

Gro.sbrit.  allein  . 

14,09 

17,5:J 

2(;,07 

n7.oo 

85,0 

41,0 

162,7 

Irlaud  .... 

6,Ö0 

8,20 

5,41 

4,46 

(-20,3) 

(-17,6) 

(-34,4) 

Belgien    .  .  . 

c.4,10 

5,02 

6,69 

33,3 

XieTlerlande  .  . 

c  2,t0 

2,86 

a,r»s 

5,10 

49^ 

42,5 

106»3 

Schweiz    ,    .  . 

2.(17 

24,0 

Dänemark    .  . 

1.2.S 

1,79 

2,16 

.S7,4 

Sdiweden    .  . 

2.17 

.•J,14 

4,17 

-.,14 

69,1 

2:V5 

108,1 

Norwegen    .  . 

1,26 

1.71 

2,22 

96,6 

27.f> 

1.50,9 

Spanien    .   ,  . 

10,64 

18,62 

11,9 

Portugal  .   .  . 

4,36 

5,13 

22,8 

Mitte  1905  im  D.  Reich  60,14,  Mitte  1904  in  Grossbrit.  3<Vid,  mit 
Irland  42,77  (übrigens  liier  wie  in  der  Tabelle  ohne  Eanalinseln),  Mitte 
190:i  Vcr.  St.  v.  Nordam.  80,37  Mill.  berechnet. 


9.  Das  Zurückbleiben  Frarikmirlis  (wo  hier  schon  von  1815  t\n 
Nizza  und  Savoicn  ein-,  Elsass-Lotliringen  abgerechnet  ist),  der  iiiick- 
gang  Irlands,  die  grofise  Vermehrung  Gr.  Britaniens,  Deutsehlands, 
des  übrigen  geiman.  Europas  trotz  der  grossen  Auswanderung,  die 
langsamere  Zunahme  der  roman.  Liinder,  das  Uebcrflügeln  aller 
euronfiisclieTi  weit  durcli  Nordamer.  spriuüt  iu  dio  Augen.  Auch 
bei  der  raschesten  Vermiihrung  in  Eurojui  ergibt  sich  doch  eine 
viel  längere  Verdoppelungsperiode,  als  Malthus  annahm  (s  o.  S.  56), 
10.  Bei  der  Vergloichung  der  Volksdichte  können  die  Zahlen 
für  Länder,  welche  grosse  ganz  oder  fast  ganz  deserte  unbevölkerte 
Gebiete  enthalten.  (Russland,  Nnrdnnu  rika,  Sibirien,  vollends  die 
ganzen  Erdteile,  selbst  Europa,  zumal  aber  die  4  anderen  und  dio. 
ganze  Erde)  mit  denen  anderer,  ziemlich  in  allen  Teilen  wenigstens 
einigennassen  bevölkerter  Länder  nur  sehr  bedingt  verglichen 
worden.  Die  Besiedlungsverschiedenbeiten  und  einigcrmasstMi  die 
-Möglichkeiten  criicben  sich  indessen  doch  aus  solchen  Zahlen  mit 
und  sind  diese  daher  nicht  ganz  wertlos  für  die  Fragen  der  zu 
küniltigen  Vermehrungsmijglichkeit  der  Bevölkerung,  auch  der  Aus- 
wanderung, Kolonisation.* 

5* 
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Auf  Onmd  d«r  Dftton  nm  1^  in  xndiier  Gmodleg.  (Tab.  28,  8.  r)72) 

mag  um  1*KX)'01  die  Bevölkerung  <ler  Erde  auf  rund  KiOO  Mill ,  auf 
l  Quadratkil.  auf  12,  für  Europa  auf  H.  Asien  Afrika  über  '). 
Amerika  Ausstral.  0.56  zu  schätzen  sein.  Jancrhulb  jedes  Erdteils 
gr&BSte  Verschiedenheiten,  auch  hei  Vergleichungen  des  Durchschnitts 

f rosser  Staatsgebiete.  So  in  Asien:  Silurien  0..')  Ofax.  im  fK)nv. 
Omsk  2,2),  in  China  (^eigentl.,  ohne  Nebenlande)  tiu.  mehrfach  in  gro.ssen 
Provinzen  aber  Aber  100,  Max.  221  (alles  nadi  den  niearigsten  Sch&tzun^en), 
in  Brit.  Indien  64,  im  eitrentl.  (Provinzen)  81,  mit  ^^mssen  TW  {)ieten 
über  10(J,  Max.  in  Bengalen  (75  Mill.  aaf  892 OÜO  Quadratkil.!),  in 
Japan  119.  in  grossen  Distrikten  Ober  1.50,  Max.  18S.  Auch  in  Amerika 
schon  reliativ  stark  bevölkerte  kleinere  Gebiete  (westind.  Inseln  22 
(Cuba  l.*J,  Jamaica  67).  In  den  Verein  Staaten  nach  grossen  geograph. 
Gruppen  Differenzen  von  18,  in  den  nordatlant.  Staaten  (Massach.  schon 
127,  Newyork  or>).  südatlant.  14,  nördl.  Zentralst.  VA,  südl.  Zentralst.  J), 
westl.  lyi,  Alaska  0,04  im  Ganzen  8,  ohne  Alaska  fast  10;  wichtijjer^ 
grössere  üauptstaaten  mit  15—20 — ."Ju— öO,  kleinere  noch  stärker  be- 
völkert (alles  in  1900).  Brasilien  1,7,  in  den  bevölkertsten  Staaten  5,  K 
!»,  \:\.  Argentinien  l.n,  bezw.  (ohne  Territorien)  :!.!  in  den  hevölkertstcn 
Provinzen  4, 7f  11.  Mexico  7,  in  den  bevOlkertsteu  Staaten  schon  20,  HO,  40. 

FtUr  Europa  in  dea  Staatsgebieten  fast  durchweg  starke  Stei- 
gerangen der  Volksdichie  im  19.  Jn.,  nämlicb  auf  1  Quadratkil.: 


uml81.'>ff. 

um  1870 

um  1900 

um  19(J0  proyinsielles 

Max. 

Min. 

Deutsches  Reich  . 

46 

76 

104 

/2,S0 
1475 

44 
35 

Frank  reicli  .... 

69 

73 

:V2:'> 

16 

West-Üesterreich .  . 

45 

67 

87 

l.">6 

27 

Ungarn  m.  Nebenland. 

48 

59 

94 

113 

470 

:10 

Europ.  Kussland  .  . 

14 

19 

«.) 

0  4 

Kuss.  Polen  .... 

45 

75 

115 

10 

Gr.  Britann.  (m.  Irl.) 

(U 

KH) 

i:}2 

(c.  6—700  ) 

fc. 

Grossbritannien  allein 

61 

J  l.i 

161 

(C.  6  -7(K)J 

(c.  ;») 

öl 

58 

(c.  7:^) 
H83 

(c.  4.S) 

Belgien  

141 

227 

50 

NifMlerlande  .... 

TA 

109 

154 

.{79 

5 

HO 

(c.  250) 

15 

Dänemark  .... 

47 

«4 

Schweden  .... 

.">..") 

11,5 

85 

1,3 

N(jr\vegen  .... 

2,« 

ü,9 

15 

0.4 

Spanien  

•  >•  k 
.>.) 

37 

14.'. 

14 

Portugal  

47 

59 

2(51 

15 

Grif'rhenland    .    ,  . 

(c.  2->) 

114 

2:'. 

Rumänien  .... 

45 

".10 

15 

11.  l);e  Aiisnahmestcihuig  von  Frankreich  und  Irlnnd  tritt  hier 
noch  deuilichcr  hervor.  Die  slav.  Volker  y.ei^eu  (wenn  die  Daten 
korrekt)  neuester  Zeit  noch  stärkere  Yermäirung,  als  die  ger« 
manischen.  Doch  macht  sich  jelzt  »h  r  Hinfluss  der  Auswanderung 
bei  ihnen  mehr  geltend,  wie  auch  in  Italien  und  in  Skandinavien. 

Während  der  letzten  N'olks/ählun^sperioden  Ende  des  und  bis 
Aiit.  d.  20.  Jh.  (meist  5 -lOjähr.)  war  die  stäi"kste  Gesamtvermehrung  in 
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Argentini<  n,  jäliil.  .'J  %,  dann  in  den  Ver.  Staaten  von  isordam.,  ^ährl.  IJHÖ 
(Max.  in  <\.  w  estlichen  2,75).  in  Australien  1,7();  in  Japan  war  sie  1,31 
in  Brit.  Indien  0.24;  iiiiieilialb  Europas  der  Reilie  von  oben  nach  unten 
nach:  Rumänien  1,1)4,  Bulg.  und  Üstrum.  1^j4,  Uriechenl.  1^2,  Deutsches 
Reich  1,50,  Rase.  Pol.  und  Finnl.  1,31,  Niederlande  1,23.  Serbien  1,19. 
England  und  Wales  1,15,  Xorw,  1,11,  Dänem.  I.OIK  Euro]).  Russl. 
und  Schottl.  1,05.  Schweiz  1,01  Belrrien  1.01,  Ungarn  0.f)8.  Gr.  Brit. 
mit  Irl.  0,94,  West-Oesterr.  O.W,  Spanien  0,w,  Port.  0,72,  Schwad. 
0,71-,  Italien  0,69,  Frankr.  0,36,  Irl.  Abnahme  0,54%. 

12.  Lündor  mit  grosser  und  kleiner  Ein-  und  Auswanderung, 
starker  und  schwacher  Geburtsfrequenz  und  Sterblichkeit  heben  sich 
hier  eiuigeiniassen  ab.  Die  Abnahme  der  Sterblichkeit  in  vielen 
Landern  in  jüngster  Zeit  zeigt  .auch  ihren  Einfluss.  13.  Die  Be- 
rechnung von  künftigen  Verdoppelungsperioden  nach  solchen 
Vermehning^quoten  (gar  gleich  tür  lange  Zeit.  z.  B.  bis  zum 
J.  2000  usw.!;  ist  unzulSi-sig,  weil  eben  g.mz  dahin  steht,  wie  lange 
eine  bestininite  jet/iiie  yeiinclinni<r  andauert.  Jeder  Blick  in  die 
Vergangenheit  zeigt  die  grossen  Schwankungen  dieser  Quote,  auch 
im  19.  Jh.,  auch  bis  zur  Gegenwart  (s.  o.  über  Schwankung  <ler  Ge- 
burtsüberschüsse und  Wanderungsverluste  in  Deutschland  S.  54  u.  63). 

14.  Diese  Durchschnittszahlen  der  ganzen  Staatsgebiete  sind  aber 
nun  das  Ergebnis  sehr  verschiedener  Vermelirung  und 
Volksdichte  in  den  einzelneu  Gebietsteilen.  Das  ist  für  die 
volkswirtsch.  Beti-achtung  der  Bevölkenmgsfrage  sehr  beachtenswert: 
übi  rall.  auch  in  Ländern  mit  hoher  Dichte  (Brit.  Liseln,  Deutschi., 
Ital ,  Belg,  Niederlande,  —  wie  auch  Japan,  Brit.  Ind.,  ('hina)  ist 
die  Vermehrung  und  Volksdichte  territorial  und  lokal 
sehr  verschieden,  ganzelVüvinzeuweise,  vollends  in  noch  kleinereu 
Gebietsteilen,  unter  Einfluss  von  Klima,  Bodenbeschaffenheit  (bes. 
in  agrar.  Gi'genden),  von  Industrieentwicklung,  StttdteweseiL  usw. 

15.  Grosse  Volksdichte  der  einen  setzt  eben  geringere,  auch 
ganz  kleine  der  anderen  Gebiete  voraus,  mit  welchen  Ausstausch 
von  Produkten  und  Leistungen  besteht:  mehr  oder  weniger  Feru- 
absatz  jener,  I!*ernherbezug  der  Kohstoffe  und  Kahrungsmittel:  ein 
Hauptpunkt  in  der  volksw.  Bevölkerungsfrage  (Gr.  I.  §  238,  bes. 
S.  595.  59G).  16.  In  der  2.  Tabelle  auf  S.  68  Ist  in  den  letzten 
2  Spalten  ersichtlich  gemacht,  welche  Verschiedenheit  die  Pro- 
vinzialgebiete  in  ihrer  Maximal-  und  Minimaldiehte  zeigen. 

Provinzialgebiete  oder  das,  was  man  so  nennen  kann,  auch  Eiuzel- 
staaten  in  Bundesstaaten,  beim  Deutschen  Reich  preuss.  Prov.  und 

Mittelstaaten  und  susammoiigefassir  Kleinstaaten,  ausser  den  Hansast., 
in  der  1.  Keiho,  preuss.  Reo.-]5ez.  und  kleinere  Staaten  in  der  •>.  Reihe, 
in  Oesterr.  Kronnlnder,  in  Frankr.  Departem..  in  Gr.  Brit.  Grutkciialts- 
gruppen,  hier  mit  Daten  der  vorletzten  Volkszählung,  unter  Aus- 
schluss der  hier  nicht  vergleichbaren  grossen  Hauptstadtgebiete  (London, 
Paris,  Berlin). 

17.  Die  Ditterenzen  sind  sehr  stark.  Sie  steigern  sich  in  der 
neueren  industriestaatl.  und  städt.  Entwicklung  deutlich  noch  mehi-, 
indem  die  Haxima  stark,  die  Minima  wenig,  selbst  gar  nicht  wachsen. 
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ja  sicli  verringern:  kolossale  Mensclienanhiiutuu^^eu  iu  Grossstädten, 
InduBtrie'  und  Montanbezirken,  Stillstand,  Bdck^ang  in  rein  «^rar. 
Gegenden  und  in  Gebirgen  (Groasbrit.).  18.  Aucli  Agtar',  Gewcrle- 
verfassung  »eigen  iliren  EiiiMuss;  in  wosentlicli  a«rif)r.  (iejicnden 
z.  B.  bei  vorlien-scliendeiu  Gross-  und  Kleing;niiid besitz  und  -Ik'tritd» 
ist  verschiedene  Volksdichtc  und  -Vermehrung  mügliclu  wie  bei 
rerschiedener  Fruchtbarkeit  d^  Bodens  (<iebirge!).  Die  Steihmg 
der  Provinzen  und  Bezirke  eines  Staats-  und  Volkwirtsch.gebiets 
7A\  einander  verändort  sich  so  unter  dem  Einfluss  verschicdcTu  r 
wirtsch.  Entwicklung  bedeutend,  ebenso  wie  die  der  grosseu  I^änder 
und  Volkswirtschaften  zu  einander  (Gr.  Brit.  —  Irland,  West-  und 
Ostdeutschl.,  Preussen,  K,  Sachsen  —  Baiern,  Württemb.,  überh. 
Sttdwcst-Deutschl. ;  Gr.  Brit.  und  Deutschi.  —  Frankreich!). 

S.  fnr  die  proviiiz.  nn<l  -  nizidstaatl.  Entwicklungrn  im  Deuts 'h-Mi 
Reich  ävit  1871  B.  150  lieichsst.  und  Tab.  1  auf  S.  3  des  reichsstat. 
Jahrb.  1905.  Hiernadi  war  z.  B.  1871/1900  die  Gesamtzunahme  der 
BovOlk.  im  Reiche  'M.'-i,  im  Preuss.  Staat  .'WjG,  im  K.  Sachsen  «>4,4,  in 
Baierii  nur  27  (roehtsrhein.  allein  2(3,1),  in  Württemb.  r.),:i,  Baden  i;7,\ 
Hessen  lu  ichsland  11,0.    Unter  Provinz,  und  kleineren  Gebieten 

war  sie  in  BerUn  (für  sich,  ohii*  die  selbstünd,  Vorort»  )  128,^.  im  Staat 
Hamb.  12(),7:  in  Westfalen  7!M;,  in  Rli-  inprov,  00,9,  in  Hrandenb.  ohne 
Berlin  ü2,GLim  H.  Aidialt  55,4,  H.  Braunscliw.  48,*);  dagegen  in  Schlesien 
nnr  25,9,  Prov.  Posen  19»2,  Westpreussen  18,9,  Frommem  14,2,  Ost- 
preussen  9,5,  Meckleub.- Schwerin  8,9,  -Stn  l.  5,8,  Waldeck  3%!  In 
der  Volksdichte  sind  so  diese  Gebiete  immer  weiter  aus- 
einander gerückt.  Z.  B.  hatte  Rheinland  1871  IB^.G,  liKJO  213,4, 
Ostnreussen  bezw.  49,U  und  54,0,  zuerst  2^/3,  zuletzt  dort  4  mal  so  grosse 
Diente.  Westfal.  l>ezvv.  87,8  und  157,7,  Pommern  47,5  und  7A,:\, 
K.  Saclisen  17ü,5  und  284),;{,  rechtsrhein.  ßaiern  *iU,G  und  7(i,4.  —  Bei 
Vergleichungen  von  Gebietsgi'össen  wie  preuss.  Heg. -Bezirken  nnd 
kleineren  deutschen  Staaten  sind  die  Unterschiede  noch  grösser.  An 
der  Spitze  (s.  Uebers.  S.  t>8)  steht  in  1900  K.-ß.  Düsseldorf  mit  475, 
ganz  unten  Meeklenb.*Strelitz  mit  38.  Bei  kleineren  Gebietsgr^^ssen 
erschwert  übrigens  die  Einrech nu hl:  l  inzi  lu'  r'  *>rosser  Städte  die  V>  i- 
gleichbarkeit  oder  hebt  sie  selbst  auf  (z.  B.  im  Hamb.  Staat,  mit  Dichte 
von  817  in  1871,  1850  in  1900);  auch  bei  grösseren  Gebieten  zeigt  sich 
das  noch:  Brandenb.  ohne  Berlin  in  1900  78»  mit  Berlin  125  Dichte, 
Nieder-Oesterr.  ohne  Wien  72,  mit  Wien  15(5. 

19.  Bes.  Beachtung  verdient  wich  die  Verschiebung  zwiselien 
Land-  und  Stadtbevölkerung,  eine  der  auch  sozialpolitisch 
wichtigsten  Tatsachen,  weil  die  ganzen  Lcbensverhätnisse  der  Bc- 
völkemng  von  Wohnsitz  nnd  Bernfsart  stark  beeinflusBt  werden: 
mit  der  industricstaatl.  Entwicklung  und  Steigerung  der 
allgemeineti  Volksdichte  wäclist  die  ahsointo  Zalil  und 
die  Quote  der  städt. ,  bes.  auch  der  grossen  und  gross- 
städt.  Bevölkerung,  sinkt  die  Quote,  bisweilen  selbst  die 
absolute  Zahl  (England)  der  l8ndlichen  oder  diese  Zahl 
bleibt  stehen:  d.  h.  al)er  die  ländlichen  Geburtsüber- 
sehüsse  strömen  in  dieStftdte  und  Industrie-  und  Montan- 
bezirke ab. 


■ 
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Das  zeigt  sicli  uemlich  überall  im  modcrneu  Europa,  bes.  in 
Or.  Britanien,  in  Doutsebland,  aber  auch  bei  der  Stabilität  der  Be- 

völkerung  in  Frankreich.  S.  f.  Deutschland  d.  stat  Daten  i,  B.  150  der 
Reichsstat.,  Jahrbuch  lim  Ö.  5,  meine  Gr.  l.  S.  590  ff.  Oiinc  Rücksicht 
auf  die  Verfassung,  ura  Vergleiche  zu  ermöglichen,  werden  hier  Ort- 
schaften (Wohnorte)  bis  2000  Einw.  als  ländliche,  mit  grösserer  Be- 
völkerung als  Städte  angesehen,  natürlich  etwas  willkürlich.  Neuere 
amtlich  stat.  Bezeichnung  dami,  gleichfalls  willkürl.,  aber  nicht  un- 
passend: Städte  von  2— 5000  Lanclst,  5— 20000  Kleinst,  20— lOOtXJO 
Mittelst.,  über  100000  Grossst.  Im  J),  Reich  war  nach  dieser 
iüassihkation: 

Landbev.      Stadtbev.       Summe       Landbev.  Stadtbev. 
absolute  in  Mill.  in  7o  Summe 

im     2<>,22  14,79  41,00  63,9  :JG.l 

11)00     25,7;)  nO,G3  5fi,3(;  45,ß  54.4 

Absolut  hat  also  immerhin  die  Landbev.  kaum  abgenommen  (wobei 
freUich  kleinere  Vororte  der  Stftdte  noch  2a  ihr  gerechnet  sind),  aber 
der  Volkszuwachs  ist  fast  ganz  in  die  Stiidte  geflossen.  Und  die  Quoten 
haben  sich  rmsscrordfiitlich  vcr>rhobeu. 

Die  stüUt.  lievulk.  verieiit  sich  nach  Ortschaften: 

Bevölkerung  Grösse  der 

Zahl                      in  Mill.  Gesamtbev.  % 

1871          l'JOO  1.S71          IJKX)  1871  1!)00 

Landst.     .    171G         2269  5,09          0,82  12,4  12,1 

Klrinät.    .     529         864  4,59         7,59  11,2  13,5 

-Mittrist.  .      75         194  n,i5         7,11  7,7  12.r, 

Grossst.    .        8           33          1,97          9,12  4,8  16,2 

Summe    .    2828        3360  14,79        30,63  36,1  54,4 

Die  Veränderung  der  Zahl  der  Stftdte  und  daher  auch  der  Be- 
völkerung der  Gruppen  ist  etwas  mit  durch  Einverlcibu nn;cn  fauch  von 
ländl.  Orten  in  Städte)  beeinliusst,  aber  doch  nicht  sehr  stark.  Land- 
und  Kleinstädte  haben  sich  von  1871— IVtOO  hiernach  auch  noch  vermehrt, 
die  Landst.  19(X)  noch  eine  fast  gleiche,  die  Kleinst,  sogar  eine  grössere 
Quote  der  Gesamtbev.  in  sich  vereinigt.  Stärker  ist  aber  Zidil  und 
volleiulti  Bev.grösse  der  Mittel-  und  noch  erheblich  mehr  der  Grossst. 
gewachsen:  eine  allseitig  wichtige  Kntwicklungstatsache.  In  ilittel- 
und  Grossst.  1H71  nur  "\.  -12,:."',)  der  viel  kleineren,  1900  \\h<^r  \\^ 
(2H,.S<^/y)  der  viel  grösseren  Bevölkerung;  ihnen  sind  die  Geburtsüber- 
Rchnsse  und  Binnenwanderungen  also  docn  zumeist  zu  Gute  gekommen. 
Von  (1(111  Yolkszuwachs  von  1M71— 19(K)  von  1.5,.-U;  Mill.  und  der  Volks 
abnähme  in  den  ländl.  Orten  von  0.4H,5,  zus.  15,H4  Mill.  c^fwannen  die 
Landst.  1729  000  oder  10,9%,  die  Kleinst.  2  997  0(K)  oder  Lsi> "  o.  die 
Mittelst  3  9(U000  oder  25,0  *^/o,  die  Grossst.  7151000  oder  4,5,2%. 
Immerhin  lebten  aber  in  1900  noch  mehr  Menschen  in  ganz  kl  in.  ii 
Orten  (Dörfern,  Höfen)  als  in  den  Grossstildten  (in  G035  Orten  bis 
IfK)  Einw.  0,80S,  in  41211  von  101— 5(H)  Einw.  10  3860(J0),  in  grösseren 
D(")if(Tn  u.  dgl.  mehr  ;ils  in  den  Mittelst  u  1  fast  soviel  als  in  Grossst. 
(Orte  von  501—1000  E.  11  OlG  mit  8042  000)  mid  in  noch  grösseren 
landl.  Orten  (1001— 20<J0  E.,  4787  Orten  mit  6468000)  fast  soviel  als  in 
Mittelst,  und  über  %  soviel  als  in  Grossst.:  beachtenswerte  Zalden  für 
gewisse  wirtsch.  Interessenfragen  und  deren  b'^rechtirrte?;  (Ii  wicht  in 
Volkswirtsch.-  und  Sozialpolitik,  soweit  darüber  die  Zahl  der  Interessenten 
mit  entscheidet 
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§  18.  Volkswirtschartlichc  Folgerutif^oii.  G.  I.  §  198 
l.is  200.  23«.  248—260,  über  Lit.  i;}  191—197.  A.  Vorscliicdenlieit 
(lor  Standpunkte  volkswirtsdi  Betrnclitiin^r  in  liczii^  auf  Grösse. 
Volksdichte  und  Yermclnun^  der  Bevülker.:  1.  Stiindpunkt  des 
ProduktionsinteresBeSf  die  Bevölkerung  als  Arbeitstaktor  und 
IVoduzent;  2.  des  VerteiluDg&intercsBes.  die  13ev.  alg  Bedürfnis- 
lief'riodiirunp:  vorlnti-j-oitdc  ^f<Misc!iPTnnen}i;e  oder  als  Kfmstnnont.  Zu  1 : 
a)  Das  Pro»luktiüUi>interesse  t^riieischt  eine  den  Ijcdarf  von 
Arbcitskratteu  deckende,  init  ihm  wuchsende  Grösse  und  Zunahme 
der  arbeitBtötigen  und  -willigen  Teile  der  Bevölkerung,  daher  bes. 
auch  des  betrcft'.  Alters  und  Geschlechts;  b)  die  Höhe  dieses  Bedarfs 
ist  s«  Ibst  wieder  n1>1i,'iuL:iu'  (<)  von  der  Bevi.lk(<riinirsi:rr»ss(>.  inkhis.  die 
arbeitsuntah.  und  latHaciilicli  lucht  mitarlu'itenden  i'eile  (Kinder, 
Greise,  Kranke,  Klassen  und  Einzelne  ohne  cij^enc  Arbeitaausübun^), 
weil  sich  Höhe  und  Art  der  dureh  die  Güterproduktion  zu  be- 
friedir^enden  Bedürfnisse  dieser  Hevölkerun<i:  danach  bestimmt, 
(nolw  eiidiij^e,  j:ewo]inheitsni.n>s  I^cdürtnisse,  Kinfluss  der  Klas-«Mi- 
schiehmu^  mit  verschiedenartijieia  und  -hohem  Bedürtuisniass): 
ß)  von  Arbeitsl'ähi;rkeit  („Können")  und  -Willen  der  Bevölker. 
(„Wollen",  KinfluBB  psveliol.  Motivation,  sozialer  Momente);  ;')  vom 
Stand  der  Produktif  iist»  clmik  zur  Unterstützun<r,  besseren  Wirksam- 
innflinnir  ttiul  7Mn\  hlrsutr  ninisrlil.  Artieitslsrafr.  Dein  ovcnt. 
waclifM-iulcn  iicdart' nn  A rlieirskr-iticii  kann  ■-u-li  dio  lieNölkerimg 
anbe(^ueijien  uj  dureh  ilirt'  uatürliriie  VcriiK-hiim^  aa)  mittelst  der 
Gebnrtsü' ersctiüBse,  innerhalb  der  Grenzen  dieser  (in  Max.  2,8  "/o 
jährlieh,  1 — 1,5  "/q  in  Europa,  s.  o.  S.  54  unter  D),  soweit  die 
Wu^-cbfx-onett  in  die  arheitskrält.  T\ri'.ilt'  liliiauf"  ^tciiren  und  darin 
lilriben,  was  von  Mass  inid  Verteilung  der  Sirrlilu  likrir  aut'dif  Alters- 
klassen abhängt  (s.  o.  S.  52  u.  57  unter  IV);  bb)  durch  entsprechende 
Wanderungen,  aaher  mehr  Ein-  als  Auswandeningr  arbeitskräfr. 
Elemente  im  auswärtigen  und  mein-  Zu-  als  Fortwanderung  solcher 
iu)  inneren  Verkehr,  d)  Die  Bevnlk.  hcrmcmt  sich  diesem  P)eilnrr 
an  Arbf»it«kr;ttT(  U  auch  tatsäeh  I  ieli  au,  nh  enn  ihr.  iusbi  s.  der 
grossen  uniereu  Volksmasse,  der  genügende  Lnierhalt»>.piehaum 
tats^Echlieh  gewährt  und  nach  ihrer  Meinung  gesichert  ist,  so  dass 
weder  die  repress.  noch  die  prävent.  llenniisse  der  Vermehrung  zu 
stark  ojitL^eiren  ^\iil;eii.  \')  Dies  li;m;:t  \\i(>d(>r  ab  a)  von  der  Kwt- 
\\  icklung  der  Art  und  ( uösse  der  Produktion,  (h's  darnu^  hervor- 
iiehendcn  Volkseinkouiuiens  (S.  44),  aber  auch  fJ)  t  iir  die  grosse  Masse 
des  Volks  (untere  und  arbeitende  Klassen,  auch  noch  untere  und 
z  T.  überhaupt  Mittelklasssen)  von  eine  r  solchen  Verteilung  des  Volks- 
einkonunens  unter  der  P>i;v()lkernng,  wcdche  dieser  Ynlksmnsse  einen 
tiir  iiire  notwendige  und  iincn  ge\\nhnten  Ansprüchen  genügende 
Bedürlnisbetriedigung  crlbrderiichen  Anteil  am  Volkseinkommen 
tatBfichlich  und  für  absehbare  Zukunft  sicher  zuführt.  Massgebend 
ist  hier  im  Ganzen:  die  Höhe  der  effektiven  Löhne  für  die  arbeitende 
und  ancli  scmstigen  Einkommens  lür  die  übrige  untere  und  die 
Mittelklasse,  als  bestimmend  für  Lustmomeute  und  des  Arbeits- 
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masses  und  die  Arbeitsart,  als  bestimniend  für  Lastmomente  (§  2). 

f)  Als  wünscheuwertes  Ziel  der  Volksvermeliruiig  vom  Pro- 
cluktioiisstaii(l|niukte  aus  erscheint  somit  eiin'  solche  VcnneJiruiig 
durch  GcburtöüberscliÜHSC  und  Wanderunj^en,  M'elche  selbst  wieder 
die  Bedingungen  einer  mindestens  gleichoiässigen,  womö^^lich  einer 
mehr  als  verhältnismässigen  Steigerunj?  der  Produktivitlit  der 
nationalen  Arbeitskraft  und  Steigerung  der  wirklichen  Produktion, 
dalu'i-  dt's  Vr)]ksi'niknmTnons.  schafft  uiul  sichert  (Gr.  I.  i^.  636.  r>63V 

g)  Bleibt  die  Volksvermehnnii;'  liiiitcr  diescni  Masse  zurück  (daher 
bes.  an  Erwachsenen  unterliall)  des  Greisenalters  und  an  Männern), 
80  leidet  das  Prod .Interesse,  h)  Uebersteigt  sie  dies  Mass,  so  leidet 
das  Vertelhnigsiiitüresse.  i)  Bei  g  ist  daher  Beka'mpfnng,  bei  h 
Förderung  der  Heunnuii^stendenzen  der  Volksverniehruni::,  dort  bes. 
I>e7,ü«rlich  der  arbeitskratt.  Altersklassen  (Verminderung  fler  Sterb- 
liclikeit  dieser,  ihrer  Aus-  und  Fort  Wanderung),  hier  bes.  bezüglich 
der  anprodukt.  Klassen  (Kinder)  im  gesamten  rolkswirtsch.  Intei-esse 
das  nichtige  und  Erwünschte  (Abnahme  der  Gcburtsfrequena). 

Zu  A.  2:  a)  vom  Staiidjniiikto  dos  Verteilungsinte resses  ist 
als  wünschenswert  liinsiehtiicli  der  Volksvermehrnng  der  gleiche 
Öatz  wie  unter  A,  1,  f.  aufzustellen,  b)  Bei  rascher  Voiksvermehruug 
infolge  hoher  Geburtsfrequcnx  steigt  die  Kinderquote  in  der  Bevölk. 
(oben  S.  58  unter  2),  damit  der  nur  lediglich  Konsumenten  dar- 
stellende Teil,  der  Belastungskoetfizient  liir  die  übrige,  bes.  die  arbeits- 
krät't.  erwachsene  Bevölk.  c)  Aus-  und  innere  Fortwanderungen 
verschieben  die  Quoten  unter  deu  Alterskliissen  und  Geschlechtern 
zu  Ungunsten  der  Entwachsenen  besten  Alters  (20—60  J.)  und  der 
Männer,  steigern  die  Quote  der  „reinen"  Konsumenten,  vermindern 
diejen.  solcher  Konsumenten,  welche  zugleich  Produzenten  sind, 
d)  Bei  b  und  c  leidet  dalier  rh^s  Produktions-  und  das  \''tnti  iluntrs- 
interesse,  steigt  lür  die  produktive  Buvülk.  das  J^ast-  und  sinkt  das 
Lustmass.  e)  Das  Umi^ekehrtc  gilt  von  schwacher  Greburtsfrequenz 
und  Ein-  wie  inneren  Zuwandt^rungen.  f)  Uebersteigt  die  Volks- 
Vermehrung  das  unter  A,  1,  f.  als  wünschenswert  angegebene  Mass, 
80  drolit  allgemeine  oder  lokale  (relative)  Uebervölkerung  (unten 
Nr.  E  u.  F),  mit  schwereu  Nachteilen  für  das  Verteiluugsinteresse, 
znmal  wenn  die  grosse  Vcrniehrung  auf  starker  Gteburtsfrequen« 
Ull  i  i  1  \eniiiii(h'i t(  r  Sterblichkeit  wesentlich  nur  bei  Kleinkindern 
(und  Kindern  überhaupt)  sowie  bei  Greisen  und  bei  schwächlichen 
sonstigen  Erwachsene)!  bentlit,  also  nicht  mit  der  Wirkung,  die  Quote 
der  produktiven  Bevölk(!rung  und  deren  mittlere  Lebensdauer  zu 
steigern,  g)  Bei  der  starken  GeburtsfVe^uena  auch  bei  den  meisten 
heut.  Kulturvölkern  liei^cn  hier  leicht  immer  Gel'ahren  einer  auf 
ihr  beruhenden  zu  raschen  Volksvennehrung  vor.  sofern  nicht  grosse 
Steicrerung  der  Prodtdctiritat  der  Arbeit  und  ihres  Ergebnisses,  des 


würdigen  Almatses  der  Produkte  und  gleichen  Bezugs  ihres  Gegen 
Werts  in  eingetauschten  Produkten  (s.  o.  S.  40  u.  u.  unter  E  u.  F). 
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h)  Diese  Bedingungen  sind  atif  jeder  Wirtsehaftsstufe  andere,  aber 

liegen  fiir  jede  Fortentwicklung  von  Stufe  su  Stufe  und  innerhalb 
jeder  Stufe  Hir  jeden  Fortsehritt  darin  vor  (n.  Xr.  Kj.  Sie  lassen 
sicli  aber  nicht  stets  und  sieher  und  in  ihrer  steigende,n  Schwierigkeit 
und  Verwickeltlieit  nur  schwerer,  schliesslich  überhaupt  nicht  nieiir 
erfüllen,  i)  Eine  trotzdem  veiter  gehende  Volksvermehrung,  zumal 
wieder  des  unproduktiven  Teils  der  Bevölk.,  welche,  hei  starker 
CJeburtsirequeu'/  und  Abnahme  der  Sterliefrefpienz  wesentl.  nur 
unter  diesem  Bevölkerungsteil,  eintreten  niuss,  ist  daher  bedenklich, 
ja  verhängnisvoll  unter  allen  historisch  gewesenen  tecbnischen, 
volkswirtsch.,  soziahMi  und  Kechtsverhältnissen  und  Organisationen 
und  unter  allen  zukünftigen  (Illusionen  des  Sozialismus),  k)  Nur 
eine  niiViepieiizfe  ntler  doeh  stets  mindestens  im  Gleielmiriss  die  Be- 
völkcrungsvennehrung  begleitende  Steigerung  des  Voikseinkonnnens 
könnte  eine  „beliebige"  WeiteTverraehrung  der  Bevölkerung  un- 
bedenklicli  erscheinen  lassen.  1  \]<or  diese  Steigerutig  ist  an  un- 
erfüllbare Bedingungen  nekiiüptt.  (Wieder  Scliwaelie  des  Sozialismus. 
Denkfehler  und  falscher  Uptiniismus  aller  Antimalthusianer), 

B.  Dauernd  durchschlagende  Bedeutung  des  sogen. 
„C^uoticntenverhäitnisöes"  für  die  Verteilung  des  Volks- 
einkommens. 1.  Notwendigkeit  und  Wert  einer  solchen  mn 
prinzipiellen.    abstrakten  "  Benandlungsweise  des  volkswirtsch.  Be- 

v«ilk(M'nTi^'f^|)ii)1ih^ins.  2.  Die  gesamte  Bevölkerung  eines  Gebiets 
in  einem  Zeitrauui  bildrt  liier  die  Konsinnentcnmcnge,  olme  Kncksicht 
auf  ihre  soziale  und  wirtsch.  Gliederung  und  die  Verschiedenheit  der 
konkreten  Besitz-  und  Erwerbsarten  und  -Grössen  der  Klassen  und 
Einzelnen:  doch  unt(  i  Ikrücksichtigung  der  natürlichen  Gliederung 
nach  Geschlecht  und  Alter.  Sie  stellt  im  Veiroilungsproblem  den 
Divisor  dar,  3.  Das  msamte  NationaleinkonniuMi  eines  Volks  in 
bestimmtem  Gebiet  und  Zeiiraum,  als  Ergebnis  der  Arbeit  (i.  w.  S.) 
des  produktiven  Teils  der  Bevölk.,  dies  Einkommen  als  einheitL 
Menge  (Gebrauchs wertmenge)  betrachtet,  wieder  ohne  Kücksicht 
auf  seine  konkn  te  ^''erteil^n^•  nneli  l^t'^itz-  nntl  Ei  wei  l)s\  riliältnissen 
unter  Klassen  und  Einzelnen,  stellt  den  Dividend us  d.ir,  in 
welchen  sich  die  Bevölkerung  als  Konsiunent  für  alle  ihre  Be- 
dürfnisl>efriedigungen  teilt  4.  Es  ergibt  sich  dann  aus  Dividendns 
und  Divisor  ein  Quotientenverh/iltnis  —  Gfiösse  der  Bevölkerung 
und  deren  Veratub  innig  zu  Grösse  fund  Art)  di's  Volkseinkommens 
und  deren  Veränderung  —  für  die  durchschnittliche  Höhe  von 
Einkoromen  der  Volksgruppen  und  P^inzelnen  und  damit  für  das 
Mass  der  möglichen  Bedürfnisbefriedigung  (quantit.  Seite  des 
Probleme).  5.  T/iiter  Berücksichtigung  der  Arten  dir  konkreten 
Güter,  aus  denen  (];»s  Volkseinkcinrnen  besteht,  gilt  Gleiches  für 
die  Art  der  möglichen  Bedürfnisbefriedigung  (q^ualit.  Seite  des 
Problems).  6.  Das  Gleichbleiben  oder  die  Veränderung  des  Gh'uppen-, 
Familien«,  Einzelquotienten  und  Richtung  (Steigen,  Fallen  im  ab- 
soluten Wertbetrage)  und  i^fass  dieser  Veränrlenmg  ist  notwendig 
stets  bestimmt  durch  das  Gicicübleibeu  oder  die  gleiche  oder  die 
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verschiedene  Veränderung  des  Divisors  und  des  DmdeiiduB(quantit. 
Seite;  Gleiches  gilt  wieder  von  der  qualit.  Seite  betreffB  der  Art 
der  das  Volkseink.  bildenden  Güter).  7.  Dies  „Quotientenvcrhältnis" 
ist  ?)U!i  ix\  der  Tat  das  unter  allen  gewesenen,  bcstchonden,  künftigen 
lisch tsorduungea  und  Organisationen  der  Voikswirtsch.  die  „Ver- 
teilnng"  scfaliesslieh  befitimmende  Homent,  von  dem  die 
Du  roh  Schnitts  läge  der  Binzelnen,  c^uantitativ  bememen  (bei 
feststehender  \vt  der  Güter  auch  qualitativ  hemcssen)  abhängt. 
8,  Scliwaflk!  wu'dcr  d<*K  Sozialismus,  (refahren  der  Illusionen  auch 
bei  „Sozialrelbrniern",  dies  (Nr.  7)  zu  verkenru^n.  9.  Kine  dauernde 
durchschnittliche  Verbesserung  der  Ökonom.  Lage  der  Bevölkerung^ 
—  höhere,  bessere  Bedürfnisbefriedigung  —  ist  daher  bedingt  von 
einer  günstigeren  Gost;iltin);r  dieco=:  Quotientenveilialtnisses:  niitliin, 
Volksvermehrunu''  nls  tre^ctbcu  ungenomraen,  von  einer  .stärkeren 
Vermehrung  iles  Volkseinkommens  (als  Gebrauchswertnienge)  als 
der  Bevölkemng.  (Qualit.  Verbesserung  auch  bei  Besserung  der 
Qüterartcn,  die  das  Volkseink.  bilden,  wofür  die  Voraussetzung 
wieder  in  richtigerer  Gestaltung  der  xVrten  der  Hediiif'nii-si'  lieirt). 
10.  Ueberholung  des  Wachstums  der  Bevölk.  durch  da>j.  des  Volks- 
einkommens oder  Zurückbleiben  des  Wachstums  der  Bevölk.  hinter 
dem  des  Volkseink.  ist  insofern  immer  /m  erstreben.  11.  Gefahren 
in  dieser  Hinsicht  a)  bei  starker  Wachstumstendenz  der  Bevölk. 
(holie  f iebnrtsfrequenz,  starke  Geburtsüberseliüsse,  gerade  auch  mit 
als  Folge  verbess.  ökon.  Lage  der  V'olksmasso,  Ein-  und  Zu- 
wanderungen in  Gegenden  günstigeren  Erwerbs,  Verbrauchs) ;  b)  bei 
Schwierigkeiten  der  Steigerung  des  Volkseinkommens  (auch  seiner 
besseren  qualit.  Zusammcnsctzunjr  nncli  (Jnternrten.  wo  das  unter 
('.  i:('s.iicte  mitspielt),  daher  bei  ei.seliw ciien  Bedingungen  des  Ab- 
satzes der  eigenen  Produkte  und  des  Bezugs  fremder  Produkte. 
12.  Werden  diese  Gefahren  nicht  Überwunden,  so  ftibrt  grosse  vor- 
handene Bevölk.,  lokal  zu  grosse  Volksdichte,  grosse  weitere  Ver- 
mehnmg  zu  ücbervölkerung,  —  in  allen  Wirtschafisstulen. 

C.  Einfluss  der  Rechts-,  bes.  der  Privateigentumsordnung 
(speziell  des  Privateigentums  an  sachl.  Produktionsmitteln,  des  Ver- 
tragsrechts, lOrbrcchtö  dabei),  weiter  der  ganzen  voikswirtsch. 
Organisation,  der  Erwerbsordnung  auf  den  Prosess  der  Ein- 
konnuen-  (u.  Vermögen-)  Verteilung,  1.  Durch  diesen  zuzugebenden 
Einfluss  erfahren  a)  die  Ausfülirungen  unter  B  L'ewisso  "Mudifikationon, 
b)  aber  keine  gruudsätzlieh e  Aendi  runj;  tHlcr  gar  Wi<ler- 
legung.  2.  Dieser  Einfluss  spielt  uiii,  aber  nui-  als  Nebeupunkt, 
nidit,  wie  das  dargelegte  Quotientenverhftltnis,  als  dauernd  ent- 
scheidender Punkt.  3.  Die  Folge  dieser  Rechtsordnung  und  voiks- 
wirtsch. t)rganij5ation  fder  jsogen.  pnvatwirtsch..  s.  UAix.  Kp,  5)  «st 
die  ungleiche  Verteilung  von  Volkseinkommen  (und  -Vermögen) 
unter  die  Bevölkerung,  deren  Klassen  und  Ein^selne,  daher  insbes. 
ein  ttberdurchschnittlichcs  klassen-  und  einzelweise  selbst  wieder 
sehr  verschieden  grosses  Einzel-  (Familien-)  Einkommen  der  Einen, 
ein  unterdurchschnittliches  der  Anderen:  a)  jenes  vornehmlich 
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er) bei  vielen  —  nicht  allen!  —  Besiteern  der  sacbl.  Produktions- 

mittcl  (Boden,  Gebäude,  Kapital),  „Henteneinkoiniiu'n'*  Grundrente, 
Kapitalgewinu,  ft)  Ix'i  vielen  —  w  u-dornin  tiu  lit  alltMi  —  Loitcrn 
der  BotrieWe  (Untcruehinun^^cn,  do-  l'nxlnktiuii),  Unttriielnner- 
gcwiui»,  so^en.  „Profit  *  (unjjet>t  liiodeiu*r  Kn|jital-  uud  Unteriiehmer- 
gewinn),  aoer  auch  y)  bei  allen  „Arbeitern",  inkl.  öffentl.  und 
ijriv.  „Beamten",  mit  überdurcliHclinittlicliera  „Arbeitseinkommen"; 
hl  dieses,  das  Tuiterdiirchschnittliche  Einkommen  hf\  der  ganzen 
übrigen,  dalier  doch  der  grossen  Masse  der  Bevölk.,  bes.  der 
„arbeitenden  Klasse",  auch  Kleinbesitzern  und  Klcinuiiturnehnjei  n  (iu 
Ackerbau  uu<l  Gewerb«),  bei  deren  „Erwerbstätif^en",  Selbständigen, 
Haushalt'  und  Familieuvorstanden.  4.  Die  Verteilung"  des  Ein- 
komnieiis  für  diese  Volksniassc.  daher  d e re n  dnrcl)S(liiiittHches 
'Einkoiiuncn  hängt  mithiu  nicht  direkt  von  dem  unter  B  abgeleiteten 
Quotientenverhältnis  aus  ganzer  Bevölkerung  und  ganzem  Volks- 
einkommen und  den  Bewegungen  dieser  beiden  Grössen  ab,  al)er 
doch  indirekt  und  von  einem  ganz  analogen  Quotientenverhältnis 
wieder  direkt.  nnniUch  dem  aus  der  Grösse  (und  Bewegung)  dieses 
Hauptvolkteils  uiul  desjenigen  Kcsts  des  Volkseinkonmiens,  welcher 
vom  f^esamten  nach  Abzug  des  M ebreinkommens  der  unter  3,  a 
gl  II  Bevölkenmgselemente  über  das  durchscbnittlicbe (Familien*  und) 
Einztdeinkonimeii  der  ganzen  Bevrdkerung  hinaus  übrig  bleibt. 
5.  Für  die  Bewegung  dieser  beiden  Grössen  sind  aber  wieder 
wesentlich  dieselben  Umstände  und  Bedingungen  massgebend, 
wie  för  die  ganze  Bevölk.  und  das  ganze  Votkseink.  6.  Auf  der 
Bevölkerungsseite  droht  eine  hier  bes.  leicht  vorkommende  starke 
A'i  riiiebrnng  den  Verteilungs])rozess  für  die  gen.  Volkstnnss«'  leicht 
noch  bes.  nachteilig  zu  beeintiussen.  7.  Rein  aritlnneti^ch  aufgeiasst 
würde  daher  die  Beseitigung  der  ungleichen  Verteilung  und  ihrer 
Grundlage  in  Bcchtsordnnng  und  volkswirtsch.  OrganiBation  die 
T.age  der  Bevölkerungsmasse  mit  unterdurchscbuittl.  ICiiikoniinen 
des  Einzelnen  (der  Familie)  Virbessern.  wenn  nach  dieser  Be- 
seitigung V  olkseinkommen  uud  Bevölkerung  gerade  bo  gross  blieben 
und  gleicbmftssig ,  jedenfalls  die  Bevölkerung  nicht  rascher  als 
das  Volkseinkonnnen  wüchsen:  die  missliclie,  bes.  psychologisch 
unwahrscheinlich  sich  erfüllende  Bedingung,  was  wieder  der 
Sozialisjnus  in  seinen  bezügl.  Erwartungen  tmd  Fnrdeningen  ii)»er- 
sieht:  gerade  das  Gegenteil  ist  wahrscheinlich,  rascheres  Wachstum 
der  Bevölk.  als  des  Volkseinkommens  (s.  n.  Nr.  10).  8.  Bei  dieser 
rein  arifhni.  Auffassung  ^^  ird  aber  auch  der  innere  tiefere  Grund 
der  ungleichen  Verteilung  und  der  Reelitsgrundlago  und  volksw. 
<)rj>ani>ation.  nnf  dem  sie  beruht,  verkannt:  die  physische  und 
psychisciie  NaLur  des  Menschen  uud  die  danach  in  ihm  wirk- 
samen Motive  2),  die  Verschiedenheit  der  Einzelnen  iu 
körperlich,  geistig,  sittlicher  Hinsicht,  die  bisherige  historische  Ent- 
wicklung und  die  gegebene  Sachlage  der  Verteilung  als  im  Ganzen 
doch  durch  diese  Natur  des  Menschentums  wesentlich  be- 
gründet, bei  allen  Zulalligkeitcn  der  mitspielenden  einzelnen  Mo- 
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inente.    9.  Durch  Beeinflussuu»^  der  j>Hych.  Natur,  ihrer  Motivation, 
durch  zweckmiCss.  und  ausführbare  Aenderungen  („Reformen'^)  der 
Rechtsordnung  und  volksw.  Oi||;aiiiBatioii  k(Jntien  wohl  ~  und  Hollen 
cventnoll  auch  —  Veränderungen  in  Art  und  Mass  der  Kiiikninmcn- 
verteiluug  erfolgen,  aber  nicht  völlige  prinzipielle  Umgestaltungen 
dieser  Verteilung  (§19  ff.,  Kap.  5j,  —  ein  utopisches  Verlangen. 
10.  Auch  selbst  die  unausttihrbar  und  unerwünscht  scheinende  Be- 
seitigung der  ungleichen  Einkommenvert eilung  und  ihrer  Grund- 
lagen, event.  wenigstens  in  dem  Sinn  des  Sozialisrnn-^  die  Beseitigung 
des  PrivHtUezugs  alles  bisherigen  Kenteneinkommens  als  gelungen 
angenommen,  urfirde  immer  noch  das  entwickelte  „(^uotienten- 
verhältnis""  direkt  die  Vi  rtt  Uung  beherrschen,  also  auch  im  .,Tetnen 
Sozialstaat*'.    II.  Das  lieviilknungsproblem  böte  dann  aber.  ]isyc!io- 
logiscb  betrachtet,   walirscli<'inlich   noch   «rrösserc  Schwierigkeiteu, 
d.  h.  Verminderung  des  Einzel-  (Familien-)  liiinkommenquotienten 
unter  das  fKr  richtig  geltende  Bediirfnismass,  daher  wfire  Uebeiv 
völkemng  vermutlich  noch  drohender,  weil  zunächst  die  präventiven 
Tendenzen  der  Vnlksvermebruni;"  in  l'ezug  auf"  die  ( iel)in  t>fiT'finenz 
geschwächt  wenien   möcht<*n.    wäluciul   der   technische,  hetriebs- 
organisatorische  Fortscln  iit  bei  Sozialist.,  d.  h.  bei  rein  gemeinwirtsch. 
Organisation  der  Produktion  an  viel  schwierigere  Bedingungen  al» 
gegenwärtig  bei  vorherrschender  privatwirtsch.  Organii^ation  (§  20) 
geknüpft  wäre:  der  Divisor  würde  mehr  wachsen  als  der  1>ivtdendus, 
der  (Quotient  notwendig  kleiner  werden.   Das  „Bevölkerungsgeselz"* 
machte  sich  eben  noch  schärfer  geltend,   12.  Das  Alles  ist  auch  bei 
allen  „sozialen  Reformen^*  zu  Gunsten  di  r  unteren  Klassen  im  Kähmen 
unserer  Rechtsordnung  nud  Oi-anisation  zu  beachten:  der  Ver- 
meh rn n gsd ran g  der   i>»'\dlk.   ist  itnmpi*  das  (h»n  <^)nr>tienton 
(Lohn  usw.)  mechanisch  nach  abwärts  driickende  Moment,  ohne 
Scliwllchung  dieses  Moments  keine  danerndc  Hilfe  von  ^.sozialen 
Reformen".    In  der  Begelang  des  Arbeitsangebots,  der  Abwehr 
lokalen  Arbeiterzuzugs  ist  das  von  der  gewerkvereinl.  Orgaiii>atInn 
erkannt:  auf  dem  Uebictc  der  natmlirlKMi  Vnlksvi'nnchnnii;"  noch 
zu  wcni^.    13.  Mit  dem  hier  unter  ('  ijehandeiti'u  Kinwande,  bes. 
^er  Sozialisten,  aber  auch  anderer  Antimaltliusianerf  wird  also 
,,Malthus  nicht  widerlegt''. 

Statist  niis]!.  der  EinkoniTtH'n  Verteilung  in  Pr<'USSen,  ÜHH, 
nach  der  öteuerveraulangung  (für  Censiten,  d.  h.  HanshaltsvorstiJnde 
tmd  seJbstlbadig  EinzeUebende,  und  mit  über  tl(H)  M.  Eiiik.)  und  nach 
Schätzungen  für  die  steuerfifie  Tlt  völk.  (mit  nnt»r  IXM)  M.  Kink.  des 
Haushalsvorstands  usw.).  (3.  meinen  oben  S.  -W  gen.  Aufs,  und  die 
Tab.  daselbst.) 
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Richtigkeit  der  Zahlen  vorausgesetzt  (natüilieli  nur  ann&hernd),  so 
Wörden  bei  gleicher  Vertt  ilung  fast  -  3  der  Bevölk.  fast  das  Doppelte, 
statt  IHH  ;J7ü  M.  für  den  Kupf,  also  l)"),« "  ^  mehr  er)ialt*'n,  aber  eben 
doch  auch  nur  370  M.,  täglich  wenig  über  1  M.  /.u  \  erwenden  haben, 
was  Illusionen  zerstören  mag.  Dio  Fh  rabdi  ru  kuiig  der  fibrigen  Bevölk. 
mit  jetzt  höherem  £ink.  auf  dies  ^Uveau,  schon  der  allein  noch  zahl- 
reichen mit  jetzt  900-3000  U.  Eink.  des  Uensiten  von  416  auf  370  M . 
(jetziger  höherer  uiitt  i  cr  Stand  und  unterer  Mittelstand  etwa)  wirkte 

gegen  das  G^saintiuterosso  entwicklungs-  und  kulturfeindlich,  lähmte 
ie  wirtsL'h.  EiKigie,  den  technischen  und  betriebsorganisator.  Fort- 
schritt, führte  daher  vermutlich  zur  baldigen  Verminderung  des  ganzen 
Volks.  inkommens.  Schon  deshalb  iiml  vollcinl-;.  \vf»nn  raschere  Volks- 
vermehrung einträte,  fiele  der  (Quotient  bald  noch  cmter  seine  Höhe  von 
jetzt  370  M.  erheblich.  Eine  Modifilcation  der  Einkommenverteilang 
durch  ausführbaie  wirtsch.  Organisator.  Massrcgr-In.  Bt^stoncTunp"  usw. 
bes.  in  der  Richtung  auf  Ermässigung  der  ganz  hohen  Einkommen, 
würde  freilich  nicht  von  solchen  Folgen,  also  auch  nicht  dieser  w  egen 
abzuweisen  sein.  —  Obige  Zahlenduräischnitte  des  ganzen  Staats,  waiir- 
sebeitd.  drr  (losamtdurchscbn.  von  'MO  M.  zu  niedrig,  aber  für  Erhöhungs- 
ma.sö  (um  iu  2'),  selbst  .">0^'  o  ist  wohl  vorgescluagen)  fehlen  sichere 
Anhaltspunkte.  Grosse  provinz.  Verschiedenheiten,  z.  ß.  in  Ostnrenssen 
durchschnittl.  Eink.  auf  1  Kopf  23^,  in  der  Rheinprovinz  409  M. 

D.  Bevölkerungsgesetz  und  Bevölkerungspielraum 
(Fassungsraum).  1.  Unrichtigkeit  der  Doktrin,  jede  Produktions- 
orduuug  (d.  h.  volkswirtöchafLliche,  bes.  techniftch  bedingte  Ent- 
wicklungsstufe) habe  ihr  eij^enes  Bevölkerungsgesetz  (Marx).  9.  Viel* 
mehr  a)  das  sog.  Bevölkerungsgeset«,  im  Sinne  einer,  freilich 
zeirlicli  mul  üiilich  scliwankeiulcn,  national  verschieden  starken 
'rendciiz  der  völk.,  ihren  Abgang,  bes.  durch  Todestalle,  wieder 
durch  Geburten  zu  ergäuzeu,  ihien  Staud  so  zu  erhalten  und  ihn 
durch  GeburtsUberschüsse  zu  erhöheu  —  zeigt  sich  als  ein  vom 
menschlichen  Triebleben  bedingtes  überall;  aber  b)  jede  technische, 
Aolkswirtsch.  Entwicklungsstufe  bat  Iii!!  !,  besonderen,  jede  auch 
ihren  maximalen  Vermehrungsspicirauui,  weil  Fassungsrauni, 
damit  auch  ihre  normale  und  maximale  Volksdichtc,  3.  Wird  dieser 
Fassungsraum  und  Dichte  fiberschritten,  so  tritt  auf  dieser  Stufe 
Uebervölkerung:  ein,  evcnt.  auch  bei  sehr  geringer  Dichte. 
4.  Gopen  diese  Ijebervölk.  machen  sich  dann  repressive  und  prävent. 
TViidenzen  der  Vermehrung  geltend,  wenn  es  nicht  gelingt,  die 
technische  und  wirtschaftliche  Entwicklung  auf  eine  weitere  (liöhere) 
Stufe  mit  grösserem  Bevölkerungsfassungsraum  zu  erheben.  5.  Dazu 
treibt  gerade  die  Volksvermehrung  an,  eine  wichtige  entwicklungs- 
geschichtliche und  kulturlnstnr  Wirktnii!:  dieser  VermehrunL'".  w<'nu 
nicht  Fortwauderungen  möglich  t»iüd  und  eintreten  (Triebmoment  auch 
zu  diesen,  zu  „Völkerwanderungen*',  zu  Kolonisationen,  s.  0.  S.  60). 
C).  (Jelingt  die  Gewinnung  einer  höheren  SntwicklnnesBtni'e,  so  kann 
sich  die  Volkszahl,  die  Volksdichte  auch  tmtsj)recTiend  dauerhaft 
steigern.  7,  Insofern  hat  auch  die  Volksvermehrung  und  Volks- 
dichte keine  festen  Grenzen  nach  oben.  8.  Aber  der  Fortschriit 
zu  einer  höheren  und  zu  dann  immer  weitere  Entwicklungsstufen 
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und  innerhalb  einer  jeden  zu  einem  höheren  (intensiveren)  Grade 
darin  ist  stets  an  gewisse  neue  Bedingungen  gebunden. 
9.  Nur  wenn  diese  erfüllt  werden  können  und  werden,  wird  wirklich 
ein  ofrösserer  Fassungsraum  für  mehr  ]?ovölk.,  frrössere  Dichte  cre- 
wonnen.  10.  Die  Erfüllung  dieser  Bedingungen  ist  aher  teils  mit 
steigenden  Schwierigkeiten  verbunden,  teils  nicht  immer  und  überall 
möglich,  teils  schliesslich  fllr  noch  immer  höhere  Entwicklung^  un- 
möglich  oder  ganz  unsicher,  ohne  dass  dafür  im  Voraus  ganz  be- 
fitinmite  Groii/on  ijezogen,  feste  Anhaltspunkte  ijof^obcn  werden 
können.  11.  In  ilicscn  iSfomenten  liegt  a)  die  Orefahr  einer  weiteren 
Bevölkerungsvermehruug  und  giö.sseren  Dichte  über  ein  gewisses 
Mass  hinaus,  wenn  nicht  Uebervölk.  eintreten  soll;  b)  scMioMHch 
ergibt  ffleh  dann  auch  eine  Grenze  der  Vermehrung,  indem 
die  repress.  und  prävent.  Tendenzen  dairc;rcn  sich  j^fdtond  nin(  hen 
müssen,  wenigstens  wenn  die  Befriedigung  der  Bedürfnisse  nicht 
auf  ein  tieferes  Mass  sinken  soll  oder  dies  nicht  weiter  zu  tun 
vermag.  12.  Illusionen  hierüber  bei  freihSndlerischen  wie  Sozialist. 
Theoretikern  und  Optimist.  Antimalthusianern,  Industriestaats-  und 
Weitwirtschaftsschwärmern. 

E.  Volksdichte,  Fassungsraum  dor  Entwieklnn*rsstufen 
und  Üebervülkerung.  1.  Populärer,  auch  in  Fachkreisen  hier 
und  da  immer  noch  zu  findender  Irrtum  einer  Identifizierung  von 
hoher  Volksdichte  und  UebervÖlkerung  oder  doch  einer  Verwechslung 
beider.  2.  Ein  gewisser  Zusammenhang  besteht,  aber  UebervÖlkerung- 
ist  möglich  und  kommt  vor  bei  jedem  Grnd  der  Volksdichte, 
historisch  wohl  bei  sehr  geringer  Diclite  häufiger  und  schärfer,  selbst 
im  Sinne  absoluter  Uebcrvölkcrung  (u.  u.  Nr.  F)  als  bei  hoher 
und  sebr  hober.  3.  Für  diese  Verhältnisse  sind  etwa  folgende 
grosse  historische  Typen  der  Entwicklungsstufen  zu  unter- 
scbpiden  (s.  aneb  oben  12.  bes.  Punkt  5  auf  S.  37):  a)  in  primitiven 
Verhältnissen,  bei  ausschliesslicher  oder  ganz  vorherrschender  occu- 
patorischer  Gewinnung  von  reinen  Naturprodukten  (Jagd,  Fischfang, 
oaraml.  wilder  Pflanzen),  bes.  für  Emfthrung,  kann  nur  eine  sehr 
kleine  Volksdichte  bestehen,  a)  In  welclier  Höhe,  darüber  ent- 
scheiden Nnturfaktoren,  wie  Klima,  Bodeiiart,  Fruchtbarkeit,  Jahres- 
witterung;  fi)  auch  bei  kleiner  Dichte  droht  üebervöikerung,  und 
zwar  selbst  absolute,  bei  ungünstigen  Naturverhältnissen  und  geringer 
Yolksvermehrung;  Abhilfe  mit  in  Wanderungen,  (Kriegszügen,  Ge- 
bietserweiternngan).  b)  Bei  nomadischer  Viehwirtsch.  wird  Yer- 
mehrungs-  und  Fassnnirsrfium  schon  grösser,  nbor  grosse  Abiiängigkcit 
von  XaturlakKnen,  wie  den  genannten,  bit  ibt.  c)  Uebergang  zu 
primitivem  Ackerbau  oder  Verbindung  solchen  mit  den  Erwerbs- 
arten unter  a  und  b,  also  bewusste  Hinleitung  der  Natur  zur 
Erzeugung  der  bedurften  Güter,  zunächst  noch  mit  wechselnden 
"Wohnsitx.Gii  und  Feldern  (priniit.  l)rcnn-,  rohe  Feldgras-,  Fv\A- 
waldwirtscli.)  steigert  die  Mögliciikuit  etwas  grösserer  Volksdicbtc 
wiederum.  Mass  ist  auch  hier  von  Natnrfaktoren,  Stand  der  Agrar- 
technik abhängig,   d)  Feste  Wohnsitznahme,  Urbarmachung  und 
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i'egelmäflfl.  BeateUung  bestimmter  Fluren  und  Felder  (Dörfer,  Einsel- 
höfe,  Feldersysteme  mit  ewiger  Weide,  I^eifelderwirtscli.)  verscliafft 

a)>ernial,s  einen  «rröBsereii  F;iHsnn<rsraiiin,  wenn  die  eventuell  hier 
schon  hölienu  l)('wirtscli.k<)>t(  n  -/n  ertragen  sind.  Einfluss  dalier 
wieder  von  Klima,  liodenart  uiul  -güte,  aber  auch  von  Betriebs- 
technik  hieraitf  mid  damit  auf  mögliehe  Steigerung  der  Yolksdielite. 
e)  Diebe  EntwickltiTigen  gehen  in  derselben  Bichtung  ujid  mit 
gleichen  Erfolgen  für  Ausdehnunü-  d»  s  1%  \  ülkentngs-Fassmigsranins 
weiter  mit  Verbesserung  der  agnir.  Feldbau-  und  B('triL'l»ssystenie, 
der  Agrartechnik  in  einem  jeden,  mit  der  Uebirw iudung  der 
steigenden  Kostentendens  dabei  (Gesetz  der  Boden  produktion, 
^  32,  33])  und  der  Ermöglichung  für  die  Ikvölk.,  auch  höhere  Kosten 
invl  Preise  y.u  erfragen,  f)  Daher  nbcr  hier  chvr  schon  wachsende 
»"StIlAv  ierigkeiten  un«l  für  Volk^izuiialiiiie  steigende  liedcnken  und 
Gefahren,  auch  im  „reinen'*  oder  ganz  v»irherr8chcadeu  „Agrarstfiat". 
g)  Die  lokale  Trennung  von  Land  und  Stadt,  Entwicklung  letzterer 
bietet  alsdann  die  Vorteile  höherer  Arbeitsteilung,  besserer  Pro- 
duktionstechnik und  I?t'rri('i)sorirniiisation  niid  er^^•eitert  f«f»  den 
FassuHgsraum.  h)  In  \  erbindung  mit  Krmöglichung  und  Sicherung 
<ler  Entwicklung  von  Feruhcrbczug  der  Agrar-,  Feruabsatz  der 
Stadt.,  gewerbl.  Produkte,  bei  besseren  Kommun.mitteln  und  erhöhter 
Sicherlieit,  dehnt  sich  dieser  Fassungsraum  wied(^m  weiter  aus. 
i)  Doch  mit  Eintriit  diospr  Fintwickluiig.  dei  Trennung  von  Stadt 
und  l^aiid.  als  t  iner  i  rsien  l'ha^e  des  ,,lndustriestmits'*  (oben  S.  38), 
cutscheideu  immer  mehr  die  Bedingungen  für  den  Austausch 
zwischen  Agrar-  und  Industrieprodnkten,  die  PreisverhÄltnisse 
dabei,  überhaupt  die  Momente  der  Industriestaatentwicklung  (oben 
V?  12,  1.'5).  zunächst  innerhalb  kleiner  Gebiefsr;inni<'  f^tadtwirtsch. 
Phase,  o.  S.  3S},  dann  iniicrlialb  «i'rösscrer.  wenn  auch  woentlich 
noch  innerhalb  der  territ.  und  nati«»n.  Volkswirtsch.,  endlich  inner- 
halb der  näheren  und  ferneren  auswärt.  Verkehrswelt  (weltwirlsch. 
Phase,  8.  40).  k)  Solange;  es  gelingt,  diese  Bedingungen  immer 
wieder  zu  erlullm  kihI  für  dfu  Austausch  nni  Agrar-  uii<l  linlüstrie- 
])rodukten  befriedigend  zu  gestalt(Mi.  kann  der  Fassuiiizsrainii  sich 
erweitern,  die  Volksdichte,  selbst  odi-r  in  kleineren  und  grösseren 
Gebieten  lokal  erreichte  hohe  und  sehr  hohe  noch  weiter  steig«», 
aluM-  unter  dem  1  )aijioklcsschwert,  welches  über  der  liypertroph. 
imlustrit  slaatl.  und  w<dtwirtsch.  Kntwicklung  scliwobt  (diu  u  S.  40). 
Das:  übersehen  die  Schwäruier  für  flieso  Kntwicklung.  1  J( de 
sojche  Phase  der  ^'ülksdichle-Entwickl•^ng,  auch  die  neueste  in  den  am 
Meisten  fortgeschrittenen  KnltnrstaRten  und  deren  günstigsten  (re- 
l>iett  11  I  Kohlenfeld-Gegenden I),  leidet  so  unter  der  (iefahr  der 
L'ebfrvölkerung,  wenn  die  bei  ihr  ermöglichte  und  gesicherte  Volks- 
dichte weiter  wächst  und  die  dann  eri'onlerliclien  veränderten  ufid 
neuen  Bezugs-  und  Absatzbedingungen  sich  nicht  oder  nur  iinnu  r 
schwerer  und  unsicherer  erfüllen  lassen,  m)  So  liegen  die  Dini;e 
aber  a)  bei  grossem  juterlokalen  und  vollends  Internat.  Oüter- 
anstausch,  namentlich  zwischen  agrar.  Nahrungsmitteln  und  Industrie* 


Digitized  by  Google 


—  81  — 


Produkten  nach  den  dargelegten  Verliaknisseu  des  heutigen  Volks- 
wirtschaftssystems —  eine  Warnung  vor  diesem  und  dem  „reinen 
Industriestaat"  an  die  Enthusiasten  fitr  diesen;  doch  ß)  so  liegen 
sie  auch,  wenn  alte  Kulturländer  einmal  ganz  bcsiodelt,  die  Lati'!- 
wirtseh.  schon  hoch  intensiv  fjoworden  und  weitere  Steigerung  in 
dieser  Kichtung,  selbst  ihre  technische  und  betriebsorganisatorische 
Mötiflichkeit  vorausgesetzt,  eben  zu  kost8|)ieIig  wird,  weil  sieh  das 
Bodengesetz  (§  32)  zu  stark  wirksam  jnacht,  —  eine  Warnung  an 
ngrMrische  OptirnistcTi.  n)  So  bleibt  Malthus  im  Wesentlichen  im 
lieclit",  auch  in  der  Gegenwart,  ia  grade  in  ihr:  „üebervölkerung"' 
droht  auch  ihr. 

F.  Uebervölkerung.  1.  Notwendige  Untemdieidung  zwischen 
a)  absoluter  und  b)  relativer.  %  Die  erste:  wo  es  absolut 
an  Unterhalts-,  spez.  Nahrungsmitteln  (nach  Art  und  Menge)  fehlt, 

um  eine  gogebono  Bevölkerung,  speziell  deren  untere  Masse,  zu  er- 
halten und  liepresbion  (mehr  Krankheiten,  Todesfälle)  zu  veriiüten. 
a)  Sie  konnnt  am  Ersten  iu  primitiven  Verhältnissen,  bes.  bei 
lediglich  occupat.  Tätigkeit,  auch  in  rein  agrarischer,  bei  un- 
vollkommener Kommunik.technik  und  Rechtssicherheit  vor  (europ, 
Mittelalter,  Indien,  Diitia  noch  heute:  Annäbernng  in  rtis-^.  N  .r 
lagen),  b)  Sonst  meist  nur  in  ganz  abnormen  Verhältnissen  (Kriegs-, 
Revolutionszeiten),  c)  Diese  absol.  Uebervölkcrungs^efahr  „wider- 
legen^' die  Gegner  von  Malthus  und  meinen  damit  seine  Lehre 
„widerlegt"  zu  haben,  weil  diese  Gefahr  heute  in  der  Kulturwelt 
fclilc:  oin  Windmühlengel'echt.  3.  Die  relative  Ufborvölkernnir 
ist  es,  um  die  sich  das  tiefer  ertasste  und  auch  das  Bev»>lkenings- 
problcm  für  alle  Entwickl.stufeu,  auch  für  die  hoch-industriestaat- 
liehe  und  weltwirtschaftliche  der  Gegenwart  dreht,  a)  Wesentlich 
nur  diese  relative  Uebenölkerung  haoen  die  heutigen  Malthusiancr 
im  Sinne,  In-arlifcii  fbcii  die  (logner  niclit  genügend;  bei  allen 
voranuelicndcn  Anstühiungeu  liegt  vornelimiich  diese  relative  l'eber- 
völkeniug  zu  Grunde:  sie  ist  es,  die  innner  wieder  droht,  auch 
heute  in  der  Kulturwelt,  b)  Begrifflich  ist  die  relative  lieber* 
völkerung  zu  fassen  als  (Gr.  I.  S.  658):  ein  Zustand,  wo  die  B»  \  nlk., 
insbes.  ihre  sogen,  arbeitenden  Klre^sen.  bei  aller  Fnliigk.  und  allem 
guten  Willen  zu  Krucrbstätigk.,  inclit  sichere  und  genügende  Be- 
schäftigung /.um  Eiwerb  Kudet  nach  Massgabe  folg.  dreierlei  Um- 
stände: <r)  nach  den  gegebenen  und  erreichbaren  ökon.  techn. 
(einscbHesslich  betriebsorganisatorischen)  Verhältnissen  der  l*ro- 
duktion,  namentlich  nach  den  Bedingungen  für  Absatz  der  Produkte 
(bes.  auch  Fai)rikate)  und  für  die  Preise  dafür,  sowie  für  den 
Bezug  und  die  Preise  der  Kinuiu>clij)rodukte  (bes.  Agrar-,  Nahrungs- 
mittel, BohstoiFc);  ß)  nach  der  gegebenen  ftnd  nicht  oder  nicht  rasch 
genug  oder  nur  mit  schädlichen  Rückwirkungen  auf  die  Bildung 
und  VermcbrtinL'"  de*;  Volk-^rlid^oTinnons  n1  tänderbaren  Kechts- 
ordnung  für  Produktion  und  Verteilung  (Grund-,  Ka})italbesitz- 
ordnung,  Vertrags-,  Erbrecht)  bei  notwendig  in  bestinuntem  Mass 
wenigstens  verbleibender   privatwirtsch.   Organisation   und  Un- 

A.  WAf^ner,  mx.-5koD.  OrundriM,  4.  Aufl.  6 
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uiüglichkoit  rw3er  Uinsnlänglichkeit  und  nn^enttgender  ProduktirltSt 
fl©r  geiiTcinwirtsoliaftliclien,  (Kaj».  5);  y)  cntUich  und  vornclinilicli 
aucli  nach  den  auf  Grund  der  cnimal  erreichten  hohensliallung  (B«^- 
dürt'nishctriedi^unj^sbr»hc  nnd  Art)  crrcichtrn  A  ii sprächen,  sowold 
hinsiclitlich  Art,  Maäs,  Laüt^etüld  der  Arbeiibk-ibiunj^,  als  Art,  Masü, 
Lustgefühl  der  Entlohnung,  des  Einkommenbczugs,  der  Bedürfnis- 
befriedigung, c)  In  der  l'rörterung  über  das  volksuirtscli.  Be- 
vö!k(>rnnL''sproMem  werden  Nr.  n.  n  und  /.war  wolil,  aber  nicht 
immer  richtig,  Nr.  y  7M  weni;:'.  oit  ^ar  nicht  lu  i  iick^ichti'rt,  bes.  auf 
«Seite  der  Gegner  von  ifalthus  und  in  dem  Kanipl  ij^^gen  Uebervöik. 
im  Sinne  absoluter,  d)  Folgen  der  relat.  Uebervölkerani^  sind  a)  nicht 
sowohl  verheerende  Kepresslon,  als  als  nieclianiscli  wirk<'ndes 
Moment,  Drnck  auf  ern  lrlit«  .  beanspruchte,  fiir  bcrcchtiirf  ueltende 
Lebenshaltuujr,  auf  Eink«<iamen,  spez.  Lohnhochhaltun;^  und 
-Steigerung,  auf  Arbeitsart,  Mass,  in  berechtijitem  Umfange  Niedrig' 
haitung  und  weitere  kulturell  erwünschte  Ermässigung  der  Tiftnge 
und  Mühe  des  Arbeitstags,  e)  Diese  Folgen  zeigen  sich  stets,  aucli 
in  unserer  Gegenwart  bei  den  eisten  Kulturvölkern,  ruif  der  höchsten 
industrieätaatlicheu  uud  weltwirtücli.  Entwicklungsstufe  (Knglaud, 
Deutschland,  vollends  hei  ungUnstiproren  VerliKltntssen,  Italien,  mit 
seiner  Auswanderung  und  seinen  Wanderarlteiterii  in  Nordeuropa 
und  in  Amerika I).  i  )  Gegen  diese  Folgen  und  damit  gegen  relativ*' 
LJebervölk.  sirlicit  du:  (t)  weiterer  ökon.  techn.,  betriebsorgauisat. 
Fortscbrill,  der  ai)er  seine  Grenzen  hat;  fl)  sind  lct;stero  nicht  aus- 
zudehnen, so  kann  Auswanderung  Abhilfe  g-eben,  aber  nur  beschränkt; 

xersagt  a  nnd  ß  so  bleibt  nur  verstärkte  \Virksand<eit  der  })rä- 
ventiven  'Pfiidcir/.en  der  Vi>lk>/mi.'ihuie.  1)0^,  Abnahme  der  (JcImii  rs- 
fre<iu('n/  übrig;  d)  stinst  eben  jener  dargelegte  Druck  nnd  schliesslich 
docii  auch  wieder  die  Gefahr,  das-s  die  Kepression  der  A'olks- 
Vermehrung  stärker  wirksam  wird  (erhöhte  Sterblichkeit),  g)  ,,Eob. 
Malthns  behält  somit  in  allem  Wesentlichen  Recht".  (Grundieg.  I, 
8.  665). 

In  meiner  Grundlo!X.  s^-hlies.st  sich  au  die  Bevölkernng.^lehre  ein 
umfassendes  Kapitel  uu:  „der  liedarf  und  da.s  Verteilungsj)rol)!e]n  oder 
die  Kinkniiiiiu'iilelii 0  vom  Verteilungsstandpunkt  betra(ätet-^  (I.  S.  (lOii 
bis  T<iO).  Dif'se  Ausführungen  gebe  i'  li  in  der  Vorlesung  nielit  im  Zu- 
äaiumejdiang  liier,  konun*'  ;d)er  im  weiteren  Verlauf  mehrl'aclj,  bea.  im 
Teil  II  in  der  Verteilungslehre     57  IT.)  auf  Einzelnes  daraus  zu  sprechen. 

5.  Kapitel.  Die  Organisation  der  Tolkswirtschafl  und  der 
Staat  in  Tolkswirtschafliieher  Betrachtung. 

G.  3.  A.  1.  Buch  5  und  6. 

Kritischer  Literaturnach weks  in  Grundieg.  :).  A.  I.  (-2.  IkUbhd.) 
S.  7ül— Tül>,  TM— 7h<J,  75>4— tut,  «27— Wh,  öil— Hb').  H4i)— JSTiU,  «50-  .STiH, 
870—87«,  8J)2— 80;i,  908,  915.  —  Hauptliteratur  für  diese  ganze  Materie 

die  deutsche,  Hauptaiitor  .S<?liäffle.  bfs.  in  d.  >.  AuH.  d.  geseliseh. 
Systems  (S.  i;4  1f.,  :l'51  ff..  :5.  A.  II  s;;.  lo;;  und  vieltach;  so-/..  Körper 
1.  A,  III,  ;jt>.j ff.).    KnieSj  pol.  Oek.' mehrfach,  so  S.  lHjff.  Koscher, 
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T  ^  11.  Srhmollcr,  GruDdriss,  1  F.u'h  passitn.  H.  P«^scli.  Xat.ök: 
I.  Kap.  4,  l'^s.  Solidarismus.  Z.  Teil  ;iq  mich  kritisch  anknüpfend- 
Groäü,  Wirtscluittslormeu  uud  VViitschaftspriiizipien,  Ih^^^S  uuü  Art. 
Gemein  Wirtschaft  im  H.'W.>B.  d.  Staatswiss.  B.  IV.  G.  Cohn,  Au&. 
Genieinbt'dürfnis  und  Gonioinwirtscli.  in  d.  Tilh.  Zoitselir.  f.  Stautswi.ss. 
B.  ;>7.  iNxl.  Bes.  E.  Sax,  GnindlefT.,  das  njan/e  Work,  bes.  Ab.schn.  IV. 
Meine  Koplik,  in  Gnimllcg.  A  §  2tKS.  Dogmatische  Darstellung  der 
Ijehre  von  Organisation  und  Staat  in  Buch  u  und  6  des  1.  B.  meiner 
GruDdlejr.  (•:.  A.V 

üeher  pri\ atwirt.scliaftl.  System  uud  freie  Kon  kurrenz  ist 
die  $ranze  liberal-individualistische  Nationalökonomie  seit  drn  Physio- 
knitfii  uiid  A.  Siiiiili.  i>*\s.  in  der  s|);lt('reTi  -"xtr'  mr'H  Rii'lit umj;  di  r  ..Frei- 
bäiiUicr"*  ^.iUunchesterdokti-iü)  beranzu/ieheu.  obeu  in  diesem  GrunUr. 
S.  H,  Hff.  ü.  a,  bes.:  Pr.  Bastiat  (harmon.  econ.  u.  a.),  die  deutsche 
Freihandelsschule.  voran  Prince-Smit h ,  Faucher  (s.  Hent/.scli, 
Tlandwörterb.,  \'olks\virt.s«_h.  N'icrtelj. -.Schrift).  Zur  Kritik  .s.  Sismondi, 
die  Sozialisten,  die  neuere  deutsche  historische  und  soziale  Schule. 

Feher  Zwang.  Z wanffsprinzi p.  s.  auch  die  Werke  über  Polizel- 
wiss.  (v.  Mühl,  Aull.,  Tiih.  iSds.  I,  §  7),  innere  Verwaltun^slehro. 
(L.  v.  .Stein).  Allgemeines  üoi  Kiudermann,  Zwang  und  Freiheit, 
190!.  Ueber  Besteuerung  und  Steuerzwang  die  Werke  üherPinanj!- 
wi.s.senschaft  und  Steuerlehre,  meine  Fin.  IF  }.  A.  Buch  V.  Kaj».  l. 

L'vber  ileu  Staut  in  voikswirtsck.  Betrachtung  wiederum  bes. 
Schäffle,  gesellsch.  Sysi  2.  Kap.  J)l  if.,  %  A.  1.  2«,  II.  H3,  sojt.  Körper. 
L  A.  in.  :5»;.-.,  l.')T,  IV.  JKI.  iMeiuo  Grundleg.  A.  1.  BucIh;,  S.  871  ff. 
(auch  fi'ir  kritisfli«'  Liter. lihersifht,  S.  <s71 — ^T<))  und  mein  Art.  ^Staat" 
im  H.  W.-B.  d.  Slaatswiss.  Supplementband  J  und  >.  Aull.  B.  VI. 
H.  ^[ichel,  Idee  de  letat,  1«1H».  Gej^nerisch:  Bastiai,  o.uvres,  IV. 
.'i^T.  Spencer,  man  versus  st;ite,  .,von  der  Freiheit  zur  Gebundenheit", 
Beri.  lsi»l.  Aus  der  rechts-  uud  staatsphilos.  Lit.  die  Kruuäescbe 
Richtung,  bes.  Ahrens,  Naturrecht;  auch  v.  Ihering.  Zweck  im 
Recht,  B.  1,  passim.  Gegensätzlich  die  ältere  Kant  sei.«  IMiilosophie. 
S.  u.  a.  Willi.  V.  Humboldts  \'ersuch,  die  Grenzen  der  Wirksamkeit 
des  Staates  zu  bestimmen,  1T;>'J  neu  l<s'»l).  S.  übrigens  Wilbrandt, 
Kant  und  Zweck  des  Staats,  in  .lahrb.  t'ür  D.  K.'ich,  1$H)4.  ~  Für 
die  prinzipielle  vSeite  und  zu'jlfieh  liir  praktische  Konseijuenzen  die 
Literatur  der  Finanzwiss.  uud  tJesieuerung.  dann  diejenige  über  spezielle 
Verstaatlichnngs-  und  Vergemeindlichuugsfragen  ( Kisenoahncn,  Banken» 
Versiclierungsanstalten,  Bergwerke,  Gemeindeanstalten  u.  a.  m.). 

19.  —  I.  Orgatiisationsprinzipieii  und  W irtscliafts- 
sy.^teuie  in  der  Volkswirtschaft  im  Allgemeinen.  G.  J 
291 — 302.  A.  Die  Volkswirtschaft  als  Organismus  und 
rgpanisntion.  1.  Dio  Volkswirtschaft  ist  nach  ihrer  realen  Kr> 
scheinniig,  ihrer  historischen  Entwicklung  und  iln  er  Gesamtgestaltmi- 
ein  (-)rgan  isni  us,  hervonre'jangen  aus  den  meeNeblicln  ii  lie- 
dürlnisseii,  dem  Trieblebeu,  der  Art  der  BescbaHüug  und  \  er- 
wendung  von  Gittern,  insotVnn  ein  Natiirgchilde  („Natuiiirodukt**), 
«ivh  von  uuten  nach  oben,  von  den  l  juzeluen,  Familien,  (ilicdem 
aus  zu  einem  («anz<'u  entwickelnd:  l  ,  sie  ist  aber  auch  eine  künst- 
liche (_>rga  n  i  sa  t  i  o  n .  ein  Gel»ilde  bewussti  r  ueMtschlicher  Trit. 
nach  Zwecksützuugeu  und  Wahl  gei  igueter  .Mittel,  ein  Kuustgel)ilde 
(.,Kuust))rodiikt''),  bei  welchinu  von  oben  nach  uuten,  von  Autoritäten 

C* 
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auf  die  Glieder,  vom  Ganzen  auf  die  Einzelnen  leitend  eingewirkt 
wird.  2.  In  der  primitiven  Volkswirtschaft  tritt  nielir.  a^er,  wenn 
überhaupt  schou  eine  „Volkswirtschaft"  besteht,  niemals  allein,  der 
Charakter  des  natfirlicben  Or^nismns,  in  der  entwickelteren 
Volkswirt  s  1  iift  tritt  immer  mehr,  aber  gleichfalls  niemals  aus- 
schliesslich, <i('i'  Cliarakt»'!'  der  künstlichen  ni  .:anis;iTion  lici  N  nr,  be- 
sonders seit  <ler  stailt\\  irtschaftl.  und  immer  mein  noch  seit  der 
territorial-  und  national  wirtschaftlichen  Pluise  (oben  §  12,  S.  '6S)  und 
in  der  weltwirtflcbaftlicben  (§  13).  3.  AusschliesBlich  eine  iLttnstliehe 
Organisation  wäre  die  „sozialistische  Volkswirtschaft":  das  un- 
bistorische  Gedanken<^obilde  der  Sozialist.  Doktrin  und  das  unlösbar 
erscheinende  Problem  (oben  S.  19). 

B.  Uic  Organisation  der  Volkswirtschaft  beruht  auf  drei  Or- 
g>anisationsprinzipien  verschiedener  psycholog^ischer  Natur, 
nämlich  unterseliieden  nach  den  das  wirtschaftliche  Tun  und  Lassen 
bestimmenden  Motiven  (».  Kap.  1  §  1,  2),  welche  als  Potenzen 
wirken,  1,  Nach  diesen  Prinzipien  gestiiltet  sich  die  Art  der 
Herstellung^  der  Güter,  die  Methode  der  Zufiihrunj^  an  dw.  he- 
dürftigen,  die  Ordnung^  der  Kostendeckung,  die  Metliode  der  Ver- 
güttmg  der  Dienste,  der  Entgeltlichkeit  grundsatzlich  Aerschieden. 
2.  An  jedes  Prinzi[>  knüpft  sich  ein  eigenartiges  Wirtseliafts- 
sv Stern  (Wirtschaltslorm)  au,  iu  welchem  eineb  der  l'rinzipieu 
allein  oder  Torherrscht.  3.  Die  drei  Prinzipien,  bezw.  Systeme  sind 
a)  das  pri vatwirtscliaftliche  (individualistische,  „speku- 
lative", Schäfne).  b)  das  gemein w irtschaftliche  (soziale, 
„sozialistisch-kommunistische*''),  c)  das  karitative.  4.  Wesen  nnd 
Funktion  eines  jeden  Prinzips:  u)  das  pri vat wirtschaftliche 
Prinzip  beruht  a)  ])rinzi[>iell  aufgelksst:  rein,  praktisch  stets  nur: 
überwiegend,  auf  dem  Befolgen  des  ersten  egoistischen  Leit« 
nintivs  (§  2)  beim  Wirtschaft!.  Tun  und  Lassen,  dahei-  iusliesoiKlere 
in  der  Verkehrswirtschaft  bei  tler  J'nMluktion  und  der  Verteihnn:- 
der  Erträge,  um  so  nicia,  je  freier  die  Uechtsordnun^  dieser  Wirt- 
schaft ist  und  je  weniger  andere  Motive  kreuzend  einwirken,  ß)  Die 
Rechtsform  der  R(?gulierung  der  Verkehrsbessiebun^cn  ist  der  Ver- 
trag. )'}  Das  lleelit'-]trinzip  der  Kei: nliemni:"  ist  die  t'reif  Kon- 
kurrenz, ö)  Das  ökonomische  Gesetz  tiir  die  ZuJühruug  der 
Güter  au  die  Bedtirttigen  ist  das  von  Angebot  und  Nachfrage. 
*)  Das  Ergebnis  ist  die  spezielle  Entgeltlichkeit  von  Leistung 
und  Gegenleistung,  die  Kostendeckung  beider  durch  einamlt  r,  ilie 
Feststellung  des  speziellen  (Vertrn.;s-)Preises  jedes  Guts  (Sachguts, 
Dienstes),  b)  Das  gemein  wirtschaftliche  Prinzip  beruht  auf 
bewussten  Zweeksetznngen  nnd  Anwendung  von  passenden  Aus- 
fölmingsmitteln  zur  Erfüllung  dieser  Zwecke  Seitens  nienscblicber 
GenHMnsrliafien,  frei  sich  bildenden  (,. freie  Gemeinwirtschaften''), 
aut  autori  t  a  t  i  ^'enl  Vorgi'hen  mit  Gebot  und  Zwang  beridienden 
(insbes.  „öhentlicher  Kör^jcr'',  .">ra<it  usw.,  „Zwangsgemeinwirt- 
schaften"), a)  Motiv  ist  bei  den  ersten:  auf  wirtsch.  Gebiet  ebenfalls 
das  erste  egoistische,  aber  modifiziert  durch  gemeinsinnige  Bück- 
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sichten  auf  allgenuinc  und  auf  Tntercssen  von  Genossen;  bei  den 
ZwcangsgenioinwiiTscliaften  beruhen  die  Zwecksetzungen  aui  wirk- 
lichen, erfahrungsmässigen  oder  angenonniienen  („geglaubten'') 
Gemeinsdiafltsiateressen  und  Lebensbedingungen  der  Gemeixiscban 
und  dos  Einzelnen  als  notwendigen  Gliedes  letzterer,  wobei  dann 
beim  Einzelnen  aus  Erwägung  fies  Individnalinteressos  eprolstische 
Vorteilsniotive,  aber  auch  „Gemeinsinn'*,  sittliches  Pflichtgefühl  mit- 
snielen  können,  jedoch  nicht  die  unbedingte  Voraussetzung  der 
ilxistenz  nnd  der  Funktionen  der  Gemeinwirtsehaft  sind,  ß)  Die 
Rechtsform  der  Kegidierung  ist  die  frei  gegebene  (cvent.  auf  Ver- 
trag beruhende),  aber  d.um  autoritativ  wirkende  Satzung  bei  den 
freien,  die  autoritative  Anordnung  (Normierung)  bei  <len 
Zwangsgoi  nein  wirtschaften  (Gebot,  Verbot,  Strafandrohung-,  Zwang), 
wobei  entsprechende  Motive  des  Tuns  und  Lassens  bei  den  Ein- 
zelnen entbunden  werden,  y)  Das  Rechtsprinzi]»  der  Regulierung 
der  Produktinns-  und  Verteilungsvorpiniro,  der  Zntiilinmg  der  Güter 
an  die  Bedürftigen  ist  daher  der  Wille  der  Autorität,  ö)  Die 
Eutgeltlicbkeit  von  Leistung  und  Gegenleistung  und  damit  ver« 
bunden  die  Kostendeckung  ist  eine  ;_'enerelle:  mit  Mitteln  der 
Genieinscbaft,  welche  eventuell  nach  1»»  stinimten  Massstnbon  dnrcli 
Beiträge  der  Glirder  (statntar.  Veieiufel)oiträL:c  bei  den  freien, 
gesetzliche  Zwangsbeiträ^e,  „Steuern"  bei  den  Zwangsgcmeiu- 
wirtscbaften)  zusammengebracbr  werden,  werden  die  Gemeinscbafts- 
zwecke  ausgeführt,  die  Kosten  dieser  Ausführung  davon  gedeckt, 
die  I.eisf untren  der  Genn  inscbaft  naidi  bestimmten  Normen  den 
Gliedern  zugetührt,  ohne  individuelle  Abrechnung  zwischen  Ge- 
meinsciialt  und  Glied  über  das  Verhältnis  zwischen  Wert  der 
Gemeinschaftsleistung  ftir  das  Glied  und  des  gliedlichen  Beitrags: 
eben  das  „kommunistische"  Moment  hier,  im  Unterschied  zum 
,,indi\  idnalisriscben"  beim  privatwirtsch.  Prinzip,  c)  Das  karitative 
Prinzip  bendit  Ihm  den  gebenden  Wirtbchaftssnbjekten  auf  der 
üeberwinduiig  der  egoistisclien  Motive  durch  das  ttnegoistische  Leit- 
motiv (i^  2)  —  allerdings  nur  bei  rein  prinzip.  Autfassung,  die 
praktisch  selten  so,  wenn  überhaupt,  zutrifft,  indem  insbes.  hier 
zwar  das  erste  egoistisclie  !,( irnu)tiv  überwunden  wird,  aber  das 
zweite  und  dritte  leiclit  mitsj)ielt,  auch  bei  Einkleidung  des  unegoist. 
Motivs  in  religiöse  Fassung  eben  jenes  Motiv  dann  doch  nicht 
rein  „unegoistisch''  ist  („gute  Werke  austlihren,  um  Gotteslohn"). 
a)  Pi.t'chtsforni  der  Keuelun^-  ist  das  freie  (icben  (Scbeiiken). 
(i;,  Kechtsprinzip  der  Ii» -<  lun;;  der  Zutiilirung  der  Güter  an  <lie 
Bedürftigen  (Emplanger)  ist  der  von  wohl  wollenden,  uneigennützigen, 
pflichtmilssigen  Emägungen  bestimmte  autoritäre  Wille  des 
Gebers.  ;')  Wirtschafil.  Entgelt  des  Kinpfängers  fehlt  ganz  oder 
teilweise,  letzterenfalls  bleibt  er  unter  dem  Wert  der  empfangenen 
Leistung,  d)  Kosteudeckung  dieser  erfolgt  daher  gar  nicht  oder 
nur  zum  Teil  aus  Gegenleistungen  des  Empfängers,  sondern  aus 
Mitteln  des  Gebers:  keine  privatwirtechaM.  Preisbildung,  keine 
gemeinwirtschaftl.  Beitragsleistung. 
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C.  Kcino  \'oik-^\virt'ic!tatt  1.  hat  tatsächlich  beruht  und  kann 
|H»teutiell  beruhen  n)  aul  einem  diehcr  drei  Orgauisationsprinzipien 
allein,  b)  auch  nicbt  einmal  auf  zweien,  selbst  noch  bo  zweck- 
mfissig  ausg^estalteien  und  verbundenen,  sondern  c)  stets  liegt  vor 
und  ninss  vf>rlieiren  eine  Veiliudunj;  der  droi  1 'r'nzipieu. 
2.  Jede  Volkswirtseliatt  umfasst  daher  aueli  drei  Wirtschattssvsteme 
(Fomieu),  in  welchen  eines  dieser  Prin/ijiien  —  meist  niclit  einmal 
allein  herrsclit,  sondern  nur  vorherrselit.  3.  Das  privat wirtsch. 
Prin/ip  und  -System  a)  versa;;,'t  für  die  Besehartun«;:  und  Zutührun«:- 
der  Güter  t'iir  vieU'  wiehtiji-e  Hedürt'nisbeirredij^ui'p'n ,  iusbes  bei 
den  meisten  und  wichtigsten  Gemeinl>edürlnisseu  (§  22)^  hj  es  schaöt 
nidit  aus  sieh  selbst  die  ihm  für  scioe  Funktion,  ja  seine  Existenz 
erforderliche  Rechtsbasis  und  deren  Sicherung,  e)  es  führt  viidt'^ich 
leicht  zn  ir.'frtcn.  llerrschaftsstelluu^en  der  St.-iiki'rm  um!  Aii^- 
bontun»ieu  (h  r  Sch\\ächer<*n  («»ptiinist.  Tänschun;;en  und  lrrlelu*en 
des  Ökonom.  Individualismus,  bes.  dehsen  extremer  Richtung  über 
die  „natürliche  InteresBenbarroonic^*  im  privat  wirtsch.  System^,  d)  Es 
bedarf  so  der  Korrektur,  der  Ergänzung,  des  Ersatzes  dureh  die 
zwei  ariden*!!  l'i'iir/ipicii  nnd  Svsteme.  4.  Das  L''Mn»M'nwirts(diat'tliciie 
Prinzip  und  System  hat  bislier  nieiii.i!>  in  der  üt';><  lite  nllein  die 
Volkswirtschai't  behen^scht  und  ersciieint  das  aucli  in  Zukunft  un- 
möglich unter  „Menschen*\  nach  deren  Wesen  nnd,  wenn  es  selbst 
möglich  wäre,  nicht  erwünscht,  wehren  a)  zn  h()lier  Anforderungen 
an  dl«'  geisflL'«'  und  sittliclje  Beschatfenheit  der  leitcndrii  Autoritäten 
^Aulslellutig,  Durchfüin'ung  des  Profhiktions-  und  W-rteilungsplans); 
o)  wegen  zu  grosser  Beseliränkung  der  freien  Bewegung  der  (J Heder; 
c)  wegtun  vorauszusetzender  psychischer  Motivationen,  die  nicht  zu 
erreichen  sind.  In  letzter  KonseijiuMiz  n)iisste  das  sozidist.  Wirt- 
scbaft^sysstem  ein  rein  goTneinwirtsehittrluhes  sein:  es  ist  aus  den 
angedeuteten  Gründen  abzuweisen,  d)  >»ur  eine  Ergauzungs-  und 
teilweise  eine  Ersatzfiinktion  zum  privatwirtscbafitlichen  (und  kari- 
tativen) kommt  so.  alltr  I'rfahrung  nacii,  dem  gemein  wirtschaftliehen 
System  zu.  t^^:  Dit  se  Funktion  kann  sich  aber,  wird  sich  ^  <■!•lnutlich 
auch  und  «rru  üuhc  hti^rmassen  gerade  in  der  modf  rnr  n  Volkswirtschaft 
erweitern,  f)  Hierauf  wirken:  «)  Fortschritte  der  Technik,  welche 
diese  Erweiterung  auch  in  der  mater.  Produktion  immer  mehr  zu- 
lässig machen;  ß)  Grossbetriebsbedürl'nisse,  welche  sie  notwendiger; 
y)  Mängel  nnd  öofahrcn  des  privatwirtsch.  Systems  (IIy]M'i-trn]diie 
des  Privatkapitalisnius,,  Aktien-,  Börsenwesen.  Vereinigungen  der 
privaten  Grossbetriebe  in  Kartellen,  Syndikaten,  Trusts),  welche  sie 
wünschenswerter,  ja  selbst  notwendig  machen.  5.  Bas  karitative 
Prinzip  nnd  System  ist  a)  zwar  durchaus  notwendig  neben  den  beiden 
anderen,  diese  seihst  möglichst  richtig  fungierend  und  -serbunden 
angenommen,  aber  doch  h)  bisher  la  der  (.Teschichie  diesei»  anderen 
mehr  subordiniert,  als  koordiniert,  geschweige  ihnen  übergeordnet 
nnd  so  wird  es  wohl  bleiben,  c)  Seine  Unentbehrlichkeit  beruht 
auf  unvermeidlichen  Mängeln  der  Funktion  der  beiden  anderen,  wo 
uui'  die  Kaiitas  Abhilfe  bringen  kann:  d)  Seine  relative  Beschränktheit 
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iu  der  Anwenflung,  vollends  die  Unmögrlichkcit,  es  zur  herrschenden 

Stellung  zu  liring^cn,  folgt  «)  aus  r  mir  bis  zu  eiueni  gewissen 
^fassp  voräudoi  iniiisräliij^ou  psycliisclieu  -^^oti^  nti  ui  auf  w  ii  fscli. 
Gt'biete  (4^  2);  und  ß)  Jius  iuliärtmten,  niemals  tlaueiiul  völlig  ali- 
stullbaren  Mängeln  seiner  Funktion  Seitens  der  gebenden  und  seiner 
Folgen  j^ir  die  empfangenden  Pei'sonen.  6.  So  sind,  wie  stets  in 
der  Cresehiclite  vorhanden,  so  auch  stets  als  notwendig  anzusehen 
Kombinationen  der  drei  Priu/ipien  iiml  Systeme  mit  einander, 
jJ.  Diese  Kombination  war  immer  und  ist  notwendig  stets 
und  flherall  eine  zeitlich  und  örtlich  und  nach  Ansahen  und 
Tätigkeitsgebieten  wechselnde,  keine  ein  Inr  allemal  teste,  auch 
keine  prinvnpiell  so  test/.uvtellende,  Sie  steht  ,,im  Fluss  <ler  Ge- 
seliiclite.  '  a)  A!l(^  Versuclie  einer  festen  ..prinzipiellen**  (h'in^z- 
ziehung  zwischen  den  drei  Systenicn  —  daher  auch  der  Staatsiati^kuit 
auf  dem  volkswirtsch.  Gebiote  —  mit  Ableitungen  aus  „dem  Wesen 
der  Sache*',  aus  „Wesen**  der  Eiuzelfr»  lu  it.  aus  „Wesen"  (und 
Begriff)  des  Staats  sind  .,prin/-ipielj**  ("iIm  Ii  und  praktisch  uninöglich, 
weil  dieses  ..Wesen"  selbst  im  ges(  liii  liil.  Fluss  steht  und  sich  ver- 
ändert, b)  „Beweisfübruugen*"  in  prakt.  Fragen  der  Volkswirtsch,- 
und  SozialiK>litik  mit  solclien  Deduktionen  sind  daher  verfehlt 
(iibliclies  Vertabren  in  den  wirtscbaftl.  und  soz.  Farteikämpfen)t 
c)  lif'ItiMidc  rti'^iclifsjvmikte  für  Urteil  über  und  für  Acmiorinig  der 
Kombination  k<»nnen  nur  sein:  «)  Rücksiebten  auf  l\]iniluss  und 
auf  Rückwirkungen  der  Kombinationen  auf  die  psych.  Motivation 
im  Wirtschaftsleben;  ß)  auf  den  technisch-ökononi.  Fortschritt;  ;^)auf 
das  ökonomische  Prinzip  (§  1)  iu  «ler  Produktion;  d)  auf  eine  den» 
( iesamtinteresse  entspreclicnde  Gestaltung  der  Verteilung'  der  Kr- 
tiäge  und  der  dabei  mitspielcnilen  wirtscli.  Vorgänge  (Preis-,  l.,olin-, 
Gewinnbildnng). 

I  20.  —  II.  Das  privatwirtschaftliche  System  speziell. 
Freie  Konkurrenz.  Keebtsbasis.  Gr.  I.  §  303-3*23.  — 
A.  System.  Ks  umfasst  iliejenigen  VormiitLrc  in  der  Volkswirtscb., 
welche  und  soweit  als  sie  von  dem  privatwirtscb.  l'rinzip  ihr  (Je- 
präge  erhalten.  l>.  Träger  des  Systems  sind  die  l'ri\atwirt- 
Bchaften,  d.  h.  solche  Einzelwirtschaften,  welche  und  soweit  als  sie 
nacb  dem  [nivatwirtsch.  Prinzip  fungieren.  C.  Arten  der  Pri%*at» 
Schäften  sind:  1.  ty])i>t'li<  IIan]iiform:  d'e  Ijii/elwirtseliaft  einer 
pbys.  Pers<ui  ''mit  Erweiterung  und  Abweit  Innm  in  der  Familien- 
wirtsch.);  2.  di«'  Kinzclwirtscb.  nicht  phys.  (sog.  Jurist.)  Persuncn  des 
Privatrechts,  bes.  Erwerbsgcsellschaftcn ;  3.  die  freien  und  auch  die 
Zwaogsgemeinwirtschaften  (öffentliche  Kürper),  wo  sie  und  soweit 
als  sie  )»ri\ atwirtscb.  fungieren  (was  vieH'acb  njöglicli  und  tat-achlicli, 
so  im  Gei)iet  des  sogen.  l*riNaterNverl)S  des  Staats,  Domänenweseti  usw.. 
aber  immer  mit  der  Möglichkeit,  Abweichungen  eintreten  zu 
lassen,  so  in  der  Preisbildung,  bei  Taxen,  im  liesoldungsweseu  als 
Lohnart,  s.  nu-ine  Fin,  l..  3.  A.  152  11'.).  D.  Psycliolog.  liasis. 
1.  Das  erste  riroist.  wirtscli.  Leitmotiv  f,,Kigennutz",  .,Selbstinteress«'**, 
§  2);  aber  2.  praktisch  sich  iu  seiner  Wirksamkeit  individuell  und 
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alkeinciu  modiliziercnd  a)  nach  Stfirkegradeit,  l>)  nach  anderen 
sicn  mit  ihm  kreuzonilen  <*goistisclu'n  und  uiiojiroistischcii  Motiven, 

c)  aiicli  nacli  der  Unckwirkung  dt  r  l*t'clitsl);isis  der  Volkswirtsch. 
und  dfs  privntwirtseii.  Systems  sue/Joll  uut  die  psych.  Motivation. 
3.  Daher  auch  Kiiitluss  von  sittlichen,  rcliy;iüsen  Anschauungen, 
von  wirtechaftlichen  Verkehrssitten  usw.  4.  iMe  wurtecfa.  Vorgänge 
gestalten  sieh  v^  e<;en  Nr.  2  und  3  in  Wirklichkeit  deshalb  mehr  oder 
Monip  r  ahweichend,  als  wenn  nur  rein  das  erste  egoist.  Motiv 
ein\virkie. 

K.  Kechtsbasis  des  Systems  (Gr.  11,  3.  A.)  1.  Wirkt  bei 
den  I]iteressenklini])ten  im  System  wie  vom  ersten  Leitmotiv  ab- 

weichende  Motivation  und  wie  Sitten  usw.  als  Bedingung  und 
S(  lu  aiikc.  2.  Heeinriusst  so  di<'  (  Gestaltung  der  Vorgänge  im  System. 
ö.  l  ulLilifgt  selbst  nach  Hedürtnissen ,  Anschauungen,  Berück- 
sichtigung allgemeiner  und  spcz.  Interessen,  Stand  der  Technik  in 
J  Induktion  und  Verkehr  beständig  dem  gescliichtlicheu  Wechsel  in 
seinen  NurnuMi.  4.  Notwendige  Anpassung  von  Technik,  Oekonomik 
und  Il(  cht,  aber  S|)i(draum  dabei  tur  das  Recht.  F.  Blick  in  die 
Hauptkategorieu  der  Kechtsiiormen  (öfl'entliches,  Verwaltungs- 
wie  Privatrecht)  flir  allft  Gestaltung  der  Volkswirtsch.  Überhaupt 
(alle  Cntwicklungsstui'  11  und  speziell  auch  für  das  privatwirtsch. 
System:  Vicrcrhn.  1.  Vottikmi  über  die  Menselicn  als  solche 
(..iN'r.soneurecht''):  a)  Institut  der  U nt'rei he it  (Sklaverei.  Leib- 
oigetischait,  Hörigkeit  und  and.  mildere  Formen),  lipoche  des 
„Privateigentums  an  Menschen"  (Kodbertus).  a)  Art  und  Mass 
<ler  Herren-  (Eigentümer  )  Hechte,  ßi  Dsgl.  der  l^Hichten  der  Un- 
iivM-n.  y)  R.H'Iito  (\n  bedingtem  Sinne'  drr  riifVcIeii  (l'-lie-, 
Eigentmnsrecht,  pecuiium.  Zugret-ht),  aucli  gegenüber  ilaeu  Herren. 

d)  Herkommen  und  Sitte  gegenüber  den  Luireien.  f)  Alles  von 
Bedeutung  für  die  psych.  Motivation  beim  Unfreien  und  d.ahcr  C)  von 
Einflnss  auf  Verwendbarkeit  und  Leistungseti'ekt  unfreier  Arbeit. 
(Gr  n.  *3.  A.  §  32  rt'.).  b)  Persönliche  Freiheit,  eventuell 
prinzipiell  aller  Mensehen  im  Lande,  a)  Gestaltung  der  sozialen 
Hauptrechte,  des  der  Kheschliessung,  des  Zugs  und  der  Nieder- 
lassung^ auch  t'ür  Krwcrbszwecke,  der  Auswanderung,  der  Keise; 

spezi<dl  Gestaltung  des  Frwerl»-,  Berutsrechts ,  der  Berufswahl, 
der  Bedingungen  für  Ausübung  einer  Erwerbstiitigkeit;  y)  ältere 
„Gcbundeuheits-",  neuere  „treiheitliche"  Ordnungen  dieser  Funkte 
(Agrar ,  Gewerbeverfkssung,,  staatsbürgerliche,  ortsbQrgerlielie  Ver- 
hahnisse;  filtere  Beschränkungen  für  Fremde,  Nicht-Ortsbürger,  wegen 
Reli^iinis  und  Koidessionsverhältnissen  usw.);  d)  Jvcgelnng  der 
Kiiiwandi  l  uiig  und  des  Keisen-chts,  der  Niederlassung  für  Staats- 
und Ortsfremde^  2.  Normen  der  Eigentumsorduung:  a)  Gemein- 
eigentum, bexw.  Eigentum  (Jflentlidner  Körper  (und  mrer  Vertreter) 
und  Privateigentum  der  J'rivaten"*.  der  Staats-  und  Ortsangehdrigen. 
h)  Vorbehalte  gewisser  Objekte  (Botbii,  Bodenarten,  spez.  Grund- 
stucke) als  Geiueineigentiini.  und  solcher  Objekte  und  damit  ver- 
bundenen Erwerbseinriehtungen  als  Ii  egale  für  die  Gemeinschaft 
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(Staat,  Jjandcblierr).  e)  Ausdchiiuiif;  der  Arten  der  Objekte, 
irelche  dem  PriTateigcntum  der  Privaten  snga'nglicli  sind,  d)  Mass 

der  Rcdite,  welcLe  dem  Privateigentümer  als  solchem  von  seinen 
eifrentüniUcli  besessenen  ( )1ijrkten  zustehen  (..Inhalt"  des  Pri\'at- 
eigcntumsrechtsi  und  Gestaltung  des  ganzen  l'rivateigentumbrechts 
und  des  Erbrechts,  e)  Verschiedenheit  der  Normen  ftir  das 
Privateigentum  a)  an  Immobilien  und  Hobilien,  ß)  an  (Teltrauchs- 
( Verbrauchs-  nnd  Nutz-)  Vermögen  nnd  an  sachlichen  Produktions- 
mitteln Kapital"),  ;  )  nn  Tmmofiilien  nach  deren  Zwecken  und 
Verwendungbarten  (BodenkatCf^orien),  bes.  Gestaltung  des  Stadt, 
(bezw.  Wonnplatz-)  nnd  ländlichen  fagrariscben),  des  forstlichen 
Orandeigentnmsreclits,  des  Ber^xbau-,  Wege-,  Wasserrechts,  d)  Ge- 
staltun^r  dos  ,Tai:il-.  Fischerei-,  des  Pechts  des  Sannnc^lii  wilder 
Ptianzen  und  Friu  litc.  t)  Zeitliche  und  örtliche  Verschiedenheiten 
iu  allen  diesen  Normen,  geschichtliche  Kutwickluiigen.  g)  Aus- 
dehnung de«  Privateigentunis|)rinzips  von  Sachen  auf  „Ver- 
hältnisse", Urheber-,  Patentrecht  usw.  („gcl^titit  Kigentum):  ob 
übcilianpt  mv\  wie?  h)  Ausbildung  <lc>  Erbrechts:  cc)  testa- 
meuiari-^clies  neben  gesetzlichem:  fi)  oi)  und  welche  Verscliieden- 
heiieu  nach  Ständen  und  Klassen,  nach  Arten  der  Objekte  (adeliges 
bMnerliches,  Immobilien^,  Mobitiar^brecht  i  ;  )  Gestaltung  der  ge- 
setzlichen Erbordnung,  des  PHichteilsrechts.  d)  Zulässigkeit  von 
nnd  Pedingiingen  bei  Fideikomiiiisscn  und  Aehnliclioni.  3.  Nonnen 
für  das  V ertragsrech l:  Konsequenzen  der  Gestaltung  des  Per- 
sonal-, i Privateigentums-  und  Erwerbsrechts,  a)  Ob  und  unter 
welchen  Bedingungen  Jemand  rechtsgiltige  Verträge  abschliessen 
kann,  b)  Inhalt  der  Verträge,  bes.  was  nicht  Inhalt  sein  »lart. 
ß)  was  vom  Willen  der  Parteien  allem  abhängig  ist,  was  nicht 
(zwingendes,  nicht  abänderburt  s  Kccht).  b)  Formen  der  Verträge, 
von  denen  die  Rechtsgiltigkeit,  event  wenigstens  die  Klagbarkeit 
abhängt.  4.  Normen  für  di(^  Giltigkoit  erworbener  IN  chte 
f „Avohlerworbener  Privatrechte"),  a)  von  Kechten  ans  nicht  mehr 
be^^teheuflen  Kechtsiijstitnten  ('/..  B.  der  Unfreiheit,  der  älteren 
bäuerl.  Ivasten),  b)  aus  nocli  giltigen  (Jjassalle).  c)  Bedingungen 
der  Aufhebung.  Beschränkung,  Abänderung  a)  nur  mit  freier  Zu- 
stimmung des  Berechtigten,  ß)  zwan->\v(  Im  (Zwangsenteignnug, 
Anflu  lani^.  Ablösnna-.  agrarische,  gewerbliche  ,  d)  Ob  nnd  welche 
Entschäili-iing  letzteren  Falles  (Art.  Mass)  nnd  ob  vertragsmässige 
oder  zwangsweise  (geset/bche)  Kegelung  dabei. 

G.  1.  Die  Gestaltung  des  „Personenrechts"  und  des  Privatrechts 
bildet  die  Grundlage.  2,  Das  >onstige  ört'entliche  und  bes.  Ver- 
waltungsrecht (Atrrar-,  Gewerlte-,  llandelsverfnsstnig  usw.)  baut  sich 
auf  dieser  Grundlage  auf.  3.  Die  so  gebildete  gesamte  Rechts- 
ordnung wird  dann  die  (Verkehrs-)  Kechtsbasis  für  die  Volkswirtschaft 
und  flir  die  ssu  ilir  gehörigen  Einzel-,  insbes.  Privatwirtschaften  und 
gibt  den  wirtschaftl.  VorgängtMi  ihr  Gepräge,  modelt  sich  aber  auch 
Tmrh  den  wirtscluiftl.  (und  technischen)  Bedürfnissen  nni 
wirkungsverhältniö).  4.  Jede  volkswirtsch.  Entwicklungsphase  12 
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S.  37)  charaktercsit»rt  sich  daher  durch  spezifische  Eigentümlich- 
keiten, der  RechtsordDnngf  so  die  stadtwirtsclmftlielie,  territorial- 
^virtschat■tli<•lle.  so  die  moderne  des  ^o'^w,  Systems  der  freien 
Konkurrenz  im  Zeitalter  der  prakiischen  iierrsciiaft  des  Ökonom. 
Individualismus  und  Liberalismus  (o.  6).  H.  In  dieser  Kechts- 
ordnung  sind  aus  den  absolut  gefassten  Prinzipien  der  persönl. 
Freilieit  und  des  Privateigentums  möglichst  weit  gehende  indivi- 
d  ii;iHstisehe  Kii!i^»"nien/en  ue''<'^U''ii.  wenn  auch  weireti  5CAv5n<r^iider 
Kückaicliteu  aut  Ut  iueinsehatrs-  und  auf  Kinxelinteresheu,  \\ eiche 
die  Nächstheteiligtcn  nicht  selbst  allein  genügend  zu  schützen  fähig 
sind,  imnu'r  noch  nicht  die  letzten  ..rein  logischen*'  Konsequenssen. 
L.  Persönliehe  Freiheit  aller  ^Menschen  im  Inland,  selbst  Staats- 
fremder, ist  der  tinl)edin{Xte  (Jrinidsatz  (kein  .,.Mensc]ipnei^''ennim" 
mehiy.  Die  Konsequenzen  sind:  a)  Gleichheit  Aller,  im  Sinne 
gleicher  Rechtsnormen,  auch  fftr  wirtsch.  Verkehr,  Besitz,  Beruf, 
Erwerb.  Wald  letztci  cr  beiden  (keine  stand,  und  individ.  Vorrechte 
mehr),  b)  IVinzip  der  alleinig^en  Selbst  verantwortliehkei  t 
t'fir  die  wirtsehal'tl.  I^age.  daher  kein  privates  kla^rbares  Kecht  aut 
Armemmterstützung,  kein  Kecht  „auf  Arbeit",  wohl  aber  IJecht  ,.zu 
arbeiten",  Art,  Zeit,  Ort  der  Arbeit  frei  zu  wÄblen,  Bedinif  ün<j:en 
dafür  frei  Zu  hestimnun.  bezw.  zu  vereinbaren,  e)  Indi\  idiiMÜst. 
Ausfjestnltiini"  rlcr  ..<<izia1i  n*'  Fn-ibeitsi rciiic :  «)  der  freien  J".ln- 
schllessunu  nui  mit  «eni;j:en  absol.  EhehiiuUTuisson  noch  (Prinzip 
der  Monogamie,  des  Ausschlusses  der  Ehen  unter  nahen  Ver- 
wandten usw.)  und  unter  Wahrnehmung  vereinfachter  Formen, 
dabei-  Hecht  der  freien  Familieni^ründuni^  und  Kinderzeugung;  unter 
Wefrfall  der  meisten  alteren  T!  srliränkungen  fZu'-'iiimniirj'^recbte 
Dritter,  von  Behörden.  Nachweist'  v«m  Staats-  und  ortsbiirjjrerl.  licchr, 
von  Vermögen  und  Erwerbsl;ihi";keit  usw.);  aber  auch  mit  Ver- 
antwortlichkeit für  die  Folgen  der  Eheschliessung  und  Familien- 
gründung (Unterhaltungspflichten).  And«'rseits  Zulässigkeit  und 
Frloicbfernng  der  Khescheidung  und  der  Wit  ili-rverheiratung  (tc- 
schiedener.  ß)  Kecht  des  freien  Zugs  (Freizügigkeit)  für  den  Staats- 
angehörigen, verbunden  mit  Kecht  der  NicJerlabsung.  auch  für 
Gewerbeoetrieb,  ohne  erschwerende  mater.  und  form.  Bedingungen, 
auch  nicht  von  .Seiten  der  Gemeinden,  ohne  Zuzugsgeldcr  und  dgl. 
(nur  \\ohnung  finden  müssJen).  y')  l*eeht  <ler  Auswnndenuii;'  ebenso, 
mit  geringen  Beschränkungen  (fin*  gewisse  Altersjahre  der  mäunl.  Be- 
völkerung nach  der  Wehrverfassnng),  unter  WegfiiU  von  Abzugs- 
geld und  dgl..  von  Besehrankungen  für  gewisse  Berufe  (gewisse 
Arbeiter),  auch  nnt  dem  Recht,  das  Staat>biirgerrecht  aufzugeben, 
anderseits  der  Folge,  es  nach  irewisser  Zeit  der  Abwesenheit  zu 
verlieren,  d)  Freies  Keiscrecht  tür  den  Staatsbürger  für  jeilen 
Zweck  (persönl,  wirtschaftl.)  im  Inland  und  über  die  Grenzen,  ohne 
erschwerende  Formalien  (Passwesen)  und  ohne  15*  luhtung  mit  Ab- 
gaben (Passsteuern,  Abwesenbeitsi:«-].ler).  f^)  Kh\  kurrflativcs  Txecht 
des  Staats- Ausländers  auf  Einwanderun;:-  luul  \\v\<v  im  Inland  be- 
steht dagegen  nicht,  aber  nach  v«dkerrechtl.  Vertnigen  luid  tatsächlich 
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wird  der  Fremde  iiieibt  zugelasseti,  unter  gleichen  Bedingungen  wie 
der  Inländer,  doch  unter  Festhalt uug  des  licchts  der  Answeisung. 
2.  In  der  Eigentumsordnung  erscheint  a)  das  Gemeineigentum 
meist  nur  noch  als  öft'entliches  Eigentum  der  öfl'entliclien  Körper, 
das  diesen  /n  Zwecken  der  Verwaltung,  zu  finfinz.  Erwerhszwcckeu 
dient  und  das  sie  als  Vertreter  der  Gemeinscluit't  zur  Benutzung 
der  Glieder  dieser  besitzen  (Wege,  Plätze;  h)  nur  Beste  wirklich 
geim  iusam  benutzten  Gremeineigentams  (z.  B.  Genieinweiden)  sind 
geliliclK'ii.  ;i1icr  meist  al-^  unpassend  au^et'oclitni  und  inmmr  indir  be- 
seitigt worden;  c)  Regale  am  Boden  oder  au  gewissen  Bodenarten, 
für  gewisse  Benutzungen,  Monopole  für  Wirtschaftsbetriebe  sind 
grösstenteils  beseitigt  oder  auf  wenige  Fälle,  meist  spezifisch  finanz. 
Interesses  beschränkt;  d)  das  Privateigentum  der  J^rivaten  (eiu- 
schliesslicli  jurisl.  l'tM-srnien  (Ich  I'riratrcchfs')  Iiat  so  fast  allp-emeinste 
Ausdehnung  auf  allen  Brulcn.  Kaj)italien,  saciiliche  rroduktionsmittel, 
Gebrauchs  vermögen  erfahren;  e)  es  ist  in  seinen  Normen  tür  Mo- 
biliar- nnd  Immobiliarvermögen  immer  gteichmässiger,  wenn  auch 
iiirlit  völlig  gleichmässig  ausgestaltet  worden,  in  formaler  Hinsicht, 
hetretl's  Erwerbs-,  Uebertragungsformen,  in  materieller  betr.  Be- 
fugnissen des  Eigentümers,  daher  in  der  Kichtung  auf  möglichst 
absolute  Herrschaft  diese»,  anch  bei  Grundeigentum  und  bei  solchem 
von  Produktivvermögen  (Kai)ital)  überhaupt,  f)  Ausbildungen  des 
Bergrechts  (moderne  Freierkhirnng  statt  JRegals),  des  „geistigen" 
Eigentumsrechts  (Urheberrechts  iiir  Schriftwerke,  Kunstwerke,  des 
Patentrechts  für  Erliuduiigen,  des  ]\rusterschutzrechtö}  haben  die 
Privateigentumsphäre  weiter  entwickelt,  g)  Im  Erbrecht  ist  a)  das 
tesiaiucntarischc  neben  dem  gesetzlichen  voll  entwickelt,  formal 
erleichtert,  materiell  individualistisch  gestaltet,  nur  unter  Festlialtnng 
des  l'Hiehtteih'eclit'^  und  gewisser  Bedingungen  für  Kntcibung 
der  gesetzlichen  Erben;  ß)  das  gesetzliche  Erbrecht  ist  durch  das 
Prinzip  der  Gleichheit  der  Erbteile  unter  eleich  berechtigten  Erben 
^■anz  individualistisch  gestaltet,  was  durch  die  Gestaltung  des  Pflicht- 
teilsrechts z.  r.  n<i(  }|  unterstützt  wird  (fra  izös.  Rechte  nnter  Fortfall 
oder  wesent  lit  licr  Bescln-änknng  des  Vorrechts  einzelner  Erben 
selbst  beim  liindl.  Grundeigentum  Tadelige  Güter,  Bauergüter,  aus- 
schliessliche oder  bevorzugte  Erbfolge  Eines  Erben  unter  gleichen, 
wie  Kinder,  Anerbenrecht  mit  Voraus,  Beseitigung,  iM-schwerung 
von  Fidcikommissen  nml  d-l.,  demokrat.  Tendenzen,  Aufhisun^  der 
Agrarvc rfassung  mit  geschlossenen  Höfen),  3.  Das  Vertragsrecht 
ist  entwickelt  worden  a)  in  tler  Richtung  möglichst  voller  Vertrags- 
freiheit, daher  der  Bestimmung  des  Inhalts  des  Vertrags  mtiglichst 
nur  nach  dem  Willen  der  Parteien  (oder  was  dafür  gilt),  unter 
Fortfall  zwingenden  Rechts,  unter  Beschränkung  der  Beanstandung 
der  Vei-tiags^ilügkeit  wegen  Verstosses  gegen  die  „guten  Sittcu" 
und  bedenkltcben  Inhalts  (conditio  turpis,  pactum  tnrpc,  —  Auf- 
helmug  der  Zins-  und  Wuchergesetze),  vielmehr  unter  voller  Rechts- 
giltigkeit  und  Klaijbarkeit  nach  dem  Wortlaut:  IT)  mit  irros^er  Er- 
leichterung dei'  Formen  betr.  iSchliessung  der  Verträge,  Abänderung, 
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Aufhebuugj  Lebcrtra^uug  dvv  aus  dem  Vertrage  hervorgehcndeu 
Beeilte  (und  z.  T.  Pflicliten\  wenn  anch  mit  Verbleiben  von  Ver- 

flchiedenlieitcu  nach  Arten  der  Verträ*!^(',  nach  Objekten,  auf  die 
sie  sich  lKv/,it'lieii  fS.u'lien.  Dionste,  Inni;obilicii.  Mobllicn),  Vi  s.  bei 
Verträ}?en  übt  i-  l'.i  werl»,  lielastunjr,  Uebertru^ung  von  Gruudeigrntuiii 
(Grundbuch-  uüd  liypothckenbuchMCscn}  zur  besonderen  Sicherung 
d&c  Priyatreebte,  des  Kreditverkehrs;  anderseits  mit  besonderen  Er- 
U^ichtt'runp'u  des  VeAehi-s  in  ..bewej^lichen  Werten"  (Gehl,  Saclien, 
AVaren,  Wertpnpieren,  Wechsel-.  Clu'ckreclit,  Indossament.  Bhmko-, 
Giro,  Inhaberuapier).  c)  Krg^ebnis  für  die  Volkswirtsch.  in  der 
verkelirs-,  <j;;ela-  und  kreditwirtsehaftl.  Entwicklung,  welche  solche 
Oestaltun^  des  Vertragsrerln-^  trrossenteils  zur  Voraussetz unjL?  hat: 
«)  niiij^lichst  alles  wird  durch  Vertrag  geregelt,  dadurch 
sauktioniert.  rbuin  für  richtig,  zweckmäs«!'/.  ja  gerecht  nngt'sehen 
(«kon,  Jjiberalismusjj  ß)  phys.  Zwang,  auch  Drohung  aliein  ist  aus- 
geschlossen, Zwang,  welcher  aus  der  wirlscb.  und  persönl.  Lage  (nach 
Bildung,  diarakter,  Teiuperaincnt)  In  r  mi  ;.  elit.  ciuon  Vertrag  des  und 
des  Inhahs  einzugehen,  nicht;  y)  alle  Einzelnen  haben  anderseits  ihr 
Interesse  allein,  unter  ihrer  Solbstverantwortung  ebm  niöglichst 
wahrzunehmen,  iragen  selbst  die  Schuld,  wenn  sie  es  niciir  tun,  zieijeu 
mit  Recht  den  Vorteil,  wenn  sie  es  tan  und  dem  Mitkontralienten  ilber- 
legen  sind.  4.  Erworbene  Privatrcehte  griten  a)  als  unverletzlich, 
jedenlalls  Ii  i  n;)ch.  wie  i»iid  wann  sie  nut-h  entstanden  ^ind : 

b)  sind  daher  nur  mir  Zustimnniuii  des  Hereclitiuten  ntid  initcr  tleii 
Bedingungen,  die  er  stellt  oder  ainiimint,  nauienilicli  liiii.>icii(l:elj  Art 
«nd  Höhe  der  Entsebüdigsing  aufhebbar,  abändcrbar;  c)  mir  in 
möglichst  seltenen  Ausnahmetällen  wird  ,.im  ötlentl.  Interesse"  dies 
l'i  in/lji  (Ii'.rchbrochen,  docli  inrcr  ci oi  i<*n  l'V)nii'  n.  lU>rlingungen 
und  iiiii  \oller,  z.  Teil  evenlucH  riciitt  i  lieh  zu  hestinnnender  Ent- 
schädigung mindestens  für  damnum  emergens,  wenn  auch  im  Allgem. 
nicht  tiir  hierum  eessans  (Zwang^nteij?uung,  agrarische,  gewerbllclie 
Abl'isiingen).  J.  An  diese  mögliehst  individualistisch  frei- 
heitlich gestaltete  modiMUP  l\(•^!l^^'«l  dnung  Ith  (Jclticte  des  Per- 
sonen- und  Vermögensrechts  (PrivatrecijtsJ  schliesst  sieh  in  richtiger 
Konsequenz  die  gleiche  Gestitltmig  des  wirtschaftlichen  Ver- 
waltungsrecht an:  der  Agrar',  Gewerbe-.  Ilandelsvcrfiassung, 
unter  m/igliclister  Beseitigung  aller  beschränkenden  Normen  der 
älteren  lebundenlK'itsnrdniiri^jcir'  in  fb  i*  gnmdherrlichen,  bäuer- 
lichen, städtischen,  antän^liclieu  territoriaiwirtscli.  Phase,  z.  B.  bei 
den  Gewerben  (Zunftverfassung).  1.  Daher  „agrarische  Besita-, 
Verschuldungs-,  Betriebsfreiheit",  ., Gewerbe  frei  heit",  „Handels- 
betriebsf re ih<' i t  Erwerbsgesellschafts-,  bes.  Aktion gesellschafts- 
l'reilieit"  (kein  l\<iii/j"isionswesen).  ,.Bank-.  Böi-senfreiiieit "  usw. 
2.  Ebenso  kein  autoritatives  Taxwesen,  bei  Preisen,  Lüliuon, 
Zinsen  usw.,  sondern  nnr  „vertragsmJissige*'  —  und  zwar  möglichst 
nur  individualvertragsmfissige —  Regelung  von  Allem:  das  moderne 
System  I  r  freien  wirtschaftlichen  Konkurrenz.  K,  Reste 
einzelner  älteren  Beschränkungen  sind  zwar  1.  meist  überall  noch 
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einige  verblieben  oder  es  sind  2.,  nach  wirklich  oder  TenneintKch 
ungünstigen  Erfahrungen  mit  dem  Konkurrenzsystem,  grade  neuer- 
dinjj^s  v'iedor  gewisse  Beschränkungen  *  hi  iref  ubrt,  in  der 
Agrar-,  Gewerbe-,  Handels-,  Gescllschaftsvertussung,  im  Bank-, 
Versicherungs-,  Börsen wesen,  im  Arbeitsdienst-,  Darlehens-  und 
Zinsvertrag  usw.:  Gesetzgebung  tiber  Arbeiterschutz,  Arbeiter- 
versiclierung,  neuestes  Darleliens-  und  Zinsrecht  (Ünsiltigkeit, 
fehlende  oder  bedingte  Klagbarkeit.  Strafbarkeit  einzelner  Be- 
stimmungen wieder,  wenn  auch  oline  Zinstaxen),  Ges.  gegen  un- 
lauteren Wettbewerb,  mater.  Verfassung  und  Betrieb  betreff.  Normen 
in  AktiengesellschafibS',  Genossenschafts-,  Bank-,  Versicherungs- 
rocht  u.  a.  m.  3.  Abor  alles  <las  ebi  n  möglichst  nur  als  —  oft  nur 
unliebsame  —  Ausnahme  von  der  grossen  üegel  der  „wirtsch. 
Freiheit." 

L.  Stellung  der  Doktrin  des  Skon.  Individualismus  und 

Liberalismus  zu  diesem  Kechtssystem :  sie  fordert  es,  hält  es  für 
notwendig  und  sotj^piisrouh  nach  seinen  Foliion  Inr  Produktion, 
Kiinsumtion,  l'n  i^bilduug,  Verteilung,    Ihre  llauptaig^uiiu  nto  sind  : 

1.  in  der  Prüduktion  führe,  wenn  nicht  allein,  so  am  iiusteu  die 
privatwirtschaftl.  Konkiurenz  nach  den  dabei  obwaltenden  Motiven, 
Vorteil,  Furcht  vor  Not,  zur  grössten  und  besten  Leistung,  zum 
stärksten  tcchniscltcii.  ökonomischen,  betriebsorganisator.  Fortscliritt, 
mit  den  günstigsten  Folgen  für  Kostenermässigung,  bes.  auch  der 
natürl.  volkswirtsch.  Kosten  (S.  42)  (Hinweis  auf  üble  Erfahrungen 
in  den  Gebundenheits-Ordnungen,  in  der  Staatsproduktion,  zum  Teil 
auch  in  Gesellschaften  verglichen  mit  der  priv.  Einzelunternehmung). 

2.  In  der  K  onsuni  tion  erfolge  die  sicherste,  bcsto.  wolilfciNtc  Vor- 
soreung  der  Kousumenteu  (Autsucheu,  Erwecken  der  Bed lirtnit^se), 
wen  dies  im  Interesse  der  Produzenten  und  Händler  liege.  3.  In 
der  Preisbildung  nötige  die  Konkurrenz  zur  Ansetzung  der  Preise 
nach  den  jeweili-  iniiiinial  ri  iTiclibaivu  Kosten,  welche  sich  unter  der 
Produzentenkonkurrenz  selbt>i  immer  melir  orrnässigten.  Der  Oesamt- 
bedarf des  Volks  werde  so  am  Besten  und  Billigsten  gedeckt,  4.  In 
der  Verteilung  der  Produktionserträge  tiihre  die  Konkurrent 
jedem  an  der  Produktion  Beteiligten  seinen  richtigen  und  damit 
seinen  allein  pereclitcii  Anteil  7.u.  viändicli  den  seincti  Leistmipen 
entsprcrliendeii,  im  Lohn,  Gt^liah.  l'i-olit.  Kajtlial-,  l  iitcruehmer- 
gewinn,  licJite.  5.  So  sei  Alles  am  relativ  Bcssh-n  —  was  allein 
erreichbar  sei  —  geregelt,  den  Individual-,  Freiheits-,  Bedürfnis- 
befriedigungsinteressen der  Einzelnen  und  der  Gesamtheit  am  Besten 
gedient.  H.  VerMeibende  ^länirel  erklärten  sich  a)  aus  inntier  noch 
nicht  genügender  allseitiger  Durchiührung  des  Konkurrenzs\ xems. 
b)  aus  eben  unvermeidlichen  Schwächen  in  allen  menschlichen, 
irdischen  Verhältnissen.  7.  Jedes  andere  geschichtlich  gewesene, 
noch  bestehende,  selbst  nur  denkbare  aber  auch  ausführbare,  also 
nicht  rein  utopif^che  Sy^^tein  der  Organisation  der  Vidk^wirtsi  li.itt, 
bes.  ein  karitatives,  gemeinwirtschaftliches,  gar  rein  soziaiistisclies, 
alle  früheren  Gebundenheitsordnungeu  (Gewerbeverfassung,  Zunft- 
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recht  usw.)  hfitt i  n  man^ivlliarttü-c,  unzwcf.kuiassi^yore,  «riUkfilirHchere, 
imfccreclitero  Fol^^t'ii,  al>  das  |iri\ atwirtscli.  Konktirrenzsystoiii,  das 
allein  «loiu  Menschen,  zumal  dvm  .,iiiO(k'rncn"  an;:«'iiies>>('n.  insol'orn 
„natiiilitir'  bcfjründet  sei  und  die  „be«tc  der  wirtsch.  Welten" 
verbürge :  Zeii^'e  des  die  Geflamtlage  der  modernen  Volkswirtschaften 
Tei^Iiclien  mit  alleti  früheren  und  anderen. 

M.  Kritik  dieser  Aullassnn;;  und  Getreu  d  o  k  t  ri  ii.  1.  Die 
Auft'assunjr  ii^t  viel  zu  optiuiistiseli.  2.  Ihr  ist  das  privatwirtscii. 
Sjsleni  überhaupt  und  die  Ireie  Konkurrenz  in  unhistorischer  Au- 
schauung  etwas  schlechtweg  Natui^mässes,  beinahe  eine  rein 
Ökonom.,  nicht  eine  bloss  histor.  Kategorie.  3.  In  blosser  i»etilio 
|»rincipii  werden  die  (Tcstaltungen  der  Produktion,  Verteilung, 
Preisbildung  als  richti»,  zweckniiisbig,  sogar  gerecht  angesehen,  weil 
sie  Ergebnisse  des  Konkurrenzsystems  sind.  4.  Die  zu  Grunde 
liesende  Ökonom.  Psychologie  ist  ganz  einseitig,  die  Doktrin  Über- 
sieht  oder  untei*schätzt  alle  anderen  ^Motive  ausser  dem  ersten 
egoistiscluMi  i'^  2),  betrachtet  dieses  tönnlich  wie  eine  Xnturkraft 
r\'ergleichungen  mit  «Schwerkraft  in  jphysikal.  Weltj,  steigert  so  be- 
denklich und  sanktioniert  die  Vorherrschaft  des  1.  egoist.  Motivs  schon 
für  die  theor.  lietrachtung,  vollends  für  die  Praxis  der  Wirtschaft. 
5.  Das  Produktionsproblein  w  ird  auch  vor  dem  der  \'erteilung  ein- 
seitig vorgeschol)en  und  beider  Lösung  im  Koidiurrenzsystem  \  ollig 
einseitig  ujitimistisch  beurteilt.  6.  Dabei  wird,  unter  Mitwirkung  nicht 
der  Methode  der  Deduktion  selbst,  aber  wohl  ihrer  fehlerhaften  Hand- 
habung, Möglichkeit  und  Tendenz  mit  Wirklichkeit  der  Wirkung  des 
].  egoist.  Leitmotivs  vielfacii  verwediselt.  7.  Alle  alteren  abweiehendeu' 
Kechtsordnum:»']!  werden  \<lllig  unhistorisch  als  unnatürlich,  unsinnig 
angesehen  und  ihre  Wirkungen  einseitig  pessinnstisch  beurtedt. 
8.  Im  Einzelnen  ist  insbes.  noch  einzuwenden:  a)  die  Kosten- 
ersparung  im  Konkurrcnzsystcni  beruht  ziim  Teil  auf  Illusionen, 
erfolgt  nicht  nur  mittelst  teehn.  ForfMdirilts  au  den  nafiirliidien, 
sondern  zu  Gunsten  der  wirtschaftl.  und  sozial  Slärkert  n  und  zu 
Ungunsten  der  Scliwächeren  nn  den  einzelwirtsch.  Kosten  (Druck 
auf  Lohn  usw.);  b)  die  Folgen  der  Kostenersparung  treten  niclit 
immer  in  PreisermäsHigungen  hiuvor.  sondern  in  Profiterhöhungen 
mittelst  «)  \*ereinbarungen  tmter  Prod-i/cnien  und  Händlern  i'Kartelle, 
iSyndikate  usw.j  unter  Ausschaltung  oder  Regelung  der  Konkurrenz 
unter  sich  oder  ß)  nach  Besiegung  der  Konkurrenten  mittelst 
faktischer  Monopole.  9.  Als  sich  im  reliien  priv. -wirtsch.  Konkurreuz- 
system  immer  mehr,  der  'i'endenz  nach  untl  in  AVirklichki  it,  durcli- 
setzende  AVirkungen  ergeben  sich  a)  der  Sieg  de  r  w  i  rt  sc  ha  1 1  i  c  h 
Stärkeren,  Besitzenden,  lieicheren,  über  die  Schwächeren,  zumal 
solange  letztere  isoliert,  unorganisiert  in  den  Wirtschaftskämpfen 
sind  (Kämpfe  der  Arlu  iter  imi  Lohn,  Arbeitszeit,  der  Mieter  und 
Pächter  um  IMiet-  und  Pachtjireis  und  ^liet-  und  Pachtl)edingui!g(Mi, 
der  Koiisumeuten  um  Preis  und  (litte  des  l'rodukts  usw.);  jedoch 
auch,  wenn  sie  organisiert  sind,  aber  ihnen  die  leieiit  und  gewöhnlich 
mächtigere  Gegenorganisation  der  kapitalist.  Unternehmer  gegen- 
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über  steht,  —  ein  Sie^  der  StäriLeron,  der  nicht  mit  darwinist 

Gesichtspunkten  als  notwondi«^  und  heilsam  im  Gesaintinteresse  ge- 
reclitl'ertii;t  wertlcu  kann;  b)  der  Sieg  vieltaeh  der  «gewissen- 
loseren Kleinen  tc.  denen  jedes  Kampfmittel  nnd  joder  wirtsch. 
Erfolg,  die  sie  nicht  siclier  mit  dem  Straigesctz  in  Xontlikt  bringen, 
genehm  ist  und  yon  denen  selbst  solche  Gefahr  nicht  gescheut  und 
zu  vermeiden  jrelernt  wird,  —  alles  verbunden  mit  grossen  Ver- 
pncliungen  für  Jedermann  und  mir  Vi'!  si  lil(M  litornn;_'  der  ( ips^elu'itts- 
moral  und  der  wirtschalil.  Sitttn  und  Öitt liclikcit  (,,noii  olct", 
„pecuiiia  cjuaerenda  primum  vM,  virtus  post  nuuui»os  Gr.  I.  ^  320; 
c)  der  8ieg  des  Grossbetriebs,  noch  schneller  und  rücksichtsloser 
als  ohnehin  die  techn.  Entwicklun;^^  und  deren  Bedingungen  ihn 
lord(!m,  noch  atisgcdehnter,  als  liiernacli.  aucli  auf  Gclnote.  wo  er 
nicht  einmal  technisch  und  bcrriebsor^auifatorisch  so  überwiegende 
Vorteile  bietet  (IJetailhaudel),  mit  weiteren,  zum  Teil  bedenklichen 
Folgen  fär  Gestaltung  der  Produktion,  für  Verteilung  der  Pro- 
duktionsertWige,  für  Steigerung  der  Machtstellung  kleiner  Minori- 
täten, tÜr  Abhän^riL-worden  wf'iterer  Kreise,  Zertrümmern nir  des 
hcibständ.  wirtsch.  Mitteistands,  Steigerung  der  Ungleichheit  von 
Einkommen  und  Vermögen,  damit  der  sozialen  Elassetigegensätze 
(s.  u.  §  47).  10.  So  kann  das  Gesamturteil  über  das  moderne 
Konkurrenzsystein  k(  in  so  optimistisches  sein.  11.  Daher  eben 
notwend'iie  Korrektur:  a)  durch  Ergänzung,  zum  Teil  Ersatz  mittelst 
der  beiileu  anderen  Systeme,  b)  durch  üingeheudero  liegelung  des 
gleichwohl  notwendig  im  grossen  Umfang  bestehen  bleibenden  privat- 
wirtM  liiiftliclien  Systems,  aber  mit  Zügebing  der  freien  Konkurrenz 
und  möglichster  Beseitigung  ihrer  Auswüchse  (s.  o.  S,  48  über 
Konjunktur). 

§  21.  —  III.  Das  k  nitative  System  (Gr.  I.  §  336—339). 
1.  Gebiet:  gewisse  pflegende  persönl.  Dienste,  persönliche  und  mater. 

Hilfsleistungen,  ScluitViuiLC  von  Einrichtungen  zur  Bereitstellung  der 
Mittel  für  spezi(dle  Gcmi  iubedürfnissc  22),  bes.  im  Armen-, 
Kranken-  Waisen-,  Uinfnichts-,  ßildungswesen.  2.  Prinzip,  und 
prakt.  Berechtigung,  ja  Notwendigkeit  zur  Ergänzung  von  Lücken 
und  Abhilfe  Ton  Mängeln  der  beiden  andern  Systeme,  aber  doch 
diesi  n  mehr  sub-,  als  koordiniert.  3.  Falsche  Beanstandimgen  Seitens 
des  ökon  Individualismus,  wegen  man:j('lhafter  Funktion.  ^'(M•stos'^('s 
gegen  den  Grundsatz  von  Leistung  und  Gegeuleiatung,  Widerspruchs 
mit  und  schädlicher  Einwirkung  auf  die  persönl.  Ventntwortlichkeit 
4.  Uebertriebene  Begünstigung  von  «  inseitig  ethischer,  bes.  in 
religi(Jse  Formen,  kirchl.  Dojj;men  >ich  kleidender  Auffassnn2'  aus, 
unter  Verkejinnng  der  Bedenken  tnr  dir  Kniptanger  freier  1  ri^mngen 
und  der  Si-iiwierigkeiten  richtiger  prukt.  Durchführuug.  ö.  Kichtigo 
Stelhing  in  der  Mitte  der  unter  S  und  4  angedeuteten  Auffassungen. 
6.  Notwendigkeit  und  Berechtignng,  a)  weil  immer  Lücken  und 
Mn'nuel  in  ilc-v  Irrdüihiisboiriedigung  l>ri  dm  zwo]  aiidcri  n  Syst?Mi!cn 
blfilten.  im  in  i\  w  ii  tsch.  llr'irten  entstehen,  wt  lrln-  nur  <l.i-  knrit, 
System  ausgleichen  kann,  im  gemeinw irisch,  unvernieidlicli  M-liabioui- 
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siert  wird,  wälirend  iiulindualisiert  werden  muss,  waa  öfters  wieder 

wcseiitl,  nur  das  karit.  System  zu  tun  vormair.  Ii)  Ti  ix L;iöf;';ero!4 
Vermögen,  arbeitsfrei«»  Zeit  der  Vermüi^enderen  wird  so  gut  ver- 
wendet und  damit  sozial  gerei  iitferligt  (^^clienkun^en,  Stiftungen, 
Vereinswesen  fttr  Hilfeleistungen  aller  Art,  weibliche  Aufgaben), 
c)  Besteuerung  für  manche  liii  i  lu  i-  gehörige  ,,5ffentliche"  Aufgaben 
wird  so  durch  freie  (Jaben  und  Arbeiten  wonij^er  unifangreicli  inltig 
(aujerik.  Verbältnisse),  d)  Die  edleren  egoist.  und  das  uiiouoist. 
Motiv  treten  au  die  Stelle  des  1.  egoist.  Leitmotivs  (§  2),  mit  allseilig 
günstigen  Wirkungen  ftir  nationale  Sittlichkeit,  aucn  im  Wirtschafts- 
leben. 7.  Aiulerseits  Bedenken  und  Ijescbränkte  Leistungsfithigkeit 
fb's  Systems  a)  Avegen  Un/Jilaiii;llelikeit  der  rnater.  Mittol,  auch 
wegen  im  Vergleich  mit  Besteuerung  zu  ungleicher  Verteilung  der 
Belastungen  unter  der  Bevölkemng.  b)  Die  Empfängt  r  geraten 
leieht  in  sos.,  selbst  geist.  Abhängigkeit  von  den  Gebern,  ihre  Tat- 
kraft erlahmt,  ihre  Verantwortlichkeit  wird  geschwäclit,  der  Wert 
der  Em]>fnn.ire  bei  ihnen  herabui^d rückt,  Arbeitskräfte  wenlen  zum 
Müssiggang  verleitet  (Bettclwescn),  auch  in  falsclie  Berufe  hingeleitet 
(Stipendienweseu).  c)  Die  Individualisierung'  betr.  Auswahl  der 
Bedürftigen  und  Würdigen  weicht  der  Seliabluuc  d)  Die  techn. 
«■■»konom.  Funktion  des  ^'nn/i  n  Systeujs  wird  leicht  mangelhaft 
(Gefahr  des  ..Gobons"  ans  i'rin/.ip.  ;ds  ..gutes  Werk",  bes.  Gefahren 
in  den  Dauereinrichtungen  des  Wi*lmung8-  und  Stiftungswesens, 
auch  bei  den  grossen  Widmungen  der  amerik.  „Milliardäre**), 
c)  Richtige  Selbsthilfe,  Genossenschaftswesen,  freies  Gemeinwirt- 
schaftswescn  Avcrdrn  leicht  in  ihi  cr  Entwieklnnc:  l'osi  liailiiit.  wo 
karit.  Hilfe  unnütii:'  ciutriit  (Gclahrcii  i'iir  Ver8icli('runu>\vcson, 
Verhältnisse  im  Armen-,  Arbeiter-  und  N  olksvcrsicherungsweseu, 
in  „gemeinnützigen"  Vereinen).  8.  So  bleibt  neben  dem  privat- 
wirtsch.  und  karit.  System  ein  breiter  liauiu  fiir  das  gemeiiiwirtschaft- 
liche,  selbst  bt  t  der  di  ukl  ar  hosten  Ausgestaltung,  Kombination 
und  Funktion  jener  beiden  Sy^fcuie. 

§  22.  —  IV.  Das  gemein  wirtschaftliche  System.  A.  Gc- 
jneinbedfirfnisBC.  Das  Ge  biet  dieses  Systems  ist  vornehmlich  die 
Schätzung  von  Kinrichtungen  zur  Bereitstellung  von  „Gemeingütern" 
\"i\v  die  Befriedigung  von  Gemein  bodürfniss(;n  (Gr.  I.  §  324^ — 335). 
B.  Diese  (auch  ( !  emeinschafts-.  Krdlektiv-.  ..soziale"  ßedürfni.sse) 
sind  solche,  weiche  tlir  die  Menschen  aU  til ledern  von  —  natür- 
lichen, auf  freier  Wahl,  auch  auf  Zwang  beruhenden  —  Gemein- 
schaften entstehen,  daher  auch  Bedürfnisse  dieser  Gemeinschaften 
sidbst,  im  lintei-scbied  von  (reinen  )  1  udi  vi  d  n  a  1  bodürfnisson.  wie 
insbesondere  den  wichtiifi^tcn  niater.  Existenzbedürini.ssen.  Geniein- 
bedürfnisse  eulBpringen  daher  dem  sozialen  Wesen  des  Menschen. 
2.  Arten,  a)  Allen  voran  stehend:  das  prinzipale  Gemeinbedürfnis 
der  Rechtsordnung  und  des  Kechtsschutzes,  für  die  persön- 
llrlicTi,  arudi  die  wii  fscli.dll.  Beziehungen  in  Volk  und  Volkf^wirfschaft, 
im  privatwirt.Ncli.  ^^•rkehr  insbes,.  für  die  inneren  und  äusseren 
politischen  Verhältnisse  von  Land  und  Volk.    Dies  GemcinbedUrfiiis 
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uiut'asst  daher  auch  die  £inricktuugea  und  Veranstaltungen  tür 
Sebttts  und  Sicherheit  dieser  Rechtsoroniui^  nach  Innen  und  Aussen, 
so  für  die  nationale  Unabhängigkeit  und  Selbständigkeit,  b)  Es 
spezialisiert  sich  in  folgende  3  Reihen  besonderer  Geniel n- 
bedürfnisse,  bei  welchen  sich  zugleich  andere  Gemeinschaftsmoniente 
und  daraus  entspringende  Gemeiuschaftsinteressen  mit  geltend 
machen:  a)  ritnmiiche  (örtliche),  entspringend  ans  Gemeinscbafb- 
beziehiingen  verschiedener  Art  /um  Boden,  auf  dem  die  Menschen 
getneinsani  k-bcu,  \\ohnpn.  wirken,  verkehren,  wobei  Bedingung^cn 
der  genieiDsaiueii  Benutzuiij;  des  Hodens,  der  Ycrliütung  von  Uebeln, 
auch  solcher,  welche  das»  Zusununenleben  mit  sich  bringt,  hervor- 
treten und  zu  erföUen  sind.  Dabei  grosse  Spezialisierung  nach 
niaiini-rfnchsten  Interessen  der  räiunlichen  GemeiiMwbaft.  auf  matcric^ll- 
wirtsch.  Gebiete  namentlich  nach  Bedürfnissen  und  -Interessen  dcFä 
A^'erkehrs  (Kommunikation,  Transport,  Güterumlauf),  der  Beuut/.mig 
von  Wasser  und  Feuer  u.  a.  m.  (Näheres  Gr.  I.  §328).  ß)  Zeit- 
liche Gemeinbedürfnisse,  entspringend  aus  der  Verteilung  der  Ein- 
zelnen im  Volk  über  die  Zeit,  dalier  ftir  Menschengruppen  gleichen 
Lebensalters  ohno  volle  Selbständij^keit  mit  bestimmten  OeiiK  in- 
schaft sinteressen  (ivinder,  Greise),  für  die  zeitlich  getrennten  \  olks- 
generationen ,  insbes.  die  kfinragen  („noch  nngeborenen*')  Ge- 
scidcchter  mit  deren  Intorewen  an  mö^^litlister  Erhaltung  dOT 
Xuturschätxt!  des  Wohngebiets  (Klima,  Waldbestand,  Minemlien- 
vorräte  im  liodrn,  Wild-,  Fischbestände,  landwirtsch.  Boden- 
ergiebigkeit, Gr.  1,  §329).  y)  Gesellschaftliche  (i.  e.  S.j.oder 
Kiassen-Glemeinbeafirfnisse  von  Menschengruppen,  welche  durch 
die  Gemeinsamkeit  spezifischer  Interessen  unter  sich  näher  ver- 
bunden sind,  auf  wirtf<cli.  Gebiete  im  Arbeit s:::Hoden!nf]^systrm  bes. 
durch  Gemeinschaft  des  Berufs,  der  Stellung  in  diesem  (üutcruebmcr, 
Arbeitgeber  —  Arbeiter)  (Gr.  1.  §  330). 

B.  Fürsorge  ftlr  die  Befriedigung  von  Gemeinbednrfnissen. 
Sie  erfolgt  durch  Her-  und  Bereitstellung  von  „Gemeingütern", 
d.  i.  Mitteln  zur  Befriedifrnng  von  Gemrinbrdflrfnissen,  daher  auch 
durch  Schatiung  und  Verwaltung  der  erfonlerlichen  Einrichtungen 
und  Veranstaltnngen.  1.  Prinzipiell  und  erfahrungsgemäss  kann 
hier  das  privatwirlsch.  und  das  karitative  System  teilnehmen,  aber 
die  Hauptfiufgaben  fallen  doch  <lem  gemeinwirtschaftliclien  zu. 
a)  Das  privatwirtsch.  System  (Gr.  I,  §  332 — 335)  fungiert  «)  l)cs. 
auf  dem  Gebiete  der  Einrichtungen  für  Klassen-  und  für  manche 
räumliche,  seltener  fQr  zeitliche  Oemeinbedürfnisse,  in  der  gesehichtl. 
Entwicklung  der  Kulturvölker  immer  weniger,  prinzipiell  meist  gar 
nicht  mehr  anf  dem  Gebi(4  des  prinzipalen  Gemeinbediirfnisses  der 
Rechtsordnung  und  des  Keciitssciiutze^  mit.  Die  C^ualität  seiner 
Leistungen  leidet  leicht  unter  dem  Erwerbsgesichtspunkt  und  dem 
Vor-  o^r  Alteinherrsehen  des  1.  egoist  Leitmotivs  bei  den  Sub- 
jekten der  betretenden  Privatwirts  haflen,  sowie  unter  den  zwischen 
diesen  obwaltenden  Konkurrenzverhältnissen.  )')  Die  '  .»n.intität  der  , 
J^eisiungen  ist  oft  unzureichend,  bes.  für  die  schwächereu  Bedürftigen 

A.  Wtf  ner,  loi^koii.  Gnindria«,  4^  Aufl.  7 
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des  Gemeinschattsguts.  d)  Von  Kosten  und  Preisen  gilt  Gleiclu's 
wie  von  Qualität-  und  Quantitüt,  jene  werden  leicht  durch  l*ro- 
duktions-  nnd  Betriebsseraplitterung  gesteigert,  die  ProiM  durch 
Monopolstellung  nnd  VcrcinDamngen  der  Produzenten  erhöht,  b)  Das 
karitative  System  fungiert  Iiier  in  dem  beschränkten  Umfang  nnd 
mit  den  Vnr/ügen  inid  Jiedcnken  mit.  welche  oben  (sj  21)  schon 
dargelegt  sind.  Es  kann  mit  Mass  auch  das  privatwirtsch.  Prinzip 
(partielfe  Kostendeckung,  Preisstellune  unter  der  Kostenböbe,  ab- 
sichtlich mfianf^  gehaltener  Reinertrag,  uezw.  Gewinn)  mit  anwenden. 
2.  Letzteres  gilt  auch  von  dem  im  üebrigen  hiernach  doch  anf 
dem  Gebiete  der  Gemeinbedürt'nisse  ganz  vorlierrschend  tätigen 
gerne inw'irtsch.  System.  Dass  dieses  das  privatwirtsch.  Prinzip 
swar  anwenden  kann,  aber  es  nur  in  solcher  Weise  und  solch(>ni 
Masse  bei  der  Preisregelung  für  die  Leistungen  anzuwenden  Ijranelit, 
wie  es  der  l^enicksichtignng  der  wahrzunehmenden  Gemeiuschatts- 
und  Gliederinteressen  und  dem  Abwägen  zwischen  diesen  und 
Erwerbs-  (Finanz-)Interessen  der  betreffenden  Gemeinwirtsch.  als 
£inzelwirtsch.  entspricht,  ist  ein  spezifischer  Vorzug  dieses  Systems 
^•<>r  dem  }>rivatwirtscliaf'tlichen  (Gebiihrentarif  d(  r  öt!entli(]i(Mi  \vv- 
wal'ung  vem-liicdenster  Zweige,  so  der  Geiiclitc.  Schulen,  Heil- 
anstalten, bes.  auch  der  stmitlichen  und  kommunalen  Verkehrs- 
anstalten und  anderer  mater.wirtsch.  Betriebe). 

§  23.  —  C.  Wesen,  Aufgaben,  Funktion,  des  gemein- 

wirtsch.  Systems.  Gr.  1.  §  340— 35L  —  1.  Wesen.  Dies 
Systc'm  nmfasst  diej<'n.  Tätigkeiten  und  Leistungen,  nebst  den  ihnen 
zu  Grande  liegenden  Kinrichtungen  und  Veranstaltungen,  welche 
a)  rein  nach  dem  gemeinwirtsch.  Prinzip,  aber  auch  b)  zwar  mit 
nach  dem  privatwirtsch.  Prinzip,  jedoch  unter  Modifikationen,  wie  den 
soeben  (vor.  §  unter  B,  2)  erwähnten  vollführt  und  den  Bedürftigen, 
den  Gliedern  «lerbetreft*.  Gemeinschaft,  zur  Verfügung  gestellt  werden. 

2.  Alles  vollzieht  sich  daher  auf  Grund  des  in  der  Satzung 
(Statut,  und  Abfinderungs-  und  Ausfuhrungsbestimmungen  bei  den 
freien)  oder  in  der  Verfassung  (Gesetze,  bei  den  Zwangs- 
gemeinA\  11  t<elial'ten'  ausgesprochenen  Reeht>willens  der  Ci emeinschaft 
in  autoritativer  Weise.  So  a)  die  Her-  und  l'ereitstellung  d»'r 
Gemeingüter  und  der  dazu  erforderlichen  Kiunchtuugen;  b)  die 
Einrichtung  des  Betriebs  letsterer;  c)  die  Vergütung  der  Arbeits- 
kräfte dabei  (Beamtensystem,  Bcsoldungs-,  Pensionswesen);  d)  die 
Kegiduni:-  der  Deckiiuir  der  Kosten  der  ( remeiiiLriiter;  e)  die  Re- 
gelung der  Bedingungen  für  ilie  Anteilnahme  (Genus»)  an  den 
Gemeingütern  sowie  des  generellen  Entgelts  (in  Beiträgen  bei  den 
freien,  in  Steuern  bei  den  Zwangsgeroeinwirtschaften)  und  des 
etwaigen  speziellen  Entgelts  (im  Gcbübrenwesen ,  nach  Taxen). 

3.  Aufgaben  a)  im  Allgemeinen  und  zuvörderst  Schaffung  und 
Sicherung  der  Einrichtungen  und  Bedingungen  für  die  Befriedigung 
von  Gemeinbedürfnissen,  b)  Ersatzdienst  gegenttber  dem  privat- 
Nviitsch.  und  karit.  System,  um  Lücken  und  Uuv ollkommeiuieiten 
iu  der  Befriedigung  von  Gesamtbedürfoissen  der  Glieder  von  Ge- 
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iiu'inschafteii  /ai  beseitigen,  c)  Korrektivdienst  namentlich  gegeniilxn* 
dein  privatwirtsch.  System,  bes.  dem  der  freien  Konkurrenz,  um 
HSrten,  Mängel  und  Disharmonien,  welche  aus  der  Funktion  dieses 
Systems  hervorgehen,  abzustellen.  4.  Träger  (Funktionäre)  des 
pemeinwirtscli.  ?^ystonis  sind  die  als  Einzel wirtschafton  konstituierten 
Geuieinwirtschatten,  soweit  sie  nach  dem  gemeinwirtseh.  Prinzip 
oder  nach  dem  in  genieinwirtsch.  Richtung  modifizierten  privat- 
wirtsch.  Prinzip  für  die  Vermittlung  von  Bedürfnishefriedigungen 
von  Gliedern  der  betreft'.  GemeinRchaft  fungieren. 

D.  Arten  der  (Terr^<'in^virt8chaften :  1.  freie,  2.  Zwanprs-.  Bei 
aller  tiefer  Verschieden iieit  ihres  Begrüudungsprinzips,  der  Art  und 
des  TJmfangs  ihres  Gebiets  besteht  «wischen  ihnen  doch  immer  gerade 
auch  ökonomische  Gleichartigkeit  nach  Prinzip  und  ^[ethode  der  Re- 
gelung der  ZufiUinmg  der  Leistungen  (Genüsse)  an  du'  bedi'irftrgcn 
Glieder  dor  Gemeinschaft,  dorXonnierung  der  generellen  und  eventuidl 
spezieüeu  Entgeltlichkeit  und  der  Einrichtung  der  Kostendeckung. 

1.  Freie  Gemoinwirtscbaften  (Gr.  I.  §  342--d44).  a)  Be- 
gründung (Entstehung)  durch  freien  Entschluss,  daher  Vertrag  der 
Interessenten,  h)  Motiv  (Inipuls)  a)  })ersöid  Interesse,  Vorteils- 
nioment  (1.  egoist.  Leitmotiv),  aber  modifiziert  und  beschränkt  durch 
p)  Solidaritätsempfindungen  mit  anderen  Mitgliedern,  durch  soziale, 
gemeinnützige,  auch  karit.  nnd  Pflichtgeflihls-GesichtBpunkte  und 
Impulse,  c)  Bestimmungen  Uber  Leitung  („Regierung'',  Vorstand, 
Zentral  Instanzen),  'ibcr  Funktion  der  freien  G.  W  ,  über  Rechte  und 
Ptiiciiten  der  Mitglieder  sind  in  der  Satzung  und  den  üie  recht- 
mjissig  ei^ftnsenden  und  abXndemden  Bestimmungen  enthalten. 
Dadurch  wird  die  Autorität  begründet,  d)  Entgeltlichkeit,  Kosten- 
deckung erfolgt  nicht  naeli  sjiez.  Leistung  nnd  rM'genIcistung  gleichen 
Werts,  sondern  nach  dem  (,,konimnnistis(  lieu"'  )  Grinidsatz.  die  Kosten 
nach  satzungsmässigem  Massstab  auf  die  Glieder  in  Form  von 
deren  Beiträgen  zu  verteilen,  z.  B. .als  gleiche  oder  so  und  so  ab- 
gestufte Kopf beiträge .  ohne  Rücksicht  darauf,  im  Allgemeinen 
wenigstens,  wie  sich  Einzelbeitrag  und  Empfang  ((^enuss)  des  Ein- 
zelnen von  Leistungen  aus  der  Gemeinwirtschatt  in  ihrem  Wert 
zu  einander  verhallen,  cvent  unter  Mitanwendung  des  Prinzips 
des  spess.  Entgelts  för  Leistung  nnd  Gegenleistung  in  Form  von 
Taxen  (Gebühren)  tur  die  Gegenleistung  des  Mitglieds  in  einzelnen 
F/illi'vi.  e)  Gebiet:  vornehmlich  die  gesellsclraf'tli(  lien  (Klassen-) 
Genieiubedürfnisöe,  auch  einzelne  räumliche,  zeitliche,  im  unent- 
wickelten Staat  ohne  genügenden  Rechtsschutz  und  bei  Aussetzen 
der  staatl.  Funktionen  hier  auch  jetzt  noch  bisweilen  ■■«elbst  «las 
Rechtsordnungs-  und  Ivechtsschutzbedürfnis;  speziell  bes. Verhältnisse 
der  sozialen,  wirtschaftsgenossenschaftlichen  Hilfe  (Kredit-,  Ver- 
sicherungs-,  Verkehrswesen).  f)  Rechtsform  geschichtlich  ver- 
änderlich, losere  des  Vereins,  strengere  des  Bem&vereins  (Arbeiter-, 
Gewerk-,  Arheitgel)er\ ereine,  mit  genauer  Normierung  der  Formen 
der  Oriindung,  Einrichtung,  Ree  lifo  nnd  Pflichten  der  Mitglieder), 
der,  Gcnosi^nsohaft  (moderne  „eingetragene",  Erwerbs-  und  Wirt- 
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fchafts-,  mit  verechiedener  Normieraug  der  privatrechtlichen  Hailt- 
barkeiüivi>rhältnis»e,  D.  Beidiflges.  1.  Mai  1889),  dt  s  (regenBeitig' 
keitsvereins  (Versicherungswcsm).  streni:  tc  Form  der  Korporation, 
g)  Zwischenstellung  zwischen  Privatwirtschaft,  beö,  Krwerl)s-  ( uamentl. 
Aktien-) Gesellschaft  einer-,  ötfemlichcr  (staatl.,  kouuuun.  m>wj 
Anstalt  aoderseits.  h)  Dabei  spezif.  Scbwierigkeiten,  aber  auch 
eiiii-^c'  spezif.  Vorteile  der  freien  Gemeinwirtschaft  im  Konkurrenz- 
kampf: grössere  Kinlicitlichkeit  der  Leitung  bei  der  Privat-,  stärkere 
Kapitalkraft  l»ei  der  grosseren  priv.  Einzolwirtsch,  der  phvs.  Person 
uixl  bei  der  Erwerbs-,  bes.  Aktiengesellschaft,  desgl.  bei  der  öfl'entl. 
Anstalt,  bei  dieser  aneb  stftrkeres  Autorittttsmoment,  aber  bei  der 
fr.  Gem.wirtsch.  oft  mehr  SolidaritatsgefUhl,  ßegeisterung,  stärkeres 
Ethos,  freilich  vornehmlich  zu  Zeiten,  im  Anfang,  nicht  picher 
dauernd  und  gleichmassig.  i)  Wünschenswerte  Ausdehnung  der 
freien  Gemeinwirtschaft  zur  Einen- uu^-  der  Privat wirtsch.,  bes.  der 
Aktiengesellsebaft  auf  manchen  Gebieten  und  znr  Vermeidung  einer 
allzugrossen  Ausdehnung  der  Zwangsgemeinwirtsch.  (neueres  länd> 
lichfs.  gewerblif-)!*-^,  merkantiles  Genosseuscbaütswesen,  Berufs- 
vereins-, Uewcrksiii.wesen). 

2.  Zwangsgemeinwirtscbaften  („öffentliche**  Wirt- 
schaften). Gr.  I.  §  345  —  350.  a)  Wesen,  Begründuiii:  (Ent- 
stehung). Der  Name  dt  iiti  t  darauf  hin.  Auch  sie  sind  Einzel- 
wirtschaften mit  ieitcndeni  Hechts-  und  Wirtscliaftssuhjekt  (o,  §  11). 
Sie  entstehen,  gestalten  und  entwickeln  sich  durch  zwangweises 
Eingreifen  (Ge-,  Verbot,  phys.  nnd  moral.  oder  Recbtszwang,  8traf> 
androhnng,  Strafvollzug)  einer  mit  genügender  Macht  ausgestatteten 
Autorität,  welche  sich  Zwecke  tiir  menschliche  0 emeinschaften 
setzt  und  zu  deren  Verwirk lichnnjr  die  Einzelnen  als  Glieder  zu 
Gemeinschaften  verbindet,  die  Beziehungen  der  Glieder  zur  Ge- 
meinschaft, die  Rechte  und  Pflichten  beider  in  den  Formen  des 
Verfassangsrechts  bestimmt,  a]  Diese  Autorität  ist  in  letzter  Linie 
immer  die  des  Staats,  ß)  Die  Geineinscliaftpzwecke  hetrctten  wirk- 
liche oder  doch  von  der  leitentlen  Autorität  angenommene  (j.gesetzte'*) 
Existenz-  und  Gedeihensbedingungen  der  Gemeinschaft  und  des 
Einzelnen  als  Glieds  dieser.  /)  Die  eigentliche  tiefere  Begründung 
dieser  Zwecke  nnd  dt  s  zu  ihrer  Verwirklichung  event.  mit  an- 
gewendeten Zwan;:s  liegt  aa)  in  diesem  Charakter  der  Gemeinschaits- 
zwecke,  bb)  nicht  im  „Nutzen^'  (Vorteil)  für  den  Einzelnen,  so 
gross  und  dem  erwägenden  Verstano  leicht  erkennbar  meist  dieser 
iKutzen  ist;  cc)  auch  nicht  einmal  in  gemeinsinnigen  und  pfiiclit- 
mässigen  ^'i  v,  Mjrungen  und  Ernpfindnnizrn  dos  Einzelnen,  wenn  diese, 
auch  viell'ach  niitspielen  und  vom  Einzehien  Vernunft-  und  ptliclit- 
gemäss  zu  fordern  sind  (s.  u.  u.  c).  b;  Arten,  a)  Der  Ölaat, 
aa)  stets  mehr  oder  weniger,  in  der  geschichtl.  Entwicklung  der 
Ku1turv(")lker  immer  mehr  und  ausschliesslicher  als  Aufsteller,  Fort- 
bihhior,  Garant  der  Einrichtungen  nnd  Veiaiisialtnngen  /nr  Be- 
i'ricdigung  des  1.  prinzipalen  Gemeiuljedürlhisses  der  liechlsürtiuung 
und  des  liechtsschutzes  fungierend  („Staat  allein  Gesetzgeber,  Ge- 
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richte-,  Polizei-,  Wehrheer Alleininhaber  der  „wesenti.  Hoheits- 
rechte"); bb)  grÖBBter  KreiB  fitr  die  Einrichtungen  snir  Befriedigung 
der  räuml.  und  zcitl.  Gemeinbedürfnisse;  cc)  Kontroloi  fraii  auf  dem 
GebietP  der  gesellscliaftl.  Gemeinbedürfnisse;  dd)  Keguiator  mu-li 
der  Reclitbordnnng  für  das  privat wirtsch.  und  karit,  System,  ß)  })ie 
(Orts-) Gemeinde  und  ;')  die  zwischen  ihr  und  dem  Staate  stehenden 
„höheren**  „Sffenth'chen''  oder  SelbstverwaltangskÖrper  (Provins, 
Kreis  usw.,  auch  Einzelstaat  im  „Reich('*',  Bundesstaate),  aa)  beide 
—  im  „übertragenen"  Wirkunj^rskreise  nach  den  formen  des  Stants- 

fesetzes  wenigBtens  im  entwickelten  Staat  der  Kulturvölker  —  mit 
ein  Staate  KQftannnen  tlitig  anf  dem  Gebiete  des  1.  Gemein' 
bedürfnisses  da  und  dort  (innere  Verwaltungs-,  Polizeifunktionen), 
mehr  allein  und  in  stärkcrcui  "Masse  auf  dein  OoLifte  der  riiuuil. 
und  zeitl.  Gemeiiibedflrfiiissc  innerhalb  ihres  raundichen  Bezirks, 
bb)  im  „freieu"  Wirkungskreise  noch  in  umfassenderem  und  inten- 
siverem Masse,  d)  Die  einzelnen  öffentlichen  Einrichtungen  und 
Anstalten  (oT^nis.  Vwwaltungsge biete)  des  Staats  und  der  übrigen 
,,ötfentl.  Körper"  können,  verselbständigt  gedacht,  als  speziale 
(Zwanfjs-)Gemeinwirtscliaften  anireselien  werden,  f)  Yür  einzelne 
Speziaizwecke  kommen  auch  ad  hoc  gebildete  und  lungierende 
Zwangs-Gemeinwirtschaften  (,,Zwangs*Zweckverbäiide")  vor,  bes. 
auf  dem  Gebiete  der  räuml.,  zeitl.  und  gesellschaftl.  Gemein- 
hedürfnisse,  z.  B.  auf  Kultus-  und  ünterricbts<;ebiet  (organisierte 
Kelio^ionsgemeinschaften,  Kirchen  mit  Zwangszugehörigkeit  der  Mit- 
glieder nach  Wohnsitz.,  Abstammung,  Schulverbände  von  liaus- 
vätem,  Ortsbewohnern),  in  agrar.,  gewerbl.,  merkant.  Verhültnissen, 
im  Armen-,  Wege-,  Versicherungs-,  Meliorations-,  Schutz wesen  — 
Deich-,  Be-  und  Entwässerungsverbände  — ,  Einrichtungen  im 
älteren  Gilde-  und  Zunftwesen,  in  der  modernen  Arbeiterversicherung 
und  in  v.  a.  F.).  —  c)  Begründung  des  Zwangsmoroents,  der 
Notwendigkeit  und  Unvermeidlichkeit,  der  Berechtigung,  der  Zweck- 
mässigkeit dieses  Moments,  der  wichtigste  und  schwierigste  Punkt, 
theoret.  und  prakt.  «)  Zu  unterscheiden  ist  dabi  i  der  Zwang  aa)  als 
historisch-relative  und  als  absolute  („rein  ökonomische'') 
Kategorie:  in  beiden  Fftllen  bb)  ftlr  einzelne  Gemeinschaftsswecke 
von  Zweckverbänden  ad  hoc  und  von  öffentlichen  Körpern,  inshes. 
auch  des  Staats  S(  l}»st;  cc)  für  die  „nos^en  Hauptaufgaben  und 
Zwecke  solcher  Kijrper,  wieder  bes.  des  Staats,  ß)  Historisch 
(örtlich)  relativ  begründet  ist  der  Zwang,  wo  der  richtig  bestimmte 
Gemeinschaftflzweck  ohne  Zwang  nicht  oder  nur  viel  schwerer, 
langsamer,  in  zu  kleinem  Umfang  erreicht  wird,  weil  die  diesen 
Zwang  entbehrlich  machenden  VorauHsot^ungen  wenigstens  im  kon- 
kreten Fall  fehlen:  richtiges  Venstehen  des  Eigeniuteresses  des 
Glieds,  freie  Beschrfinkung  sdnes  Selbstintereases,  genügende  Ge* 
meinnnn,  soziales  Pflicht^f&hl.  Der  Zwang  tritt  hier  als  Ersatz 
und  Ergänzung  ein,  aber  auch  als  Erziehungsmittel,  mit  dem 
Ziele,  sich  selbst  unnötig  zu  machen,  indem  jene  Voraussetzungen 
durch  ihn  entwickelt  werden  (Eiutiuss  von  Gewöhnung,  Sitte,  Bei- 
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spiel).  So  bes.  bei  Zweckverbänden  für  ein  i ein 6  Zwecke,  bei 
öffenti.  Körpern  in  solchen  Fällen,  z.  B.  der  Schul-,  Verdcbenmg;«- 

Meliorationßzwap LT  ;  )  Ahsolut  l)»?^^rüii(l('t,  daher,  ohne  eine  nicht 
wohl  anzunehmende  vullige  Veränderung  der  psychiseheu  Katur  und 
damit  der  Motivation  des  Menschen  dauernd  geboten,  ist  der 
Zwang  in  allen  den  Fällen,  wozu  die  im  Gebiete  der  Hauptaufgaben 
des  Staats,  bes.  bei  der  Fürsorge  für  Rechtsordnung  und  Rechts- 
schutz („Rechts-  und  Machtzweck",  24)  vor  allen  gehören,  nämlicli 
wo  aa)  das  Interesse  der  Gemeinschaft  und  des  dazu  gehörenden 
Einzelnen  und  seiner  privaten  Einzelwirtsch.  sich  nicht  unmittelbar 
deutlich  und  sieher  deckte  auch  wohl  im  Widerspruch  steht  oder  dem 
Einzelnen  zu  stehen  sclieint,  dieser  ev.  nur  Lasten,  Nachteile,  nicht 
Genüsse,  Vorteile  oder  beide  nicht  in  riclitigem  V'erliältnis  stehend 
euiptindet  (Wehrdienst-,  Stcuerzwan^!);  und  wo,  wie  meistens,  wenn 


eine  sichere  Verglcichung  zwischen  Wert  fiir  den  Einzelnen  und 
Toasten,  die  diesem  anfi^oh-^rt  werden,  nicht  gestattet  und  eine 
spezielhr  Verkäut  lichkeit  der  Leistungen  der  Zwanjjsgenjeinu  irisch, 
gar  nicht  oder  nur  in  dem  begrenzten  Umfang  des  Gebiihrenwe>ens 
möglich  macht  (Rechtsachutssgewfihr,  allgemeine  Förderung),  d)  Fol- 
gerungen und  Folgen  aus  dem  Charakter  der  Zwangsgemein- 
wirlschaft  für  Regeluni.'  der  Beziehungen  zwischen  iin*  und  ihren 
Gliedern  und  ttir  KoslenUeckung,  a/  Das  privat-wirtsch.  Prinzip 
von  Leistung  und  Gegenleistung,  von  spezieller  Eutgeltlichkeit 
ist  im  Allgemeinen  unanwendbar,  ß)  Ausnahmsweise  und  beschrltnktt 
aber  auch  dann  nur  wesentlich  modiliziert,  wenn  auch  auf  den 
einzelnen  Gebieten  in  verschiedenem  Masse,  kann  es  —  und  soll 
es  dann  gewöhnlich  auch  —  zur  Anwendung  kommeu  in  Form  des» 
sogen,  finansiellen  G-ebübrenprinzips,  nltmlic^  da,  wo  die 
Lustmomente  (Genüsse,  Vorteile)  aus  Kinriebtungen  und  Leistungen 
der  Zwanjrsfreineinwlrtscliaft,  sowie  die  lvost(>tnerursachunfre.n  sich 
für  die  Mitglieder  nachw  ir  mul  eiiii^erina>sen  messbar  starker 
differenzieren.  Hier  liat  lianii  eme  autm-itare  Anortlnung  zm*  Auf- 
legung von  Gebfihren  in  Form  von  Taxen  stattzufinden,  wo  aber 
der  bestiniminiden  AutoritiCt  nUTermeidlich  wieder  fQr  Eintritt,  Art, 
Mass  fler  Gebühren  ein  grosser  Spielraum  und  vertragsnia'ssii::^ 
Regelung  gewöhnlich  ausgeschlossen  bleiltt  (i)artiolle  Ausnahmen 
bei  Pauschalierung  von  Gebühren),  y)  Mittelst  Gebüluen  erfolgt 
so  eine  völlige  oder  teüwttse  Deckung  der  Kosten  der  Einrichtungen 
und  Leistungen,  an  welche  sie  sich  anschliessen,  bisweilen  selbst 
mit  trUsachlicher  oder  auch  sogar  heahsichtigter  Erzielung  von 
Ueberechüssen  (Reinerträgen),  wodurch  eine  Annäherung  an  privat- 
wirtsch.  Erwerb  oder  Besteuerung  erfolgt  (l*ost).  Die  autoritäre 
Begelnng,  die  Mö;4lichkeit  der  Berücksichtigung  sachlicher  vor 
Finanzintcrcssen  Ijildet  aber  einen  piinzip.  Unterschied  vom  Privat- 
erwerl), die  Jiehandlung  der  Gebühren  als  spezielle  Entgelte  einen 
solchen  von  der  eigentlichen  Besteuerung,  y)  Falscher  Einwand 
gegen  den    Fiskalismus**  öflientlicher  Betriebsverwaltungen  (Post, 
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Staatseisenbahnen  u.  a.  ra.)  bei  starker  Ueberschusswirtscbaft,  weil 
an)  diese  wcrni  t's  richtig  scheint,  hier  grcsetzlich  abgestellt  oder 
eingeschrunkt  wertlen  kann,  was  bei  dem  Fiskaiismus  von  privaten 
(Aktien-) Betrieben  tneiflt  ausgeschlossen  ist,  nnd  weil  bh)  die  Er- 
gebnisse dieses  Fiskalismus  dort  die  .Steuerlasten  erleichtern,  hier 
die  Taschen  der  Privaten  füllen.  Das  Nähere  über  GebUhrenwoscii 
gehört  in  die  Finanzw  issenscli.  (s.  meine  Fin.wlss  II.  2.  A.  4.  Buch 
S.  33—198,  meine  Vöries.  -  Gnindriss  1.-3.  A.  §  63-70).  ö)  Ab- 
geselMii  von  dieser  Anwendung  des  GebübrenprinzipB  kann  nur 
„generelle"  Entgeltlichkeit  und  Kostendeckung  mittelst  all- 
gemeiner Zwangsbeiträge  fStnjfrn)  der  Mitglieder  «tntt- 
linden,  nach  den  regulativen  Bestimmungen  der  leitenden  Autorität, 
aa)  Daher  zwar  wohl  eine  ökonomisch  abwägende  Vcrgleichung 
zwischen  dem  Wert  der  Gesamtheit  der  Einrichtungen  und 
Leistungen  der  Zwangsgemeinw  irtschaft  (auch  zwischen  Gruppen 
solcluT  Einrichtungen,  z.  B.  Wrlir-.  Justiz-,  Polizeiwesen)  fiir  die  Oe- 
samtheit  der  Mitglieder  und  der  Summe  der  Gegenleistungen  aller  Mit- 
glieder (des  Volks)  in  der  Gesamtheit  der  Steuern;  aber  hh)  nicht 
eine  solche  Y Gleichung  zwischen  dem  Wert  dieser  Einrichtungen  filr 
das  einzelne  Mitglied  und  dem  Gegenwert  seiner  Steuerleistung, 
denn  teils  ist  ein  solcher  als  Vorteil  (Lustnioniont)  empfundener 
Wert  für  den  Einzelnen  nicht  vorhanden,  teils  ist  er  nicht  messbar. 
cc)  Demnach  müssen  antorititr  ein  oder  mehrere  ICassstftbe 
ftir  die  Verteilnne  der  Steuern  auf  die  Mitglieder  behufs  Kosten- 
deckung  festgestellt  werden.  Der  im  Ganzen  richtige  und  beste, 
anoli  in  der  Praxis  immer  mein-  an<rewendcte  Massstab  ist  der  der 
Besteuerung  nach  der  wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit: 
eine  Konsequenz  aus  der  Eingliederung  der  Einzelnen  in  me  Ge« 
mein  Wirtschaft.  Nälieres  liierüber  gehört  nicht  hierher,  sondern 
wieder  in  dii'  Finanzwis^i  Ti^chaft  (s.  meine  Fin.wiss.  hes.  B.  II, 
2.  A.  5.  Buidi,  allgcm.  Stcuerlehrc  daselbst  bes.  §  62  ti".  (All- 
gemeinh.),  §  178  tf  ((«leichmässigk.  der  Besteuer.),  meine  Vorles.- 
Grundriss  §  79—^7).  cc)  Aus  allen  diesen  Verhftltnisseii  ergibt  sich 
der  „kommunistische''  Charakter  der  Zwangsgemeinwirtsch., 
voran  des  Staats,  soweit  nicht  Gebültrenwesen  AnwcnduTi-  findet 
(oben  S.  85),  damit  die  tiefe  prinzip.  Versciiiedenheit  des  geinein- 
wii-tsch.  S^'stems  vom  privatwirtschaftlichen,  die  bedeutsame  Kiick- 
wirknng  der  Ausdehnung  aller  gemeinwirt<:cb.  Tätigkeit  auf  die 
ganze  Organisatir>n  der  Volkswirtschaft,  dd)  ü.  A.  wird  im  iibhchen 
Arbeits-  und  l.olmsystem  des  Staats  die  Arbeiter-  und  Lohnfrage 
autoritär  ganz  anders  gelöst  als  im  privatwirtsch.  System:  mittelst 
eines  System  von  „Sozialtaxen"  in  Gehalt  und  Pension,  wesentlich 
ausserhalb  der  Konkurrenz  und  weit  unabhängiger  von  Angebot 
und  Naclifra^^e,  naidi  dem  ungefähren  Bedarf  des  Arbeiters  (mit 
Katnil ie)  und  nach  Skalen  für  den  Wert  seiner  Arbeit,  unter  Sicherung 
und  mit  relativer  Stabilität  von  Einkonmien  und  unter  Sicherung 
(Versicherung)  in  Zeiten  von  Krankheit,  Invalidität,  Alter,  anch 
von  Hinterbliebeneu  (Witwen,  Waisen)  sowie  mit  angemessener 
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Kegelung^  des  Arbeitsmasses  und  der  Arbeitszeit  (Normal-,  bezw. 
Max.- Arbcitstar^,  Urlaiibszoitcn  ,  „Ferien"):  der  „so/i  a  1  ]>olit." 
Charakter  des  staatsdieustliclien  Besoldung-  und  PensiouHwesens 
als  Lohneystein  und  des  ganxen  Staatsdieasts  als  Arlidtsmrtleiii. 
(Näheres  meine  Fin.  I,  3.  A.  §  152—167,  GrundriM  f.  Vöries. 
^  20 — 24.)  —  0  K 11 1 scheid un;,'^  über  Anwendung  doia  Zwangs 
für  einzelne  G(  ineinschaüszweckt*.  Zwar  sind  snbjektivt' Momente 
(„Glauben")  nicht  völlig  ausschliessbar,  dennoch  sind  jjriuzip.  richtige 
und  praktisch  bratichBare  Gesiehtspunkte  zn  finden.  Zwang  ist 
notwendig  und  damit  bers  thtijjrt.  «)  wenn  der,  voraussetawmgBweisc 
ricliti^'  bestimmte  Zweck  durch  Weigerung  des  Einzebicn  v  ereitelt 
und  so  Existenz,  befriedigende  Funktion  der  Gemeinschaft  unmöglich 
würde  (Beispiel:  Wehrdienst-,  Steuerzwang,  —  Schul-,  Impfzwang  — 
Deichbau-»  Meliorationszwanff,  z.  B.  bei  Ent-  und  Bewibnemn^  usw.); 
([)  wenn  Teilnahme  des  lüinzeliun  an  den  durch  Gemeinschaft 
geschafifenen  Xutzeinrichtnngen  nicht  wohl  an^znscliliessen  (Rechts- 
schutz!); y)  wenn  es  sich  zwar  unmittelbar  um  Vorteile  für  Einzelne 
handelt,  diese  ilim  zu  ennüglichen  jedoch  im  Gcsamtinteresse  liegt 
f^^ersicherungszwang  in  vielen  Füllen.  Arbeiter-,  Altera-,  Witwen-, 
Waisenpensionsuesen  der  Beamten,  Feuer\Tr8icherung  und  a.  ni.); 
d)  wenn  die  grössere  Hetoiligung.  räum).  Ausdehnung,  Zentralisierung 
der  ItÜnrichtung,  Konzentration  der  Leitung  die  Funktion  bessert, 
die  Kosten  ermässigt,  die  Uebertraguug  von  yerachiedenen  Betiiebs- 
ergebiiisst  u  ermöglicht  (Post,  Telegrapbie,  Eisenbahnen,  z.  T.  auch 
andere  Betriebe.  Bank-,  \*er>ichertnigs\vesnn,  —  Post-.  Miiiizrognl). 
f)  Forderungen  an  die  Zw  angsgeinein\virtscliatf<'n,  für  die  An- 
wendung des  Zwangs,  insbes.  Garantiecn  und  Kautelen 
daför,  dass  zwischen  Wert  der  Leistungen  der  Gemeinwirtschaft 
und  der  Gegeiileistungen  der  Mitglieder  im  Ganzen  ein  richtiges 
Verliältnis  bestehe  und  dass  der  Zwang  gerechtfertigt  sei.  rt)  Ziele 
dabei:  aa)  möglichst  objekti\f  Feststellung  der  Notwendigkeit  und 
der  erfolg versprecJienden  Aiiwendimg  des  Zwangs;  bb)  möglichste 
Entwicklung  des  richtigen  Verständnisses  des  berechtigten  privaten 
Eigeninteressf an  den  Einrichtungen  und  L»  i-t  i  ;  j  n  der  Gemeia- 
wirtschaft.  aucli  der  fnl^ehes  Eigeninteresse  einschränkenden  sonstigen 
Motive,  deä  Geuicinsiuus,  des  Ehr-  und  l*flichtgefiiiils,  um  Zwang 
entbehrlich  oder  weniger  belästigend  zu  machen;  cc)  möglichst 
richtige  Bestimmung  des  Wirkungskreises,  der  Punktionen  der  Ge- 
meinwirtschaft, was  nicht  rein  prinzipiell  möglich  ist,  dalier  von 
objektiven  richtigen  Fvwagungen  abhängt  (s.  folg,  §  24);  dd)  mög- 
lichst vollkommene  ökononiisch-techuifiche  Einrichtung  und  Funktion 
der  Gemeinwirtschaft  bes.  auch  im  Kostenpunkte;  ee)  möglichst 
richtige  Verteilung  der  zwangsgemeinwirtschaftlichen  i'nnktionen  auf 
Staat  (Reli  h'.  sonstige  öffentl.  Körper,  Zweekverbande  (wirtstdiattl. 
Seite  der  polit.  Fragen  der  Dezentralisation  der  Staats-  und 
Organisation  der  Selbstverwaltung),  ß)  Mittel,  sich  diesen  Ziel- 
punkten möelicbst  zu  nähern^  sind:  aa)  gute  Organisation  der  Leitungs- 
und  Ausföhrungsinstanzen    („Regierang")    der  Gemeinwirtscn.; 
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bb)  Verbindmig  dieser  Instaneen  mit  gut  fungierenden  KontroU-  und 

nn  der  Gesetzgebung  mitwirkenden  Organen  der  Mitglieder:  in 
Htaat,  Gemeinde  usw.  Daher  ist  die  politische  Forderunj;  von  Volks- 
vertretungen der  Kegiemng  gegenüber  auch  eine  wirtschatts- 
organisatoHscbe,  welche  aus  Wesen  und  Funktion  der  Zwangs- 
gemeinwirtBchafl  und  der  Notwendigkeit,  unbedingt  oder  eventuell 
mit  Zwang  vorzugehen,  selbst  notwendig  folgt. 

§  24,  —  V.  Der  t^taat,  volkswirtschaftlich  betrachtet. 
Gr.  1,  §  352—383.  Mein  Aufs,  im  II  W.  B.  St.  2.  A.  b.  6; 
auch  meine  Fin.wiss,  I.  3.  A.  §  36,  37,  Fia.grundriss  ^  8,  9. 

A.  Mfingel  der  Auffhflsnng  Seitens  des  tfkon.  Individiulismus 

und  Liberalismus  (oben  S.  6  ff,),  der  (Kant*Beben)  Bechts-  und  Staats- 
philosophie, Fortseliritte  luid  li('rie]itipin«5en  in  den  or^an.,  histor. 
und  sozial,  (auch  sox-ialist.)  Auttassun^  B.  Der  Staat  als  volks- 
wirtsch.  Kategorie:  1.  "Wirtschaftl,  Gut  (oben  S.  8).  2.  Immaterial- 
kapitaL  3.  Wesentl.  und  richtig:  höchste  Form  der  Zwangsgeni  ein - 
wirtschafY  (o.  S.  100,  he'i*2,  b,  a),  wahre  Zwangs- Gesaratwirtschaft 
der  nationalen,  jiolitischen  GemcinHchaft  der  Staatsanfrehörigen  (und 
zugelassenen  Staatsfremden).  4.  In  dieser  Funktion  ist  der  Staat 
für  die  Volkswirtschaft  a)  auf  dem  Produktionsgcbiet  a)  Produktiv- 
faktor  durch  seine  Einrichtuui^en  und  Leistungen,  welche  wirt- 
scliaftliclK!  Güter  (..Verhältnisse''  S.  29)  darstellen,  (i)  Produktions- 
bedin;L,Min;r  für  das  privatwirtsch.  (und  karit )  System,  dessen 
Produktionstätigkeit  er  erst  ennöglicht;  die  iliui  dafür  entrichteten 
Steuern  sind  daher  nicht  eigentlich  etwas  den  Beteuerten  Ge- 
nommenes, sondern  ein  dem  Staate  kraft  seiner  EHinktionen  ge- 
bührender, ja  schon  gehörender  Anteil  am  privatwirtsch. 
Ertrage,  b)  Auf  dem  Verteilnn- s^chict  ist  Her  Staat  Mir- 
Keguiator  durch  seine  Funktion  in  der  Ausgestaltung  der  lieclits- 
ordnung  für  die  Funktion  des  privatwirtsch.  Systems,  durch  seine 
Begelnnfif  der  ZufÜhning  seiner  Leistungen  an  die  Bedürftigen  und 
durch  seine  Kc<:elung  der  Gebühren  und  Steuern  zur  Kostendeckung 
seiner  Einrichtungen  und  Leistungen,  c)  Seine  Leistungen  stellen 
Gtitcrproduktionen  in  und  für  die  Volkswirtsch.  dar,  ihre  Uebcr- 
nahme  entsnricht  einem  Prinzip  der  Arbeitsteilung  zwischen 
Staat  und  Linzelwirtschaften.  Soweit  dabei  Zwaug  zu  Grunde  liegt, 
unterscheidet  sich  diese  Arbeitsteilung  allerdings  rechtlich,  aber 
nicht  ökonomisch  von  der  auf  freier  Entwicklung  beruhenden:  ein 
Umsatz  von  GütOTU  (Staatsleistungen  gegen  Steuern,  Gcbttbren) 
findet  auch  hier  statt;  den  enijttanirenflen  Einzelwirtschaften  werden 
Arbeitskräfte  und  sacldiche  Produktionsmittel  für  ihre  ei;rene  Pro- 
duktion trei.  D.  Die  tatsächl,  Leistungen  des  Staats  entspringen 
den  Zwecken  und  Aufgaben,  welche  der  Staat  übernimmt. 
E.  Eine  prinzipielle  Feststellung  und  damit  Begrenzung  dieser 
Zwecke,  mithin  der  Staatstätigkeit  selbst  ist  unzulässig.  1.  Alles 
steht  hier  vielmehr  im  geschichtlichen  Flnss  und  kann  nicht  aus 
„Begriff  und  Wesen"  des  Staats  oder  der  Kin/.clpersönlichkeit  und 
ihrer  Freiheitssphäre  abgeleitet  werden,  Momente,  welche  selbst 
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■wieder  geschichtlich  veränderlich  sind,  2.  Als  Konsecjuenz  hiervon 
ergeben  sich  theoretische  Axiome  und  praktische  J*ostulate:  a)  „prin- 
zipielle"' grenzenlose  Ausdehnung  der  btaatstätigkeit  ist  zu 
verwerfen  (Fehler  der  eudämonist.  Wohlfakrtsstaatstheorie  und  des 
Absolutismus  des  18.  Jh.;  logische  Konsequenz  des  verwirklichten 
iSozialismus).  b)  „PrinzipielU  "  Beschi  änkung  auf  ein  fiir  allemal 
bestimmte  Zwecke  ist  ebenso  unhaltbar  und  uiiliistori^ch  (einseitiger 
Kechtszweck  der  Individualist.  Kechts-  und  Staalsleiire,  des  Ökonom. 
IndividuafiBinuB  und  Liberalismus),  c)  Zwecke  und  Einzeltätig- 
keiten sind  einem  beständigen  Wechsel  unter\s oricii,  bei  Kultur- 
völkern allerflinfi;s  in  dt-r  Uirlitnng  einer  steigenden  Ausdchnimg 
und  zunehmenden  Intensivität,  zumal  bei  Zusammenfassung  mit  den 
Tätigkeiten  der  übrigen  öfieutl.  Körper  (s.  u.  u.  ki.  2}.  d)  liichtige 
Verteilung  der  gesamten  öffentl.  Tätigkeiten  zwischen  dem  Staat 
und  diesen  Körpern  ist  ein  Ilauptpostulat  (s.  u.  u.  J.).  e)  In 
finanzieller  Hinsicht,  Jalur  betr.  Köstcndeckung,  kann  a)  „»Spar- 
samkeit"  nicht  leitender  Grundsatz!  sein  und  ist  ß)  Stabilität 
der  ^Staatseinnahmen  (Besteuerung)  unhaltbar,  weil  das  mit  Ent- 
wicklung und  Aenderang  der  Staatszwecke  und  Leistungen  in  Wider- 
spruch steht.  V.  Die  beiden  or<j:ani.schen  Staats/, w eck e,  der 
Rcclits-  und  Macht-  und  <l*'f  Kultur-  und  Wohl  t'ali  rt  s/.n'eck, 
können  mit  der  neueren  Staatsiein  e  (Politik)  auch  für  die  volkswirtscli. 
Betrachtung  unterschieden  werden,  wenn  sie  sich  auch  auf  einen  ein- 
heitlichen obersten  Zweck  zurückführen  lassen:  Fürsorge  ftir  und 
Garantie  der  Existenz-  und  Gedeihensbedingungen  der  im  Staate,  als 
O  esamt  Wirtschaft,  zusammengefassten  Volksgemeinschaft,  und  wenn 
auch  manche  einzelnen  Tätigkeiten  gleichzeitig  beiden  Zwecken 
dienen.  Subsumptibn  aller  Staatstätigkeit  unter  den  Rechtszweck  ist 
gezwungen  und  undurclifiilu  bar  (liecntsstaatstlieorie).  1.  Zum  Gebiet 
des  Rer1if>^^  und  M  a  c  h  t  z  w  e  c  k  e  s  gehört  die  Aufstellunir.  Fort- 
bildung, iilriiaitung  der  Jvechtsorduung  im  Innern  (inshes.  auch  der 
wirtschaftliclien,  für  diU»  ^jrivat>virtsch.  System,  oben  §  20  S.  88fi*.)  und 
nach  aussen  (Selbständigkeit  des  Staats),  sowie  die  Schaffung  der 
CI  irantien  für  Aufrechthaltung  dieser  Rechtsordnung  („Machtzweck"), 
tiir  Verhütung  ihres  Bruchs  (Präventiveinrichtungen,  unten  u.  Nr.  H,  3, 
entsprechende  Funktionen  und  Wirkungen  der  Sicherheitspolizei, 
Justizorganisatiou,  des  „auswärtigen"  Dienstes,  des  Wehrwesens),  für 
Wiederherstellung  nach  erfolgtem  Bruch  und  fär  Sühnung  des  letz- 
teren (Bepressivcnirichtungen,  entspredhende  Funktionen  und  Wir- 
kungen der  gleichen  Institutionen  wie  bei  Prävention).  a)  Alles 
dient  zur  Befriedigung  des  creten  jmnzipalen  Gemeinbedürfnisses  (o. 
§  22  S.  96,  bei  2,  a).  b)  In  der  geschichtl.  Entwicklung  ist  hier  der  Staat 
immer  mehr  und  ausschliesslich  allein  tätig,  auch  überwieg^d  vor 
aiulorcn  ött'  Körpern  (o.  S.  100,  bei  2,  b).  c)  Kostendecktnig  meist 
durch  Steuern  und  Privaterwerbseinnahmen  (alteren  und  neueren 
„domanialen"),  aber  auch  mit  durch  Gebühren  bes.  bei  Justiz, 
Polizei,  Auswärtigem,  d)  Im  modernen  Staat  daher  die  betrefoiden 
„Ministerien'*  („Aeusseres^*  inkl.  diplomat.  und  konsul.  Dienst, 
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vInneres'S  J astiz,  ,,Krieg",  Marine).  2.  Zum  Gebiet  des  Kultur-und 

Wohlfahrtszwecks  gehört  alle  solche  Staatstätigkeit  (und  hier 
mflirfacli  dauenul  auch  sonstige  öffentliche  anderer  off.  Köi  j»er),  welche 
Forderung  der  Staatsangehörigen  in  allen  ihren  JjebenB-Interessen» 
-Aufgaben  und  -Tätigkeiten,  auch  der  privatwirtschaftlichen,  bezielt, 
a)  Dabei  werden  zwar  teils  nur  die  allgemeinen  Bedingungen  für  die 
Kinzel-  (Privat-)  Tätigkeit  geschaffen  und  garantiert,  damit  zu  schwere 
Hindernisse  für  diese  Tätigkeit  beseitigt;  aber  doch  auch  h)  im  grossen, 
mit  Kultur-  und  Wirtschaftsentwicklung  gerade  hier  wieder  in  stark 
steigenden  Masse  unmittelbar  au  benutzende  öffentliche  Einrichtungen 
und  Anstalten  bereitgestellt  (zu  weit  gehende  „prinzipielle*'  Forderung 
des  Liberalismus,  sich  auf  a  zu  beschränken),  c)  Das  Meiste  dient 
zur  Befriedigung  de  r  ilbriiren  Gemeinbedürfuisse.  spe/iell  c<)  innere 
Verwaltung  mit  Wohlfahrtspolizei,  auch  auf  den  Gebieten  des  Ge- 
sundheits-  und  Heilwesens,  Hil&-  und  Annenwesens,  ff)  volks- 
wirtachaftliche  Verwaltung,  y)  Kultus-,  Unterrichts-  und  Bildungs- 
verwaltnng.  welchen  Gebieten  im  modernen  Staate  wieder  eigene 
„Ministerien'*  zu  entspreclien  j)fle^en  (..Inneres",  spezielle  volks- 
wirUichaftliche,  wie  Landwirtsch..  Gewerbe  und  Handel,  öffentl. 
Baaten,  Verkehrsanstalten,  Post.  Telegr.,  Eisenbahnen,  Kultus  und 
Unterricht),  d)  Kostendeckung  hier  öfters  im  grösseren  Umfang  durch 
Gebühren,  weil  die  Bedingungen  dafür  (oben  S.  in'>  bei  d  ji)  nielir 
vorliegen:  individuelle  Nutzendiffcreazieruug und  Kostenverurbuclunig, 
annähernde  Messbarkeit  davon  im  höheren  Masse  als  auf  dem  Gebiet 
des  Rechts-  und  Machtzwecks  (Unterrichts-,  Verkehrswesen,  andere 
materiell  volkswirlsch.  Angelegenheiten).  G.  Durchführungs- 
niittel  der  Staatstätigkeit  sind  1.  die  Zentralleitung  und  oberste 
zentrale  Verwaltung  („Regierung")  und  2.  die  Fiuanz- 
wirtschaft,  ein  Teil  der  vom  Staate  dargestellten  Gremeinwirtschaft, 
aber  auch,  getrennt  davon  gedacht,  eine  eigene  Wirtschaft  zur  Be- 
schaffung nnd  Verwendnnp:  der  sachlichen  Mittel  (bzw.  Gelds)  für 
die  Dnrcbliihrung  der  Staatszwecke  und  der  dazu  dienenden  Kin- 
richtungeu,  Anstalten  und  Leistungen  (meine  Fin.wiss.  1,  3.  A..  §  5, 
Fin.grundri8S  §  1,  8).  H.  Entwicklungsgesetze  der  öffentl.  bes. 
der  StaatsUltigkeit  bei  Kulturvölkern.  1.  Ausdruck  „Gesetz",  selbst 
im  Sinne  vnü  ..Kausalgesetz",  hier  znlässig,  weil  die  Bedingut^en 
vorhanden  (obi^n  S.  25 — 27).  2.  Erstes  Gesetz:  der  wachsenaen 
Ausdehnung  der  öffentl.,  spcz.  der  Staatstätigkeit,  a)  Zeigt  bich 
auf  den  Gebieten  beider  Staatszwecke,  aa)  beim  ersten  auch  in  der 
schon  hervorgehobenen  Richtung,  mehr  und  mehr  alle  bezü^'- 
liche  Tätigkei»  anf  den  Staat  zu  iiltertragen  (oben  S.  06  nnd  IdO) 
und  sie  den  kleineren  öffentl.  Körpern  und  eventuell  beteiligten 
Privatwirtschaften  abzunehmen;  bb)  beim  zweiten  unter  starker, 
teilweise  steigender  Beteiligung  dieser  Körj»er,  b)  So  extensive 
und  intensive  Steigerung,  c)  Gründe  liegen  in  der  durch  die  Be- 
völkerungs-,  Wirt^chafts-,  Kulturentwicklung  bedinp:ten  Entwicklung 
der  Gemeinbeuürfnisse.  d)  Die  ertolgende  Entwicklung  der  öffent- 
lichen Einrichtungen  zur  Beftiedigung  dieser  Bedürfnisse  tritt  dann 


Digitized  by  Google 


in  Weebselwirknng  mit  der  gesamten  Entwicklung  des  Volks. 

e)  Ein  finanzielles  Folgegesetz  dieses  ersten  Gesetzes  ist  die 
Steigerung  des  Finanzbedarfs  (meine  Fin  T.  B.  A.  §  36,  Fin.gmndris» 
§  9).  3.  Zweites  Gesetz:  der  immer  mehr  verwalteiulen  Prüventiv- 
tHtigkeit  mit  »rossen  dauernden  »teljendeu  i.inriclttungen  statt 
der  blossen  Kepressivtfitigkeiten  irtfher  von  Fall  tu  Fall  bei  ein- 
tretender Notwendigkeit,  a)  Zeigt  sich  be^.  auf  den  Gebieten  des 
Rechts-  und  Machtzwecks  faiis\v;frt.  Vertretung,  f^icherlieitspolizei. 
Gerichtswesen,  iiiunentl.  Heer  und  Flotte,  —  stellende  Heere,  Kriegs- 
schiffe, Festungen,  Seehäfen  — ),  aber  auch  im  Bereich  des  Kultur- 
nnd  Wohlfahrtszwecks  (Sanitfttswesen,  zur  Verbtttung  von  Seuchen 
und  and.  Krankheiten,  statt  blossen  Heilwesens,  ^fenschen-  und 
Tierseuehenpolizei).  ß)  Wird  begründet  durch  das  wnclisende  He- 
dürt'nis  nacl»  Ruhe  und  Ordnung,  um  mögliche  Gefahren,  Störungen 
gar  nicht  erst  ausbrechen  zu  lassen  und,  wenn  diese  dennoch  ein> 
treten,  nm  so  besser  und  schneller  mit  wuchtigster  Repression 
der  nnn  i;i  diese  Fnnktion  überziehenden  Prnventiveinriehtnngon 
iliro  Wirkung  und  Dauer  zu  l)eschränken.  Ruhe  wiech  r  herzustellen; 
psvcliol  luul  prakt.  Moment  des  Ruhebedürfnisses,  auch  des  sichern 
Vertrauens«  dass  Ruhestörungen  unterbleiben  oder  im  Keim  unter» 
drückt  werden,  auf  höheren  Kulturstufen  und  speziell  auch  bei 
höherer  Entwicklung  der  Volkswirtscliaft ,  verwickeiteren  Pro- 
duktions-, Bezugs-,  und  Absatz-,  Verkelusverhältnissen,  daher  bei 
grösserer  Volksdichtigkeit,  mehr  iudustriestaatlicher  und  Weltwirt- 
schaft!. Entwicklung  (Wirtschafts-  und  Kulttirnotwendigkeit  des 
„Militarismus"  und  , .Marinismus",  Gendarmerie-  und  Schutzmaims- 
wesens\  Hei  Pr;i^•enti^•e^Tlrieht^n^•on  mehr  und  bes.  steiirfMicler 
Bedarf  an  gesciiulter,  technich  „<|ualifizie rter"  Arbeitskraft 
(Heer,  Marine,  Polizei,  innere  Verwaltung  Richterdienst,  Diplo- 
matie usw  .)  und  von  technisch  entsprechendem  Kapital,  stehenden 
Kapitalanlagen  für  die  F:mktionen  des  Präventivsystems  und  der 
dara)»s  hervorjrehenden  Repression  fGebaude.  mllitär..  marit.  Aulagen, 
Waffen  zu  Verteidiguug  und  Angritf  [Fern waffen,  SchusswaÖ'en, 
Abwehrmittel,  Kinfluss  aes  naturwissensch.  nnd  techn.  Fortschritts 
im  Waffenwesen]).  Rückwirkung  dieses  Allen  auf  Notwendigkeit 
der  Kiniifiun;:  der  Arbeitskräfte,  auf  das  Hedfirfiiis  ])eru  fsmässig(^r 
Organe  im  öHentl.  Dioiist  statt  Organen  hh)ssen  l^lirendiensts  (Kin- 
fluss  auf  die  Organisation  des  ganzen  Staatsdiensts,  meine  Fin.wiss.  I. 
3.  A.  §  152  ff,  Fiii.grundriss  §  20, 21,  oben  8. 103,  bei  d,  cc).  d)  Volks- 
wirtscli.  und  polit.  Folge:  Kut stehen  eines  grossen  civilen  und 
militär.  (Offiziere)  Berufsstandes  der  öfTentliclien,  speziell  der  Staats- 
diener (»«Beamtentum'')  nehen  den  gro.s.sen  Berufsständen  der 
mater.  Produktion  und  der  freien  (liberalen)  Berufe  und  niederer 
pei^nl.  Dienste  (Dienstboten  und  dgl.).  Die  Qualität  dieses 
Berufsstands  bedingt  die  Leistungen  des  Staats  (und  überhaupt 
des  zwangsgemeinwirtsch.  Systems);  daher  sind  die  Einrichtungen 
für  Schaffung,  Ausbildung  dieses  Stands,  die  Ordnung  der  An- 
stellungs-  und  Vorrückungsrerhftltnisse,  die  richtige  Kc^lung  der 
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finanziellen  Seite  auch  von  entscheidender  wirtschafkl.,  spez. 
volkswirtscbaf'tsorganisatoriBcher  Bedentang  (Besoldungs-,  Fensions- 
wesen,  meine  Fin.  I,  3.  A.,  §  152,  Fin.grundriss  §  20  ff.).  C)  Wieder 
ein  finanzielleB  Folgegesetz  ist  aa)  die  bleibende  «grosse 
Höhe  des  Finanzbedarfs  auch  in  ruhigen  Zeiten,  wofUr  dann 
in  StlSnnigs>  Kriegszdten  der  Unansbedarf  absolut  und  relatir 
g«^xi  den  „Friedensbedarf  Nveniger  zu  vaeliseii  braucht;  ferner 
blt)  das  zeitweise.  ., ruckweise"  Hervortreten  des  tinanz.  Be- 
darfs ^Tosser  Kapitalinvestitionen  in  den  Präventiveinrichtiingen, 
um  die«e  auf  die  dem  Stand  der  technischen  Entwicklung  ent- 
sprechende Höbe  der  Leistungsfähigkeit  zu  bringen  und  darauf 
zu  erhalten  (Gebäude,  Grefiüignisse,  liefornien  im  WaflEenwesen, 
Schiffsbau  nnd  Ausrüstung,  —  Artillerie I  Panzerschiffe!  usw.), 
cc)  Einfluss  hiervon  auf  Staatsschuldenentwickhin;r.  4.  Drittes 
Gesetz:  Der  Reproduktion  der  verwendeten  Finanzuiittel  und 
Arbeitsleistungen  im  Staatsdienst,  daher  der  Kosten  der  Staats^ 
leistungen  im  Wert  der  damit  beschaffenen  und  in  Funktion  ge- 
setzten Staatseinrirlitmigen  und  der  P<'istuTvj:en  dieser:  niclit  oln 
Entwicklungsgesetz  wie  die  beiden  ersten,  sondern  ein  Gesetz  der 
Wertbewegung  (Umwandlung)  in  der  Volkswirtschaft,  a)  Nur 
soweit  diese  Beproduktion  erfolgt,  kann  ohne  sonstige  Schädigung 
des  Volks  inid  der  Volkswirtsch.  die  dauernde  Verwirklichung  der 
beiden  anderen  Gesetze  eintreten,  vorneliinlicli  eben  ein  Umsatz  von 
meist  jprivatwiri schaff lic|i  gewonnenen  materiellen  in  vom  Staate 
produzierte  immaterielle  Werte,  ß)  nach  dem  Masse,  in  welchem 
diese  Reproduktion  stattfindet,  der  Wert  der  Staatsleistungen  den- 
jenigen der  Kosten  übersteigt  oder  dahinter  zurückbleibt,  fällt  das 
volkswirtsch.  Urteil  über  den  Staat  und  seine  'J'iiti^^keit  jiiinstig 
oder  unginstig  aus.  J.  Prinzip,  undjprakt.  Gesichtspunkte 
für  die  Feststellung  des  Bereichs  der  Staatstfitigkeit  bes. 
gegenüber  desjenigen  der  anderen  öffentl.  Körper.  1.  Je  mehr  es  sich 
bei  der  Produktion  dieser  Tätigkeiten  (einschliesslich  der  Bereit- 
stellung und  Erhaltuug  der  dazu  gehörigen  Einrichtungen  und  An- 
stalten) handelt  um  a)  Verbürg  ung  der  erforderlichen  zeitlichen 
Naehhaltigkcit,  b)  der  gebotenen  oder  zweckmässigen  räumlichen 
Ausdehnung,  c)  der  Konzentration  und  Einheitlicbkeit  der  Leitung, 
um  überhaupt  und  in  guter  Beschaffenheit  und  aiici»  mit  möglichst 
geringen  Kosten  die  Leistungen  her-  und  iiir  die  Bevölkerung  bereit- 
KusteUen;  2.  je  roebr  eine  Gemeinsamkeit  der  Konsumtion  dieser 
Leistungen  durch  die  letzterer  bedürftigen  Staatsangehörigen  erfolgt, 
olnie  Messl)arkeit  dessen,  was  davon  auf  den  Einzelnen  füllt,  desto 
mehr  ist,  cct.  par,  die  Uebertragun^  auf  und  Ausfiilirun«:  durcli  den 
Staat  (in  Bundesstaaten,  „Reichen"  auf  und  durcli  den  Bund  als 
Einheit)  angezeigt,  statt  auf  und  durch  andere  Körper  (oder  auch 
gewisse  Privatwirtschaft on,  Aktiengesellscbat'ten)  (SchlUFle).  3.  Da- 
nacli  gehören  diejcn.  Gebiete,  welche  in  der  'J'at  nach  der  geschichtl. 
Entwicklung  der  Kulturvölker  meisKuis  vom  Staat  (Keieh)  fd^er- 
nommen  sind,  aucli  prinzipiell  betrachtet  ihm:  a)  bes.  auf  dem 
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Grebiet  des  Rechts-  und  Machtzwecks  (Aeusseres,  Wehrwesen,  z.  T. 
«nch  Sicherheitspolizei,  Justiz,  gewisse  Hauptteile  des  Rechts),  aU^r 
auch  b)  Manches  auf  dem  Gebiet  des  Kultur-  und  Wohlf.zweoks 
(Forst-,  Wasserwesen,  Hauptwefrew<*sen.  dii*  «grossen  Verkehrs- 
anstalteu  Tost,  Telegraphie,  Kisenlmhnen,  (ield-  und  Münz-,  2.  T. 
Bankwesen,  bes.  Notenbanken,  gewisse  Zwdge  des  Versichemnos' 
weseus).  Z.  T.  sind  es  teclinisclie.  hetrlebaot^nisator.  und  sozial» 
])olitisclit'  Mnnirntc.  welclic  die  An*  b  Ii  1  lun^^  ^OTadt»  der  Staats- 
tätiirkcit  statt  derjenigen  anderer  ürt'eiitl.  Körper  und  jj;^ros8er  Privat- 
wirtschatten bedingen,  sie  möglich,  erwünscht,  notwendig  machen 
(Entwickhing  in  „staatssozialist.  Richtung'',  oben  8. 17). 

§  25.  Zu  einer  umfassenden  sozialökonomischen  „Orundlejrunf»-" 
wflrdo  auch  noch  ein  (J.  Kapitel  mit  näheren  Ausfflhrungpn  ilbf»!  dir 
Kechtsord uac  der  Volkswirtschaft,  iusbesondere  eine  sozial-ükono- 
misehe  Kritik  der  Rechtsnormen  Air  ^Freiheit  und  Eigentum'^  gehören. 
Dieser  umfassende  Geireiistand,  der  dann  tlienso  sehr  rechtsphilo- 
sophischer als  ökonomischer  Behandlung  bedarf,  lässt  sich  in  den 
Rah  men  der  üblichen  akademischen  Vorlesung  über  „allgemeine  und 
theoretische  VolkswirtschaftslohrC  wenigstens  «fdr  jetzt,  bei  der  Be- 
schränkung der  Stundenzahl  noch  nicht  aufnehmen.  F'r  wird  von  mir 
aber  öfters  in  meinen  rtlfentlichen  \V inte i  Vorlesungen  (über  sozialökono- 
mischen  Individualismus  und  Sozialismus,  fiher  Freiheit  und  Eigentum» 
über  Kapitalismtv«  und  Sn/ialismn«;.  filiei  Kritik  des  Sozialisrnn?  ttnd 
verwandte  Themata)  mehr  oder  weniger  eingehend  mit  behandelt,  Vor- 
lesunf^n,  welche  eine  Ergänzung  derjenigen  Uber  allgemeine  und 
theoretische  V^olkswii  (s(  haftsl<'Iu  p  bilden.  Zum  teilweisen  Ersatz  eines 
solchen  (>.  Kai),  verweise  ich  für  jetzt  auf  die  Ausfiihrnngen  über  die 
Rechtsbasis  des  privatwirtsch.  S^'stems  oben  in  §  jo,  unter  R  —  L, 
S.  SS — IK").  (neu  in  diese  1.  Aufl.  dieses  Grundrisses  dort  eingefügt). 
Für  Weiteres  beziehe  ich  mich  auf  die  Schlussabschnitte  meiner  Grund- 
legung, in  der  :\.  AuH.  den  ganzen  Rand  II  (1S!>4)  („Volkswirtschaft 
und  Kecht,  besonders  Vermögensrecht,  oder  Freiheit  und  Eigentum  in 
volkswirtschaftlichci  HetracHtung  ]l\if]\  ]  ,;  [Einleitung,  persönliche 
Freiheit  und  Untreiheit.  Eigeutumsordnung,  Begründunc,  Betriff  des 
PriTateigentums.  Ausdehnung  des  Privateigentums:  Privatkapital, 
Privatgrundei;i*  ntuni,  Zwangsenteignunn  ]"\  worin  die  \ clksw  irtsrliaft- 
hche  Rechtsordnung,  insbesondere  in  der  l'endenz  einer  kritischen  Aus- 
einandersetzung mit  dem  (»konoinischen  Individualismus  und  Sozialismus, 
genauer  erörtert  wird,  unter  Berücksichtigung  der  daselbst  reichhaltig 
angegebenen  einsrldanendrii  Literatur.  (Schluss  dieses  Werks  [„Inhalt  des 
]*riv.einrentimis**  [  stellt  noch  aus).  Desgl.  s  ferner  meinen  Artikel  „Grund- 
besit/  -  i  ,,die  volkswirtschaftliche  Prinzipienfrage  der  Rechtsordnung" 
im  H.-W.-H.  d.  St.  B.  4,  1.  "J-  Aullafre),  und  meine  Rede  anf  ilein  ev  - 
soz.  Kongress  über  ,fdas  neue  (Erfurter)  Programm  der  «Sozialdemokratie*^ 
(lSi»;5).  Aus  dw  neuesten  bezOglichen  Literatur  s.  J.  Wolf,  Sozialismus 
und  kapitalist.  Wirtschaftsordimng,  B.  I,  Stammler,  Wirtsch.  und  Rc  ht 
nach  der  materialist.Gesi-hichtsauffassung,  1S;><>,  Schröder,  das  Kocht  der 
Wirtschaft,  IS^HJ,  Ammon,  Gesellschaftsordnuncr  und  ihre  natürlichen 
Qrnndlagen,  18^)'),  Kidd.  soziale  Revolution,  dentsdi  von  Pfleiderer,  1K95, 
die  neueren  Srluiftiti  T.mia's,  G.  Schmoll  er,  Gnmdriss,  besonders 
Buch  2  Ai)Sflinitt  ä,  Sombart's  mod.  Kapitalismus  (rechtliche  Seiten 
au  sehr  bintangestellt);  andererseits  die  gan^e  sozialistische  literatur. 
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Zweiter  Teil.  Ausfuhrung. 

Weseotlicb  unter  Zugrundelegung  der  bestehenden  modernen 
Bechtsordnung  für  Personenstand,  Fraheit  und  Privateigentum,  daher 

des  priyntwirtachaftlichen  ?v=tem'?  tler  frrirTi  Konkurrenz  foben  §  20) 
unter  Berücksichtigung  der  gegenwärtigen  Verhältniaae  der  Kulturvölker 
enropiÜBchfir  TAyi&saHäxm, 

Literatur.   Die  oben  genannten  Hauptwerke,  auch  die  S.  21  her- 

vor^ehobcnon  Omndrisse  und  grosseren  Lehr-  und  Haudbü*  hnr.  welche 
in  der  deutscheu  und  der  fremden  Literatur  wesentlich  in  derselben  oder 
in  einer  Uinfichen  syitematiscihen  Beihenfolge  die  Gegenstände  behandehi. 

Die  bezüglichen  einzelnen  Abschnitte  dieser  Werke  werden  im  Folgenden 
in  der  Kegel  nicht  besonders  angeführt.  Für  weitere  Literaturangaben 
8.  besonders  das  Schön bergsche  Handbuch  und  die  von  mir  hier  auch 
meist  nicht  besonders  zitierten  S]>c/ialartikel  unter  den  betreffenden 
Bchlagworten  im  Handwörterbuch  cler  Staat8wis5i<:>?isf'h:!ften.  Für  Literar- 
und  Dogmengeschichtliches  der  einzelnen  Lehren  &.  uameutlich  Koscher, 
B.  1,  in  den  Noten. 

1«  Kapitel.  Produktion  der  Güter. 

Literatur.  Aus  den  Lehr-  und  Hninihüchern,  Systemen,  besonders 
MiU,  Bau,  Koscher,  y.  Mangoldt  (beide  Werke),  Schäffle,  Cohn, 
PhilippOTieh,  Efferts,  im  Behiteibergschai  Handbüdi  die  Abh.  von 

Klein  Wächter  in  B.  1  (auch  für  Literatur),  Schmoller,  Grundriss  I  bes. 
Buch  1  passim,  so  Abschnitt  I  auch  2  und  4.  Sombart,  Kapitalismus. 
Hervorzuheben  immer  noch  bes.:  v.  Hermann,  staatswirtschaftliche 
ünterBoehungen,  Abh.  V.  Th.  Bernbftrdi,  Venmch  einer  Kritik  uaw.  §  7  ff. 

§  26.  Behandlung  des  Problems  in  der  Literatur.  Es 
lassen  sich  etwa  folgende  Gesichtspunkte  unterscheiden :  1.  Seit  A.  Smith 
(wealth  of  nations,  Anfang),  besonders  Betonung  der  (technischen) 
Arbeitsteilung  als  de»  vornehmsten  Prinzips  der  RtMluktivität  der 
Arbeit  und  des  lortschritts  der  Produktion,  der  Entwicklung  von  Tauwh 
und  Verkehr.  2.  Neuerdings  wird  daneben  und  davor  die  Entwicklung 
der  Technik  in  ihrer  Bedeutung  für  die  Produktion  und  für  die  gansse 
volkswirtschaftlich p  Organisation  und  deren  Entwicklung  auch  in  der 
National  -  Oekononiie  mehr  berücksichtigt  (Sozialisten):  Naturkräfte 
kennen,  beherrsdien  und  bennt»»i  lernen  (Ifascbine!).  3;  Ebenso,  aber 
vielfach  mit  Uebertreibung  der  Notwendigkeit  und  der  technisch- 
ökonomischen  Vorteile  und  mit  Unterschätzung  der  Bedenken,  der  misa- 
lichen  Vüraussetzimgeu,  auch  der  praktischen  Schwierigkeiten  der  Verall- 

rjmeinerung  und  der  sozialen  Folgen,  jetzt  die  Betonung  dee  Gross- 
etrieb s  (Sozialisten,  Anhänger  der  Industriestaatentwicklung).  Vergl. 
die  Schriften  von  Emau.  Herr  mann  (Wien),  Prinzipien  der  Wirtsda. 
Wien  1873,  lijGniaturbilder  aus  dem  Gebiete  der  Wirtediaft,  neue  Aue- 
gabe, Halle  1876,  Kultur  und  Natur,  Berlin  1887,  Sein  und  Werden  in 
Baum  und  Zeit,  2.  Aufl.,  Berlin  1889,  tectmi^che  Fn^^  und  Probleme 
der  modernen  yolkewirtsdiaft,  Leipzig  1891,  ^virttcfaaftliche  Fragen 
und  Probleme  der  Gegenwart,  Leipzig  1893.  Marx,  Kapital.  Losch, 
nationale  Produktion  und  Berufsgliederung,  1892,  v.  Schulze -Gäver- 
nitz, Grossbetrieb,  1892.  Sombart  a.a.O.  4.  Die  freihändlerische 

A.  Wagner,  sos.-{(kou.  Grandriu,  4. Aufl.  8 
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Sdinle  hebt  besonders  sehaif  die  BQdung  und  Vennehmng  des  Kapitftls 

und  den  Priron  dnvon;  5.  die  historische  und  die  soziale  Sichtung 
mehr  die  Bedeutung  der  Kechtsordnung  und  der  volkswirtschaftlichen 
OrffanSsation  auch  Ar  die  Prodaktion  hervor.  6.  Das  Arbeits- 
teilunesprinzip  wird  dabei  jetzt  allseitiger  und  tiefer  in  seiner 
nicht  bTosö  protluKtionstechnischen.  sondern  kulturhistorisch  universalen 
Bedeutung  erfayst.  In  der  kritischen  Auseinandersetzung  mit  dem 
Sozialismus  wird  auch  die  für  Produktion  ausschlaggebende  rein  |rro- 
duktive  Tätigkeit  des  Unternehmers,  die  Bedeutung  der  üntem^miung, 
der  Betnebsor^uüsation,  und  ihrer  Phasen  und  Formen  jetzt  wieder 
allgemeiner  ^ewflrdirt.  vgl.  die  Auftfitee  von  G.  Bc  hm  oller.  Tutaaehcat 
der  Arbeitsteilung,  Jahrbuch  für  Volkswirtschaft  in  B.  13  und  14,  meinen 
Grundriss  1.  Buch  2.  Abschnitt  4  und  7  und  über  die  geschichtliche 
Entwicklung  der  TTntemdimung  in  B.  14—16  dm  Jahrbuchs  und  dazu 
K.  Buch  er  j  Entstehung  der  Volkswirtschaft,  Abb.  3  und  Abb.  2  (ge- 
werbl.  Betriebssysteme  in  ihrer  geechichtlicnen  Entwicklung),  sowie 
Büchers  Art.  Gewerbe  im  Handwörterbuch  der  Staate wis^nschaften  (auch 
lür  Literatur).  8on»t  bes.  auch  ¥deder  Sombart's  Werk,  ünb^ründeter 
törichter  Vorwurf  in  deutschen  industriellen  TTnternehnierli reisen,  die 
deutsdie  ^^ademische  Natökonomie"  unterschätze,  gar  miasachte  die 
wirtsch&fthch  produktive  Bedeutung  det  Unternehmers  als  solchen. 

Für  die  nicht  als  solche  in  die  Nationalökonomie  gehörenden  tech- 
nischen Produk  ti<Hi  sprnblemc  s.  die  Literatur  flSer  die  einzelnen 
Zweige  der  Privatokouomik,  besonders  Landwirtechafts- ,  Bergbau-, 
Porstlehre,  gewerbliche  Technologie  usw.  Prodnktionsatatfetik. 
Agrar-,  Montan-,  Gewerbe-,  HandeLsstatistik :  Neumann-SpaUarts 
und  Jurascheks  Uebosichten.  Deutsches  reichsetatistisch.  Jahrbuch. 
Die  Schrift  des  TeicbaBtatiBt.  Amts  (von  Scheel)  die  deutsehe  Volkswirt- 
schaft am  Schluss  des  19.  Jahrhunderts,  1900.  Die  grossen  Publikationen 
über  die  deutschen  Berufszahluneen  von  luid  95  (von  ScheeV 

Zahu  u.  a).   Sombart,  deutsche  Volkswirtachalt  iui  Iii.  Jh. 

§  27.  Einleitung.  1.  Begriff  und  Wesen  der  wirtschaftlichen 
FM>duktion:  Schaffen  und  Erhöhen  von  Wert  in  Form  von  Otttem  für 

bestimmte  Verwendungszwecke,  2.  Verliältnis  der  Natur  und  des 
Menschen  zur  Sacligüterproduktion  und  -Konsmntion:  immer  werden 
nur  Formveränderungen  des  Stoffs  herbeigetührt,  dort  mit  wert- 
flchaffender,  bezw.  =  erhöhender,  hier  mit  wertvemiditender,  besw. 
=  vermindernder  Wirkung.  3.  Ursachen  („Faktoren")  und  Be- 
dingungen der  Produktion,  a)  Natürliche  Ursachen:  Natur 
und  ihre  Wirksamkeit,  meuscliliche  Arbeit,  b)  Natürliche 
Bedingungen:  Kapital  (im  ükonomiscbeu  Sinne,  oben  S.  31,  bei  7) 
und  Unternehmung  (Botrieb)  als  ökonomiich-technisehe  "Eait- 
richtni^,  (uutemehmungsweiscr  Betrieb)  iiir  die  Produktion  be- 
stimmter Güter,  c)  Soziale  (rechtliche)  Bcdln^nn<ren  (Sittlichkeits-, 
Sittenzu  stand,  religiöser  Znstand,  Rechtsordnung.  Rechtsschutz, 
Tätigkeit  des  Staats  und  andrer  Zwan^sgcmciuwirtschat'ten).  (Im 
Folgenden  wird  auf  diese  sosialen  Bedingungen  nicht  mehr  nUier 
eingegangen.  S.  dafür  oben  bee.  Kap.  1,  §  1  und  2,  und  Kap.  5 
im  1.  Teil,  Orundlegung). 
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I*  Die  nfttüriichen  Kräfte  und  Bedingungen  der  Produktion« 

L  Die  lator  als  ProdokÜTkraft. 

§  28-  Einleitung:.  1-  Die  Natur  als  Summe  von  Stoffen 
und  Kräften.  2.  Dreifache  Betrachtung:  a)  Natur  des  gauzen 
lAudes,  b)  Stoffe  und  Kräfte  in  den  Grundstücken,  c)  Stoffe  und 
Kiäffee  in  den  beweglichen  Körpern. 

I  29.  —  I.  Natur  des  ganzen  Landes.  Hiynkalischer, 
politisch  geographischer  Charakter. 

S.  geograph.  Werke,  all^^emeine  neuere  von  H.  Wagner, 
Fr.  Ratzel  u.  a.,  spezieile  über  Wirtschafts-,  Jbandelsgeogr.  usw.,  z.  B. 
neueste  von  Friedrich,  1904,  Eckert,  1906. 

1.  Volkswirtschaftlich  wichtige  Seiten  und  deren  Einfluss. 
Fünf  einzelne  Momente:  a)  Klima  (bes.  Wärme,  Feuchtigkeit, 
Kegenmenge  und  deren  Verteilung  im  Jahre),  b)  horizontale 
(Braiehung  znm  Meer,  Kfistenentwi^ung,  Insel-,  CfalMnaelbildttncv 
Beschaffenheit  der  Küsten,  Flach-,  Steük.,  Hafenverhältnisse;, 
c)  \'ertikaleKonfiguration  (hydro-,  orograph.  Momente,  Gebirgs- 
entwicklung,  Richtung,  Ausdehnung,  Erhebungen,  Höhen,  Stufen 
der  Gebirge),  d)  BodeubeBchaifenheit  (Fruchtbarkeit,  Wüsten, 
Steppen,  Gesteine,  Waldyerbreitnne,  «wdh  Kinefalreiehtum^ 
e)  endlich  Lage,  Form,  Grösse  und  Grenzen  des  Landes  als 
Volkswirt?chaftsgebiets,  ein  zugleicli  ]>olitischeB  Moment.  2.  Ab- 
hängigkeit der  Menschen  selbst,  der  konkreten  Volkswirtschaft,  auch 
der  Volks wirtfichafitspolitik  von  diesen  Momenten:  a)  Die  Länder 
danach  physikalische  und  geographische  Individualitäten,  wie  b) 
die  Völker  historische,  c)  die  einzelnen  Volkswirtschaften  daher 
p^eoi_':rn'phi8ch-historiBcbe  Individualitäten.  3.  Fehler  der  kosmo- 
politischen Theorie  und  Praxis,  dies  zu  übersehen,  deren  notwendige 
ii^rgllnsung,  z.  T.  Ersetzung  durch  eine  geographiseb-historisehe, 
nationale,  realistische  Wirtscnaftsthcorie  und  -Praxis.  4.  Aufgaben 
des  Staats  und  der  RechtsorrlnnriQ;  in  Bezuc;  a)  auf  Wnlirun^'^  der 
Naturgaben  der  L;mfler,  Regelung  ihrer  Ausnutzuug  und  b)  Bildung 
geeigneter,  auch  hinlänglich  grosser  Voikswiitschafts^jebiete.  Vorteil 
^loflsen,  in  Tersehied.  Klimata  hineinreiehenden  Gebiets,  mit  grossem 
Umfang  goten  agrar.  Bodens,  Waides«  Mineralreichtums,  Wasser- 
kräften, auch  weil  dann  grössere  volkswirtsch.  Autarkie,  geringefe 
Abhängigkeit  vom  Auslande,  von  dessen  Wirtschafts-,  Handels- 

SoUtik  möglich  wird  (grosse  Kolonialgebiete  in  Verbindung  mit 
[ntti»land  [Idtere  nna  wieder  neueste  Kolon.politik,  brit.  Im- 
perialismus], grosse  ZoUTereine,  die  4  „wirtschaftl.  Weltreiche'*, 
Gr.  Britannien  mit  seinen  Kolonien,  Bussland«  Yetmh.  Staaten 
V.  Nordamerika,  China,  s.  o.  §  13,  S.  39). 

§  30.  —  II.  Die  Grundstücke.  Wirtschaftliche  Arten 
8.  Wagner,  Gnradlegong,  S.Anfl  IL  §  99  ff.  und  Artikel  Grundb^^ 

im  H.-W.-B.  d.  St.,  Bd.  4,  über  die  Zweckkategoi len  der  Grundstücke 
und  die  Bedeutung  davon  für  die  EUgentumsordnung  sowie  für  die  Aus- 
einandersetzung mit  dem  Sozialismus  Über  das  private  Gilindeigentum. 
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1.  TeGliiiiBeb''llkonoiDMie  Fniiktion  der  GhrandstBcke  a)  ab 

Behälter  tod  Stoffen  und  b)  als  Vermittler  von  Stofüimformungen. 
2.  Begrenzte  Menge,  verschied.  Qualität  (nach  Ertrngsfaliigkeit, 
Bearbeitungskosten),  bestimmte  Lage.    3.  Stellung  in  der  Hechts-, 
besonders  der  Ei^entumsorduung.    4.  Oekonomisch-techuische 
Zweekkategorien  der  GroncwMteke  a)  nach  den  yersefaiedenen 
Diensten  (Funktionen)  und  b)  nach  den  verschiedenen  Bedingungen 
fiir  die  Benutzung,  die  Bearb<Mtung,  die  Kapitalzuluhrung.  Be- 
fleutung  fiir  die  Grundeigentumsfragen.     In    der  geschichtlichen 
Entwicklung  der  Kulturvölker  Ubergang  von  immer  mehr  Boden, 
Mioh  der  veneUedeiien  Zweekkategorien  (bes.  von  5,  a,  u.  d,  mebt 
auch,  wenngleich  weniger,  von  b  u.  c,  gewöhnlich  nicht  von  e  n.  f) 
in  Privateigent.  der  pnv.  Einzelwirtschaften,  phys.  Personen,  priv. 
rechtlicher  juristischer,  s.  o.  S.  88),  vornelnnlicli  bedingt  durch  wirt- 
Bchaftspsychologische,  technische  u.  ökonomische  Momente.  5.  Sechs 
HanptflÜle  (mit  Unterarten):  a)  Standorts-,  Wohnungsboden,  ins- 
besondere städtischer,  b)  Bollwerks-  und  ähnlicher  Boden,  c)  Jagd-, 
Fischerei-,    Natnrweide-,    Natnrwaldboden   u.  s.  w.,    d)  landw^irt- 
schaitlicher,  agrarischer,  ländlicher  Boden  i.  e.  S.,  auch  Kulturwald- 
boden, e)  Wegeboden,  f)  Gewässerboden.    Die  charakteristischen 
Momente  Jeder  Kategorie,  verschiedenes  Verhältnis  des  Menschen 
SOr  Natur  dabei,  namentlicli  bei  blosser  Besitznahme  von  Boden  u. 
okkupator.  Gewinnung  bereits  gebrauchswertiger  Formen  der  Natur- 
stutie  einerseits  und  anderseits  bei  bewusstem  Uinleiten  der  Natur- 
'krftfte  auf  die  Bildung  solcher  Stofflbrmen  (Boden  als  „Fondort**  u. 
,3ildung8ort"  von  Stoffen). 

§  31.  Die  drei  ersten  Bodenkategorien.  A.  Stand- 
ortsboden. S.  meine  Grundleg.  II,  §  204—217  (städt.  Grund-  u.  Haus- 
ei^entum);  mein.  Aufs.  Grundbesitz  im  H.  W,  ß.St.  V,  Hül  -808.  Die 
l4t.  über  Wohnungsfrage,  dieien.  über  Bodenreform  (Damaschke 
u.  a.  m.).    Etwas  genauere  Darlegungen  hier  über  diesen  Boden. 

1,  Das  auf  diesem  Boden  gewonnene  Produkt:  Wohn-,  Wirt- 
schafits-,  G«echfiftsraum  nsv.  Iftsst  sich  durch  Vertikalbau,  nicht 
bloss  durch  Horizontalbau  vermehren.    2.  Dabei  zeigt  sich  aber 
a)   eine   Qualitätsverschiedenheit   des   Produkts   nach  der 
Höhenlage  und  der  davon  abhängigen  Benutzun^sart  und  -Mühe, 
im  Ailgeni.  ein  Maximum  der  Qualität  in  den  unteren  und  niederen, 
.eine  Verringerung  der  Qualität  in  den  böheren  ni  in  den  unterstm 
Stockwerken  ^itspiel^i  von  sanitfiren,   von  Annehndiclikeits-, 
momenten,  von  leichterer  u.  schwererer  Benutzbarkeit,  Treppen, 
Aufzüge);  b)  von  einer  gewissen  Höhe  des  Vertikalbaus  an  tritt 
^ine  Stei^erun^  der  Durchschnittskosten  des  Stockwerks 
ein,   nfimlich  von  da  an,  wo,.-bes.  ^  wegen  des'  Gtewichts  .bei 
hohem   Bau,   auch   wegen   der  IBedingungen    der,  Behutzbarkeit, 
an  Kosten  für  Fundamentierung,  Manerstärke,  besseres  Material, 
gesteigerte  Tragfähigkeit,   für  Einrichtungen   zur  Benutzbarkeit 
(Treppen  ,usw.)  relativ  mehr  an  Kosten  aufgewendet  werben  nrass, 
als  niaii  aiiderseits  an  Kosten  bei  Hochbau  wegen  gemeinsanien 
Fundani^ts  nnd  Dachs  g^entLber  Niedrigban  (mit  ein  oder  wenigen 
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Stockwerken)  spart.  So  tritt  auch  beim  Boden  als  Standort  das  Boden- 
gesetz  (§  33)  nervor.    3.  Die  natftrlielie  Beschaffenheit  ist 

zwar  a)  auch  bei  diesem  Boden  wichtig,  weil  sie  die  Baukosten 
beeinflusst  fhes.  für  die  Fundamentiernn^s-,  ftir  die  Arbeiten,  den 
Boden  zum  Tragen  des  Hauses  geeignet,  auch  zugänglich  zumachen); 
b)  aber  dieses  Moment  ist  hier  meist  doch  von  geringerer  Bedeutung, 
alB'bei  Boden,  auf  dem  Pflanzen  gewonnen  werden  sollen  trnd  als  bei 
Bergwerksboden,  4.  Um  so  wiclitig'er,  regelmässig  mehr  als  bei 
jeder  anderen  Bodenkategorie,  ist  die  günstige  Lage  des  einzelnen 
Grundstücks,  weil  von  oft  entscheidender,  fast  immer  grosser  Be- 
deatang  ftkr  die  Benntzhi^eit  als  Standort  ttberhanpt  nnd  för  den 
Grad  davon.   Einige  nähere  Ausführungen  zu  Punkt  4: 

a)  Znsammenhang  dieses  Punkts  mit  aem  Bedürfiiis  der  (trt liehen 
Konzentration  der  Bevölkerung  (für  wirtschaftl.,  soziale,  kulturelle, 
auch  1  Sicherheitszwecke)  an  bestimmten  Punkten,  daher  schon  mit 
der  d or f weisen  Ansiedlung  (bei  unsern  Völkern  die  geschichtliche  Regel) 
und  vollends  mit  dem  Städte wesen  und  der  Verffrösserung  der 
Städte,  b)  Die  örtliche  Lage  wird  so  entscheidend  fOr  den  Wert 
eines  Grundstücks  u.,  bei  der  meist  bestehenden  Untrennbarkeit  von 
Grundstack  u.  Gebäude,  auch  fflr  den  Wert  des  letzteren  (Bildung  von 
faktischen  Monopolen,  Grundlage  von  Spekulationen  auf  steigenden 
Bodenwert,  stärkstes  Hervortreten  der  ,,6rundrente  der  Lage",  des  Ein- 
flusses der  Konjunkturen),  c)  Steigerung  des  Vertikaibaus  erfolgt  bes. 
bei  Mangel  an  Boden,  bei  örtlicher  Yorzugslage  (Vermehrung  der 
StoelewenEzabl  in  Groesstädten,  in  Orten  rasenen  Wachstums;  amerik. 
„Wolkenkratzer**.  Miteinfiuss  der  Strassenanla r^cn  Grundstückgrössen 
und  -Formen,  der  Bauordnungen,  des  städt.  Kommunikations wesens). 
d)  Wert,  steigender  selbst,  sogar  bei  länger  unbenutzt  liegenden 
Chrundstückeii;  ohne  laufenden  Ertrag,  CBaustellen,  „Terrains**).  Speku- 
lation auf  Wertsteigen  auch  der  der  Bebauung  vorenthalten  werden- 
den Grundstücke.  Verteuerung  des  Bodens,  Erzielong  grosser  Kon- 
junkturen* u.  SpekuLgewinne.  e)  Die  Bebauung  des  Standortsbodens 
ist  meist  nur  eine  einmalige  Produktionsleistung  mit  Festlegung  von 
Kapital  im  Gebäude,  Ökonom,  technisch  frOh  u.  immer  mehr  nicht  vom 
Eigentümer,  sondern  von  Saehverständigen  fOr  ihn  ausgeftihrt,  mit 
relativ  untergeordneter  fortlaufender  Ernaltungsarbeit  (Roparaturen), 
Daher  ist  das  „fertige  Gebäude^,  wesenüich  ein  »fester  Kenten- 
fonds" (Miethaus!  Eiimuss  von  Wohnsitten),  g)  Bebauung  des  Stand- 
ortsbodens mit  Gebäuden  ist  so  zwar  die  intensivste  (u.  z.T.  bes. 
individuelle)  Bodenbestellung,  aber  sie  setzt  nicht  die  eigene  Arbeit 
des  Eigontümers  voraus,  der  zu  deren  Leistung  meist  techmsch  unfähig 
(Unterschied  von  Ackerboden;  Bedeutung  rar  Privateigentum fra^if}). 
h)  Bestimmnndr  Ii  Einfl uss  anf  die  Bewegung  vom  Ertrag  u.  Wert  dos 
Standortbodens  hat  a)  die  Bewegung  der  Bevölkeruzu;  (Volksdichte)  u. 
die  Entwicklung  der  Ortiichen  Konzmtration,  axim  des  stdgmiden 
Wohlstands:  grössere  Dichte  u.  lokale  Anhäufung  wirkt  Ertrag  und 
Wert  erhöhend;  ß)  die  Entwicklung  des  Kommunikations wesens  und  der 
Kosten  bezw.  des  Preises  seiner  Leistungen:  sie  wirkt  im  Allgem. 
ftkÜBchen  Monopolen  gewisser  Lagen  «itgegen  und  drückt  den  Boden- 
wert herab  an  Abwanderungs-  und  Abflussorten,  steigert  ihn  an  Zu- 
wanderung^- und  Zuiiussorten  (grossstädt.  VerhSltnisse).  i)  Leichtere 
KapitaliflirDarkeit  der  Renten,  des  Gewinns,  auch  leichtere  Abtrenn* 
baneit  Tom  Grundstück  und  Haus  (Verschiüdiuig)  hier  als  hei  anderem 
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Bodra.  k)  Leidite  Trauraiur  ▼on  Bigentitin  u.  Benutzung  (XielbaiiB). 

1)  Leicht  ergiebt  sich  auch  Herrschaftsstellung  des  Eigentümers  („Miet- 
herr") gegenüber  dem  Mieter  (Helotenstellung  dieser),  m)  Im  Arbeits- 
teilungssystem  wird  Befriedigung  des  Wohnbedürfnisses  nicht  vermittelt 
durch  Kauf-y  Bondem  durdi  'Mietvertrag,  was  weittragende,  auch 
soziale  Folgen,  grade  bes.  wieder  für  Abhängigkeit  des  Mieters,  zumal  in 
^Autsch wingungorten  u.  Zeiten"  hat.  n)  Rechtc^eschichtlich  ist  Standort- 
Doden  meist  zuerst  o.  am  yolUittndigsten  zu  Prlyateigentum  geworden 
(Ausscheidung  aus  GemeineigentumsverhJlUnissen,  früh  Eipentum  des 
Bewohners  an  dörflicher  Hofstätte,  Ablösuns  der  grundherrlichen 
Rechte  in  St&dten):  psychologisch  n.  Okon.  tecnnlsch  bc^greiflieh,  aber 
auch  schroffste  Konsequenzen  des  Privateigentums  sind  hier  eingetreten, 
bes.  in  den  Städten  mit  von  Natur  engem  Gebiet,  mit  Befest ijriingen, 
immer  mehr  mit  gesteigerter  städt.  Bevölkerungskonzentration 
(moderne  Grossstädte).  Daher  hier  oft  bes.  social  schädUche  Wirkungen 
des  Privateigentumsprinzips,  o)  Dennoch  ist  eine  andere  Rechtsordnung 
für  diesen  Standortboden  sehr  schwierig,  so  a)  bei  Übernahme  in  öffentl., 
lies,  konmiimales  Eigentum,  dann  mit  ^^Bodenleihe**  zum  Bebaoen  durch 
Private,  Gesellschaften,  Genossenschaften  auf  Zeit,  aber  unvermeidlich 
für  etwas  längere  Perioden;  oder  ß)  vollends  mit  Aosföhrung  des 
Hausbaus  durch  die  öffentlichen  Körper  selbst  n.  Yermieten  anf  deren 
Rechnung,  was  sehr  grosse  Schwierigkeiten  u.  Bedenken  böte,  p)  Bei 
verbleibendem  Privateigentum  ist  möglich  u.  geboten:  «)  Bekämpfung 
der  Bodenspekulation  durch  entsprechende  Steuern  (Wert-,  nicht 
Ertragssteuem,  Wertzuwachssteuer  für  den  Konjunct.wert,  Bauplatz- 
steuer, Besitz  wechselabgaben,  in  bes.  Höhe  für  den  grösseren  Konj.wert); 
fi)  weitere  Enteignungsrechte,  aus  sanitären,  sozialen  Gründen;  y)  Bau- 
ordnungen mit  RS^mnff  der  StrassenzOge,  der  GmndstQeksformen,  der 
Bebauungsquoten,  mitJsormen  über  Hochbau,  Einrichtung  der  Gebäude, 
Bewohnungsbeschränkungen  einzelner  Teile;  tf)  Belassung  geeigneter 
st&dt.  (S^rundstücke  in  genügender  Zahl  u.  richtiger  Lage  im  Staats- 
u.  Gemeindebesitz  u.  event.  Neuerwerbung  solcher  Grundstücke;  t)  Be- 
kämpfung fact.  Monopole  von  Vorzugslagen  durch  richtige  Entwicklung 
der  Wohnorte  und  des  lokalen  Kommunikations wesens  (Zweckmässigkeit, 
ja  oft  Notw  endigkeit  der  Übernahme  von  Hauptwegen,  bes.  der  Bahnen, 
m  kommun.  Eigentum  u.  Betrieb). 

B.  Fundortsboden.    Grundstücke  für  okkupatoriBch  zu 

Sewinncnde  Stoffe,  d.  h.  solche  von  Gebrauchswertigkeit  in 
erjenigen  natftrliehen  Stoffform,  die  sich  ohne  mensch- 
liches Zntun  bildet.  (Kateg.  2  u.  3,  Bergbau,  Weide  usw.). 

Meine  Grundig.  H,  §  218— 2'>2,  Aufs.  Grundbesitz  a.  a.  0.  S.  808 
—812.  S.  R.  Nasse,  die  Kolilen Vorräte  der  europäischen  Staaten,  ins- 
besondere Deutschlands,  und  deren  Erschöpfung.  1893.  Pechar,  Kohle 
und  Eisen,  1878.  Jurasohek,  Ueberaicnten.  Statistik  dea.BergbaQS 
u.  Hüttenweeens. 

1.  Die  Bergbanprodnkte  und  Verwandtes,  a)  Bedeu- 
tung dieser  Stoffe  bes.  als  natürliche  Erwerbsmittel,  abgesehen  von 
Salz,  Petroleum,  Wasser  als  zugleich,  oft  überwiegend  schon  natürl. 
Genusßiiiittel.  b)  Horizontale  und  vertikale  Verteilung  im  Boden, 
nach  natürlich  gegebener  Meuge,  Art  und  Güte,  nach  Zugänglichkeit, 
daher  massgebender  Einflnss  auf  die  Oewinnungsbedingungen  nnd 
Kosten,  a)  Ersdifjpfung  der  zugänglichen  Vorräte,  ß)  Lokal 
steigende  Gewinnungskosten,  Bodengesetz,  c)  Einzelne  Objekte. 
a)  Wasser:  Kegelung  seiner  Benutssong,  des  Zu-  und  Abgusses 
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Bwiwhen  den  Chnmdstückeii  venddedener  Eigentümer,  der  Be- 
nutzung- fliessttider,  meist  im  öffentl.  Eigentum,  des  Staats  etc., 

stehender  Gewässer  als  Kraftquellen  fiir  stehende  Betriobsanlagen 
(Mühlen,  Fabriken,  elektr.  Anlagen).  Rep^clung  der  Fischerei,  der 
Flösserei  u.  Scbifi'alirt.  (Aström,  Wasserrecht,  1905);  ß)  Steine; 
y)  fossile  Brennstoffe,  Frase  der  Zukunft  der  Steinkohle; 
&)  Metalle,  besonders  Eisen;  Gold  nnd  Silber.  Prodnktionsstatistik. 

Kohlenvorräte:  immer  nur  unsichere  Schätzungen,  da  nicht  ein- 
mal die  horizontale,  noch  weniger  die  vertikale  Ausdehuung  hinreichend 
sicher  bekannt  ist,  die  spätere  Gewinnnngsmöglichkeit  auch  von  Pro- 
duktionstechnik u.  deren  Fortschritt  u.  von  den  Kosten,  bezw.  Preisen 
der  Produkte  mit  bedingt  ist.  Folg.  Daten  nach  Nasse  a.  a,  0.  (um 
1890ft):  Deutsehes  Reich  109  ffilliarden  Tonnen  Steinkohlen  (davon 
Ruhrgebiet  50,  Saar  10.4.  Aachen  1.8,  Oberschles.  45,  Niederschles.  1, 
K.  Sachsen  0-4,  andere  kleinere  Becken  0.4),  dazu  5  Milliarden  Tonnen 
Braunkohlen.  Frankreich  18,  österr. -Ung.  17,  Belgien  15, 
Gr.  Brit.  198,  übrige  europ.  Länder,  ausser  Russland,  genug.  Yer. 
Staaten  v.  Nordamer.  auf  den  Hauptfeldern  über  (>84  Milliarden  T. 
Bedeut.  Reichtimi  an  Kohle  in  Asien,  bes.  China.  Völlig  unsichere 
Berechnung  der  Dauer  dieser  VorrMe,  ausser  wegen  der  schon  be- 
rührten Umstände  (künft.  Gewinnungsmö^lichkeit)  auch  wegen  der 
üiigewissheit  künftigen  Bedarüs  an  Kohle,  wo  Technik,  Benutzung 
anmrcr  Kraftquellen  (Gewisser,  Elektrizititt!)  eben  mitsprechen.  Zu- 
grundelegung der  jetzigen  .Jahresproduktion,  auch  der  Stsigerong 
dieser  seit  oestimmter  Zeit  (Anf.,  Mitte,  Ende  d.  19.  Jh.)  zur  Be- 
rechnung der  Dauer  fülurt  irre.  Entwicklung  der  Kohlen-  u.  Eisen- 
produktion in  neuester  Zeit  (s.  intemat  stai.  Übersichten  im  rsichsstat 
Jahrb.  1905,  Anhang  S.  14  ff.): 


K 

Olli» 

B 

B  0 

Ii  •  i  • 

Länder 

IGllionen  Tonnen 

Millionen  Tonnen 

1881 

18M 

am 

1884 

im 

19<H 

J23SL 

Dentsdtes  Reich,  Sieink.  . 

„  Braunk. 

57.2 
14.9 

76.7 

22.1 

1208 
48.6 

}3.60 

5.3« 

lO.üü 

österr.- Üngam,  Steink.  . 

Bmank»  . 

8.1 
11.6 

10.6 
90.7 

(12.7) 
(27.9) 

}0.74 

1.08 

1^ 

Russland,  Stem-  u.Brauak. 

8.9 

8.8 

(17.5) 

(2.44) 

Italien,  „ 

0.2 

0.3 

(0.a5) 

0.02 

O.Ol 

(0.07) 

Spanien,  „ 

1.0 

1.7 

(2.8) 

0.12 

0.12 

(0.30) 

Frankreich,  „ 

20.0 

27.4 

:u.5 

1.87 

2.07 

3.00 

Belgien,  Steink  

18.1 

20.5 

(23.8) 

0.75 

0.82 

1.31 

Niederlande,  Steink..   .  . 

0.05 

0.1 

(0.4) 

Schweden,        „    .   .  . 
Chr.  Britannien,  Steink.  . 

0.17 

0.2 

(0.3) 

0.43 

0.46 

(0.51) 

163.3 

191.3 

236.1 

7.94 

7.55 

8.70 

Summe  Europa    .  . 

298.5 

m)A 

525.7 

16.00 

18.82 

27.82 

V.St.  V.  Nordam.  St.  u.Brk. 

108.6 

154.9 

318.6 

4.16 

6.76 

(18.30) 

1.9 

3.5 

8.6 

? 

0.05 

028 

Brit.  Indien,  Steink. .  •  . 

1.4 

2.9 

(7.6) 

Japan,  Steink.  

AndJlsien(ausB;Chini)Stk. 

1.1 

4.3 

(9.6) 

0.02 

0.04 

? 

0.1 

(0.3) 

Australien«  Steink.  .  .  . 

3.4 

4.9 

(8.8) 

Afrika.  Steink  

0.0 

0.9 

(3.1) 

Summe  Welt  ca. 

414.9 

551.9 

882.3 

20.16 

21.65 

46.44 
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Mit  den  fehlenden  Ländern  nur  wenig  mehr.  la  Preasssn  allein, 

das  ffir  das  Reichsgebiet  vornehmlich  in  Betracht  kommt,  war  die 
Gewinnung  der  Steinkohlen  vorher  1823  1.2,  ßraunk.  0,27,  l^tö  1.7  u. 
0M\,  1S43  2.8  u.  0.8,  isf),'}  5.7  u.  2.4,  1863  14-3  u.  4.0,  1868  22.7  u.  5.6 
Mill.  T.;  im  ganzen  Zollverein  18"0  f.l  Stein-  u.  Braunk.,  1860  je 
12.3  u,  4.3,  1870  je  26.4  u.  7.6,  in  Gr.  Brit.  in  denselben  Jahren  4öUi, 
81.7,  113.1;  in  j^nz  Buropa  62.7,  118.1,  180.1;  in  den  Ter.  St  5.8, 
15.4,  'i'l4  Mill.  T.  Steink.,  in  den  Hauptliindern  so  eine  immer  raschere 
Zunahme.  —  Roheisen  im  Zollverein  erzeugt  1860  0.53,  1870  1.39 
Mill.  T.;  in  Gr.  Brit.  IHÖl  3.71,  1870  .5.9  M.  Tons.  Roheiaenproduktion 
der  Welt  1903  46.73  Mill.  brit.  Tons,  Stahlprod.  35J57,  wovon  in 
Ver.  St.  14,77,  Deutschi.  8.80,  Gr.  Brit.  5.11,  Frankr.  1.85, 
Russl.  1.53,  Öst.-Ung.  1.15,  Belg.  0.98,  Schwed.  031,  Span.  0.2, 
Gan.  0,18.  Ital.  0.12,  and.  Lande  (),i2.  Zu  imt«scheiden  ist  flbrlgens 
Gewinnunir        ^l'nmi8chen  und  fremden  Erzen. 

d)  Autgraben:  a)  Verhütung;  unnötigen  Kaubbaus,  ß)  Bergbau- 
hoheit und  staatliche  Aufsicht  des  Privatbergbaus,  y)  Zugäuglich- 
machimg  der  Gewinnimg.  Bedeutan^  der  sufiüligen  ÖrÜicaen  Ver- 
teilung  und  Zugänglichkeit  für  die  Rechtsordnung,  e)  HistoriBche 
Haiiptsysteme  des  Bersrod its:  a)  BergbauproJukte  vom  Onmd- 
eigentum  umfasst;  /S)  ältere  Bergbaufreiheit;  y)  Bergregal;  d)  neuere 
Bergbaufreiheit.  (Preuss.  Berggesetz  vom  24.  Jum  1865).  Gefahr 
der  spekulativen  Austmtaning  des  Mutungsrechts  dabei,  Erwerbung 
vieler  Gerechtsame,  fast  unentgeltlich,  ohne  Bebauuungszwang,  Ent- 
stehen liiktischor  MoT^opole,  tjbertragung  mit  (Jewinn  an  neue  Er- 
werber, privatkapitaiist.  Ausbeutungsverhältnissc:  neuere  Eutwick- 
Inngen  bei  uns.  f)  Frage  der  Verstaatfichung  des  Bergbaues.  Eventuell 
tJnterscheidung:  von  Kohlen-  und  Salzwerken  einerseits,  sonstigen 
andererseits  clabri.  Bes.  Gründe  f\ir  Verstaatlichung  der  erstcren, 
nach  Bedeutung  des  Produkts  ilir  Verbrauch  und  nach  Gefahr 
fakt.  Monopole  (Syndikate). 

2.  Die  spontan  sich  reproduzierenden  Naturstoffe 
(Jagd,  Fischerei,  Nomadeuweiden,  Pflauzeusammelorte, 
Naturwald).  a)  Bedentnng  als  natflrliche  Gennssmittel,  wesentlich 
flÜT  Ernährung,  b)  Wainnelimungen  bei  der  menschlichen  An* 
eignun«^.  AnaIo<^ien  zum  Bodengesetz  (§  33).  Gefahren  über- 
mässiger Ausnutzung  durch  den  Menschen,  bei  dringendem  Be- 
dürfnis Steigeuder  BevÖlkemng,  bei  Gewinnung  als  Handelsobjekt 
aus  Erwerbsgier :  beschränkte  Ausnutzungsmöglichkeit,  Mass  mit  von 
Klima,  Bodenbeschaffonheit  bedingt,  Stockung  der  Reproduktion 
bei  rücksichtsloser  Hinwegsetzung  über  die  natürl.  Keproduktions- 
bedingungeu  von  Pflanzen  und  Tieren,  Verminderung  der  Bestände, 
Aussterben  von  Pflansen  und  lieren,  Fortzielien  der  letsteren 
^elztiere,  Walfische,  Bobben),  so  steigende  Gewinnungskosten 
(Kautseliuk!).  Üalu  r  erfnrtL  rlit  Ii  Kautelen  durch  Regelun^c  tler 
Ausnutzung,  Beschränkung  des  Einzelnen,  c)  Bedeutung  für  die 
beschränkte  Vermehrbarkeit  der  {Menschen,  wenn  die  Stoffe  ab 
vichtises  Nahrungsmittel  dienen:  dttnne  YolksdichtigkMt  und  6otth 
Ideht  TTeberrttlkemng  (s.o.  S.  79  beiE.}.  d)  Hindiin||;en:  ce)  snm 
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Fortwandern,  ^  aram  Ackerbau  und  sur  Sessbafiigkeit,  dann  mit 

Zucht    und  Kultur  neben    und  statt  spontaner  Naturtätigkeit. 

e)  Sclioniingsbedürfnisse,  wo  letztere  verbleiht,  f)  Beri<Mitung  von 
dem  Allen  fiir  die  Rechtsordnung,  a)  Weide-,  /Sj  Forstbenutzungs- 
Seselung.  Poretaufticht.  y)  Schonzeiten  für  Jagdtiere,  Fische, 
audi  fOr  Sectiere.  d)  Aeltere  Regale,  mit  zu  diesein  Zwecke  od^ 
wenigstens  mit  solcher  Wirkung  (Jagd-,  Fisch-,  Forst-  u.  Wasserrcgal). 
-tf)  Staats-,  Gemeiudeforsten,  mit  zum  Zweck  pil^licher  Benutzung 
luer  „Verstaatlichungsprinzip". 

§  32.  —  C.  Näheres  über  die  Grundstücke  als  Er- 
zeuguugsort  von  Stoffen,  d.h.  von  solchen  Stoffformeu,  in 
denen  die  Naturstoffe  erst  für  den  Menschen  Gebrauchs- 
wert erlangen,  in  die  sie  aber  nur  durch  menschliches 
Zutun,  d.  b.  durch  Anleitung  der  Natur  und  ihrer  Kräfte 
hinübergeführt  werden  (Kat.  4,  landwirtschaftlicher 
Boden). 

1.  Literatur  Ober  die  Liebliche  Bodenersehöpfungstheorie, 

von  Liebig,  Theorio  und  Praxis  der  Tjundwir^schaft,  der.s.  Einleitung 
in  die  Naturgesetze  des  Feldbaus,  ders.  die  Cliemie  in  ihrer  Anwendung 
auf  Agi-ikultur  und  Physiologie,  bes.  wieder  von  der  7.  Aufl.  (1862)  an. 
Die  letzten  Briefe  in  späteren  Auflagen  von  Liebigs  ehem.  Briefen.  Die 
landwirtschaftliche  Fachliteratur,  l)esonders  über  Statik,  DrmjT'inrr. 
Volkswirtschaftliche  Würdigung:  Conrad,  Liebigs  Ansicliten  von 
der  fiodeneraehöpfung,  1864.  La spey res,  Liebigs  Bodenersehöpfungs- 
theorie, 1869.  lieber  die  Bedeutuncr  der  Liebigsehen  Theorie  mr 
die  Kicardosche  Gnmdrentenlehre  (Modifikation  der  Fassung,  nicht 
tJmstoBsung,  gegen  Carey  u.  a.  m  ),  s.  Berens,  kritische  Dogmen- 
geschichte der  Grundrente.  1869,  S.  2;t3  ff.  2.  Stickstoff-,  bakteriol. 
Fragen.  Landwirtschaftlich-technische  Literatur  üner  Statik 
des  Landbaues,  Düngung.  S.  Drechsler,  Statik,  1869,  Heiden, 
de.sgl.  1872,  Hamm,  Wesen  und  Ziele  der  Landwirtsch.  Kap.  8.  Au, 
Hülfsdüngem Ittel,  v.  d.  Goltz.  Handb.  der  Landwirtsch.  B.  2  (1889), 
darin  bes.  Detmer,  naturwiss.  Grundlagen  des  Ackerbaues  und  des 
Pflanzenbaues  und  Stutzer,  DOngung  &a  Bodens. 

1.  Der  landwirtschaftliche  Boden  und  die  menschliche  Arbeit 
a)  Die  Grundstücke  als  Behälter  von  Stoffen  und  als  Vermittler 
der  Umformunc!:  \  on  direkt  nicht  brauchbaren  natürlichen  Stofi- 
formen  in  gebrauciiswertige  Form,  zunächst  in  pflanzliche,  b)  Der 
Mensch  muss  daAir  die  Bedingungen  erf&llen,  dass  die  NatorkrSfte 
diese  Umformung  bewirken  können  und  tatsächlich  bewirken,  sie 
also  ontsproclicnd  anleiten  (Agrartechnik).  c)  Hierin  liegt  der 
Unterschied  von  den  occupatorischen  Tätigkeiten.  2.  Drei  Punkte: 
a)  chemische  Zusammensetzung;  b)  physikalische  Bo- 
achaffenheit  (Ackerkrume,  ünt«[grand;  fConsistemB;  Bodenart; 
Einfluss  auf  Pflanzenart,  .Xrbeitsart  u.  -Mass,  Kostenhöhe,  auf 
"Werkzeuge  des  Anbaus  (Pflug),  Zugkraft;  Ent-  und  Bewässenmg); 
c)Richtuni;  d(  s  BnHeiis(nach  Himmelsgegend,  schräg,  horizontal). 
3.  Besoadere  Ledeutuug  des  ersten  Punktes.  Liebigs  Lehren, 
prinsipiell  richtig,  nur  von  L.  an  sehr  sugespitit.    a)  Natur- 
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wisßenschaftliche  Quintessenz:  ^0  Die  Hauptn ahrstoffe  erhalt  die 
Pflanze  nicht  aus  dem  Boden,  auch  nicht  aus  der  altüblicheu  MiBi- 
Düngung,  sondern  ans  der  Atmosphäre,  nämlich  Kohlen»  und 
Stickstoff,  die  sich  spontan  erneuern  und  der  Lnft  immer  wieder 
genügend  zugeführt  werden,  besondere  Zuführung  dieser  Stoffe  daher 
unnötig  (eine  zu  weitgehende  Behauptung,  oft  bleibt  sie  zweckmässig, 
ja  notwendig);  ß)  dierflanze  braucht  aber  auch  Mineralsubstanzen  u. 
diese  entnimmt  sie  im  Wesentl.  dem  Boden,  der  sie  daher  in  ent- 
sprechender Art,  Menge,  Verteilung,  Zugänglichkeit  (für  die  Wurzein 
der  Pflanze)  enthalten  muss;  y)  jede  PnMnktenemte  entgeht  dem 
Boden  etwas  von  diesen  Stoffen,  daran  ist  er  er  schöpflich  und 
verarmt  er  bei  beständiger  Bebauung  und  Aberntung  ohne  Wieder- 
znfuhr  dieser  Stoffe;  <f)  gewöhnL  Mistdüngung  liefert  keinen  oder  unzu- 
reichenden Eraats,  virirkt  übedhaupt  mehr  physikalisch  als  chemisch; 

letzteres  gilt  auch  von  der  Brache;  l)  Operationen  wie  tieferes 
Pflügen  nützen,  weil  sie  den  Pflanzenwurzeln  weitere  Bodenschichten 
au&chliessen,  aber  mit  den  so  zeitweilig  steigenden  Ernten  erfolgt  dfie 
Erschöpfung  des  Bodens  von  3Iin. Substanzen  nur  noch  rascher;  tj)  es 
sei  daher  notwendig,  nur  Ofichtiger:  besonders  auch)  für  Wiederersatz 
der  entnommenen  lQn.8tooe  zu  sorgen,  bes.  durch  geeignete,  diese 
Stoffe  enthaltende  Hilfs-  und  Kunstdüngemittel;  auch  alle  sonst  dem 
Boden  entstammenden  Abfallstoffe  (ExKremente,  gewerbliche  Abfölle), 
sind  ihm  möglichst  wieder  zu  zunihren;  »)  sonst  ist  der  Ackerbau 
prinzipiell  und  praktisch  Raubbau  (für  die  prakt.  Seite  der  Fra^e 
mangelhafte  hi  t(  T  T'i  a  ( isführungen  Liebigs).  d)  Volksw irtschatt- 
liche  Folgerungen  ((Quintessenz):  «)  von  denienigen  StofTen  in  Luft 
und  Boden,  welcue  nur  durch  Vermittlung  der  Pflanzen  in  die  für  den 
Menschen  gebraadhswertige  Form  gelangen,  kommen  die  Mineral- 
Substanzen  wesentl.  aus  dem  Boden;  ß)  sie  sind  hier  nur  in  be- 
grenzter Menge  vorhanden,  ohne  sich  von  selbst,  wie  in  der  Haupt- 
sadie  Kohlen-  und  Stiekstoff  aus  der  Atmosphäre,  zu  erneuern;  y)  auch 
aer  Ackerbau  erschöpft  daher  naturnotwendig  den  Boden  an  Mineral- 
stoffen; J)  er  bedarf  demnach  zu  seinem  dauernden  Bestehen,  vollends 
zn  seinem  besseran  Gedeihen  der  kflnstlicheii»  durdi  den  JiensdieD 
erfolgenden  Wiederzuführung  der  ihm  durch  jedes  Abernten  ent- 
nommenen Stoffe.  #)  Es  giebt  somit  auch  im  Ackerbau  keine  un- 
erschöpflichen Bodenkräfte,  keinen  gleichbleibenden  Unterschied 
zwischen  gutem  und  schlechtem  Boden;  wenn  bei  jenem  nicht  oder 
nnztireichend,  bei  diesem  genügend  und  mehr,  als  ihm  durch  Abernten 
genommen  wird,  Wiederzuführung  der  Miner  .Substanzen  erfolgt,  ver- 
mindern sieh,  yersehwinden  die  Unterschiede,  Ter^randehi  n<3i  sdbst 
ins  Gegenteil.  4.  Acker-  und  Bergbau  a)  gleichen  sich  daher 
prinzi})iell  im  Moment  der  Erschöpfbarkeit  (auch  an  denselben 
Stotleu);  b)  unterscheiden  sich  nur  durch  die  Möglichkeit,  die 
Erschöpfong  allein  bei  jenem  wieder  gut  zu  machen,  daher  durch 
entsprechende  teehnische  und  ökonom.  Aufgaben.  5.  Erhaltung 
und  Verbesserung  der  Bodenbeschaffenheit  in  den  3  Punkten 
(unter  2):  a)  Agrartechnische  und  -ökon.  Aufgaben,  u.  a.  Be-  u. 
Entwässerung,  h)  Mittel  dazu,  c)  Zusammenhänge  mit  Agrar- 
▼erfasBung,  Besit^rOsse,  Besitz-  v.  Erbrecht  d)  Frage  der  SSmiüh 
aufgäbe  und  -Intervention.  Schwierigkeiten  in  flchleoBter  landwirt- 
flchaltlicher  Oonjunetiir  (Kreditoigaoisation). 
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§88.  —  D.  Umfang  der  Wirksamkeit  der  Bodenkrftfte, 

besonders  im  landwirtschaftlich  benutzten  Boden. 

S.  Senior,  polit.  econ.  (z,  ß.  1.  ed.  m5H  p.  26,  81),  MilL  princ.  B.  1 
Kap.  12.  Wagner,  Grunaleg.  ö.  Aufl.  I,  §  255.  Esslen,  Ges.  d. 
abnehm.  Bodenertrags,  1905.  Zasammenhang  mit  der  Privateigentoms- 
frt^e,  s.  meine  Grunaleg.  Bedeutung  fflr  die  Gi'undrentenlehre(Kicardo, 
T.  Thünen),  s.  a.  §  63.  Näheres  über  die  Lehre  von  der  extensiven 
und  intensiTen  Landwirtseh.  und  von  den  Feld-  und  Betriebssystonen 
in  den  Vorlesungen  über  prakt.  Nationalök.,  spez.  Agrarpolitik 
(v.  Thünen,  Roscher   B,  II,  Buchenberger ,  Agrarpolitik). 

I.  Beschränktheit  der  Produktion  durch  die  beschränkte  Wirk- 
samkeit der  Bodenkxifte.  Bedeutung  für  die  BeTVlkerungsfrage 
(Zunahme,  Dichtigk^t,  Wanderungen  s.  o.  S.  59  ff.,  66  ff),  a)  Be- 
grenzte BodcTiiiK'n»e  (T^and-,  Wasserverteilung),  b)  Begi*euzte 
Zugän^ichkeit  u.  iiuiturtahigkeit  des  Bodens,  nach  Klima,  Boden- 
beschaffenheit, elemcnt.  Gefahren,  Rechtssicherheit,  c)  Beschränkte 
Ergiebigkeit  derselben  Bodenfläche.  2.  Dieser  letste  Punkt  ist  der 
natialökoDomisch  wichtigste:  hier  gilt  das  sog.  Bodengesetz, 
das  GesetK  der  abnehmenden  Erträge  und  st<'igenden  Kosten: 

a)  Inhalt:  von  einem  gewissen  (im  Emzelfall  verschiedenen) 
Punkte  an  steigt  «)  bei  gleicher  Betriebstechnik  der  (Roh-  u.  speziell 
auch  der  Rein-)  Ertrag  in  schwächerem  Verhältnis,  als  die  (quantit. 
u.  qualit.)  Vermehrung  des  Arbeits-  u.  Kapitalaufwands,  mit  welchem 
dieser  Ertrag  nur  gewonnen  werden  kann;  ß)  dasselbe  gilt  auch  bei 
verbesserter  Teclinik,  teils  von  vornherein,  teils  bald  wieder; 
v)  daher:  relativ  mehr  steinende  Kosten  als  Wachsen  des  Ertrags  und 
Oes.  relatives  Sinken  des  Reinertrags,  b)  Begründung:  «)  Zahlreiche 
eBD][^rische  und  experimentelle  Erfedirungen.  ,-^)  Einaehster  Beweis 
schon:  gleichzeitige  Bebauung  von  Grundstücken  verschiedener  Er- 
giebigkeit bei  gleichem  Arbeits-  und  Kapitalaufwand  mit  derselben 
Frucmt  durch  denselben  Besitzer  u.  Landwirt,  c)  Folgen:  «)  erster 
Ertrag  schlechteren  n  Mr  hrertrag  besseren  Bodens  wurden  unter 
gleichen  Beding|ingen  gewonnen,  ß)  Gang  von  extensivem  —  mit 
absohlt  und  liiatiT  wenig  (quantit  und  (juaUt)  Arbeits-  und  Kapital- 
aufwand auf  einer  Fluchengrösse  —  und  intensivem  Bodenanbau  — 
mit  absolut  und  relativ  viel  solchem  Aufwand  auf  der  gleichgrossen 
Fläche  ist  —  neben  localem  Bodenmangel  —  vvescntl.  durch  das 
Wirken  des  Bodengesetzes  hervorgerufen;  es  liegt  darin,  daher  aueh 
im  Wirtschaften  mit  den  zugehörigen  Betriebssystemen,  nichts  an  sich 
wirtschaftlich,  auch  volkswirtschaftlich  Gutes  (wenn  auch  bei  intensiverem 
Betrieb  eine  höherstehende  technische  Leistung),  sondern  bittere 
Notwendigkeit,  stärkerrr  Kampf  um  Dasein  und  Wohlsein. 

3.  Gegenpotenzen  gegen  die  Wirksamkeit  des  Bodengesetzes : 
a)  Landwirtschaftlich-technische  Forttciinttc;  b)  Verbesserung  der 
Technik  bei  Ausiiutsong  der  Bodenprodukte;  c)  Fortschritte  in  den 
Kommunikatiomh  und  Transportmitteln  (besonderer  weitbtigender 
EinflusB  hiervon,  verschieden  für  Bezugs-  und  Absatzorte  der 
Produkte);  d)  allgemeine  Fortschritte  verschiedenster  Art  auf  allen 
Lebensgebieten. 

Zu  a:  Zwei  Hauptrichtungen  und  Bestrebung^  dabei:  «r)  zwar 
mehr  Arbeits-  und  Kapitalaufwand  bei  Gewinnung  von  l^Irhrerträgen, 
aber   gleichmfiasig    damit    oder   noch    stärker    steigender  Ertrag, 
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ß)  zwar  gleicher  Ertraff,  wie  bisher,  aber  weniger  solcher  Autwand 
(Aenderung  der  Betrieossysteme,  der  Düngung  u.  Bodenvorbereitung, 
der  Fruchtfolge,  der  Kombinatioa  von  Korn-  u.  Viehwirtschaft,  der 
Geräte,  Werloeuge  und  motor.  Krftfte,  Spannkraft  SEum  Gebrauch 

[Pflug.  Maschinen];  Mitbodin^unff :  Kapitalkraft,  Kreditverffigung, 
Genossenschaftswesen,  Betriebsmtellifi^enz,  Fachbildung;  EinHuss  von 
Befriebsgrösse).  —  Zu  b:  Agrar- unaandere  Bodenprodukte  (Hobs,  als 
Brenn-  u.  Nutzstofif,  MineraUen,  Kohlen,  Erze)  sind  zunächst  Rohstoffe, 
aus  welchen  der  Nutzwer*^  für  die  Bedürfiiiszwecke  heraus  zu  lösen  ist 
(Nährwert,  Heizwert,  Verarbeitungswert,  z.  B,  von  vegetabii.  u.  animal. 
gewerbl.  Kohstoffen,  von  Erzen,  Metallen).  Je  mehr  mes  gelingt,  desto 
mehr  wird  ein  gegebener  Bedarf  durch  eine  kle  inere  Menge  Roh- 
stoff bereits  gedeckt  (Mahlen,  Backen,  Kochen  u.  andere  Zubereitung 
der  Nahrungsmittel,  Portechritto  in  den  bezflgl.  Methoden.  Kon- 
servierung frischer  Pro  lnktr,  Gewinnung  von  Extrakten,  bessere  Heiz- 
methoden, im  Haushalt  und  in  den  Gewerben;  Stoffersparungen,  Aus- 
kommen mit  oualitativ  gering'  ren  Rohstoffen  in  den  Gewerben  (Textil- 
industrie. Welt  1  .  andr^  Reduktion  der  Stoffe  auf  kleineres  Volumen 
u.  Gewicht,  wodurch  TransportftUiigkeit  steigt,  local  unverwendbare  Stoffe 
anderswo  nutzbar  gemacht  werden  [Extracte,  Zucker,  Wein.  Brannt- 
wein, Milch,  Fleiscb].  Vieles  ist  hier  bedingt  durch  OroBSoetrieb, 
örtliche  Konzentration  der  Produktion.  Bei  allen  tu  a.  u.  b.  ge- 
hörii^ea  techn.  und  ökon.  Fortschritten  spielt  zwar  rohe  Emphirie  und 
Routine  geschichtlich  mit,  aber  erst  der  naturwisaensehafUiche  nnd  der 
auf  ihm  Deruhende  technische  Fortschritt  macht  jene  Fortschritte  selbst 
zu  methodischen  u.  damit  zu  erfolgreicheren  („rationelle"  Jiandwirtsch., 
Bergbau,  Industrie).  Daher  hänj?t  hier  alles  eng  mit  den  im  §  ;i4  be« 
handelten  Punkten  aosammen.  —  Zu  c:  Fortschritte  im  Kommunikations- 
und Transportwesen  steigern  die  Transportföhigkeit  (Bewegbarkeit  im 
Kaum)  u.  vermindern  die  Kosten  des  Transports  von  Menschen,  Sachen, 
Nachrichten,  schUessen  dadurch  neue,  entlegenere,  bisher  unzugängliche 
oder  schwer  zugängliche  Gebiete  für  den  Verkehr  auf,  bes.  auch  für 
den  Landverkehr,  machen  manche  Objekte  überhaupt,  namentlich 
schwere,  voluminöse  (Bodenprodukte,  Rohstoffe)  erst  u-ansportierbar, 
auch  über  weite  Räume,  zu  Wasser  u.  nunmehr  auch  stärker  zu  Lande, 
emanzipieren  so  melir  von  Bedarfsdeckung  an  Bodenprooukten  in 
der  Näne  der  Wohn-  u.  Wirtüchaftsorte  u,  ermöglichen  diese  Deckung 
von  fernher,  den  Absatz  nach  fernhin.  Zwei  entgegengesetzte 
Wirkungen  hiervon:  «)  centralis  tische:  grössere  lokale  Menschen- 
aniiäufungen,  Konzentrationen  von  Betrieben  werden  möglich,  weil  die 
Bodenprodukte  ftlr  £mfthrung  und  event.  auch  für  gewerbliche  Ver- 
arbeitung sich  von  weit  her  jetzt  dahin  r  cli äffen  lassen  (Grossstädte, 
Industrie-,  Montansitze);  /})  decentralistische  Wirkung:  solche  An- 
häufungen  werden  in  natorbegünstigten  Gebieten  in  geringerem  Hame 
notwendig,  weil  die  hier  gewonnenen  Bodenprodukte  sich  m  die  Ferne 
schicken  lassen  (.fruchtbare  Gebiete,  Kohlen-,  Erzfelder,  Waldgegenden). 
Bei  «  wird  dem  Bodengesetz  in  den  Zuiuhrgegenden,  auf  den  den  Wohn- 
sitzen näheren  agrarischen  Grundstücken  mehr  ausgew  ichen,  braucht  nicht 
so  allgemein  hoch  intensiv  u.  mit  steigenden  Kosten  hier  gewirtschaftet 
au  werden.  Bei  ft  tritt  die  Wirksamkeit  des  Bodengesetzes  früher  und 
stiürker  in  den  Aofuhrgegenden  ein.  DaJier  wird  die  Landwirtschaft 
hier  früher  intensiver,  als  es  sonst  geschähe.  Bedenkliche  Folgen 
zeigen  sich  für  die  Landwirtsch.  eines  höheren  intensiveren  Ent- 
widduDgBBtadlums,  wenn  ihr  durch  die  Konkurrenz  femer  EztensiviUts- 
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gebiete  die  Bedingungen  der  ICoBtendeekung  in  fallenden  Preisen  ent* 

zofren  werden  (osteurop.  u.  Oberseeische  Konkurrenz  von  Agrarprodukten 
für  West-  u.  Mitteleuropa  seit  einigen  Jahrzehnten  in  steigendem  Masse). 
—  Zu  d:  Hierher  gehören  alle  Fortschritte,  welche  u.  soweit  als  sie 
die  Arbeit  auf  u.  an  dem  Boden  u.  an  den  Bodenprodukten  wirksamer, 
den  übermässigen  u,  unrichtigen  Bedarf  an  solchen  Produkten  kleiner 
machen;  bes.  Bedeutung  von  sozialer  Hebung  der  Iftndl.  Bevöikerui^, 
von  Reformen  der  Rechtsordnung  (Eigentumsordnung,  Agrarverfassnog, 
Bauembefrpi  ing,  Beseitigung  der  GnindlastrnV 

4.  Sciilusser^ebniss:  a)  Der  Boden  gestattet  seine  Benutzung 
(zur  Gewinnui^  von  Pflanzen,  aber  auch  analog  zu  Wohn-  u,  Wege- 
swedceni)  zur  Deeknng  eines  steigenden  Bedans  an  Produkten  von 
einem  gewinen,  in  den  Einzelfällen  yerschiedenen,  doch  nieht  feateni 
PiiTikte  an,  nur  zu  progressiv  schwierigerert  Bedingungen,  daher  mit 
relativ  steigenden  Kosten,  b)  Die  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes 
Ifisst  sich  aber  durch  alles,  was  des  Menschen  Kenntnis  u.  Macht 
Ikber  die  Natur  ausdehnt,  sorttckdringen,  c)  jedoch  progressiv  immer 
schwerer  und  d)  überhaupt  nin-  bis  zu  gewissen  Grenzen  (Mill.). 
5  Bedeutung  des  Bodengesetzes  und  der  Notwendigkeit  der  Be- 
kämpfung seiner  Wirksamkeit  für  die  Kechtsordnung  des 
agrarischen  Bodens,  a)  Aufgaben  in  dieser  Hinsicht:  die 
ökonomisch-technisch  betrachtet  beste  Kechtsordnung  ist  die,  welche 
für  die  Volkswirtschaft  den  erfolgreichsten  Kanijif  iit  n  das  Boden- 
gesetz u.  den  demgemäss  besten  Bodenanbau  verbürgt,  b)  Die 
Vermutung  spricht  hier  für  das  Privateigentum  gerade  am 
agrarischen  ^oden.  ^  c)  Ein  indnktiyer  Beweis  hierftlr  wird  durch 
die  historische  Grandeigentumsentwieklung  geliefert,  die  ddb  in  dem 
Gange  vom  Gemein-  zum  Privateigentum,  und  zwar  speziell 
vornehmlich  mit  aus  wirtschaftlichen  (rriinden,  vollzogen  hat 
(germanische  Verhältnisse,  Privateigent.  an  Hofstatte,  Gartenland» 
&nn  an  Äckern,  Wiesen,  soletst  erst  an  Weiden),  c)  Frage  der 
Aenderung  d^  Privateigentums  und  der  Bodenverstaatlichung  in 
der  Gegenwart,  bei  den  Kulturvölkern  eui-op.  Zivilisation  (Sozialist. 
Forderungen);  wesentliche,  ja  entscheidende  a)  Bedenken  auch  aus 
ökonomisch-technischen  Grttnden,  gerade  bei  diesem  Boden,  nach 
den  hier  bestehenden  natürlichen  Bedingungen,  auch  nach  den  mit* 
spielenden  psycholog.  Momenten,  für  die  Bearbeitung  und  Kapital« 
Verwendung,  sowie  mit  Kücksiclit  auf  die  entscheidende  soziale  Be- 
deutung landlicher,  fest  durch  Eigentumsrecht  u.  -Interesse  mit  dem 
Boden  verbundener,  vomehnilich  bifneilicher,  aber,  bei  nicht  m 
grosser  Auslehnung  seines  Gesamtbesitzes  nnd  der  Grösse  der 
ein /einen  Besitz-  u.  Betriebseinheit,  auch  der  grossgrundbesitzerlichen, 
griiiKiaristokrat,  Bevölkerung  (meine  Gr.  II,  §  202,  203).  ß)  Die 
Gründe  tür  Beibelialtung  des  agrar.  Privateigentums  sind  weit 
stäiker  als  diejenigen  f&r  das  Priiratdgentiim  an  Porst-,  Bergwarks-, 
Weea-,  Oewässerboden,  Belbst  Btltrker  ak  f&r  privates  (stitdtiBches) 
Wonnungsbodeneigentum. 

Aus  der  Statistik  sind  bes.  wichtig  für  die  Froduktionsfragen  die 
Bateb  über  die  Arten  der  Bodenbenutcung,  speziell  des  Acker-  nnd 
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des  Viehstaiuk  S.  reichsstatist.  Jahrb.  (Jg.  1905  S.  23flr.  Näheres  in 
den  dort  angegebenen  Quellenwerken  der  amtlichen  Statistik;  einige 
Aueaben  für  andre  Länder  im  Anhang  über  internal.  Statistik,  S.  13). 
EfaufB  Hftnpidatiii  ftr  das  Deatsche  Beich  rfnd  ftlgünde: 

Vom  der  Gesamtfläche  (540  743  qkm)  kommen  auf 

Haua-,  Hof- 

0/        Aeokaiv  o.     W«iiL>      wImm     Weidtn      Fontea     ri^ume,  Wege. 
lo      Oartamlami     httgß  Kuiaiigini  BölsmifMi  Qawtuicer, 

Od-,  Unland 

1883  48^  03  10^  6.3  95.7  8^ 
1000        48.6        0^        11.0        &0        26J9  9.3 

Von  Acker-  iL  Gartenland  (1883  26.177,  1900  26.257  MiU.  ha) 
fielen  auf 

0/  Getreide,      Hackfir.,     Hlidaük   Fattor>    Ack.weide    Hm»-  und 

'0         Httlsenfir.     Oernttse     gewaohM  pflanzen      Brach«  ObalglxtiaL 

1883  60.1  15.1  1.3  9.2  12.7  1.6 
1900        61.1        17.5        0.7        10.1  a?  U 

VonderErnteflftclie  (189S  22 J6^  1904  23381011.  ha)  kommeaanf 

T         Ä  "^i^^ 

1893  2044  347  6012  1594  3907  30B7  5916 
1904       1918       312      6099       1627      4190      3288  5947 

Der  Ernteertrag  war  zwischen  1893  n*  1904  im  Max.  n.  Min.  in 
1  Jahre  auf  1  ha  lu  lOU  kg 

Waisen     SptUm     Boggen    S.gento     Haftr      ELaitoff.  Wien 
Max.        20.4       15.7       16.5       19.5       18.4       146.7  44.5 
Min.        16.4       13.2       13.1       14.8       ia7       110.1  223 

Grosse  Verschiedenheiten  im  Ertrag  nach  Gebenden,  Landeeteüen 
und  hea.  auch  nach  Grössen  der  Landwirtschaftsbetriebe  und  nach  Betxieba- 
systemen.  Vielfech  starke  durchschnittl.  Ertragssteigerung  in  gut  ge- 
führten Betrieben  im  19.  Jh.;  aber  in  welchem  Masse  im  allgemeinen 
Landefldurcheduutt  ist  eehwer  festzustellen,  auch  wegen  F^nflnwwB  der 
Jahres^vittorung.  Ebenso  oli  ti  wie  weit  die  Ertragssteigerung  stärker 
oder  schwächer  als  die  oder  parallel  mit  der  Kostensteigerung  erfolgt  ist. 

Während  der  agrar.  Boden  grössten teils  im  Privateigent.  von  Privat- 
wirtschaften, meist  phys.  Pers ,  steht  (in  Preussen  sind  nur  380  000  ha 
Stnatsrlomänenland  der  Vorwerke  bei  I7V3  Mill.  ha  im  Ganzen),  ist  von  den 
Forsten  die  Hälfte  im  öfienü.»  meist  Staats-  u.  Gemeindeeigent,  und  in 
halbOflnntlieheni.  Im  ganaen  Bädi  L  1900  ym  aus.  13996000  ha  kommen 
auf  Kronsforsten  in  lOOO  ha  257,  Staatsf  4430,  Staatsanteilsf.  30,  Ge- 
meindef.  2258.  Stiftungsf.  211,  Genossenf.  306,  reine  Privat^  6504,  wovon 
ein  erhebl  Teil  dem  Grossgnmdbesitz  gehört 

Zmn  Verrleißh  mit  dem  DentKhen  Beieh  war  um  1900  die  Anbau- 

fläclie  der  beiden  Hauptbrotfrüchte  Weizen  u.  Rocr^n  in  1000  ha  in 
Gr.  Brit.  u.  Irl.  769  (seit  Ant.  der  lÖ70er  Jahre  auf  die  Hälftegesuukeu) 
u.  26,  Frankr.  6864  u.  1420,  (Wes^)  Oesterr.  1065  u.  1702,  l^.  (ohne 
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Kroat.  u.  Slavon,  aber  mit  Siebeabfirgen)  3382  n.  1066,  Halfan  4608 
u.  1 : 37 ,  europ.  Baad,  (60  Gouvemem.)  16  700  n.  28 SH,  Ver.  8t  Noidam. 
17197  a.641 

Der  yiehfltand  war  üi  1000  Stflck. 

Rindvieh  Scbafe  Schweine 

14  999  28012  6  463 

15  777  ^4  999  7  124 
18940  9  693  16808 
19  332  7  907  18921 
llAlö  30830  3  411 
14674  19670  6768 

9  508  2  621  4  683 

5829  7627  6447 

5000  6  900  1  800 

35  917  52  191  12  630 

61  426  62039  48690 

6  827  18  609  94 

10128  92086  1188 

lü77  12640  246 

87189  17860  — 

Bussl.  unter  Schaftn  ancb  Ziegen,  in  Italien  Pferde  ohne 
Hilitarpf,  in  Gr.  Brit.  ebenso  n.  hier  auch  ohne  Pferde  f.  gewerbl.  und 
Verkehmwecke,  in  Frankr.  u.  Ver.  St  überhaupt  nur  landwirtsch.  Vieh- 
fltancl.  Ih  eiiiigen  Lindem  grOis.  Mengen  Manlt.,  Hanleael  und  Esel 

(Ital.  1.3,  Frankr.  0.55,  Ver.  St  2.76,  Brit.  Indien  ISi  MilL).  Die 
2«ahlen  der  Schafe  u.  deren  grosse  Venninderung  in  DeutBchl.  sind  bes. 
beachtenswert  wegen  der  internat.  Konkurrenzverhältnisse.  Zunahme  der 
Ziegen  (im  D.  K.  1873  2.32  1900  3.267,  Ftankr.  1.53,  Ital  1.8,  Oesterr. 
1.016,  Brit.  Ind.  19.617  51111.).  Im  D.  Reich  kommen  in  1873  u.  in  1900 
auf  1  qkm  Pferde  6.1  u.  7.8,  Kinder  29.2  u.  35.0,  Schafe  46.2  u,  17.9, 
Schweine  13.2  u.  31.1,  auf  100  Menschen  um  1860,  in  1873,  in  1900, 
n.  1904  nuf  je  100  Einwohner  bezw.  Pferde  8.4,  8.2,  7.4,  7.1  (geringe 
Abnahme  trotz  Ersatz  durch  Dampf  u.  Elektrizität),  Kindvieh  39.2,  28.4, 
33.6,  32.3,  Sdisfe  73.3,  60.9,  17.2,  13.2  (!).  Sehweiiie  16.9,  17.4,  29.8, 
31.6  Stück.  Dabei  Qualitätsverbesserung  u.  GrewichtsÄteigening  bes.  von 
Rindvieh  u.  Schweinen.  (S.  Eeichsstat.,  Viertelj. hefte,  Ergänz.h.  1905, 
Nr.  IV).  Das  zu  landwirtsch.  Betrieben  gehörige  Vieh  verteilt  sich  sehr 
▼erschieden  auf  die  Fläche  (ha)  nach  denBetriebsgrössen,  so  in  1895 
auf  Betriebe  bis  2,  von  {i!>er  2  bis  20  h.,  von  über  20  ha  Grösse  auf  je 
100  h.  Fläche  Pferde  bezw.  15.  11,  11,  Rmdvieh  78.  69,  37,  Schweine  192, 
60, 20,  Schafe  31.  18,  55,  Zi^n  137, 4,  0  Stack,  bei  Bindvieh  u.  Schwemen 
also  Klein-  vu  Uefaier  Mitt^ieMeb  aehr  filieifag»  ^  CMaae  dar  Vkli- 
haltung. 

§  34.  ■  ITT.  Bev.'Ot,^liche  Körner.  S.  die  oben  S.  111  genannten 
Schriften  Emanuel  Herrmanns.  Maschinen-,  namentlich  Daropf- 
maaehhien-  und  sonstige  Motorenatatistik.  E.  Engel,  daa  Zeitalter  dea 
Dampfes  Berlin  1880.    von  Halle,  Grundriss  zu  Vorlesungen  über 

volkswirtschaftliehe  Bedeutung  dor  Maschinen  18i)8.  Technol.  Lit. 
Karmarsch,  Heuloaux,  K.  Wagner  [ehem.  Technik j.  Keinhold, 
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Weg  des  Geistes  in  d.  Gewerben,  1.  B.  Arbeit  u.  Werkzeug,  1901. 
F.  Tön  nies,  Entwickl.  d.  Technik,  in  Festfiraben  f.  A.  Wagntr  (1906). 
Wichelhaus,  popul.  Vöries,  flb.  ehem.  Tecnnolom'e  1001. 

1.  Kräfte  aer  Stoffe.  Arten  (ehem.,  physikal.,  bei  den  Tieren 
ihre  Zeugiingskraft  v.  Fähigkeit,  unter  Erannes  von  Racenmiflchnng^ 
Nalinini^,  beistinunte  Eigenschaften  entstehen  zu  lassen!  2.  Stellmig 
des  Mensclicn  uml  seiner  Arbeit  dazu.  Aufgaben,  die  Kräfte  kennen 
len.cn  inaturwiss.  Autgulte),  henutzen  lernen  (techn.  Aufgabe), 
richtig  anwenden  und  verwerten  lernen  (ökonoin.,  bctriebsorganisator. 
Aufgabe),  die  menseUlehe  Arbdt  den  jewefligen  bei  der  mniitsaiig 
der  Naturkräfte  vorliegenden  Arbeitsaufgaben  anpaasen  lernen  (in 
körperl,,  intellektueller,  auch  sittl.  Hinsielit)  3  MenscMii  li<^  Aus- 
rüstUTifr  mit  technischen  Hilfsmitteln  CWerkzeugcn,  Masolnru'n,  V<'r- 
fahrungsiirten).  a)  Stoffe,  uuk  denen  die  Werkzeuge  (^u.  .iiaechinen) 
hergestellt  wo^en:  ä)  vegetabilische,  bes.  Hols.  ß)  animalische,  bes. 
Knochen,  Gräten,  Hörner,  Haare,  anorganische,  bes.  Steine, 
weiche  ii.  harte  Steinarten,  Metalle,  bes.  Kupfer  fBronce),  Eisen, 
Stahl.  Techn.,  wirtschaftl.,  kulturhistor.  Charakter  der  ganzen  Zeit- 
alter mit  danach.  Auch  Unterscheidung  der  Stoffe  nach  lokalen 
Fundstfttten  (im  Wohngebiet,  aus  der  Feme  u.  Fremde),  b)  Die 
beiden  grossen  welthistorischen  technischen  Epochen :  a)  der  Peuer- 
bcnntzung  (vom  Reibfener  an:  mechan.  Beweg^mg  in  "VVämie  um- 
wandeln) a.  ß)  der  Dampf  benutzung  (Wärme  in  mechan.  Bewegung 
nmwandeln)  (Fr.  Engels),  c)  Specinsch  nener  Charakter,  von  weit- 
tragenden Sozialökonom.  Folgen,  des  Dampf-  und  Elektrizitätseeit- 
alters.  Aufgaben  darin,  s.  auch  folg,  §  35.  4.  Besondere  Bedeutung 
dieser  tecliiiischen  Entwicklung  in  der  Stoff\'eredlung  nebst  Bergbau 
und  im  Transportwesen,  mehr  als  in  Landwirtsch.  5.  Maschinen: 
a)  Aenderung  der  Art  der  menschlichen  Arbeit,  b)  Nicht  nur 
quantitative  Steigerang  der  Leistungswirkung,  sondern  auch  quali- 
tative Veränderung  der  Art  der  Arbeit:  melir  Hirn-,  Nerven-,  als 
MuBkelarbeit  35),  so  die  mensehl  Arbeit  mehr  nur  das  leitende,  als 
das  Kralt  gebende,  bewegende  Moment  (Bewegung  der  Werkzeuge 
durch  Uaschinen).  c)  Eraftkoncentration,  Ermöglichnng  ungeheurer 
Einwirkung  auf  einzelne  Ftankte  (bei  Metall-,  bes.  Eisen-,  Stahl- 
verarlu  itmig,  Herstellung  von  Riesenproduktoii,  fiir  Schiffbau, 
Brückenbau,  Waffen  [Kanonen!],  Tanzerplatten  [Krupp!],  aber  auch 
vielfach  sonst  (E.  Popper).  6.  Dem  Boaengesetz  entgegengesetztes 
Benutaungsgeaetz  für  die  Träger  motorischer  Kräfte,  bes.  der  Ma> 
schinen:  Gesetz  der  wachsenden  Erträge  und  abnehmenden 
Kosten  Daher  Tendenz  der  sinkenden  Kosten  der  Produktion  mit 
Masciiiuen  u.  s.  w.  mit  deren  steigender  Grösse,  7.  Mit  daher  grössere 
örtl.  Koncentration  der  industr.  als  der  landwirtsch.  Arbeit. 
8.  Technische,  wirtschaftliche,  soziale  Folgen.  Begünstigung  des 
GroBsbetriebs.  (S.  §  35,  53,  47). 
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Am  der  Statistik  der  DampfmascMiieii  in  Prenssen  (Statist. 
Corresp.  1903  Nr.  4). 


Feststeh.  Dampfmasch. 

Lokomobile 

Pferde- 

im 

Pferdo- 

im 

Zahl 

stärke 

Ihiroh- 

Zahl 

1000 

schnifct 

1000    1  «ohiiitt 

1894   

57  224 

2172 

37.96 

14  225 

147 

10.20 

1Ü03  

79  257 

4  219 

22  55Ü 

285 

12.63 

Davon  in: 

Laii'I-  ^1.  ForstwirtBch. 

2896 

42 

14.55 

14  492 

158 

10.87 

144 

717 

4.98 

Bcrgb.,  Hütt.,  Sal.  .  . 

21462 

2140 

99.73 

1^21 

"29 

19.21 

Veriehrsge  werbe ,    .  . 

3  094 

99 

32.13 

298 

4.5 

15.10 

Handelsgewerbe  .   .  . 

261 

10.6 

40.47 

1899 

33 

17.16 

Industrie-  u.  alle  sonst. 

31400 

1200 

38.22 

4346 

60 

13.80 

1  Pferdekraft  =:  c.  9  Menschenkräfte,  bezw.  (bei  ?^'-tünd.  Arbeitstag) 
=  27,  also  obige  Stärken  1903  =  c.  121.5  Kill.  Meuüciienkrafte,  etwa 
das  ^hnfache  der  erwachsenen  Männer,  Lokomotiven,  Sdiifl^  u.  aUe 
Maschinen  in  Heer  u.  Marine  iingrrechnct.  (Wdtcre  bezfigl.  Stetist.  viel- 
fach in  d.  Statist.  Korr.  [so  f.  1905  in  Nr.  8  v.  1906,  hier  schon  81  756 
leetsteh.  liaacfa.  mit  4  685  000  PfJar.j  u.  daraus  in  d.  Pteoss.  Statist.  Ztscbr.). 


1  Mt  ArMt  abi  Prodikttvknfl. 

S.  V.  Hermann,  Untersneh.  2.  A.  S.  167  £  v.  Hangoldt,  Abh. 

Arbeit  im  Bluntschlichen  Staatswörterb.  v.  Schönberg,  Art.  Arb.  it 
im  H.-W.-B.  d.  Staats wissonsch.  Jäger,  die  menschl.  Arbeitskraft, 
München,  1878.  Bücher.  Kutstcliung  der  Volkswirtschaft  I.Abschnitt. 
Ders.  Arbeit  u.  Rhythnius.  Obon  die  Lit.  der  BevüUvoningslehre 
vor  §  17  S.  41>.  Unten  die  Lit.  über  Lohn  bei  §  57.  Hm  .ilkf  nin^- 
stati^tisches  s.  o.  S.  50  £C.  Anthrqprometrische  Untersuchungen,  s.  Lexis 
Art  darüber  im  1.  B.  d.  H.-W.-B.  d.  St,  daselbst  Llt.  S.  m  (2.  Aufl.). 
Moralstati.stisches  s.  auch  o.  vor  §  17. 

^  35.  —  I.  Entwicklungstendenz.  1.  Wesen  der  Avirt- 
schattlichen  Arbeit  s.  §  1.  2.  Arten.  Körperliche,  geistige,  Muskel-, 
Iffimarbeit,  rdative,  nicht  absolute  Unterschiede.  Umgestaltung 
der  Arbeit  im  Vcrbaitnis  zur  Natnrleistiing  (§  34).  3.  Streben, 
Lastgefilhle  zu  uiintlcni,  dalior  nm  Mass  flcr  Arbei'  /ti  •^jvn'OTi  nn<l 
die  Art  der  Arbeit  ent>prechend  zu  ändern,  (laiiiil  cit  u  Jilrlülg  der 
Arbeit  (quantitativ  und  (j^ualitativ  zu  steigern,  also  Lustgefühle  zu 
erhöhen.  Volkswirtsehaftbche  und  kultorhistorische  Bedeutung  davon. 
4,  Einfluss  davon  auf  die  Gestaltung  des  Produktionsprozesses 
und  auf  das  Mass  (llölie)  und  die  Art  des  Produktionsorgebnisses: 
a)  Mögliche,  wirkliche,  wünschenswerte  Folgen: 

tt)  Mögliche:  allgemeine  (durehschnittfiche)  Verminderung  der 
Arbeitslast,  der  Dauer  der  Arbeitszeit  (der  täglichen,  jährlichen,  zeit- 
lebens), Freiwerden  von  .\rbeitszeit  für  mulerweite,  auch  dem  Erwerb 
dienende  Arbeit  und  fiir  Pflege  der  persöni.  Kuitureutwickluug,  aucii  für 

A.  Waijuer,  soz.-Okou.  Gruudriss,  l.Aufl.  9 
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hmnan«!]  LebensKeiiiiBB,  «rlAlite.   irerfeinerte.   verbeamrte  Bedflrfhis* 

Tu Trierlitrunjr  ftir  die  ganze  Bevölkrning,  daher  hir  Ii  ^<  hnittlich  für  jeden 
Einzelnen,  ~  die  möglidie  grosaartige  Folge  des  „Tiiumphs  der  Menschheit" 
im  Kampfe  mit  der  Natur,  der  Behemcbung  der  Naturkräfte,  dei^ 
»Segeni«-'  des  naturwiasenschaftUchen,  des  „Maschinenzeitalters".  /3)  W ir  k  - 
liehe  Folgen,  nach  bisher.  Erfahrungen:  einigermassen,  auch  in  Etwan 
selbst  allseitig,  doch  den  möpruchen  entsprechend,  aber  nicht 
ausreichend  für  die  unteren  arbcitondcn  Klassen,  ja  neue  Gefahren 
für  sie,  ho  Ausdehnung  der  Weil«  i  ,  der  Kinderarbeit!  Zu  langer 
Arbeitetag!  Geiahreu  der  neuen  Technik  (Unfälle).  Besondere  vor 
Entwickhing  des  Arfodterschutzee.  Zu  kl^er  Anteil  am  gröeaer 
gewordenen  Produktionsertrag.  Z  T.  auch  unbefriedigende  Folgen  fBr 
Mittelstand.  Z.  T.  zu  günstige  für  die  besitzenden,  die  höheren  Klassien, 
bes.  die  kapitaJist.  Grossunternehmer,  für  die  umfangreicher  sich  bildenden 
Idhkapitahstiachen  Grossrentncrklu-scn .  inkl.  l^s.  auch  die  stadt^ 
namenti  «rossstädt.  Gnind-  u.  Hausl)e8itzer  u.  Vermieter  (übergrosse 
Einiconinien-  und  VermÖgeusanhäufung  in  einzelnen  Händen,  Ueber- 
wucherung  der  Spekulation  n.  der  Ausbeutung  der  Konjunkturen  (o.  S.  48), 
zu  viel  isan/  odt  r  faA  irnnz  ..arbeitsloses'  Eiiikojiiinen.  übermässige 
Steigerung  der  privaten  Ka^itahuacht,  auch  des  Luxuskon.sums  äusser- 
finhflter  Art,  des  Tafel-,  Eiddung-,  Wohnnngluzus).  y)  Dem  gegenüber 
wünschenswerte  Folgen:  Verallgemeinerung  der  möglichen 
Vorteile  mel  r  zu  Gunsten  der  Masse  dct*  Volks,  bes.  hinsichtlieli  Arbeits- 
last, Arbeitsdaucr.  i  leren  Beschränkung  auf  ein  hygienisch,  sittlicli.  kultur- 
förderlich rirlitiires  Mas*,  geringere  Arbeit8g;efahr,  grössere  Erwerbs- 
sicherheit  u.  Einkomnienhrilie  aneli  mii  auf  Kosten  der  jetzt  erreichten 
Stellung  der  oberen  ökouora.  Klassen,  bes.  der  ..Spitzen  der  moderneu 
Erwerbsgesell8chaft",  doch  ohne  Brnc  b  mit  dem  Prinzip  der  Skonomiachen 
u.  -ozi;ilfn  KIa>seiischichtung  u.  ihrer  t>kononii>(  lM  ti  <  iruudla;:*-  im  Privat- 
eigent.  an  sachlichen  Produktionsmitteln,  aber  mit  Hinzieiung  auf  eine 
Begrenzung  der  Düfet^aen  der  Ökonomischen  Rlassenlage. 

b)  Daher  hier  vorliegende  Aufgaben,  aucli  für  die  Sitten- 
Viildung",  die  Kci  litsordnung.  5.  Spezielle  (Ii  l'ahren  im  privatwirt- 
chuttlichen  Koukui  renzsystem  und  hv\  d«  r  i^i  ivattngentumsordnung. 
daso  die  wirkiiclien  Folgen  des  teciniisch-ökon.  Fortschritts  von 
den  möglichen  und  wünschenswerten  bes.  in  Bezug  auf  die  Lage 
der  arbeitenden  Klassen  ungünstig  abweichen. 

6.  BUck  in  die  moderne  namentlich  die  industrielle  Arbeitertrage: 
der  ..freie  Arbeiter '  im  „Maschinenzeitalter".  Seine  drei  wichtigsten 
Forderungen:  a)  Verminderung  seiner  Arbeitszeit,  b)  seiner  Arbeitlast 
und  Crtalu-  bei  der  .\rbf  it,  c,  der  Erhiduiug  seines  Anteils  lun  Wert 
des  Arbeitsprodukte»,  als  mit  des  Erfolgs  seiner  Arbeitsleistung:  alle  im 
Prina|i  berechtigt,  streitig  nur  das  Mass  der  Durchfiihmng  u.  jeweiligen 
Durchführbarkeit  jeder  der  Forderungen.  7.  Nur  schrittweise  historische 
Entwickhiufren  sind  möglich,  auch  sie  allein  gesund  n.  sej^nsreich.  Nicht 
ein  gleichma>siges  schematisches  Vorgehen,  sondern  auitu  lu  rlci  Speziali- 
sierung in  Art  u.  Mass  der  Durchführung  der  Forderungen,  nach  Völkern, 
Ländern,  Zeiten,  Berufs-,  Gevverbeartc  u,  Arbeifsart  ist  Lreboten.  8.  Psycho- 
logische u.  ethische  Momente  spielen  stark  mit.  Das  ist  bei  jedem  V^or- 
gehen  zu  berücksichtigen.  Aber  die  richtige  Losung  des  in  jenen 
Forderungen  enthaltenen  Problems  ist  von  grösstcr  allgemeiner  sozial 
u.  kulturhistorischer  Bedeutung  für  das  ganze  Gemeinwesen  u.  für  dessen 
befriedigmde  G^rtaltung  u.  Wdter(mt«Kklttng.    9.  Zum  grossen  Teil 
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kann  die  dem  Interesse  der  Volksvvirtseh.  u.  Gesellach,  dienliche  Er- 
füllung jener  drei  Forderungen  nur  durch  die  Gesetzgebung  des 
Staats,  niitor  ^rit\virknTiir  der  A'erwaltung  des  Stjiats  und  der  übrigen 
ötiientlichen  Körper,  be^s.  der  ( Jcrnoinden,  Provinzen,  erfolgen  und  zwar 
durch  folgende  Mittel  und  Wcuo:  a)  Gewährung  de»  Organisations- 
rechts ( Koalition.« rcclit:-,  Vereinsn^  lits)  an  die  Arbeiter,  rechtsfähige  li. 
rechtlidi  auerkauiite  liiteressenvereine  (Berufs-,  Fach-,  üewerkvereine)  zu. 
bilden,  für  einzelne  Fälle  und  für  die  Dauer,  tt)  für  Wahrnehmung  ihrer 
wirtsch aftlichen  Interessen  u.  Sicherung  ihrer  Sen)ständi}2;keit  u.  ihrer 
fj;eniigenden  Macht  sregenübcr  den  kapituhst.  Untern«  liiiiern  und  deren 
Organisationen  (Arbtilgeberve reine,  auch  Syndikate,  Kartelle,  Trusts); 
jedoch  .)  stets  nur  in  den  Grensen  u.  mit  den  Kautel  en,  welche  <iie 
Walirntii:  rles  Gesn  m  t  int(  re«seÄ  verlangt  (auch  der  gesamten  nationalen 
Produktion,  der  Absatziiiteressen.  bes.  auch  gegenüber  der  Konkurrenss 
auf  dem  Weltmarkt,  ebenso  der  Sicherung  gewisser  uneutbehrticher 
BedürfnisbefriediiTuniren  der  Gesarntbevolkerunfr.  snwoh!  solcher,  welche 
unter  dem  Einllu.ss  moderner  Technik,  Betriebsorgaiusatiou  u.  Verkehra- 
einrichtung  eigenartig  liegen  (regelmässige,  ungestörte  Versorgung  mit 
den  Ilauptnahrungsmitteln,  [I^ndbau,  Müllerei,  Rackerei.  Fleischerei], 
mit  WassiT.  Brennstoff,  Beleuchtuii<r  i.  als  auch  snlchor,  wo  die  Störuns^ 
der  Produktion  grosse  nationale  Werte  nnwiederbringlicli  vernichtet 
(Erntearbeit-SicheruTig  in  dir  Landwirts«  Ii  !i:  alles,  wie  vom  Gesamt^ 
Interesse,  so  auch  vom  wahren  dauernrlen  Arbeiterinteresse  selbst  geboten. 
Selbst  das  privatkapitaliät.  Uuteruehmerinteresäe  als  solche»,  soweit  es 
sich  mit  dem  sicheren  Gang  der  nationalen  Produktion  u.  des  Absatses 
deckt,  kann  dabei  eine  T»eirreii/nntr  des  Ortranisation^reehts  der  Arbeiter 
erbeischeii,  ebenso  das  allgemeine  politische  Interesse  des  Staats  (kein 
Strikerecht  zur  Elrzielnng  politischer  Bestrebungen,  zum  „General- 
strike",  keines  der  Beamten  der  Staatsbetriebe,  desöffentl.  Verkehrswesens!) 
b)  Ein  zweites  Mittel  ist  die  Gewährung  eines  ausreichenden 
Arbeiterschutzes  (bes.  betr.  der  Punkte  unter  6,  a  u.  b),  mit 
richtigen,  zweckmässigen,  nach  Arbeiterkateuorien  ('  ^schlecht,  Alter, 
Arbeit>art.  rirwerbe.  nacli  Handwerk,  Hau.sindustrie,  Heimarbeit. 
Fabrik;  sich  .spezialu'cudeu  Beätimmuugeu,  iu  der  Ausführung  durch 
geeignete  Spezialorgane  {Iberwacht,  auch  m^lichst  unter  den  in 
der  Weltwirtsch.  konkurrierenden  Volkswirtschaften  vertrairsmäs.sig  inter- 
national in  den  Hauptpunkten  in  Uebereinstimmung  gebracht,  et  als 
drittes  Mittel  muss  die  Arbeiterversicherung,  bes.  für  die  Erfüllung 
der  Forderung  unter  6,  b,  aber  noch  darüber  hinaus,  Antreten  (Eranken> 
rnfall-.  Invaliden-.  Alters-,  Wittwen-  »nnl  Waisen  Versicherung),  n  zwar 
ais  umtassende  obligatorische  Einrichtung,  d)  Auch  für  die 
Brreichunir  eines  gebCuirenden  Anteils  der  Arbeiter  als  Klasse  am 
volkswirt>eh.  Reinertracr  nnd  an  dessen  Steigerung  (minde^^tens:  Mit- 
steigen der  Lohnquote  als  Klossenauteils  mit  dieser  Steigerung,  Kod- 
liertus!)  (Punkt  6,  c)  dient  mit  —  nicht  alleui  —  das  Organisationsrecht 
der  Arbeiter  e)  Wiederum  sind  aber  auch  bei  diesen  ;>  Punkten. 
Arbeiterschutz,  Versicherung.  Lohnquote,  Kautelen  hinslelitlieb  des 
l'mfangs,  der  Art,  des  Masses  der  gesetzl.  Bestimmungen  u.  der  Durch- 
lührung  der  Arbeiterwfinsclie  im  nationalen  Gesamtinteresse  geboten, 
u,  a.  aneh  gegenül>er  der  (ietährdung  der  weltwirtsehaftl.  Konkurrenz- 
Jähi<;keit.  Die  Hebung  des  4.  u.  5.  Standes  ist  so  ein  kuiturhistor.  Problem. 
8.  Andererseits  Bedenken  der  gemein  wirtschaftlichen  Org^ani- 
sation  wegen  der  möglichen,  seihst  wahrscheinlichen  ungünstigen 

9* 
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Sttckwirktung  auf  den  tachniiehen,  auch  den  betriebBorganisatoiischeb 

Fortschritt.  Hier  liegen  eben  die  günstigen  Seiten  der  privacwirtschaft- 
llelien  Organisation.  9.  Eixfluss  der  Tendenz,  an  meiner  »•iL'-enon 
Arbeit  als  Lai>Unoment  zu  s)>aren,  auch  aut  den  Prozess  und  das 
Ergebnis  der  Verteilung,  der  Einkommen-  und  Preisbildung 
im  privatwirtschaftlichen  Konktmenzsystem  (s.  u.  §  64  ff,  50  ff.)* 
Polgen  des  Wirkens  des  ersten  egoist.  Leitmotivs  (§  1). 

§  36,  —  Tl.  Bedingungen  der  Höhe  der  Arbeits- 
leistungen. 1.  Sie  sind  abhängig  in  der  ganzen  Volkswirtschalt 
a)  ▼on  Bevölkerungsgrösee  u.  «Beschaffenheit  (ZnsammenBetsung), 
sowie  b)  vom  Verhältnis  der  Arbeitenden  zu  den  Nicht-Arbeitenden,  der 
sogen,  produktiven  und  unproduktiven  Bevölkerung,  or)  Auf  dies 
Verhältnis  wirken  Lebensalter,  Geschlecht,  Entstellen  von  Kentncr- 
tuni,  auch  übergrosse  müstige  berufsarbcitßl'reie  Zeit  ein.  fij  Ferner 
ist  von  besonderer  Bedeutung  die»  richtige  Verteilung  der  Arbeite- 
krfifte  auf*  die  Arbeitsgebiete  und  Berufe  nach  Massgabe  des 
Bedarfs,  y)  Ueberfüllte  Gebiete  und  Berufe  -j-iebt  es:  aa)  allerdings 
leicht  unter  Staatsein  flu ss,  bei  entsprechender  Ausnutzung  <ler 
Finanz«,  bes.  der  Steuerkraft  (Beamte,  Soldaten).  Aber  bb)  auch 
bei  freier  Beni&wahl  in  der  privatwirtschaftl.  Organisation,  in  den 
liberalen  Berufen  (Aerzte,  Anwälte,  Künstler,  Journalisten!)  wie 
in  der  materiellen  Produktion  (in  Vermittlungs-,  Handels  ,  Gast-  u. 
SchankgewerbeUj  einzelneu  Handwerken)  zeigt  sich  öfters  Ueber- 
ftillung,  mindestens  lokal,  d)  Ein  „Zuviel**,  d.  h.  mehr  als  die 
richtige  Ausf^rung  der  erforderlichen  perslinl.  Dienstleistungen, 
der  Herstellung  und  Zufüluung  einer  Saobgnterart  erfordert,  ist 
immer  unproduktiv,  in  allen  den  bei  y  genannten  Fällen. 
Mitschuld  hat  daran  bei  a,  bb  wieder  leiclit  mit  die  zu  starke. 
Volksvermehrun^,  der  zu  grosse  Zuzug  in  gewisse  Gregenden  und 
Orte,  auch  (öffiantl.  Dienst,  Uberale  Berufe)  die  Erleiclitei-ung, 
atu'h  Verwnlilfeilemng  der  Erlangung  der  nötigen  Vor-  u.  Faclit»ildung, 
der  Reiz  der  betretl'enden  Berufstätigkeit,  der  sozialen  Stellung. 


duktiv,  auch  im  öfientl.  Civildienst  u  nd  im  MiHtftidienst.  2.DieHöhe 

der  Leistungen  ist  bedingt  in  Volks-  u.  Einzelwirtschaft  a)  von 
Arbeitsfähigkeit  (§  37),  b)  Arbeitslust  (§  38),  c)  tecbnisch-ökono- 
nuscbem  Kennen  und  Können  (§  30 — 34),  d)  Ausrüstung  mit 
Kapital  (§  39 — 41j,  e)  Organisation  und  Funktion  der  Ünter- 
nehmung  (§  42—4$),  f)  ArbeitagUederung  (|  44—47).  3.  Natürhche 


ethische  Faktoren  sind  zu  unterscheiden.  4.  Individual-  u.  sozial- 
pädagogische Aulgaben  liegen  überall  vor. 

§  37.  —  A.  Arbeitsfähigkeit.  1.  Individuelle,  nationale. 
2.  Beobachten,  Messen,  objektiv  Beurteilen;  Statistik,  auch  Moral- 
statistik. Anthrojiomctrie.  Schwierigkeiten  bietet  die  Anw  endung  allei 
dieser  Hilfsmittel.  Besondere  Gefahren  liegen  im  liauligen  Mitspielen 
von  Vorurteilen,  auch  vou  Interessen,  in  zu  weiter  Generalisierung 
der  Scblüsse  aus  Einzdföllen  (unvollkommene  Induktion,  §  4). 


und    angenommene  (erworbene) 
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3.  Für  die  ganze  VolkHwirtHclmtt  kommt  die  Zusammensetzung  der 
Bevdlkening,  auch  deren  Beschaffenheit  bes.  nach  den  nnter  4  ge- 
nannten Momenten,  aber  auch  nach  Verbreitung  von  Gebrechen, 
nach  di'm  Oo?»unc!heitszustand  für  das  Mass  dor  Arb'M'tsfjihifrkeit  in 
Betracht.  4.  Vier  Hauptmomeute  sind  die  wichti^;sten,  bei  jedem 
ist  Pliysisches,  Geistiges,  Sittliches  zu  verfolgen,  a)  Geschlecht 
(s.  o.  8.  56),   ä)  Leistungsfaliifrkeit  der  Geschlechter: 

aa)  Körperlicli  an  Muskelkraft  \nsdanor.  •wo  solchi  FCiaft  ver- 
langt wird,  iat  der  Mann  aberlegen  (allgemeine  Erfahrungen,  Messnugen  am 
Dynamometer,  freilich  andi  Hitept^en  von  Uebnnff,  auch  wohl  von 
Nabruiie:!,  doch  dadurch  ist  nur  z.  T.  Inferiorität  des  Weibes  in  der 
materiellen  Arbeit  bedingt,  namentlich  bei  entwickelter  Technik  u.  Arbeiten 
mit  Motoren,  an  Mafsdiinen,  also  heute  weniger  als  früher,  bb)  In 
geistigen  Anlagen,  reiner  Verstandestatigkeit  ist  vielleicht  auch  der  Mann 
uberlesren,  aber  sonst  bestehen  wohl  vomenmlich  nur  differente  Geistes- 
anlagen, auch  wohl  weniger  Einfluss  der  Geschlechtsverschiedenheit  bei  der 
grossen  Masse  der  geistigen  Tätigkeit  auf  wirtsc^.  Gebiet;  wohl  auch  Mit- 
spielen der  durchschnittl.  gcriii  :«  reu  Ausbildung  (unsichere  Ergebnisse  der 
Gehiroph^siologie,  der  Psychologie),  cc)  In  sittlicher  Binsicht  ist  in 
den  „posdven"  Tü^^nden,  in  Pfiegediensten  u.  dgl.,  in  Geduld  das  Weib 
wohl  überlegen,  weniger  zu  gewissen  Toastern  (des  Geschlechtslebens,  der 
Trunksucht)  geneigt  u.  daran  beteihgt,  auch  an  Verbrechen  (Statistik, 
£j-iminal-,  Selbstmordstat.),  ß)  Daher  wichtig,  aa)  die  weibhche  Arbeits- 
kraft auf  für  sie  geeigneten  Gebieten  zu  beschäftigen,  bb)  ihre 
Anwendung,  tatsiicldichen,  oft  durch  Not  bedingten  Entwicklungen  ge|^- 
über.  zu  beschränken  (äciiwero  Körperarbeit,  viele  Industriezwe^  sittL 
G^Sfdiren  bietende  Zweige,  Berghau,  Schankdienst),  gc)  in  der  dennodi 
verbleibenden  Anwendung  sie  möelicbst  günstiger  zu  stellen  (in  Lohn, 
Arbeitszeit,  hinsichtL  sittlicher  Gef^ren.  —  Heimarbeit^  Laden-,  ticbank- 
dienst!),  alles  mit  Aufgaben  des  Arbdterschutces;  dd)  andersetts  ist  die  An- 
wendung weiblicher  Arbeit  zu  erweitern,  so  vielfach  für  die  mittleren  n. 
höheren,  auch  rlie  mehr  geistigen  Arbeitsgebiete,  daher  hier  das  tat- 
sächlich oft  zu  weitgehende  „männliche  ArbeitsmonopoV  entsprechend  zu 
beschranken  (gewisse  liberale  Berufe,  einzelne  öffentliche  Dienstzweige, 
Privatbeani^enspliäre^  u.  die  Aus-  u.  Vorbildung  durch  Einrichtung  der 
erforderhchen  L<efir'  u.  Biidungsanstalteu  äpezieü  für  Mädchen  u.  Frauen 
und  Zulassung  dieser  m  den  dalllr  geeigneten  Biidungsanstalteu  der 
Männer  (Hochschulen)  zu  ermöglichen,  zu  erleichtern,  zu  verwohlfeilorn. 
ee)  Hohe  volkswirtsch.  u.  mit  Wert  bildende,  wie  erhaltende  Bedeutung 
der  hauswirtseh.  Arbdt  der  Frau:  Arbeitsteilung  mit  dem  Manne. 
ß)  Gesclilcclitsverteilung  in  der  Bevölkern ii;.;  an)  Einflüsse  darauf 
(S.  5r)  u.  57  .  bb)  Bedeutung  für  nationale  Leistungsfähigkeit,  für 
soziale  u.  sittliche  Verhältnisse  (Frau(  umangel  neuer  Kolonicen, 
Frauen iiberschuss  in  Aus-  u.  Abwanderungsgegenden,  im  höheren 
Lebensalter,  von  heiratsfähigen  gegenüber  den  notwendig  etwas 
Älteren  heiratsfähigen  Hännerklassen.  b)  Alter  (s.  o.  8,  57). 
a)  Lcistunj^sfahigkeit.  sia)  In  kör  perl.  Hinsicht  ^raximum  zwisdben 
20/25 — 40;45  Jahren,  auch  Gesundheitsmaxim.  (Krankheitminim.).  Uebel 
HSr  Muskelarbdter,  nach  Erreichung  dieses  Alters  schwerer  und  nur  mit 
geringeren  Lohnen  'u  häftigt  zu  werden  (äluil.  Offiziere,  Pensionierungen!), 
bb)  in  geistiger  Hinsicht  Maxim,  wohl  auch  annähernd  hi  jenen 
Jaiiren,  aber  wohl  etwa-s  si)äter  beginnend  (ausser  bei  spezifischen  Be- 
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eabungsleiatungen,  Künste,  einzelne  Wissenschatten,  so  Mathematik,  Iilt- 
nndunpin)  ii  fitfr  endend.  Allgemein  auch  wohl  Verschiedenheiten 
der  geistigen  Leistungsfähigkeit  im  Lebenaalter  nach  we^icntlich  Be- 
^bun^-,  auf  natOrl.  Anlagen,  und  nach  ^mugenen  PAhifrkeiten,  auf 
Kenntnis.  Erfahrung,  Uehung,  auf  erworbener  Fachbildung,  auf  Ver- 
stand, Vernunft,  Menschenkenntnis  benihend  ((^neti  lct's  Untersuchungen 
über  liter.,  dichterische  Pruduktion;  Bedeutung  doö  nicht  zu  jungen 
Alters,  als  Voraussetzung  der  errungenen  Fäliij^keiten  für  rnternenmer-, 
Diroktorensteüungen).  cc)  In  sittlichiT  Hinsicht  daa  Le])ensalrer  im 
Uebergaiig  vom  Kinae  u.  Jugendlichen  zum  Erwachsenen  bes.  gefalulieh, 
quantitatives  Maximum  vieler  Veraehen  u.  Verbrechen,  bes.  gewaltlÄtiger 
auch  in  den  köriierlicli  liesten  Jahren,  aber  vielfach  Max.  der  sittlich 
schlimmsten  (Personal-  u.  Eigenthums-)  Verbrechen  in  höherem  und 
selbst  (jreisenalter»  wohl  mit  unter  Versuchungen  u.  Drude  erschwerter 
wirtschaftl.  Erwerbs-  u.  Verbrauchsverhältnisse,  schwereren  Kampfs  um 
Dasein  u.  Stellung  fKriminalstatistik.  CJuetclet)  trotz  geringerer  Leiden- 
schaften u-  grösserer  Uuliej  anderseitü  spezifische  \orzüge  des  reifen, 
des  höheren  Alters  („Senate^),  ß)  Altersverteilons  in  der  Be- 
völkerung, aa)  Einflüsse  darauf  8.  o.  S.  57,  58,  bb)  Folgen,  bes. 
für  Belast!in<r  fler  Erwachsenen  mit  Kindern,  s.  o.  S.  57.  Uelde 
wirtschaftliche,  soziale,  z,  T.  auch  sittliche  Folgen  sehr  anomaler, 
von  der  natfirlicben  stark  abweichender  Altersverteilung,  bes.  durch 
Aus-  und  Abwanderungen  in  den  davon  betrofTenen  G-^enden 
(Kinder,  (iieise  im  UeberHuss,  Erwachsene,  bes.  jüngere  mangelnd, 
heutige  a;:rar.  Gegenden  unserer  Länder,  in  Deutschland  bes.  im 
Osten).  Zwar  manche  günstige  Folgen,  aber  doch  auch  ungünstige 
in  den  Ein-  und  Zawanderungsgebieten.  Nachteile  mftnner- 
verschlingender  Kri^[«.  cc)  Wünschenswertes:  eiiie  der  natürlichen 
nahe  kommende  Altersvorte^IunL^  mit  iilrlit  zu  hoher  Kinderqunte, 
kleinem  Ueberwiegen  (gegen  andere  Lander,  Gebiete)  der  <,)\iote 
der  Erwachsenen,  bes.  der  jüngeren  (20/ -0 — 45/50  J.).  c)  Nationale 
Eigenschaften,  er)  Leistungsmhigkeit  Bes.  Schwierigkeit  der  Fes^ 
atellmig  wegen  mangelnder  oder  ungenügender  oder  schwer  anwend- 
barer Messunefsmethoden,  weiren  starken  Mits|iii'lenK  von  Vorurteilen 
und  zu  leichter  ( reneralisierung  gerade  hier,  auch  wegen  Wechsels 
der  Leistungsfähigkeit  und  der  Eigenschalteu  überhaupt,  auch  der 
geistigen  ProduktiTitit,  so  bei  Vergleichungen  und  Beurteilungen 
von  Kassen,  Nationen,  Stämmen,  Kulturstufen  für  vmchiedene, 
aut  li  ältere  Zeiten  u.  für  die  Gegenwart. 

aa)  Körperkraft,  «(c)  Falsche  Ansicht,  dass  „Wilde"  stiii  kt  r  als 
(gekräftigte  u.  Kraft  verlangenden  u,  erhaltenden  Berufen  ang*  hörige) 
Zivilisierte.  Einzelne  Organe.  Gesicht,  Piehör,  Geruch  sind  aljer  bei  Wilnen 
und  bei  gewissen  Berufen,  allerdings  wohl  stärker  und  mehr  entwickelt 
u.  konserviert.  ß,s)  Bei  alleih  bes.  bei  Zivilisierten,  Einfluss  von  Nahrung, 
daher  Lohn.  Lebensweise,  Uebung,  Vcrbreitimg  von  Lastern.  Unsitten 
(Trunksucht!).  (Falsche  Schlüsse  ans  notwendiger  Herabsetzung  iles 
Tauglichkeitsmasses  bei  Soldateiiausliebunc-.  weil  die  stärkere  Aus- 
hebung notwendig  ein  Rückgreifsn  auf  kleinere,  auch  schwächere 
Lente  l)edingt  [Ktu've  der  Grössrnverteilung  in  der  erwarlis.  Be- 
völkerung]. Auch  falsche  Schlüsse  ans  nnlitär.Leistungen(wie Marschieren, 
Ausdauer,  Einfluss  von  EmShrung,  Uebung,  Erfetbrungen,  experimenteUe 
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Ermittlungen  am  Kraftmesser),  bb)  Geisteskraft  u.  geistige  Leistungen. 

Physiologisches  u.  Anatomisches,  Himgewichts-  und  Windungs- 
vergleicnungen  mit  unsicheren  Ergebnissen  für  die  Bedeutung  der 
allerdings  nadiweisbaren  starken  Verschiedenheiten  (schon  Huschke, 
Rud.  Wagner).  Messungsmethoden  für  Geistesl'eistnnn;™  vollends 

mangelha^  a.  unsicher,  auch  bes.  hier  Vorurteile,  Subjekti\  ismus  mit» 
spielend,  Wechsel  der  Prodnktiritat  anf  höheren  Gebieten  (Kflnste, 
Wissenschaften) zu  beobachten,  äussere  Umstände  u.Einrichtiingon,  Unter- 
richts- u.  BildunfT^^wf scn,  d(»8sen  Zugänfflichkeit,  Kosten,  Wohlstands- 
grad, allgem.  Kulturüiaud,  Religion,  Konfession  mit  von  Einliuss  (weisse, 
gelbe,  schwarze  Rasse,  auch  letztere  kamn  allgemein  spezifisch  durchaus 
tiefer  stehend  [Tli  Waitz]).  Die  europ.  Kulturvölker,  u.  ihre  kolonialen 
Abkömmlinge,  die  alten,  aie  modernen  Völker,  die  grossen  ;> — 4  Völker- 
familien:  Romanen  nebst  Keltoromanen,  Germanen,  Slaven.  Eunst- 
bogabnngs-,  Geschmackübcrlepeiihfit  der  alten  Griechen,  wie  der  modernen 
Romanen,  wenigstens  zeitweise,  Eintluss  auf  Kunstiudustrie.  Cha- 
raktereigenschaften und  Temperament,  Einflnss  auf  Ärbeits- 
energie  (Germanen,  Angelsachsen  voran).  Präzision,  Pünktlichkeit 
(Germanen).  Rasche  Aiiffassnnf?,  Intelhgenz  (Romanen,  bes.  Italiciirr). 
Nachahmungsfähigkeit  (.Slaven).  Fähigkeit  zu  techn.  Krluidun^en 
(neuerdings  Engländer,  Nordamerikaner,  aber  auch  Deutsche  u.  Romanen, 
übrigens  Sliteinllnss  von  Arbeitskosten,  T.ohnhöhe  u.  von  I*at< Utrecht). 
Lernfähigkeit  Q)eutschti,  Slaven).  Lelirfäiiigkeit,  Auisichtüben,  Disziplin 
(Deutsche).  Erfalirungen  in  Industrie  mit  Arbeitern  verschiedener 
Nationalität  (Schwei/  Nordamerikai.  Versiliie<l''nheiten  auch  nach 
Arbeitsarten  in  körperl.  u.  geist.  Arbeit  ^Steinarbeit  der  Italiener), 
cc)  Sittlichkeit.  Noch  prekärere  aligemeine  Urteile.  Fiaster, 
Schwächen,  nam^Üich  solche  vom  I'influss  auf  Arbeitsiähigkeit.  (Trunk- 
sucht! In  geringerem  Masse  sexuelle  i.aster).  Unredlichkeit.  Fähirrkrit 
u.  Neigung  zum  Betrügen,  .\usbeuten.  Wuchern,  spckulativei  Scliwiiidel. 
Urteile  tiber  Orientalen,  Armenier,  Griechen,  Juden  (ob  Eiulluss  von 
Kasse,  von  Stellurifr  im  Eru  i  rbsli'lw'n  n.  uüircm.  soz.  Stellung,  von 
starker  Betreibung  gewisser  Berufe  und  Erwerbsarten,  die  mehr  Ge- 
egenheit  und  Versuchung  zu  Betrug,  Wncher^  Unredlichkeit  bieten 
Handel.  Geldffeschäftl  J).  Verbrerli«  t  i-rlie  Neigungen  {g<'\valttätige. 
istige  V' erbrechen),  .\tles  st'  ht  aber  hier  in  Verbindung  mit  gesamter 
Wirtschaftseut Wicklung.  (Behauptete  biise  „Verjudnisieruug'"*  der  europ. 
Völker  im  modernen  vN'irtschaftssystem ;  alier  ist  weniger  schlimm  und 
anders  die  ..angelsächsische"  VeramerikanisierungV ?). 

d)  Erworbene  Bildung,  a)  Allgemeine,  technische,  intellek- 
tuelle, sittliche,  ß)  Unterrichtswesen,  y)  Ueber-  und  £»l8che 
Bildung.  6)  Bedeutung  der  Bildung  för  die  wirtschaftliche  Leistungs- 
fähigkeit. Uebei-scliätzung  der  allgemeinen  und  der  gew«dinlichen 
elementaren  Schulbildung  für  die  Leistungsfähigkeit  der  liand- 
arbeiteudeu  Klassen  in  ihrem  Berufe:  sonst  müssteu  längst  die 
Deutschen  alle  andren,  auch  die  andren  german.  und  die  roraan. 
Völker  auf  dem  Gebiet  der  ii»tericllen  Prodiiktinn  ^«schlagen 
haben!  f)  .Statistik.  (Unterrichts-,  Schul-,  der  Verbreitung  der 
Elementarkenntnisse). 

§  38.  —  B.  Arbeitslust,  Arbeits-  und  Loh nsvstenie. 
S.  über  unfreie  und  freie  Arbeit  und  deren  Leistung  Wagner, 
Gmndleg.  H.  Aufl.  II,  Buch  I.  Ueber  die  Motive  bei  der  Arbeit  cb.I. 
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§  :iO  fi.  sowie  oben  §  2.  hier  von  entscheidender  Bedeutung  die  Hi»ti- 
vation.   Lit.  Ober  Lohnsysteme  unten  bei  §ö7. 

1.  Einflnss  von  Reehtssicherheit,  (reltiin^,  Rechtsordnung,  im 
all«i:enioint'n  und«  auch  auf  ilii'  Starke  der  Aniritslust,  wie  aiit'  die 
KiciituQg  der  Arbeit.  2.  Arbeitssysteme,  a)  gezwungene, 
unfreie  and  b)  freie  Arbeit.  Schwficlie  der  ernten  nach  der 
Seite  der  psych.  Motivation:  wcscntlksh  wirkt  nur  Furcht  vor 
Strafe.  Daher  bes.  Scliädi^ing  der  Qualität  der  J.('i>ttmg'  nnd  für 
höhere  Arbeitsarten.  3.  PlmsoTi  und  (irado  der  uiitreieu  Arbeit 
sind  daher  i>sycholo<»i8ch  mit  aus  dem  Bedürfnis  zu  erklären,  die 
Motivation  den  Anforderungen  an  quantit.  u.  qualit.  Steigerung 
der  Leistungen  anzupassen.  Sonst  droht  Unproduktive  erden  der 
unfreien  Arbeit.  Die  rechtliche  Umgestaltung  und  Beselti;:an;r  der 
Unfreiheit  ertol;:r  soiiacli  mit  aus  ökonomischen  Gründen.  4.  Freie 
Arbeit,  a)  vStelluug  des  Arbeitenden:  a)  Arbeit  im  Dienst 
Anderer  und  (f)  im  .eigenen  IHenst,  auch  als  Uotemebmer. 
h)  Psychologische  Bedin^^ungen  ftir  die  Leistung  und  Er- 
fahnin^-en  daiiilt<*r:  mit  je  wirksameren  und  besseren  Motiven 
(Eigenintere.^se.  Arbeitsfreude,  P^hrgetuhl,  Verantwortlichkeit,  PHiclit- 
gefühl)  der  Arbeitende  am  Aiiisfall  seiner  Arbeit  beteiligt  ist,  desto 
günstiger  der  Erfolg,  quantitativ  und  bes.  auch  qualitativ,  c)  Einfluss 
auf  diesen  Erfolg  hat  ferner  a)  Voraus-  und  Nachherzahlung; 
ß :  fesrsfchende  u.  nach  Ausfall  der  Arbeitsleistung  sich  richtende 
Vergüiungj  ;•)  Möglichkeit  und  Art  der  Kontrolle  während  der 
Arbeitsleistung  fFaorikarbeit)  nnd  am  fertigen  Produkt  (bans< 
industrielle  u.  Heimarbeit,  mit  Ablieferung  des  fertigen  Produkts). 
ö)  Psytliol.  Vorteil  bietet  die  Regelung  der  Einzelheit«  !!  des  Arbeits- 
vertrai:^  durch  jii-etiaue  Vereinlianmgen,  weil  dies  auf  ZurriiMlciilH'it 
der  Arbeitenden  liinwirkcii  kann,  bes.  hinsieiiilicL  der  Art  und 
Höhe  der  Arbeitsleistungen  und  der  Vergütungen  ('J'arifverträge) ; 
daher  >o/jal[»8ychol.  Vorteil  der  Verbandsverträge  statt  blosser 
Indiv  "iiiialverträ^i'e.  c)  o  Ii  u  a  rt  en :  et)  Zeit-,  ß)  Stücklrdni, 
Verdienst  in  (lewiiinbctciliguiig.  d)  Arbeitcrassociatioe.  Allein- 
ai'beiten  auf  eigene  Rechnung,  (Unternehmerarbeit).  Charuku  risirung 
der  einzelnen  Arten,  günstige,  ungünstige  Seiten  jexter  Art. 

tc)  Zeitlohn,  bemessen  nach  Zeitdauer  der  Arbeitsleistung  bez. 
Beschäftigung  (Stunden-,  Tage-,  Worlicn-.  ^lieiats-,  dahreslohu,  ,.G' halt''): 
aa)  Er  steht  im  Arbeitserfolg  vielfach,  selbst  regelmässig  g'egen  die 
andren  Arien  zurück,  wenn  nicht  hohes  Ehr-  u.  Pflichtgefiilil,  wirk- 
SiXiur-  Ar!ieif>konirolle.  l^'^rclif  \'.r  Verlust  der  Ai'heitsst.i'lli>  und  des 
Verdienstes  genügend  wirksam  sind,  bb)  Sonst  lindet  leicht  nur  eine 
solche  mittlere  Durchs chuittsieistung  statt,  welche  ausreicht  zu 
einem  bestimmten  J^ohnsatz  beschSitifft  zu  bleiben,  cc)  Notorische 
Gefalm-n  der  Arbeiterorganisation,  diep  Dnrohschnittsmass  herab- 
zudrücken u.  so  die  Arbeitskosten  in  der  i'i oduktion  zu  erhöhen  (Gegen- 
wart), ß)  Stücklohn  („Akkordarbeit^*),  li»  ne.sstu  nach  der  Höhe 
der  r^eistunjx,  di's  Arbeitserfolir?^.  aa)  Er  Nviikt  auf  quantitative 
Steigerung  der  Leistung  in  gefiel)ener  Zeit  ein.  daher  auf  Verkürzung 
der  Zeitdauer  der  einz^nen  Verrichtungen,  aher  leicht  auf  Kosten  der 
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Qualität  der  Leistung  (Ueberhastung).    bb)  Deshalb  ist  er  fflr 

qualifizierte  Leistunffen  nicht  immf^r  anwendliar.  zumal  wenn  wirk- 
same Kontrole  bei  der  Arbeit  selbst  u.  am  fertigen  Produkt  lohlt  oder 
imzureichend  ist,  Mängel  nicht  oder  nur  schwer  u.  kostspielig  wieder 
gut  gemacht  werden  können,  cc)  l)< ;  Arbeitgeber  hat  Interesse  am 
Stücklohn  wegen  der  Mehrleistung  des  Arbeiters  in  gegebener  Zeit  u. 
stärkerer  Ausnutzung,  rascheren  Umsatzes  seines  Kapitals  (Maschinen), 
dd)  Der  Arbeiter  hat  Interesse  am  St.L.,  um  in  gegebener  Zeit  mehr 
zu  verdienen  odHi-  kürzer  zu  arbeiten;  ee)  aber  mit  der  Gefalir,  ><«)  sii-Ii 
zu  überarbeiten,  bes.  in  den  besten  Lebensjahren,  so  sich  rascher  ab- 
zunutzen un<]  iiß)  der  Geüahr,  dass  der  Eioheitslohnsatz  (auf  das  Stack) 
bei  gesteigerter  Leistung  imd  Gesamtlohnsumme  lierali^edrückt  wird 
(so  liei  Ueberproduktion,  nach  Krisen)  mit  dein  schliesslichen  Erfolg  der 
Erhüliuii^  der  Arbeitslast  für  gleiches  oder  geringeres  Lohnmass. 
y)  Gewinnbeteiligung,  meist  nur  neben  a  oder  als  deren 
Ergänztinn".  schon  wnil  der  Arbeiter  laufenden  Lohn  nicht  entbelu'en 
kann:  bestimmt  normierter  Anteil  am  Gesamterfoig  des  Betriebs 
(der  üntemehmun<y) ,  also  vom  (volkswirtschafbUchen)  Reinertrag, 
aa  Ofinstiger  Einmisf^  aa)  auf  Arbeitseifer,  Vor-  u.  Umsicht.  I)eim 
Umgehen  mit  Maschinen,  Apparaten,  Werkzeugen,  Einrichtungen, 
Sparsamkeit  beim  Roh-  u.  Hilfsstoffrerbrattch,  auch  auf  gegenseitige 
Kontrolle  der  Arbeiter;  ^jS)  auch  auf  soziale  Solidaritätsempfindungen 
zwischen  Arbeiter  u.  Unternehmung,  bb)  Aber  Schwierigkeiten  bietet 
die  richtige  Kegelung  der  Einzelanteile,  bes.  aacii  dtn  Rangstufen  der 
Arbeiter  (tmd  Beamten)  und  nach  den  oualitat.  Verschiedenheiten  der 
Arbeitsleistungen  (Quotenzuschläge  versenieden<  r  Hr>he  zum  ver<lienten 
sonstijgen  Gesamtjahreölohn).  cc)  Bes.  passend  ist  die  G.  ß.  anzuwenden, 
wo  die  individuelle  Leistung  den  Gesamterfoig  nachweisbar  steigert 
(Hochsoefischerei,  Tantiemensystem  von  grösseren  Betrieben  für  die 
„Beamten'*),  dd)  Mass  der  Wirksamkeit  ist  abhän^g  von  ««)  absoluter 
u.  relativer  Höhe  des  Anteils,  fi,'^)  von  Zeitdauer  bis  zum  Empfang  des 
Anteils  (notwendig  endgiltig  erst  nach  Abschluss  der  T>etriebsrechnung 
für  das  Geschäftsjahr,  doch  etwa  mit  Vorschüssen  auf  d'  ii  Anteil  vorher); 
yy)  auch  von  Verfügungsart  über  den  Anteil  (baie  Auszahlung,  Gut- 
schrift); (ältere  Schriften  von  Böhmert,  Gilman,  Fronuner,  jetzt  bes., 
p'in'itifr  urteilend  nach  i'iL^rurn  Erfalimngen,  H.  Freese).  ee)  UelxTiran^^ 
zur  Kapital  beteihgung  der  Arbeiter  an  der  Unternehmung  (auch  durch 
bleibende  Gutschrift  des  Gewinnanteils,  dann  als  Gläubiger,  in  Arbeiter- 
Aktien,  dann  als  Mitcigeutriuu'r)  ist  nur  beditifrt  u.  ausnahmsweise 
rät  lieh  wegen  ,des  Kisikos,  auch  wegen  leieht  zu  grosser  Bindung  des 
Arbeiters  an  seine  Arbeitsstelle  („industr.  Teilhaberschaft",  E.  Engel). 
d)  Arbeiterassoziation,  in  der  „Produktivgenossen.schaft" :  die 
Arbeiter  hier  gennsscnschaftlich  vereint  zugleich  die  Unternehmer, 
aa)  Vorteile  hier  potenziert  die  von  u.  z.  T.  von  /i.  bb)  Starke  Impulso 
fBr  quantit.  und  qualitat.  Steigerung  der  ^jeistung.  cc)  Hinwirken  auf 
pass'-iidr  Auswahl,  gegenseitin;e  Krmtrolle  d-'r  CTeiiosson,  Solidaritäts- 
gefühi  unter  ihnen,  dd)  Lösung  des  i*roblems  der  Ertrags  Verteilung 
zwischen  ,^Arbeit,  Kapital,  Unternehmung",  in  sozial  ffflnstiger  Weise. 
Aber  anderseits  ee)  Schwierigkeiten  au)  der  Kapitalbeschaffung,  des 
genügenden  Kredits,  mehr  noch  liß)  der  Organisation  der  Tjeitmirr,  der 
richtig«  n  Gestakung  der  Autoritäts-  u.  Disziplinarverhältnisse.  fi">  Daher 
im  Rahmen  unser  Wirtschaftsordnung,  wo  solche  Genossenschalten 
Gliede  r  der  privat wirtsch.  Organisation  und  in  Kord^urrenz  mit  andren 
Ünteruelinnmgslorraen  (§  4:>),  wohl  nur  beschränkte  Anwendbarkeit, 
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LeiBtungsf^lhigkeit  und  Lebensdauer,  r)  Alleinarbeiten  auf  eig^ene 

Ktohnung.  als  Klein -Unternehmer  (klehier  Bauer,  Pachter,  T>andwirt. 
Handwerker  —  „Alleinmeister"  —  Händler)  meist  ohiip  gedingte 
fremde  Arbeitskräfte,  event.  Familienangehörige  als  solche.  aiK  1»  wohl 
Dienstboten  für  häusliche  Dienste  zu  den  ProdiSctionsarboiten  ntw  as  mit 
benutzt,  aa)  Psychisch  vielfach  bes.  günstig,  weil  volle  Identität  von 
Arbeiterinteresse  und  ArbeitüedVdg,  Mitspielen  guter  anderer  Motive, 
freiere  Bewegung.  Selbständigkeit,  alleinige  Verantwortlichkeit,  „keine 
Störungen  mit  Lohnarbeitern  ,  „t*rofit*'  mit  Lohn  zus.  fallend.  Aber 
bb)  (iefakr  der  Ueberarbeitung  („Abrackern''  der  Zwerg-Landwirte), 
cc)  Geringe  wirtsch.  "Widerstandsfähigkeit  gegen  ungünstige  Kon- 
jirnkturen.  dd)  Schwache  Stellung  gegeniibcr  Abnehmern,  Kunden, 
auch  gegenüber  den  Verkäufern  der  Kohstolle,  der  Arbeitsmittel, 
dd)  Schwache  Kapital-  u.  Kreditkraft,  meist  auch  schwaches  technisch-ökon. 
Können,  wenig  Fortschritt  hierin,  unvollkommene  Werkzwge.  Arbeits- 
methoden, keine  Motoren,  ee)  So  auch  sehwaehe  Konkurrcnzf^lhigkeit 
gegenüber  grösserer  L'nternelimung  mit  überlegener  Kapital  kraft, 
Technik,  Betriebsorganisation  usw.  IT)  Mit  deshalb  öfters  Bescnränkung 
auf  weniger  lohnende  Arlx'it.sgeKietc  fFIirk-,  Reparaturarbeit  im 
Gewerbe)  u.  Geialir  der  Verproletaiisierung,  zumal  bei  starker,  mit  von 
BeTÖlkemni^bewegung  bedingter  Konkurrenz  unter  einander,  gg)  Ver- 
Heren der  eigentl.  wirtsch.  Selbständigkeit  u.  des  Arbeitens  auf  eigene 
Rechnung  in  Hausindustrie  und  Heimarbeit  mit  a«)  ppecifisclifn  Uobel- 
ständeu.  wenn  auch  mit  einigen  \%irzügen  (im  tugeiien  Heim 
arbeiten,  Zus.sein  mit  den  Seinen,  „Frei  sein"  von  fortlaufender  Arbeits- 
kontrolle im  Vergleich  mit  Fabrikarbeiter,  mit  freilich  um  so  grösserer 
Abhängigkeit  vom  Arbeitsgeber,  Zwischenmeistem,  auch  bei  der 
Kontrolle  des  abzuliefernden  fertigen  Produkts  [Weberei,  Spielwaren- 
produktion!] und  mit  dem  Leiden  unter  izejxenseitiger  Konkurrenz  der 
Arbeitenden  in  gleichem  Beruf,  wieder  wesentl.  mit  erschwert  durch 
starke  VoUcszunanme  u.  Zus.sb'ömen  in  gewissen  Wohnorte  n  (Schneiderei, 
pSchwitzsystem",  Heimarbeiterinnen,  auch  Konkurrenz  von  Erwerbsarbeit 
in  Nebentätigkeit  seitens  über  sonstige  Mittel  verfüuender  Personen; 
hie  und  da  wichtige  Frage  der  Verfügung  über  Kleinkraftmaschiueü). 
hh)  Immerhin  hrdt  auch  der  selbständige  oder  not  ii  halbselbständige 
,,AIl(  ini>etrieb"  sich  bei  uns  im  Oewerbo  und  Handel  noch,  in  Land- 
wirtsch,  uimmt  er  selbst  eher  zu  (z.  TL  freilich  im  Nebenberut).  So 
nach  den  Beruüizählungen  im  D.  Heien  188S— 95  Abnahme  des  Allein- 
betriebs  in  Industi  ie  um  i;L')*''(,  (von  M'M)  auf  1'2:{7  Tausend),  im 
Handel  noch  Zunahme  um  ö.«"/o  (von  4:^0  auf  455  Tausend),  während 
die  Kleinbetriebe  (bis  ö  Pers.)  dort  um  ü/J,  hier  um  «a.U%,  die  Hittel- 
betriebe ((»—.")()  Pers.)  um  bezw.  64.1  u.  i©.7,  die  GroBsbetriebe  (Uber 
50  Pers.)  um  bezw.  89^  u.  107.37o  zugenommen  haben. 

3.  Das  Kailtal  (Stilalkapttal)  als  PrttiikttiiuilMttaguc. 

Tiit.  s.  oben  bei  §  7.  v.  Hermann,  Untersuch.  2.  A.  S.  107  ff., 
1^21— .Mit».  Mill,  Bm  h  1,  Kap.  1  ff.  K.  Mnngpr.  zur  Theorie  des 
Kapitals,  Conrads  Jahrb.  N.  F.  ßd.  17.  v.  Brlun- JJawerk,  Kapital 
und  Kapitalzins  2  B.  Ders,  Art,  Kamt  il  im  H.-W.-B.  d.  Staats- 
wips-ensch.  V,  daselbst  Lit.  2  A.  S.  2i>.  Knii  s.  Geld  Kap.  1.  Die  So- 
zialisten, bes.  Kodbertus,  Kapital.  Marx,  Kapital.  J,  Wolf,  Soziaiism. 
u.  kapital  Wirtschaftsordnung.  Sombart»  Kapitalismus.  Auseinander* 
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Setzung  mit  dein  Soidalismus  über  die  AngriflFe  auf  das  Privatkapital 
bei  Wagner,  Grundkg.,  ;J.  Aufl.  II,  Buch  3,  Kap.  1. 

39.  —  A.  EiitstolinTiff.  Arten.  1.  Entstehung  von  Social- 
( National-)  und  l*rivatJkapital.  Priu/Jpielle  Momente  (Be- 
.  dingungen)  dabei.  Schwierigkeiten,  bei  anderer  als  privatwirt- 
sehaffclicber  Organimtion  die  Aufgaben  betrefiis  Bildung,  Yennehfung 
u.  Verwendung  von  Nationalkapital  zu  lösen,  a)  Sozialkapital  (rein 
ökoii  K  ip.)  entsteht  a)  durch  Disposition  der  friilieii^n  Produktion 
(Arbeitsijeschaftigung)  in  der  Kielitung  auf  die  llerstelhing  von 
Gütern,  welcher  die  Kapitaleigenschatt  objektiv  anklebt  (die 
5  ersten  Arten  unter  4,  a,  a — *  unten);  ß)  durch  gleiche  Dispo- 
sitionen in  der  Kichtnng  der  Ilerstelhing  von  Genussmittoln,  wobei 
sodann  über  die  fprti«:en  Güter  zuglt  ich  so  verfuhrt  wird,  dass 
sie  nur  zm*  Beschättigung  von  Arbeitskrätten  (einscidiesslich  Be- 
triebsleiter, Unternehmer)  verwendet  werden,  um  diesen  Personen 
während  neuer  Produktion  es  so  möglich  zw  muclien.  sich  lebend 
niid  arbeitskr.ifti^  v.n  orlialten.  Diese  entscheidiMulcn  dl^jxisitiven 
Funktionen  übernehmen  in  der  privatwirtsch,  Organisation  der 
Volküwirtsch.  die  „Privatkapital isteu":  wenn  nicht  die  allein  nuigliche, 
so  vermutlich  die  relativ  beste  Methode  der  Bildung  von  Sozial- 
kapital,  also  in  den  Formen  des  Privatkapitals,  b)  Dieses  entsteht 
«)  nicht  einfach  nach  der  vulgän  n  Lehre  „durch  Ersparun;r",  noch 
ß)  nach  der  unjn'äzisen  Ausdi  lu  kswcisr  der  libeml-individuaiist. 
Doktrin  (auch  bei  Klassikern  u.  Populär- \dlkj»wirten,  wie  dem 
darob  von  Lassalle  verspotteten  Schulze-Delitzsch),  indem  man 
einen  Teil  „seines''  Arbeitsertrags  werbend  anlegt,  sondern  y)  die 
P^ntstehiinir  von  Privatkapital  ist  an  folgernde  Bedingungen  geknüpft : 
aa)  Produzieren  von  Güteni  (Wert),  bb)  rechtlich  über  die  Er- 
gebnisse dies(?s  Produzierens,  die  Produkte,  vertilgen  dürfen  und  es 
tatsttdüich  können  u.  tun,  nach  Eigentums-,  Forderungs-,  Vertrags» 
recht,  cc)  diese  Ergebnisse  (Produkte)  dem  blossen  arbeitslosen 
Gemissvorl>raiK'}i  vonnitlialten  (,. ersparen")  und  dd)  sie  neuer  Pro- 
duktion (Arbeitsbeschaltigung),  daher  der  Benutzung  als  Subsistenz- 
mittel  für  die  Arbiter  (einschliesslich  Betriebsleiter,  Unternehmer) 
wührend  der  Dauer  der  Produktion  zuführen,  c)  Die  psychischen 
^Toiiionto  b(^i  direkter  l^ilduug  des  So/.ialkapitals.  oIhk^  Vennittlung 
von  l'rivatkapitnl  (dabor  notAvendijj:  in  Sozialist.  Organisation  durch 
die  leitenden  (Jrgaue  der  ,,gcscl]hcbatXL  Produktionsweise'*)  würden 
denen  bei  privaten  „S])anorgängen*'  ganz  ähnlich  sein:  a)  man 
niiisste  sieb  auch  hier  in  ;:ewissem  tlnif'ang  reinen,  arbeitslosen 
Genusses  u.  der  Produktion,  bloss  von  Gütern  tiir  Oenufs/weeke 
enthalten,  um  Kapitalgüter  "  zu  ;x("^vinnen.  Dabei  wür(b'n  bier 
..beim  Volk"  (u.  seiner  Vertretung)  die  nämlichen  psychischen 
WiderstSnde  sich  geltend  machen,  wie  bei  der  —  Besteuerung  in 
unserem  heutigen  Wirtschaftssystem.  —  2.  Natural«  w.  Geld- 
kapital, a)  Für  die  wirklieben  ProdviktionsvorL'än«,'e  }»ei  erster 
Gewinnung  (Herstellung)  ueuttr  Güter  handelt  es  sich  um  Natui-al- 
kapital:   konkrete  naturale  Güter  von  direktem  Gebrauchswert. 
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b)  Geld  dient  «axAi  bei  Bflduiig  u.  Verwendung  tob  Kapitel  stets 

nur  als  Vermittler:  auch  was  privatwirtschaftlich  ,,erspart'*  wird 

sind  Wertiiherscliiisso  in  Form  i^cbrauchsw  t'rti;j:cr  Güter  über  den 
Verbraucli  solcher  Güter  (bejsw.  iiires  Werts  in  (Jeld  u.  in  den  mit 
Geld  erworbeucn  anderen  Gütern)  lunuuH.  Diese  Wertiilierscluisse 
werBen  in  der  Geldwirtsch.  nnr  in  Geld  umgesetzt  n.  bilden  dann, 
bis  znr  Wiederverwendnng^  dienes  (leides,  Geldkapital.  3,  Volks- 
nnd  t'in/clwirtschaftlicher  Standpunkt  ist  liier  bei  Nr.  1  n.  Nr.  2  u. 
Mucli  l»ei  \r.  4  u.  5  mrlirtach  7.n  unterscheiden.  4.  Arten  de« 
Kapitals.  Vier  ökonouiisch-teclinische  Kategorien  mit  l  nterarten: 
a)  jeder  materiellen  Frodnktion  erforaerliehe  Kapital^iiter. 
6  Arten:  a)  Hauptstöße,  ß)  HiIfsBtofi<\  ; technische  Hilfsmittel 
y.nv  Brnutzung  dor  Natur-  und  niensclilicht  ii  Arbeitskräfte,  bos. 
Werkzeuge,  Maschinen,  Instrumente,  Apparate,  Vorrichtungen, 
d)  Grundstücke  bezw.  deren  Melioriationen,  f)  Gebäude  zu  den 
technisch  -  ökonomischen  Aufgaben;  C)  während  der  Produktion 
erforderliche  Unterhaltsmittel  der  beschäftigten  l^ersonen;  h)  in  der 
?irboit'-rpiliir*'ti   Verkehrswirtschaft:   fertige   Produkte   nls  liandels- 


des  inneren  Umlaufs:  a)  Kommunikations-  und  Transportmittel; 
ß)  Geld  von  innerem  Sachwert  (Edelmetall  usw.);  d)  Immaterial- 
kapitalien  (Kontroverse.  SpecialfSlle:  (x)  in  der  Kiii/.ilwirtsch.  des 
])rivatwirtsch.  Systems  „Kundschaft',  l^rivile;:,  Patent;  ß)  in  drr 
Volkswirtsch.  guter  Kuf  „Renommee"},  Weltnmrktuame  u.  -Kund- 
schaft, dann  Staat,  Gemeinde  usw.  y)  Aach  „ausgebildete", 
„qualifizierte  '  Arbeitskitift  zum  ..Kapital''  zu  rechnen,  unterbleibt 
besser,  da  sie  untrennbar  mit  der  ,,natürHeheir''  vorbTmden  ist. 
5.  Fratzen,  uh  unti  ^^ie  weit  a)  Unterhaltsniittel  der  bei  der  Pro- 
duktion beschäftigten  J'ei-sonen  (Arbeiter),  b)  Grundslücke,  c)  Ge- 
bäude, d)  Geld,  e)  fertige  Produkte  «Kapitor  sind.  Verschiedene 
Entscheidung-  naeli  Stand]»uiikt  der  Betrachtung« 

a)  l'iiterhaltsmittei  sind  «)  vom  Standpunkt  der  pro- 
duzi<'renden  Wirtschaft  fdaher  auch  der  ganzen  Volkswirt- 
schaft) aus  „Kapital",  soweit  sie  notwen<lig  zum  Unterhalt  der 
Arbeitf-r  ('einschliesslich  T^eitei-.  Untornchmer)  während  dov  Protluktion 
verwendet  werden,  nicht  darüber  liinaus;  ß)  vom  Standpunkt  des 
Unternehmers  aus  sind  sie  „Kapital"  („Lohnfbuds^)  för  ihren 
ganzen,  wälireiid  der  Produktionsdauer  (in  der  Yerkehrswirtschaft  bis 
zum  Absatz  der  Produkte  u.  dem  Eingang  des  Erlöses  dafür)  zu  ge- 
währenden Betrag;  y)  vom  Standpunkt  der  Empfänger  u.  Kon- 
sumenten aus  sind  sie  dagegen  Geimssmittel  u.  Emkommen.  Ferner 
ö)  fflr  die  Volkswirtschaft  und  den  Empfänger,  der  davon  leben 
muss,  kojiijiirii  sie  nur  als  Naturalien  in  Betracht;  t)  für  den  Unter- 
nehmer besr-  li<  n  sie  in  der  Geldwirtschatt,  soweit  Geldlöhne  gezahlt 
werden,  in  Geld,  —  In  Grundstücke  sind  «)  in  iliier  rein  na tflrli eben 
Beschaffenheit  volkswirtschaftlich  betrachtet  uiu'  Naturlonds,  ihre 
Meliorationen  allein,  soweit  sie  noch  Wert  haben,  sind  „Kapital''; 
,i)  einzel-  bezw  jM-i  \- a t  wi  rt  .'^ch nft!  i ch  sirul  dai^fgon  Grundstücke 
überhaupt  als  in  Besitz  «genommene  „freie  Besitzgüter'"  (o.  S.  28)  wirt- 
schaftliche Güter  u.  als  rroduktionszwecken  dienend  oder  allgemein  als 
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Rentenfonds  fingierend  fanmobiles  Privatkapital.  —  c)  Gebäude  sind 
(()  volkswirtschaftlich  ,.Kapital",  soweit  sie  aa)  fOr  technische 
Prodtiktionszwecke  (in  ländlichen,  industriellen  Betrieben)  dienen,  (dann 
zu  Kubr.  4,  a,  *  zu  stellen);  bb)  zu  Wohnzwecken  der  Arbeitenden 
dienende  sind  ünterhaltsmittel,  in  der  Ruhr.  4,  a,  C,  dagegen  ß)  sind  sie 
einzelwirtschaftlicli  überhaupt  immobiles  Privatkapital.  —  d)  Geld 
ist  «)  volkswirtschaftlich  aa)  bei  innerem  Sächwert  und  zwai- 
alles  GeM,  insofern  allgemein  „Kapital",  als  es  die  Grandlage  des 
arbeitsteiligen  Verkehrs  u.  der  Geldwirtscli.  ist;  bb)  innerhall)  der 
gesamten  Geldsumme  ist  aber  nur  das  in  den  Händen  der  Unter- 
nehmer (Betriebsleiter)  befindliche,  zur  Durchführung  der  Produktions- 
vorgänge bestimmte  Geld  „Kapital".  Einzelwirtschaftlieh  ist 
aa)  der  notwendige  Betrag  der  „Haushaltkasse"  Gebrauchsrermögen, 
bb)  das  zu  Produktionszwecken,  zur  Rentenerzielung,  Kreditgewährung, 
bestimmte  und  verfügbare  Qeld  ist  „Kapital*',  das  sich  im  Granzen  mit 
Nr.  i-,  bb  deckt  (s.  auch  unten  §  7G).  —  e)  Fertige  Produkte  sind 
u\  solange  sie  im  Handel  sind,  einerlei  ob  hestimmuugsmässig 
Genuss-  oder  Produktionsmittel,  „Kapital"  ; bei  autoritativer  Leitunc^ 
der  Verteilun<j;svürß;änge  waren  dage^^en  die  fertigen  Genussmittel  regel- 
mässig sofort  nicht  „Kapital**,  sondern  Gebrauchsvermögen  (aparte 
Fälle,  z.  B.  in  belagerten  Orten,  allgemein  so  im  ,.Sozialstaate'").  —  Alle 
diese  Unterscheidungen  sind  wichtig  für  die  Erkenntnis  dw  Sachlage 
bei  verschiedenen  Sj'stemen  der  volkswirtsch.  Organisation. 

§  40.  —  B.  Verwendung^.  Umlaufendes,  stoheudes 
Kapital,  Werkzeug,  Maschine.  (S.  o.  §  7,  34,  35).  1.  Art 
der  Verwendung  und  Funktion  von  Naturalkajfiital.  a)  Dieses, 
bezw.  seine  einzelnen  Bestandteile  werden  bei  der  Produktion  ver- 
braucht, d.  Ii.  sie  verlieren  ihre  individuelle  Guts-  u.  Wertfonn 
umlautendes  auf  einmal,  stehendes  nach  u.  nach.  — -  bt  Alter  iui 
Produktionsprozess  erfoljjt  nur  ilire  Umwandlung  in  andre,  neue 
individ.  Guts-  und  Wertformen,  c)  Ihr  Wert  wird  also  im 
Formwechsel  larhalten.  d)  Die  Verwendung  von  Gütern  als  Kapital 
ist  mithin  eine  reproduktive,  in  der  sieh  das  Kapital  in  seinem 
Wert  (nicht  in  seiner  Form)  erhält.  (Aualuiiie  mit  Stotiwcchscl  in 
Natur,  mit  Bevölkerung),  e)  Die  unproduktive  Verwendung 
(Konsumtion^  ohne  Leistungen  der  Konsumenten  u.  für  die  Pro- 
duktion) ist  dagegen  Wertvernichtung,  (Gefahren  der  Verschwendung). 
3.  Umlaufendes  und  stehendes  Ka])ital.  a)  Begriff  u.  Wesen, 
s.  o.  S.  31.  Der  Wert  des  ersten  geht  sofort  jjanz  mit  Untergang 
der  bisherigen  Gutsform  in  die  neue  über,  der  des  zweiten  ratenweise, 
nach  Massgabe  seiner  Benutzung,  auf  die  in  einer  bestimmten 
Periode  mit  ihm  hergestellten  Produkte. 

b)  Zum  umlaufenden  Kapital  gehören  Haupt-  und  Hilfsstoffe,  die 
meisten  Unterhaltsmittel  der  Arbeitenden  (ohne  AVohngebäude),  zmn 
stehenden  die  techn.  Werkvorrichtungen  von  Dauer,  Werkzeuge.  Ma- 
schinen usw..  die  techn.  und  für  die  Arbeitenden  dienenden  Wnhn- 
gebäude,  die  Bodenmeliorationen,  von  diesen  diejen.  landwirtsebaldiclien 
ausgenommen,  welche  nur  den  Kraft-  und  Stoffersatz  für  t  innialige 
Ernten  bewirken  (Düntrunfr,  z,  T.  auch  ilincraldünguno;).  Fertiue  Pro- 
dukte im  Handel  sind  umiauf.  Kapital,  die  stehenden  Vorräte  in  Liiaeu 
u.  dgl.  stehendes.  Zu  diesem  geboren  grOsstent.  auch  Kommunikations- 
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und  Transportmittel,  volkswirtseliAftlieh  die  Suinine  des  Metallgeldes, 

einzel\virtsi'haftl,diedurclischnittl.Kassenbestünd»'dtrPro(luztntrninG<'l<l. 

2.  I'>iitwickuii«r  des  stellenden  Kapitals.  In  Verbindung 
mit  und  als  Folge  der  Entwicklung  der  Tecliuik  und  mit  der 
hiennit  wieder  in  Zus.hang  stehenden  Entwicklang  der  Betriebs- 
organisation u.  deren  Formen  n.  PhaBen  stellt  eine  immer  raschere 
und  >t;irk*Te  Venni-lirtin;^-.  besser«'  ♦et-lin.  HescliafVciilicit.  ^^n'issere 
Leistuiiu'stalii;rkeit.  lan;;(  i  o  I  )aiu'rhat'ti;rkelt.  eiu'i  in'  N't-ru  ohlt«'ileriin^' 
des  stehenden  Kajjitulb,  namentlich  das  in  VVerkzeujiren,  Maschinen, 
Vorrichtungen  aUer  Art  bestehenden.  Die  Vorgiin<;e  in  dieser  Ent- 
wicklung; sind  in  grossen  Zügen:  a)  llaudailM  it  durch  Werkzeuge 
unterstützt.  Verbesseruiifj  dieser,  bes.  des  Materials,  aus  dem  sie  bestehen 
(Holz.  Stein-.  Weich-,  Hartstein,  M«'tall,  Ei.sen,  Stahl)  u.  ihrer  tc  liii. 
BeschatTt  iilK  it,  Zweckmässigkeit.  Benut/.unf;  von  Maschinen  u.  diu  '  K  sie 
von  .Muskelkraft  und  fotfn  Natnrkräfteii.  Wnssor,  ("lofälle.  Wind. 
Damut,  Elektrizität  usw.,  Motoren,  Werkzeugmaschinen);  d)  Losiösung 
der  Stoffveredlung  aus  der  agrar.  Naturalwirtsch.,  wo  in  derselben 
Einzelwirtsch.  die  StoftVon  dluiiLi'  erfolrrt  (obi'ii  S.  "T).  \'orselbstiindio-i!iiL!' 
der  letzteren  in  eigenen  Betrieben  (Handwerk,  Hausindustrie);  e)  Fort- 
schritt zu  Manufaktur  und  Fabrik,  zu  Grossbetrieb;  f)  Einfügung  von 
immer  melir  Zwischen;/liedem  und  Fi  oduktionsstadien  in  den  Prozess 
der  Produktion  von  d<'r  GewinnunL''  des  KohstofEs  an  bis  zum  fertigen 
Produkt  Olenger,  v.  Böhm- Bu werk). 

3.  Folgen  dieser  Entwickln u<;.  Verschiedene  a)  auf  dem 
Gebiet  der  Produktion  u.  Konsumtion  und  b)  auf  dem  der  Arbeiter- 
beschät'ti^nng'.  der  Verteilung  der  (vnlkswirtscli.  K'fin-)  Krtr;i;;c, 
der  sozialen  Klass(!nschichtung  und  lilasbeulage,  danach  auch  ver- 
schiedene Beurteilung. 

Zu  a^i  Viele  Vorteile:  «)  Vergrössemng,  viel&ch  Verbesserung, 
Verwohlt'cilerung  (iSinkcn  der  natiiHichm  Knston.  i>.  S  \'2)  der  Pro- 
duktion, Linken  der  Preise  der  Produkte,  bes.  der  Fabrikate  (o.  S.  ö.'>); 
dadurch  ß)  Erweiterung  des  Absatzes,  Ausdehnung  des  Markts,  und 
dadurt'li  wii-der  -  solan<re  diosi«  ICni  wii'klnojx  dauert  u.  die  Kon- 
kurrenz der  Produzenten,  auch  andrer  Industrielamln  nicht  „den  Absatz- 
markt verdirbt" — auch  vermehrte  Arbeiterbeschäf t i gi mg  unter  g ün s t i geren 
Bedingungen  für  diese  (brit.  Textil-,  bes.  BaunnvoUmdustrie  in  den 
ers^^en  Jahrzehnten  naeli  den  grossen  techn.  Erfindungen  seit  Ende  des 
IS.  d.h.).  J)  Vorteile  auch  für  die  unteren  Klassen  we'j;eu  Zugänglich- 
wrrdens  nieler  Fabrikate  bei  niedrigert  n  Pri  is(  n  (Kleidungsstoffet. 
Zu  b:  Anderseits  viele  Gefahren  u.  Bedenken:  r.)  ])nMvärprei-. 
schwankenderer  Weit-  und  Fernabsatz,  stärkerere  Abiiäiigigkeit  von 
wechselnden  Konjunkturen,  S])ekulationen  (o.  S.  48}|  leichtere  Möglichkeit 
von  ti.  T< ml' 11/  zu  (""l^erproduktion.  um  „das  Kapital*'  in  günstiger  Kon- 
junktur zu  Iruktitizieren,  danach  dann(Absatz-)  Krisen  mit  seTiünmu'nKOck- 
wirkimgen  auf  Umfiäng  u.  Bedingungen  der  Arbeiterbeschäftigimg.  ß)  Alles 
-teliendl'  Kapit^  wird  aus  dem  umlaufenden  gebildet,  letzteres  kann 
daher  zeitweilig  zu  stark  vermindert  werden,  namentlich  unter  den 
unter  u  angegebenen  Verhältnissen,  wo  dann  das  im  stehenden  fest- 
gelegte u.  in  dieser  Form  nicht  immer  verwendbare  Kapital  (Fabrik- 
anlagen, Maschinen)  auch  zeitweise  der  Arheiterbescliiiftigung  entzogen 
wird  u.  Notlagen  der  Arbeiter  entstehen  (Entlassungen,  Arbeitszeit-, 
Lohnreduktionen,  Verminderung  des  zum  Umlauf.  Kapital  gehörenden 
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„Lohnfonds",  die  eine  Art  der  „iudustr.  Reservearmee"),  y)  Teilweise 
«rsetzt  bes.  die  3(asehiiid  u.  die  ihr  angepasste  Betriebsorganisation 
nnmittolb.ii .  mindestens  zeitwoisp.  ab^^r  auch  wohl  dauernd,  Arbeits- 
krütte,  die  nur  bei  der  doch  nicht  dauernd  sii  horon  Ausdeluiung  des 
Absatzmarkts  wegen  Verwohlteilerung  des  Produkts  im  selben  "Pro* 
dukt ioiiszweig  wieder  l)edurft  werden,  daher  abermals  leirht  Druck  auf 
die  arbeitenden  Klassen  (zweite  Art  der  „industr.  Keservearmee'  j. 

Die  Technik  des  Maschinenwesens  ermöglicht  vielÜM^h  die  Ersparunipr 
;vn  menschl.  Muskelkraft,  daher  an  Arbeitskraft  des  Mannes,  damit  die 
BeschJiftigung  der  schwächeren  Muskelkraft  des  Weibes,  des  jugendl. 
iVrbeiters,  des  Kindes,  begünstigt  diese  selbst  mitunter  (Textilindustrie), 
fDbrt  mithin  zu  Heranziehung  solcher  Arbeitskräfte  in  den  Produktions- 
prozesR,  mit  vielen  sanitären,  -^ittlii  lipn.  so/ialen  Nachteilen.  ^)  Das 
stehende,  bes.  das  Maschineukapital  „iit-nnt  in  gesteigertem  Masse  den 
Arbeiter  von  seinem  Produktionsmittel'',  macht  ihn  abhängig«'r  Tom 
Kapitali-tcTi .  bedingt,  begünsfiüt  d.'ii  Gros?-  und  irnmrr  ^ri  «<sseren 
Betrieb,  auch  weil  er  selbst  in  seinen  Uersteliungs-  u.  Betriebäkoston 
sich  mit  seiner  VergrOssening  und  gesteigerter  Leistungsfähigkeit 
progressiv  relativ  wohlfeiler  stellt  (o.  §  ;U,  S.  IIG  u.  u.  §  .').•}),  prämiiert 
so  den  wirtschaftl.  Erfolg  des  konzentrierten  Grosskapitals  (Grossbetrioho 
einzelner  reichen  phys.  Personen,  Erwerbs-,  bes  Akti»mgesellschatteni, 
füiirt  80  ZQ  Hypertrophie  des  Privatkapitalismus  u.  steigert  die  sozialen 
Kla.ss('ngegensätze  (immer  mehr  Arbeiter  in  1  Beti  i^^Ue.  immer  rrrö<^ere 
Einkommen-  u.  VermögendiHerenzeu  zwischen  kapitalist.  Arbeitgebern 
und  Arbeitern,  immer  mehr'Rentner-Actionäre  statt  selbst  als  Unter- 
nehijirf  arbeitender  Kapitalist'  ti.  (■I^-<iblem  dt^r  SrliafTuntj:  \üii  Kl<  in- 
kraftmascbinen  u.  der  Zu^änglichmachung  motor.  Kräfte  für  Kleinbetrieb 
fReuIeaux];  aber  relativ  bleibt  eben  Grosskraftuiaschine  überlegen). 
:)  Die  moderne  industrielle  Arbeiterfrage  erhält  durch  alles  dies  ihr 
cbaraktei  ist.  Gepräge. 

Cj  Zwisclien  den  Vorteileu  (a)  und  den  Nachteilen  (b)  besteht 
einige  Ausgleichungstendonz.  AJber  wesentliche  Geftihren  bleiben. 
(1)  Das  Vorwalten  stehenihui  Kapitals  im  Produktionsbetrieb  macht 
die  'jeirK  hiwiitscli.  Organisation  (i^  22  8.  96)  t»Tliiii>e']i  iiiö^lichor. 
leistnnijrstaiiiger.   auch  soziabikonomiscb  notwendiger:  Kiseubaliiienl 

e)  Die  Grösse  der  stellenden  Kapitale  Ijedingt  gesteigertes  Bedürinis 
nach  Buhe,  Sicherheit,  Ordnung  in  der  ganzen  Yolkswirtsch.,  auch 
..Friedensliebe*',  eine  teils  günstige,   teils  ungünstige  Einwirkung. 

f)  Pas  gesteigerte  Ahsatzbedürfnis  des  Grnsskapitnl  steigert  aber 
wieder  die  Interessengegensätze  der  Industrielander  (Kngbmd!)  u. 
schaftt  s«>  neue  iieuuruhigungselementc  und  Gefahren,  auch  polit. 
Konflikte  (Kriege!)  zwischen  den  um  den  Absatz  kämpfenden 
Völkern:  die  Signatur  des  iiochentwickelten  Industrie-  u.  Export- 
staats in  der  "Weltwirtscliaft  (o.  S.  39).  g)  Die  Steiprennifr  der 
Nachtrage  nach  Arbeitkräften  begünstigt  die  raschere  natürliche. 
Volkavermehruit^  und  die  stärkere  lokale  Konzentration  der  Be- 
völkerung In  besonderem  Orade  (o.  S.  66  fF.),  hat  also  die  früher 
dargelegten  Gefahren  im  Bevölkerungswesen  zur  Folge.  Ii)  8<> 
ergeben  sieh  weittragende  allgcHM-iTH'  volkswirtscliaftlicli-organi- 
tat<»rische,  soziale,  politische,  kulturelle,  ethische  Folgen  dieser 
Kntwicklungen. 
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§  41.  —  C.  Das  Kapital  als  Grensse  der  Ausdebnni«^ 
der    Produktion.     Lehrsätze    der    Initischcn    Doktrin  (Hill). 

Bleibender  Wort  dersolben,  1.  Volkswirtscliaftl.  Xotwendi.irkeit  von 
Naturalkapital.  "2.  Kapital  u.  darin  auch  der  sogen.  Lohnfonds  ist 
im  Wesentlichen  eine,  wenn  auch  nicht  absolut  lest  hestünmte 
Menge  in  gegebener  Zeit.  3.  Begrenzung  der  Pi-odnktion 
durch  das  vorhandene  Kapital.  Tragweite  davon  (Frage  der 
Wirkung  von  Schutzzöllen).  4.  l'atsächlicli  geringere  Ausdehnung 
der  Produktion.  5.  Möglichkeit,  das  vnrhandene  Kapital  zu 
beaichäftigeu.  Falbche  Rechtfertigung  de«s  Luxus  der  lieiclieren 
mit  Arbeitennteresse.  6.  Das  Kapital  ist  in  den  Hfinden  der 
Unternelinier  a)  zunächst  auch  in  der  Yerkehrswirtschaft 
meistens  der  Arbeiterheschäftigungsfonds,  aber  h)  dauernd  nur 
unter  Voraussetzung  des  Absatzes  und  der  kt>»teudeekendeu 
Zahlung  der  Produkte  durch  die  Konsumenten:  so  Verbindung  der 
britischen  u.  der  Hennannscben  Theorie.  Bliek  auf  die  Frage  vom 
Lohnfonds  und  seiner  Bedeutung  (s.  u.  §  64,  66).  Das  Richtige  und 
Unrichtige  in  der  „Lohntbndstheorie".  7.  Wirktin;^'  der  XachtVage 
nach  (fertigen  otler  erst  herzustellenden)  Gütern  auf  die  liichtung 
der  KapitalDesehfif'ti<;-ung  und  der  Produktion.  Wie  sich  das  voll* 
zieht    Mitw  irkung  des  Credits  dabei. 

KTniirP  Ausffihrnng'en  liicrzn.  1.  Volk  s  \v i  i- f  s  r  Ii  aft  1  i  r Ii  handelt 
es  sich  stets  für  die  wirkliche  Dmchführung  der  Produktion  a)  um 
Naturalkapital,  nicht  um  Geldkapital  (s.  o.  S.  187.  bei  A,  Nr, !?),  u.  zwar 
um  die  konkreten  Kapitalf^ütcr  in  erfordi  ilicher  Menixe.  Art,  ße- 
schattenheit,  zu  gegebener  Zeit,  am  gegebenen  Produktionsort.  b)  Sind 
diese  Kapitalgüter  nicht  schon  im  InTand  vorhanden,  während  Geld- 
kapital (u.  event.  Kredit)  verfügbar  ist.  so  mflssten  sie  im  Ausland  ge- 
kauft und  erst  eingeführt  werden.  (Vorgänge  im  Gefolge  der  französ. 
„5 -Milliarden -Kontribution"  in  Deutschland  ISTlfi".  S.  Lit.  darüber 
Sötbeer,  Bainberger,  Fellmeth,  raein  Aufs,  im  Jahrbuch  d. 
Deutschen  Reiclis  ISTJ  wud  in  Hildebrand's  Jalii-biirlit.'i'n  IS'74.  — 
2.  Eine  im  Ganzen  lestbcstimmte  Menge  in  gegebenem  Zeitpunkte  stellt 
auch  jede  einzelne  Kategorie  der  Kanital^ater  nach  deren  spezieller 
Zweckbestimmung  dar,  auch  die  Unterhaltsmittel,  bezw.dei-  sogen.  ..T-  o  h  n  - 
londs".  a)  Die  flöhe  dieses  hängt  allerdings  nicht  unbedin^-t  \  on  der 
freien  Bestimmung  dos  kapitalist.  Unternehmers  ab,  sondern  mit  von 
den  notwendigen,  nach  der  Sachlage  zu  machenden  Aufwenduugen  fQr 
I.oliiizahhinicren.  um  über  die  für  den  Produktionszweck  erforderliche 
Menge  u.  Axt  von  Arbeitskraft  zu  vertügen,  wofür  daher  die  Lohnhöhe 
mit  entscheidet,  b)  Danach  kann  ein  Unternehmer  genötigt  sein,  seinen 
Lohnfonds  zu  erhöben,  ans  dem  ihm  im  Ganzen  gehörenden  oder 
durch  Kredit  verfügbaren  Kapital,  daher  mittelst  Reduktion  andrer 
Bestandteile  dieses  Kapitals,  darunter  eventuell  auch  seines  einstweilen 
gleichfalls  aus  diesem  Kapital  zu  bestreitenden  eigenen  Unterhalts- 
londs,  wenn  er  höhere  T.öhne  bewilligen  muss,  als  er  veranschlagt 
hatte,  c)  Aber  dies  hat  unvenneidlich  seine  enge  Grenzen,  wenn  »  ben 
überhaupt  das  ganze  Kapital  zur  I*roduktion  ausreichen  soll  mnl  nmss. 
d)  Es  wird  daher  keine  TTmstossung,  sondern  nur  eine  kleine  Modi- 
fikation in  Inhalt  u.  Fassung  der  üblichen  brit.  (schon  älteren;  Lobn- 
fondstheorie,  wonach  der  unternebnier  die  Höhe  dieses  Fonds 
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bestimmt,  erforderlich;  danach  hängt  von  dieser  Höhe  in  gegebener 

Zeit  ab,  cet.  par.,  die  Höhe  der  Lolinsumme  ganz,  des  Einzellohns 
im  Durchschnitt  nach  Massgabe  der  Arbeitei-zahl,  die  in  und  für  den 
Produktionszweck  beschäftigt  v;erden  muss  und  tatsäclilich  beschäftigt 
wird.  Das  einzige,  beschränkte  Zugeständnis,  das  den  Gegnern 
der  Lohnfniidstheorie,  Thornton,  J.  St.  ^fill,  danach  T..  Brontnno 
und  ihnen  folgenden  Gowerkvereinstluoi  etik«  i  ii  /,u  luuchen  ist 
(s.  u.  bei  Nr.  ^.  —  3.  Die  Produktion  kann  nidit  in  gi-össerem 
Uinfant];-  und  in  andrer  Art  (Ri<  litniifr.  auch  bezfi^Wich  der  Qualität  der 
Produkte)  betrieben  werden,  als  erforderliches  Naturalkapital  im  Ganzen 
u.  in  den  gebotenen  Bestandteilen  dafttr  in  der  Volkswirtschaft  innerhalb 
der  in  Betracht  kommenden  Zeit  u.  an  den  gegebenen  Orten  des  Bedarls 
vorhanden  ist  oder  mittelst  Austauschs  entbehrlicher  heimischer  Pro- 
dukte gegen  freuide.  oder  mittelst  Kredits  im  Auslande  zur  Verlü<j:!ing 
gestellt  werden  kann.  Dieser  Satz  bildet  a)  in  einer  Hinsicht  einen 
wichtigen  Einwand  gegen  die  Ansicht  von  eint  i-  util)edin<^f  die  volks- 
wirtscnaftHchc  Produktion  fördernden  Wirkung  von  Si  hutazolien:  «)  dui'ch 
diese  wird  öfters  nur  Torhandenes  Kapital  dem  einen  Zweig,  in  welchem 
es  bisher  beschäftigt  war,  entzofjen  und  dem  beschützten  Zweige  zu- 
geführt, ß)  Daher  erfolgt  vermehrte  Produktion  in  diesem,  verminderte 
m  jenem,  keine  (Jesamt-Produktionsvermehrung.  b)  Anderseits  kann 
der  Schutzzoll  aber  bald  vermehrte  Kapitalbildung  hervorrufen,  mflssige 
Kapitalien  in  Tätigkeit  setzen,  psychisrn  anspornend  auf  Unternehmungs- 
geist wirken,  womit  jedoch  die  Richtigkeit  u.  daa  liuuehttuawerte  des 
Punkts  a  in  der  Frage  nicht  widerlegt  wird.  ~  4.  Die  Produktion 
erreicht  indessen  tatsächlich  öfters  niclit  die  ihr  durch  das  Kapital 
ermöglichte  Ausdehnung  oder  m.  a.  W.  es  wird  häuhg  mehr  Kapital 
zur  Produktion  beslimmt  als  wirUich  verwendet.  So  a)  bei  MUssig^liegen 
von  {auch  Xatural-)  Kapitalien  wen-en  piditisclier.  wirtscliattlicner 
Stönmgen  (Zusammenhang  mit  mangelluUter  Funktion  des  privatwirtsch. 
Systems  und  Privatkapitals);  b)  dgE  wegen  Mangels  an  Arbeitern  (nach 
Menge.  Art) ;  c)  wegen  notwendiger  Verwendung  eines  Teils  des  Sjkpitals 
zu  nicnt  durch  die  I^roduktion  selbst  p-pforderten  Auslagen  —  z.  B. 
Steuervorschüüse  bei  gewissen  Steuern  [indirekten  Verbrauchs-,  bes. 
Rohstoffsteuern,  Zöllen,  ohne  Steuerkredit]  —  oder  zu  —  eventuell  bis 
/nrn  A))sehlnss  der  Produktion  —  verschiebbaren  Ausgaben,  z  B  den 
notwendigen  Bedarf  der  Arbeitenden  (iticl  Betriebsleiter,  Unternehmer), 
während  der  Produktionsdaner  Oberst eif^ enden  Löhnen,  Gehalten,  Kon- 
suniti(»nen.  —  .".  Mögliclikeil,  das  vorhandene,  qualitativ  geiulgende 
Naturalkapital  stets  zu  besciiäftigen.  wenn  die  ertorderl.  Arbeitskräfte 
verfügbar  sind,  oder  m.  a.  W.  Ausdehnungsfähigkeit  der  Produktion 
Mb  asur  Grenze  des  Kapitals  besteht  aber  immer:  a)  Die  Eapitalbilduog 
kann  danach  nicht  zu  gronf  werden  und  b)  Luxuskonsumtion,  insbes. 
der  wohlhabenderen  Klassen  ist  nicht  deswegen  u.  damit  im  „Arbeiter- 
interesse" geboten,  weil  sonst  Arbeiter  imbeschäftigt  blieben,  Kapital 
müssig  läge.  I  I  }*l(>tzlirhe  Einsclu  änkung  polcher  Konsumtion  würde 
allerdmgs  die  betreflende  iVoduktion  zum  Stillstand  bringen,  darin  be* 
BchXhigbb  Kapitalien  u.  Arbeiter  solcher  Zweige  mdssig  werden,  jene  z.  T. 
entwerten,  diese  entlassen  werden  und  diuch  ihr  Arbeitsausgebot  in 
andren  Zweigen  den  Lolm  drücken  lassen,  d)  Aber  nach  Cberwindrmg 
der  Überganffszeit  führte  die  Neubildung  von  Kapital  als  Fol<re  von 
Einstellung  der  Luxuskonsumtion  nach  u.  nach  zum  Axifsuc  hen  neuer  u. 
vermehrter  Kapitalbeschäftignng,  Arbeitsnachfrage  und  .sehlieüslich  zur 
Ersetzung  der  Prodiiktiun  fili-  den  Liixus  der  Wohlhabenderen  durch 

A.  Wiguer,  soz.-Okoit.  (jruudrisa,  i.  Aaü.  10 
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eine  solche  für  notwendig«  n.  Lnxusbedar&iisie  der  tdbeitenden  Khu»en. 

6.  Das  Kapital  in  den  Unternehmungen  ist  a)  zunächst  auch  meistens 
unmittelbar  und  allein  der  pigontlicho  Arboitorbeschäftigimgsfnnds  und 
speziell  —  vülkswirisciiaiilirh  aufgcfasst  —  der  (jualitativ  natural  dazu 
geeignete  Teil  ist  der  „Lohnfonds",  aus  dem  die  Arl  in  r  ihren  Unterhalt 
(Lohn)  erlialten.  b)  Aber  dieses  Kapital,  bezw.  dieser  Fonds  leistet 
allerdiags  nur  den  Vorschuss,  an  die  Arbeiter  für  den  Wert  ihrer 
Arbeitstoistung,  welcher  in  den  Wert  des  neuen  Produkts  übergeht. 

Dieser  Vorschuss  inuss  vom  Konsumenten  dieses  Produkts,  in  der 
Verkehrswirtschaft  also  vom  Käufer  dieses,  in  seiner  Zahlung  des 
Preises  dem  kapitalist.  Unternehmer  ersetzt  werden,  d)  Insofern  ist  es 
auf  die  Dauer  diese  kostendedcende  Zahhmg,  also  die  wirksame 
(zabltmgsfähipfe)  Nachfrage,  mithin  das  Einkoramen  der  Käufer 
(Kunsumeuten),  welches  ~  nickt:  den  Arbeiteru  Beschäftigimg  giebt, 
Löhne  zahlt,  au  tut  das  Untemehmerkapital  regelmässig,  —  aber  wohl 
f^i'  Bedin^mgen  dafür  erfillU,  dass  dies  Kapital  Ai-l>eiter  In  häftip^on 
will  u.  es  dauernd  zu  tun  vermaff,  weil  es  kostendeckenden  Absatz  der 
Produkte  findet,  e)  In  dieser  Emscheidung  der  Kontroverse  lio^  die 
Verbindung  der  britischen  sogen.  Lohnfondstlieorie  mit  dei-  Hermann  scheu 
Theorie:  «)  bei  jener  hat  man  den  gegebenen  Zeitpunkt  der 
Arbeiterbeschäftigung  und  Entlohnung,  ß)  bei  dieser  die  dauernden 
Voraussetzungen  dieser  Beschäftigung  richtig  berücksichtigt  (s.  o. 
^  I  W,  u.  §  64,  66).  (Die  unklare  Polemik  gegen  die  Lohnfondsthenrie 
u.  deren  behauptete  „Veraltung*';  auch  v.  Bönm-Ba werk  macht  dieser 
Ansicht  des  späteren  Mill,Brentatto'8  u.  der  ,^Üngeren"  unnötige 
zu  weite  Zugeständnisse.  Seine  Lehre  voni  Subsistenzfonds  hält  doch 
eigentlich  den  Kern  der  Lobniondstheoric  fest).  —  7.  Die  Nachira^ 
nach  (fertigen  oder  erst  herzostellenden)  Produkten  bewirkt,  wenn  sie 
letzterenfalft  nicht  von  ^'orschflssen  begleitet  ist,  nicht  selbst  eine 
Arbeiterbeschäftigun|r,  sondern  giebt  nur  dem  Kapitnl  der  Unter- 
nehmungen die  llicntung,  in  welcher  diese  Beschäftigung  erfolgt,  also 
auf  das  hin,  was  produziert  wird.  Dalx  i  wiid  das  erforderliche  Mehr 
an  Kapital,  speziell  an  umlaufendem,  das  füi  eine  grossere  Produktion  in 
solcher  Kichtune  gebraucht  wird,  anderen  Zweigen,  in  denen  es  wegen 
▼eiünderter  Proauktionsrichtung  weniger  gebraucht  wird,  entzogen,  was 
sich  in  unseren  heutigen  Verhältnissen  meistens  durch  den  Kredit  und 
mit  Hilfe  des  Bankwesens  vollzieht. 

4.  II«  QMiiMlnii  ib  ProdnktlonsbediBsimg  ui  in  WmttaßMt 

als  ProdnkttwknfL 

1.  S  V  Hermann,  Untersuch.  2.  A.  S.  309 ff.  Die  Lit.  über  den 
Unternehmerffewinn  unten  bei  §  62.  Die  Sozialisten,  Rodbert us, 
Ifarx.  Die  oben  vor  §26  gen.  Arbeiten  von  Schmoller  (auch  Grund- 
riss)  u.  Bücher,  Sombart,  Kapitalismus.  I,  einleit.  Abschnitte.  2-  Ueber 
die  heutigen  Untemehmrmgsformen :  Sebäffle,  ges.  System.  2.  A.  S. 
205  ff.  8.  Ä.  II,  37  ff.  und  ders.  i.  d.  Tüb.  Ztschr.  1.  Staats wissensch. 
B  2;')  {1S69).  Laband's  u.  R.  Ehrenbcrg's  Art.  Handelsgesellschaften 
im  H.-W.-B.  d.  St.,  IV,  Pierstorff,  Art.  ünternehnier,  eb.  VlI,  Klein- 
Wächter,  Abh.  Produktion  iqi  Schönberg's  Handb.  1  u.  Schönberg's 
Abh.  Gewerbe,  eb.  IL  3.  Ober  Aktien^esellsehaftsfrag«  (mt' 
achten  des  Vereins  f.  Sozialpol.  B.  1,  1873,  Referat  darüber  von  mir  in 
den  Verhandlungen  1613,  B.  4  und  ausgearbeitet  in  Hüdebr.  Jahrb.  B.  21, 
X874.  Art.  Aktiengesellsohafteu,  jur.,  nat.-ök.,  statist.  im  H--W.-B.  d. 
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Staatswissensch.  B.  I.,  der  nat.-ök.  Abschnitt  von  van  der  Borght. 
Daselbst  weitere  Lit.  4.  Gesetze:  Deutsches  Btaadelsgesetzbuch  B.  2 
über  die  Hantlelsgcsellschaftfn;  Tit.  3  über  Aktiengesellschaft,  Novellen 
dazu  V.  11.  Juni  1870  u.  XU.  Juli  1884.  Deutsches  Handelsgesetzbuch 
von  1897  Buch  2.  Heiehsges.  v.  Apr.  1892  fiber  Gesellschaften  mit  be- 
schränkter   Haftung.     5.  Ueber    Erwerbs-    und  Wirtschafts- 

§ enosseus  chaft  en  Art.  v.  Crüger  im  H.-W.-B.  d.  St.  HI.  Die 
chrifteu  von  Schultze-De litzsch.  Fläxl,  die  Produktivgenossen- 
Bchaffc.  München,  1872.  Deutsche  Gesetze  vom  4.  Juli  1868  u.  1.  Mai  1889. 
Neue  Redaktion  v  1^98.  6.  Statistik  in  den  deutschen  Rorufs/.iililungen 
(Arten  der  Kechtsiormen,  Grösse  der  Betriebe,  nach  Zahl  beschäftigter 
Personen,  Motoren;  auch  agrar.  Besitz-  n.  Betriebsgrössen). 

§42. —  I.  Die  Unternehmung  im  Allgemeinen.  A.  Zu- 
sammenwirken von  Natur,  Arbeit  und  Kapital  in  der  Produktion 
und  geschichtl.  Entwicklung  des  Verhältnisses  dieser  Momente  /m 
einander. 

1.  Je  geringer  die  Produktionstechnik  entwickelt  ist,  daher  ihre 
Vorauf?f!et2nngen,  Kenntnis  u.  Beherrschung  der  Naturkräfte  meist  noch 
ft.hlcn,  deuuuicli  in  primitiven  wirtschaftl.  u.  Kulturverhältnissen,  desto 
mehr  hängt  der  Mensch  von  der  Natur  ab  u.  steht  der  Anteil  der  reinen 
Naturlcistung  in  der  l'i-oduktion  voran  (okkupator.,  primitiv  agrar. 
Tätigkeiten).  Deshalb  stellen  ältere  Zeiten  die  Epoche  des  „Natural"- 
Betnebs  (in  diesem  Sinne)  dar.  2.  Wt  Entwiddnng  der  Technüc,  aber 
im  Allgem.  vor  der  Zeit  der  Benutzung  der  todten  Naturkräfte  (mit 
teil  weiser  Ausnahme  von  Wasser  u.  Wind,  so  in  Schiffahrt)  als  Motoren, 
Kraftgeber  tritt  der  Anteil  der  menschl.  Muskelarbeit,  in  der  Produktion 
(im  älteren  Ackerbau,  im  Hausgewerlie,  ira  Handwerk,  im  Transport) 
mehr  hervor  (Unfreiheit,  Sclavetei)  Es  ist  die  Epoche  des  „ Muskel- 
arb ei  ts"- Betrieb.  3.  Mit  hochentwickelter  Technik  u.  ihren  Voraus- 
setzungen, Kenntnis  und  Beherrschung  der  Naturkräfte,  Benutzung  der 
todten  als  Kraftgeber  mittelst  entsjjrerhenirr  technischer  Kinrir-htungen 
u.  Träger  (Maschinen)  wird  der  Anteil  der  Creistesarbeit  u.  des  hLapitals 
in  derTroduktion  immer  grösser  u.  wichtiger.  Es  ist  die  Epoche  des 
„Hirnarbei  ts-"  u.  „Kapi'tar'-Betrieljs.  4.  Alle  diese  Entwicklungen 
stehen  in  Verbindung  mit  denen  der  grossen  historischen  i^hasen  der 
Volkswirtschaft  (o.  S.  37),  mit  denen  der  Arbeitsart  (§  34,  35)  u.  denen 
des  stehenden  Kapitals  (§  36^.  5.  Aber  in  den  verschiedenen  grossen 
Gebieten  der  materiellen  Produktion  verbleiben  auch  dauernd  natürlich 
begründet<>  V^rschiedenlieiten  im  Verhältnis  von  Natur,  Muskel-  und 
Himarlx  it  und  Kapital  zu  einander.  Urproduktion,  okkupator.  Zweige 
wie  Jagd,  Fischerei,  S  iiMiiieln  wildei-  rflanzen,  Früchte,  dann  Forst- 
wirtsch.,  namentlich  aber  stets  aucli  Landwirtsch.  bewahren  dauernd 
mehr  vom  Charakter  der  1.  u.  2.  Epoche,  n,  immerhin  auch  in  manchen 
Zweigen  der  Industrie,  z.  B.  im  Bauwesen,  Metall-  u.  Holz  Verarbeitung, 
auch  im  Bergbau  bewahrt  die  Muskelarbeit  einen  grossen  Teil  ihrer 
alten  Bedeutung.  Sunst  zeigen  Industrie,  Bergbau,  Verkehrswesen 
(Transport)  die  Glanzseiten  der  dritten  Epoche  am  Meisten.  6.  Die 
Verschied'Mili'iten  des  Mit-  u.  Zusammenwirkens  von  Xatnrkräften. 
Mnskel-  und  iiunai  beit,  Kapital,  stehendem  Kapital  wirken  auf  die  Be- 
triebsorganisation u.  auf  die  Rechtsformen  des  Betriebs  n/ der  Untec* 
nehmuug  dann  wieder  mit  ein 

tJ.  Hegriff  und  Wesen  der  Unternehmung  steheti  in  Zu- 
san^li^nbang  mit  dfsm  der  (Einzel-)  Wirtschaft  4;. des  Betri^liB.: 

10* 


Digitized  by  Google 


—  146 


zwischen  diesen  drei  Begriffen  besteht  Verwandtschaft,  mit  Ver- 
echiedenheiten  nach  dem  Standpunkt  der  Betrachtung  und  in  den 
Phasen  der  geschichtl.  Entwicklung.  1.  „Einzel- Wirtschaft* 
ist  das  einheitlichi'  Ganze,  die  Veroini^xunj?  rlor  zwei  Ab- 
teilungen, der  produktions-  und  Verbrauchs-  (Verwendung»-)  wirt- 
«chaMchen  (S.  42);  2.  „Betrieb**  ist  die  Einrichtnng  der  pro* 
dnktionswirtschaftiichen  Abteilang  nach  der  technischen  und 
orp^anisator.  Selto.  Er  verselbständigt  sich  mit  der  tochiiisclien 
Entwicklung,  den  daraus  entspringenden  Anfordcrun^'cn  an 
Hirn-  u.  Muskelarbeit,  mit  Arbeitsteilung,  Verkehr,  mit  Produktion 
für  AbsBts  n.  mit  Oeldwirtsehaft  immer  mehr  n.  trennt  sich  ao  auch 
mehr  von  der  verbrauchswirtsch.  Abteilung.  3.  „Unternehmung** 
ist  die  prodnktiotiKwIrtschaftl.  Abtrilunj;  und  der  Hetrioh  nach 
ihrem  (ikonomischen  Zi«']  unl  schliessliehen  Ökonom.  Krt'olg 
tlir  Güter-,  bezw.  Wertbeschaiiuug  (u.  Erhöliung)  betrachtet:  auch 
ein  rein-6konom.  Begriff,  dar  schon  in  reiner  Natnnüwirtscb., 
selbst  in  ganz  isolirter  Einzelwirtsch.  zutrifft;  zu  dieser  Unter- 
nehmung ,^n  8ich"  gehört  daher  als  wesenth'ches  Mcrkn)al  Pro- 
duktion „fßr  Absatz  au  Dritte  in  Verkehr''  nicht;  die»  ist  ein  nur  in 
bestimmten  Entwicklungsphasen  bei  Untemehmnng  in  histor.-rechtl. 
Sinn  7.iitreffendes  Merkmal.  C.  Wesentliche  Merkmale  fiir  den 
B<^riff  der  U.  „an  sich"  oder  im  rein-ökon.  Sinne  sind  vielmehr: 
1.  Z wccksiM /. M ngen  für  Gewinnung  (IVoduktion)  von  be- 
stimmten Gütern  (nach  Art,  Sorte,  Güte,  Menge,  liir  bestimmte 
Zeit  n.  Ort);  2.  Organisation  eines  Betriebes  zu  diesem  Behuf, 
a)unt er  Bereitstellung  der  hierfttr  erforderlichen  Natu rkräfte (e vent. 
in  und  durch  Grundstücke),  mpnschlichen  Arbcitskrarte  und  kon- 
kreten Kapitalgüter  und  b)  unter  llcrbcitulirun^  des  planmässigen, 
zweckdienlichen  Zusammenwirkens  dieser  drei  Momente; 
3.  Einsetz  en  des  Werts  dieser  Produktionsmittel  (einschliesslich 
des  Werts  der  Untemchmerarbeit  selbst)  für  den  konkreten 
Produktionszweck  in  der  bcwusstcn.  vernünftigen  und  ertahnuiL'^s- 
niässi'<:en  Voraussicht  auf  den  Wii'derersatz  dieses  Werts  und  die 
Eilau^uug  eines  hÖhereu  Werts  dabei  iu  den  neuen  Produkten 
(§  40);  £  Leitung  der  fikr  dies  Alles  (No.  3)  erforderlichen 
Vorgänge,  auch  mcnscblichen  Handlungen;  5.  Verfügen  über  eine 
entsprechende  Autorität  zu  diesem  Behuf  (Nr  4)  über  alle  mit- 
wirkenden menschlicheti  Arbeitskratte,  um  sie  richtig  zu  verwenden 
(auch  in  Arbeitsteilung).  Die  Art  (Rechtsform),  wie  diese  Auto- 
litSt  in  der  Unternehmung  hergestellt,  wie  sie  ausgeübt  wird,  ist 
mit  massgebend  für  die  historisch-rechtliche  Form,  nidit  für  die 
Unternehmung  an  sich. 

JD*  Der  Unternehmer.  BegriÖ  und  Wesen  dieses  sind 
auch  etwas  verschieden  sa  bestiaiinen,  je  nachdem  1)  die  in  den  5 
angegebenen  Momenten  enthaltenen  Aufgaben  innerlich  ver- 
schieden sind  u.  2)  der  sogen.  ,  T'^^ntemehmer"  sie  alle  oder  nur 
zum  Teil  selbst  besorgt  (,  ulu  rnimmt**).  Nach  dem  ersten 
Punkt  unterscheidet   sich   we^ientiiuh   die  Funktion  des  Unter- 
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nehmers;  nach  dem  zweiten  seine  Jeweilige  historische  Stellung 
überhaupt  und  auf  verschiedenen  Prodaktionsgebieteu.  Zu  1 :  a)  die 

Aufgaben  in  Bezug  auf  die  Momente  unter  C.  1,  2,  4,  5  sind 
solche  einer  spezifi^^chen  Arbeit,  der  ersten  u.  wichtigsten 
in  der  Produktion.  Der,  welcher  diese  Aufgaben  erfüllt,  ist  in 
eminenten  Haase  ^^rbeiter"«  wahre  FroduktiTkraft.  er  ist  als 
Unternehmer  Betriebs  Organisator  und  -Leiter*  b;  die  Auf- 
gaben in  Rezng  fiuf  das  Mompnt  C.  3  (nur  z.  T.  in  notwendiger  Ver- 
biiiduii-  mit  (M  u.  2)  sind  nur  nebenbei,  öfters  nur  in  geringem  Masse, 
solclie  der  eigenen  Arbeit  des  Unternehmers,  sondern  im  wesentl. 
solcbe  des  Besitases  von  sachficheii  ProdnktionsmittelD  (eigenen  oder 
durch  Kredit  erlangten).  Der,  welcher  sie  übernimmt,  fungiert  als 
Besitzer  (Eigentümer).  Zu  2:  Der  B^riff  „Unternehmer"  ist 
historisch  u.  auch  prinzipiell  verschieden  zu  fassen:  a)  U.  im  vollen 
ökonomischen  und  rechtlichen  Sinn  ist  das  Wirtschaftssubiekt, 
welches  alle  die  ftinf  angedeuteten  Angaben  übernimmt  (in  Mein- 
und  z.  T.  Mittelbetrieben  aller  Art  durch  alle  Zeitalter,  auch,  und 
grade  auch,  in  natural  wirtschaftlichen);  b)  U.  im  technischen  u. 
betriebsorganisatorischen  Sinn  ist  der  Leiter  in  den  Aufgaben 
1,  2,  4,  5;  c)  U.  im  privatökonomischen  u.  rechtlichen  Sinn 
ist  der  Erfliiler  der  dritten  Aufgabe.  3.  In  der  historiacben 
Entwicklung,  nach  Besitzverhältnissen,  nach  Arbeits-,  Agrar-,  Ge- 
werbe-, Erwerbsgeseüschafts-,  Genossenschaftsverfassung,  mit  der 
Entwicklung  des  Grossbetriebs  auch  im  Gewerbe,  in  Handels-, 
Oeld-,  Bankgeschftft,  mit  der  dlfentlicben  (Staats-,  Gemeinde-) 
Unternehmung  trennt  sich  vielfach  die  Arbeiter-  und  die  Besitzer- 
function  im  „Unternehmer"  (Aktien L'O'^ellscliaft,  öffentliche  Betriebe!) 
und  übernehmen  die  erste  ganz  allein  oder  wenigstens  neben  dem 
Unternehmer  andere  Arbeitskräfte,  „Beamte''  im  Dienst  des 
Untemebmers  als  Besitsers;  die  Benteerftmktion  kann  bier  beim 
Verpächter,  Vermieter,  Verleiher,  beim  Aktionär,  Genossenschafter, 
sosehr  Jio  vorherrschende,  selbst  die  allein  herrschende  werden,  dass 
sie  die  Arbeiterfunktion  fast  ganz  oder  ganz  verdrängt:  eine  Ent- 
wicklung und  Gestaltung  von  grosser  sozialökonomischer  Tragweite. 
9.  Der  Untemebmer  im  ökononuBchen  und  rechtlichen  Sinne  wird 
auch  der  Eigentümer  der  fertigen  Produkte  und  bestimmt  über 
deren  Verwendung,  auch  über  dif>  Zuführung  an  Dritte.  4.  Die 
Art,  wie  letzteres  geschieht  (autoritativ,  vertragsmassig)  ist  wiederum 
nur  massgebend  fHr  die  bistoriseb-rechtliche  Form  der  Unternehmung. 
5.  Auch  hierbei  kann  die  mit  dieser  Zuführung  der  fertigen  Pjro- 
dukte  an  Dritte  verbundene  Arbeit  wieder  an  Andere,  Vertreter, 
„Beamte"  übergehen  (auch  an  Unfreie,  wie  schon  im  Altertum, 
in  der  Absatzb^orgung  bei  Verkehrswirtschaft)  u.  so  die  Arbeiter- 
fbnktion  des  Unternebmers  sich  weiter  Termindem  und  selbst  auf- 
hören, die  Besitserfonktion  sich  noch  mehr  ausdehnen.  E.  Die 
Untern f> h niung  als  ökonomisch-technische  Einrichtung  und  als 
Bctrie  1)  Sorga  nisatinn,  der  Produktion  wie  der  Produkten- 
Zutührung  (des  Absatzes),  ist  eine  Produktionsbe dingung,  der 
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Unternehmer  ab  Leiter  n.  Betriebs-  (n.  AbBats-)  Organi« 
Bfttor,  u.  soweit  er  dies  ist  n.  bleibt,  ist  Frodnktivkra»,  ist 

„Arbeiter". 

F.  Historische  Phasen  (Methoden)  der  Herbeiführung 
des  Zusammenwirkens  der  i^roduktivkralte  in  der  Uuter- 
nehmnng,  der  Erfflllnn^  der  Bedingu  ngen  dafür  in  ihr,  zogleich 
der  Gestaltang  der  Verteilnng  des  Prodnktionsertrags  unter 
mit  Arbeit  und  Besitzrechten  an  dessen  Gewinnung  !?eteiligten  und 
der  Gestaltung  der  Zuführung  der  Produkte  au  die  Bedürftigen 
(auch  im  Veäehr,  beim  Absatz  an  Dritte):  Alles  Genannte  im 
engen  Zusammenhang  und  gegenseitiger  Bedingtheit.  Danach  sind 
historische  „Unternehmungssysteme'^  zugleich  mit  nach  den 
psychologischen  Momenten,  die  dabei  mitspielen,  zu  unterscheiden, 
nach  zwei  Haujpttypen,  uäodich  1.  mit  autoritativer,  2.  mit 
▼ertragsmftSBiger  Regelung  der  Verbftltnisse.  Zn  1  gehdrt: 
a)  das  Autoritätsyerhältnis  der  natürlichen  Blutsyerbindung, 
(Stamm,  Geschleclit,  Familie;  patrian  lialp  Verhältnisse;  haus-  und 
farailienwirtschaftliclie  Organisation;  naturalwirtschaftliche  Zustände; 
Analogieen  in  Verhältnissen  religiöser  priesterlicher  Organisationen 
[auch  im  Klosterweeen],  in  weltlichen  Antokratieen,  oezüglichen 
anerkannten  Autoritäten  gegenüber):  b)  Zwangsverhaltnisse 
der  Kechtsordnung  (Unfreiheit  der  Arln  itrr  in  ihren  Phasen, 
Herren- Autoritlit,  antike  «grössere,  mit  Sklaven  arbeitende  Unter- 
nehmung, wie  die  Oeken-,  mittelalterliche  Frohuhof-,  neuere 
affFarisebe  Leibeigenen-,  Fröhnesv,  überseeische  Negerdüaven- 
TJntemehmnng,  Betriebe  mit  Gefangenen,  Sträflingen).  Zu  2  gehören 
a)  korporative  Gestaltungen  der  berufständischen  Ordnungen 
mit  Regulirung  der  Produktion,  der  Verwendung  des  Kapitals,  der 
Beziehungen  awischen  Unternehmer  und  Arbeiter,  Produzent  und 
Abnehmer  (Gilde-  und  Zunftwesen),  .  zwar  mit  in,  aber  nicht  m 
rein  yertragsmässiger  Weise;  bei  Ubergang  zu  festerer  rechtlicher 
Gestaltung  in  autoritativer  Weise  entstehen  Mi  ach  formen  zwischen 
l,b  u,  2,a  (wie  in  der  Periode  des  entwickelten  Gilde-  u.  Zunft- 
wesens); in  den  neuen  Kartellen  und  Syndikaten,  mitBfaidnng  der 
Mitglieder  hinsichtlSeh  ihrer  Flrodnktion,  ihres  Bohstofifbezup,  ihres 
Absatzes,  der  Preise  ^yov^u  rmr  li  der  Beitritt  nod\  ,,frei"  bleibt 
u.  die  Anfstelhmj;  der  Kartellutn  inen  auf  Vertrag  Ici  uht,  bahnt 
sich  möglicher  Weise  ein  üntei-uchmungssystem  an,  das  von  der 
staatliehen  Bechtsordnnng  hinsichtlieh  Beitritts  nnd  Normen  spfiter 
einmal  mit  goreedt  wird  (Kartell^esetzgebung)  u.  dann  mit  in  diese 
Kategorie  2,a  gehören  würde;  b)  individualistisch e  Gostnltnno:en 
im  privatwirtscliaft liehen  System  der  freien  Konkurrenz  unter  voller 
Herrschaft  reiner  Geld-  und  Kreditwirtschaft  und  des  möglichst 
freien  Privateigentums  an  sachlichen  Produktionsmitteln  (Kapital, 
Boden),  demnach  auch  mit  dem  Prinzip  allseitiger  (materieller)  ver- 
tiagsfreiheit  (o.  S.  90ft'.):  „freie  moderne  Unternehmung". 

G.  Prüfung  dieser  Uuternehmuugssysteme  nach  den  mit- 
spielenden psychologischen  Faktoren,  nach  den  Voraussetsungen 
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und  Folgen  ffir  Plroduktion,  Vertdlnng,  Konsumtion,  an  ver- 
sehiedenen  Kriterien  u.  zwar  an  folgenden  6  Momenten:  1)  an  der 
psychischen  wie  technischen  u.  ökonomischen  „Faclifähigkeit" 
des  Unternehmers  als  Leiters  u.  Organisators  des  Betriebs,  zugleich 
auch  des  Absatzes  der  Produkte;  2)  an  dem  ökonomischen 
Können  der  Unternehmung,  soweit  dies  r<m  GfrSsse,  Art,  Ver- 
fügbarkeit des  eigenen  Vermögens  (Grundbesitzes,  Kapitals)  u.  der 
Kreditfähigkeit  abhängt;  3)  an  der  Gestaltung  des  Autoritäts- 
verliiiltnisses  und  der  Disziplin  im  Betrieb,  namentlich  der 
Autorität  der  leitenden  Organe  (Direktoren  usw.)  gegenüber  den 
anleitenden  n.  ttborwachenden  n.  beider  gegenüber  den  anafUhrenden 
Organen  („Arbeitern*');  4)  an  den  psychischen  Motiven  (Arbeits- 
lust §  38  u.  -Tüchtigkeit)  beim  Unternehmer  (bes.  dem  Leiter 
u.  Organisator)  selbst  u.  bei  den  Arbeitern  aller  Art;  5)  an  den 
Einwirkungen  aut  die  Verteilung  des  (volkswirtschaftlichen) 
Reinertraes  unter  denjenigen,  welche  mit  Arbeit  und  mit  dieser 
in  verschiedener  Stellung  und  Art  und  Grösse  (Unternehmer  als 
Arbeiter,  Beamte,  „Arbeiter"  i.  e.  S.)  sowie  mit  Kochten  auf  Ertrags- 
anteile (Unternehmer  als  Besitzer,  Kapitalisten,  Grund-  und  Haus- 
eigentümer aus  Darlehen,  Verpachtung,  Vermietung)  für  Mitwirkung 
an  der  Ertragsgewinnung  beteiligt  sind;  6)  nach  den  Ein  Wirkungen 
auf  die  Art  der  Zuführung  der  fertigen  Produkte  an  die 
deren  Bedürftigen  und  auf  die  Entgeltlichkeitsbedingungen 
dabei,  daher  namentlich  auch  beim  Absatz  an  Dritte  im  Verkehr. 

H.  Blick  auf  die  Verhältnisse  der  drsi  unter  F.  l,a.  n.  b.  u.  2,a 
unterschiedenen  Uiitpriu'liniiuiy^ssysteme.  1.  üntornelimuiiji;  ;iuf  Grund- 
lage der  u.  in  Anknüpfung  au  Blutsverwandtschaft,  namentlich  an 
die  Familie  i.  eng.  Typus:  klein-bäuerliche  Unternehmung  auf 
eij^ener  Scholle  mit  allemiger  oder  vorherrschender  Produktion  iOr 
Eigenbedarf  u.  Verbindung  von  Kohstoflfgewinmmg  u.  Verarbeitung  in 
der  eigenen  Wirtscliaft  (o.  S.  37).  a)  Die  Fachfähigkeit  berulit  hier 
auf  Routine,  Übung  von  Jugend  auf,  eigenem  Interesse,  ja  Xotwendi^eit, 
sie  steht  trotz  gferinger  Ai-beitsteilung  u.  Technik  relativ  hoch,  ist  auch 
universell  im  V  ergleich  sum  Spezialistentum  (noch  neuerer  Bauer,  bes. 
im  Einzelhof);  freilieh  mit  wenig  Fortsehrittsstreben  n.  mit  Übermacht 
der  „väterlichon  Tradition'''  b)  Die  Vermögenskraft  ist  begi-cnzt, 
grösser  nur  im  Hauskommnnions-,  Geschlechts-,  Stammesverband,  dabei 
nur  geringe  u.  kostspielige  KreditfTüiigkeit  (Wuchergefahr);  Widerstand 
u.  Eniolung  bei  ungünstigen  Vorfällen  (Missemte,  Unfälle)  sind  schwer, 
aber  sie  werden  m(»glicli  <lur(  h  starke  Fähigkeit  der  Bedürfnisreduktion 
und  Erlangung  von  verwandiseliaftlicher,  nachbarlicher  Beihilfe,  ohne 
Entgelt,  als  ^r  in  (lowälming  gleicher  Hilfe  im  Bedarfsfall  der  anders 
liegenden;  so  nur  Klein-  u.  -Mittel-,  nicht  (Irossbetrieb.  c)  Günstige  Ge- 
stsutung  des  Autoritätsverhältnisses,  weil  das  ,jnatürliche^  überall 
zur  Geltung  kommt,  so  gegenüber  mitarbeitenden  Fanulien-,  Geschlechts- 
genossen, d)  Sehr  günstige  Gestaltung  der  p  s y  c  h  i s  c  h  e  n  Motivation 
wegen  der  natürlichen  Interessengemeinschaft  mit  Solidaiitätsempfindung 
u.  Mispieleus  der  besseren  egcnstischen  Motive  und  des  Pflichtgefühls 
^  2).  ^e)  Gleichfalls  günstige  Lösung  des  Verteilungsproblems, 
indem  jedem  Gliede  der  Gemeinschaft  zwar  autoritativ,  anei-  im  (ranzen 
„nach  seinem  Bedürfnis"  (Kinder!)  der  erforderliciie  xVnteü  am 
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Ertrag  gewährt  wird,  jedes  dabei  lufrieden  ist  oder  sich  doch  füai,  auch 

die  Sciiwierigkoitc  n  der  Ausfinaridersetzung  zwischen  Besitz  („Kapital") 
und  Arbeit  ontiallen.  g)  Gleich  Günstiges  gilt  von  der  Art  der  Zu- 
sicherung der  Produkte  an  die  BecKIrftigen  u.  vom  Entgelt  dafür 
in  den  Ai-beitsleistungen:  autorative  Zuschiebung  der  Arbeit  einem 

i'eden  Gliede  ,,n:ich  ofra  Masse  seiner  Kräfre"  wie  Empfang  dfX' 
'rodukte  ..na«  h  dum  BeJiuluis".  Voraussetzung  von  dem  Allen  ist 
natflrlich  «lie  entsprechende  Gesinnung  in  <ßr  Gemeinschaft,  bei 
Loitor  nnd  Geleiteten  (Gliedern)  und  solche  Gesinnung  ist  selb.st  wieder 
Eigt;bnis  (Produkt)  der  gesamten  wirtschaftlichen  u.  Lebensverhältnisse. 
In  seinen  letzten  Konsequenzen  mOsste  der  Sozialismus  zu  einer 
solchen  Ge.staltuiig  cLn-  Produktion  und  Verteilung  gelangen  u  daher 
eine  solche  Gesinnung  in  seiner  „Arbeitsgenieinst  liaft"  zur  Voraus- 
Betzun<z:  haben,  aber  nunmehr  eben  im  plauzen  grossen  Volke,  ja 
eigentlicli  in  der  Menschheit.    Seine  rto]He  u.  uhimäre, 

2.  Unternehmung  auf  Grundlage  des  Arbeitszwangs,  Hier  nur 
als  Beispiel  u.  Typus  Unternehmung  mit  Unfreien  (Sclavcu,  Leib- 
eigenen u.  dgl.)  lür  die  ausführenden  u.  z  T.  auch  die  anleitenden  und 
übnrwachenden  Arbeiten.  (S.  Über  antike  V^elt  Kodbertus,  M.  Weber, 
Bücher,  Th.  Meyer  u.  a.,  über  Mittelalter  u.  später  G.  Hanssen, 
Roscher,  t.  Inaraa>Sternegg,  v.  Maurer,  Meitzen  u.  a.  Nftheres 
in  prakt,  Nat.öknn.  u.  Wirtsch.geschichte).  a)  Die  Fachfähigkeit  des 
Unternehmers  al.s  Leiters  ist  wohl  grösser  als  bei  1,  namentlich  bei 
Hinzuziehung  von  „Beamten"  zu  den  Leitung-  u.  Betriobsorganisations- 
arbeiten,^  was  bei  grösserem  Betrieb  kaum  vermeidlich  ist  (Ijandwirt- 
schaft,  Verbindung  dieser  mit  Gewerben,  welche  die  spezifische  Fach- 
fahigkeit  beim  Leiter  bedingen).  Bei  Unfreiheit  aber  auch  noch  dieser 
Beamten  selbst  (antike  Sklavenwirtschaft,  mittelalterl.  Frohnhof)  ent- 
st(»hen  psychische  Schwierigkeiten,  wir  ti  I»  i  d  ausgf  füiirt.  b)  Ver- 
mögenskraft ist  meist  schon  grüssei  ,  aber  gewöhnUch  im  Grundbesitz 
gebunden,  dabei  Mangel  an  Kapital,  daher  nur  bei  extensiverem  Betrieb 
ausreichend.  Vorteil  hleiht  jedoch  die  Eigenproduktion  (]er  Roli-  und 
Hilfestoffe,  der  Unterbaltsniittel,  vielfach  der  technischen  Arbeitsmittel 
(Werkzeug  usw.),  daher  die  Unabhängigkeit  von  fremden  l^roduzenten 
u.  Verkäufern  dieser  Objekte  in  der  „einheitlichen"  Wirtschaft  für 
Eigenbedarf.  Anderseits  beschränkte  Kreditfähigkeit,  demnach  ist  Um- 
fang des  Betriebs  vom  Eigenbesitz  an  Vermögen,  auch  an  unfreien 
Arbeitskräften  abhängig  (doch  kann  „Abmieten"  fremder  Sklaven  von 
deren  Herren  vorkonunen).  c)  Autoritätsverhältnis  u.  Disziplin 
bieten  auch  bei  vollem  u.  strengem  Herrynrecht  u.  unterwürfiger  Ge- 
sinnung der  Unfreien  psychische  Schwierigkeiten,  bei  beschr&nkterem  u. 
milderem  Herrenrecht  eher  noch  grössere,  weil  das  Motiv  der  Furcht 
vor  Strafe  schwächer  und  durch  andere  Motive  nicht  genügend  ersetzt 
wird.  Auch  deshalb  eher  noch  ausreichende  Gestaltung  u.  i  unktion  bei 
roher  Arbeitsleistung,  als  bei  feinerer  u.  mehr  Iii nsiehtlich  der  Quantität, 
als  der  Qualität  der  Leistung,  d)  Die  psyrliis(  he  Motivation  bei 
den  unfreien  Arbeit«Tn  gestaltet  sich  bei  Alleinherrschaft  oder  wenigstens 
starkem  Vorwalten  des  Motivs  der  Furcht  vor  Strafe  ungünstig,  was 
dann  fi  eilich  zu  Kompronii.^sen  mit  dem  Prinzip  der  Unfreiheit  u.  der 
Konsequenzen  dieses  Prinzips  (§  88)  nötigt,  um  die  Arbeitsleistung 

?uantitativ  und  qualitativ  zu  steigern.  Bei  den  milderen  Formen  der 
'nfreilu  it  -  meist  allen  ausser  der  eigentlichen  Skaverei  —  bietet  die 
hier  oft  nach  Kecht  oder  TTerknmmf^n  beschränkte  Arheit?;pflicht  «leg 
Unfreien   hinsiclitlich  Art,  Zeitdauer,  Ort,  Zeitpunkt    seiner  Arbeit 
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wesentliche  BeBchrftnkmigeii  seiner  Verwendbarkeit,  was  die  Ans* 

gestaltiing  dor  T'^ntenifhinung  nach  Produktioiiszwecken  u.  Umfang 
Bindert  oder  weitere  Kompromisse  mit  dem  Unfreiheitsprinzip  oder 
Ein2uziehung^  freier  Arbeiter  bedingt,  ohne  Sicherheit  der  Erreichung 
des  Ziels.  Sei  d  wie  auch  bei  c  u.  bei  e  u.  f  erweist  sich  auch  der 
vorkommende  nationale  Unterschied  zwischen  Herren  u.  Aiboiter  mit 
von  Einfluss,  meist  wirkt  er  auf  Verschlimmerung  von  Allem  hin  (antike 
Verhältnisse,  moderne  Negersklaverei,  unterworfene  Ureinwohner  in 
erobertem  OohiotV  c)  T^ng(instige  Gestaltung  der  Verteilung  des 
Ertrags,  meist  sehr  zum  Vorteil  des  Unternehmers  (Herren),  zum 
Nacliteil  derArbeiter  (auch  der  unfreien  Beamten\  zumal  bei  Sklavereii 
vollends  bei  „Arbeitssklaven"  (Feldsklaven)  im  Unterschied  von  Haus- 
sklaven, wo  persönliche  Beziehungen  u.  Bedürfnis  andrer,  auch  feinerer 
Arbeitsleistungen  meist  mildernd  einwirken:  Steigerung  der  Last- 
momente, Verminderung  der  Lustmomente  ftir  den  Unfreien.  Doch 
macht  sich  geltend  der  Einfluss  des  Reclits,  mehf  noch  der  Sitten  selbst 
beim  Sklaven  in  seinem  Verhältnis  zum  Herrn  u.  umgekehrt,  mehr 
noch  bei  anderen  Unfreien,  mit  herkömmUcheni  eventueu  selbst  genan 
nonnierten  und  aufgezeichnet en  Arbeitspflichten  nach  Art,  Mass,  Zeit 
u>  „Gegenleistungen"  des  Herrn  in  gleicher  Weise.  Schlimmste  Lage 
des  üimreien  besteht,  wo  er  rein  als  Arbeitsmittel  (Kraft)  u.  Zengungs- 
kraft  benutzt  wird  (rihn.  Feldskaveu,  Neger  der  Kolonien),  f)  Ärmlich 
imgünstiggostnltef  sich«)  innerlialb  der  Arbeitsgemeinscliaft  der  Unter- 
uenmuiig  die  Zuführung  der  gewonnenen  Produkte  au  die  Be- 
dürftigen u.  der  in  diesen  Produkten  erfolgende  Entgelt  fiu-  die  Arbeits- 
leistimgen  der  Unfreien.  In  den  schlimmsten  Fällen  der  Sklaveiei 
drohen  die  Unterhaitskosten  des  Arbeiters  auf  das  quantitativ  und 
qualitativ  absolut  niedrigste  Minimum  herabgedrOckt  eu  werden,  das 
zur  Erhaltung  von  Leben  nnd  Arbeitski'aft  eb*Mi  nocli  ansreicht,  sell»st 
unter  Hinzielen  darauf,  den  alternden  Arbeiter  möglichst  dann  absterben 
35U  lassen,^  wenn  es  nicht  mehr  lohnt,  ihn  als  Arbeitsmittel  zu  verwenden 
(altröm.  Feldsklaveroi),  tt.  ihm  demgemäss  auch  die  Arbeitslast  auf  ein 
möglichst  holies  Maximum  zn  stoigem.  ,'*)  Reim  Absatz  der  Produkte 
ausserhalb  der  Prodidctionsgemeinöchait  im  Vorkehr  treten  die  Be- 
dingungen dieses  für  Preisbildung  usw.  ein,  mit  Modifikationen  nach 
der  mehr  oder  weniger  riiaclit\  ollen  Stelhmg  der  Unternehmung  auf 
dem  Markte  xuid  nach  Geschicklichkeit  und  Interesse  der  den  Absatz 
leitenden  Organe. 

:].  T'ntei-neluuiuig  auf  Grund  beiufstäudi.scher  Ordnung  und 
korporativer  Gestaltung.  Hier  Darstellung  am  Typus  des  gewerb- 
lichen (Jilde-  u.  Zunftwesens  in  der  Periode  voller  rechtUcher  An- 
erkennung in  Stadt  und  Staat.  (Näheres  in  prakt.  Natttk.  S.  bes. 
Gierke,  v,  Inama-Sternegg,  Schftnberg,  Schmoller,  Stiedu, 
Neuburg,  Bücher,  v.  Below,  Eberstadt  u.  a.  m.).  Kechtsgrund- 
lage:  persönl.  Freiheit,  auch  der  ausführenden  Arbeiter,  Privateigentum 
an  den  sa*  lilii  hen  Produktionsmitteln,  mit  teilweiser  Ausnahme  grösserer 
Werk  Vorrichtungen.  Gebäuden  dafür  im  Besitz  von  Stadtherren,  Städten, 
Zflnften  selbst  u.  Oberlassung  zur  Nutzung,  aber  unter  Beschriüdcungen 
der  freien  ßewegimg  u.  Arbeitsausübung  der  Unteinehiner  u.  Arbeiter, 
der  Benutzung  der  eigenen  Produktionsmittel,  der  materiellen  Vertrags- 
freiheit (bezüglich  Inhalts  der  Verträge),  a)  Die  Fachtähigkeit  des 
Unternehmers,  dei  <lies  liier  in  vollem  Sinne,  in  allen  Funktionen  ist 
u.  meist  zugleich  uelteu  diesen  als  gewöhnlicher  .Arbeiter,  Überwacher 
und  Mitausmhi'er  fungiert,  ist  hier  regelmikisig  bes.  nach  der  tech* 
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nischen,  nicht  immer  im  gleichen  Masse  nach  der  dkonomischen 

Seite  eine  bedeuten  L  ,  auf  Gninfl  vt)u  Arbeitsteilung,  vorgeschriebenem 
Lichr-  und  Bildungsgang,  langer  Übung,  anch  mit  unter  Impuls  des 
^teresses  und  der  edleren  Arb^tamotive     2),  der  Arbeitafireude,  des 

Ehr-  und  Pflichtgefühls,  der  NotwencUgkeit  der  Konkurrenz  in  der 
Qualität  vfm  Leistumjr.  Produkt,  aber  auch  imtfr  dem  Einfluss  der 
Kontrolle  durch  dio  Zuntt  u.  der  Haftung  dieser  für  die  Leistungen  ihrer 
GHedw.  (Laufbahn  vom  Lehrling,  i  h  Ihm  zum  „Meister",  mit  genauer 
Mormioninpr    d^r    BfMlingiingen    für  Stufe,  Eintritt,  Pn'ifungfen, 

Wandern,  Meisterstück,  Aiunahme  in  Zunft),  b)  Das  ökonomische 
Können  ist  aber  beschrftnkt  «)  einmal  durdh  die  meist  kleinen  eigenen 
Mittel  (Kapital)  des  Unternehmers'  ß)  sodann  durch  R im  htsschraiiken 
für  die  Verwendung  der  Mittel  in  der  Unternehmung.  Zu  tt.  Alierdings 
ist  auch  der  Zunftmeister  schon  „KapitaUst",  nicht  nur  „Arbeiter",  das 
Zunftwesen  schon  Phase  der  (privat-)  Kapitalistiachen  Wirtschaftsordnung 
u.  des  Unternehmer??  Einkommen  ist  nicht  nur  reines  Arbeitseinkommen, 
sondern  es  rülirt  mit  aus  der  Verwertung  seiner  Produktionsmittel  u.  der 
Beochäftigung  anderer  Arbeiter  (vomehmlirh  dvv  (lesrllen)  her  {z.T. 
abweichende  Auffassungen  Andrer,  so  Bücher's).  Krpränzung  des 
Betriebskapitals  erfolgt  gewöluüich  nicht  im  Wege  der  Kreditaufnahme 
bei  Dritten,  sondern  aurdi  Lieferung  der  zu  verbeitenden  Stoffe  n.  Zu- 
taten  Seitens  des  Bestellers,  eveiit.  durch  Vorschüsse  dieses  (An- 
zahlungen). Arbeiten  „auf  Bestellutig"  („Kundenproduktion",  Bücher, 
„unvollkommene"  Unternehuiuim,  v.  Muuy^oldt)  herrscht  vor.  Zu  ß) 
Aller  wo  selbst  die  sachlichen  Produktionsmittel  in  Händen  des  Unter- 
nehmers u.  dessen  Fachfälligkeit  ausreichen  würden,  hemmen  die  Normen 
des  Zunftrechts  die  Vergrösserung,  die  individuelle  Ausgestaltung  des 
Betriebs,  die  etwa  technisch-ökonomisch  mögliche  und  zweckmässige 
Verbindung  verscliiedener  P»etriebe  zu  Einem  einheitlichen,  damit  die 
Entwicklung  des  Grossbetriebs,  aa)  Sie  verlangen  vom  Unternehmer 
die  spezifieene  Ausbildung  für  jeden  Ärbeitszweiff,  der  der  zfinftlerischen 
Albeltsteilung  entspricht  u.  gestatten  gewöhnlich  nur  die  Widmung  des 
Zimftgliedes  Tür  einen  solchen  Zweig,  bh)  Sie  verbieten  die  Zusammen- 
legung von  Arbeiten  verschiedener  Zweige,  cc)  öie  beschränken  Art 
und  Zahl  der  Arbeiter  (Lehrling,  Gesell),  lassen  nur  gelernte  Aii)eiter 
Eines  Zweigs  zu,  eben  des  betreffenden,  regeln  die  Arbeitsbedinpninpren, 
Arbeitszeiten,  Lohnarten,  Lohnhöhe,  die  Beschaffung  von  Arbeitskräften 
llberhaupt,  entziehen  diese  Dinge  dem  Individmalvertrag  oder  beschränken 
diesen  darin,  dd)  Sie  regeln,  überwachen  auch  die  Arbeitsmethoden, 
die  Arten  der  Verarbeitungsstoffe,  die  Beschaffung  dieser,  die  Absatz- 
verhältxdsBe,  Preise  usw.  ee)  So  wird  ein  bestimmtes  Stadium  der 
Arbeitsteilung,  dei-  Technik  und  Ökonomik  <ler  F'rodiiktion, 
rechtlich  fest'gele^f  t  (..fixiert"),  (Unternehmer,  Arbeiter  werden  so 
hieran  gebunden,  Audcruiigeu,  „Fortschritte^*  werden  gehindert,  jeden- 
fedls  gehemmt,  die  Absatzfimktion  au!  Vertrieb  eigener  Produkte  fee- 
schräiikt  (Knndenal)satz,  Ladenabsatz,  event.  Hausieniet riel»,  Bezug  von 
Jahrmärkten,  Messen),  die  Entwicklung  der  gewerbl.  Produktion  zum 
Handel  mit  Gewerbeprodnktenf  auch  fremden,  wird  möglichst  ans- 
•Xesi  ldosseu.  Oewer1)liiTier  Klein-  u.  Mittelbetrieb,  relativ  gleiche  Ökonom, 
u.  soziale  Lage  der  Unternelimer  ist  das  Ziel  u.  Ergebnis:  kein  Gross- 
betrieb. Alles  mit  bedeutsamen  sozialen,  ethischen,  politischen, 
kulturellen  Folgen,  das  Ganze  ein  Hauptheispiel  der  wirtschaftlichen 
Gebundenheitsordmnigen,  mit  ihren  Schatten-,  aber  auch  ihren 
grossen  Licht-  und  Glanzseiten,  in  der  Blütezeit  „die  gi'ossartigste 
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OrganisaÜoii  der  ffewerbfichen  Arbdt  in  der  Geschichte**  (0.  Gierke). 

Alles  freilich  auch  beding  u.  in  Wechselwirkung  mit  Bevölkerungs-, 
Kommunikations-,  allgemeinen  Rechtsverhältnissen  und  mit  dem  Stand 
der  Technik,  vor  der  reriodo  der  Bexiutzuiig  der  grossen  motorischen 
Naturkräfte,  c)  Autoritätsverhältnis  u.  Disziplin  gestalten  sich 
nicht  PO  ^ideal",  wie  bei  der  ersten  Katef^orie  (1),  aber  psychisch,  sozial, 
ethisch  günstiger  als  bei  der  zweiten  (2)  u.  namentlich  auch  als  b^ 
der  vierten,  der  modeniereii  frden  individualist.  Untemebiniuiff.  a)  Unter* 
nehmer  u,  Arbeiter  gehören  Einer  sozialen  Schicht  an,  die  Stufen  von 
Lehrhn^,  Gesell,  Meister  entsprechen  den  Altersstufen,  die  Arbeiter 
stehen  m  Wohniu^  u.  Kost  des  Arbeitgebers,  treten  so  in  dessen  Haus- 
gemeanwihaft  ein,  alle  stehen  sich  näher  u.  arbeiten  unmittelbar  za- 
sammen.  ß)  Der  auch  hier  vorhandene  wirtschaftliche  Interessen- 
gegensatz wird  dadurch  u.  durch  die  Aussicht  auf  Vorrücken  im  Berui 
gemildert,  y)  Der  Arbeits-  u.  AuBbildnnfieeiler  wird  durch  diese  Ans- 
sieht  gesteigert,  die  Entwicklung  von  oauernden  Klassengegensätzen 
zwischen  Arbeiter  u.  Arbeitgeber,  „Kapital  u.  Arbeit^  wird  vermieden, 
weniffstens  in  den  regelmässigen  FSlIen,  wo  jene  AuMidit  sich  ver- 
wirklicht,  also  die  Arbeiterstellung  Durchgangsstufe,  nicht  Lebens- 
stellung ist  (frühe  Ausnahmen  bei  Gewerben  mit  grösserer  Arbeiterzahl, 
z.B.  Bauhandwerken),  d)  Die  psychische  Motivation  wird  aus 
ähnlichen  Gründen  wie  bei  c  günstig  beeinüusst.  a)  Für  den  in  sovielen 
Punkten  „cebimdenen'"'  Unternehmer  wirkt  anspornend  das  Interesse, 
in  der  Qualität  der  Leistung  hervorzuragen,  dadurch  die  Konkurrenten 
zu  überwinden,  auch  sein  Ansehen  in  u.  ausserhalb  der  Zunft  zo  erhöhen. 
Dil'  hJLsslichen  uiiH  unlnn'r-ren  Konkurrenzmittel  (lieklamc  usw..  „un- 
lauterer Wettbewerb",  Arbeiten  auf  den  Schein,  mit  schlechten  Metuoden, 
Stoffen)  fehlen  grösstenteils  und  sind  nieht  nur  rechtlieh,  sondern  auch 
siftlicli  u.  nach  bitte  verpönt,  ß)  Ethisch  u.  sozial  günstig  tritt  so  die 
blosse  Erwerbsseite  hinter  bessere  Seiten,  das  gewerbliche  hinter  das 
Berufsmoment,  auch  in  der  Sphäre  der  mater.  Produktion  zurück, 
e)  Das  Verteilungsproblem  erfährt  eine  günstige  r^ösung  mit  in 
P^olge  dieser  unter  a — d  angegebenen  Umstände,  das  Moment  des 
Interessenkampfes  verliert  von  seiner  möglichen  Schärfe,  die  Ökonom. 
Lage  von  Unternehmer  und  Arbeiter  ist  zwar  Tersehieden,  aber  diese 
Verschiedenheit  hält  sich  in  nicht  zu  weiten  Grenzen,  namentlich  in 
viel  geringeren  als  in  der  2.  u.  4.  Kategorie  der  Unternehmungen. 
Damit  ▼ermindem  sich  auch  die  Elassengegensfttze  zwischen  Arbeit- 
geber u.  Arbeiter,  t)  Auch  die  Zuführung  der  Produkte  an  die 
Bedürftigen  u.  die  Eet  >T^f>]i:o.  gestalten  sich  im  Ganzen  günstig.  «)  Diese 
dritte  Untomehmungskategurie  stellt  grösstenteils  schon  »^Produktion 
für  Absatz  an  Dritte*'  dar,  aber  überwiegend  an  bestimmte  Besteller 
und  AI  iiehmer,  an  „Kunden"  („Kundenproduktion"),  noch  wenig 
für  den  Markt  („Marktproduktion").  Daher  persönliche  Beziehungen 
u.  gegenseitige  RQcksicntnahnien,  mit  erfreulichen  sittlichen  u.  soziuen 
Folgen  u.  noch  mit  dem  Fehlen  Jer  Entwicklung  des  „Iländler^eistes" 
mit  seinen  leicht  zersetzenden  Einüüssen.  ß)  In  der  Organisation  der 
Produktion  imd  des  Absatzes  liegt  die  Organisation  des  Angebots,  der 
eine  solche  der  Nachfrage  der  Konsumenten  allerdings  nicht  gegenüber 
Etpht  an)  Der  Gefahr  des  Monoprds  auf  jennr  Reite  wird  aber  durch  die 
Dicht  fehlende  Konkurrenz  in  der  (Qualität  der  Leistungen,  durch  Wahr- 
nehmung der  Konkurrenteninten  ssen  in  den  Bestimmungen  u.  KontroUen 
über  Produktion,  Qualität.  Pn  i.  e  doch  in  starkem  Masse  vorgebeugt, 
wenn  auch  in  der  Periode  des  Kiedergangs  der  Zünfte  nicht  mehr 
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immer  mit  ausreichendem  Erfolg,  bb)  Das  Prinzip  der  Kontrolle  u.  Oarantie 
der  Qualität  sichert  das  Interesse  der  Käufor,  der  Konsumenten  und 
nimmt  diesen  eine  schwierige,  von  ihnen  selten  genügend  zu  lösende 
Aufgabe  ab,  die  ihnen  im  Sj^m  der  -Gewerbefreibeit**  obliegt,  wo 
Alles  auf  der  Voraussetzung  einer  „encycioi>ädi.sclien  Warenerkenntnis'* 
des  Käufers  beruht  (Marx),  y)  Es  fehlen  daher  erfreulicher  Weise 
meist  bei  dieser  B.  Kategorie  dfie  unreellen  und  unästhetisclien  u,  kost- 
spieligen Afittel  der  Absatzgewinnung  und  Erweiterung  wie  sie  die 
jjProduktion  für  den  freien  \Urkt".  die  Anlockung  und  Täuscluino;  der 
Käufer  (Keklamewesen),  die  Vermittlung  <ies  Absatzes  durch  den  Handel 
so  vielfach  u.  unter  Einfluss  gegenseitiger  Konkurrenz  last  unvermeidlich 
mit  sich  fahrt:  kein  geringer  Vorsug  vor  der  „moderne  freien  Unter* 
nehmung". 

4.  Moderne  Syndikate,  Kartelle  dieser  letzteren  verfolgen  Ziele, 

welclie  in  einigen  wichtigen  Piuikten  auf  eine  Organisation  wie  in 
dieser  H.  Kategorie  hinauskommen,  in  den  Bestimmungen  zur  Hegelung 
der  Produktion,  des  Absatzes,  der  Preise  unter  Ausschluss  oder 
wenigstens  wesentlicher  Beschränkung  der  Konkurrenz  unter  den  be- 
teiligten  Unternehmungen  und  in  den  ßestrebimgen  der  Kartelle, 
möglichst  alle,  namenüich  die  wichtigeren  Geschäfte  des  betreffenden 
Zweigs  iu  der  heimischen  Volkswirtscliaft  (u.  selbst  darüber  hinaus,  in 
der  Weltwirtschaft  oder  in  wichtigen  Teilen  dieser)  in  ihren  Verband 
anzunehmen.  Es  wird  dabei  Alles  den  teehnischen  und  den  Absatz- 
TerhRltnissen  der  Gegenwart  tunlichst  anzupassen  gesucht.  Bas  Frag- 
lic  he  bleibt  nur,  ob  so,  selbst  wenn  eine  „Regelung  des  Angebots"  narn 
den  Interessen  der  Produzenten  gelingt,  genügend  die  Interessen  lier 
Arbeit.er  und  der  Abnehmer  (auch  betreffs  liüh-  und  KilibstoUen,  Halb- 
fabrikaten der  diese  gebrauohenden  imd  weiter  verarbeiteiiden  Pro- 
duzenten selbst)  wahrgenommen  werden  u.  werden  können.  Das  ist 
nach  den  bisherigen  Erfahrungen  kaum  zu  bejahen  u.  auch  schwerlich 
zu  erreichen  ohne  eine  .ebenso  wirksame  Organisation  der  Arbeiter  n. 
der  Abnehmer.  Aber  hier  liegen  nicht  nur  fdr  die  Konsumenten  von 
Genufismitteln  (das  nPrivatpublikum"),  sondern  auch  für  die  Produktions- 
mittei  znr  Weiterverarbeitung  ankaufenden  Indnstrieen  spezifische 
Schwierigkeiten  vor:  m.  E.  das  Ergebnis  auch  der  grossen  Reichs- 
enqu^te  über  die  Kartelle  u  der  Grund  meiner  skeptischen  und  mehr 
gegnerischen  Stellungnahme  gegen  letztere. 

I.  Die  „freie**  moderne  Unternebmung.  1.  Sie  bemht 
a)  wirtschaftsrechtlich  auf  freier  individualistischer  Rechtsgrundlage, 
auf  voller  per^sönliclier  Prcilioit  und  vollem  Privateigentum  an 
bachlichcu  l^roduktiousmitteln,  nebst  materieller  Vertragsfreiheit, 
insbes.  auf  „Gruudcigentums*'-,  „Landwirtschatts"-  u.  „ Gewerbe" - 
freiheit  (oben  S.  90  n.);  aber  sie  ist  auch  b)  ebne  Zweifel  bedingt 
durch  mächtige  und  vielfach  im  Prinzip,  wenn  auch  nicht  Immer 
im  vollen  Mass  aliein  zu  ..entscheiden  berechtigte  Bedürfnisse  de  r 
modernen  Technik  und  Ökonomik,  namentlich  auch  der  Absatz- 
verhältniefie,  der  auf  diese  einwirkenden  Bertflkerungsverhftltmsse 
(steigende  Volksdichte).  2.  Sie  ist  insofern  ein  erklärliches  Produkt 
moderner  Erit^\  it  klun:en  und  eine  in  Wechselwirkung  mit  dem 
ganzen  morlcrneu  „Individualismus''  auf  allen  Lebensgebieten 
stehende  Ersclieiuuug.  3.  Neben  reichen  Licht-  und  Glanzseiten 
zeigt  sie  indessen  auch  tiefe  Schattenseiten,  besonders  naeh  ihren 
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begleitendeu  sozialen  u.  sittlicbeu  KrgcLeiuungen  u.  den  durch  sie 
bewirkten  Bozialen  und  rittlichen  Folgen.  4.  Fälschlich  und  un- 
gescbichtlieh  wird  sie  in  der  liberal-individualistischen  (sog.  britischen) 
Doktrin  meist  als  „die  Unternehmung  an  sich*'  auf'«rcfas8t, 
als  das  letzte  notwendige  Entwicklungser^ebnis  aus  schädlichen, 
unyoltkommenen  früheren  Formen  u.  als  eme  Gestaltung  über  die 
hinaus  eine  Entwicklung  kaum  denkbar,  jedenfidl«  nur  sehr  be- 
schränkt möglich  und  zweckmässig,  im  Allj^emeiuen  auch  nicht  er- 
wünscht sei.  5.  Mit  den  gleielieu  Argumenten  wie  'Ins  System  der 
freien  Konkurrenz  wird  auch  diese  „freie"  Untemeiiuiung  als  ein 
wichtiges  Glied  dieses  Systems  Terteldigt  und  empfoUeo,  ein  not* 
wendiges  Instrument  zur  vollen  praktischen  Varwurklichnng  dieses 
Systems.  (Oben  B.  93).  6.  Die  Fraj^^e  ihrer  Einschränkung,  Fort- 
bildung, auch  ihres  Ersatzes  taucht  aber  unvermeidlich  auf  grade 
we^en  der  Mängel  der  Funktion  dieser  Unternehmung,  a)  Der 
Sozialismus  gelangt  grundsätsslich  stur  Forderung  ihrer  völligen 
Verdrängui  g,  aber  versagt  in  der  Beweisführung  für  die  Möglichkeit 
und  allgemeine  Zweckmässigkeit  der  Erfüllung  dieser  Forderung, 
b)  Es  kann  sich  ernstlich  nur  um  partiellen  Ersatz  mitteist  Ver- 
staatlichung u.  dgl.  gewisser  materieller  Betriebe  handeln  und  auch 
dies  meist  nur  nach  Entscheidung  von  Fall  zu  Fall  nach  Lage 
der  Umstände,  nicht  rein  prinzipiell  (s.  folg.  §  43  unter  Nr.  7). 
7  Die  freie  niorlorne  Unternehmung  sprengt  im  Prirr/i]>  alle, 
praktisch  die  mcisleu  und  wichtigsten  Fesseln  u.  Beschriiukuiigen, 
welche  der  Unternehmung  früher  so  vielfach  auferlegt  waren,  in 
den  „Gebundenheitsordnungcii",  wie  denen  der  früheren  Ajrrar-  u. 
Gewerbeverfassung,  in  Verhältnissen,  wie  <Ienen  des  Gilde-  und 
Zunftwesens,  in  Lohn-,  Preis-,  Zinstaxen,  im  älteren  Zug-  u.  Kieder- 
lassungsrecht,  in  hinderUchen  Bestimmungen  für  Vergrösserung  des 
Betriebes  u.  Zusammen&ssung  verschiedenartiger  Betriebe«  für  Be> 
schäftigung  beliebiger  Arten  von  Arbeitern,  gelernter,  ungelernter, 
männlicher,  weiMifhor,  jugendlicher,  selbst  Kinder  u.  Erwachsener, 
Staatsangehöriger  und  fremder,  ortsan gehöriger  u.  ortfremder  usw. 
a)  Sie  kann  so  jede  beliebige  Gestaltung  u.  Ausdehnung  annehmen, 
welche  der  Wille  des  üntemehmers  bestmimt,  seine  Mittel  erlauben 
u.  die  Konkurrensverhältnisse  möglich  machen,  b)  Dem  grössten 
Großsbetrieb  mit  seinen  möglichen  Vorti  ileii,  bes.  fiir  die  Produktion, 
und  seinen  möglichen  Nachteilen,  bes.  lür  die  Verteilung  und  in 
den  sozialen  V^erhältnissen  r§  47)  wird  so  die  Bahn  geöffnet,  c)  Die 
Arbeitsansttbung,  die  Bernnwahl  wird  frei,  aber  andi  die  Herrschaft 
des  Privatkapitals  (A.  Lange),  d)  Die  Interessengegensätze  werden 
auf  die  Spitze  {;etrieben,  wo  Jeder  zunächst  n.  zum»  ist  untfr  dem 
Impuls  seines  wirtschaftl.  Vorteils  (dem  1.  egoist.  Leitmotiv)  handelt, 
nach  dem  Prinzip  der  Grundlage  hai^ehi  soll  und  unter  der  Kon- 
knnm»  aller  gegen  alle  so  hsndeln  muss.  e)  Diese  Gegensätze  bilden 
sich  zu  scharfen  Klassengegensätzen  zwisclicn  Besitz  u.  Xiclit- 
besitz.  Kapital  u.  Arbeit  innerhalb  der  T'ntpnieliniung  aus.  ^\  eiche 
auch  bei  den  ,yArbeitern"  unter  MiteinÜu&s  höherer  Aligemciabildung 
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u.  Verlnreltaiig  von  Bildungsmittoln  (Schule,  Fk^Me!)  zu  völlig  be* 
wussten  werden  (der  „klasssnbewusate"'  moderne  Aroeiter,  bes.  der 
industrielle),  f)  Durch  Or^qtiisation  der  vcrschied^'non  Tnterpssen- 
gruppen  wird  diese  Entwicklung  noch  verschärft,  wenn  auch  eine 
solcne  Or^nisatioii  die  YoransBetzang  des  Übergangs  von  In« 
dividual-  in  Vereins-  (Verbands-)  YertrSge,  bes.  «wischen  Besitz 
und  Arbeit,  u.  daiuit  der  Anbahnunf^  yon  Inlercssenausgleichungen, 
der  Bildung  von  passpndfii  I'inriclitunt^en  dafür  ist.  Die  Signatur 
bleibt  doch  der  Klassen  kämpf'*  mit  weiten  Einwirkungen  auf 
die  j^sychiachen  S^ten,  die  ethiseben,  sosialen,  politischra  Ver- 
hältnisse der  ganzen  Bevölkerung. 

1)  Eine  Prüfung  wieder  an  den  obigen  Kriterien  ergiebt  weiter 
etwa  Folg<'ndes.  a)  Dif  Fachfähigkeit  des  üntcrnohmers  wird  durch 
das  wichtigste  persönliche  Interesse  beffünstigt  für  alle  einzelnen 
Fnnktionen,  da  sie  für  den  wirtsdiaftlicnen  Enblg,  wenn  aneh  nicht 

allein  entscheidend,  bei  staiki m  Mitspielen  der  Konjunkturen,  des 
Zufalls,  des  Glücks,  so  doch  sehr  mit  massgebend  ist.  Dies  hat  eigen- 
artige ökonomische,  soziale  ethische'  Folgen:  «)  günstige,  wie 
Steigerung  der  Intelligenz,  Leistungsf^igkeit,  des  Fleisses  (bis  zur 
Rastlosigkeit,  zur  Erschöpfung  der  Nervenkraft),  wie  starkes  Fortschritts- 
streben, auch  in  Technik,  (Jckonoraik  (Erfindungen,  Ermässigung  der 
natOrUchen  Kosten  der  Prod ukt  ou)  wie  Hinstreben  auf  Ausbüdung 

8»ezifischer  Unterneiim«>reigenschaften  in  Anpassung  an  die  verschiedenen 
nternehmeraufgabeo,  auch  psychisch,  nach  Gbarakter;  aber  es  hat 
0  audh  ungünstige  Folgen,  namentlicli  wird  RCIcknehtslosigkeit  in 
Verfolgung  des  eigenen  Interesses,  Ausbildung  autokratischer  Herren- 
Naturen  (die  „captains  of  industry")  l)egünstigt.  .la.  Alles  drangt  dabei 
darauf  hin,  die  ganze  Psyclie  des  Unternehmers,  aber  doch  mehr  oder 
weniger  aller  Arbeiter  u.  aller  im  Wirtschaftsleben  überhaupt  als 
Verkäufer  u.  Käufer  sich  gegenüber  stehenden  für  den  WirtschaftKampf 
und  den  eigenen  Erfolg  darin  geeignet  zu  machen:  es  verallgemeinert 
sidi  der  ^«Händlergmsr*  flbeiiiUi  der  „city  man",  der  „economical  man" 
der  Individualist.  Theorie  wird  aus  einem  abstrakten  rTedrinkengebilde 
eine  immer  allgetneinere,  immer  vollkommenere  diesem  entsprechende 
konkrete  Erscheinung.  (Ein  nicht  unwichtiger  Punkt  fOr  die  Metho- 
dologie der  Disziplin  betreffs  Anwendbarkeit  des  Deduktions- Vorfahrens 
unter  dessen  psych.  Voraussetzungen,  §  })  -  b)  Die  ökonomische 
Kraft  der  L'ntei  nehniung  wird  ausserordentlich  gesteigert  und 
steigerungsffthigei  bei  der  Wegrftumung  aller  Schranken  rür  individuelle 
Vermögens  ,  auch  Kapitalvermehrung,  für  Knnzentration  in  der  Unter- 
nehmung, tür  Grossbetrieb,  bei  der  Entwicklung  der  Kreditbenutzung 
und  der  Kapitalassoeiation  (Aktiengesellschaft),  a)  Auch  daraus  ergel^en 
sich  viele  günstigr«  Folgen  für  die  Prudid<tion  (grössere  Ausbildung 
u.  Verwertung  des  Arbeitteilungsprinzips  in  den  leitenden,  überwachenden 
imd  ausführenden  Arbeiten,  bessere,  Kosten  reduzierende  Technik, 
Ökonomik,  Betriebsor^anisation  usw.);  b)  aber  anderseits  zeigen  sich 
aueh  wieder  ungünstige  Folgen  in  starker  Steigerung  der  ökonomischea 
u.  sozialen  Machtstellung  des  Unternehmers,  in  Trennung  von  Arbeiter^ 
und  BssitKerfunktibn  bet  diesem,  in  Verdrängung  selbsundigen  Mittel- 
t-'nternehmerstands  namentlich  im  Gewerbe,  in  Steigerung  der  Unglei' h- 
heiten  von  Einkommen  und  Vermögen  und  der  Klassengegensätze.  — - 
c).Autpntfttsverlikältni8.u.' Disziplin,  wesentlich  nur  änf  Vertrag 
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und  auf  den  diesem  zu  Grunde  liegenden  psychischen  Motiren  Tor- 

nphriiliili  äo^  eigenen  Vorteils  der  Kontrahenten,  Unternehmer  und 
Arbeiter  begründet,  zeigen  besondere  Schwierigkeiten  u.  Al&ngeU  auf 
beiden  Selten,  weit  mehr  u.  grOeeere  all  htA  der  ersten  11.  dritten,  selbst 

teilweise  mehr  als  bei  der  zweiten  Kategorie.  Das  Moment  der  öko- 
nomischen u.  der  darauf  begründeten  Macnt  u.  Übermacht  entscheidet, 
wird  von  beiden  Seiten  rücksichtslos  zur  Geltung  gebracht,  um  so  mehr, 
wenn  kapitalistische!  bes.  grosskapitalistische  Unternehmer  u.  Arbeiter 
zwei  sozialen  Klassen  angehören,  welche  selbst  bei  gleicher  Nationalität 
kaum  noch  Berührungspunkte  unter  sich  haben,  und  darauf  geht  die 
I^twicklung,  wiederum  namentlich  im  Gewerbe  —  andi  heute  noch 
nicht  in  gleichem  Jtfasse  in  1er  Landwirtschaft,  selbst  im  landwirtsch. 
Grossbetneb  —  deutUch  hmaus.  —  d)  Die  psychische  Motivation 
wird  in  Äe  Richtung  gedrängt,  dass  das  Moüt  des  individuellen  und 
allenfalls  noch  des  Elassenvorteils  (Arbeiter!),  also  das  erste  egoistische 
Leitmotiv,  nicht  nur  zur  vollen  Vorherrschaft,  sondern  fast  zur  Allein- 
herrschaft gelangt,  namentlich  in  den  Vertragssehl üsseu,  durch  welche 
alle  Beziehungen  geregelt  werden  (Arbeits-,  auch  Leih-,  Miet-,  Pacht-. 
Kaufvertrag).  «)  Auch  dies  sind  günstige  folgen  für  die  Produktion, 
soweit  es  auf  das  Interesse  einwirKt,  die  Arbeitsfähigkeit  u.  Arbeitslust 
von  üntemdiiner  u.  Arbeiter  zu  steigern,  für  die  Ausbildung  der  ersten 
die  erfurderlichen  Mühen  und  Opfer  zu  bringen,  Aber  es  hat  aiich 
wieder  tief  ungünstige  ethische  u.  soziide  Folgen,  da  die  edleren  u. 
vornehmeren  egoistis^  iien  Motive,  vollends  (ßu  PflichtgefOhl  (§  2) 
zurückgedrängt  und  oft  unwirksam  werden,  auch  solche  Fähigkeiten, 

Eersönfiche  u.  Klassenvorteile  in  den  Vertragsabschlüssen  zu  erreichen, 
esondere  Förderung  erfahren,  welche  ethisch  u.  sozial  büdenklich  sind 
u.  wirken  (Übervorteilungen,  wenn  auch  nicht  strafbare,  Geriebenheit, 
Schlau lieit.  Ffiliifjlrcit,  konkrete  Umstände  einseitig;  /.ii  srinetn  Vorteil 
auszubeuten,  Arbeiten  auf  den  blossen  Schein,  mit  unsohder  Leistung). 

e)  Die  Verteilung  des  Reinertrags  innerlialb  der  Unter- 
nehmung zwischen  T'^ntornehmor,  spr*  ;iiich  als  Besitzer,  Beamten,  Arbeiter 
ist  hier  im  besonderem  Masse  ein  i:^rgebnis  von  interessenkämpfen,  bei 
denen  ökon.  u.  soz.  Machtstellung,  auf  materiellem  Besitz  u.  Organisation 
bei  uliend,  über  den  Inhalt  der  Vertragsschlüsse  entscheiden  (§  66,  67). 
a)  Der  Unternehmer  findet  bei  den  üblichen,  meist  allein  vorkommenden 
Lohnformen  (Zeit-,  Stücklohn,  fester  Gehalt)  die  Arbeiter  u.  Beamten 
für  ihre  Leist unr>Y  n  hei  der  Gewinnung  des  Produktionsertrags  ab,  regel* 
mässiff  vorschussweise  aus  seinem  Kapital  (Lohnfonds)  auf  Rechnung 
des  Lrti-ags,  bezw.  Lrlöses  dafür,  aa)  Lr  strebt  dabei,  diese  Abfindung 
so  niedrig  wie  mftglidi  m  halten,  soweit  ^es  seinem  vorteil  entspricht, 
d.  h.  soweit  es  verreinbar  Ist  mit  der  Erhaltung  von  geeigneten  leistungs- 
fähigen u.  -willigen  Arbeitskräftigen  in  seinem  Dienst  u.  mit  der  Ver- 
bürgung hinlänglicher  und  erreichbarer  quantitativer  und  qualitativer 
Arbeitsleistung,  bb)  Vom  bleichen  Streben  sind  Beamte  u.  Arbeiter 
geleitet,  diese  Abfindung  in  die  Höhe  zu  treiben,  unter  entsprechenden 
egoistischen  Impulsen  ihrerseits.  cc)  Modifikationen,  in  beider- 
seitigem Vorteil,  treten  bei  der  Anwendung  des  Systems  der  Gewinn- 
beteuifr  inp:  ein  (s.  §  35).  dd)  In  Eigentum  u.  allemige  Verfügung  des 
Unterneiuiiers  als  Besitzers  gelangen  .  hier  die  fertigen  Pro(£ikte, 
mit  den  Hohen  und  Kosten,  den  Gewinn-  u.  Verlustchancen  für  ihn'  bei 
Verwertung  (Absatz),  mit  dem  „Mehrwertbezug*'  ülx  1  die  Kosten  durch 
ihn  allein  (von  den  Fällen  unter  cc  abgesehen).  Aber  dafür  auch  mit 
Vorteilen  für  die  Arl>eiter  u.  Beamten,  diese  Verwertungsmühen  nipl  t 
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mitzutragen,  (soweit  derentwegen  nicht  eine  Lohnermässiffun^  erfolgt), 

ihren  TiOJui  vorwecr  zn  liahen  auch  bei  un^\nstigem  Proouktions-  und 
Absatzergebnis.  —  ß)  Erst  in  der  jtreien  modernen  Unternehmung  voll- 
zieht sich  vollständig,  unter  entscheidender  Hitwirkung  des  Kredits, 
die  Zerlegunj^  des  (volkswirtsch.)  Reinertrages  in  die  t  ^^rossi  ii  Ein- 
kommenarten: Lohn  (Gehalt),  Zins  (Kapitalgewinn),  liente  (Grund- 
rente), Unternehmergewinn  (selbst  erworbener  Kapitalgewinn  mit 
üntemehmerlohn  verbmiden,  „Profit")  und  die  Bildung  Ökonomischer, 
dann  wir-dor  Pipfonpr  sozialt  r  Klassen,  dorm  ']vder  nno  dieser  Ein- 
kommenarten  als  alleinige  oder  wenigstens  als  Uaupteiukommen  zufällt, 
wenn  sie  etwa  an  den  andren  mitbeteiligt  sind:  Die  ökonomische  Qesell- 
schaft  /erfällt  so  in  die  Klasse  dtr  Arbeiter  (u.  Beamten),  der 
Rentner  mit  den  Unterabteilungen  der  verleihenden  Kapitalisten,  ver- 
mietenden Haus-  u.  verpachtenden  (ländlichen)  Grundbesitzer,  alle  drei 
erst  in  der  Periode  dor  modernen  Untemelmiung  zur  eigenen  „Klasse*^ 
wrrd  i.  l,  wenn  auch  früher  schon  vorkommen,  wobei  die  grösseren 
V«  1  [»achter  vielfach  die  Nachfolger  von  Grundherren  sind,  welcne  in  den 
verschiedenen  Formen  der  älteren  grundherrlichen  Agrarverfkssung  in 
drn  Dienst-  und  sachlichen  Leistun<ien  dt>r  Gutsnntertanen  eben  auch 
„Kenten"  bezogen;  endlich  die  Klasse  der  modernen  Unternehmer, 
welche  fAtsb  wieder  nach  den  grossen  Berufsgruppen  (u.  der  Betriebs- 
ffröss«^)  klassenweise  spezialisieren,  wobei  der  spezifische  Unterschied 
des  bflnerliclHn.  a^^^arischen  selbstwirtsehaftcndon  n.  des  gewerbh'rhen 
u.  merkantilen  Unternehmers  zwar  gerint^ei"  wird  (  wie  schon  seit  Ent- 
wicklun^  des  Grundherrn  zum  ei^'^ein  ri  Gutsherrn),  aber  nicht  ganz 
verschwmdet.  aa)  Auch  hier  l)il(lf  n  sich  dann  individuelle  u.  Klassen- 
Interessengegensätze  im  Kampf  um  die  Verteilung  des  (volks- 
wirtsch.) Reinertrags,  welche  durch  ^freien  Vertrag"  auf  Omnd 
der  Ökonom,  und  sozialen  5Iachtstellurii:f  entschieden  w<'rdon,  zwischen 
Unternehmer  u.  nicht  nur  Arbeiter  (u.  Beamten),  sondern  auch  zwischen 
dem  ersten  u.  seinem  Darlehnsgläubiger,  Vermieter,  Verpächter,  weiter 
zwischen  diesen  dreien  u.  dem  Arbeiter  u.  vielfach  allen  diesen  Klassen 
u.  ihren  Gliedern  untereinander.  Dabei  macht  sich  überall  die  einseitige 
».egoistische"  psych.  Motivation  in  der  dargeleerten  Weise  geltend,  wo 
dann  von  ethischen  u.  sozialen  Vorteilen  u.  Nacliteilen,  für  Produktion 
u.  Verteilimg,  das  Gesagte  gilt,  bbl  Ein  charakteristisehes  Ergebnis 
ist  das  Bestreben  jeder  Interessentcngruppei  sich  in  Verbänden 
(Vereinen)  zu  organisieren,  um  <Be  spezifischen  Berufeinteressen 
der  Klasse  gegen  die  andre  Klasse,  aber  auch  der  Einzelnen  innerhall) 
der  Klasse  u.  des  Verliandes  zu  vertreten,  dabei  auch  die  Konkurrenz- 
verhältnisse gegen  einander  u.  unter  den  Ghedem  der  Klasse  und  des 
Verbandes  möglichst  zum  eigenen  Vorteil  zu  reffoln:  Verbände  der 
Arbeiter  u.  Arbeitgeber,  der  Berufsgruppen  bei  beiden,  der  Produzenten 
u.  Abnehmer,  der  Hausbesitzer  u.  Mieter,  der  Landwirte,  Industriellen, 
Kauflente,  Banqniers  usw.  Alles  vielleicht  Ansätze  zu  einer  neuen 
festeren  berufsstHndisclien  Organisation  nach  Analogie  des  Gildewesens, 
aber  nach  den  Bedingungen  der  modernen  Technik,  Ökonomik,  Pro- 
duktions- u.  Absatz  Verhältnisse.  Zweifel  bleiben  freÜlch,  ob  die  durch 
die  ganze  neuere  Entwiddung  bedingte  individuahstisch  -  egoistische 
Gesinnung  der  Einzelnen  u.  aneh  der  sozialen  Klassen  für  ein  solches 
Ziel  die  richtige  psychische,  ethische  u.  soziale  Grundlage  isL 

f)  Die  ZuTQhrung  der  Produkte  an  die  Bedflrftigen  erfolgt  bei 
der  Produktion,  welche  immer  mehr  nur  für  Absatz,  von  spezifischen 
Gütern  für  ganz  andre  Bedür£üsse,  u.  bei  alieinigem  oder  ganz  vor- 
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herrschendem  G^dlohnsystem  arbeitet,  fast  gar  nicht  mdir  an  Personen, 
welche  zur  Gemeinschaft  innerhalb  aer  Unternehmung  gehören,  mit 

gösseren  Ausnabiaen  nur  noch  in  den  landwirtschaftlichen  Betrieben, 
der  FktKtnktioii  fOae  den  Ateats  tritt  a)  die  fdr  den  Markt  immer 
mehr  an  Stelle  derjenigen  fflr  hestiinntc  Kunden,  auf  Bestellung,  doch 
mit  wichtigen  Ausnahmen  grade  für  grosse  Objekte  der  modernen 
Technik  (grosse  Motoren,  Maschinen,  ganze  Proonktionseinrichtuugeu, 
Bauten,  Bedarfsartikel  der  ööentl.  Verwaltuog,  des  Heeres,  der  Marine). 
ß)  Auf  dem  Infarkt,  dem  lokalen,  heimischen,  fremden,  dem  Weltmarkt 
Dedingt  auch  die  Herstellungs- Unternehmung  immer  mehr  die  Ver- 
mittlung des  Absatzes  ihrer  Produkte  durch  den  Handel  als  selb- 
ständiges Gewerbe,  was  neue  Verbindungen  u.  Abliängigkeitsverhältnisse, 
der  Produktion  und  Konsumtion  vom  Handel,  dieses  vom  Kredit,  vom 
Geld-  und  Bankgeschäft  herbelfOhrt,  mit  scnarfen  ibiteress^ampfen 
unter  einander  u.  neuen  eigenartigen  Orfianisationen.  y)  Bedörfnis  les 
Absatzes,  Produktion  nicht  für  emen  bestimmt  nach  Menge  und  Art 
der  Produkte  bekannten  Absatz,  wie  bei  Bestellung,  sondern  filr  einen 
erst  aufzusuchenden  A]>satz,  vermehrt  wiederum  das  Bedürfnis 
nach  Vermittlung  durch  Handel,  steigert  die  Konkurrenz,  reizt  an,  ver- 
führt, nötigt  zur  Benutzung  aller  Mittel  und  Wege,  den  Absatz  über- 
haupt und  doch  den  lohnenden  zu  erzielen,  Bedürfiiisse  künstlich  zu 
erwecken,  die  Konkurrenten  zu  überwinden,  sich  und  seine  Leistungen 
bekannt  zu  machen  u.  zu  einem  guten  die  Nachfrage  erweiternden  u. 
steigernden  Ruf  zu  bringen.  <f)  Daher  aie  Organisation  des  Aufsuchens 
von  i3estellungen,  des  Absatzes  durch  Man  del.s  reisen  de,  das 
1\ eklamewesen  (eine  eigene  „Wissenschaft"!),  die  Annonce,  die 
Press  Verbindung,  alles  unter  der  Umkehrung  eines  bekannten  alten 
Sprichworts  \  om  „Eigenlob"  in  sein  Gegenteil  und  alles  verbunden  mit 
einem  umgeheuren  Kostenaufwand  und  mit  Mitemährung  von 
Schmarotzern  aller  Art.  t)  JJaher  auch  der  unlautere  Wettbewerb,  die 
Schein-Ausverkäufe,  anderseits  die  Notwendigkeit  der  eigenen  Quahtäts- 
kontrolle  der  Produkte  beim  Einkauf,  wozu  die  Käufer,  vollends  die 
Privatkonsumenten  doch  bei  der  komplizierten  Produktionstechnik,  bei 
ihrer  fehlenden  technischen  Warenkenntnie  meist  ausser  Stande  sind, 
c)  Die  so  erfolgende  Erweckung  neuer,  feinerer  Bedürfnisse  kann  zwar 
l<ulturfördemd  wii'ken,  verfdirt  aber  ;iuch  oft  zu  falschen,  lür  den 
i^uizelnen  im  konkreten  iaii  unrichtigen  Ankäufen  (Warennaus!),  zu 
Verschwendung,  leitet  die  Produlttion  oft  in  cnsolirie  Richtungen. 
tj)  Diese  Bedenken  wiegen  schwer,  auch  gegenüber  den  oft  hervor- 
gehobenen Vorteilen,  dass  erst  bei  dieser  Gestaltung  der  Produktion 
u.  des  Absatzes  dem  Konsumenten  alles  rechtzeitiger,  besser,  wohlfeiler, 
preiswiii-diger.  ])reisstet:ger  zuf^cfflhrt  werde.  ()■)  I>i<' Bedenken  steigern  sich 
noch  mit  der  Gefahr  faktischerMonopoie  nach  Besiemmg  der  Konkurrenten 
und  der  Verabredungen,  Kartelle  usw.  unter  Proouz«nten  u.  Händlern, 
denen  die  Konsumenten  grösstenteils  hilflos  gegenüberstehen,  da  ihre 
Organisation  zu  schwielig  ist  u.  auch  Konsinnvereine  u.  dgl.  nur  teil- 
weise Abhilfe  gewähren,  t)  Wenn  man  alle  diese  BedeiDcen  erwägt^ 
wird  man  die  „freie"  moderne  Unternehmung  auch  wieder  nicht  wmü 
aü  Endglied  der  Entwicklung  ansehen. 

§  43.  —  II.  Wichtigste  gegenwärtige  Unterneliraungs- 
tormen.  Untcrvicltpidu»!«^  nach  dem  Subjekt,  welches  die  ünter- 
nehmerpeisüidiclikt'ii  darstellt.  A.  JJrei  Uaupt^upj^u:  l.Eiuzei- 
unternenmung  („Frivatgescbäft'S  EiiuseUnhsterTBetneb)  im  Seeitx 
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IL  unter  der  Leitung  einer  einzigen  physiflcben  Persoiit  4äm  IflteBte, 
ans  der  Individual-  n.  Farailienwirtschaft  unmittelbar  herv  orgegangeae 
Form,  immer  noch  die  wnitans  verbreiteste  u.  die  Normalform.  — 
2.  As8oziation8unternehmun|;en,  a)  wo  Arbeitskräfte  allein 
oder  mit  geringen  eigmien  saebliclien  ProdukiionBimttelii  (Kapital, 
Boden)  a&  n  einer  Unternehmung  vereinigen,  welche  dann  von 
einem  Vorstand  geleitet  i^-ird:  Arboiter-fSenoesenschaft,  speziell 
Froduktivgenossenschaft;  h)  wo  Arbeitski  alle,  welche  alle  odor 
von  denen  wenigstens  einzelne  zugleich  Phvaikapitalisten  im  Belitz 
rati  Kapital  irind,  eine  {piemeinaebaftBclie  Untemebmung  bilden, 
regelmässig  in  den  Beditsrormen  der  neueren  Handels-  u.  Erwerbs- 
gesellscbaftcn  u.  in  verwandten  Rechtsformen  U.  n  n.  0),  wfdcbe 
dann  ebenialls  von  einem  Vorstand  (eventuell  den  Öozien  selbst) 
geleitet  wird.  —  3.  Ofteutliche  Unternehmungen,  welche 
difenUiehe  Körper,  ^  bea.  Staat,  ^  Gemeinde,  („Zwangs^emeinwirt- 
schaften'*)  auf  oestimmten  Gebieten,  auch  der  materiellen  Pro- 
duktion, als  ünternelimer  einrichten  rbesitzen)  u.  regelmäspig'  auch 
selbst  betreiben,  auf  eigene  Rechnung,  („Staats-,  Kommunalbetriebe"), 
unter  Leitung  von  Behörden  u.  Beamten. 

B.  Die  Prüfung  der  Wirtschaft!.  LeistangsfShigkeit  der 
ünternclimungen  der  drei  Gnsppen  und  der  Unterarten  dieser  ist 
aunfctlibt  an  7Ave\  psychologische  Momente  anzuknüpfen:  1)  an 
die  Interessengemeinschaft  von  Unternehmung  und  Unternehmer, 
bezw.  Leiter,  und  2)  an  die  Bedingungen  der  WiUensbfldinig,  der 
Fassung  der  EntsehlfiflBe,  der  Ausßihrung  dieser,  a)  In  dieaan 
beiden  Momenten  überragt  das  „Privatgeschäft"  i.  gen.  Sinne 
die  Unternehmungen  der  beiden  andren  G^ruppcn  naturgemäss  und 
dauernd,  wegen  der  hier  mitspielenden  u.  entscheidenden  psychischen 
MotiTe.  Nur  bei  ihm  besteht  völlige  InteresBenidenlitit  iwisohen 
Unternehmung  und  Unternehmer  (Besitzer  und  Leiter),  ist  die  ein« 
heitUche  Wülen'^bildung  u.  Entschlufiafiwanng  von  den  Srwügnngen 
der  einen  Psyche  allHTi  abhängig. 

Einzeln  kommt  wohl  etwa  Pölzendes  in  Betracht:  «)  Beim  Privat- 
geschäft wird  der  Grundsatz  der  Wirtschaftlichkeit  am  scbir&ten  durch* 
geftihrt,  die  Umsicht  gesteigert,  weil  es  sich  um  den  eigenen  Einsatz  n. 
Wohl  u.  Wehe  des  Unternehmers  und  seiner  Kfichsten  u.  Liebsten  am 
unmittelbarsten  bandelt.  Die  BewegUeUralt  der  ^dung  des  Willens  u. 
Fassung  der  Entschlüsse  ist  die  grösste,  dio  Energie  und  Gowissc-n- 
haftigkeit  der  Leitung  die  stärkste,  ß)  Das  Alles  wiegt  so  schwer  für 
die  wirtschaftl.  Leistungsfähigkeit  imd  den  schliesslichen  ökonomischen 
Erfokr  der  Unternehmung,  dass  mutmassUeh  dsuemd  das  Privatgeschäft 
die  Hauptform  der  Unternehmungen  in  der  privatwirtschaftlichen 
Organisation  bleiben  und  auch  durch  die  öffentlichen  Unternehmungen 
nur  In  besonderen  Fällen  ersetzt  werden  wird,  y)  Dies  trotz  der 
Unterlegenheit  in  anderen  Punkten:  Beschränktboit  der  persönlichen 
Leistungsfähigkeit,  speziell  der  Arbeitskraft  des  Unternehmers  als  Leiters, 
dff  Kapitalbraft  und  Kkvditföhigkeit,  der  durch  Lebensdauer  und  Oe« 
sundheitszustand  des  Unternehmers  b^renzten  Lebens-  und  BlOtedauer 
oder  wenigstens  des  ununterbrochenen  Fortgangs  der  Unternehmung 
selbst:  lauter  Momente  der  Schwäche,  welche  das  Aufkommen  und  die 
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Verbreitung  der  Assoziations-  u.  öffentlichen  Unternehmungen  erklären 
und  begrflnden,  aber  doch,  selbst  im  Zeitalter  moderner  Technik  und 
dadurch  und  durch  andre  Umstände  bedingten  Grossbetriebs,  nicht  so 
schwer  wiegen,  um  eine  allgemein«  Verdrängung  des  Privatgeschäfts 
▼olkswirtscnamieh  nfitdieh  u.  in  der  WeiterenlwieldnB^  weiursch^nlidi 
erscheinen  zu  lassen.  J)  Auf  verschiedenen  Gebieten  ist  die  Sachlage 
übrigens  nach  der  Eigenart  der  Technik  und  Ökonomik  verschieden, 
am  stärksten  u.  dauerndsten  wohl  die  Überlegenheit  des  PrivatgeschlÜfts 
in  der  Landwirtschaft.  »)  Auch  fOr  die  Fragen  der  Kartdttening  u.  des 
Übergangs  von  Kartellen  (Syndikaten)  unter  im  Übrigen  selbständig 
bleibenden  Betrieben  in  „Trustä*^',  d  b.  in  grosse  Gesamtimtemehmungen 
unter  einheitlicher  Zusammenfassung  zahlreieher  fietriebe,  bilden  diese 
Stärkeseiten  des  Privatgeschäfts  einen  beachtenswerten  Punkt,  der  gegen 
Trasts  spricht  ()  Auch  eine  Verwirklichung  der  sozialistischen  Pro- 
duktionsordmiiig  sttmmeii  sich  die  aiigvdenteton  StSrkeseiten  des 
PriTatgeschäfts  mächtig  entgegen. 

Nach  der  deutschen  Berufszählunff  von  1895  waren  in  der  In- 
dustrie und  im  Handel  (nach  der  rassung  dieser  Kategorien  der 
Beichsstatattik). 

B«tiii«b«  Bfwohafti'gtt»  PenonMi 

alMdliitaooO)       V*      alMolttt  (1000)      •/«     Mfl  Betrieb 

Alle  Betriebe  3065  100.0  10269  100.0  3.7 

Alleinbetriebe  1714  55.9  1714  16.7  1.0 

Gehilfenbetriebe  1351  U.I  8555  83.3  6.3 
Von  letztren  mit 

Einzelinhabem  1281  41.8  5  713  55.7  4.5 

Assoz.  u.  öffentl.  70  2^  2^32  27.6  40.4 

Also  gab  es  nur  etwas  über  2*/o  von  letztren  Betrieben,  aber 
freilich  idion  mit  über  genau  27  6%  der  beschäftigten  Personen, 
also  di«  weitaus  dorchschnittlich  grosseren« 

b)  ünter  den  tlbrigen  Unternebmungen  kommt  die  offene 

Handelsgesellschaft  dem  PriTatgeschäft  am  nächsten  in  Bezug  auf 
die  beiden  psycholog.  Momente  und  überragt  darin  alle  andren 
Assoziations-  und  öfteiitl.  Unternehmungen,  steht  aber  hinter  den 
mebten  u.  wichtigen  dieser  in  Bezug  auf  die  nämlichen  Punkte 
snrQck,  wie  das  Privatgeschäft.  Unter  den  Assosiatiensbetrieben 
fiberragt  sie  der  Zahl  nach  alle  andren  bisher  ausserordentHeh, 
allerdings  nicht  ebenso  in  der  lirösse  (sv  u.  Statistik  S.  163). 

c)  Unter  den  übrigen  Assoziationsbotrieben  zeigen  a)  die 
Erwcrbsgesellschaften  und  die  Genossenschaften,  unter- 
einander vergiicheni  psychologisch  betrachtet  spezifische  Vorzüge 
nnd  Kachieilet  mit  Veischiedenheifeen  wieder  nach  den  einaelnen 
Rechtsf'ormen  und  nach  der  Grösse  eines  jeden  Betriebs.  ß\  Das 
Gleiche  gilt  in  dieser  Hinsicht  von  allen  zusammen  verglichen 
mit  den  öffentlichen  Betrieben,  y)  Aber  diese  u.  die  Assoziations- 
betriebe  (nur  meist  mit  Ausnahme  der  gewöhnlichen  otleuen  Ge- 
Seilschaft),  bes.  die  snmeist  in  yen^eichenden  Akliengesellsehaften 
n.  öffentl.  Betriebe,  zeigen  in  den  beiden  psychol.  Pirnkten  wesent^, 
lieh  nahe  innere  Verwandtschaft,  was  zu  vielfach  gleicher  Ver- 
waltungsoiganisation  führt.  Dies  macht  a.a.  auch  in  der  praktischen 
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Frage  der  Waiil  zwischen  Aktieugesellschatt  u.  öffentlicher  Unter- 
pehmimg  manche  der  ttbliehen  Gmlnde  gegen  letstre  tind  für  das 
»»IViTatrachftft**  (Eiiiseliintienielmiung)  hintallig.  Denn  das  Aktien- 
unternehmen  teilt  eben  gewisse  Mäu^^pl  mit  dem  öffentlichen  Unter- 
nehmer XL  entbehrt  gleich  diesem,  wenn  auch  öfters  in  verschiedenem, 
übrigens  nicht  immer  in  geringerem  Grade,  manchen  Vorzug  des 
eigentlichen  Einzelontemehmens  (und  allenfalls  des  Kompagnie* 
geeehäfis)  (Fkage  der  EisenbolinTentaatlicbnngl). 

C.  Die  neueren  AssoziHtionsnnternehmung'en.  Die 
wichtigsten  sind  1)  die  versciuedcuen  Erwerbsgeseilschaften, 
offene,  stille,  Eommandit-,  Aktien-,  Kommandit-Aktien,  neue 
g^Bduift  mit  beachrinkter  Haftung  (Keichsges.  v.  1892),  auch  die 
Berggewerkschaft;  2)  die  verschiedenen  Erwerbs- u.  Wirtschafts- 
genoßscTischaften  („eingetragene").  Für  sie  alle  kommt  a)  die 
rechtliche  Seite,  b)  die  wirtschaftliche  Funktion  und 
Leistungsfähigkeit  in  Betracht. 

Zu  a:  Hier  liandelt  e«  sich  um  die  jj^anze  rechtliche  Struktur, 
die  Entstehung  u.  rechtliche  Anerkennung,  die  Bedingungen  dafür, 
die  Folgen  dayon. 

Hier  kommt  namentlich  Folgendes  in  Betracht:  Der  GeeellBchafts-, 

Genossenschaftsvertrafr.  dessen  notwendiger  u.  fakultativer  Inhalt,  die 
Haftlingsverhältnisse  der  Mitglie<ler  oder  Genossen,  der  Genossensch,  selbst 
u.  Dritten,  speziell  Gläubigern  der  Genossenschaft  gegenüber,  die  etwaige 
Mitwirkuiiff  öffentlicher  Behörden,  (Gerichts-,  Verwaftungs-),  der  Gesetz- 
gebnng  selbst,  das  Prinziji  der  Tndividualkouzession  nach  Rochtsform, 
nach  Unternehmungszweck,  das  System  der  Normativbedineungen.  Für 
alles  Einzelne  ist  nier  auf  das  bürgerliche,  bes.  das  Handelsrecht  und 
auf  Rpeziidgesetze  fifir  die  einzelnen  Arten  zu  verweisen  (s.  o.  S.  145). 
Zahl,  Arten  der  Gesellschaften  und  Genossenschaften,  Bedingungen  der 
Erlangung  der  Rechtsföhigkeit  ittr  sie,  Stellung  der  Geset^bung  u.  Vei> 
waltung  zur  ganzen  Materie  stehen  nicht  endgiltig  fest.  BiMung,  Knt- 
wicklung  der  neuen  Erwerbs-  und  \Virtsrhaftsgenossens(  liatten,  ein- 
getragener und  sonstiger  Genossenschaften  und  Vereine,  Bestrebimgen 
Schulze-Pelitzsch's  um  die  Erlangung  einer  befriedigenden  privatrecntL 
Stellung  der  Genossensehaften,  Änderung   der  Haftburkeit  (Reichsges. 


geseUsehaften  dorefi  Ersat«  der  Inrnvidnalkonzession  wegen  Rechts- 
form im  System  der  Normativbedingungen  (Novelle  v.  18H4  zuni 
D.  Hand.gesetzb,);  Erfordernis  der  Individualkonzession,  auch  noch  bei 
Aktiengesellschaften,  wegen  Zwecks  der  Untentehmung  (Noten-, 
Hypot&kenbanken,  Versieh erungsbetriebe,  Eisenbahnnntwnenmungen); 
■nene  Gesellseh.  mit  beschränkter  Haftung  v,  1892. 

Nach  der  deutschen  Berufszählung  von  1895  bestanden  damals  au 
Aööoziaüonsbetrieben  (und  an.  gleich  hier  mit  angereihten  öffentlich eu 
Betrieben,  asns.  mit  jenen  wohl  „Kollektivbetnebe''  genannt),  speKiell 
anf  dem  Gebiete  der  Gewerbe-  u.  Handelstätigkeit: 
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1.  Kompugniegeschäfte 

2.  Kommand.ges.betriebe 

3.  Komm.Aktienges.betriebe 

4.  Aktienffe8.betriebe 

5.  Ges.  mit  bescbr.  Haft.  Betr. 

6.  Betr.  v.  G«werkschalteii 


Aidnlil 

55  2H9 
1117 

-m 

4  749 
10S8 

440 


Beschftitigte 

PerRonan 

1 475  081 

9()  \r>r^ 

4-2  <  >4^ 

801  m 

06065 

132104 


Auf  1  Betrieb 

Personen 

2G.7 

80.7 
128.6 
171.2 

64.2 
300.2 


I,  1 — 6  Tius  Erwerhsgesellsch.       62  907 

7.  Betr.  eingetrag.  Geuo88.sch«        2  212 

8.  Imiungsbetriebe  41 

9.  Verniisbetriebe  1  :  ni 

n,  7—9,  Betr.  v.  Genoss.  u.  dgl.  3564 

10.  Reichsbetriebe  \  ohne  Post,  Tele-  /  277 

11.  Staatfibetriebe  /  giaphie,  Eisenb.  l  782 
19.  Gemeindebetriebe       ^  1643 

LS.  Betr.  and.  kommunal.  Korporat.  542 
14.  Betr.  and.  wirtsch.  Korporat.  336 

m,  10—14,  zus,  öffentl.  Betriebt 

IV.  Alle  zusammen 


2  507483 

17  952 

883 
1120H 


39.9 

8.1 
20.4 

y.3 


29  993 

28057 
135157 
20992 
4406 
5G09 


Kl 

10.1 
172.9 
12.8 

8.1 
16.7 


3  579 


194  221 


54.3 


70  OfjO 


2  s;;i  71  >T 


40.4 


Ausser  unternehmungsreehtl.  u.  spezif.  ökon.  u.  techn.  Rücksichten 
imd  Tendenzen  der  ßetriebsgrössengestaltung  machen  sich  in  den  Ent- 
wicklungen der  Wahl  der  Betriebsform  auch  noch  andre  rechtUdie 
Rücksichten,  so  auf  das  Stouerrecht  geltend  (z.  B  betr.  Genossenschaften 
u.  freien  Vereinen,  dieser  aller  u.  Erwerbsgcsellschaften,  neuerer  Gefc 
mit  beschränkter  Haftung  meist  no(  Ii  ohne,  Aktiengesellschaften  dagegen 
meist  jetzt  bei  uns  mit  subjektiver  Steuerpflicht  hezügl.  der  Kiiikonimpn- 
Steuer).  Zwischen  Erwerbs-,  bes.  Aktiengesellschaften  und  öüentl.  Be- 
trieben wird  die  Entscheidung  gegen  u.  fOr  letzte««  (Staats-,  Gemeinde- 
betriebe) auch  It'irht  mit  nacli  allgemeinen  wirtschafts-,  sozialpolitiadien, 
auch  rein  politischen  AuHiassungen  u.  Grunds&tzen  getroffen. 

Zub :  Hinsichtlich  der  wir tseltaftlich en  Leistun  g s f ä h  i g  k eii 
XI.  Funktion  folgen  hier  nur  über  einige  Arten  der  Assoaiationa' 
^  Unternehmungen  bloss  einige  allgemeinere  BemerJLungen: 

a)  Die  offene  Gcsclkchaft  (Kompa^'niegeschäfte)  hat  auch 
deshalb  mit  der  Eiuzeluntemehraung,  psycliolo'^isch  betrachtet,  die 
nächst©  Verwand tsehat't  u.  entsprechende  Vorzüge  vor  den  anderen 
Gesellschat tsioriueii,  weil  sich  hier  die  wirtücliaftlicbe  Interessen- 
gemeinschaft in  der  Gesellsehaft  unter  den  Kompagnons  vielfach  u. 
leicht  an  eine  sonst  schon  bestehende  persönliäie  und  anderweits 
wirtschaftl.  Interc^^erifremeinschallt  anknüpft:  nahe  Bluts-  \i.  ander© 
Verwandte,  JVeuude  vereinigen  sich,  aucli  eine  Auswahl  uach 
persönlichen  Eigenschaften  (Sachkenntnissen,  Lebensalter,  Bildungs- 
momenten« Temperament)  kann  leichter  stattfinden  und  fbrderlidi 
wirken,  dieser  Gesellschaft  selbst  Ueberlegenheit  gegenüber  dem 
Unternehmen  eines  Einzelnen  ;:^eben  ^grössere  Arbeitskraft,  um- 
fassenderoKenntnis,  besonnenereErwÄgungvonPersonenverschiedenen 
Temperaments).  Auf  Bildung  von  Willen  und  £ntschlus8,  auf  Aus^ 
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iUhrung  Imm  das  günstig  wirken,  AUm  Mmilittmd  wie  in  oder 

noch  besser  als  in  der  Einzeluntemehmung.     Daher  ist  diese 

Ges.forni  auch  ftJr  ein  weiteres  Geschäftsfela,  flir  Spekulations- 
geschäfte geeigneter  als  meist  die  andren  Gkssellschafts-  (u.  Genobseu- 


mit  sich.   Schwierigkeiten  bereitet  nvr  die  Voraussetsang  steter 

Harmonie,  der  berechtigten  FUgTing  des  Einen  in  den  Andren. 
Fehlt  es  hieran,  so  leidet  die  Leitunprsaktion,  verringert  sich  die 
Konkorrenzföhigkeit  gegen  die  andren  Formen,  bes.  gegen  das 
Privatgeseliijfl»  aneh  der  Lebeosdener  der  Untemehniatig  droht 
OeiUnr  (AnfUtaimg}. 

f)  Bei  der  stillen,  der  gewtthnlielien  Kommaiidit-  u.  in 

gesteigertem  Masse  der  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien 

liegt  die  Gelegonlieit  vor,  besonders  qualifizierten  Personen 
auch  grt)tisere  Kapitalien  (Vermögenseinlagen)  ohne  störende  Ein- 
mischung in  den  Betrieb  seitens  der  betreffenden  Kapitalisten 
(stillen  Gesellschafter,  Komnumditisten,  Besitzer  von  Kommandit* 
enteilen  der  K.  G.  a.  A.)  anzuvertrauen,  in  Bechtsfonnen,  welche 
dem  Leiter  u.  persönlich  haftenden  Gesellschafter  diese  Einlagen 
zur  möglichst  freien  Verfügung  stellen,  wie  sein  eigenes  Vermögen, 
in  ^sserem  Masse,  als  bei  reinen  Kre^ton,  Über  die  er  sonst  yerragt 
Seine  Haftbarkeit  u.  der  hohe  in  Aussicht  stdwnde  eigene  Gewinn, 
mit  aus  der  Verwertung  dieser  Einlagen,  spornt  den  Leiter  zu 
besonders  tüchtiger  üntemehuierarbeit  an.  Vor  dem  Privatgeschäft 
kann  diese  GesellschafUform  den  Vorzug  der  grösseren  Kapital« 
kraft,  Tor  der  AktieDgesellKbaft  den  der  ^rttaseren  Energie,  des 
stärkeren  Interesses,  der  ToUmfenyMnntwortbehkeit  mit  dem  eigenen 
Vermögen,  der  frnVron  Rtrllinig,  der  geringeren  Kontrollen  für  den 
Garanten,  verglichen  mit  der  Direktion  ^Vorstand)  der  Aktien- 
gesuilschaft,  bieten.  Anderseits  liegt  die  Gefalir  eines  leichteren 
Slissbranchs  seiner  Macht  seitens  des  Garanten  n.  die  Schwierigkeit  vor, 
den  GeeeQsehAftsbetxieb  ohne  stdrende  Folgen  von  ihm  abznlSsen.  . 

aa)  Mehr&ch  sind  es  Qrflnde  auf  dem  Gebiete  des  Aktienrechts  * 
selbst  gewesen,  welch©  bes.  um  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  die 
Kommandit- Aktiengesellschaft  von  den  Beteili|^n  statt  der  Aktien- 
Gesellschaft  haben  wühlen  lassen:  wenn  nimhch  bei  dem  Prnudp  der 

Individualkonzession  die  Staatsgenehmigung  überhaupt  niclit  oder  nur 
unter  den  Gesellscliattem  (Aktionären)  nicht  eenehmen  Bedingungen  zu 
erlangen  war.  (Auch  in  Preussen,  z.  B.  bei  aer  Diskontogesellschaft  in 
Berlin),  bb)  Für  einzelne  Unternehmungszwecke,  wo  es  sich  handelt 
um  ^osse  Kapitalien,  riskante  Geschälte,  grosse  Vertrauenswürdigkeit 
und  Verantwortlichkeit  der  Leiter  und  docli  im  Interesse  des  tmter- 
nehmens  und  der  Geschäfte  um  freiere  Stellung  des  Leiters,  der  durch 
Knntrollo  deshalb  nicht  tu  Kehr  beengt  wer  Icn  daH  und  wo  anderseits 
Kontrollen,  vollends  ohne  zu  äeiu  zu  beengen,  besondere  Schwierig- 
keiten der  richtigen  n.  wirksamen  Einrichtung  bieten,  mOchte  sich  me 
Fnim  der  XommaniUt-Aktiengesellscliaft  in  gewisser  AVoise  selbst 
priDzipieU  rechtspolitisch  als  zwingendes  Recht  empfelilen.  So  vielleicht 
auf  dem  Gebiete  der  Effektenbanken,   cc)  fiestimmte  Rechtsformen  für 
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(JntoriMlimungen  aassstiseUlMfleii  oder  ironEusehreibeii.  fareiÜch  daim 

gewöhnlich  im  Anschluss  an  das  durch  die  geschichtliche  Entwicklung 
Qblich  Gewordene,  u.  mit  bes.  Kücksicht  auf  die  Haftbarkeitsverhältnisse 
ist  vorgekommen,  so  im  englischen  Gesellschi^tsrecht  der  Joint-Stock- 
Companies,  mit  seinem  früheren  AusschlnsB  der  begrenzten  Haftbarkeit 
bei  diesen  Gesellschaften  Oberhaupt,  später  wenigstens  ffir  gewisse  Unter- 
nehmungszwecke, wie  Banken,  ois  auch  liier  die  begrenzte  Haftung 
zugelassen  wurde  (s.  u.  D.).  In  Deutschland  sind  durch  das  Reichsgea. 
über  Hypothekenbanken  v.  13.  Juli  1899  offene  Handelsgesellschanen, 
Komm.ges.,  Ges.  mit  beschränkter  Haltung,  auch  einsetrag.  Genossen- 
sehaften n.  einzahle  Personen  für  die  soffen.  HypothMenbankgeachflito 
(Beleilnin^  von  Grundstücken  mit  Ausgabe  von  Schuldverschreibungen 
[„Pfandbriefe"]  auf  Grund  der  erworbenen  Hypotheken)  ausgeschlossen 
(§  2),  nur  Aktien-  u.  Eomm^es.  auf  Aktien  aürfen  sie  betreiben  (§  1). 
Nach  dem  Reichsges.  v.  12.  Mai  1901  Ober  priv.  Versich.imtemehmnngen 
dürfen  zum  Betrieb  der  versclüedenen  Arten  der  Lebensversichening  u. 
zu  dem  der  Unfall-,  Haftpflicht-,  Feuer-  u.  Hagelversicherung  ausser 
Versicherungsvereinen  auf  Gegenseitigkeit  (nach  dem  gen«  Oos.)  nur 
Aktiengesellschaften  zugelassen  werden  (§  G):  beachtenawwte  EnU 
wicklung;eny  auch  wirtschafts-  u.  sozialpolitisch.  ^ 

D.  l>ie  Aktiengesellschaft,  lieber  diese  wichti^te  modema 
Gesellschaftsform  folgt  hier  einiges  Nähere,  bes.  über  ihre  okono«' 
mische  Funktion,  über  das  Grundprinzip  ihres  Rechts 
(beschränkte  Haftbarkeit)  und  über  einige  Punkte  des 
Gründnngs-  u.  Betriebsrechts.  1.  Spezifischen  Vorzügen 
in  grosser  wirtsdiafä.  LoisluiigBfithigkeit,  irddie  dkae  GeseDsdumiB- 
i'orm  «Ib  wichtiges  Glied  der  privatwirtseh*  QrgaoiBation  unserer 
Zeit  unentbehrlich  machen,  stehen  schwere,  dieser  Unternehmungs- 
form bleibend  anhaftende  Mängel  gegenüber.  Diese  lassen  sich 
weder  durch  veränderte  Hechtsnormen  noch  durch  ethische  und 
Sittenänflüsse  gans  beseitigen,  hdchstens  etwas  abeehwitchen,  aber 
selbst  dies  öfters  nur  auf  die  Gtefahr  hin,  dann  die  notwendige  und 
heilsame  Funktion  der  A.-G.  zu  unterbinden,  daher  meist  nur  in 
bescliränktcm  Masse.  2.  Demnach  ist,  wohl  oder  übel,  der  Schluss 
gewöhnlich  geboten:  sit  ut  est  aut  uon  äit.  3.  Um  Letzteres 
möglich  sn  machen,  weil  Tiele  n.  wichtigste  ökonomische  Zwedce, 
denen  die  A.  G.  dient,  notwendig  vollführt  werden  müssen,  geht 
die  Frage  der  Reform  der  A.-O.  in  die  der  Verdrängung,  des 
Ersatzes  durch  andre  ihr  in  der  Wirtschaft!  Leistungsfähigkeit 
einigermassen  ebenbürtige  oder  selbst  überl^ene  Untemehmungs- 
nnd  auch  Assosiationsformen  über:  in  die  Frage  ihres  Ersatses 
durch  Einzeluntemehmung,  durch  andere  Gesellschaftsfonnen  (offene, 
Kommandit-Aktien-,  Ges.  mit  beschränkter  Haft.),  namentlich  aber 
durch  Genossenschaften  (Gegeuseitigkeitsvereine  im  Ver- 
*  siclieningswesen)  u.  noch  mehr  durch  öffentliche  Unternehmungen, 
Staats-,  Kommunalbotriebe,  (s.  n.  unter  £.  u.  F.).  Einige 
Ausführnn;j:;en  hierzu  im  Folgenden. 

4.  Die  Vorzüge  der  A.-G.  folgen  aus  mancherlei  Gründen, 
namentlich  den  nachstehenden:  a)  aus  der  Zerlegung  des  Aktien- 
kaintab  in  Aktien  bestimmten,  m^st  missigett  Nennbetrags,  mit 
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leichter  Übertragbarkeit  (meiit  als  Inhaberpapier),  leichter  n.  be- 
quemer Umsatz&higkeit  (böreenmfissiger)  zum  Kurse;  b)  aus  dem 
Prinzip  der  naftbarkeit  des  Gesellschafters  nur  mit  dem 
Aktienbe trage,  daher  mit  entäprechender  Beschränkung  des  Ein- 
satzes (VerlustSf  Bisikos)^  c)  aus  der  Möglichkeit,^  so  sehr  grosse 
Kapitalien  fitr  besümmte  Zwecke  in  eine  einzige  leitende 
Hand,  der  Leiter  der  A.-G.»  an  bringen.  5.  So  wird  die  A.-G. 
bes.  heffthigt,  nfue,  noch  wenig  bekannte,  in  den  öko- 
nomi'^ehen  i  i: c  bn  issen  unsichere  Gebiete  zu  betreten  und 
hier  als  i'iünier  des  Fortschritts  zu  t'un^eren  (Kisenbahnwesen 
in  der  ersten  Zeit,  Dampfischifiblinien,  nnterseeuebe  TOegraphenkabel, 
Bergwerksbetriebe  [Goldgewinnung],  Einfuhrungen  neuer  Technik, 
Betriebsorganisationen),  hj  Dgl.  kann  sie  höchst  kostspieliirp 
grosses  Kapital,  ja  wahrhafte  Rieseukapitalien  erheischende, 
auch  darinte  stiegende  Untemehmungszwecke  durchfuhren,  welche 
sonst  unauBgefeUirt  blieben,  weil  sich  in  anderen  Formen  das  Privat« 
kapital  dazu  nicht  fände,  nicht  den  Einsatz  riskierte,  oder  weil  jene 
Zwecke  ausser  durch  die  A.-G.  nur  durch  öffentliche  Unternehmungen 
ausgeführt  werden  könnten,  c)  Diese  sind  aber  nicht  überall  mög- 
lich, auch  konunen  sie,  wo  sie  möglich  wären,  nicht  überall  zu  stände, 
noch  sind  sie  immer  ebenso  U-istni^iBfiliiig  als  die  A.-Or.,  werden 
also  dann  passend  durcli  die  letztere  ersetzt,  d)  Eminent  quali- 
fizierte Leiter  können  mit  sehr  liohen  Gehaltsbezügen  u.  Gewinn- 
anteilen (Tantiemen)  herangezogen  werden,  weil  selbst  diese  Be- 
zahlung, auf  ein  grosses  GesenXftskapital  bezogen,  relativ  keine 
grosse  Last  bildet,  während  so  die  A.-G.  an  Leistungsfähigkeit,  so* 
weit  diese  von  drr  Leitung  abhängt,  anderen,  ^onst  etwa  leistungs- 
fähigeren ünternchmungsformen,  aiuli  Itir  Kiiizelunternehraung  u. 
oÖenen  Handelsgesellschaft;,  gleich  kommt,  oder  ihnen  überlegen 
wird,  e)  Die  grösseren  Beinertrltge  können  auch  den  kleineren 
Priyatkapita listen  mittelst  Erwerbs  weniger,  selbst  einer  Aktie, 
zumal  Ix  i  Icleinen  Wertbeträgen  dieser,  zul'u!«'  kommen,  freilich 
mit  entspreciiendeni  Risiko,  wobei  sich  aber  wieder  grosse  Kapitalien 
für  gewagte  Unternehmungen  leichter,  vielleicht  überhaupt  erst  auf- 
bringen lassen  (englische  1-Pfund- Aktie,  Goldminenshares!) 

0  Selbst  in  .^^o zialpolitischer  Hinsicht  kann  1'  Kapital- 
assoziation  in  Form  der  A.-G.  ein  erwünschtes,  sonst  fekieudes  Mittel 
sein,  der  Übermacht  konzentrierten  Privatkapitals  in  einzelnen  Hftnden, 
in  der  Einzelunternehmunff,  der  offenen  Gesellschaft,  ein  Gegengewicht 
zu  hieten  (die  heutigen  Enckti-nhanken  in  Form  von  A.-fi.  u.  Knmm.- 
A.-G.  gegenüber  den  grossen  Privatbankhäusern,  eine  der  charakte- 
ristischen Tendenzen  bei  der  Gründung  des  Pariser  Credit  mobilier  1852 
durch  di<'  IN  rt  ii  '  S,  —  um  durch  solche  Kajjitalassoziation  die  Intf  ressen 
des  „portugiesischen"  gegen  das  „deutsche  Judentum",  der  liothsciiild 
u.  Eons.,  zu  fordern  [!]);  freilich  anderseits  mit  der  möglichen  u.  ein« 

fetretenen  Folge,  grosse  Einzel-  u.  Familienvermögen  in  ihrer  Macht 
urch  Beteiligung  am  Aktienwesen  noch  zu  stärken  u.  das  Risiko 
einzelner  Geschäfte  zu  verteilen  (Anlagen  in  Aktien  verschiedener  Ge- 
sellschaften, Teilnahme  au  Leitung  durch  Aulstchts-  u.  Verwaltungs- 
ratsstellen,  Einfluss  so  nach  allen  Seiten). 
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5.  Die  Mfingel  u.  Bedenken  alles  Aktien^esellschafltBweBend 
treten  anf  dem  Qebiete  der  Gründung  u.  Errichtung,  wie  der 

Einrichtung  u.  des  Betriebs  der  A.-G.  hervor. 

a)  Der  Gründungsakt  selbst  a)  soll  der  Absicht  nach  vielfach 
schon  u.  kann  oft  auch  zu  Gewinnen  für  die  Beteiligten  tuhreti, 
ohne  sichere  Berechtigung  durch  entsprechende  znkünfdge  Erfolge, 
durch  den  Untemehmungszweck,  umgekehrt  häufig  genug  mit  dem 
ErMjr.  <^ie  Lebens-  vi.  G-edeihcnstahigkeit  der  neuen  A.-G.  zu  ge- 
fährden, sie  mit  einem  zu  grossen  Kapital  auszustatten,  sie  von 
vornherein  mit  tiktiven  Aktiven  zu  belasten,  so  namentlich  bei  Um- 
wandlnng  einer  Unternehmung  !n  anderer  Becbtsform  in  eine  A.- 
G.,  ein  Modus,  der  sonst  mitunli  r  der  völligen  Xeugründung  vor- 
zuziehen sein  kann  u.  S.  170,  171).  ß)  An  die  Gründung  knüpft 
sich  leicht  u.  tatsächlich  oft,  ja  fast  notvs  i  udij;,  Agiotage,  Börsen- 
treiben, Börsenspiel,  Pressreklauie  (^Annoncieren!),  leicht  selbst 
Piesskoxniption,  Hineinmehen  immer  weiterer  Volkskreise,  auch  röllig 
ungedgneter,  wirtschaftlich  schwacher  zur  Beteiligung  aaSpekulations» 
manövrrn  aller  Art  (Differenzg^eschäftc,  Spekulation  mit  selbst  erst 
gelielieuein  Gelde,  Unterstützung  dabei  durch  Banken  usw.).  Ein 
erheblicher  Teil  „der  bürgerlichen  Gesellschaft"  aus  allen  Kreisen 
droht  so  zur  grossen  Spidergesellschaft  au  werden,  y)  In  dafür 
günstigen  Konjunkturen  steigert  sich  die  Gründungstfttigkeit 
zu  rasch,  tiberschreitet  so  schon  durch  das  „Zuviel  auf  (»in- 
mal*'  das  richtige  Mass  der  Entwicklung,  führt  in  Uberspekuiation 
hinüber,  aus  der  sich  dann  mit  Notwendigkeit  Bückschläge, 
Krisen,  eigeben,  dehnt  auch  dabei  die  „Gründungen**  Idcht  auf 
unsolide  Unternehmen  u.  die  Form  der  A.-G.  auf  ungeeignete  Fälle 
aus.  ö)  Die  „Unregelmässigkeit"  im  fJang  des  Wirtschafts- 
lebens, in  der  Entwicklung  der  Produktion,  in  der  Arbeiter- 
heschltftignng  wird  sonach  grosser.  Besonders  beachtenswert  ist  die 
Funktion  der  Effektenbanken  hierbei. 

aa)  Der  Übergang  des  griKst-n  Teils  des  Gründungsgeschäfts  an  grosse 
Banken  („Effekten-Emissionsbanken";  u.  die  vermittelnde,  „reguUerende" 
Tätigkeit  dieser  yermindem  zwar  eventuell  einige  der  unter  a—d  be- 
röhrten Bedenken,  aber  steigern  sie  anderseits  noch  u.  rufen  selbst  noch 
weitere  hervor.  Denn  schon  im  eigenen  Interesse,  um  ihres  Gewinns 
selbst  willen,  sind  diese  Banken  darauf  angewiesen,  in  dafür  günstigen 
Konjunkturen  möglichst  viel  /u  „gründen**,  ihre  Machtstellung,  ihr  Ruf 
erleichtert  ihnen  das  und  durch  die  Konkurrenz  u.  RivalitHt  tmtorein- 
ander  (auch  durch  persönliche,  der  Direktoren,  Verwaltungsräte  u.  da- 
hinterstehender Kreise!)  werden  sie  dazu  gezwungen  und  verfiüurt,  auch 
durch  N'erlüudunfren  tinter  sirli  zu  „Hankp^ruppen",  die  neueste  Ent- 
wicklung bes.  seit  Ende  der  lciiX>er  Jalire  bei  uns,  werden  sie  dahin  gedrängt, 
bb)  Der  durch  Agio  neuer  Aktien  zu  erzielende  Gewinn  lockt  u.  treibt 
weiter,  fiihrt  zu  fieberhafter  ^'ericrrisserunfr  de.s  Kapitals  der  emittierenden 
Bank,  der  „gegründeten"  oder  zur  Klient»  1  ^ndiörendea  A. -Gesellschaften 
(Berg-  u.  Hüttenwesen!),  cc)  Diese  Klienten  der  Banken  geraten  so  in 
immer  grüMmre  Abhängigkeit,  dd)  Faktische  Monopole  entstehen,  durch 
Kartellierung  und  Fusionen  noch  «festeigert.  ee)  Die  Aufsieht?ratstellen 
werden  mit  Anhängern  u.  Abhängigen  besetzt,  häufen  sich  bei  einzeUiou 
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Sineknrrn  mit  riesigen  Einkommen  fflr  Einzelne  zu  werden,  ff)  Die 
Klassengegensätze  zwischen  Kapital  u.  Arbeit  steigern  sich  mit  der 
Steigerung  der  Einkommen-  u.  YermOgensverschiedenoeit,  mit  der  Ab- 
hängigkeit der  Arbeiter  in  den  Grossbet rieben,  mit  dem  Schwinden 
persönlicher  Beziehungen  zwischen  Unternehmer,  I^eiter,  Beamten, 
Arbeitern,  gerade  leiciit  in  den  A.-G.  gg)  Das  Börsenspiel  in  Aktien 
zwischen  Eingeweihten  und  Femstehenden,  geriebenen  Geschäftsleuten 
u.  Privatpublikum  droht  in  den  Hanssoperioden  u,  den  ihnen  folgenden 
Baissepenoden  selbst  in  der  kleinen  Ta^pekulation  zur  Ausbeutung  der 
scihwSäieren,  nnuntenichtetMi  Spider  zu  fflhren,  was  wiederum  die 
Verteilung  des  Volkseinkommens  und  -Vermögens  ungleicbm&ssieer 
macht  und  ethisch  und  sozial  zersetzend  wirkt.  Dies  Bflrsonspiel  ist  mr 
die  Masse  der  Spieler  schlimmer  als  das  gewagteste  Hasardspiel,  weil 
bei  jenem  die  Spielchano«!  von  den  Untenichieterui  zu  ihren  Gnwten 
beeinflusst  werden  künnen  u.  werden. 

b)  Einrieh.tung  und  Betrieb  der  A.'O,  haben  nnvermeid- 
liehe  Jflngel  durch  ihre  notwendige  Organisation  einer  Art  Be- 
hördenwesens u.  eines  Beamtentums,  welche  beide  doch  an  die 
Verhältnisse  des  Bureaukratismus  und  des  Beamtentums  im  öffent- 
Hchen  Dienst  rhöherer,  subalterner  Dienst)  erinnern,  aber  mit 
tlberwi^end  nient  gflnsl^n  Abweiehnngen,  nach  nach  der  peycholog. 
u.  sozialen  Seite:  das  erste  egoi^^tische  Ticitmotiv  macht  lieh  stärker 
als  im  öffentlichen  Dienst  geltend,  die  anderen  besseren  Motive 
treten  mehr  zurück  oder  spielen  gar  nicht  mit,  etwa  vom  Ehrgeiz 
u.  der  Rivalität  der  Personen  in  leitender  Stellung  abgesehen. 
ß)  IMe  Interessenidentitfit  zwischen  Leitern,  die  eben  Msoldete 
Beamte  etwa  mit  Tanti^en  daneben  sind,  u.  der  Unternehmung  ist 
schwacher  als  in  den  meisten  andern  U.s-Formen.  y)  Die  Kontrollen 
sind  Bcliwierig:  sind  sie  zu  scharf  u.  weitläufig,  so  hemmen  sie 
störend,  sind  sie  zu  lax  n.  selten,  so  leisten  sie  nichts  u.  verf&hren 
wohl  selbst  zu  nieht  konekter  Gesehäftsleitung.  ^)  Die  General- 
versaramlungen erinnern  stark  an  die  Parlamente  öffentlicher 
Körper,  leisten  aber  noch  viel  weniger  u.  sind  oft  lange  leere 
Formen,  die  Aktionare  werden  darin  zu  Marionetten  der  Ver- 
waltnng  n.  Bat  n.  Tat  der  Generalyersammlnngen  hmken  naeh, 
wenn  nicht  mehr  gut  zu  maebende  Uebel  u.  Schädigungen  ein- 
getreten sind.  «)  Das  Arbeiter-  u.  auch  das  Beamtenverhältniss  in 
der  A.-G.  zei^^t  eher  noch  l>edenklichere  soziale  Seiten  als  in  den 
anderen  Formen  der  freien  modernen  Unternehmung  überhaupt. 
So  bes.  in  der  graaBen  Abhängigkeit  tob  den  Ldtem,  in  der  Unsicher^ 
heit  der  Stellung,  mehrfach  doch  andi  in  der  Arbeitszeit  u.  in  den 
Lohn-  u.  Gchaltsverhältnissen,  wo  namentlich  zwischen  leitenden 
Beamten  (Direktoren)  u.  Aufsichtsräten  u.  den  übrigen  Beamten 
grösste  Unterschiede  in  Entlohnung  zu  bestehen  pÜegen.  (Daher  be- 
steht das  Problem  der  Oiganisation  des  I^TatoeamtentiimB  in  der 
A.-G.  nach  Analogie  des  öffentl.  DieiurtB  auch,  aber  bietet  weit 
grössere  Schwierigkeiten  der  Lösung). 
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S.  Statistik  der  A.-O.  in  dem  Artikel  im  H.  W.  B.  St.  I.  von 

▼an  der  Borght;  für  Preussen  in  d  Statist.  Jahrb.  f.  1905  S.  238ff. 
unten  über  neue  Aktienenüaalonen  im  Keichsstat.  Jiüirb.  L  190ö|  S.  207. 
For  die  hier  behaiulelte  Seite  d«r  Frage  igt  die  Statistik  der 
Gründungen  (inkl.  Umwandlungen  von  Unternehmen  anderer  Rechts- 
form in  A.-G.)  u.  Aktienemissionen  (spcz.  zum  Börsenverkehr  zu- 
gelassener Wertpapiere)  bes.  wichtig,  weil  daran  die  Schwankungen 
nadi  Jahren  gut  zu  ersehen  sind.  Z.  B.  kamMi  in  der  ^^Gründungs- 
aera"  nach  dem  französ.  Kiiege  1871  flf.  in  Preussen,  wo  bis  inkl.  1870 
903  (übrigens  abweich.  Angaben«  8.U.)  Ges.  mit  2193  IL  M.  Aktien- 
kapital (stark  Eisenbalinen)  eniehtet  worden  waren,  hinzu  1871  203 
mit  813,  1872  47S  mit  1217,  1^7,^  mit  451,'  ^^i^--  1^71-73  843  mit 
2484  M.  M.  Kapital.  1874,  nacii  Rückschlag  und  Krise  seit  Sommer 
1873,  nur  noch  30,  1875  3.  1876-  81  25.  Es  liquidierten  1871— 74  bezw. 
52,  138,  67,  14,  gerieten  in  Konkurs  bezw.  14,  38,  <  >  Von  den  1908 
in  Preussen  bestehenden  A.-Ges.,  z^is.  2554  mit  3S61  M.  M.  Grflndungs- 
kapital,  stammten  her  aus  der  Zeit  noch  vor  1870  238,  aus  1871 — 80  ^7, 
1881-90  584,  1891-95  365,  1896—1899  („Aufschwung"-Ära)  685  (aus 
1899  davon  allein  235),  aus  1900—1902  2i^..  Im  stanzen  Deutschen 
Reich  war  der  Nennwert  der  bei  den  deutschen  Börsen  zum  Börsen- 
liandel  zugelassenen  dentscken  Aktien  (bei  lodustrieaktien  inkl.  Berg- 
werkskoze»  diese  nach  erstem  Kurswert)  in  XilL  H.: 
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1897 

317 

35 

305 

666 

1898 

309 

72 
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712 

1899 

229 

71 

606 

806 

1900 

117 
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73 
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160 
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1902 

223 

99 

214 

536 

1903 

62 

17 

920 

302 

1904 

189 

49 

297 

535 

Auch  hier  ergiebt  sich  die  Übertreibung  in  den  „Aufschwungjahren** 
1896  ff.  —  In  Deutschland  ist  durch  die  Vsrstaatlichung  der  wichtigsten 
Privateisenbahnen  das  Gebiet  der  A.-G.  u.  auch  der  Neuemission  von 
Bahnaktien  natürlich  sehr  einc^esci tränkt  worden.  —  In  Preussen,  s.  im 
Stat.  Jahrb.  nnch  die  Statistik  der  geograph,  Verbreiti:nfT  rier  A.-G. 
nach  Reg. -Bezirken  u.  nach  Gruppen  der  Zwecke  (Gegenstände). 
Die  1903^  bestehenden  2654  A.-G.  (ohne  in  Liquid,  u.  in  Konkurs  be- 
findliche u.  wenige  sonstige  fehlende)  hatten  3801  ^I.  M.  Gründungs- 
kapital, 6622  M.  m.  gesumtos  Akt.-Kap.  Fast  alle  Zweige  von  Gewerbe, 
Handel,  Verkehr,  Geld-  u.  Baukgesuhäft  waren  \ertreten,  am  stärksten 
im  Gesamtkap.  Effekteiibanken  mit  1811,  Berg-  u.  Hüttenwesen  mit 
1219  M.  M..  In  Pf  iioster  Zeit  hat  'V\<^  starke  Entwicklung  der  neuen 
Ges.  mit  beschränkter  Haft,  den  Aktienges.  etwas  Abbruch  getan. 

6.  Anwendbarkeit  der  A.-G.  auf  wirtschaftlichem  Ge- 
biete. Die  neuere  Entwicklung  zeigt  zwar  die  A.-G.  auf  fast  alle u 
wirtsch.  Gebieten  Tortieten,  nnt  Ausnahme  des  eigentlichen  Land> 
wirtsch. -Betriebs  (wohl  fast  nur  bei  landwirtscb.  Industrien,  wie 
Zuckerfabriken,  Brennereien  kommt  sie  vor).  Aber  auch  heute  ist 
diese  Entwicklung  auf  den  einzelnen  Gebieten  eine  sehr  ver- 
schiedene u.  auch  von  verscliiedenem  ökon.  Erfolg.  Einigcrmaassen 
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fsM  ültem  Ansiehtttn  Bchmi  der  Mt-  klaat.  Nat-Ölt<moiiite  ttber 
die  für  Oesellschaflsform  llberhaant  gerign^n  n.  nicht  geeigneten 

(^el>i(*tp  mich  durc!i  die  ncnerfMi  Erfalirnn^j-fn  best/Üipt  a.  entspricht 
dies(  II  liit  tatsächlit  lie  Entwickhnic,  wenn  auch  mit  wichtig:en  Aus- 
naijuiüu.  Danach  ibt  die  A.-G.-Forui  am  meisten  angeaei^t,  wo 
flieh  der  Betrieb  auf  siemfieh  üwte  Begeln  anrückfUhreii,  oanach 
mehr  mechanisch,  namentlich  ohne  beaonderes  Spekulationsmomenti 
oinrichten  n.  besorgen  Iftsst  (Versicheriingrs-,  bes.  Lebcnsvcrsiclioninw». 
wesen,  nicht-  speknlat.  Bankwesen,  Verkehre-  u.  Transporfweson, 
wie  Eisenbahnbetrieb,  ftchiflahrtsliuien,  Gas-  u.  Waaeerrersorgung); 
b)  ferner,  wo  die  Kontrollen  leichter  und  wirksamer,  ohne  sen 
hemmen,  anwendbar  sind  (dieselben  Fälle);  c)  auch  wo  die  stete 
Tätigkeit  u  Aufsicht  des  Leiters  vor  der  Leistung  des  Kapitals, 
bes.  auch  des  stehenden,  etwas  zurücktreten  kann,  nicht  ein 
beatKndiger  Weehael  der  Dispodtionen  erfolgen  masB.  Die 
grösste  Verbreitung  u.  den  bedeutendsten  Ökonom.  Erfolg  seigt  die 
A  G  .luch  jetzt  nocli  bei  uns  auf  Gebieten,  ^vo  diese  Voraus- 
setzungen einigemiassen  zutreffen  u.  eben  in  den  genannten  Fällen. 
Es  sind  dies  grösstenteils  aber  auch  diejenigen  Gebiete,  wo  die 
öffentliche  Unternehmung,  der  Staate-  u.  Kommunalbetrieb,  bes. 
weit  Yörbreitet  sind  u.  sich  bewähren.  Die  neueren  Antbrderuneen 
grosser  Kapitalien  fiir  den  Grossbetrieb,  für  Festlegung  derselben 
in  gewaltigen  stehenden  Anlagen  (Berg-  u  nüttenwesen,  einzelne 
Fabrikzweige)  und  Probleme  der  Technik  u.  Ökonomik  in  der 
Produktion,  im  Verkelurswesen,  im  Bankbetrieb  (Ejflfektenbanken) 
haben  indessen  zu  einer  Ausdehnung  der  A.-G.  auch  auf  weitere 
Gebiete  geitihrt,  welche  im  ganzen  als  bewährt  gelten  darf. 

Hier  l)leihen  zwar  wold  gewisse  Bedenken  u.  die  Bewahrung  ist 
nicht  immi'r  gesichert,  so  da,  wo  das  Spekulationsmomeut  notwendig 
roehi-  mitspielt,  wie  im  Fabrikwesen,  soweit  es  mit  dem  Ankauf  zu  ver^ 
arbeitf  u'ler  ii.  mit  dem  Absatz  der  eipn»  n  Produkte  zu  tun  hat,  wie 
ferner  namentlich  im  neueren,  mit  der  Besorgung  der  £mis8ion  von 
Wertpapieren,  GrQndnn^  von  Unternehmen,  selbst  wieder  in  A.-G.-Form, 
sich  betassenden  Effektenbankwesen.  Aber  hier  kommt  der  oben  er- 
wähnte Umstand  stark  in  Betrndit.  dass  den  Leitern  n>irektnren)  ausser- 
ordentlich hohe  Bezüge  gewährt  werden  können,  dass  sie,  zumal  beim 
Tantiemesvstem,  mit  dem  eigenen  persönlichen  Interesse  stark  an  das 
Interesse  des  Unterneliiiien«  ^'^ekiiä[)ft  werden.  So  lassen  sich  eben  jene 
eminent  quaUfiziertou  Personen  gewinnen,  bei  denen  ausserdem  Joch 
auch  noch  andere  Motive,  wie  Ehrgeiz.  Tätigkeitsdrang.  Machtverlangen 
neben  der  AuFssirht  auf  Gewinn  stark  mitspielen  können,  d)  i)ie 
öpezialfiage,  ob  für  einen  Zweck  vorzuziehen  sei  Umwandlung  eines 
bestehenden  Unternehmens  in  anderer  Rechtsform  (z.  B.  Privatgeschäft, 
offene  Handelsgesellschaft),  z.  B.  eines  Fabrikanwesens,  Handels-,  Bank- 
geschäfts in  eine  A.-G.  oder  (]ie  neue  Errichtung  u.  Einriditunf^  eines 
solchen  Geschäfts  von  voiiihereiii  in  Form  einer  A.-G.,  lüsst  sica  nicht 
ffenerell,  sondern  nur  von  Fall  zu  P'all  entscheiden.  Für  das  erste 
X'erfahren  sprirlit,  dass  ein  solches  Geschäft  die  sdiwieriixe  erste  Ent- 
wickiungspehode  hinter  sich  hat,  dagegen,  dass  z.  B.  bei  Fabriken  nicht 
Alles  dem  neuesten  und  besten  Stand  Sot  Technik,  Betriebsorganisation 


Digitized  by  Google 


—  171  — 

entsprechen  wird,  auch  dass  eben  leicht  der  Wort  d©b  „Eingebrachten** 
KU  hoch  veranschlagt  wird  und  so  das  Unternehmen  in  A.-G.-Form 
gleich  mit  zu  hohem,  nicht  rentierendem  Kapital  ausgestattet  ist.  Diese 
Gefahr  gilt  es  zu  vermeiden,  wozu  auch  gesetzliche  Vorschriften  und 
Eautelen  dienen  IcOnaen.  (D.  Hand.  Ges.  6.  §  186,  Abs.  9  u.  3,  §  201 
Ahe.  1.) 

7.  Das  Prinzip  der  bescln  ankten  Haftbarkeit  (auf  den 
Aktienbetrag)  ist  a)  für  die  ökonomische  Funktion  der  A.-G.  not- 
wendig. Dimkt  Bonchm  auch  die  engliaehen  ISiiUirungen  mit  dem 
früheren  abgweicaenden  Hecht  der  A.-G.  (Joint-Stock-Company)  mit 
dem  Prinzip  der  unbegrenzten  Haftbarkeit  des  Aktionäre  mit  seinem 
ganzen  Vermögen  für  die  Verbindlichkeiten  der  A.-G.  (wie  bei 
uuätireu  alteren  eingetragenen  Genossenschaften),  b^  Freilich  wird 
dm^  die  Gewfthxung  dieses  Prinaips  der  A.-G.  eme  Ausnahme- 
stellmig  —  doch  ein  „Privileg"  —  verliehen,  welche  sich  nur  durch 
ilire  volkswirtscliaftlich  wertvollen  Funktionen,  nicht  schon  durch 
ihre  privatwirtschaftl.  Vorteile  für  ihi*e  Aktionäre  rechtfertigen  lässt 
und  zur  Konsequenz  den  £Srlas8  von  gesetzlichen  Normen  zur 
Wahrung  des  allgemeinen  Interesses  hat  (s.  n.  Kr.  8).  c)  Ob  die  Aus- 
dehnung dieses  Kechtsprinzips  auf  die  neue  Gesellschaft  mit  be- 
schränner  Haftung  (Reichsges.  v.  1892)  ebenso  richtig  u.  notwendig 
war,  ist  nicht  ohne  weiteres  zu  bejahen. 

8.  Einige  Punkte  des  Orttndungs-  u.  Betriebsrechts  der 
A.-G.  a)  Für  die  Gründung  der  A.-G.  ist  stets  eni  betreffender 
Gesellschaftsvertrag  der  Ausgangspunkt.  Dann  ist  zu  nntcrschelden, 
ob  a)  die  Gesellgchaft  in  jedem  einzelnen  Fall  erst  durch  eine 
Genehmigung  von  öffentliclien  (Staats  )  Behörden  oder  Instanzen 
u.  unter  welchen  Bedingungen  eTentuell,  zur  rechtlichen  Existena 
u.  Anerkennung  gelangt  und  mit  welchen  Rechten  und  Pflichte, 
daher  erst  so  zur  Ermöglichung  ihrer  vollen  ökononnscl)en  Funktion: 
das  System  der  Individualkonzession  (durch  Gesetz,  Ver- 
waltungsakt, Verordnung)  wegen  der  Kechtsform  der  Unter- 
nehmung, eben  als  A.«G.;  oder  ob  das  Geseta  für  die  A.-G.  als 
solche  eine  Beihe  von  Bedingungen  aufstellt,  abweichend  von 
od'T  eriränzend  zu  fl  -n  etwa  sclion  im  bürgerlichen  1?pcht,  im 
Handelsreclit.  im  Verwaltunfrsrecht  für  jinle  T'nternehmung  über- 
haupt oder  lür  (Erwerbs-  u.  Handels-)  Gesellschaiten  im  allgemeinen 
bestehenden,  mit  der  Anforderung  an  die  Grftnder  der  A.-G.,  dass 
sie  vor  hierzu  bestimmten  Behörden  (Gerichten,  Handelsrichter)  den 
Nachweis  führen,  diese  Bedingungen  erfüllt  zu  haben,  worauf  die 
A.-G.  erst  dann  als  7a\  Recht  bestehend  u.  aktionsi^hig  anerkannt 
wird:  das  sog.  System  der  Normativ bedingungen;  oder  endlich 
ob  y)  ohne  weiteres  die  A.-G.  durch  den  Vertrag  der  Gründer  sur 
vollen  reehÜiehen  Existenz  kommt,  auch  auf  der  (jrundlage  des 
Reciitsprinzips  der  beschränkten  Haftbarkeit,  wenn  nur  die  sonst 
für  die  Giltigkeit  eines  solchen  Gründungsvertrages  geltenden  liechts- 
normen  befolgt  sind.  Von  diesem  letzten  praktisch  für  unsere 
VerhidtttisBe  nicht  in  Betracht  kommenden  Fkll  wird  hier  ab- 
gesehen. 
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Zu  a:  Das  liier  gemeint«  System  der  Individual- 
konsestion  iit  nidit  tu  Terweebsolii  mit  dorn  einer  eolehen  Kon- 
zession, aach  ftr  eine  A.-G.,  nach  dem  Zweck  (Gegenstand) 

des  Unternehmens,  wo  die  Frage  anders  liecrtr  hier  ist  in  g-ewJssen 
Fällen  (Noten-,  Hypotheken-,  bezw.  Pfandbrief  banken,  Versicherunge- 
auBtalten,  fiisenbalmunternehmen  u.  a.  m.)  das  System  der  ladividual- 
koniefliion  das  Kichtige.  aa)  Die  IndividualkonseMion  vegen 
Bechtsform  des  Unternehmens  als  A.-G.  ist  das  frühere,  meist 
auch  bei  uns  Torgekomroene  System  gewesen,  selbst  mit  der  strenpjeren 
Anforderung  der  gesetzlichen  rEngland),  bezw.  auf  Grund 
landesfUrstL  Vorrechts  nur  von  b(k»uter  Stelle  im  Staate  im  Ver- 
ordnnngewege  erteilten  Qenelmugnng  (England,  Kontinent). 

aa)  Das  System  war  der  Ausfloss  der  Rechteaiweheumig,  dast  nur 

so  das  Rrcht  riner  privatrechtlichen  jurist.  Person  erworben,  der  gemein- 
rechtliche Grundsatz  der  vollen  Haltung  der  Gesellschafter  beseitigt 
werden  kOnne.  ßß)  Anch  das  Recht,  me  Aktien  als  Inhaberpapiere, 
wri,^  vielfach  gewünscht  wurde,  ausgeben  zu  dnrfrn^  alter  doiisen  Er- 
teilung sich  der  Staat  vorbehalten,  konnte  mitspielen  (Preussen). 
yv)  Dem  Charakter  des  älteren  wirtschaftl.  Verwaltungsrechts,  speziell 
Gewerberechte  entsprach  das  System  nicht  weniger:  es  war  in  Einklang 
mit  der  bevormundenden,  regulierenden  Tendenz  dieses  Rechts,  wirklic  he 
oder  mögUche  Gefahren  für  die  Beteihgteu  (Aktionäre),  für  Dritte 
(Gläubiger,  Publikum),  für  das  ganze  ffemeine  Wesen  möglichst  zu 
verhüten.  Als  auf  dem  Kontinent,  auch  in  Deutächlarul  zr.erst  im 
2.  Viertel  des  19.  Jahrh.  in  Verbindunjgf  mit  der  allgemeineren  Wirt- 
sdiaftsentwicklung  u.  dem  privatkapitalist.  System  sich  das  Bedürfaiin 
nach  der  Form  der  A.-G.  umfassender  einstellte,  war  es  begreiflich, 
dass  man  die  Tndividnalkonzession  festsetzte,  so  auch  in  dea  deutschen 
Einzelstaaten  na  h  Einführung  des  deutschen  H.  G.  ß. 

bb)  Das  bystem  hat  jedoch  überwiegende  Bedenken  u.  sich 
auch  nicht  bewährt,  auch  sich  nicht  so  handhaben  lassen,  um'  in 
„Avftdiwnngperioden^  richtig  zügelnd  zu  wirken,  acc)  IS»  legt  den 
kompetenten  Verwaltungsbehörden  bei  der  Erteilung  wie  Ver- 
weigerung der  Konzession  eine  zu  grosse  Verantwortung  auf,  der 
sie  nicht  gewacbseu  sind:  leimen  sie  die  Genehmigung  ab  oder 
wtinen  sie  sie  nnr  unter  anderen  als  von  den  Erridttem  der  Geeeil- 
echaflt  gewünschten  Bedingungen,  so  hemmen  sie  loeht  eine  er- 
wünschte, selbst  notwendige  wirtschaftliche  Entwicklung;  gewähren 
sie  die  Genehmigung  u.  ohne  woitcreR  nach  dem  Antraprr  der 
Gründer,  so  übernehmen  sie,  mindesieus  moralisch  dem  Publikum, 
auch  den  Aktionifren  gegenüber,  eine  YenmtworÜMslikeit,  welehe 
beinahe  eine  Art  Garantie  von  Seiten  des  StaatB,  den  äe  Tertreten, 
dafür  enthält,  dass  alles  in  Ordnung  sei  u.  gut  gehen  werde. 
ßß)  Das  System  fuhrt  notwendig  zu  dem  weiteren  Schritt  einer 
fortdauerudeo,  materielleo,  die  einzelneu  Geschäfte  der  genehmigten 
Oeeettschaft  fiberwachenden  JControlle,  wozu  die  Behörden  abermals 
nicht  beföhigt  erscheinen  u.  was  wiederum  eine  bedenkliche  Ver- 
antwortlichkeit auf  das  staatliche  Kontrollorgan  legt*  So  wird  mit 
Becht  Ton  diesem  System  abgesehen. 
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Zuf&Uig  üe^t  eine  Art  experimentell oii  I3el6g^s  in  der  Gründungsära 
1871 C  vor,  als  in  Deutschiana  durch  die  Novelle  von  1870  das  S}[st6iii 

gefallen,  in  Oesterreich  ffebUeben  war,  in  beidru  Fällen  bei  sonst  gleichen 
«chtsgrundiagen  im  Hand.-Gea.-B.,  während  Übertreibungen  in  den 
spekulativen  QrOndungjen  u.  schwindelhafte  ErsebeliniDgea  in  beiden 
iJkndern  ziemlich  die  gl^^en  waren. 

Zu  ß:  Das  Syptem  der  Normativb e dTngunj::en  ist  daher 
vorzuziehen.  In  ihm  sind  die  leitenden  beiden  Grundsätze  weit- 
gehende  Öffentlichkeit  in  Bezug  auf  alle  Voi^nge  u.  Ver- 
biltaisse  bei  Grandnag,  Einrielitnng,  Betrieb  der  A.-G.  u.  Ter- 
antwortlichkeit  Gfttnder,  der  Gesellschafbor^aiie,  Ii«iter, 
des  Anfsichtarats;  daher  aa)  namentlich  öfffutliche  Dar-  u.  Klar- 
legung  aller  VerhKltnisse  hinsichtlich  der  Errichtungskosten,  des 
Werts  von  iiberiiommenen  Einbringun^jeu,  der  Vermögenslage,  der 
Kluisen,  der  Bejtriebeerffebnisse,  mit  Eautden  und  Ghunntien 
dafür,  daae  diese  Öffentlichkeit  gewidurt  n.  du»  was  yeiOffbntlicht 
wird,  der  Wahriieit  entspricht  und  so  vollständig,  so  klar  n.  durch- 
sichtig, so  spezialisiert  Kundgemacht  wird,  dass  wenigstens  Sach- 
verständige sich  ein  Urteil  über  die  Lage  der  A.-G.  bilden  können. 
Für  Bilanaen  und  Rechnungsabschlüsee  kennen  sich  amtliche 
Schemata  empfehlen.  bb)  Die  Verantwortlichkeit  muss  eine 
praktisch  zu  verwirklichende  aavil-  und  in  «gewissen  Fällen  zugleich 
strafrechtliche  sein,  cc)  Aber  beide  an  sich  richtige  Forderungen 
lassen  sich  schwer  ausreicbend  erfüllen,  schon  nineichilieli  der 
normativen  Feststellungen  dafür,  vollends  jder  piaktkeben  Verwirk- 
liehung.  Daber  sind  weitere  Kautelen  geboten. 

/)   Als  solche  kommen  in  Betracht:  aa)  Kontroll-  tu  Ge- 

nehmigungs-  (,  Znlissuage*'-)  Stellen  f^ir  die  Zulassung  von 
Aktien,  bes.  neu  errichteter  Gesellschaften,  aus  anderen  Formen 
in  die  der  A.-G.  gebrachten,  u.  iur  die  neuen  Aktienemissionen  be- 
stehender Gesellachaften  zum  Bdrsenverkehr  (D.  BSrsenges. 
1896  S  86^  89,  42).  bb)  Öffentliche  (staatliche)  Kontroll- 
ämter, eventuell  sich  abteilungsweise  spezialisierend  nach  Zwecken 
(Gegenständen)  der  Unternehmung,  mit  der  Aufgabe  der  Ausübung 
einer  formellen  Kontrolle  (nicht  einer  materiellen  Einmischung 
in  den  Betri^Jb)  ttber  alle  A.-G.  snm  Zweck  einer  Garantie  des 
Prinzips  der  Öffentlichkeit,  insbes.  mit  Recht  n.  Pflicht,  von  Amts- 
wegen periodisch  die  Bücher  der  A.-G.  daraufhin  zu  revidieren,  ob 
mit  diesen  die  Veröffentlichun^n,  namentlich  die  Bilanaen  und 
BeehnungsabsehlQsse,  llbereinstimmen,  mit  öffentlicher  Bericht^ 
enrtattnng  über  den  Beftmd  und  mit  Einrichtung  schiedsrichterlicher 
Instanzen  bei  Widerspruch  der  Gesellschaft  gegen  den  Bericht  des 
Kontrollamts.  cc)  In  denjenigen  Fällen,  wo  es  aicli  nra  bes. 
wichtige  allgemeine  Interessen,  des  Staats,  des  Publikums  u. 
andh  &  nichsten  Interessenten  (Oltubiger,  Aktionäre)  u.  um 
Unternehmungszwecke  Ton  grösserer  allgemeiner  Be- 
deutung^ handelt,  sollten  f^rnndsätzlich  zti  den  wesentlicli  mehr 
formalen  Be^mmuugen  des  bUrgerhohen,  Handels-,  allgemeinen  A.- 
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G.-Becht8  dem  VerwaltnngBrecht  angehörende  Qesetxe  treten 
mit  Spezialnormen  kategorienweise  nach  Zwecken  (Oegen- 
ständen),  denen  die  A.-Gesellschaften  (u.  eventuell  Unternehmungen 
in  anderen  Rechtaforraen)  dienen.  Gerarlo  für  die  ökonomische 
Funktion  der  A.-G.  ist  dieser  Zweck  das  Wichtigste  u.  bei  gleicher 
Bechtifoiin  liegt  in  diMem  der  wesentliche  Unt^sekied  der  Unter- 
nehmungen. Solche  FKUe  betr^en  bes.  die  schon  oben  genannten: 
Tranken,  Versirltenm^'-srinstalten,  Verkebrsanstalten,  in  allen  drei 
Fällen  mit  Lnterscbeulung  rler  Hauptarten,  auch  Vereinigungen 
von  Unternehmungen  desselben  Zweigs  in  A.-G^-Form(u.  verwandten, 
Konmi.-GeG.  anf  Aktien,  Oes.  mit  DesebrSnkter  Hannng)  zur  Ver* 
tretung  von  gemeinsamen  Interessen  der  Produktion,  des  Absatzes 
(gewisse  Kartelle  u.  Syndikate,  Tnists).  dd)  Solche  Gesetze  hätten 
zugleich  die  Frage  des  Eriorderuisbes  der  Individualkonzession 
wegen  des  Zwecks,  nicht  wegen  der  Rechtsform,  der  Unter- 
neunnng  m  entsch^den  n«  die  Yarwaltim^sinstansen  fOr  die  Ent« 
scheidang  n.  fftr  die  Gendbiigang  an  bestimmen  n.  das  Yer&bren 
dabei  zu  regeln. 

Die  Gesetze  über  (Privat-)  Eisenbahnen,  Notenbanken,  Sparkassen, 
Hypotbekenbank-jVersicherun^sanstalten  entsprechen  diesenFordcrungen. 
Auch  flu*  andere  Kategonen  (Effektenbanken,  Depositen- 
banken, sonstige  Verkelirsanstalten,  einzelne  Fabrikzweige,  Bergbau 
—  neben  den  allgem.  Bergwerksgesetzen  — j  wäre  solche  gesetzliche 
Regelang  zu  erwAgen. 

E.  Die  Erwerbs-  u.  Wirtschaftsgenossenschaft  („ein- 
getragene"). (Nur  Hauptpunkte.  Näheres  in  prakt.  Natök.). 
1.  "Wesen:  (nach  unserem  Hecht)  „Gesellschaften  von  nicht  ge- 
Hc  blossen  er  Mitglied*  i  zahl,  w  elche  die  Fördenitig  des  Erwerbs 
oder  der  Wirtücliatt  ihrer  Mitglieder  mittelst  gemeinschai'tlichen 
OeBchftitsbetriebs  bezwecken"  (§  1  des  D.  Ges.).  2.  Gebiet:  Die 
.mannigfachsten  bezüglichen  Zwecke  (Kategorien  im  D.  Ges.  §  1), 
praktisch  namentlich  für  Kr(^dirvermittlung  in  bankmässiger  Organi- 
sation („Voiksbanken",  Vorschuss-,  Kreditvereine),  für  Beschaffung 
von  Konsumptibilien  (Konsumvereine^,  für  Einkauf'  von  bedurften 
Stoffen  aiir  Produktion  (Bobstoffr^reine,  auch  für  Beschaffung  von 
Geräten,  Maschinen),  für  Magazinieren,  Verkaufen  von  Waren  n, 
eigenen  Erzengnissen  der  Mitglieder,  fiir  Wohnnngsbeschaffung 
(Wohnungs-  u.  Baugenossenschaften),  auch  für  wirklich  gemein- 
Bcbaftliche  Herstellung  von  Gegenständen  u.  deren  Verkauf  auf 
gemeinschaftliche  Rechnung:  eigentliche  sogen.  Produktiv- 
genossenscbaften.  Kur  diese  stehen  auf  dem  Gebiet  der 
materiellen  Produktion  als  volle  Spezialart  neben  den  anderen  hier 
behandelten  moderneu  Unternehmungsformen.  3.  Rechtsprinzip 
der  Haftbarkeit:  a)  ursprünglich  (D.  Ges.  v.  1868)  nnbesehrSnkte 
HaftpflichtjedesMitglieds  für  die  Verbindlichkeiten  der  Gesellschaft 
(Sclmlze-Delitzsch,  Raiffeisen).  b)  Jetzt  (D.  Ges.  v.  1889,  1898  §  2) 
flrcierlei:  a)  eingetragene  Genossensch,  „mit  unbeschrankter 
lialtpfiicht"   (des  eingetragenen  Mitglieds  für  die  Verbindiicb- 
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keiteii  der  G.  dieser,  sowie  uninittrHiav  den  Gläubigern  dieser 
gegenüber  mit  ihrem  ganzen  Veriixjgeu),  immer  noch  bei  uns  die 
zahlreichste  Klasse  im  ganzen  (^/j  aller,  doch  nur  mit  7^  der  Mitglieder- 
zahl)  n,  fast  in  allen  einzelnen  Zweck- Kategorien,  bes.  bei  Kredit- 
genossenschatten (Vg,  nach  Mitgliederzahl  t'ast*/«^,  auch  bei  Produktiv- 
gcnossenscliafien  {^1^).  fi)  Kingetr.  G.  „mit  unbeschränkter  Nach- 
schusspi'licht'^  (üattuug  jedes  Mitglieds  auch  mit  seinem  ganzen 
Vemiögen.  aber  den  Oläabigem  der  G-.  nicht  unmittelbar,  sondern 
nur  verpflichtet,  der  G.  die  zur  Befriedigung  der  Gläubiger  er- 
fordcrl.  Xacliscliüsso  zu  leisten).  Hislicr  in  Deutschland  in  ganz 
^ei  in;rer  Zahl  u.  bei  den  einzelnen  auch  nur  mit  kleiner  Mitgliedcrzahl 
gebildet,  doch  gcitule  bei  Produktivgenossenscbatten  etwas  stärker 
vertreten  (die  Hslfte  aller  6.  dieser  Klasse  kommt  auf  die  Prod.-G., 
u.  gerade  die  grösseren  'doch  nur  V40  ^^l^^r  Pr.-G,  */io 
glieder,bes. landwirtsch.MoIkorci-G.s.u.).  y)  E.G., .mit  bot<chränkter 
Haftpflicht"  (wo  die.  JUaftjtfliclit  de»  Mitj^lieds  für  die  Ver- 
bindlichkeiten der  G.  dieser  wie  unmittelbar  den  Gläubigern  gegen- 
über im  voraus  auf  eine  bestimmte  Summe  beschrftnkt  ist).  Diese 
Klasse  liat  sich  stark  entwickelt,  Cjetzt  fast  auf  Vs  aU^*  an  Zahl,  schon 
fast  auf  V  .j  der  Mitgliederzahl,  bei  Konsumvereinen  schon  Vio  '"i*" 
97%  aller  Mitglieder,  bei  den  Kredit-G.  indessen  nur  V9  '"i* 
der  Mitglicdcrzahl,  bei  den  landwirtsch.  Produktiv-G.  Vs  beider 
Zahlen,  bei  den  gewerblichen 

Statistik  im  Jahrb.  d.  Gcnoss.  im  D.  Reich  1906,  reichsstat.  Jahrb. 
1  »05  8.279.  Anfang  1905  bestanden: 


Überhaupt  .   .  . 

Kred.gen.  .  .  . 
Kons.vcr.  .  .  . 
Gewerbl.  Prod.g.  . 
Landw.sch.  Prod.g, 

Von  letztren 
Müik.  Käser.  .  . 
Hrennerei  .  .  . 
Winzfr  .... 
Feld-  u.  Gart.bau . 
Hobstoifg.  gewerbl. 

„  landwsch. 

Die  Statistik  führt  aus.serd<'iii  noch  auf  im  Ganzen:  Ware  nein  kaufs- 
vereine  m  mit  '.\Wl  gewerl.l.  Weik.^r.  IKi  mit  17  0(K),  landwirtsch.  dgl 
269  mit  (X)ÜO,  G.  zur  gemeinsch.  Beschafiimg  von  Masch,  uud  Geräten 
«  mit  630,  gewerbl.  Älaffazinff.  64  mit  2400.  dgl.  landwirtsch.  231  mit 
3«000,  gewerbl.  Kohstoff-  n.  ^la^a/.inii   117  mit  4000,  dgl.  landwirtsrh. 


Vii1>esclirk1. 

ünbescbr. 

Beschritt. 

Im  Ganun 

Haftpfl. 

Nacksch.pfl. 

Haftiiil. 

Gen. 

Mitgl. 

Oeo. 

G«ii.  2Iitffl. 

lOU) 

um 

lOUO 

3410 
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1794 

148 

23 

7156  1593 

14  >r2 

1  tlOl 
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15^5 

47 

1  62:J  n56 

1  m\ 

164 

24 

4 
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174  21 
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135 

81 
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1087  72 
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76 

11.1 

905  6:$ 

14Ü 
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45 

05 

2 

0.02 

99  1.7 

167 

10 

157 

9.1 

1 

0.16 

9  0.8 

72 

6.4 

10 

0.25  2 

0.05 

60  6.1 

211 

7.0 

17 

0.6 

3 

0.08 

191  6.8 

1596 

132 

929 

78 

3 

0^7 

663  54 

mit  44,  endlich  alle  sonstigen  Arten  260  mit  31 000  Mitgliedern. 
A.  Wagner,  mz.<-Okon.  Ornndri««»  4.Anfl.  12 
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alles  dciiiuarh  (/enossenscliafteu  für  eino  «'inzeliio  hosoiid(M'e  Seite 
des  .wirtsi  Ii.  Lebens  u.  Erwerbes  u.  im  unternehinimprswcisen  Betrieb, 
meistens  der  Einzel-Untcriu  liTining:.  -  Von  den  I^rodukti  \  <r  st-  lirn 
die  landwirtsohuftiichen  weitaus  voran  vor  den  gewerl)Uchea, 
unter  ihnen  wieder  die  Molkerei-  u.  Käsereij^pnossenschaften.  Wie  die 
in«  i^^trii  ;iiulrt  i'n.  so  fungieren  ancli  diese  Gennssrn^cliafti  n  \\  i> rura  fast 
alle  nur  zur  Unterstützung  einer  Seite  der  Unternehnniii;j,  ii;unentiich  um 
darin  dem  Betrieb  etwas  Grossbetriebscharalcter  zu  ben  (für  die 
techn.  Fertigstellune:  der  Prod\ikte,  für  den  Absatz).  Nur  ganz  aus- 
nahmsweise, vollends  im  (jewi  rlie,  aber  doch  auch  in  Her  Land- 
wirtsch.  koiiiiiien  (bei  ims  \\U-  im  Auslande)  genossenst  haltl.  Unter- 
nehmungen vor,  welclie  gleich  denjenigen  in  anderen  Keehtsformen 
(der  Einzel-,  d<'r  Erwerbsgesellsr1i.simternehmnnir';i  b'  i  <  iii'  i  Genossenscli. 
die  zum  Betrieb,    bes.  zur   tcchmauhen  Herstellung    der  Sacbgüter 

fehörif^en  Arbeitstätigkeiten  u.  Kapitalverwendungen  («lie  eigent!.T*ro- 
uktion  i.  e.  S.)  u.  die  Tätigkeiten  des  Absatzes  <i'  r  iCrzeugnisse  ganz 
bei  sich  vereinigen,  alles  Betreffende  einheitlieh  und  auf  liechnung  der 
Genossenschaft  ausführen,  wo  also  die  Genossen.schaft  die  Funktionell 
der  Unternehmung  im  vollen  Sinn  (die  Leitungs-,  Betriebsorganisation- 
u.  Besitzerfunktion  S.  14<'0  bei  sich  konzentriert.  l>as  fe.stziistell<?n,  ist 
wichtig  für  die  Beurteikuig  der  G.,  auch  grade  der  Produktionsg.  als 
moderiu'r  privatwirtscbaftUclier  Unternehmungsform  in  Konkurrenz  mit 
den  andern. 

4.  Beurteilung,  a)  Die  Erwerbs-  u.  Wirtsch -G.  im  all- 
gemeinen, wie  auch  viele  andere  ähnliche  Vereinsgebilde,  welche 
neben  ihnen  tätig  sind,  sind  eriblgreiclie  u.  erfreuliche  Einrichtungen 
der  sozialen  Selbsthilfe,  um  mittelst  d<  r  \'(n*oinigang  der  Kräfte  die 
Konkurrenz  gegenüber  anderen  privatwirtsch.  Untemehmungsformen 
leichter  besteben  zu  können. 

a)  Sie  leisten  für  den  gewerblichen,  merkantilen,  bes.  für  den 
landwirtschaftlichen  KIein>  u.  Mittelstand  selbständiger  Unternehmer 
viel  Gutes,  stärken  seine  Konkurrenzfähigkeit  gegeriübOT  dem 
Grosskapital  ti.  dem  Grossbetrieb,  lieben  seine  techn.  n.  wirtsch. 
Leistungsfähigkeit,  haben  auch  günstige  soziale  u.  etliische  Folgen, 
h)  Bes.  die  Kreditgenossenschaften,  am  meisten  wohl  die  ländlichen 
(System  Raitieisen)  haben  für  die  Beschaffong  von  Kredit  über- 
haupt, für  dessen  Verwohlfeilerung,  für  bessere,  den  Bedürfnissen 
der  Kreditnehmer  angepasste  Kreditbedingungen,  damit  für  Be- 
kamptüng    u.    Eiuengung    des  Wuchers,    Bedeuteudes  geleistet. 

c)  Namentlich  auf  dem  Lande  sind  auch  andere  passende  Zweck« 
ebenfalls  von  Genossenschaften  erfolgreich  autgenommen  worden. 

d)  In  den  K  o  n  su  m  v  o roi n  on  liegt  •wciiigstens  ein  guter  Versuch 
vor,  auf  <le?n  Gebiete  des  Kleinhandels  u.  der  Versorgung  der  Be- 
dürftigen um  den  Objekten  ihres  unmittelbaren  Haus-  u.  hier  u. 
da  audi  sonstigen  (Produktions-)  Wirtschaftebedarfs  das  Konsumenten- 
Mi  lesse  wahrzunehmen^  die  „Nachfrage**  zu  orgänisi^n.  Qualitäts- 
ktJiitrnllen  dem  KonsutTieuterj  ab;:uTiebmen.  angemessene  Preise  ihm 
zu  verbürgen,  dadurch  auch  auf  weitere  Kndse  hin  l»czüglich 
Qualität  u.  Preis^^ gegenüber  den  Produzeuten  u.  Ilündlern  und  dem 
oit  vorhandenen  Übergewidit  des  „Angebotsinteresses"  u.  dessen 
Organisation  einzutreten,    e)  Aber  viel  weiter  geht  dis  all- 
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fremeiiie  Einwirkung^  des  Genossenscbaftswesens  nictit 
Es  bewirkt  nur  oine  kloine  I^iiisr'  i  iinkimf»:  d*T  i*cin  individualistischen 
Kt'geliui};  d<'r  Knnkurrenz  in  der  privat wirtschaf'tl.  Orjjanisation 
«;t'^t'niiber  dem  Uber;rt'iwiclit  des  j^rössorcn  im  Privat^^escliSft  tatigen 
u.  des  assoziierten  Privatkiipitals,  welches  in  den  Erwerbsgesell- 
schaftf»n  arbeitet. 

f)  EL'entliche,  den  anderen  Formen  {>anz  gleichzustellende 
Untemehninn^en  iia  vollen  Sinn  sind,  wie  oben  gezeigt,  die  bis- 

}i(  litron  rroduktivgenossenschat'ten  hei  uns  (u.  anderswo)  nur 
_U.inz  ausnahmsweise.  NnmenfUfh  auch  nicht  solche.  Avic  di<'  Thnorii; 
u  die  Agitation  sie  im  dritten  Viertel  des  19,  Jahrhunderts  im 
Sinne  hatte :  ganjse  LandwirtBchafts-,  Handwerks-,  Fabrikbetriebe  giv 
nossen  Schaft  Hei»  organisiert»  namentlich  von  den  austuhren<icn 
ArbiMtiT!;  scHist.  durch  Ziisninnien^^chhi«  ilirer  Arbeitskraft,  ihres 
liesilzcs  (auch  landiiclien  Grundbesitzes)  u.  mit  Hüte  cljenso  gemein- 
samer Kreditautiiabmeu  („Ar  heiter- l*rod.-G.'*).  a)  In  den 
weni*!;e!i  praktischen  Versuchen  dieser  Art  hat  sich  dergleichen 
selten,  vollends  nicht  leicht  auf, die  Dauer  bewährt,  ß)  besonders 
fli«'  Funktion  des  Tjeitei*«?  n.  VK'trieltsorj'Miiis.-itors  luit  zu  viele 
Schwierigkeit,  mehr  noch  als  die  Aufgabe  dir  Kapitalboscliaffung, 
Und  wenn  bei  einer  solchen  Genossenschaft  auch  dem  Mitglied 
(Arbeiter)  selbst  der  Kapital-  u  Unternehmergewinn  neben  dem 
Arbeitslohn  zufällt,  niclit  kapitalist.  Unternehmern,  so  steht  eben 
dahin,  ob  diej?es  Gesamteinkommen  des  Mitglieds  ein  h.öfierps  und 
gesidiertercs  ist  als  der  Arbeitslohn  gleicher  Kategorien  von  Arbeitt  ru 
in  den  anderen  Untemehmungsfornieu,  wo  der  (volkswirtsch.)  Rein- 
ertrag zwischen  Arb«'itern  u,  kai)itaUsr.  Unternehmern  geteilt  wird. 
<))  Was  sich  hier  deduktiv  als  wahrscheinlich  ableiten  hisst,  innd 
meistens  in  den  Avonigen  praktischen  Brisplt  Icii  s  itie  HoSvätigiitu. 

Danach  möchte  der  eigentlichen Produktivgenossenschalt  wenigstens 
innerhalb  der  privatwirtsch.  Organisation  keioe  günstige  Pro;!nos« 
zu  stellen  sei«.  C)  Aber  auch  tür  die  Ideen  u,  Pläne  einer  all- 
gemeinen gemeinwirtsrhaftlii'hiMi  l)ez\v.  sn/iallstischen  (  )r_i:ai)i  a  Inn 
<ler  Pro'iuktiMii  (u.  Vertciluiiy )  bietet  die  innere  Schwierigkeit  n. 
der  Misserfolg  solcher  Pi(»d,-G.  wichtige  Warnungsmomentt  .  *;}  Die 
vnlkswirtscb.  Bedeutung  der  Unternehnierfunktion  als  solcher,  im 
ganzen  wie  in  ihren  verscbieden<>n  Teilen  (S.  146)  wird  hierdurch 
gegenüber  ihrer  üblielten  UnterschStzung  im  Sozialismus  u.  in  vei  - 
wandfen  OiMl;ink(  ni:;in;:i  n  in  das  richtige  Licht  genickt.  />)  Der 
utnnittelUire  Anteil  am  Reinertrag  der  l*rod.-G.,  als  ,,  Lohnart 
all»  Ersatz  sonstigen  Arbeitslohns  betrachtet  (o!  S.  ld5N  etwa  in 
Fortbildung  des  Gewinnbeteiligatigssysteins,  unterliegt  so  amh 
kleiner  günstigen  Beurteilung. 

Für  diese  kommt  noch  in  Betracht:  aa)  G«'wisse  psvcho- 
lopische,  ethische,  soziale  Vorteile  welche  die  volle  Prod.g.  bieten  kann, 
brajichen  deshalb  m<-]\f  ^«  louguet  zu  werden,  sie  kommen  aui  Ii  in  <ikon. 
techn.  Ilin.sicht  dem  ßetriebe  zu  Gute,  bb)  Es  sind  noch  gesteigert 
diejenigen,  welche  eine  rationelle  Ausgestaltung  der  Gewinnbeteiligung 
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zeigt  (s.  S.  135),  namentlicli  gute  Einwirkungen  auf  AuswaU  u.  gegcn- 

seititre  Kontrolle  der  Genossen,  SolidaritätSfT'  fnhl  unter  ihnen,  er)  Ge- 
lingt ein  grösserer  Betrieb,  verglidipn  etwa  mit  bisherigen  Icieinen 
Einzelbetrieben  der  Genossen  (Klt  inlnuiern,  Kleinhandwerker,  eich  Belb- 
ständig  inach«  iid('  Hausindnstriclle.  Heimarbeiter),  so  treten  Vorteile 
des  Grossbetriebs  hervor;  dd)  aber  anderseits  ist  das  Risiko  allein  zu 
tragen,  bei  SolidarhaH)  in  gefBlirlichem  Umfang,  ee;  DieKapitalbeBchaffong 
bietet,  auch  im  Wege  des  Kredits,  wenn  dieser  Weg  auch  von  dei*  G., 
vollends  der  mit  Sondarhaft,  leichter  u.  erfolgreicher  als  von  Einzelnen 
au  betreten  ist,  meist  grosse  Schwierigkeit,  ff)  Vor  allem  aber  bietet 
die  Organisation  der  Leitung,  des  ganzen  Betriebs,  die  Ein- 
riclitnng  des  notwendigen  Autoritätsverhültnisses  und  der 
Disziplin  schwer  Uberwiudliche  Schwierigkeiten,  vielleicht  etwas 
weniger  im  B^thusiasmus  der  ersten  Zeit,  um  so  mehr  auf  die  Dauer, 
gp)  nn  Konkurrenzkampf  mit  der  einheitlichen,  energ-ischer  geleiteten 
ünternehmur^  des  Einzelinhnhcrs  u.  etwa  der  offenen  Handelsgesellschaft 
u.  mit  der  Kapitalkraft  der  ^aosseren  Einzel-  und  der  Erwerbsgesell- 
schafts-Untemenmun^,  der  Aktiengesellschaft  u.  a.  m.,  wird  so  die  (Arbeiter-) 
Prod.  G.  kaum  günstige  Chancen  haben,  lili)  Ob  sie,  selbst  wieder  neben 
den  Genüssen  Lohnarbeiter  beschäftigend,  eine  bessere  Arbeitsgeberiii 
sein  wird,  ist  auch  fraglich  u.  wird  wrch  Erfahrungen  in  vergleidibaren 
Fällen  kaum  bestätigt. 

E.  Die  öffentliche  Unternehmung,  Staats-,  Kommunal- 
betriebe.   („Verstaatlichunjr"  Iraatenell  ]  wirtschaftl.  Zweige). 

1.  In  Konseq^ueuz  der  £inbcziebun<^  der  persönlichen  Dienste, 
f^Verhültiiisse'*  u.  wie  des  Staats  selbst,  so  der  einzelnen  Staats- 
u.  Konununalcinrichtungen  und  Anstalten  unter  den  Begriff  ,,wirt- 
sehaftlicbe  Güter'"  (S.  2y),  würde  es  sich  rechtfertigen  lassen,  hier 
auch  jede  einzelne  bezü<rHche  ötienti.  Anstalt  auf  jedem  Ver- 
waltuugsgebiet   als   eine    wirtsch.   „Unternehmung'*  aufzufassen. 

2.  Davon  wird  hier  abgesehen  u.  werden  nur  Betriebe  anf  dem 
materiellen  Produktiousgebiet,  einschl.  Verkehr-,  Geld-,  Kredit-, 
Versicherungswesen  ins  An^e  j;cfasst.  a)  Uel  (iicsen  ]\i'<xt  mehrfach 
schon  eine  ältere  g-eschicht liehe  Eiitwieklmiir  in  Form  von  Staats-, 
Gemeindebeuiebea  vor  (einzelne  Landwirtschutis-,  Fabrik-,  Handels-, 
Bank-,  Bergbau-,  Hfittenbetrieb,  allgemeiner  Münxwesen,  jPostwesen, 
ganze  staatliche  u.  kommunale  Forstwirtschaft,  im  Eigenbetrieb, 
ferner  Wejrewesen  u.  a.  ni.).  a)  Die  Streitfrage  ist  dann  öfters, 
ob  diese  Objekte  unter  dem  Eigeuln  trieb  beibehalten  oder  an 
gewöhnliche  Privatwiilschafien  übergeiien  lasssen,  anderseits  die  Fälle 
ausdehnen?  tf)  Mehrfach  ist  diese  Frage  hier,  wie  meist  ajilgemein 
auf  dem  Gebiete  der  Gerichte  u.  der  inneren  wie  äusseren  u. 
Kriep-Verwaltung,  zu  Gunsten  des  öffentlichen  Besitzes  und 
Betriebs  entschieden  u.  erscheint  jetzt  selbst  schon  ebenso  selbst- 
verständlich als  auf  dem  genannten  Gebiete,  so  bei  Wege-,  Münz-, 
Postwesen,  b)  Neuere  ökon.  techn.  Entwicklungen  u.  Bedürfhisse 
der  ( iemeinscliaft,  irrade  auch  der  volkswirtschaftlicheti,  haben  aber 
auch  Gedanken  u.  Plane  für  Erwoi  terun^r  von  Staats-  u.  Kom- 
uiunaleigentum  u,  -Betrieben  aultauciien  lassen,  so  bei  Telegrapliie 
u.  Telephonie  (in  Verbindung  mit  Poet),  bei  Eisenbahn-,  auch 
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Strasscnl>alin\vesen,  bei  Kn,Ti;ilen.  selbst  schon  bei  Scbilltaliit^linien 
(auch  .Schleppmonopole  aut  Kanälen),  bei  Bergwesen  oder  einzelnen 
Zweigen  deeeelben  (Kohlen),  bei  gewissen  Bankgesdillften  (einschl. 
Sparkassen),  bei  Veraicherangswesen,  bei  den  Einrichtungen  für 
lokale  wirtRch.  G<^m<^inbedürfni8se  (Wasser,  Beleticlitun<r),  auch  bei 
fiskal.  Zwecken  dienenden  Monopolen  (Salz,  Tabak  ,  Branntwein,  Zünd- 
hölzchen), a)  Werden  solche  Gedanken  ausgcfülirt,  so  liegt  hier 
eine  Entwicklung  in  der  Richtung  der  gemeinwirtsch. 
Organisation  (s. S. 96 ff.)  Tor.  Dabei  treten  dann  me  finanziellen 
Seiten  betreffs  des  Für  \\.  Wider  stark  hervor  (Gefahren,  Vorteile, 
Wahl  des  leitenden  Finanzprinzips,  o.  S.  102).  ß)  Da  die  geschicht- 
liche Entwicklung  aber  nicht,  wie  in  jenen  älteren  Fällen,  eine 
bestimmte  Entscheidung  gegeben  u.  darin  eine  Art  Prftjudis  ge- 
schaffen, ist  die  Frage  in  jedem  einzelnen  Fall  einer  neuen 
Erweiterung  des  Staats-  u.  Kommunal  betrieb«  strittig  und  liegt  für 
die  praktische  wie  auch  für  die  wissenschaftliche  Entscheidung  nicht 
80  einfifich  wie  in  jenen  eisten  Fällen,  s.  B.  fUr  die  Telegraphie, 
das  Eisenbahnwesen  verglichen  mit  der  Post,  für  das  Bankwesen 
verglichen  mit  dem  Miinzwesen  (nicht  piniTinl  in  der  Notenbank- 
frage), c)  Daher  empfiehlt  sich  gerade  für  eine  prinzipielle 
Behandlung  solcher  Fragen  eine  Vergleichnng  öffentlicher 
Untemehmnngen  mit  den  privaten,  bes.  mit  der  Aktiengesell- 
schaft, der  Hauptfonn,  welche  mit  jenen  UntemelmiQngen  in 
Konkurrenz  tritt,  u.  ist  überhaupt  eine  Betrachtungsw^se,  wie  die 
im  Vorausgehenden  gegebene,  rfitlich. 

3.  Prüfung  der  öffeutl.  Unternehmung.  S.  über  die  Frage,  oben 
§  22  ff.  8. 96  ff/  11.  bes.  nach  der  finanz.  Seite  meine  Fin.  I  (S.  A.), 

§  218—220,  22fJ,  224  (Domilnen),  l>.%— 211  (Forsten),  §  249-2r,2  (Ber<T- 
bau).  25H  (Hüttenwerke),  254  (Salzwerke),  256  (Gewerksanlagen),  257 
(Wohngebaudo),  258  (Handelsgeschäfte),  2.59—281  (Banken),  Verkehrs-, 
bes.  Eisenbahnwesen  in  §  265—290,  Fin.  II  (2.  A.),  Buch  4,  Kap.  l 
Gebtihren lehre,  darin  bes.  Gebtlhren  der  volksw.  Verwaltung  (u.  A. 
Münz-,  Wege-,  Post-,  Telegraphen wssen,  andre  mater.  Zweige,  Koni- 
mnnalanstuten  §  49—66,  mein  Finanzgnmdriss  §  50—62. 

a)  Vorteile:  er)  Sowdt  notwendig,  kann  die  ö.  U.  den 
Orossbetrieb  besonders  gut  durchführen,  ß)  Sie  ist  bei  der 
Kapitalbeschaffung  t^r  die  ei-ste  Anlage,  Einrichtung  und  Er- 
weiterung der  U.  nifM-^t  A-nm  Geldmarkt,  der  Börse,  den  Kon- 
junkturen, der  Spekulatif)n  unabhängiger  als  die  y)rlv.  ü.,  bes.  als 
die  Akt.-G.  y)  Sie  kann  die  zeitliche  u.  örtliche  Kapital- 
Verwendung  mehr  den  Verhältnissen  und  Bedflrfiiissen  anpassen, 
daher  grössere  R^elmiisBigkeit  in  die  Prodaktion  (auch  in  alle 
weiteren  Hilfszweige  eines  Unternehmens),  mithin  anch  in  die 
Arbeiterbeschäftigung  bringen  (Eisenbahnen!)  d)  Sie  vermag  mehr 
als  jede  private  U.  die  Herstellung,  Einrichtung  und  den  Betrieb 
den  wjrkuchen  berechtigten  öffentlicheui  anch  den  wahren 
volktTwirtschaftlichen  Bedürfnissen  anzupassen,  ohne  zu  grosse 
änanzielle  Geiährdang  (z.  B.  bei  der  Gestaltung  des  Wegewesens, 


Digitized  by  Google 


dos  Verkehi'snetzes  der  Balinon,  Post,  Telegraplüe,  im  Gebiete  de» 
Bank>  Yeraidberaogswesens).  s)  Das  wichtige  Prinsip  der  „ Ver- 
einigung guter  u  schlechter  Fälle"  in  Einer  Unternehmung 
{'/,.  B.  bei  den  Vcrkehrsanstalten,  -Linien,  -Curpen)  kann  sie  durcli- 
tuhren,  damit  ihre  Leisiungstahigkeit  steigern,  ilire  Einrichtungs- 
u.  Betriebskosten  ermässigen,  ihre  Finanzlage  stärken,  ihren  Reinerti-ag 
erhülit  n.  ohne,  wenn  hierbei  eine  faktische  Mononolstelhmg  erreicht 
wird,  dadurch  die  öftentlichen,  die  wirtschattliclien,  die  Verkehrs- 
interessen dniioriul  zu  gefährden,  wie  es  regelmhssi«j^  l>ei  priv.  Unter- 
nehmungen (Akt. Ges.)  droht  (»Staats-  verglichen  mit  Privatbahu 
aystenilj  Cj  Die  grössere  Wahmehmung  öffentl.  Interessen,  auch 
unter  Zurückdrängung  der  tinanz.  Kücksichten,  kann  bei  der  ö.  Ü,, 
wenn  es  u.  in  <!('in  Ma'^sc  als  *>s  für  richtig  gib,  x'erliahiiismassig 
leicht  im  Wege  der  Gcselz^rbuii^^  u.  Verwahung  erreichi  werden, 
jedenfalls  viel  leicliier  als  bei  jeder  privaten,  auci»  der  Akt.G. 
9)  Wird  aber.. selbst  bei  der  ö.  U.  eine  stirker  fiskal.  Politik  be- 
folgt (starke  .,lTber8chusswirtflchaft")  als  mit  Rücksicht  auf  andere^ 
auch  wirtsrliaftJiche  Interessen  y.u  wünsclien  wäre,  so  koiumf  (  ben  der 
Vorteil  davon  doch  der  staatlichen  oder  kommunalen  (»emeiiibchaft, 
niclit  Privaten,  Aktionären  mi  Gute  u.  dient  insofern  aucli  wieder, 
durch  Wegfall  sonstiger  Besteuentngsbedürfnissei  die  durch  die 
Reinerträge  des  ö.  1'.  unnötig  gemacht  werden,  öffentlichen  Inter- 
essen (preuss.  Sta.itshahncn!)  '))  Wo,  wie  öfters,  Güte  und  Kosten- 
reduktion der  Leistungen  von  einheitlicher,  gleichmässiger  u.  kon- 
zentrierter Organisation  u.  möglichster  Vergrösseruug  des  Betriebe» 
abhängt,  kann  wiederum  die  ö.  U.  die  bezüglichen  Autgaben  öfters 
besonders  gut  erfüllen,  ohne  wie  im  Fall  jeder  grossen  privaten  IT., 
lies,  auch  der  A.G..  eine  dem  Gemeininteresse  getiÄhrlicbe  Uber- 
machtstelluug  zu  erreichen. 

b)  Nachteile  der  d.  II.  sind  sicherlich  anderseits  auch  nicht 
Bu  Terkennen.  Es  sind  teils  älinlichef  t^Is  noch  stärkere  wie 
iiainentlich  bei  der  U.  in  A.G.sform:  a)  !^c!i\\  ieri<;keiten  der 
einheitlichen  Willensbildung,  der  raschen  Ausführung;  \i.  des  raschen 
"Wechsels  der  Entschlüsse;  fehlende  Identität  der  Inteiessen  zwischen 
Leitern  imd  Unteraehmung,  sehwficheres  GeflQil  der  persönl.  Ver- 
antwortung der  Leiter  —  wenn  auch  grade  im  dffentl.  Dienst  vrieder 
wichtige,  solclic  Mäiii,'«'!  mehr  oder  weülf2:or  ausjxlcicliende  Gegen- 
gewichte (auch  auf  dem  Gebiete  der  psych.  Motivation)  sich  geltend 
machen  —  eine  gewisse  Schwerfälligkeit  der  Organisation  und  der 
Funktion  der  Organe,  Gefahren  der  Übermacht  der  Gewöhnung, 
des  Bureai^kratisnms.  dos  Schlendrians,  ß)  Alles  dies,  verbunden 
noch  mit  Ängstlichkeit  in  finanzieller  Hinsicht,  kann  die  Initiative 
lähmen,  den  berechtigten  ökon.  u.  techn.  Fortschritt  hemmen,  auch 
fehlen  die  finanziellen  Gefahren  nicht  immer.  Die  Ausdehnung 
des  öffentl.  Beamtentum  u.  der  Arbeiter  in  den  öiT.  Betrieben,  wo 
es  sich  in  grossen  Staaten  bei  Eisenbahnen,  Post,  i^ergwerken  um 
hunderttausende  von  Personen  handelt,  A'ernuhrt  die  Staatsklientel 
in  ungeheurer  Weise.  Neben  den  ohnehin  schon  so  grossen  Zahlen 


üigitized  by  Googl 


—  181 


tler  von  der  öff.  Verwaltung  abhängigen  Personen  im  muderuen 
Zivil-  11.  ^lilitärdienit  bietet  das  gewiss  meh  Bedenken,  politische, 
so/iale,  wii'täcliaftliche:  weite  Volkskreise  erstreben  nur  die  wirt- 
srliat'tlicli  knappere,  aber  gesichertere  Stellung  des  Beamten,  wenleu 
auch  doch  leicht  mit  zum  Nacliteil  df^  Gniiciinvescns  und  der 
Tendenz  gesunden  Ftutscinitts  dein  .Spora  der  Konkurrenz,  der 
Notwendigkeit,  sich  auf  sich  selbst  zu  verlassen,  richtige,  auch  dem 
Gemeinwesen  forderliehe  wirtschaftliche  Tatkraft  u.  Wagemut  zu 
entM  Ii:k<  In,  entrückt.  d)  Man  muss  nur  doin  Allen  wieder  die 
Kpe/.iHsc  inMi  Vorzüge  des  öW.  Benmlcninins  ;nuli  die  guten  Folgen, 
den  Kiurinssen  der  Avirtscliatil.  Kt>nkuiren/i  mehr  eiit^iogen  zu  seiu 
für  die  psyeh.  Motivation,  fUr  die  soziale  Stellung  u.  Funktion  ver- 
gleichend j^c^'cnüberstelleu  u.  ebenso  die  vielen  üblen  Seiten  der 
privntcn  ErAverbs-,  grarle  aucli  der  Aktien-T^nti  rm  limungen.  so  die 
direkte  u.  indirekte  Abhängigkeit  ungeheurer  Massen  von  Arbeitern 
n.  immer  mtdir  auch  Privatbeamten  von  den  Mächten  des  Privnt- 
kapitalismus.  vom  industriellen,  merkantilen  Qrossbetrieb,  von  Geld- 
n.  Bankgesehäi'ten,  Börse,  von  den  gewerbi.  Kartellen,  t-)  Ein 
reines  Für  u.  Wider  lässt  sich  so  nicht  ganz  allgemein  in  der  Frage 
der  Wahl  zwischen  oft',  u.  priv.  ü.  vertreten.  Man  muss  nach 
Kategorien  von  Füllen  n.  nach  EinzelflEllen,  auch  nach  Landes-  n. 
Zeitverhältnissen  unterscheiden  und  festzustellen  suchen,  wo  inut- 
niasslith  u.  crfahningsinässig  die  Vorzüge  oder  Nachteile  der  o.  U, 
überwiegen  u.  chinach  entscheiden. 

c)  Das  Ergebnis  ist  dann  älmlieii  wie  in  der  Frage  der 
Akt.  Ges.  (S.  69  H):  a)  Wo  diese  Form  angezeigt  ist,  ist  es  ort  auch 
die  ö.  U.,  wo  jene  nicht,  da  auch  diese  nicht.  jC^)  Danach  ist  die 
Frage  der  Ans(hdniung  der  ö.  U.  vielfach   identiscli  mit   der  der 

{)assenden  Ersetzung  d»^r  A.Gr,  dnrcli  die  ö.  ü.  y)  Aber  die  A.  G. 
lat  doch  ein  berechtigtes  viel  weiteres  Ausdebnungsgebiet  als  die 
ö.  U.,  wenigstens  för  absehbare  Zeit,  in  der  Knlturwelt.  6)  Wo 
Privatinitiative  u.  freiere  Bewegung  die  Voraussetzung  grösseren 
Erfolgs  ist,  wird  die  privnte  U.  u.  auch  die  A.  (J.  den  V^n-rang 
vor  der  o.  ü.  beluiupten.  aaj  Die^s  gilt  von  der  grossen  blasse  der 
reinen  FrivatgeschS^e  des  Einzelunternehmers  u.  der  off.  Handelsg. 
auf  dem  Gebiete  d«  r  ^cwönlichen  Betriebe  in  allem  Zwdgen  der 
materiellen  ProdnUtinii;  ferner  vielfach  auch  von  don  grossen 
kapital-  u.  kreditkräftigen  Einzel-  u.  Gesellschaftsbctrieben,  auch 
bes.  der  A.  G.,  wo  es  sich  um  grosse  Kapitalien  u.  deren  Festlegung 
in  stehenden  Anlagen  handelt.  «)  Dagegen  spiicht  schon  eine 
gewisse  Vermutung  für  die  ö.  U.,  wo  letztere  Vorausaefasungen  fiElr 
die  U.  vorliegen,  vollends  wenn  icugloich  wichtigere  allgemeine 
wirtschaftl.,  soziale,  auch  wohl  politisciie  Interessen  wahr- 
zuneinnen  sind,  welche  durch  die  Machtstellung  der  grossen  privat- 
kapitaUst.  Betriebe  geföhrdet  werden,  um  so  mehr,  je  weniger  es 
gelingt,  soldhe  •  Betriebe  einer  befri^igenden  Regelung  durch 
Gesetzgebung  u.  öffentl.  Verwaltung  zu  untet/iehen  fAktien- 
t.'ebellschaftsrecht,  spez.  Verwaltungsrecht  für  einzelne  Zweige,  auch 
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Kartell-,  TkiiBtrecht).  v)  Anwendbarkeit  der  Form  der  ö.  U., 
dos  Staats-,  KnmmnTialbetriobs.  wird  dabernamentlich  auf  folgenden 

Gebieten  im  Gfinzen  zu  bejahen  sein. 

aa)  Im  \  ei  kchrs  wesen  (inkl  Wi'ffewesen,  Kanäle)  u  bes.  bei  den 

fressen  „Öffentlichen"  (wie  sie  charakteristisch  meist  schon  heiaaen) 
'rrkohrs  an  stalten,  Post,  T»  IfCTaphie,  Eisenbahnen,  Strassen- 
bahnen,  einstweilen  wohl  nur  ausnahmsweise  bei  Schilfiahrtsbetrieben, 
femer  partiell  im  Bankwesen,  bes.  bei  der  Notenbank,  Sparkaase, 
auch  bei  andren  r)ep()sit»'n1)ank«'n,  Hypotliekonhanken.  Pfan(n»riefiiiRtituten. 
partiell  auch  im  Versicherungswosen,  bes.  in  der  Feuer-,  Ha^jel-, 
Vieh-,  Arbeiter-V.,  alles  Gebiete,  bei  welchen  wie  im  altiiistor.  önent- 
lichen  Wepe-,  Münzwesen,  grosse  allgemeine  öffentliche,  wahrhaft 
volkswirtsrhaftliche  Interessen  vorliegen;  bb)  dazn  treten  Einrirlitun^en 
des  lokalen  Marktwesens,  z.  T.  gleichfalls  im  Anschluss  an  Alt- 
historisches;  cc)  femer  Forstwesen  u.  wenigstens  wichtige  Teile  des 
Bergwesens,  bes.  Salzwcrke,  ^MÜnfn,  KoliicnbcrfTban ,•  dd)  sodann 
Aufgaben  iUr  die  Einriclitungen  zui*  Befriedigung  lokaler  wirtschaftl. 
Oemeinbedflrfhisae  auch  materieller  Art  (o.  S.  (nT):  Stnissen-,  Reinigungs-, 
Kaniüisations-.  Wasser-,  Heleuchtnngswesen  u  etwaig*^  w»  itere  (rebiete. 
auf  denen  gerade  technische  Fortschritte  die  ö,  L'.,  speziell  die 
kommunale,  notwendiger,  mindestens  zweckmässiger  u  leistungsfähiger 
'  machen,  ee)  An  alle  solche  Betriebe  können  sich  am  Ersten  me  n.  da 
weitere  zur  Herstellnnji'  von  Gebrauchsgegenständen  diesi^r,  z.  B  von 
Eisenbahnmaterial,  Kohlengruben  für  die  tStaatsbahnen  (wie  ohnehin  i>lt 
schon  von  vornherein  unentbehrliche  eigene  Keparatnranstalten  u,  dgl.) 
nnsi  lilif's.spn.  ff)  Andre  Fälle  sind  nicht  unbedin^  f  Muszuschliessen,  ah' • 
kommen  bisher  und  kommen  wohl  auch  für  abseiibare  Zeit  weiterhin 
mehr  nur  als  Ausnahmen  vor  (so  mit  knnstindustr.  Literessen  in  Ver* 
bindunn^  stehend«',  z.  B.  Porzellanfabrik i'n.  Mustt>ranstalten,  Mfihlen, 
BrauenM'"Ti   WeinknUur,  Säfrernnhlon,  Hiittenwerke). 

tj)  iatsacii liehe  Auweudun|;  der  o.  Ü.  Schon  die  bis- 
herige teils  ältere,  bes.  aber  nenere  !^twicklung,  am  meisten  wolil 
in  Deutschland,  zei^^t  auf  den  genannten  Gebieten  zahlreiche  Fülle 
ö.  U.,  des  Staats,  der  (jemeinue.  meist  bewährte,  n.  liefert  so  den 
tatsächlichen  Beweis,  dass  diese  Gebiete  sich  für  Verstaatlichung''. 
„Verkonimuualisirung''  eignen.  ^)  Die  Weiterentwicklung 
wird  wohl  so  vor  sich  gehen,  zumal  unter  Einfluss  der  Technik  n. 
im  Hinblick  auf  die  üblen  Folgen  faktischer,  Monopole  der  privaten, 
auch  Akt.-Ges.-Ünternelummjren.  n.  nach  Uberwindung  der  Vor- 
urteile des  Ökonom,  u.  polit.  Liberalismus  u.  Individualismus,  sowie 
mit  der  Ausbildung  tüchtiger  Staats-  u.  Kommunal venraltungt*.n. 
*)  Weitere  Aufgaben,  so  der  staatlichen  u.  kommunalen  „Boden* 
politik"  u.  kommunalen  Wohnungspolitik  scheinen  hinzuzutreten 
u.  als  'solche  der  ö.  ü.  mit  anerkannt  werden  zu  wollen,  x)  In- 
dem dann  die  finanzielle  Behandlung  der  Unternehmungen  u. 
deren  Einrichtungen  in  der  Absatz-  u.  PlreispoHtik  (Tarifweaen) 
u.  der  Arbeiter-,  Beamten-  u.  JiohnpolitJk  nicht  mehr  rein  privat« 
wirtschaftlich,  sondern  mit  nach  oder  nur  nach  GebührenL'nind- 
sätzen,  nach  sozialen  Gesichtspunkten  ertolg^t,  wird  so  iiumer  mehr 
mittelst  der  ö.  Unternehmung  aus  der  rein  privatwirtschaftlicben  in 
die  gemeinschaftliche  Organisation  hinüber  gelenkt:  die  nach 
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allen  Seiten,  namendieh  auch  ffir  die  Grandfragen  der  yolkswirtseb. 
Ozganisation   bedeutsame  TolkswirtBeh.  u.  Boaiale  Entwicklung 

(o.  S.  102  ff.,  109). 

d)  Begrenzung  des  Ubergangs  zu  Ü.  U.,  damit  der  eben 
angedeuteten  Gesamtentwicklung  der  Volkswirtschaft,  a)  Eine 
feste  Grense,  welche  eine  solche  Entwicklung  nicht  überschreiten 
kann,  soll  und  wird,  lässt  sich  zwar  hiemacli  nicht  im  voraus 
bestimmen,  ß)  Die  Gestaltung  der  Technik,  die  Leistungs- 
föhigkeit  der  ö.  U.,  vermehrte,  nicht  zu  beseitigende  Mängel,  der 
priv.  U.,  bes.  auch  der  Akt.*Ges.,  direkte  n.  sie  Begleitende  (Uber- 
macht des  Privatkapitalismus,  der  Börse),  unzureichende  Leistangs- 
fähi^^keit  der  Genossenschaften,  zwingende  sozialeKücksichten  können 
der  ü.  U.  noch  immer  weitere  Ausdehnung  7Ai  geben  nötigen  oder 
dies  doch  zweckmässig  erscheinen  lassen  in  einem  von  uns  heule  für 
xmwahrscheinlich,  selbst  für  unmöglich  gehaltenen  Umfange,  wie 
gegenwlirtig  sclion  eine  solche  Ausdehnung  sich  vollzogen  hat, 
weiche  man  vor  einigen  iNIenschenaltern  allgemein  für  unmöglich  ge* 
lialten  hätte,  y)  Nennt  mm)  srdche  Entwicklung  in  gemeinwirtscii, 
Kichtung  der  volkswirtsch.  Urgaui^ation  „sozialistisch**,  so  sind 
unsere  modernen  Yolkswirschaften  —  wie  freilich  überhaupt  jede 
umfiuH^dere  Staats-  u.  Kommunaltfitigkeit  es  ist  —  in  gewissem 
Mn!=!=e  ..soj^ialistiscli'*  geworden  n.  werden  es  weiter  immer 
mehr.  d)  Aber  daraus  folgt  aa)  nicht  die  Hichtigkcit  des 
Schlusses  des  Sozialismus,  dass  das  ganze  Gebiet  der  materiellen 
Produktion  in  die  ,fgesellschaftliche''  Produktionsweise  übergehen 
werde,  müsse  u.  solle  u.  folgt  bb)  keine  allgemeine  Bestätigung 
der  F05!:ialistischen  Auffassung  der  volkswirtsch.  Entwicklung  n.  der 
bezüglichen  praktischen  Fordei-ungen,  namentlich  betrelts  der  Eechts- 
ordnuni^  fiir  die  sachlichen  Produktionsmittel,  des  allgemeinen  Er- 
satzes des  Privateigentums  der  ^ivaten  duix:h  gesellschaftliches 
Eigentum  daran,  aller  privater  Unternc  hinunLi^sfnrmen  durch 
öÖentliche.  «)  Aus  den  früher  hervorgehobenen  zwingendsten 
Gründen,  bes.  auch  wieder  psychologischer  Art,  verbleibt  nicht 
nur  wahrscheinlich  am  passendsten,  sondern  aucb  tatsitchlich  das 
grosse  Hauptgebiet  der  materiellen  Produktion  den  privaten  Unter* 
nehmungsformen  u.  damit  dor  privatwirtscliat'tlichen  Organisation  u, 
verbleibt  das  Privateigentum  an  den  sachlichen  Produktionsmitteln, 
bes.  am  Kapital,  für  jede  irgend  absehbare  Zeit  im  grossen  u. 
gansen.  t)  Freilich  mdit  notwendig  u.  nicht  wahrsch^nHch  aa) 
unter  voller  Herrschaft  des  Prinaps  Oer  freien  Konkurrenz,  sondern 
mit  mehr  oder  weniger  eingreifender  ree!itH(  her  Regelung  der  EIti- 
richtung  der  priv.  U,,  der  Arbeitsverhäitmsüe  darin,  der  Absatz- 
verhftltnisse;  bb)  ebenso  verbleibt  schwerlich  das  bisher  fast  unein- 
geschrfinkte  PriTateignntum  an  Kapital  u.  Boden,  sondern  ein  stark 
nach  socialen  Rücksichten  eingeschränktes,  auch  wird  cc)  wohl  dies 
Privateigentum,  hes  l>«'i  Grund  ii.  Boden,  wenigstens  das  für  gewisse 
Zwecke  (o.  b.  114  ti.),  durch  ööentliches,  des  Staats,  der  Gemeinden 
n.  anderer  öffentl.  Gebietskörper,  eisetst,  wenn  auch  dann  dessen 
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Benutzung  wieder  den  privaten  Untmiehmungcn  Icili-,  pacht-^ 
mietsweise  überlassen  wird; 

n«  Die  GliedeniBf  der  nationalen  Gesamtarbeit,  besonders 
im  freien  Verkelir*  (Arbeitsteilung.) 

S.  die  Literaturan^ben  in §26  S.  III.  I^ieblingsgeff erstand  der  älteren 

britischen  Nationalöknn omon  seit  A.  Stiiith.  v.  Hermann.  Unter- 
.suchungcn.  2.  Aufl.  B.  lJ»;}fi..  Eman.  Hei  inann.  Prinzipien  der  Wirt- 
.s(  lialt.  1.  Ueber  (Irosslx'trieb:  Wagner,  Grundlegnng.  :>.«AuÜ.  I. 
S.  S21  ff.  S  hinoller,  (leschichte  der  deutschen  Kleingew erl)e.  Halle 
l^Tü.  Sombart,  Kapit;t1isTn!is.  Klein wäcliter,  im  Schünbergsthen 
Handbuch,  I.,  Lexis.  Artikel  (jirosü-  und  Kleinbetrieb  im  Handwörter- 
buch der  Staatswissenschaft.  Schönberg,  Handbuch.  II.,  Abhandl. 
(»ewerbe.  Koseher,  An.sicliN  n  der  \'olks\virt.s(  jt;ift  :;.  Aufl.  IM!'  11. 
101.  Losch,  Matituiale  Produktion  usw,,  v.  Scb  iilze-(fä\ ernitz, 
Grossbetricb.  die  o.  S.  12t;  gen.  Sehr  von  Reinhold,  Tönnios,  auch 
Zr)])fl.  Nat.-ökon.  d.  tecm  Betriebskraft.  I.  B.  (inmdlegung. 
Fr;irfe  der  Kleinkraftmaschinen,  Albrei  lit  in  Sehmollers  .Tahi-I).  lsS;>. 
Bd.  1."..  (Irotlie,  eb.  ISS-l,  Bd.  8.  Kenicaux.  die  Masehino  iu  der 
Arbeitel  frage,  18K5.  2.  Sclnlderung  der  Albeiterverhältnisse  in  Fabrik- 
und  1  laii-indii.strie,  s.  prakt.  Nationalöki  H' mie  ;;.  Ueber  (iross-  und 
Kleinbesitz  und  Betrieb  in  der  Landwirtsciialt,  s.  Agrarpolitik;  Bern- 
hardis  Werk.  4.  Sozialistische  Literatur,  (üebertreibunff  und  zu 
weite  X'erallgemeinerung  der  Grossbetriebstendeiiz ).  Vgl.  (i.Sehmoller, 
Preiiss.  .lahrbfaher  ]H\i'2.  I.  A.  Wagner,  das  neue  Prt>gramm  der 
So/ialdemukratie.  iHiri.  5.  Landwirts<  haft liehe  Besitz-  u.  lietriebstatistik, 
(lewerbezähliuigen.  I deutsche  i^-rulsaiifnahme  von  und 
S.  W  agner,  (Jrundli'gung.  .">.  Aufl.  1.  §  l>4.'»— 247. 

44.  —  T.  Wesen.  Arten.  A.  T'rinzipielle  Anft'assniiir  der 
Arbeitsteilung  tiir  die  Volks  Wirtschaft:  uer  (iesamtbedart  au 
Gütern  (inkl.  Diensten)  einer  Gemeinschaft  wie  des  Einzelnen  und 
der  Gruppen  als  Gliedern  dieser  G(  lueinsebaft,  wird  1)  niciit  durch 
die  isolierte  'I'jitigkeit  (Arltcit)  il<  s  Einzelnen  für  sich,  sondern 
durch  di(»  N'creirnjrnni:-  der  'l'ati^keit  (Arbeit)  und  des  Besitzes  der 
Glietler  zu  l'rodukiiunszweckcn  gedeckt  und  2)  alsdann  der  Anteil 
vom  so  ^wonnenen  Gesamtprodukt  (vom  volkswirtsehaftl.  Kein- 
ertragj,  8.  42  ff.)  dem  Kinzelnen  zum  Zweck  der  Bedürfnisbefriedigung 
zujretiiin-t.  B.  Das  Probh'in  der  ArbeitsteiliniL:'  Hegt  daher  nicht 
nur  1)  auf  dem  Gebiet  der  l'roduktion,  sondern  zugleich  2)  auf 
dem  der  Verteilung  des  Produktionsertrag,  u.  zwar  völlig  hierin 
naturalwirtschaftl.  Verhültnissen,  wo  die  gewonnenen  Produkte  nicht 
aus  der  Wirtschaft,  bezw.  Unternehmung  (s.  S.  146)  hinaus  abgesetzt, 
sondern  irgendwie  von  den  Personen  innerlialb  dieser  AVivf^^ch.  (einschl. 
eiwaiger  Unfreier,  auch  wenn  diese  rechtlich  nicht  oder  nicht  voll 
als  Personen  gelten),  zu  Genuas-  oder  neuen  Prod.-Zweeken  ver- 
wendet werden.  Das  Arb.-Th. -Problem  liegt  aber  auch  noch  mit 
3)  auf  dem  Gebiete  des  Umlaufs  (§  48),  indem  in  der  Verkehrs- 
u.  Absatzwirtscbaft  eben  die  Arbeitsteilung  die  Grundlage  u.  Vor- 
aussetzung des  Güterumlaufs  ist.    G.  In  der  Art,  wie  die  Arbeits- 
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und  Besitz  Vereinigung  zu  Produktionszwecken,  die  Arbeitszuweisuiig 
und  die  Bestimmung  und  Zuftlhrung  der  Anteile  am  Ertmi^e,  ferner 
<lie  Verhältnisse  des  Güterunilauts  (§48 ff)  geregelt  werden,  unter- 
scheiden sich  die  historisch -rechtlichen  Formen  der  Arbeirsteilung, 
fo,  wiedi  r  bes.  oh  und  wie  .'mtoritativ  (auch  zw  aii;jswe}se)  oder 
vertragsrnässig  vorgegangen  wird.  D.  DaluT  ist  aucl«  hier  rein 
ökonctmischer  tmd  bistoiMsclfrechtlicher  Standpunkt  der  Betrachtung 
zu  unterscheiden.  E.  Ökonomisch-technischer  Grund  der  A.-T.: 
<lie  Leisttin;:staliigkcit  drs  ArlM-itfr-,  die  T'rnduktlviiat  der  Arbeit, 
deren  Nut/A'rtil^t  iür  VVerlscliatiung  u,  Wtrterhöiiuni:  /,u  steigern, 
teilweise  selbst  erst  zu  ermöglichen,  die  verschied»  iien  menschl. 
Fähigkeiten  za  verwerten,  sie  durch  Ausbildung,  Übung,  Kon- 
zentration der  Arbeit  auf  bestimmte  einzelne  Aufgaben  zu  ent- 
wickeln, das  ganvie  Leben  des  in  Ailn  itsteilung  spe/ialistisch  be- 
schäftigten Mensclien  dem  Arbeitszweek  anzupassen.  F.  Wirt- 
schaftliche Hauptarien  iler  A.-T.:  1.  Trennung  besonderer  Unter- 
nehmungen. 2.  In  der  Unternehmung:  Trennung  von  a)  Leitung, 
b)  Ueberwaeliung,  Anleitung,  c)  Ausführung.  3.  Innerhalb  jeder 
dieser  drei  Tätigkeiten:  Trennung  <lor  teclniisehen  Verriclifnngen 
(im  Groshbetrieb  eventuell  auch  unter  verschiedene  l'ersonen 
aer  Leitung).    G.  Bedingungen  lur  das  Wohl  der  Beteiligten: 

1.  Notwendiges  Gleichgewicht  in  Produktion,  Absatz,  Konsumtion. 

2.  Vermeidung  von  Gefahren  für  mangelnden  Bezug  der  eigens  be- 
durften, aber  nicht  selbst  gewonnenen  Güfer  u.  für  inangelnden 
Ai>satz  der  selbsterzeugten,  aber  nicht  eigens  bediirlien  Güter  u.  in 
beiden  FlUlen  zu  ungenügenden,  dort  zu  zu  hohen  Bezugs-  oder 
Kinkaufspreisen  u.  hier  zu  zu  niedrigen  Absatz-  u.  W'rkaufspreisen, 
also  üb«'rlinupt  Vi  rmcidung  von  Gefaliren  unrichtiger  Preisbildung  im 
Konkiurenzsvstem,  daher  besonders  in  der  Geld-  u.  Kreditwirtschaft. 

II.  Die  A.-T.  vollzieht  sich  in  der  „freien"  Volkswirtschaft  als 
Produkt  der  „Verkehrsfreiheit",  der  „freien"  ^wenn  auch  traditionell 
u.  durch  «lie  Lebensverhältnisse  fast  eines  jeden  immer  noch  ge- 
bundenen!) Bernfswald.  >^ie  soll  dies  nach  di-r  liberal  -  indi- 
vidiinlistiscljen  Doktrin  auch  uur  so  tun  (kein  ..Zwaii;^  •)  u.  tut  es 
danach  im  Wesentlichen  riclitig.  liier  walten  indessen  die  üblichen 
optimistischen  Illusionen  ob.  1.  Namentlich  verteilen  sich  eben  die 
linternehmungen  u.  die  Arb«  itskräfte  u.  Kapitalien  nicht  immer  so 
..von  selbst"  genau  n«cli  dem  Bedarf  (o.  S.  130),  greifen  daher 
l'rothiklion  u.  Betiarf  nicht  stets  sicher,  weder  qualitativ,  nach 
Arten,  noch  quantitativ,  nach  Mengen  der  Güter,  noch  zeitlich  und 
örtlich  genau,  wie  Rftder  der  Maschine,  in  einander  ein.  2.  Das 
Krgebnis  ist  regellose  Produktion  und  Auseinandergehen  von 
Produktion  u.  Bedarf,  3.  Die  Abhilfnnitcl,  Kartelle.  Trusts  reichen 
nicht  ans,  sind  auch  beroits  ein  Bruch  mit  dem  Prinzip  des  ., freien'^ 
Verkehrs,  u.  haben  andere,  schwer,  wenn  überhaupt,  beseiligbare 
Bedenken.  4.  Die  allgemeine  „gesell sehaftlieh  geregelte'*  Produktion 
u.  Verteilung  des  So/.iMlisunis,  u,  die  allles  umfassende  „Verstaat- 
lichung" der  Produktion,  welche  dann  auch  mit  einer  von  oben 
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angeordneten  Verteilung  der  Arbeitskrflfte  auf  die  Berufe  yerbnnden 
«ein  musste.  sind  zwar  theoretisch  richtig  gedachte  Abhilfen,  aber 

eben  imausftilirbarc  u.  schon  bei  teilweiser,  aber  bereits  umfassenderer 
Aimfuhnin!?  von  noch  verhängnisvolleren  Foljren  begleitet,  als  das 
bekumptte  Uebel  sie  zeigt  (o.  S.  183).  5.  Man  wird  so  nur  rnit 
einer  Beschrfinkung  äet  angedeuteten  Grefidiren  im  Bahmen  der 
privatwirtseh.  Organisation  sieh  be^ttgen  müBsen. 

I  Die  grossen  nationalen  Berufsgmppen  im  Arbeiisteilnnfis- 
system  der  entwickelten  modernen  Volks wirtBchaft.  1.  Allee  stobt 
hier  in  Wechselwirkung:  Arbeitsteilung,  Berufsgruppen,  Ent- 
wicklung der  Volkswirtschaft  aus  natural-  in  Verkehrs-,  geld-  u. 
kreditwirt Schaft l.  Verhältnisse,  aus  dem  „Agrarstaat"  in  den 
„IndnstrieRtaat'S  aus  ländllehen  Wobn-  u.  Wirtsebaflsverhältnissen 
immer  melir  in  städtische,  die  Entwicklung^  der  ganzen  heimischen 
Volkswirtschaft  zu  einem  Gliede  der  Weltwirtschaft  (o.  §  12,  13, 
S.  36  ff.).  2.  Einen  Einblick  in  die  Gestaltungen  u.  in  deren 
Wdterentwicklung  geben  bes.  wieder  die  neueren  Bemfnfihlungen, 
so  die  deutschen  Ton  1882  u.  1895. 

S.  o.  S.  (>J — &i  einige  Hauptdaten.  Zu  deren  Ergänzung  aus  den 
Materialien  der  Benifszanluii^^en  norli  folf^ende  Daten  (\^'ichtirrf"re  Daten 
auszugsweise  aus  dem  grossen  Quelleuwerk  im  reichsstatist.  Jahrbuch, 
auch  bei  Zahn,  Arb.versich.  l^MA). 

1.  Zahl  der  Betriebe  (lUUü) 

Landwirtscluütliche 
Gewerbe  (Haupt-) 

2.  Gewerbegrwppen  in  1905: 

(1000) 

Knnst-  n.  Handelsgärt.  24.8 
Tierzucht  u.  Fischerei  17.ü 


18H2 
5276 


im 

5538 
dl45 


Bergb.,  Hütt.,  Salin.  4.0 

Ind.  Steine.  Erden  48.2 

Metallverarbeitung  15ti.(> 

Ind.  Masch.,  Instr.  87.9 

Chem.  Industr.  10.4 
Ind.  Leuchtstoffe,  Seif., 

Fette,  öle  6.2 

Textilindustrie  2(>5.;i 

Papinrindnstrie  17.(i 

Lederindustrie  47.3 


Zahl  d.  BeKchäft. 
Betrieb.  Per». 

75.0 
2Ö.1 
686.3 
558.8 
639.8 
582.7 
115.2 

57.{) 
993.3 
152.9 
160.3 


(1000) 

Ind.  Holz,  Rehnitzst. 
Ind.  Nalir^  Gen.m. 
Bekleid.,  Reinig. 
Baugewerbe 
Polygraph.  Oew. 
Ktin^ler.  Gewerbe 
Handelsgt  wt  rbo 
Vorsichenmgsgow. 
Verkehrsgewerbe 
Beherb.  u.  Erquick. 


Zahl  d. 
Betrieb. 
21!).*) 
27Ü.O 
848.K 
199.0 
14.2 
9^ 
6;j5.2 
7.3 
78.7 


Bette  liätt. 
Per«. 

598.5 
1  021.5 
1390.« 
1  045.5 
127.9 
19.f» 

imo 

22.2 
230.4 


2a4.4  580.0 


In  jorler  Gruppe  meist  zahlroirlie  rntergi'uppen,  z.  B.  bei  Ind.  der 
Stein  und  Erden  14,  der  Metallverarbeitung  25,  der  Mabch.,  Listr.  13, 
der  ehem.  Ind.  6,  der  Textilind.  11,  der  Lederind.  9,  der  Holz-  und 
Schnitzstoff.  13,  der  Nähr.  u.  Genussmittel  14,  der  Bekleid.  u.  Reinig.  18, 
der  Baugew.  13,  der  Handelsgew.  9,  der  Verkehrsgew.  11,  vielfach  mit 
weiteren  SpeaaUairungen. 

3.  Die  3  Gruppen  der  Beschäftigten  (Erwerbstätigen)  in  den 
Betrieben:  „Selbständige"  (Unteniphnipi-,  Leiter,  Direktoren  ti.  dprl.i, 
Angestellte  (Beamte  u.  dgl.),  ausführende  „Arbeiter"  waren  im 
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D.  Reich  nach  den  3  grossen  Zweigen  der  materiellen  Produktion 
A.  (Land-,  Forstwirtsch.  usw.  —  B.  Gewerhe  (Industrie)  mit  Bau-,  Berg- 
u.  Hüttenwesen.  —  C.  Handel  u.  Verkehr  mit  Gast-  u.  Schankwirtsch.): 


1882 

1895 

1806 

1882 

1895 

1896 

i'ersouen 

absol.  Zahlen 

relat.  Zahlen 

Im  Ganzen 

(lOOO) 

+ 

+  -  '/oo 

Sellis^.'iüdige 

n  IT! 

-u 

320.3 

289  4 

—  30.9 

Angestellte 

307 

622 

102.4 

19.0 

o2.v 

+  13.9 

Arbeiter 

10705 

12817 

t 

19^ 

660.7 

677.7 

-h  17.0 

Summe 

16203 

l»91ö 

16.7 

1000.0 

1000.0 

Gruppe  A. 

Selbständige 

O  OQil 
2  £00 

+ 

12.3 

277.8 

309.8 

+  32.0 

Aneostellte 

Du 

44.5 

8.1 

11.6 

-f  3.5 

Arhf'iter 

r.  S82 

5  628 

4.:l 

(14.1 

o(ö.b 

—  35.5 

Summe 

ö2ya 

• 

o.oy 

lOüO.O 

1000.0 

Gruppe  B. 

Selbständige 

2201 

2  062 

5.2 

344.1 

249.0 

—  9.-).l 

Angestellte 

2(>4 

4-  166,1 

15..-) 

:;].s 

i(i.:; 

Arbeiter 

1  1 1:  i(  i 

4r>.i 

GKI.I 

Summe 

8281 

H- 

29.d 

1000.0 

1000.0 

Gruppe  C. 

Selbständige 

702 

844 

+ 

20.2 

446.7 

360.7 

—  «6.0 

A  ncrt' stellte 

141 

262 

84.7 

90.2 

112.0 

+  21.8 

Arbeiter 

727 

1  238 

67.r> 

46:^.1 

527.3 

+  64.2 

kSumrao 

1570 

2  3:)8 

4.s.'j 

10(X).0 

IMese  Zahlen  zeigen  die  „soziale  "Struktur  der  deutseben  Volks- 
wirtsch.  Ix'S.  gut,  zugleich  die  Entwicklungen  darin  1882—95  unter  dem 
Einfluss  der  Industriestaats-Entwicklung.  Bes.  beachtenswert  sind  die 
Versfliicdeiilieitcn  der  3  Per«oneTignippen  in  den  3  grossen  Benifs- 
gruppeu  und  wieder  in  den  betreffenden  Veränderungen  1895  gegen 
1882.  Gharakteristiscli  ist  die  Zunahme  der  „Angestellten**«  der  sogen.« 
neue  ^.Mittelstand'"  (genaue  Vergteichbaiicelt  der  Daten  beider  Aufnahmen 
vorausgesetzt  — '?). 

K.  Mit  allen  diesen  Verhältuisscu  hängt  wieder  die  grosse  lokale 
volkswirtacbafU.  Arbeitsteilung  nach  ländlicher  u.  städtischer 
Arbeit  und  Wohnsitz  mit  dem  gegenseitl^^cn  Güteraustausch  unter 
einander  zusammen.    S.  o.  8.  38  u.  Statistik  S.  71. 

Tl.  Die  poziale  und  universale  Bedeutung  der 
Arlteitsteilung.  Das  Prinzip  der  Arbeitstcihinjr  bildet  auch  eine 
Haup^rumUagc  der  ganzen  sozialen  (u.  politischen)  Klassen- 
schichtung der  Bevölkerung  a.  Veränderungen  in  der  A.t, 
in  Wechselwirkung  mit  solchen  in  der  volkswirtsch.  Entwicklung, 
fuhren  auch  wieder  zu  Vcrändenin«ren  in  dieser  Klnsscnsclnclitung. 
A.  Die  altliistoriscbe,  hh  in  unsere  Zeiten  fiir  das  ganze  soziale, 
politische,  kulturelle  Völkerleben  grundle>icnde  Klassenschichtung 
ist  die  in  1.  obere  Klassen  (Stände),  oft  mit  einem  Herrscher 
(Herrscherhaus,  Üynastie)  an  der  Spitze,  mit  Kriegern,  Fiiestem, 
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Adel  daneben  oder  diese  Standü  aueli  in  selKisiinidigerer  »Stellung 
u.  in  "2.  untere  Klasst'ii,  ,.V-»lk",  die  Masse dn- die  ,,Tnateiii  !l(Mr' 
Avirtsciiattlicljcn  Berufe  betreibenden  Bevnlkcruni:-.  a)  Im  starken 
Masse  brnilit  die  Stellun'j  der  oberen  Kla&ben  hier  den  unteren 
^e<^enttber  auf  dem  Besitz,  bes.  dem  Grundbesitz  in  Bünden 
'  der  ersten  ii.  der  dadurch  beengten  wtrtscbafitlichen  u.  sonsti«ren 
Herrsehattsstellung;.  b)  Aber  eine  p-owisse  wirtschaftl.  Arbeil s- 
teilunp:  n.  ein  daran  sich  kniiptendes  Austausclisysten»  von  Dienst- 
leistun<jen  und  Sacligüterii  besteht  doch  auch  liier  in  dem  Ver- 
hältniss  der  beiden  Sclnchten  zu  einander: 

«)  l)if'  ..oberen^  Klassen  erhalten  durch  die  ,,Tuitorf>n"  die  von 
ihnen  bedurft '-n  n.  von  diesi'ii  ^belieferten  Sariifrüter  u.  Dienst!*  istuniren. 
in  verschiedener  Weise,  je  nach  den  hisiurischen  Recinsiot  nn  i.  der 
Unfreiheit,  Freiheit,  des  Besitzes,  der  Produktion  (pers.  Dienst«-  und 
Arbeiten  in  der  niatei  iellen  Produktion,  auf  dem  Grundbesit/.  der  oberen 
Klassen  oder  Teilen  davon,  bei  Unfieiheit,  in  Kolonats-  und  ähnlichen 
Verhältnissen  daneben  Prodaktenlieferunsren  in  mancherlei  verschiedener 
Form  [jL^rund-  u.  gutsherrl.  Verfa-sini«:.  Al>L,niben  an  Priester,  Tempel, 
Kirchen,  Füi  sten|,  bis  zu  den  Abgabeu  liaU)freier,  wie  unterworfener  B'  - 
völkcruugen  u.  sonstiger  Abhängieer  u.  bis  zu  Gebiihren  u.  Steuern  „freier" 
Untertani'n,  freier  ..Bürger"  für  den  Fürstenliof,  atu  h  zur  Bestreitung  der 
Kosten  des  TM  amtentums,  Heeres).  ;>)  Das  „V'olk",  die  unteren,  auch 
die  unfreien  Klassen  erhalti'u  aber  doch  soziale,  ideelle,  auch  z.  T. 
materielle  wirtschaftl.  Gegenleistungen  der  „oberen"  Klassen  in  Sciiutz- 
gewidu',  Kulturfiirdi  iniig,  religiösen  rbermittlungen,  Kultustätigkeitei;, 
ErwerbsermöglichuDLi  ( \vie  bei  l  bcrlassung  von  Grundbesitz),  y)  Vieles 
beruht  liier  auf  Traditioa,  gewohnten  Autoritätsverhältnissen,  „Glaubens- 
momenten"', religi  I  .  sozialer,  politischer  Art  u  Vi'rändert  sich,  ver- 
schwindet selbst  mit  die^ien  Grundlagen,  dd)  Aber  b'  i  i*i'"litiLi.<r  Zti- 
sauimeufa.ssung  aller  materiellen  u.  immateriellen  Arbeit  als  „nutional«' 
Gesamtarbeit"  u.  bei  Ilerausschälung  des  Priu/i|iiellen  aus  dem 
historisch  u.  örtlieh  u  in  IN  i  lits-  n.  Sitteiiformep  \  <  räriderlichen  jst 
das  zu  Grunde  liegende  Arbeitsteilungs-  u.  Austausi  lanonient  nicht  zu 
vwkennen. 

c)  Dieses  Arbeitstoiluujjsuioment  ist  sogar  von  universaler, 
kulturhistorischer  Bedeutung,  tiberragt  darin  jede  andre  Art 
der  Arbeitsteilnng  u,  erscheint,  bei  allem  Wechsel  der  Fornien  u. 

der  Art,  wie  es  sich  vollzieht,  den  Folg(m,  welche  dn'-nns  }icr\'»iv. 
gehen,  wenigstens  nacli  bisheriger  geschichtlicher  Eiiahrung,  a^s 
notwendige  Voraussetzung  der  Entwicklung  höherer 
Kultur  überhaupt,  d)  Um  ]>rinzipiell  tiefergreifend,  gmnd- 
stürzend,  aber  auch  unhistorisch,  unrealistisch,  unpraktisch, 
unerreichbar,  ja  ..utopisch"  erscltehit  dem  gegenüber  wierler  dn> 
Ziel  u.  J!>treben  des  Sozialismus,  gerade  nüt  dieser  Klassenschiciitung 
u.  allerdings  dann  auch  folgerichtig  mit  ihrer  wirtsdiaftlichen  Vor- 
aussetzung zu  brechen:  mit  Herrenautoritiit  gegenüber  Unfreien ;  mit 
Fürsten  ,  Priester-,  Albris-,  Krieg(M-nnt(irität  gegenüber  abliniigigeiii, 
dienendem,  Arbeit  n.  Arbeitsprodukte  ..unentgeltlich  '  (A.  b.  nicht 
gegen  l^utgclt  in  individuelieu  „Preisgütern  lieferndem  .,Volk  ', 
mit  Besitzautoritfit  (Privateigentum  an  den  sachl.  Produktionsmitteln; 
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Boden  u.  Kapital)  gegenüber  dem  von  den  Unterneinnern  als 
Besitzern  dieser  Mittel  beschäftigten  peTSSnlieh  freien  ««arbeitenden 

Volkn'\ 

B.  Auch  die  Arbeitsteilung  zwischen  Unternehmer, 
Arbeitsgeber  u.  „Arbeiter"  hat  neben  der  wirtschaftlichen 
noch  eine  besondere  soziale  Seite,  welche  sich  in  verschiedener 

Art  u,  Mass  in  den  verscliiedenen  Unteinohraungs- Arten  u.  in  der 
geschichtl.  Entwicklung  der  Volkswirtschatt  zeigt.  S.  darüber  oben 
bes.  S.  148 ff.  1.  ImGroösbetricb  aller  Zeiten  u.  Wirtschafts- 
gebiete tritt  diese  soziale  Seite  besonders  scharf  hervor,  a)  früher 
namentlich  im  läinHiclien  Grossgrundbesitz  u.  Ijandwirtschafts-  und 
u.  etwa  damit  verlmiulenen  Verodlungs-  (Gewt  rlit  -)  Betrieb  (alte, 
mittelalterliche  Welt  u.  die  Zeit  der  Bildun?  ikmioici-  irrosser  Gnts- 
betriebe);  b)  heute  nicht  nur  hier,  sondern  auch  u.  suirker  im 
Industrie-  n.  Montangrossbetrieb  und  immer  mehr  darüber  hinaus 
auch  in  anderen  Betriebsgrössen  (t^  47).  2.  Mit  der  wirtschaltliclien, 
Bildung:?-,  kiiltnrolli'n  Tldmn;^-  dor  ..nrluntCMideii  Klassen"  oiner-, 
der  tatsacidiclien  Aubsichtslosigkeit,  bei  alier  t'ormaleu  Kecht-slreilieit 
dazu,  in  die  höheren  wirtschaftlichen  Klassc^n,  der  Unternehmer. 
Leiter,  der  ,,oberen**  Klassen  überhaupt  aufzusteigen,  andererseits 
wird  die  Arbeiterschaft  aus  einer  wirtschaftlichen  immer  mehr  zu 
einer  sozialen  wahrhaften  Klasse",  wolclic  sich  als  solclio  ftddt, 
es  bildet  sich  der  „k  assenbewusste''  Arbeiter  heraus.  3.  Damit 
erreicht  gerade  diese  wirtschaftl.  Arbeitsteilung  zwischen  Unter- 
nehmer n.  Arbeiter  eine  „universale  soziale"  n.  immer  stärker 
auch  eine  spezifisch  politische  Bedeutung,  eine  Erscheinung, 
wie  sie  in  dieser  Welse  u.  Stärke  noch  niemals  in  der  Gesfdik'hte 
hervorgetreten  ist.  4.  So  ist  diese  Entwicklung  ein  besonders 
wichtiges  Bdspiel  u.  ein  guter  Beleg  für  die  Beeinflussung  aller 
Seiten  des  Volkslebens  durch  spezifisch  wirtschaftliche  (u.  dieser 
wieder  zu  Grund»'  lle^eiulc'  t('cliiiir^cli(0  Eiitw;ckliinp:pn. 

§45.  —  IL  Bedingungen,  (rronzen  der  Arliritsieilun«;.  Ks 
sind  dreierlei,  technische,  ökonomische,  rechtliche,  welche  sich  in 
den  drei  oben  (§  44)  unterschiedenen  wirtschattl.  Arten  nicht  immer 
gleichmissig,  sondern  mehr  oder  weniger  u.  im  einzelnen  ver- 
schiedfn  n.  in  verschiedenen  Kombin;itif)nen  rreltcnd  machen.  1.  Die 
tcclinischen  ljedin;rnnfren  u.  Grenzen  lie^j^eu  :\)  in  Abhängig; - 
keilen  der  Produkiiüu,  daher  der  Vornahme  der  Arbeit  von  der 
Susseren  Katur:  bei  danach  zu  unterbrechenden  Tätigkeiten  kann 
die  gleiche  Arbeit  nicht  stetig  fortgesetzt  werden,  nuiss  die  Art  der 
Arbeit  bei  demselben  Arbeiter  wechseln,  kann  die  Arbeitsteilung 
nicht  soweit  ;»:ehen,  als  wo  eine  Arbeitskraft  beständig  mit  dereelbeu 
Arbeit  beschäftigt  werden  kann  (ilauptunterschied  aller  landwiit« 
schaMichen,  vom  Wechsel  der  Jahreszeiten  abhängigen  Arbeit  mit 
geringerer  Arbeitsteilung  von  den  meisten  indu.slriellen,  mit  wichtigen 
ökonomisch- technischen  u.  sozialen  Folgen,  auch  für  flie  Arlxiter- 
frage).  b)  Weitere  Grenzen  liegen  in  der  bestimmten  Zahl 
einzelner  techniseher,  zu  derselben  Zeit  vornehmbarert 
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abo  mehi  an  eine  beiidminte  Zeitfolge  gebundener  Verrichtungen, 
in  welche  sich  eine  Arbeitsaufgabe  technisch  »erlegen  u.  so 

unter  verschiedene  Arbeiter  zur  Austiilirnng^  vertoilrn  lässt.  Doch 
luusB  hierbei:  c)  die  eiuy^clne  Verrichtun/j:  {rleicli  lan^^e  Zeit- 
dauer beanspruchen.  Soweit  dies  nicht  der  iali,  muss  derselbe 
Arbeiter  vefschiedene  Verrichtungen  ausfllhren,  kann  die  Arbeits- 
teilung also  praktisch  nicht  soweit  durcligeführt  werden,  als  es 
technisch  möglich  wäre.  Aus  den  l*tuikten  a)  u.  b)  ergeben  sich 
besondere  Vorteile  für  dcJi  Ornssbetrieb,  die  Arbeitsteilung  weiter 
durchführen  zu  können  47;.  —  2.  Die  ökonomischen  Be- 
dingungen u.  Grensen  liegen  a)  zunächst  in  der  Grösse  u.  Art 
des  für  die  Produktion  verfügbaren  Kapitals:  es  muss  für  die 
arbeitsteilic^c  Arbeit  in  gegebener  Zeit  mehr  umlaufendes  Kapital 
(Koh-,  Hiltsj&toffe),  u.,  wegen  rascherer  Abnutssung,  auch  etwas  mehr 
stehendes  (Werkzeuge,  Maschinen)  verwendet  werden,  weil  mehr 
Produkt  hergestellt  wird,  b)  Weiter  kommt  die  Möglichkeit 
des  Absatzes  einer  solchen,  der  A.-T.  zu  verdankenden  fj^össeren 
Menj4;e  Produkts,  daher  die  Ausdehnung  u.  Ausdehnungs- 
fähigkeit des  Markts  in  Betracht.  Diese  wird  a)  erleichtert  durch 
die  mit  auf  den  Folgen  Her  Arbeitsteilung  beruhende  Kosten- 
reduktion, daher  der  möglichen  Preisermässigung  der  Produkt- 
Einheit;  (i)  SR'  liängt  ab  von  der  Grösse,  örtliclien  Verteilung  X'nlk': 
diclite,  Stadt  u.  Land,  Stadtgrösse)  u.  dem  Wohlstand  der  Be- 
völkerung (was  u.  a.  von  bes.  Bedeutung  iür  die  Erniöglichung  von 
eignen  Spezialgesehfiften  im  HandelsTerkehr  mit  dem  privaten 
Konsumentenpublikum  im  Ortsabsatz  ist);  y)  sie  hftngt  weiter  ab 
von  der  Entwicklung  u.  Beseliaffenheit  der  Kommuuikations-  u. 
Transportmittel  n.  der  Wohlfeillieit  ihrer  Leistungen  in  der  Be- 
förderung der  Personen,  Waren,  Nachrichten  mit  der  Folge  der 
Krweiterung  des  Lokalabsatzes  zum  Femabsatz,  des  kleinen  zum 
Massenabsatz,  des  Absatzes  überhaupt  n,  des  immer  grösseren  und 
weiteren  Fernabsatzes  aui  h  von  schwereren  voluminöseren  T^vf^Iukten 
niedriLii'u  spezifischen  W  erts  (Bedeutung  des  "Wassertransports,  der 
Daniptkomniunikation,  des  Eisenbahn-,  Post-,  Telegraphenwesens, 
billigen  Portos  für  Zirkulare,  Rcklamepapiere,  Postkollis,  —  alles 
die  Entwicklung  der  grossen  Vcrsandgeschäfte,  des  Grossbetriebs 
im  sog.  Detailhandel  bep:nnsti;zend).  —  3.  Die  rechtlichen  Be- 
dingungen bind  a)  Vorhandensein  genügender  Xtechtäsicherheit 
u.  Rechtsschutzes  lär  den  Verkehr,  fiir  Personen,  Waren,  Nach- 
richten, im  Absatzgebiet,  auch  in  der  Fremde,  daher  die  Beschaffen- 
lieit  u.  Funktion  der  grossen  Präventiv-  u.  Represseinrichtungen  des 
Staats  usw.  hierfür  (S.  108),  die  Q-estaltung  des  Völkerrechts  im 
Internat.  Verkehr;  b)  die  Beschaffenheit  der  wirtschaftl.  Rechts- 
ordnung. Hier  sind  a)  die  filteren  „Gebundenheitsordnungen**,  wie 
des  Gilde-  u.  Zunftwesens,  mit  ihrer  die  freie  Bewegung  des 
Ünternelnners  u.  die  Gestaltunj:;  u.  Grösse  des  Bttriebs  ein- 
s;lir;ink('n(leii  Normen,  auch  der  Entwicklun,ir  der  Arbeitsteihmg 
nachteilig,  ebenso,  weltwirtschaftlich  betrachtet,  das  SclmtzzoUsystem 
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an  sieb,  weil  es  die  Konsentratioii  der  Frodnktioii,  Iras.  der  Industrie, 
in  bestimmten  Ländern  u.  in  deren  Betrieben  u.  ihres  Absatzes  von 

da  aus  nach  allen  Seiten  hemmt;  ß)  umgekehrt  fK  irnnstigton  die 
freien  Ordnungen,  bes.  Gewerbefreiheit,  Freihandelssystcm,  speziell 
auch  Freizügigkeit  der  Bevölkerung  die  Entwicklung  der  Arbeits- 
teilung. 

§  46.  —  III.  Folgen  der  A.-T.  A.  Bes.  die  günstigen 
(Nutzen  für  Produktion,  Konsumtion,  Arbeiter,  kapitalist.  Unter- 
nühm.er).  1.  Steigerung  der  Wirksamkeit  der  Arbeit  im  einzelnen 
Fall  n.  daher  im  eanzen,  ähnlich  wie  hei  wadisender  Herrschaft 
über  die  Naturkräfte  u.  bei  Fortscbritten  der  Technik  (§  34,  35). 
2.  Die  mögUchen,  wlrkliclieii  u.  wünselienswortcn  Folf^pn  sind  dann 
•rleichfalls  ähnlich  wie  hol  soU  liou  Fortschritten,  Es  genügt  däher, 
aul  die  Austiihruugen  hierüber  in  §  35  zu  verweisen.  3.  Welche 
Folgen  tatsHchlich  eintreten  u.  eintreten  können,  hängt  wieder  mit 
den  Problemen  der  volkswirtsch.  Organisation  u.  Rechtsordnung 
(1.  T.  Kap.  5  oben),  mit  dfii  psychologischen  ^f?  nieiiten  (§  2),  mit 
Sitten  u.  SittUchkeitsverhaltnissi-n  (§  20)  zTisauiinen,  wotür  ebenfalls 
auf  die  früheren  AuHtührungen  Bezug  zu  nehmen  genügt. 
4,  Einselne  Punkte  bezüglich  der  nütslieben  Folgen,  hier  wesentlich 
nach  der  klass.  Kat.*Ok.  (A.  Smith,  Sa/,  bes.  Hermann,  dem 
hier  mehrfach  genauer  gefolgt  wird,  u.  a.),  die  das  boroits  aus- 
reichend u.  abschliessend  erörtert  hat,  wenn  auch  etwas  einseitig 
unter  vornehmlicher  Beschränkung  auf  die  Verhältnisse  der  Arbeits- 
teilung in  den  technischen  Verrichtungen  der  ausführenden 
Arbeiten  u.  nach  Erfahrungen  der  unvollkommenen  Technik  ihrer 
Zeit  vor  der  rnndci-nen  maschinollen,  a)  Erhöhte  Geschicklich- 
keit, also  quantitativ  u.  qualitativ  gesteigerte  Leistungfifähigkeit 
des  ArheiterB  durch  awmbHesslicbe  oder  vorwaltende  Widmung 
an  eine  n.  dieselbe  spezielle  Arheitsaufgahe  (Verrichtung): 
„Übung  niacht  den  l^reistcr". 

Belege  durch  Beispiele  aus  der  Produktion,  im  Handwerk,  Haus- 
industrie u.  Heimarbeit,  Manufaktur,  Fabrik,  A.  Sniith's  Nagelschmied, 
Stricknadelfabrikation,  Says  Spielkartenfabrikation.  Schlüsse  mit  aus 
Preisen  iQr  Hnnsindustrie-Artikc!.  Spielwaren  u.  d^l.,  wobei  freilich  die 
\\  iikim^  von  Ltihn-  und  Preiüdruck  erst  zu  elimiuieren  ist.  Die  neuere 
techn.  Lntwieklung,  Mitbenutzen  von  Werkzeugmaschinen  u.  dgl.  hat 
dir  fiUtTfn  Brispit-le  füi-  die  Oegfnwru'f  frciliili  entwertet.  Einfachere 
und  noch  heweiski'äftigere  Beispiele  sind  die  Fälle  des  Erlerneus  der 
Elementarkenntnisse,  Lesens,  Schreibens,  Rechnens,  des  Musizierens, 
die  FoliiCii  der  eHangten  Uebung  darin,  auch  Beispiele  aus  lirdicien 
Seelen-  u.  iJenkföhigkeiten,  Voniafime  geistiger  TiitigkeilGTi,  Heden  usw.). 
Im  Einzelnen  ist  wichtig:  «)  ilas  Anpassen  der  Organe  (Muskehi,  Augen, 
Ohren,  Gehirn)  an  die  Bedingiuigen  des  Arbeitserfolgs  diu'ch  Uebung 
( „Mechanisioning"  der  VeiTichtungen,  bis  /n  den  Crchiinftinktionen). 

Die  Zerlegung  der  Arbeitsaofgube  in  die  einzelnen  technischen  Ver- 
nchttmgen  daf(lr,  u.  die  üebernahme  letzterer  durch  verschiedene 
Arbeiter,  die  dann  in  deren  A  usfilmiin;  „Virtuosen"  werden  u.  sich  „in 
die  Hände  arbeiten'^,  vereint  also  mein:  leisten  („zusammengesetze 
Arbeitsteihing").   y)  Die  Vereinigung  verschiedener  Arbeiter  zur  Be- 

A.  Wagner,  soz^Okon.  Grunüries,  4.  Aufl.  13 
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wftltißung  einer  srOaaereii  Arbeitaaufgabe,  welche  die  Kraft  eines 
einzelnea  ObenteigC,  u.  die  gemeineame  AiufOhnuig  (Laetentr^gen 

tt.  dgl  ). 

b)  Es  wird  auch  wohl  als  Vorteil  der  A.t.  die  Folge  aa- 
geeehen,  daee  sieh  der  Arbeiter  auf  eine  Art  Arbeit  (Vemätang) 

konzentriere,  so  ihr  alle  Aufmerksamkeit  widme  u.  Zeit  erspare, 
welche  sonst  beim  Wechsel  der  Arbeit  leicht  rerloren  geht.  Das 
bat  indessen  etwa  nur  bei  Verbindung  von  sonst  sehr  heterogenen 
Arbeiten  (landwirtschafUichen,  industriellen)  mehr  Bedeutung.  Die 
Erholung  im  Wechsel  der  Arbeit,  auch  der  Verrichtungen,  die  sani- 
täre Seite  (für  Körper  n.  Geist),  die  psychische  bleibt  dabei  un- 
beachtet, c)  Auch  die  wohl  angeführte  günstige  Folge  dafür,  dass 
die  Konzentration  der  Auftuerksamkeit  des  stets  mit  einer  oder 
wenigen  tedmisehen  Verriehtnngan  besehfifligteu  Arbeiters  diesen 
leichter  zu  technisch on  Erfindungen  führe,  ist  nach  Ausweis 
(\pv  fTPprhichtP  der  Erfnulungen  zwar  durch  Beispiele  zu  belegen, 
aber  im  Ganzen  «loch  nicht  von  so  grosser  Bedeutung,  heute  noch 
weniger  als  früher.  d)  Vollständigere  Ausnutzung  der 
WeAisenge,  Maschinen,  daher  Kapitslerspftrang  im  arbeits- 
teiligrati  grösseren  Betrieb  ist  in  gewissem  Umfang  ein  Vorteil,  ver- 
glichen mit  r1o?i  betreffenden  zersplitterten  Klpuibetriebcji  (Allein- 
meister)  mit  Bedarf  mannigfaltiger  Werkzeuge,  tiie  dann  oft  einzeln 
wenig  gebraucht  werden,  e)  Wirtschaftlichere  Verteilung 
der  Arbeitsanfgaben  anf  die  Arbeiter  naeh  deren  individueller 
Fähigkeit  (auch  Ausreichendheit  für  eine  Aufgabe),  so  nach 
Geschlecht,  Lebensalter,  Körivikraft,  Kenntnissen.  Bildung, 
geistiger  Fähigkeit,  Neigung  (Verwendung  von  Frauen,  Jugend- 
fichen,  Kindern  neben  oder  statt  Mfinnem,  ungelernten  neben  oder 
statt  gelernten  Arbeitern).  Ein  freilich  anderseits  mit  spezifischen," 
sanitären,  sittlichen,  sozialen  schädlichen  Folgen  verljundener 
Vorteil,  f)  Die  Arbeitsteilimf.  bes.  die  in  selbständige  Unter- 
nehmungen für  soziale  Produktionsaufgaben,  —  hier  zumal  im 
System  der  freien  Konkurrenz  —  gestattet  vielfach  allein  eist  oder 
doch  am  besten  die  genaue  Feststellung  des  Minimal- 
quantums nn  Arbeits-,  Kapital-  n.  Zeitaufwand,  welches  eine 
Produkteneinheit  zur  Herstellung  erfordert  f('\  Auf  die  Innehaltung 
u.  die  weitere  Verminderung  dieses  Min.(£uantums  wird  dann  hia- 

festrebt,  auch  werden  die  Konkurrenten  angetrieben,  selbst  genötigt, 
asselbe  Ziel  zu  verfolgen,  ß)  So  wird  der  nationale  G(  sanitbedarf 
fortschreitend  wohlfeiler  Tnit  geringeren  natürlichen  Produktions« 
kosten  gedeckt.  (Hennann). 

5.  EIni}j:;e  andre  l'iuikte  sind  wieder  von  noch  all<;cmeinerer 
Bedeutung  u.  h;in;::cn  ausserdem  noch  mit  anderen  Verhältnissen 
Busammen,  die  günstigen  (u.  ungünstigen)  Folgen  sind  daher  nicht 
rein  solche  des  Arbeitsteuungsprinzips:  a)  Es  entwickelt  sich  auf 
Grund  der  Arbeitsteilung  eine  feste  berufsmässige  Ausübung 
bestimmter  spezieller  Arbeiten  durch  Einzelne.  Oftmals  handelt  es 
sich  hier  dann  um  FäUe,  wo  die  Arbeitskiaft  und  -Zeit  eines 
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Einzelnen  zwar  voUstrinrlij  durch  rlio  Arbeitsaufgabe  in  Anspruch 

fenonimen  wird,  ohne  gl 'ichzeitig  andre  Verwendung  finden  zu 
önnen,  anderseits  aber  ausreicht,  innerhalb  gewisser  Grenzen, 
dieselbe  Arbeitsaafgabe,  weeeotlicli  mit  gldebem  Hfthe-  und  Zeit- 
anfirand,  für  aolcfie  Andre  zugleich  mit  auszuführen,  welche  sie 
sonst  selbst  übernehmen  müssten.  Hier  kann  diesen  Personen  das 
erspart  werden,  indem  der  Erste  sie  „berufsmässig"'  mit  übernimmt. 
Das  bewirkt  also  bei  diesem  erst  eine  volle  Ausnutzung  seiner 
Erafit  u.  Zeit,  bei  allen  Andern  eine  groaee  Ersparnis  an  Arbeit  u. 
Zeit,  macht  beide  bei  ihnen  frei  Ar  andre  Aufgaben  u.  bewirkt  so 
in  der  ganzen  Volkswirtschaft  eme  gesteigerte  Leistungsföhigkeit. 

Es  ist  das  Prinzip  des  gemeinsamen  Hirten,  Boten,  der  Post  und 
anderer  grosser  Verkehrsan^alteii,  vlekt*  Vermittlungsberufe,  wie  der 
Krämnr,  mancher  liberaler  (T.ehrer.  Anwälte),  namentlich  aber  auch  des 

fanzen  berufsmässig  ausgeübten  öffentl.  Zivil-  u.  MilitärdienstSt  mit  der 
blge  umfassendster  ,,nationaler"  Arbeitserepamis. 

b)  Ortliche  (räumliche)  und  zeitliche,  auch  inter« 
nationale  Arbeitsteilung,  indem  die  Produkte  möglichst  da  und 

dann  erzeugt  werden,  wo  immer  die  Xatur  (Klima,  Boden- 
beschaffenlieit,  Verfügung  über  Wasserkräfte),  auch  die  Jahreszeit 
die  Produktion  in  qualitativer  u.  quantitativer  Hinsicht  besonders 
begünstigen,  daher  auch  mit  geringeren  natüriichen  Kosten  gertaAten. 

tt)  ffier  wird  dann  fOr  einen  grösseren  Gesamtbedarf,  den 

lokalen  u.  den  fernen  Markt  zugleich,  mehr,  besser  u.  billiger,  auch 
eventuell  in  stärkerem  Masse  arbeitsteilig,  produziert  u.  knüpft  sich 
interlokaler  Austausch  in  grösserem  Lmfang  an.  Walil  des 
„besten  Standorts"  der  Produktion  nach  solaiem  Gesichtspunkt, 
ein  Freihandels-Argument  mit  einem  richtigen  t:.  \vi'  li'ic^im  Kern,  wenn 
dieser  Punkt  auch  nicht  allein  über  die  Handelspolitik  entscheiden  kann. 
Bezug  von  Produkten  aus  warmem  Klima,  Anlage  von  Betriebswerken, 
wo  natürl.  Wasserkräfte  zur  VL^rfiigung,  von  Brennstoff  brauchenden 
in  u.  an  Wäldern,  Kohlenfeldern,  von  schweren,  voluminöse  Rohstoffe 
brauchenden,  da  wo  diese  gewonnen  werden  u.  del.  m.  ß)  Die  weitere 
Polf '  i  r  <lass  durch  solche  Eröffnung  grösseren,  Des.  Fernabsatzes  für 
vermehrte  Produktion,  bessere  Ausnutzung  von  vielleicht  bisher  mflssiper 
oder  nur  teilweise  produktiv  verwendeter  Arbeitskraft  u.  -Zeit  mit  der 
Gelegenheit  des  Absatzes  au(^  der  Anreiz  gegeben  und  so  in  Summa 
mehr  produziert  wird,  y)  Voraussetzunpr  dieser  Entwiekluntr  ist  wieder 
Herstellung  und  Verbesserung  der  erforderlichen  Kommunikationsmittel, 
des  notwendigen  Rechtsschutzes,  entsprechende  Funktion  des  Handels 
für  Aufsuchen  von  günstigen  Prodidctionsorten  (u.  Zeiten'  uu<l  Alisatz- 
gobieten  (Bedeutung  des  internationalen  Absatzes  von  Agrar-,  Forst- 
produkten Osteuropas,  Amerikas  in  West-  u,  Mitteleuropa,  in  der 
neueren  Zeit  der  Dampfkomrounikation. 

c)  Auch  die  Arbeitsteilung  in  den  Produktionszweigen  nach 
Land  u.  >^tadt  hat  alinliclic  j^ünstigo  Folgen  in  noch  erhöhtem 
Masse,  er)  In  Verbinduiif;  daniit  steht  das  ganze  Anstauschsystctu 
zwischen  Stadt  u.  Land,  die  mit  dieser  Trennung  nicht  beginnende, 
aber  sich  immer  allgemeiner  durchsetzende  Verlegung  der  Rohstoff* 
gewinnung  u.  'Yerarbeitung  in  verschiedene  Unternehmungen  vu 

13* 
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nuniueiu-  auch  Orte  (o.  S.  37,  38;,  die  Konzeutratiou  der  Arbeiteu 
auf  bestimmte  Gebiete,  bes.,  doch  nicht  allein  im  städtischen  Ver- 
edlungsgewerbe (Handwerk,  Fabrik,  Industrie),  ß)  Auch  hierdurch 
wird  zu  vermehrter  Arbeit  Gelegenheit  u.  Eeiz  gegeben:  in  Stadt 
u.  Land  wird  je  für  einen  grösseren  Bedarf  an  Gütern  über  den 
lokalen  Bedarf  hinaus  gearbeitet,  so  wieder  müssi^e  Arbeitskralt  u. 
-Zeit  mit  Produktionsaufgaben  bedacht,  die  Betnebsvergrösserung 
der  einzelnen  Unternehmung  u.  damit  die  Möglichkeit  stärkerer 
Arbeitsteilung  in  diest-r  angebahnt  n.  so  der  Leistungsoffekt  der 
verfügbaren  Arbeitskraft  gesteigert:  Alles  die  vielfiach  günstigen 
Folgen  einer  massvollen  „stadt wirtschaftlichen"  Entwicklung 
innerbalb  der  heimischen  Tolkswirtschaft  (o.  S.  38),  eine  Ent- 
wicklung, welche  eben  zugleich  auf  dem  Gebiete  der  Arbeitsteilung 

y)  Für  dv'  Anlegung  von  Ackerbaukolonien  hat  man  wohl  aus 
solchen  Betnu  lilungtii  den  nicht  unriclitigen  Schluss  gezognen,  <l;iss  man 
daher  von  vornherein  die  Gründung  von  St;i(it<'n,  als  Mittel- 
punkten der  Erwerbstätigen,  Sitzen  der  liheraUn  Berufe,  der  BehönlrTi 
usw.,  auch  als  Märkte  für  den  Absatz  der  ländlichen  Produktion,  ins 
Auge  fassen  müsse,  nicht  nur  die  Nebeneinander-Siedlung  von  Land- 
wirten. Älter*'  gt  seln'chtliche  Entwicklungen,  Errichtung  vi  ;i  >t  :ulten 
(Frei-,  Neustädte.  Südwest-,  Nordostdeutschland),  Gewährung  von 
Marktrechten  una  Stadtrechten  an  einzelne  Landg'em einden  möchten 
den  Beweis  für  die  Richtigkeit  dieses  Gesichtspunkts  liefern.  Er  ist 
um  so  berechtigter,  solange  Kernabsatz  von  Agrarprodukten  wegen  der 
Kommunikationsverliältnisse  und  Rechtszustände,  maofolnder  Rechts- 
sicherheit für  den  Verkehr,  fehlt  oder  nur  gering  sein  kann. 

B.  Ungtlnstige  Folgen,  bes.  Gefahren  für  die  arbeits^ 
teilig  beschäftigten  Personen,  namentlich  für  die  hand- 
arbeitenden Klassen  n.  in  Vorbindung  mit  Maschinenbenutzung. 
1.  Hier  zeige»  sich  viele  üble  Kinwirknngen  auf  physisclie.  sanitäre, 
geistige,  sittliciie  Verhältnisse,  auf  die  ganze  wirtschaftliche  u.  soziale 
Lage,  auf  dem  Gebiete  der  materiellen  Produktion  bes.  in  Industrie, 
Bergbau,  bei  ersterer  in  verschiedener  Weise  u.  Mass  nach  der  ge- 
werblichen Betriobsform,  Handwerk,  Hausindustrie.  Pleiinarbeit, 
Manuf{iktur,  Fabrik,  auch  z.  T.  nach  den  Betriebsgrüssen  der 
Unternehmungen  u.  der  Kechtsform  (§  43). 

a)  Diese  BSnwirkungen  folgen  aus  der  einseitigen,  oft  anf  eine  enge 

Arbeitsaufgabe  beschränkten  Beseliäftigung.  unter  vielfacli  ungünstigen 
Verhältnissen  des  Arbeits-  u.  Aufcnthaltsraumes  (bei  Hausindustrie, 
Heimindustrie,  hier  u.  da  im  Handwerk  auch  gewöhnlich  zugleich  der 
Wohn-,  Schlaf-,  Essraum),  der  Luft,  der  von  der  Technik  der  Produktion, 
dem  bezüglichen  Verfahren  u.  von  der  Aiisühtmg  der  Arbeit,  den  Methotlen 
dieser  selbst  ausgehenden  schädliciieu  EiuÜüssen  u.  (ielahreu  (Berg-, 
bes.  Kohlenbergbau,  viele  Fabrikationszweige,  bes.  der  ehemischen, 
Textil-,  Fcner  u.  Dampf.  Motoren,  Werkzeugrnasehinen  lirauchenden,  wo 
Muskelauspaunung  violloicht  geringer,  Norvcuanspaonuiig  oft  umso 
sl&^er  ist:  Notwendigkeit  konssentnertier  Aufmerksamkeit  ml  der  Arbeit 
an  Maschinen,  verbunden  mit  abspannender  inechanischer,  Tag  aus,  Tag 
ein,  Jahr  aus,  Jahr  ein  gleichbleibender  Tätigkeit  Dabei  wirkt  noch 
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bes.  ongOnstiiif  ein  die  Zerh  gnn^  der  Arbeitsau^be  in  kleine  einselne 

Verrichtunffen  [JTausindustrie,  ftciniarbeitl,  aber  auch  in  den  meisten 
Zweii^en  &r  Grossimlustrio  die  ausschliessliche  ßeschäftigimg  des 
einzelnen  Arbeiters  mit  Horst^Uung  eines  kleinen  Bestandteils  des 
ganzen  Produkts  —  im  wi  1  i  ti  Unterschied  zum  alten  Handwerk, 
welches  dir  Hr-rstelhmg  des  Produkts  durch  all»«  Stadien  von  der  ersten 
Verarbeitung  des  etwa  fertig  erworbenen  Rolistolfs  an  besorgte.  Denn 
mit  dieser  Gestaltung  der  Arbeit  versdiwindet  meist  «^mhz  (Lis  Motiv: 
Freude  an  der  ArlxMtPtfltitjkcit  als  .solcher  n.  am  E i'i^ c ii u i s  der 
Aibeit  (§2,  auch  oben  S.  124),  das  sonst  mitspielende  schöpferische 
Moment,  damit  ein  wichtiges  u.  auch  ethisch  u.  sozial  g(instig  zu  be« 
urteilendes,  mit  der  Folge,  dass  nun  umsomehr  andere  Motive  wirksam 
werden  mfissen,  um  denselben  Arbeitseffekt  zu  erzeugen,  ein  inhärenter 
Uebelstand  bei  entwickelter  Arbeitsteilung  u.  Masclibienanwendung,  was 
beides  vielfach  in  der  neueren  Gestaltung  der  Produktionstedmik  in 
engem  Zusammenhang  steht. 

Ii)  Die  angedeuteten  üblen  Ein^vnrkungen  sind  teils  allgemeine, 
auf  alle  Beteiligten,  namentlich  aui  alle  Handarbeiter  u.  zur  Kategorie 
der  aiistühreiiden  Arbeiter  gehörenden,  teils  sind  es  wieder  besondere, 
wekhe  sieh  nach  der  Art  der  Arbeiter  spezialisieren,  nach  deren 
Geschlecht,  Lebensalter,  Arbeitsstelliing,  auch  nach  den  verschiedenen 
gesamten  Verhältnissen  der  Arbeit,  Löhne,  Arbeitszeit  u.  Dauer. 

2.  Eine  Steigerung  erfahren  diese  üblen  Einwirkungen  im 
8}  stein  der  freien  Konkurrenz,  das  es  auch  wohlgesinnten  u.  für  sich 
dazu  fähigen  u.  willigcu  Arbeitgebern  schwer  möglich  macht,  von  sich 
ans  Uebelstllnde  zu  beseitigen,  entsprechende  K<£ten  daför  sn  tragen, 
weil  die  Konkurrenten  das  freiwillig  nicht  mitmachen  (Zustände 
im  älteren  Fabrikwesen  in  den  Anföngen  der  neueren  Maschinen- 
technik, noch  heute  Verhaltnisse  in  Hansindustrie,  lleiiuarbeit). 
3.  Daher  hat  sich  gerade  hier  ein  gesetzgeberisches  u. 
administratives  Eintreten  des  Staats  unentbehriich  erwiesen: 
das  grosse,  sich  ausdehnende  Gebiet  des  sog.  Arbeiterschutzes. 

a)  Dilles  steht  an  sich  mit  den  Grundsätzen  der  „wirtschaftlichen 
Freiheit  '  in  Widerspruch,  vollends  wenn  diese,  wie  von  Theorie  u. 
Praxis  längere  Zeit,  gerade  im  Beginn  des  modernen  Maschinen- 
seitalters,  radikal  individualistisch  aufgefasst  wird.  Denn  es  läuft 
auf  eine  Beschränkung  dieser  Freiheit  hinaus,  speziell  auch  der 
allein  vom  Willen  des  Fiireutümers  abhängigen  „freien"  Benutzung 
seiner  Privateigeutumsobiekte,  auch  der  als  sachliche  Produktions- 
mittel dienenden  (Grand-,  Haus-,  Kapitalbesitz}  u.  der  materieUen 
Vertragsfreiheit,  zum   Teil  überhaupt  der  persönlichen  Freiheit, 

b)  Die  Entwicklung-  der  Arbeiterschutzgesetzgebung  ist  insofern 
auch  von  grosser  |iriuzi})i('ller  Bedeutung  für  die  ganze  wirt- 
schaltliche  Rechtsorunung;  sie  bahnt  in  gewisser  Weise  u.  Umfang 
eine  Rückkehr  ans  der  individuatistisch-freien  in  die  Gebundenheits- 
ordnungen wieder  an.  c)  Da  dieser  Arbeiterschutz  in  vielen  seiner 
Bestimmungen  gegnerische  1  nteressenderProduktion,deslTnter- 
nehmers,  des  Arbeiters  seihst  berührt,  die  Ausnutzung  der 
Kapitalieu,  der  Arbeitskräfte  einschräukl,  so  Kosten  macht  —  soweit 
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aidit,  wie  z.  B.  bei  gewiaMn  uuwsTollen  Beschränkungen  der  Arbeits- 
zeit, dann  Mehrleistungen,  intensiveres  Arbeiten  riinsrlicli  werden 
and  erfolgen,  wie  es  vorkommt  —  müsBen  freilich  Kücksichten  auf 
solche  Interessen  genommen  werden,  auch  aut'  internationale 
KonkurrensTerbKltnisBe.  d)  In  dieser  Hinsickt  entsteht  das 
Bedfirfnifl,  wenigstens  über  gewisse  Hauptpunkte  des  Arbeiter- 
Schutzes  unter  den  für  den  Weltwirtschaft!.  Verkehr  massgebenden 
Ländern  völkerrechtliche  Verträge  zu  vereinbaren,  freilich 
eine  neue  Schwierigkeit,  e)  In  der  Gesetzgebung  über  Arbeiter- 
Bchuts  rind  mit  aUgemeinen  imd  ganie  J&tegorien  von  Fällan 
nmfitnenden  Normen  spezialisierende  nach  den  grossen  Gruppen 
der  frewerblichen  Betnebsformen  u.  weiter  nach  den  V»'rh?iltnissen 
einzelner  Produktionszweige  u.  Gewerbe  zu  verbinden,  i)  Dabei 
ist  Manches,  bei  der  individuellen  Gestaltung  der  Verhältnisse  u. 
bei  der  laschen  Yeränderang  fmit  unter  dem  Einflius  der  Yer- 
Itndenmgen  der  Produktionstetumik)  der  Verordnungsgewalt  zur 
Begelnng  zu  überlassen. 

g)  Als  Hauptpunkte  des  ArbeiterschutzeH  kommen  namentlich  in 
Betracht:  «)  allgemeine  sanit&re  Kautelen,  bes.  betrefts  der  Arbeits- 
räume, Reinigung-,  Lüffi:nn".  Aborte,  Waschanstalten,  Bäder,  Vorschriften 
über  Unfallverhütimgen,  über  gewisse  arbeitsfreie  Zeiten  (Sonntage,  ev. 
auch,  wenn  das  nid»  auf  gewisse  Arbeitericategorien  beschränkt  wird, 
allgemeiner  Maximalarbeitsta^,  Arbeitspausen  im  Arbeitstag),  auch  Be- 
stimmunp;;en  zur  Vcrhfltimp  sittlicher  Gefahren;  genancre  Vorschriften 
über  Kinder-,  Jugendliche-,  Frauenarbeit,  AuBSclilu.ss  der  ersten  vor 
einem  gewissen  Älter,  der  Nachtarbeit,  gewisser  Arbeitszweige,  Ba- 
sel rnkunpfon  alsdann  in  der  ßesihliftigungszeit  (maximale  Tages- 
Btundenzahl,  Pausen),  ähnhches  Vorgehen  bei  Arbeit  Jugendlicher  u. 
FVauen,  Feststellung  arbeitsfirder  Zeit  bes.  für  diese  (am  Wochenschluss,  für 
Wöchnerinnen,  Max.arb.tag),  Sicherung  desSchulbesuchs  der  Kinder  u.  am. 
y)  Für  erwachsene  Männer  hat  man  bisher  meist  an  der  Fiktion  fest- 

fehalten,  dass  diese  emen  Schutz  durch  solche  Spezialvorschriften  nicht 
edürften  und  im  stände  wären,  durch  den  Arbeitsvertrag  alles  Erforder- 
hche  sich  selbst  sichern,  auch  z.  T.  indirekt  von  (T>r)  Vorschriften, 
z.  B.  für  Frauenarbeit,  mitgetroflfen  wtirden,  wo  ein  Zuy;iiiiinenarbeiten 
von  Mfianem  u.  Frauen  stattfinde  (Textilindustrie  ).  0  }  Doch  möc  hte  das 
kaum  ausreichen,  mindestens  solange  nicht  allgemeine  \'crbands-Arbeits- 
verträce  an  die  Steile  von  Individualverträgen  getreten  u.  die  Interessen 
der  Aroeiter  wirksam  dw^h  Ansschflsse  n.  dgL  wahrgenommen  werden. 
()  Man  wird  nur  eine  zu  grosse  äussere  Gleichmassigkcit  der  Be- 
stimmungen, z.  B.  über  einen  allgemeinen  gieichlangen  Maximal- 
arbeitstag (von  10,  9,  8  Stunden)  vermeiden  u.  nach  Arbeitszweigen 

Sezialisieren  müssen,  schon  weu  verschiedene  Arbeit  in  ungleiehem 
aasse  abspannt. 

b)  Neben  der  Gesetzgebung  selbst  ist  aber  von  besonderer  Be- 
deutung die  Sicherung  richtiger  und  glddimäsdger  Durch- 
führung der   Bestimmungen.    Diese  Sicherung  kann  nur  ein 

eigenes  öflentlicli-  s  (meist  staatliches)  Aust'siehtspersonal  von 
geeigneter  Vorbildung,  genügend  unabhängiger  Stellung  (daher 
auch  ausreichender  Besoldung)  u.  hinlänglicher  Zahl  gewahren 
(Gewerbe-,  Fabnlunspektoren). 
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HSngel  hier  in  der  norddentsehen  Gewerbe-Ordniing  r.  1869,  all« 

mnlige  \  crbesseriingen.  Vorläufiger  Abschluss  der  Bestimmungen  über 
Arbeiterschutz  in  der  Novelle  v.  18;>1  zur  G.-O.  Frühere  u.  bedeutendste 
Leistungen  Knglandü.  Alles  Weitere  über  den  Gep^enstand,  auch  über 
die  Frage  internationaler  Regelung,  über  HaftpHicht  der  Unternehmer, 
Unfallversicherung,  dann  Arbeiterversicherung  in  der  nrakt.  Nat.-Ök. 
und  in  Spezialvorlesungen  und  Schriften,  bes.  über  Arbeiterfrage.  — 
S.  Herkner's  W«rk. 

4.  Fast  unvermeidUch  u.  swar  auf  so  riemlicli  aflen  Arbeits* 

gebieten,  auch  den  höheren  u.  den  geistigeii  (liberale,  gelehrte 
Berufe,  Beamte),  wiedonnn  indessen  mit  bes.  verhängnisvollen  Folgen 
bei  den  austülirenden  Arbeitern  der  Industrie,  führt  die  Arbeits- 
teilung zu  einer  ganz  einseitigen,  oft  überaus  beschränkten  Aus- 
bildung, a)  Das  bewirkt  dann  grosse  Schwierigkeiten  d^BemfiB- 
wechsels  u.  steigert  leicht  die  Abhängigkeit  des  Arbeiters  vom 
Arbeitgeber  feinns  kleinen  Spezialgebietes,  b)  Auch  fladnrcli  er- 
weitert sich  wieder  die  Klmt  zwischen  Arbeiter  u.  kauitalist. 
Untemebmer.  c)  Wenn  dabei  die  Arbeiterstelliug,  oft  von  Kindes- 
beinen an  in  der  engsten  Sphäre,  wie  gewöhnlich  zur  Lebens- 
stellung^  wird,  praktisch  meistens  fast  ohne  Aussicht  auf  Empor- 
steigen in  eine  höhere  Berufsstellung,  so  entfallt  ein  mnchtiger 
Sporn  zur  besseren  Ausbildung,  damit  auch  ein  ökonomisch  u. 
etnisch  wichtiger  Faktor  und  steigert  rieh  wieder  der  Klassen- 
gegensatsi  des  „Arbeiters^  ziau  Unternehmer:  so  weit  üblere  Lage 
in  der  modernen  Fabrikindustrie  als  im  ehemaligen  u,  in  Kcston 
noch  im  heutigen  Handwerk  mit  der  Stulenfolge  von  Lehrling, 
Gesell,  Meister.  Dazu  tritt  noch  eine  weitere  Gefahr  im  folgenden 
Pnnkte.  5.  Störungen  des  Gleichgewichts  zwischen  Fromiktion 
n.  Absats,  wie  sie  im  vielfach  einigermassen  periodischen  Wechsel- 
gang von  flauer  Zeit,  Spekulation,  Hochkonjunktur,  Ueber- 
spekulation,  Kückschlag,  Krise  dem  modernen  Wirtschaftsleben, 
innerhalb  der  heimischen  Volkbwiitäch.  u.  eher  noch  mehr  als 
weniger  wie  hier  in  der  Phase  der  Weltwirtschaft  besonders 
eigentOmlieh  sind. 

Solche  Störungen  treffen  zwar  alle  Kreise,  auch  die  kapitalist. 
Unternehmer  selbst  oft  schwer  genug,  aber  die  Arbeiter  leiden  darunter 
doch  am  stärksten,  a)  In  günstiger  Konjunktur  sind  sie  gesucht, 
arbeiten  volle  Z^t,  ZU  Steigenden  Löhnen,  gewöhnen  rieh  an  etwas 
höheres  Einkommen  u.  höhere  T./ebensbedürhiisse,  legen  auch  überhaupt 
oder  mehr  wie  sonst  etwas  zurück,  in  Sparkassen,  im  Erwerb  von 
Nntsvermö^ensgegcostttnden  (Möbel,  Betten,  Kleidung),  b)  In  nn* 
günstiger  Konj  inktnr  w  erden  sie  z.  T.  entlassen  oder  arbeiten  kürzere 
Zeit,  zu  sinkenden  Löhnen,  müssen  sich  auf  einmal  wieder  einschränken, 
▼erbranchen  ihre  Ersparnisse,  verkaufen  oder  yerpl&nden  ihre  An« 
schaffungssachen  wieder  u.  kommen  in  Not,  wenn  solche  Gelder  ver- 
zehrt, der  Kredit  etwa  auch  erschöpft  ist.  c)  Am  meisten  leiden  aber 
hierbei  leiclit  die  gelernten  ganz  Spezialist  isch  ausgebildeten 
Arbriter.  die  bri  ihrer  einseitigen  Ausbildung  nichts  Anderes  recht 
können,  daher  um  so  schwerer  Beschäftigung  finden  oder  zu  Arbeiten, 
wie  rohe  Handarbeit,  gezwungen  werden,  bei  denen  sie  noch  Gefahr 
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laufen,  ihre  erworbene  Geschicklichkeit  im  Spezialfach  des  gelernten 
Arbeiterg  mehr  oder  weniger  einzulnisson.  d)  Im  hausindustriellen 
Verlegersystem  n.  Ihm  lloimarbeit  aiif  fremde  Rechnung 
kommt  in  solchen  Zeiten  der  Arbeitsstockuug  noch  die  völlige  Ab- 
hängigkeit von  \'erleger  n.  Besteller  (Zwisehenmeister)  hinzu,  die  mit 
der  Öpezialisirung  der  Ausbildung  abermals  grösser  u.  drückender  wird. 

5.  xVucli  ein  ästlielisclics  Moment  von  kultureller  Be- 
deutung spielt  in  der  Frage  der  Arbeitsteilung;  cmllii  h  noch  mit:  die 
Produkte  selbst,  hausindustriellc,  Fabrikwaren  rer Huren  vielfach 
ihr  individuelles  Gepräge,  zumal  ihre  kfinstlerische  Seite, 
werden  schablonenhafte  Dutzendware.  ..Irillig,  aber  schlecht", 
Massenartikel  für  weiten  Absatz,  aber  .Scliund.  J)er  (reschmack 
des  Publikums,  der  Produzenten  selbst,  entartet.  Das  hat  weitere 
üble  Folgen  für  das  ganze  nationale  Wirtschaftsleben,  auch  lür  die 
ei^ntliche  JLunst  u.  oie  höhere  u.  g:ate  Kunstindustrie  selbst,  welche 
mit  solchen  Produkten,  Preisöa  u.  —  herabgekommenem  Geschmack 
konkurrieren  muss.  Gerade  in  Deutschland  aeigt  sich  Manches 
hiervon. 

§47.  —  IV.  Eutwicklun;:  des  Grossbetrie bs  (s. bes. §40, 
34,  53;.  A.  Sie  wird  gerade  auch  durch  die  Möglich  keil,  in 
diesem  Betriebe  die  Vorteile  der  Arbeitsteilung  stärker  aus- 
sunutzen,  besonders  begünstigt,  am  meisten  gewöhnlich  im  Gebiete 
der  Industrie,  in  der  Bofriebsfnnn  der  Manufaktur  n.  Fabrik 
(auch  in  der  zu  einer  Absatz -Verniittlungs -Unternehmung  zii- 
sammengefassten  hausindustriellen  u.  Heimarbeit).  1.  Mit  der 
grösseren  Anzahl  beschäftigter  Arbeitsbfifte  in  allen  drei  Haupt- 
teilen der  Arbeit  in  der  Unternehmung  (Leitung',  Ueberwachung 
u.  Aiislulirung)  kann  die  Arbeitsteilung  mit  den  oben  (S.  191)  bei 
ihi'en  günstigen  Folgen  angegebenen  einzelnen  VorteilBmomenten, 
methodischer  u.  vollständiger  durcbgcführt,  so  der  durchschnittliche 
Leistungseffekt  einer  jeden  Arbeitskraft  gesteigert  werden,  Vorteile, 
welche  dann  natürlich,  konkurrierenden  Betrieben  gegenüber,  mit 
der  Zahl  der  Arbeitskräfte  wachsen,  mitunter  selbst  in  j»ro;:;ressiver 
Kichtung.  2.  Je  mehr  eine  Betriebsart  aus  techuischeii  Gründen 
die  Arbeitsteilung  zulässt,  bes.  auch  in  der  Ausführungsarbeit,  desto 
mehr  wird  in  ihr.  soweit  dies  Moment  entscheidet,  der  Grossbetrieb 
bei:;ünsti;^''t.  3.  Verl)unden  mit  der  Arlteitsteilung,  bes.  der  der 
l('i/tf:eii.uinten  Art,  ist  die  Spezialisierung  u.  cchanisierung 
der  Verrichtungen,  was  z.  Teil  wieder  eine  Voraussetzung  und 
eine  Vorstufe  zum  Brsaüc  der  menschlichen,  bes.  der  Muskelarbeit 
durch  die  Maschine  ist.  B.  Andere  Vorteile  des  Grossbotfiebt 
sind:  1.  Die  Anwendung'  von  ^Tascliincn,  Motoren  u.  Werkzeug- 
mascbiueii  fällt  hier  wieder  be-^.  ins  Gcwidit,  namentlich  abermals 
in  der  Industrie  (auch  der  Montan-).  Speziell  macht  sich  dabei 
geltend  a)  das  oben  auf  8. 126  erwähnte  Gesetz  der  mit  der  Grösse 
der  Leistungsfähigkeit  relativ  sinkenden  Herstellungs-  u.  Betriebs« 
kosten  der  Maschinen;  h)  die  günstigere  Gestaltung  der 
Produktionskosten  bei  Beti'iebeu  mit  vorwaltendem  stehenden 
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Kapital,  unter  welchem  die  Maschinen  ein  bes.  wichtiger  Bestand- 
teil sind.  2.  Auch  von  den  Gebttuden  (Fabriken)  gilt  z.  T.  das 
Gleiche  (Sinken  des  Durchschnittspreises  der  Kaumeinheit  —  nach 
Flficlienii:rösse,  nach  Kubikiiilialt  — );  es  vermindern  sich  manche 
allgemeine  Kosten,  der  Beleuchtung,  Erwärmung,  Reinigung,  Auf- 
sicM  usw.  3.  Aefanficb  gttnstig  wirkt  die  meist  auch  relative 
Verminderung  anderer  Generalspesen,  deren  somit  günstigere 
Vcrt(.'ihin}r  auf  die  Produkteii-Eiiilieit,  so  in  den  lAntungskosten. 
Dabei  kommt  /uglcich  in  Beüacht,  dass  diese  Leitung  bes.  quali- 
fizirten  Personen  im  Grossbetrieb  leichter  übertragen  werden  kann, 
da  deren  selbst  sehr  höbe  indfviduelle  Besahinng  (technische,  kanf- 
mKnniscbe  Direktoren)  oder  bei  Eigenbetrieb  selbst  hoher  Unter- 
nehmergewinn doch  ,,sich  bezahlt  macht*',  sowolil  weprf'Ti  des  gen. 
Umstands  der  Verteihmg  auf  ein  jrrösseres  Ge.samt|iiodukt,  als  auch 
wegen  der  günstigen  Folgen  für  die  (Qualität  u.  Koj^ten  der  l'rodukte, 
welche  sieb  aus  der  Tüchtigkeit  der  Leitung  ergeben.  4.  Auch 
die  Verwendung  bes.  tüchtiger  gelernter  Spezialarbeiter,  selbst  zu 
hohen  Löhnen,  wie  sie  oben  im  0  rossbetrieb  oft  allein  stattfinden 
kann,  maciit  sich  aus  ähnlichen  Gründen  bezahlt  u.  dient  so  als 
weiteres  Förderungsmoment  des  Grossbetriebs.  5.  Das  grössere 
Kapital,  bes.  Betriebskapital,  der  grössere,  leichter  n.  wohl- 
feiler erlan^bare  Kredit  ermöglichen  auch  bei  Einkauf  der  Be- 
darfsartikel (Rohstoffe  .  Masclinien)  u.  bei  Verkauf  der  Pro- 
dukte sich  den  Preiskonjunkturen  leichter  u.  vorteilhafter  anzu- 
pa^n,  unter  Produzeuten  u.  Verkäufern  wie  unter  Abnehmern  u. 
Käutern  vorteilhafte  Auswahl  zu  treffen,  günstigere,  niedrigere 
£inkaufspreis6  u.  günstigere,  höhere  Verkaufspreise  zu  erlanf^en  usw. 
C.  Die  Summe  aller  dieser  ökonomischen  u.  technischen  Vorteile 


Betriebsweise  auf  denjenigen  Gebieten  nicht  verwunderlich  und 
auch  kaum  ssu  hemmen  ist,  wo  sich  diese  Vorteile  geltend  macheu 
und  nicht,  wie  bes.  in  ^rrösserem  Umfanfr  in  der  Landwirtschaft, 
durch  gewisse  auch  dem  Grossbetrieb  anklebende  Nachteile  und 
spezifische  Vorteile  des  Klein-  (u.  z.  T.  Mittel-)  Betriebs  aufgewogen 
werden.  Bes.  die  Industrie  eignet  sich  danach,  wie  gesagt,  wenn 
auch  iildit  in  allen  Produktionszweigen  und  ebenso  niclit  überall 
im  gkiclien  Grade,  doch  überwiegend  für  den  Grossbetrieb. 
(Bedeutung  ))es.  der  neneren  Produktioiisteclniik,  der  Dampf- 
maschine, der  Erfindungen  auf  dem  Gebiet  der  Textil-  [Spinn-  u. 
Webmaschinen],  Metallindustrie,  der  chemischen,  der  Elektriaitätsind. 
u.  a.  m.,  seit  den  letzten  Jahrzehnten  des  18.  Jh.  für  diese  Ver- 
hältnisse; dabei  wirken  ancb  wieder  stark  die  verbesserte  Koelits- 
sicheriieit  im  Fernverkehr  u,  vor  allem  die  Entwicklung  der 
Dampfkommunikation  zu  Lande  u.  Wasser  mit  ein,  weil  sie  Fern- 
herbezug der  schweren  voluminösen  Bohprodukte  u.  Fernabsatz  von 
Fabrikaten  in  immer  grösserem  Umfang  erst  ermöglicht  haben). 

D.  Nicht  zn  übersehen  ist  aber  hierbei  wieder,  dass  diese 
Entwicklung  des  Grossbetriebs  an  die  rechtliche  Voraussetzung 


dieser 


üigitized  by  Google 


—  200  — 


einer  „freieren"  WirtBcbftftsordnnng  gebunden  war  n.  ist, 
wie  eine  solehe  Ordnung  immer  freilich  auch  dnreh  die  tecliniichen 

Produktions-  u.  ökonomischen  Abeatzbedingunffen  begünstigt  u. 
hervorgerufen  ist,  als  ein  „  volkswirtschaftliclies'  Bedürfnis, 
namentlich  auch  zur  Beschäftigung  einer  wachsenden  VolkszahL 
1.  Daher  mindestens,  wenn  alte  Geoimdenheitsordniingen  noch  be> 
stehen,  eine  (offene  oder  stillschweigende)  Erlaubnis,  sich  über  ent- 
gegengesetzte, den  Grossbetrieb  (u.  überhaupt  den  mehr  nach  indi- 
viduellen Gesichtspunkten  u.  Interessen  sich  gestaltendeu  Betrieb) 
soweit  notwendig  hinwegsetzen  zu  lassen  (praktisch  in  einzelnen 
Fällen  mehrfach  seit  dem  ^^erkantilistischen**  Zeitalter,  im  17., 
mehr  noch  18.  Jh.,  allp:emeiner  avoLI  in  England).  2,  Soweit  die 
alten  Ordnungen  (Gilde-,  Zunftwesen)  sich  noch  tatsächlich  in  voUer 
Wirksamkeit  erhalten  hatten,  von  ihren  Interessenten  sorgf^tig 
innegehalten  n.  tiberwacht,  von  der  „Ofarigkett''  gescbtttet  wurden: 
Gewlhmng  yon  ausdrfickliehen  Dispensen  ▼on  hemmenden 
Normen  seitens  dieser  Obrigkeit,  wo  rlios  geboten  erschien,  um  den 
Grotisbetrieb  (u.  z.  T.  überhaupt  andere  gewerbliche  u.  merkantile 
Betriebsformen)  auikummen  u.  sich  entwickeln  zu  lassen,  teils  für 
ganze  Kategorien  von  Füllen,  teils  von  Fall  sn  Fall  (so  seit  16. 
u.  im  17.  u.  18.  Jh.  Dispense  Ton  Zunftnormen  zugunsten  der 
Hausindustrie  u.  des  Verlegersystems,  der  Manufaktur,  der  Fabrik, 
z.  B.  betreffs  Lchrlingshaltens,  Arbeiterengagierens,  Meistcrrecht- 
ausübens,  Befreiungen  von  Vorschrifteu  über  technische  Methoden, 
Taxen,  Absatz  nsw.  (Nllheres  in  Gewerbepolitik  vl  Ftakt  Nat>Oek., 
B.  die  Aufsätze  von  Schönberg  (s.  Handb.),  Bücher,  Stieda 
im  H.  W.  B.  St.). 

3.  Erst  mit  dem  vollen  Uebergang  zur  Gewerbefreiheit  u. 
den  damit  in  Verbindung  stehenden  wirtschaftlichen  n.  sozialen 
„Freiheitsordnungen'*  (Erwerbs-,  bes.  Aktiengesellschaf^s^,  Börsen-, 
Lohn-,  Preis-,  Zin8-„Freiheit",  Freizügigkeit  usw.),  daher  wesentlich 
erst  im  Laufe  des  19.  Jh.,  mit  zuletzt  in  Deutschland  (wenigstens 
seinen  meisten  ii^iuzelstaaten)  ist  dem  Grossbetrieb  so  ziemlich  freie 
Bahn  geöffnet  worden,  in  Gewerbe,  Bergbau,  Handel-  u.  Bank- 
gcBchäft  fast  durchaus,  selbst  im  Prinzip,  wenn  auch  faktisch  nnr 
mif  ;:rnngerem  Erfolg,  in  der  Landwirtschaft,  bei  d* ni  ländlichen 
Grundbesitz,  durch  Fortfall  alterer  Normen  der  A^iarverlassung 
(z.  B.  betr.  Verbot  von  Bauernlegen,  auch  Ankauts  von  bäuerlichen 
u.  Kleinbesitzungen  n.  deren  buiebiger  ZusammenfUgun^  zu  Gross- 
bentzen  u.  -Betrieben):  alles  Konsequenzen  des  Prmzlps  der 
„freien  Konkurrenz"  (o.  S-  90  fli'"^,  aber  allerdings  auch:  der 
technischen  u.  ökonomischen  Bedürfnisse,  der  grösseren  Be- 
vülkerungsdicLte  u.  aller  damit  in  Wechselwirkung  stehenden  Ver- 
hfiltnisse  der  Entwicklnug  der  Yolhswirtsehaft,  der  Eingliederungen 
in  die  Weltwirtsehaft,  des  Üebergangs  znm  vollen  Industriestaat 
(S.38). 

E.  l)ie  tatsächliche  Entwicklung  des  Grossbetriebs  zeigt  sich 
daher  1)  auch  vornehmlich  auf  dem  Gebiet  des  Gewerbes  oder  der 
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Industrie  Im  weitaeten  Sinn  (bes.  inkl.  Bergbau,  HttttenwesenX 
s.  T.  ancH  des  Handels.    2.  Dagegen  auf  dem  Gebiete  der 

Landwirtschaft  u.  des  ländlichen  Grundbesitzes  ist  alles 
viel  iester  ,.naturgebunden",  auch  wenn  selbst  „ireie'  , »indi- 
vidualistische" Kechtsordnung  Platz  greift  u.  besteht,  wie  dann  ge- 
w((hn]ich  auch  im  Erbrecht  im  Veränsserungs-,  Teilnngs-,  aber 
auch  Zusammenlegiin^srecht  (zu  grösseren  Besitz-  n.  Betriebsein- 
heiten), im  Yersclmlcfungsrecbt.  3.  Hier  wirkt  eben  viel  stär"ker 
u.  dauernder  ein,  trotz  aller  „Freilieitsnormeu",  die  Gewöhnung  an 
die  alte  Agrarverfa^sung,  die  alte  Grundbesitzverteilung,  welche  ein 
EigelmiB  der  BeBiedlnngsgeschlehte  nnd  allerdin^  auch  gegebener 
natürlicher  Bedingungen  der  Landwirtschaft  (Klima,  Lage,  Boden- 
bescbaffenheit)  zu  sein  pflegt,  Gewohnlieit,  Sitte,  Herkommen, 
Familiensinn  (selbst  in  Erbsitten,  welche  vom  nivellirenden  Erb- 
recht abweichen).  4.  Aenderungen  in  Besitz-  und  Betricbs^össen, 
welehe  sidi  in  Gewerbe  u  Handel  in  relativ  sehr  kurzer  Zeit  voll- 
ziehen u.  in  der  Tat  vielfach  in  der  Bichtnng  des  Grossbetriebs, 
treten  in  Landwirtsch.  n.  ländlichem  Grundbesitz  viel  langsamer  u. 
massvoller  ein,  auch  unter  mächtigen  wirtschaftl.  Impulsen  dazu. 

Solche  Aenderung^en,  auch  bei  erheblichen  Fortschritten  der  Be- 
triebßtechnik  u.  -Oekonomik,  sind  eben  in  der  Landwirtschaft  fast  nie- 
mals so  zwingend  geboten,  namentlich  aueh  keineswegs  allgemein  in 
der  Richtung  des  Grossbetriebs,  a)  Denn,  wenngleich  auch  hier  dieser 
Betrieb  gewisse  Vorzüge  mit  dem  sonstigen  Grossbetrieb  teilt  (bessere 
Leitung,  mehr  Mittel,  grösserer  Kredit,  mehr  techmsches  Fortschritte* 
streben  u.  Fähigkeit  dazu),  so  machen  sich  tt)  diese  Vorzüge  hier  ge- 
wöhnlich nicht  so  allgemein  ebenso  stark  geltend  als  in  der  Lidustrie 
oder  ist  ß)  der  Grossbetrieb  weniger  vorteilhaft,  schon  weil  er  in  dor 
Abh&Dgigkeit  von  den  Jahreszeiten  die  Arbeitsteilung,  die  Maschinen 
nicht  so  aUgemein  verwenden  kann,  weil  die  grössere  räumliche  Ver- 
teilonff  der  Arbeiten,  die  mit  dadurch  bedingte  erschwerte  Aufsicht  über 
die  Arbeiter  wShrend  der  Arbdt,  die  IftndHehe  Arbeiterfrage  grade  for 
den  Grossbetrieb  in  diesem  Punkt  schwieriger  als  die  industrielle  macht; 
auch  sind  die  allgemeinen  Vorteile  des  Grossbetriebs  in  der  Landwirt- 
schaft nach  Kulturen  u,  Produktionszweigen  u.  nach  der  Abhängigkeit 
dieser  von  äusseren  Naturfaktoren  u.  Absataveiiiältnissen  wesentlich 
verschieden,  b)  Ausserdem  aber  Ipidet  der  agrarische  Grossbetrieb 
unter  gewissen  spezihschen  Nachteilen,  welche  im  industriellen  Gross- 
betrieb fehlen  oder  hier  geringer  sind  (eigentfimliche  Läse  der  lind* 
liehen  Arbeiterfrage  bei  „freier"  Arbeitsverfassung,  vielfach  Streben  der 
ländlichen  Arbeiter,  in  Stadt  u.  Industrie  u.  Bergbau  überzugehen). 
Und  andrerseits  c)  arbeitet  der  ländliche  Klein-  u.  z.  T,  Mittelbetrieb, 
vollends  in  gewissen  Kulturen,  unter  spezifischen  Vortheilen,  namentli<dL 
bei  Selbstbetrieb  des  Eigentümers  mit  seiner  Familie  u.  wenigem  Ge- 
sinde, aber  sogar  bei  Pacntbetrieb :  Der  Klein-  U.Mittelbetrieb  arbeitet 
unter  spezifisch  günstigen  psychologischen  Motiven  (o.  S.  149),  die  zwar 
im  gewerblichen  Kleinbetrieb  auch  nicht  fehlen,  aber  doch  nicht  so 
wirksam  sind  ii.  bei  diesem  weit  mehr  durch  technische  u.  betriebs- 
organisatorische Vorteile  des  Grossbetriebs  aufgewogen  werden,  als  im 
landwirtschafthchen  Betrieb,  d)  Daher  besteht  auch  keine  solche  Ge- 
fahr, hier  den  Klein-  u.  Mittelbetrieb  durch  den  Grossbetrieb  gerade 
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aus  den  eben  genannten  spezifischen  Gründen  so  verdriLnet 

zu  sehen,  als,  wenigstens  vielfach,  im  Oe werbe,  j,».  eher  gewinnt,  auch 
bei  „freier"  Agrarvedaässung.  Klein-  u.  Mittelbetrieb  auf  Kosten  des 
Grossbetriebs  an  Ausdehnung  (nach  der  Quote  der  landwirtschaftlich 
benutzten  Fläche),  als  umgekehrt,  e)  Was  ihm  droht,  ist  öfter  ein 
Zukleinwerden  der  Betriebs-  u.  Besit'/grtissen  ([»roletar,  Zwergwii  tsr haftj. 
eine  Gefahr  Ijei  individualist.  Erbrecht  olme  entge^enstehenoe  Erbsitten, 
vollends,  wenn  es  sich  dabei  um  Boden  handelt,  der  i  i  i  den  ge- 
gebenen Verhältnissen  am  besten,  vielleicht  allein  erfolgreich  zu  p-p- 
wissen  Kulturen  (so  Getreidebau)  verwendet  wird,  f)  Auch  eine  Aul- 
saugung  durch  den  althisior.  urossgrundbesitz,  welcher  sich  solchen 
Boden  von  Klein-  u.  Mittelbesitzem  angliedert,  n.  durch  üebergang  an 
städtische  Kapitalisten,  auch  an  die  urosskapitalisten  des  moderneu 
Erwerbslebens,  kann  dem  bäuerlichen  Besitz  drohen,  z.  T.  unter  Mit- 
wirkung von  Venehuldungsverhältntssen,  mindwtens  in  der  auch  nicht 
erfreulichen  Form,  dass  der  bisherige  Bauer  zum  Pächter,  der  Selbst- 
betricb  zum  Pacht  betrieb  wird,  worin  aber  wenigstens  aucii  noch  kein 
Si^  des  GroBsbetriebs  liegt,  g)  In  allen  die^eu  Punkten  Hegt  die 
BVage  vom  agrarischen  n.  indusbiellen  Grossbetrieb  grundversclüeden. 

Falsche  Sozialist.  Verallgemeinerungen  der  unbedingten  Ueber- 

legenhoit  des  Grossbetricl)?^  (Bebel,  Kautsky  u.  a,  deren  Kontroversen 
mit  Bernstein  u.  David).  Weiteres  über  die  Frage  vom  Gross- 
betrieb u.  die  verschiedenen  Entwicklungstendenzen  in  Landwirtschaft 
u.  Industrie  u,  in  Spezialzwrigm  lifider,  si>  in  der  orsten  nach  Knltnr- 
arten,  in  der  Prakt.  Nat-Uckon.  Bes.  die  neuere  Betriebsstatistik  bietet 
wertvolles  Material  ftlr  diese  Fragen.  Auch  die  Entwicklung, 
welche  nach  dieser  Statistik  sich  in  den  letzten  Jahrzehnten  in  Deutscn- 
land  vollzogon  hat,  zeifxt  koine  Ausdehniins:  des  landwirthseli.  Oross- 
betriebs  aui  Kustcu  dis  Nüttel-  u.  Kleinbetriebs,  eher  das  Gegenteil 
(s.  bes.  die  Statistik  der  Flächengrössen  der  verschiedenen  GrOssen- 
gruppen  der  Betriebe.  Daten  darüber  unten  auf  Ö.  204). 

6.  Für  den  Fortschritt  des  Grossbetriebs  in  der  Industrie,  dem 
Bergbau,  dem  Verkehrswesen,  dem  Geld-  n.  Bankgeschäft,  dem 
Handel  liefert  mit  den  Bewefls:  a)  die  Statistik  des  Erwerbs-,  bes. 

d(  s  Aktiengesellschaftswesens,  da  es  sicli  dabei  meisten?;  um  grössere 
Beiriebe  handelt  (s,  o.  Daten  S.  lG3,  1<)9):  h)  deutlicher  noch  die 
Vergrösserung  der  Zahl  der  beschäl tigteu  Arbeiter,  der  Angestellten'' 
(Frivatbeamten),  die  Vermefaning  u.  Veigrössening  der  Motoren. 

Auch  hierfür  bietet  die  neuere  Berufs-,  Betriebs-,  Gewerbestatistik 

wertvolles  Material,  so  in  Deutschland  für  dir  Zi  it  zwlsclien  drn  beidrn 
Berufszählungen  von  u.  1895.  Seitdem  ist  die  Entwicklung  aber 
noch  bedeutend  rascher  vor  sich  gegangen,  wie  die  nächste  Berufs- 
zählung (l'.K»T)  allgemein  ergeben  wird  u.  einzelne  bekannt  gewordene 
Tatsachen  bei  -  its  belf^gon.  Auch  die  Verschiedenheiten  der  Entwicklung 
in  Industrie  ^mit  liergbauV  Handel  (mit  Gast-  u.  Schankvvirtsch.)  una 
Landwirtsthatt  lassen  sich  in  dieser  Statistik  gut  verfolgen.  S.  die 
Auszüge  z.  B.  bei  Zahn,  Deutscht  ■^'olksw.sch.  im  Brninn  iles  Jh. 

i Konrads  Jahrb.  F.  B.2X)  xl  dcrs.  Deutsche  Arb.- Versieh.  (iyü4). 
Sinige  Hauptdaten  sind  folgende: 
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Industrie  und 


ZAl  der  Betrieb» 
(1000) 


)««^.  der  beschaft. 
Pen».  (1000) 


-  Ii»  «i 


1882  1895 

Alle  Betriebe        3005  3115 

Alleinbetriebe       ISTH  1714 

And.Kleinbetr.      1005  1220 

Mittelbetr.  .  .       113  191 

Grossbetr..  .  .        10  19 

Von  diesen: 
mit  51—  200 
mit  201—1000 
flb.  1000  Per& 

Alleinbetriebo 


1882 

7317 
1878 
2458 
1392 
1613 


1895 

10  269 
1714 
3056 
2453 
3044 


4.6 

8.7 
21.4 
G9.7 
90^ 


4- 


39.9 
H.7 
24.3 
76.3 
88.7 


(gensne  Zahlen) 

8095    15622  743  1440  +   ^^-0  -f  93.9 

1752      3076  657  1156  4-   75.6  75.8 

137       255  213  449  +  100.8  +  110.5 

mit  nur  1  Pers.  (Unternehmer,  event.  der  einzige 


^Arbeitor"),  Kleinbetr.  mit  2 — 5,  Mittollj^  tr.  mit  i!— 50,  Grossbetr,  mit 
über  50  Pers.  (Unternehmer,  Leiter,  Beamte,  Ancestellte,  Arbeiter  zus.). 
Von  der  Gesamtzahl  der  Personen  waren  in  ^n  Grossbetrieben  ISf^ 

22  (1,  isa")  sclion  2i).6»  beschäftigt,  in  den  Betrieben  mit  üb.  r  lOOOPri  s. 
bezw.  2.9  u.  4.4  Durchschnitt  beschäftigte  ein  Grossbetrieb  1KM2 

162.  1895  161  Pers.,  ein  Betrieb  mit  über  1000  Pers.  bezw.  167M  u. 
1759  Pors. 

In  der  Industrie  (mit  Bergbau)  allein  zetjj^en  dio  Alleinbetriebo 
eine  Abnahme  von  13.5,  die  Kleinbetr.  noch  eine  Zunahme  in  der  Zahl 
von  0.9  n.  bei  den  beschäftigen  Personen  von  6.2,  die  Mittelbetr.  von 
bezw.  fU.l  n.  71..').  die  Grnsshptr.  von  bezw.  H9J)  u.  S7.i>  im  r^an/cn 
bei  allen  Betrieben  eine  Abnahme  der  Zahl  um  5.4,  eine  Zunahme  der 
Personen  um  84.8  "/o.  Bmm  Handel  (mit  Gastwsch.)  haben  auch  die 
AUeinbetr.  noch  eine  Zunahme  von  5.8,  tlie  Kleinltcti.  von  S.'i.O  u.  in 
den  beschäftigten  Personen  von  H0,6,  die  Mittelbetr.  von  bezw.  M5.7  u. 
94.1,  die  Grossbetr.  von  bezw.  107.3  u.  137.8  im  ganzen  von  bezw. 
35^  n.  dl. 7  °  0- 

r)i»'  (jr  >1  .  tri»'])o  verfflfren  anch  über  die  grössten  motorischen 
Kräite,  Von  ;i;>97  0lK>  Pferdestärken  in  Industrie  (mit  Bergbau)  u. 
Handel,  wovon  97—98%  auf  erstere  fallen,  wirkten  in  den  Allein- 
betrieben par  keine,  in  den  Kleinbetr.  392  000  oder  11.5  "o  der  Gesamt- 
zahl, in  den  :^tteibetr.  356000  oder  10^%  in  den  Grossbetr.  2  650  000 
oder  78.0;  von  letzteren  wieder  in  den  klemen  Grossbetr.  (mit  21—100 
Pers.)  <j55.fX)0  oder  19.3  %  der  Gesamtzahl  allein,  in  den  mittleren 
Oro.^sbetr.  (mit  101—1000  Persö  1.329000  oder  39.1  7o,  in  den  grossen 
(„r{ies.  n**)betr.  (mit  über  1000  Pers.)  CG5000  oder  19.6%. 

Von  den  GroBsbetrieben  mit  über  200—1000  (a)  u.  mit  Ober  1000 
beschäftigten  Personen  (b)  speziell  kommen  auf  die  Kategorien: 


1882 


1895 


GSrtnerei,  Fischerei,  Tier- 
zucht   

Handel,  Verkehr  (m.  Gast- 
u.  Schankw.)  .... 

Industr  ,Bauwes.,Bei-^bau 
Von  der  letzteren  Kateg. : 
Bergb.,  Hütten,  Salinen  . 
Ind.  ^lasch.,  Instrum. .  . 

Textilind  

Ind.  d.  Steine  u.  £rd.  .  . 


a. 

b. 

a. 

b. 

1 

8 

1 

34 

d 

101 

6 

1716 

123 

2967 

248 

421 

si 

436 

134 

2a) 

15 

3t)9 

42 

451 

15 

HOl 

32 

116 

4 

244 

10 
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1888  im 
a.         b.       ft.  b. 

Metallverarb   91  1  908  8 

Chem.  Ind.   36  2  74  7 

Yerkefarsgew   27  3  60  6 

BangewertM   78  3  23<>  4 

Lederind   18  1  3ö  4 

Nähr.  u.  Genussmittel .    .  170  1  292  3 

Betriebe  mit  über  1000  Pers.  ausserd.  in  189*5  Papierind.  2  (1HH2 
noch  keine),  Bekleid.  u.  Reini2.ge werbe  u.  polygraph.  Gewerbe  ie  1 
(1882  auch  noeh  keine).      BetneBe  mit  201—1000  Pen.  ferner  nodi  in 

1895  in  Papierind.  88  (in  1S82  511,  Beklpid.  u.  Peinig.  74  (in  1882  24), 
polvgraph.  86  (1Ö82  11),  Ind.  d.  Holz-  u.  Schnitzstoffe  iV»  (1882  18),  Ind. 
der  Leuchtstoffe,  Seifen,  Fette,  Oele  24  (1882  14),  Handels^ewerbe  35 
(gegen  6),  Versicher.-Gew.  4  (gegen  1),  Beherb.-  u.  Erqmck.-Gew.  2 
(1882  noch  keine).  —  Der  Eisenbann-,  Post-  u.  Telegr.-Betrieb  fehlt  in 
dieser  Statistik.  —  Welche  Gewerbebetriebe  hiernach  die  stärkste 
Tendenz  zum  OroMbetrieb  bei  uns  zeigen,  ergibt  sich  aus  diesen  Daten 
«inigermassen. 

Wesentlich  verschieden  gestaltete  sich  im  Deutschen  Reich 
die  Entwicklung  der  Zahl  u.  Grössenverhältnisse  der  landwirtsch. 
Betriebe.  Einige  Hauptdaten  dafür  f.  1882  u.  1895  sind  folgende 
(Beiebsstat  B.  112,  Auszüge  im  reicbssat  Jabrb.,  auch  bei  ^hn): 

Zabl  d«r  B«trM»*  Flleli«iiffritoM  der  Bctficb« 

UrOtMD-        jgg^,  jg^j         jgg2       1805  1882         1895       1882  mS 

absol.  (1000)  in  »„aller  »b»ol.  (10€0  ha)  in  %  alltr 

bis  2  ha  3062  3236  58.0  58.2  2169  2  416  5.4  5.5 

2-5  „  981  1016  18.6  18.3  3833  4142  9^  9.6 

5-20  „  927  999  17.6  18.0  11 4i>2  12538  28.6  29.0 

2(>50„  240  240  4.5  4.8  9  081  9459  22.6  21.9 

50-ia)„  41.6  42.1  0.8  0.7  3  38«  3  698  8..S  8.5 

1(^-500  20.H  20.9  0.4  0.4  605  5  (;.-)71  15.1  15.2 

Ober  500  4.14  4-18      0.1  0.1  4  22<)  4  461  10.5  10.3 

Summe:  5276      5558      1004)  lOOS)      40179  49285  100.0  100.0 

Eine  im  ganzen  immer  noch  günstige  Verteilung  dieses  Bodens 
(<1.  h.  hier  in  dieser  Statistik  nur  des  landwirtsch.  benutzten,  d.  h. 
Acker,  AViese,  bessere  Weide,  Gartenland,  Weinberge)  bei  starkem  Vor- 
walten des  bäuerlichen  Mittel-  u.  Kleinbetriebs  u.  eine  wirtschaftlich  u. 
sozial  nicht  nn-iünstiiie  Entwicklung  von  1882 — 95.  Die  Betriebsstatistik 
fällt  freiUch  mit  der  Besitzstaiistik  nicht  zusammen.  Aber  Dünstig 
bleibt  bei  uns  doch,  dass  der  Eigenbetrieb  weit  Uber  den  Pacbtoetrieb 
überwiegt,  indem  von  der  bewirtschafteten  Gesamtfläche  1895  87.62% 
Eigenland,  nui'  12,38  °  o  Pachtland  war,  fast  umgekehrt  wie  in 
Grossbritannien,  wo  von  der  Gesamtfläche  der  Betnebe  nur  14,2  o 
Eigenland,  85.8%  Pachtland  ist.  NatOriioh  kommen  erhebliche  Ver- 
schiedenliciten  in  diesen  Punkten  in  den  verschiedenen  Gebieten  u.  auch 
in  den  Grfissenkategorien  vor.  S.  Sering,  Art.  Grundbesitz  im 
Elsterschen  Wtirterljuch. 

Auch  die  \%'rtcilung  der  beschäftigten  Personen  in  t|en  Potrieben 
auf  die  8  Kategorien,  der  Selbständigen  (Leiter,  Unternehmer  usw.). 
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Beamten  („Angestellten")  u.  aaefohrenden  Arbeiter  a.  die  Entwicklung, 
welche  diese  Verteilung  zeigt,  ist  für  die  Fragen  Tom  Qrossbetricb  u. 

von  der  Verschiedenheit  der  Verhältnisse  in  den  3  grossen 
materiellen  Produktionszweigen  (Landwirtsch.,  Industrie  mit  Bergbau, 
Handel  mit  Schank-  u.  Gastwirtodi.)  n.  fQr  die  Verschiedenhdt  der 
Entwicklung  dieser  Verhältnisse  von  besonderer  Bedeutung.  Wie  sie 
sich  im  Deutschen  Reich  gestalteten  nach  der  Keichsstatisük,  ist  aus 
der  Tabelle  oben  S.  187  erfliehtlich  (s.  anch  Zahn,  Arb.v«rsidi.  8. 12). 

Besonders  beachtenswert  ist  bei  der  starken  Vermehrung  der  in 
Industrie  und  Handel  und  dem  blossen  Gleichbleiben  der  in  Land^^irt* 
Schaft  Erwerbstätigen  die  verschiedene  Verschiebung  der  Quoten 
der  dreiPersonenklassen:  die  starke  Abnahme  der  Quote  der  Selbständigen 
in  Industrie  u.  Handel  gegenüber  der  Zunahme  in  Landwirtsch.  (hier  mehr 
Kleinbetrieb !),  die  starke  Zunahme  der  Quote  der  Anffesteliten,  des  von 
Einigen  sogen,  „neuen  —  aber  eben  sozial  u.  wirtsehumeh  abhängigen, 
im  Dienst  von  Unternehmern  u.  dgl.  stehendenl  —  Ifittelstands",  bes. 
in  der  Industrie,  die  grössere  Zunahme  der  Arbeiterquote  in  Industrie  u. 
Handel,  bei  Abnahme  dieser  Quote  in  Landwirtschaft.  In  diesen  Zahlen 
kommen  Einflüsse  der  Grossbetriebsentwicklung  in  Industrie  u.  z.  T.  in 
Handel  u.  in  der  daan  grundverschiedenen  La^  in  der  Landwirtschaft 
mit  zum  Ausdruck. 

7.  Folgen  des  Grossbetriebs,  direkte,  indirekte,  günstige  und 
ungünstige,  für  Produktion  u.  für  Verteilung  der  Prod.serträge. 
1.  Insbesondere  emben  sieh  Ar  die  Produktion  und  Är  Kon- 
sumenten und  Produzenten  folgende  Vorteile:  Aus  den  dar- 
gelegten Gründen  produziert  der  Grossbetrieb  billiger,  namentlich 
auch  durch  Verminderung  der  natürlichen  Kosten.  Dadurch  wird 
es  möglich  a)  den  Absatzpreis  herabzusetzen,  den  Absatz  zu  er- 
weitem, das  wohlfeilere  Produkt  weiteren,  auch  weniger  aahlungs- 
föhigen  Abnehmerkreisen  zugänglich  zu  machen  (Konsumenten-, 
Arboitorinteresse),  die  Arbeitei  l}(  .sc  hät'tigung  dann  trotz  Ersparung 
an  Arbeitskraft  zu  steigern,  überhaupt  Vorteile  zu  erzielen  ähnlieh 
denen,  welche  die  Einfügung  der  Maschine,  die  Entwicklung  des 
Stehenden  Kapitals  mit  sich  führt  (S.  140).  Dies  Alles  auch  bei 
gleichbleibendem  Arbeitslohn  u.  Kapital-  u.  Unternehmergewinn. 
Aber  b)  statt  dieses  Preissinkens  oder  neben  diesem  kann  anch  zu- 
gleich eine,  absolute  u.  relative,  Erhöhung  des  Lohns  u.  Gewinns 
eintreten,  beider  in  gleichem  oder  in  verschiedenem  Masse;  uder, 
wenn  Lohn  u.  Gewinn  mit  als  einzelwirtschalUiche  Kosten  angesehen 
werden:  es  macht  der  Grossbetrieb  durch  seine  Verminderung  der 
natürlichen  Kosten  Werte  frei,  welche  dann  als  höheres  Einkommen 
der  Arbeiter,  Kapitalisten  u.  Unternehmer  hervortreten.  Im  Falle  a 
profitieren  die  Konsumenten,  im  Falle  b  die  in  der  Produktion  mit 
Arbeit  oder  Eigentum  u.  Forderungsrechten  beteiligten  Produzenten, 
in  beiden  Fällen  die  Volks-  oder  mehr  oder  weniger  die  Welt- 
wirtschaft. 2.  Diesen  Vorteilen  stehen  indessen  auch  wichtige 
Nachteile,  namentlich,  aber  nicht  einmal  allein,  für  die  Ver- 
teilung der  Ertrage,  daher  lür  die  sozialen  Verhältnisse,  bes. 
für  die  soziale  Klassenlage  gegenüber:  a)  Die  angedeuteten 
Vorteile  sind  mehrfach  bedingt  durch  die  Möglichkeit  immer 
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weiteren  Absatzes.  Der  „Kampf  um  den  Markt",  im  In-  u.  Aus- 
lände, wird  daher  iiuenslver,  schärfer,  dringlicher,  was  alle  die 
weiteren,  schon  oben  mchrtach  dargelegten  ökonomischen,  sozialen, 
sittUehen,  psjchisclien  vielfkch  1)edeDUic1ien  Folgen  mit  ich  bringt 
(S.  48.  128,  140,  155,  157,  167).  b)  Die  Grossbetriebe  ent> 
ziehen  den  kleineren  teilweise  oder  jranz  den  Absatz,  verdrängten 
daher  diese  Betriebe  mehr  oder  weniger,  verinindern  daruit  den 
selbstaudiffen  Unternehmerstand,  damit  einen  wichtigen  Teil  des 
sosEialen  Mittelstands,  nötigen  dessen  Glieder  (oder  in  der 
Generationenfblge  deren  Kacnkommen)  in  den  Dienst  der  Qross- 
'unternebnuinjr.  als  Angestellte,  z.  T.  als  gewöhnliche  Arbeiter  zu 
treten  (s.  o.  die.  Daten  S.  187)  und  verändern  so  die  Struktur  dei- 
GcscUsciiaiL  nicht  unbedenklich,  c^  l^aie  audeie  Zahl  mittlerer  u. 
kleinefer  UnternebiDer  firiBtet  sieb  m  der  bisherigen  Stellung  zwar 
hin,  aber  kümmerlich  u.  wird  auf  Kebenarbeit,  Heparaturen  u.  dgl. 
beschränkt,  d)  Unter  den  ausfükrenden  Arbeitern  erfolgt  eine 
stärkere  Differenzierung  der  Leistungen,  danach  der  Löhne,  bei 
Spezialarbeitern  eine  oft  bedeutende  Lolmsteigeining,  aber  die 
untere  Arbeiterschicht  nimmt  an  diesen  Vorteilen  geringen  Teil, 
Frauen-,  jugendliche  u.  Kinderarbeit,  soweit  nicht  die  Gesetzgebung 
hindernd  eingreift,  verdrän^^'t,  wie  beim  Maschinenwesen,  mehr  die 
die  Mannesarbeit,  e)  Auch  die  ganze  Arbeiterschaft  gerät  in 
grössere  Abhängigkeit  vom  „Kapitar*  u.  yon  den  Unternehmern, 
zumal  solange  sie  unorganisiert  und  mehr  oder  weniger  auch  über- 
haupt n.  dauernd,  selbst  wenn  sie  orf^anisiert  ist.  weil  ihre  Or- 
ganisationen meist  weniger  mächtig  als  die  der  grossen  kapitalistisclien 
Arbeitgeber  sind.  Dies  steigert  die  Klassengegensätze  zwischen 
den  (reUtiv  wenigen)  Untemebmem  u.  den  (relatiT  so  sahlieieben) 
Arbeitern  (s.  die  Daten  o.  S.  187).  f)  Dies  trotz  vielfacher,  in  der 
Tat  dem  Grossbetrieb  mit  zu  verdankender  absoluter  Verbesserung 
der  Ökonom.  Lage  <b'r  Arbeiter  (höherer  Lohn,  geringere  Arbeits- 
zeit), weil  eben  die  Liukommen-  u.  Vermögenslage  der  Aibeiter 
als  Einzelner  und  Klasse  gerade  infolge  des  Grossbetrieba 
relativ  immer  mehr  von  derjenigen  der  kapitalist  Grossunter» 
nehmer  abweicht,  der  Aufstieg  von  unten  nach  oben,  wenn  auch 
allgemein  rechtlich  möglich,  tatsächlich  vorkommend,  doch  schwieriger 
und  seltener,  das  Verbleiben  in  der  Arbeiterstellung,  mit  der  bösen 
Ansieht,  schon  in  mittleren  Lebensjahren  in  ungünstigere  6konom. 
Lage  zu  kommen,  immer  mehr  die  Ke^el  wird:  so  wird  vollends 
im  modernen  industr.  Grossbetrieb  die  Gemeinsamkeit  der  sozialen 
Klasse,  wie  sie  der  Zunft  eigen  war,  unter  den  in  der  Unternehmung 
Tätigen  nach  in  ihren  letzten  Kesten  beseitigt  Die  Folge  ist: 
unsere  „moderne  Arbeiterbewegung**,  Die  Verteilung 
des  gesamten,  absolut  so  bedeutend  gestiegenen  und  weiter  steigenden 
Xationaleinkonaaens  u.  -Vermögens  —  gewiss  mit  ein  Ergebnis  des 
Grossbetriebs  —  wird  so  gerade  unter  dem  EinHuss  dieses  letzteren 
ungleichmässiger  (s.  u.  in  der  Lehre  von  der  Verteilung  §  64  ff,). 
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(t)  Der  Grossuntemehmer  erhebt  sich  in  Einkommen  n.  Vermögen 

unendlich  mehr  auch  über  den  hostgestellten  Arbeiter  (u.  Privat- 
beamtenj,  die  er  beschäftigt.,  als  im  Mittel-  u.  Kleinbetrieb  u.  in  der 
ehemaligen  Zunft  (Nordamerika,  England,  aber  auch  Deutschland,  wo 
doch  auch  schon  Differenzen  zwischen  Arbeitercinkommen  u.  Untere 
nehmereinkommen  von  1  :  1000  —  2000  nachweisbar  sind),  ß)  Eine  neue 
Geldaristokratie,  welche  an  Reichtum  die  alte  Grund-  u.  Geburts« 
aristokratie»  selbst  in  England,  Oesterreich,  auch  in  Deutscblaräd  die 
alten  Dynastien,  auch  die  souverän  gebliebenen,  weit  überflügelt,  ent- 
steht so;  im  Aktionärtum  sogar  als  fast  müssige  Rentneraristokratie. 
Ihr  sozialer,  politischer  Einfluss  wächst  u.  tritt  in  schärferen  Gegensatz 
zur  sonstigen  Demokratisiwning  der  Gesellschaft  (Nordamerika).  Ihre 
wirtschaftfichc  Machtstellung  macht  sich  drückender  fühlbar,  y)  Ueber« 
triebener  Luxus,  Rückwirkungen  davon  auf  die  Richtung  der  nationalen 
Produktion  dnd  mit  eine  Folge,  d)  Eine  andere  bedenkliche  sind 
Kapitalanlagen  in  Landbesitz,  auch  agrarischem,  forstlichem,  ohne  Rück» 
sieht  auf  Rentabilität,  aber  mit  Verdrängung  der  bisherigen  Besitzer  von  der 
Scholle  der  Väter,  auch  wohl  überhaupt  aus  der  ländlichen  BeschäiLigung, 
ein  „Bauernlegen"  in  modemenFormenf  durch  Auskaufen,  Baustellen,  Parks, 
Jagdgründe,  Sportplätze.  „Schlösser"  usw.  treten  an  Stelle  produktiver 
ßcKlenbenutzungen  (so  m  (jebirgen,  in  „schönen"  Gegenden).  Bekannte 
Tatsachen  neuerer  Zeit  (England,  Oesterreich,  Alpen)  belegen  dasyiel&ch. 

h)  Von  den  TJntemebmnngsformen  bedient  sich  der  Gross- 
betrieo  bes.  gern  der  der  Aktiengesellschaft,  wo  dann  alles 
Gesagte  deutlich  hervortritt,  i)  Aber  auch  die  öffentliche  Unter- 
nehmung ist  meistens  Grossbetrieb,  beide  passen  zu  einander  gerade 
nach  ihren  spezifischen  Eigentümlichkeiten.  Dabei  treten  dann  die 
angedeuten  Vortefle  des  Grossbetriebs  besonders  hervor,  die  Be- 
denken zurück  oder  sie  yearscbwinden  selbst,  a)  Die  Kesten« 
reduktion  und  Steigerung  des  (volkswirtschaftlichen)  Keinei*trags 
kommen  in  der  öff.  U.  den  Besitzern  dieser,  daher  gewöhnlicli  den 
Gerueiiischaften,  welche  der  betreffende  ötientliche  Körper  umtässt 
fStaat^  Gemeinde,  der  bezüglichen  FinanzgemeinschaR^  zu  gute 
(£isenbabnflberschüsse  eines  grossen  StaatsbahnbetrielM,  Honopol- 
verwaltungen,  wie  bei  Tabak),  was  die  Uebernahme  und  gute  Aus- 
fiihruTig  erwlmschter  öffentlicher  Einrichtungen  u.  Leistungen  und 
die  Aufbringung  der  Deckungsmittei  dafür  erleichtert  (Vorteil 
grosser  „privatwirtscbafU."  Einnahmequellen  statt  Besteuerung; 
Deutschlands  hierin  so  günstige  La^!).  ß)  Diese  Sachlage  erlaubt 
u.  erleichtert  andrerseits  auch  aa)  eine  richtige  soziale  Arbeiter-  u.- 
BeamtenpoHtik  (in  Regelung  der  Arbeitszeit,  der  Gehälter,  Löhne, 
des  Pensionswesens  usw.):  bb)  eine  dem  Gemeinschaftsinteresbe 
entsprechende  Kegclung  des  Absatzes  der  Leistungen  (Produkte, 
Dienste)  insbes.  Iiinsicbtlieh  der  Preise  dafür  (Tarifwesen}. 
y)  Alles  wichtige,  z.  T.  entscheidende  Punkte  zugunsten  der 
öffentlichen  U.  statt  der  privaten,  einschliesslicli  der  Erwerbsgesell- 
scliaften  (o.  S.  181):  der  aligemein-wirtschattUche  u.  soziale 
Gesichtspunkt  in  bekannten  Streitfragen  auch  betreffs  „Ver- 
8taatlichungen"f  „Verkommunalisieruiigen".  d)  Die  „Grossbetriebs- 
tendenz**  aus  technischen  n.  ökonomischen  Gründen  bereitet  daher 
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den  Boden  för  passende  Entwieklnngen  in  dieser  Riehtnng,  d.  b. 
Bognnsten  der  gemein-  stntt  der  pmatwirtschaftliehen  Oi^ganiflation 
mit  vor,  wie  viele  neuere  Tatsaehen  belegen. 

2.  Kapitel. 

ITmlMif  ondTerteilung  der  Güter  (Einkommenlehre),  besonders 
im  modernen  priTatwirtsebaftlichen  Konkonenzsystem. 

Literatur.  Von  grundlegender  Bedputun<x  bf»s.  Ricardo, 
principles,  v.  Hermann,  Uotersuchuogen,  Abh.  G— J,  v.  Thünen, 
isol.  Staat,  auch  Bernhardi,  Kritik  der  GrOnde  usw  ;  dann  aber  auch 
die  Sozialist.  Lit,,  bes.  Rodbcrtus  u.  Marx.  —  Dio  brzfiplichen  Ab- 
schnitte der  systemat.  Werke  u.  Lehrbücher,  so  Schönbergs  Hand- 
bach, I,  Abh.  Vertheilunpr.  v.  Th.  Mithoff,  revid.  v.  SebOnberg, 
daselbst  weitere  Lit.  (4.  A  S.  ili:,).  O.  Schmoller,  Lehre  v.  Ein- 
kommnn.  Tfib.  Ztschr.  ß.  19.  Rob.  Meyer,  Wesen  des  Eink.s  18H7, 
ders.  Art.  Einkommen  im  fl.  W.  13.  St ,  umfass.  Lit.angaben  eb.  2.  A.  III, 
:J7i».  Ucbcr  Handel  s.  Lexis  Abh.  Handel  in  Schönberga  Handb. 
B.  II.  Mataja,  Art.  Handel  hn  H.  W.B.  St.  B.  IV,  eb.  Lit.  S.  979.  — 
S.  auch  oben  Terminologisches  S.  42--47  u.  meine  Grundleg.  3.  A.  I. 
f  170  ff.,  261  fit   Weitere  Angaben  bei  den  einadnen  Abschnitten  unten. 

§48.  I.  Sünleitung.  A.  Umlanf  im  allgemeinen.  1.  Be- 
griff. Auch  hier  ist  a)  der  rein-ökonomische  und  b)  der  histonBcb- 
rechtlicbo  zu  nnterscheiden :  Zu  a)  Umlauf  im  ersten  Sinne  ist  die 
Folge  der  Arbeitsteilung,  bes.  derjenigen  zwischen  verschiedenen 
Unternehmungen  (Betrieoen),  welche  verechiedene  Güter  für  einander 
produzieroa,  aber  auch  innerbalb  der  mit  Arbeit  und  Besitz-  und 
Forderungsrechten  in  einem  I^xtdoktioittbetrieb  betheiligten  Personen 
kommt  „Umlauf"'  der  Güter  vor.  T)er  Umlauf  stellt  nier  die  Ein- 
richtung der  Zuführung  der  konkreten  gewonnenen  Produkte  an 
die  ibiir  —  ftr  Glenuss-  wie  Produktionszwecke  —  Bedürftigen  dar, 
soweit  letztere  nicht  als  Produzenten,  insbes.  als  Besitzer  dee  Be- 
triebs selbst,  auch  schon  im  Besitz  der  Produkte  sind. 

ff)  Auch  die  Uebo]la.s.«;nng  von  Produkten,  bezw.  Antheilen  am 
Produktionsertrag,  regelmässig  dann  als  Uenussmittel  zur  Bedürfnis- 
befriedigimg, an  die  Glieder  der  ISnzelwirtsdiaft,  wie  in  der  natural- 

Wirtschaft  liehen  Produktion  fClr  den  Eigt-nbcdarf,  in  der  Familicnwirtschaft 
(S.  14^),  in  der  mit  Unfreien  arbeitenden  Wirtschaft  (S.  150)  ist  ,,Um- 
lauf*  der  Güter.  /»)  Meistens  handelt  es  sich  indessen  beim  „Umlauf* 
um  Ucbergang  der  Güter,  der  Genuss-  wie  Produktionsmittel,  an 
ausserhalb  der  betrcfTind'^n  einzelwirt  schaftlichen  Produktions- 
gemeinschaft stehende  i^ersonen,  bezw.  au  andere  Einzelwirtschaften. 
y)  Auch  in  einer  sozialistisch  organisirtcn  Volkswirtschaft  würde 
es  „Umlauf"*  der  Gfiter  geben  mdssen,  weil  es  und  soweit  als  es 
Arbeitsteilunff  geben  müssto.  aa)  Sollte  hier  nicht  auch  jede  Konsum- 
freiheit", C  h.  freie  Wahl  der  Arten,  Sorten,  Qualitäten,  Mengen  der 
zur  BedfirfuL^bcfriodigunir  dienenden  Güter  fehlen,  so  nnisste  sogar  eine 
dem  Umlauf  und  seinem  Tauschsystem  im  freien  Verkehr  doch  ähnliche 
Einrichtung,  ein  Taxsystem  für  den  Wert  der  individuellen  Arbeits- 
leistungen und  für  denjenigen  der  bedurften  Güter  bestehen,  was  dann 
folgericntig  zu  einem  ..Arbeitsijeld"  führen  müsste:  das  Kchon  gedanken- 
mässig  höchst  schwierige,  vollends  praktisch  kaum  lösbar  erscheinende 
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Problem!  Oder  man  müsste  die  —  allerdings  in  logischer  Konsequenz 
4e8  leitenden  Gedankens  des  Sozialismus  richtige  letzte  —  Folgerung 
ziehen  und  den  einzelnen  Gliedern  der  Sozialist.  Produktionsgemeinschaft 
ihre  Ertragsantheile  in  den  konkreten  Produkten  selbst,  nach 
Art,  Qualität,  Men<ye,  Zeit,  Ort,  naturaliter  zuführen,  —  die  „Zucht- 
haus-Analogie^', I  I  doch  immer  auch  ein  Vorgang,  der  nodi  unter 
den  Ökonomischen  Begriff  des  ..Umlaufs"  f<ällt.  bh)  Da  femer  un- 
vermeidlich auch  in  einem  sozialistischen  Produktionssystem 
verschiedene  Betriebe  für  die  verschiedenen  Arten  der  Produktion 
und  für  die  Gewinnung  der  in  grösserer  Menge  und  an  verschiedenen 
Orten  und  zu  verschiedenen  Zeiten  bedurften  Produkte  bestehen  müssten« 
von  welchen  der  eine  dem  andern  die  Produkte  in  den  Vorstufen  der 
Verarbeitung  liefern  müsste,  so  wäre  auch  hier  die  Einrichtung  der 
Zuführung  solcher  Produkte  creboten,  würde  „Umlauf''  stattfinden  u, 
darüber  mindestens  umfassend  Buch  und  Keclmung  zu  führen  sein. 

Zu  b)  Umlauf  im  historiseh-recbtliehen  Sinne  ist  in  seiner 
Gestaltung,  in  seinen  Formen  zuojieich  die  Folge  der  Gestaltung  der 
Rechtsordung,  für  die  arbeitsteilig  in  der  Produktionsgemeinschaft 
verbundenen  Personen  (Menschen,  —  unfreie,  ireie),  für  die  be- 
nutzten sachlichen  ProduktionämitLci  (Grundstücke,  Gebäude, 
Kapitalien»  Gemein-,  Privatei^ntum),  für  das  Begulierungsprinzip 
(autoritative,  vcrtragsmässigc  Regelung,  bescbrKnkte,  volle  Vertra^- 
freiheit,  bes.  betreffs  des  Inhalts  der  Verträge,  z-vvinn-endes,  verein- 
bartes Recht  usw.  s.  o.  S.  89  ff.)  a)  Im  f  reien  Verkehr  mit  seiner 
üblichen  Rechtsgrundlage  sind  wieder  die  wichtigsten  Verträge: 
der  Tausebvertrag,  der  Grundt^pus  aller,  der  Verkauf-  und  Kauf- 
vertrag in  der  Geld-  u.  Kreditwirtscliaft,  die  Kreditverträge,  Dar- 
lehen, Gebrauchsleihe,  Miete,  Pacht,  der  Arbeitsvertrag  in  seinen 
verschiedenen  Formen,  Dienstndete-.  Werkverdinguni,^svertrag.  ß)  Von 
den  Beschruiikuugen  des  Vertragsreclitg  bind  die  in  Taxbestimmungen 
(Minimal-,  Maximal-,  genau  innezuhaltende  l'axen)  bestebenden  bes. 
wichtig,  wie  bei  Preisen,  Löhnen,  Darlehen-,  Pacht-,  Mietzinsen. 

2,  Beim  Umlauf  liegt  demnach  der  Grund  in  der  Arbeits- 
teilung, der  Zweck  in  der  Stellung  bedurfter,  nicht  selbst  produzirter 
Güter  (Genuss-  wie  Produktionsmittel)  zur  Vertüf^un^'  der  Be- 
dürftigen, die  Rechtsgrundlage  in  den  cbcu  genannten  Momenten, 
das  Begulierungsprinzip  in  autoritativer  Bestimmung  oder  ver- 
tragsmässiger  YereinDaruug  über  die  Bedingungen,  auch  über  die 
Preishöhe  im  Tausch  u.  Verkauf  u.  Kauf,  unter  denen  sich  dw 
Umlauf  vollzieht. 

3.  Das  ökono nii sclie  Wesen  des  Umlaufs  ist  in  Volks-  und 
Weltwirtschaft  stets  ein  Austausch  von  Gütern  (Sachgütern, 
Diensten)  gegen  Güter,  welcher  in  der  Geldwirtschaft  nur  durch 
Geld  Tcrmittelt  wird  (in  der  Kreditwirtschaft  zugleich  auch  durch 
die  Kreditumlaufmitte]  und  hankmliss^iireu  Zahlunoseinrichtungen, 
welche  das  Geld  in  dessen  Funktion  als  kör])erlich  gebrauchtes 
Tauschmittel  —  und  nur  in  dieser  —  ersetzen),    a)  Jeder  gibt 

,.also  im  Tausch  gleichzeitig  die  ^nen  Güter  fort  und  empfangt 
andre,  ist  in  der  Geld-  und  Kreditwirtschaft  zugleich  VerkiCafer 
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der  einen  und  Käufer  andrer  Güter  (wenn  auch  eventuell  letzteres 
erst  nach  Verlauf  einiger  Zeit),  b)  Beide  Tanachparteien,  Ver- 
käufer nnd  KMnSbt  aind  auch  von  einander  abhängig,  im  allgemeinen 

gleichmässi»,  namentlich  dauernde  VcrhSltnisse  l^otriclitet  (regel- 
mässige Bedürfnisbelriedigung  mit  von  Andren  erzeugten  (intern, 
iutibeB.  Genuötimitteln,  regelmässige  Verwendung  von  von  Andren 
erzeugten  Prodnktioiismitteln).  a)  Doch  im  Ainaelfall  iat  der  Ab- 
hängigere der,  welcher  des  Andren  jOhtt  dringender  bedarf.  /I)  In 
der  Geld-  und  Kreditwirtschaft  unter  normalen  Produktions-,  G-öter- 
verkeiirs-  und  Bedarfi?verliältnissen  der  entwickelten  arbeitsteiligen 
Volks wirtBchatt  ist  der  zum  l^inkauf  verfügbares  Geld  besitzende 
und  der  Über  Kredit  TfflrfÜgiende  Käufer  pemömich  der  Unabhängigere, 
Mächtigere,  der  Verkaufsgüter  besitzende,  verkan£m  wollende  oder 
müssende  Verkäufer  der  Abhängigere  (Klienten verluiltnis).  4.  Auch 
im  internationalen  Verkehr  werden  in  letzter  Lin'm  Güter 
gegen  Güter,  wiederum  nur  eventuell  unter  Vermittlung  von  Geld, 
ausgetauscht  (in  den  Produktionsgebieten  der  Edelmetalle,  als  des 
Geldstoff^  diese,  gegenwärtig  also  besonders  Gold,  SU  den  Landes- 
produkten gerechnet").  Geld  dient  sonst  auch  liier  nur  als  Wert- 
mass  für  die  Berechnungen  deB  Werts  der  ein-  u,  ausgeführten 
Güter  (Sachen). 

&  Die  geschichtliche  Entwicklnng  des  Umlaufe  ist  die- 
selbe wie  die  des  wirtscliaftl.  Verkehrs,  weicher  mit  dem  Umlauf, 
auf  eine  Weise  betrachtet,  zusannnenfftllt.  Sie  hängt  daher  auch 
von  denselben  ökonomischeu,  technischen,  rechtlichen  Voraussetzungen, 
Ursachen  und  Bedingungen  ab  (o.  S.  29,  37).  6.  Speziell  die  auf 
höheren  Wirtscliafts-  u.  Kulturstufen  waln-zuuehmeude  grössere 
Lebliaftigkeit,  Schnelligkeit,  Regelmässigkeit  des  Umlaufs  innerhalb 
einer  Volkswirtschaft  und  im  auswärtigen  Verkehr  ist  die  Folge 
a)  der  immer  grösseren  Arbeitsteilung,  bes.  der  Trennung  der 
Nahrungsmittel«  und  Bohstoffproduktion  von  der  Bto£Fveredelnden 
Arbeit  in  verscliiedene  Betriebe,  auch  mit  verschiedenen  Wohn- 
sitzen der  Menschen  u.  ihrer  Betriebf  (Tand  —  Stadt),  der 
Spezialisierung  der  Betriebe,  bes.  in  der  intlustrie;  b)  der  Ver- 
besserung des  Kommunikations-  und  Transportwesens  u.  der  Ver- 
billigung  des  Transports  (Dampf!),  wodurch  Personen,  bewegliche 
Sachen,  Kachrichten  unendliim  transportfUhiger  geworden  sind, 
namentlicli  aueli  die  schweren,  vohnninösen,  relativ  genngwertigen 
Massen})rodukto  der  Kohjjroduktion,  dos  Forst-  nnd  Borgbaues 
(Kohle!  Erze!),  der  Landwirtschaft  (Getreide,  animalische  Produkte 
von  todten  u.  lebenden  Tieren,  selbst  Milch,  lebendes  Vieh,  Handels- 
gewächse, selbst  Gemüse,  Blumen,  fiische  Früchte,  jetzt  auch  auf 
Niclitwasserwegcn.  Konse^^  inings-  u.  Extraktverfahren  helfen  mit); 
c)  der  grösseren  Kechtssicheriieit  für  Personen,  Waaren,  Transport, 
im  In-  und  Ausland,  auch  auf  See,  der  grösseren  wirtschaftlichen 
und  soaialen  Bewegungsfreiheit  fZug-,  Süederlassnngsrecht,  Aus*, 
Einwanderungsrech^  Gewerbe&emei^  Handels&dhei^  Freihandeto- 
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oder  gemässigter  ächuUzollpolidk).  d)  endlich  der  Entwicklung 
des  AndolB. 

B.   Der  Handel«  speziell  der  Warenhandel.   Er  macht  die 

Vermittlung  des  Güterumlaufs  zum  eigenen  Gewerbe  eines  be- 
sonderen Benifnstandes,  des  Händlers,  des  Kaufmanns.  1.  Begriff. 
Der  Handel  als  wirtscbafU.  Einrichtung  ist  der  gewerbsmässig 
betriebene  TausdiTerkebr,  bezw.  der  Ankauf  von  Waren  fttr  den 
Wiederverksttf  wesentlich  in  derselben  Gestalt  zum  Zweck  eines 
regelmässigen  EinkommenerAverbs,  im  Gewinn  aus  der  Differenz 
zwischen  Ein-  und  Verkaufspreisen  derselben  Waren,  sowohl  aus 
örtlicher  Preisdifferenz  (da  billiger  eingekaufter,  dort  teuerer 
▼wkanfter  Waren)  als  auch  eyentn«!  ans  seitlicher  Preisdifferenz 
(in  einem  Zeitpunkt  billiger  eingekaufter,  in  einem  anderen  teuerer 
verkaufter  Waren),  a)  Der  H.  schliesst  daher  stets  ein  auf  solche 
PreisdifTerenz  spekulierend 0  8  Momont  soinem  wirtsch.  Wesen 
und  seiner  uuktion  nach  ein,  Handel  und  Spekulation  sind  nicht 
zu  trennen  (anderer  Ansieht  s.  B.  Ehrenberg),  b)  Der  Handd 
▼erfolgt  die  Absicht,  die  erworbene  Ware  wieder  an  veräussem 
(vertauschen,  verkaufen).  Er  erwirbt  also  die  Waren  a)  nicht  wie 
der  Konsument  von  Genussmitteln  (Gebrauchs-,  Verbrauchs-,  Xutz- 
vermögen),  um  sie  für  die  eigenen  persönlichen  Bedürfnis- 
befriedigungen deg  Händlers  (nnd  der  Seinen)  zu  benutzen;  noch 
^  um  sie,  wie  der  Produktionsmittel  von  anderen  einkaufende 
Produzent  (Unternehmer  der  Urproduktion,  der  Industrie  usw.), 
technisch  weiter  zu  verai-beiten.  umzugestalten,  zu  „veredeln"; 
y)  vielmehr  gibt  er  die  Waren  im  wesentlichen  in  derselben 
techniscben  Beachaffenbeit  (Art,  Form)  weiter,  wie  er  sie  erwarb, 
nimmt  also  nicbt  UmändenmgB-,  flondem  nur  etwa  Konserriemngs-, 
Aufbewalirun^s-,  Sortierangs-,  Mengeneinteilungs-,  V^rpackungs- 
hier  und  da  Mischungstätigkeiten  mit  den  Waren  vor. 

2.  Die  oft  bestrittene  volkswirtschaftliche  Produktivität 
des  Handels,  namentlich  Tet^ichen  mit  Urproduktion  und  Stoff- 
veredlung (Industrie),  ist  im  Prinzip  durchaus  zu  bejahen, 
aus  den  gleiclien  Gründen,  unter  den  gleichen  Voraussetzungen  nnd 
im  gleiclien  Masse  wie  bei  den  anderen  Arbeitszweij^en  (o.  S.  29): 
die  Produktivität  des  H.'s  liegt  in  dem  Werte  der  Vermittlungs- 
funktion, welche  der  Handel  zwischen  Produzenten  der  Güter 
und  der  dieser  Güter  Bedttrftigen  („Konsumenten"  einschliesslich 
Weitcrverarbeiter)  not^vendig  übernimmt,  um  dem  Produzenten 
Absatz  seiner  Produkte,  dem  Bedürftigen  Deckung  seines  l^edarfs 
überhaupt  erst  zu  ermöglichen  oder,  wenn  beiden  dies  direkt  möglich 
ist,  es  innen  leichter,  sicherer,  gewinnbringender,  bezw.  wohlrailer 
au  machen,  a)  Daher  setzt  das  Urteil  Uber  die  volkswirtschaftliche 
Produktivität  des  Handels  überhaupt  und  über  deren  Mass  eine 
Vergleichung  voraus:  a)  beim  Produzenten  zwischen  den 
Verkaufspreisen,  welche  der  Handel  diesem  verschafft,  und  den  von 
ihm  bei  direktem  Absatz  an  die  Bedürttigen  zu  erzidenden  Preisen, 
wobei  dem  ersten  Preise  noch  hinzu,  bmr.  dem  zweiten  noch  ab* 
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zurechne  iBt^  was  an  Wert  durch  Yemiittlung  den  iiaudel»  in 
Arbeitszeit  und  -KoBten  und  sonstigen  Kosten  dem  Produzenten 
erspart,  daher  ihm  eventuell  auch  mt  anderweite  Erwerbstfttigkeit 

oder  auch  für  Lebcns^eniiss  nnd  persönliche,  Eiitwicklunp^  verfüg- 
bar wird;  S)  beim  H c d ii r t't i^en  handelt  es  sich  um  eine  analoge 
Yergleiciiuu^  der  von  iliui  bei  Vermittlung;  des  Handels  anzulegenden 
Einkaufspreise  mit  den  bei  direkter  Bedar&deckung  sa  zahtenden, 
wieder  bei  jenen  Preisen  aba%lieh,  bei  diesen  auafiglieh  des  Werts 
der  durch  die  Verraitthing;  des  Handels  ersparten  Arbeit  und 
sonstigen  Kosten,  y)  Der  Gewinn,  welcher  nach  solcher  Be- 
rechnung dem  Produzenten  wie  dem  Bedürfen  an  den  vom 
Handel  vermittelten  Verkauft-  besw.  Einkaufspreisen  bleibt,  ist  das 
Mass  der  Produktivität  des  Handels;  der  etwaige  Verlust, 
welclier  sich  für  beide  herausstellt,  repräsentiert  dagegen  einen 
Gewinn  des  Handels  auf  Kosten  sei  es  des  Produzenten  oder  des 
Konsumenten  oder  beider  zusammen  und  ermangelt  des  Merkmals 
der  volkswirtsehaflklicben  Produktivität. 

b)  Die  Gefahr  ist  nicht  zu  verkennen  und  vielfach  durch  die 
Erfahrung  bestätig,  a)  dasB  der  Handel  sich  aucli  unnötig  oder 
mehr  als  nötig  zwischen  Produzent  nnd  Konsument  eindrängt,  den 
direkten  Verkelir  zwischen  beiden  hemmt  oder  beseitigt;  (i)  dass  er 
auch  übermässig  die  Einkaufspreise  berabdrückt  und  die  Verkaufe- 
preise emporschraubt,  wenn  dies  sein  Biteresse  an  der  Vergnisserung 
der  Differenz  zwischen  beiden  Preisen,  wie  vielfach,  mit  sich  bringt. 
So  vorzuziehen  wird  dem  Handel  oft  gelingen  bei  der  mannigfachen 
Ueberlegenheit  des  Händlers  in  Kenntnis  der  Verhältnisse  des 
Bezugs  und  Absatzes  d^  Waaren,  der  wirtschaftlichen,  persönlichen 
Lage  utul  psychischen  Beschaffenheit  der  Produzenten  U.Konsumenten, 
bei  der  Geriebenheit  u.  psychischen  Beschaffenheit  und  davon  be- 
dingten Motivation,  welche  der  Handel  bei  den  Kaufleuten  leicht 
entwickelt  („Händiergeist"),  bei  der  wirtschaftlichen  Machtstellung 
des  Handels  überhaupt  gegenüber  auf  Absatz  angewiesenen  Produ- 
zenten, auf  Bezug  angewiesenen  Konsumenten,  y)  Auch  das  vper 
kulative  Moment  im  Handel  kann  leicht  alles  überwuchern  und  so 
können  auf  Kosten  von  Produzenten  und  Konsumenten  <:anz  un- 
gebührliche Gewinne,  ausbeuteriächeu  und  besteuerungsartigen 
Charakters,  dem  Handel  zufallen,  c)  Die  „freie  Konkurrenz*'  nnter 
den  Händlern  selbst  bat  sich  anch  hier  nicht  immer  genügend  als 
Abhilfmittel  bewährt,  gesetzliche  Einschränkungen  freilich  auch 
nicht  ("Marktordnungen,  Preistaxen  u.  a.  m,).  d)  Verabredungen, 
Karteile  unter  den  Händlern  haben  die  angedeuteten  Gefahren  für 
Produzenten  u.  vollends  fttr  Konsumenten  öfters  noch  gesteigert, 
da  ihnen  keine  oder  nicht  ausrdchende  Oieanisalionen  der  an 
den  Handel  verkaufenden  und  von  ihm  einkaufenden  Personen- 
kreise gegenüber  stehen,  e)  Hier  zeigen  sich  daher  gewisse 
bchwächcu  und  üble  Seiten  der  pri\  atwirtsch.  Organisation  uod 
ihres  Konknrrenzsjstems  in  besonders  hohem  Masse,  f)  Es  liegen 
somit  Fh>blette  wiitschaftspädagogischer,  psychologischer,  ethischer; 
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aber  doeb  auch  rechtspolitischer  Natnr  Tor,  deren  Bedeutung  un- 
verkennbar ist  und  welche,  weil  ihre  T.ösung  höchst  schwierig  und 
bisher  niclit  genügend  gelungen  ist,  darum  noch  nicht  als  eben 
völli^^r  unlösbar  angesehen  werden  müssen  und  dürfen  (wilde 
^ekulationämanöver  auch  in  Massenartikeln  der  i^ousumtiou 
rNahrangs-,  verbreitete  Genusstnittel]  und  Produktion  fRobstoffe, 
HU&stone,  Her  u.  da  Halb&brikate],  monopolistische  Preis* 
reguliernngen  durch  Uändlerverbände  stark  ausbeuterischen 
Charakters,  unlauterer  Wettl)ewprb",  Warenverfälschungen,  Un- 
reellitäten  in  Maua  u.  Gewicht,  in  C^ualitat).  gj  Das  Ziel  kann  tiir 
die  Volkswirtacbaft  immer  nur  sein,  den  xCanael  auf  das  Gebiet, 
wo  seine  Vermittleriunktion  notwendig,  für  Produzenten  und 
Konsumenten  erspriesslich,  und  seinen  Gewinn  auf  diejenige  H'iliß 
zu  beschränken,  welche  dem  wahren  Wert  jener  Funktion,  nach 
den  obigen  Andeutungen,  entspricht,  h)  Dies  BchUesüt  nicht  nur 
niebt  aus,  sondern  ein  eine  ausceicbende  Ve^tnng  der  Arbeits- 
leistungen des  Händlers  als  Untem^mer  (Leiter,  Betriebsoi^aui- 
sator)  und  einer  dem  Kapitalgewinn  in  anderen  Unternehmungen 
entsprechenden  Verzinsung  des  im  Handel  beschäftigten  Kapitals^ 
i)  i3amit  geht  die  Frage  vom  Handelsgewinn  in  aas  allgemeine 
Problem  vom  Kapital-  u.  Untemebm^gewinn  (u.  S  60,  62,  64  ff.) 
und  bei  dem  eigentümlichen  Charakter  des  Handelsgewinns  als 
einem  Ergebnis  der  Differenz  zwischen  Ein-  und  Verknufspreisen 
in  das  Preisproblem  (§  48  ö  ),  auch  in  die  Kardiuaiirage  vom 
„richtigen'*  und  „gereobten"  Preise  (,^*ustnm  pretium"^  o.  8. 17) 
ülter:  Vennittlung  eines  genttgend  sicnerdi  und  raseben  Absatzes 
der  Produzenten  zu  „angemessenen",  namentlich  nicht  zu  zu  niedrigen, 
der  leicliten  u.  sicheren  Versorgung  der  KoDbumeuten  ebent'alls  zu 
„angemesseuen'S  namentlich  nicht  zu  zu  hohen  Preisen,  nicht 
„LebbaitigkeifdesHandels  und  bestllndigerspekulativerBesitswecbsel 
der  Waren  zur  Erzieiung  von  PreisdiÜ'erenzen  als  Selbstzweck! 

3.  Die  Entwickhing  des  Handels  hängt  wieder  von  den 
nämlichen  drei  Reihen  likouomischer,  tcchnisclier,  rechtlicher  Vor- 
aussetzungen ab,  wie  diejenige  des  Verkehrs  und  Umlaulö  über- 
haupt (S.  37  u.  210),  deren  Entwicklung  sich  selbst  in  grossem  Um- 
fang grade  in  der  Form  des  Handels  vollzieht,  a)  Arbeitsteilung 
ist  die  Hauptvoraussetzung  u.  -Grundlage,  z.  T.  auch  der  Aus- 
gangspunkt, wie  anderseits  der  Handel  wechselwirkend  auch  wieder 
Arbeitsteilung  hervorruft  u.  fördert,  b)  Gewinnung  von  Ueber- 
scbi&ssen  fiber  den  eigenen  Naturalbedarf  ist  eine  weitere  Voraus- 
setzung, schon  in  der  naturalwirtschaftlichen  Einzelwirtschaft,' 
trcilich  auch  öfters  Reiz  (Begierde  nach  den  einzutauschenden 
Waren),  Notwendigkeit  und  bis  zu  einer  gewissen  Grenze  Möglich- 
keit, den  Eigenbedarf  unter  das  Mass  der  Menge  der  cigcnsproduzirten 
Güter  berabzudrücken  (heutige  nusisebe  Bauemzustände  als  Ginind- 
lap^e  eines  Teils  des  russ.  Exports  von  Agrarprodukten,  bes.  Ge- 
treide!) c)  Ferner  wirkt  fordernd  auf  den  Handel,  erweckt  ihn 
selbst  etwa  erst:  wachsende  technische  u.  ökonomische  Fähigkeit  der 
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Produktion,  Güter  für  die  Bedürfnisse  Anderer  als  der  Produzenten 
selbst,  anderer  Gebiete  des  Inlands,  anderer  Völker  in  für  diese 

begehrenswerter  Art,  Güte,  Menge  u.  zu  Preisen,  welche  den  Ab-- 
satz  ermö<j;llcl]«^n,  7n  liefern,  d)  Unfähigkeit  der  Produzenton  oder 
zu  grosse  6cli Gierigkeiten  für  sie,  den  Absatz  ihrer  Produkte 
selbst  8tt  besorgen  („auf  eigene  Rechnung^),  wegen  mangelnder 
Kenntmsse,  Mittel,  fehlenden  Rechtsschutzes,  vor  allem  wegen 
weiterer  örtliclier  Trennung  vom  l^roduktlonsort  und  Absatzort, 
maclien  abermals  den  Handel  notwendig  und  doch  regelmässig  auch 
ers^riesslich  zur  Vermittlung  des  Absatzes.  Daher  namentlich 
stensende  Macht,  volkBwirtschafkJiehe  Bedeutung  und  grössere  Ent- 
wicklnng  des  Handels  mit  Verbessi  i-ung  der  Rechtssiclierlieit  fttr 
Personen,  Waren,  Transportmittel,  mit  Verbesserung  und  Ver- 
weh! fei  lern  ng  do«  Kominunikations-  und  Transportwesens  zu  Wasser 
und  zu  Lande  und  mit  immer  weiterer  räumiiciier  Trennung  von 
Produktions-  und  Absatzgebiet,  also  im  aUgem.  im  interproirinzialen 
Verkehr  eines  grösseren  WirtschaftH^biets,  im  internationalen,  im 
weltwirtschaftlichen,  sich  auf  immer  mehr  und  entferntere  Gebiete 
ausdehnenden  Verkehr:  der  heutige  Welthandel  mit  seinen  riesigen, 
iniiiier  wachsenden  Wertßuirimen,  der  Handel  über  6ee,  aber  seit 
dem  Damp&eitalter  anek  immer  mehr,  selbst  in  Hassenprodnkten 
(Getreide!)  über  weite  Landrhume  ohne  Wasserwege,  e)  Anderseits 
wirkt  die  Entwir'kliiTiü'-  der  «1  ;irfsA-orhältnis«e  fordernd  auf 
die  des  Handels  ein,  so  a)  das  Kennen-,  (iebrauchen-  und  ßegehren- 
lemen  von  Gütern,  welche  die  Produzenten  eines  Orts,  Gebiets 
nicht  selbst  erzeugen,  technisch  nicht  erzengen  können  (Produkte 
fremder  Klimata  [„Kolonialwaren"],  anderer  Böden,  anderer, 
höherer  technisch-ökonom.  Entw  icklnii!?  [feinere  Gewerbeprodukte, 
Schmuck,  Gewebe,  Geräte,  Werkzeuge,  "WaflFen  usw.J,  —  frühe 
Funktion  des  Wanderhandels  ans  Gebieten  höherer  in  die  niedrigerer 
Knltnr)  oder  nur  minder  gut  oder  nur  teuerer  (Agrar-,  Montan-, 
Forst-,  Industrieprodukte);  p)  die  Unf^ihigkeit  oder  geringe  Fäldg;- 
keit  der  Konsumenten,  solche  Objekte  direkt  zu  beziehen.  Hier 
tritt  eben  dann  der  Handel  mit  seiner  Vemiittlerfunktion  ein. 
f)  Ist  der  Handel  hier  mehr  die  Folgte  solcher  Verliältnisse,  der 
^Diener*',  indem  er  vorhandene  und  sich  selbstKndig  entwickelnde 
Absatz-  n.  Bezugsbediirfnisse  der  Produzenten  u.  Konsumenten  be- 
friedigt, so  wird  er  doch  bald  zur  Bedin^^ung  und  Ursache 
solcher  Verhältnisse,  zum  „Führer",  u.  fungiert  auch  wohl  mit- 
unter von  romberein  aUT  solcher:  er  wirkt  auf  die  Produktion 
anspornend,  anleitend  ein,  ihm  Produkte  zum  Absatz  zu  liefern, 
sich  darauf  einzurichten,  indem  er  ihr  Absatzgelegenheit  zeigt  und 
bietet  u.  damit  Anreiz  zu  vermehrter  u.  veränderter  Gütererzeugung 
gibt  und  er  wirkt  auf  die  Konsumtion  (auch  auf  die  Verwendung 
▼on  Produktionsmitteln  zur  w^teren  Verarbeitung)  ebenfalls  an- 
reizend ein,  indem  er  neue  u.  veränderte  Bedürniiflse  bei  ihr  er- 
weckt, ihr  neue  und  andere  Güter  dafür  kennen  u.  gebrauchen 
lehrt,  ihren  Begehr  danach  wacluruft,  für  ihre  bisherigen  Bedürfnisse 
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ibr  1)68861«  11.  billigere  Güter  nachweist  (wieder  GenuBs-,  Produktiona- 
mittel)  u.  sie  anregt,  diese  an  Stelle  bisher  gebrauchter  zu  setzen. 
a)  Die  spezifisch  kaufmännischen  Kenntnisse  der  Waren,  Ahsatz- 
märkte,  13(rziigsquellen,  Transportwege,  der  Lebensgewohnlieiten, 
Geschäitsverhäitnisse,  der  Sitten,  sittlichen  o.  Charaktereigenschaften 
anderswo,  in  der  Ferne»  weit  ab  wobnender,  wirtaebaflender 
„firemder"  Menseben,  Prodnsenten  n.  Konsumenten,  Waren- 
lieferanten u,  Warenverbrancher,  —  alles  dies  Wissen,  über  welches 
der  Handel  in  seinem  kaufmännischen  Berutsstand  verfügt,  kommt 
ihm  dabei  für  den  Erfolg  seiner  Tätigkeit  im  Absatz  u.  Bezug  der 
Waren  zu  gute,  macht  ihn  ftlr  seine  wirtsehaftliehe  Vermittlungs- 
tfttigkeit  geeigneter,  deren  immer  weitere  Ausdehnung  vom  privat- 
wirtscliaftlichen  Interesse  der  Kaufleute  ja  auch  pjebieterisch  ge- 
fordert wird,  ß)  Freilich,  so  nur  diesem  Interesse  dienend,  nimmt 
der  Handel  dann  aber  auch  in  dieser  Führerrolle  leicht  u.  gern  nur 
auf  dieses  sein  Interesse  Bficksicbt  n.  nnr  soweit  sieh  das  uitetesse 
der  Produktion  xl  Konsumtion  mit  dem  seinen  deckt,  auch  auf 
die!5Ps.  y)  Daher  seine  gewiss  vielfach  anregende,  ff)rderndc 
Wirkung:  auf  den  Fortschritt  der  Produktion  und  ihrer  Technik, 
auf  die  Steigerung,  Verfeinerung  der  Bedürfnisse  der  Konsumenten, 
seine  „vorwlbrtsti^ibende^*  Kraft,  seine  „kulturfördernde^'  Wirkung, 
aber  auch  —  seine  zersetzende^  Ruhelosigkeit  verbreitende, 
„revolutionierende"  Einwirkung  auf  freorebenc  Verhältnisse  der 
Produktion,  auf  Sitten  u.  Gewohnheiten  bei  der  Bedürinisbefriedigun^ 
der  Konsumenten,  d)  Damit  treten  wieder  Folgen  ein,  welche  weit 
über  das  wirtschaftliche,  vollends  bloss  materiell- wirtschaftliche 
Gebiet  auf  das  psycliisclie,  ethische,  soziale,  polifi^rlio  Leben  der 
Völker  liinübcrgrcifen,  jrute  und  —  üble  Folgen,  auch  für  den 
ganzen  „Voiksgeist  *,  der  beweglicher,  energischer,  aktiver,  aber 
auch  ruheloser,  unzufiriedener,  rficksichtsloser.  inrd,  wo  die  Volks- 
psyche  zur  B^ndlerpsyche  wird,  alle  Welt  sich  an  Spekulation 
auf  „Preisdifferenzen''  beteilijrt  alle  Werte  mobilisiert,  alle  (rüter, 
auch  (rrundstücke  u,  Häuser,  ländliche  Anwesen  und  st/idtischer 
Grundbesitz,  zum  Handelsobjekt  werden,  der  „Tanz  um  das  goldene 
Kalb"  ein  allgemeiner,  das  „non  olet"  der  JSrwerbsart,  das 
„Mehr,  Mehr**,  „Geld  um  jeden  Preis**  u.  „in  jeder  Höhe"  die 
Parole  wird  u.  mit  hohen  ethischen  u.  sozialen  Werten  auch 
grosse  ästlietische  Werte  des  Wirtschafts-  u.  Gesellschafts-  und 
ganzen  Volksiebens  verloren  gehen:  „was  hülte  es  dem  Menschen, 
so  er  die  ganze  Welt  gewönne  und  nähme  doeh  Schaden  an 
seiner  Seele"  —  ein  bekanntes  Bibelwort,  aber  auch  ein  tiefes 
ethisches  Wort  —  dio  Kelirseite  der  Glanzseite  auch  unserer 
modernsten  volkswirtschattlichen  Entwicklung,  auch  der  „vom 
Agrar-  zum  ladustriestaate'',  wo  der  Handel  die  führende  Stellung 
grösstenteils  errungen  hat  und  immer  mehr  eiringt  (s.  o.  8.  47  £P., 

94,  95)  .    (Statist.  Daten  s.  o.  S.  187,  203). 

C,  I.  Eine  ausgeführte  T.ehre  vom  Umlauf,  ins- 
besondere   dem    in    der   privatwirtsch.    Organisation    bei  freier 
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Konkurrenz,  imifiwst  vier  Hauptteile,  a)  einen  mehr  tfaeoretiBeben, 

die  Lehre  vom  „Preis  in  Tausch'*,  in  der  Geld-  iL  Kredit- 
wirtschaft Tom  „Preis  in  Kauf  und  Verkauf",  die  eigentliche 
Grundlehre,  auch  für  wichtip-e  Punkte  in  der  Lehre  von  der 
„Verteilung"  im  freien  Verkehr  j  dann  b)  drei  zugleich  praktische, 
in  ihrer  näheren  AnsfOhnrng  besser  in  die  «tSpeasielle  und  praktische 
Bozialükoiiomie"  (o.  S.  27)  za  verlegende  Lehren,  nämlich  a)  die 
Lehre  vom  Verkehrswesen  n.  der  Verkehrspolitik  i.  e.  S. 
oder  vom  Kouiuiuuikations-  u.  Transportwesen  u.  dessen 
VolkswirUichaftspolitik,  (i)  die  Lehre  voni  Gelde,  insbes.  auch 
Währung«-  n.  Mfinslehre  n.  -politik,  y)  die  Lehre  vom  Kredit, 
insbes:  anch  von  dessen  bankmässiger  Organisation  (Bank- 
wepcTi  u.  Bankpolitik).  Diesen  Lehren,  namentlich  der  dritten  und 
vierten  ((Jeld  u.  Kredit^  ist  in  diesem  Grundriss  das  dritte  Kapitel 
unteu  gewidiuet,  wo  einieiiungHweise  angegeben  wird,  wie  und  wie 
weit  sie  hier  überhaupt  einbe»Dgen  woden.' 

2.  a)  Die  Lehre  vom  Umlauf,  speziell  die  Preislehre, 
steht  in  naher  Verbindung  und  Wechselbeziehung  mit  der  Lehre 
von  der  Verteilung,  insbes.  der  rerkelirsnuissigen,  wie  aucli  nn 
Wirtbchaftsleben  selbst  Treis  und  Verteilung  der  Produktiouöerträge 
oder  Einkommenbildung  in  solcher  Weeiiselbesiehnng  stehen, 
b)  Das  bedingtauch  für  die  wissenschaftliche,  theoretische  Behandfainge- 
weise  Schwierigkeiten,  indem  in  beiden  Lehren  nmuclirrlei  gegcn- 
^f  itiL";«'  Hf/iiL^nahnien  unvermeidlich  sind,  Wit'derhril midien  einzelner 
Punkte  daher  aucli  nicht  ganz  ausbleiben  kuimeu  u.  Kinzeluea,  das 
erst  später  behandelt  wird,  mitunter  schon  früher  als  erledigt, 
mindestens  als  zunächst  zug^eben  vorausgesetzt  werdfm  muss.  Das  ist 
indessen  nicht  zu  anrlern  und  bei  keiner  Beliandlnnprsweisc,  auch  bei 
keiner  einmal  £z:ewählten  Reihenfolge  in  Icr  F^eliandlung  der  Geiren- 
btaude  zu  vermeiden,  c)  In  der  Ivciiieuiuige  kann  man  die  Lehre 
vom  Preise  vorangehen,  die  von  der  Verteilung  ihr  folgen  lassen 
oder  umgekehrt  verfahren,  beides  lässt  sicli  begründen,  keines  als 
fehlerhaft  bezeichnen,  beides  hat,  wie  gewöhnlich  in  solchen  Fällen, 
Vorzüge  u.  Nac)itcile.  d)  Hier  wird  die  Lehre  vf)ni  Preise  vor- 
angestellt, weil  sie  doch  die  eigentliche  Gruudiehrc  lür  die 
Vorgänge  im  freien  Verkehr  ist  und  es  sich  in  der  Verteilungsichre 
(oder  „Einkommenlehre**  vom  Verteilungsstandpunkt  aus  betrachtet) 
gerade  bei  Zngrundele^ng  der  Veiliältnisse  des  freien  Verkehrs 
vielfach  um  die  Anwendung  der  Theorie  des  VertraL^spreises  und 
der  Kostentheorie  auf  Vorgänge  im  Verteilungsprozess  (Lohn-,  Zins-, 
ProfitgeAtaltnng)  handelt,  wenngleich,  zugestandenermassen,  auch  in 
das  Preisproblem  überall  wieder  das  Verteilnngsproblem  in  einsebten 
Punkten  hineinragt 

I.  Preis  (Tlieorie). 

Literatur.  1.  Die  allgemeine  Literatur  über  "Wert,  bes.  Tauschwert. 
S.  diese  oben  bei  §  8^  2.  Dauernd  grundlegend  Ricardo,  princ,  be* 
sonders  Kap.  1,  2,  4,  auch  3  und  6,  90  (Froduktionskostenlehre)  und 
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y.  HermanB,  Untersuch.,  Abh.  6.  Gute  Zueammenfassuiiff  durch  Kill, 

prine,  Buch  H,  Kap.  1  — G.  Jetzt  Marshall,  Band  1,  S.  aazu  bes.  über 
Ricardo  die  Darstellung  u.  Kritik  v.  Di  eh  J,  in  seinen  „Erläuterungen" 
1,  Kap.  1  u.  Cassel,  J?rod.-Ko8tentheorie  JRicardo's  in  Tüb.  Ztschr.  f. 
Staatswiss.  B.  57,  1901,  S. 68;  ferner  Oldenberg,  zur  Preistheorie  in 
Festgaben  für  A.  Wagner,  1905,  S.  267 ff.  u.  Kafinoff,  Ricardo  u.  die 
Grenzwerttheorio  (Beil.  Diss.  1906).  3.  Aus  der  Sozialist.  Lit.  wieder 
namentlich  Rodbertus'  u.  Marx'  Hauptschriften.  4.  Aus  dor  neueren 
deutschen  Literatur  bes.  Fr.  J.  Neumann,  in  der  Tüb.  Zeitschr.  für 
Staatswiss.  B.  37  (1880)  u.  in  der  Abh.  im  Schönbergschen  Handb.  B.  l 
(daselbst  auch  weitere  Lit.).  5.  Die  ArbMten  der  Oes^rreicher  M  e  n  g  e  r , 
Sax,  V.  Bölim-Bawerk,  \.  Wieser  über  Wert.  Zuckerkandl, 
Theorie  des  Preises,  ISSO,  auch  1.  Dogmen^eschichte,  ders.  Art.  Preis 
im  H.-W.-B.  d.  St.,  VI.  Ausspitz  und  Lieben,  Untersuch,  üb.  die 
Theorie  des  Preises,  1888.  G.  Die  Erörterungen  zwischen  H.  Dietzel 
und  den  Oesterreichern  in  Conrads  Jahrbücljem  1891/92.  S.  auch 
Dietzels  Soz.-Oekonomik  I,  S.  203£f.  Gossen,  Gesetze  de&  mcnschl. 
Verkehrs.  2.  Aufl.  1889.  Walras,  Theorie  der  Preisbestimmung,  deutsch 
ISSl.  7.  Die  folgende  Theorie  namentlich  für  die  Grosspreise  ini 
freien  Verkehr.  8.  üeber  die  Kleinpreise  (Detailpreise)  s.  d.  Schriften 
d.  Vereins  für  Sozialpolitik,  Arbeiten  u.  Verhandlungen,  B.  36,  37,  38. 
Weitere  Lit.  bei  Zuckerkandl,  H.-W.-B.  d.  St.  VI.  8.  Ueber  Preis- 
geschichte und  Preisstatistik,  Methoden  der  Berechnung  des  Preis- 
niveaus eb.  Zuckerkandl  u.  Lexis  VI,  mit  Literaturangaben. 
Tooke.  bist,  of  prices,  deutsch  von  As  her.  Näheres  in  wirtschafta- 
geschicntlichen  und  den  volkswirtschaftspoHtischcn  Scliriften  u.  Vor- 
lesungen, bes.  über  Agrarpohtik  ^Getreidepreise  usw.j  und  über  Geld- 
wesen (Bewegung  des  Geldwerts).  Preisstatistische  Untersuchungen 
(Sötbeer,  Laspeyeres),  Schwierigkeiten.  Amtliche  und  private 
Arbeiten.  Handelsstatistische  Werte.  Mein  Aufs,  eine  Auigaoe  der 
Statist,  d.  Preise.  Bull.  Internat,  de  stat.  1887. 

§  49.  —  L  Einleitung.  A.  Terminologisches  (s.  §  9). 
1.  Begriffe,  a)  Allgemeinster  BegriflP  des  Preises  G^im 
Tausche"):  die  Menge  eines  bestimmten  anderen  (wirtschaftlichen) 
Guts  bestiminter  <,Jualit&t,  gegen  welche  ein  Gut  bestimmter  Art, 
Qualität  u.  Men";-»'  \rirklieh  ansgotauseht  wird,  a)  Uer  Grcldpreis 
ibt  niciit  der  Preiü  au  sich,  sondern  nur  der  Preis  in  der  Geld- 
wirtsehaffc,  wo  auf  der  einen  Seite  an  Stelle  des  konkreten  Quts 
(3eld  in  seiner  Tauschmittelfttnktion  (oder,  in  der  Kreditwirtsch.  In 
deren  Ersatzmitteln)  tritt,  ff)  Das  wirtschaftliche  Preisproblem  be- 
trifft daher  den  ,, Preis  im  Tausch*'  und  ist  das  allgemeinere,  von 
welchem  der  Geldpreis  nur  ein  Spezialfall  ist.  b)  Spezielle  Preis- 
begriffe: a)  Vertragspreis,  wo  der  Tauschakt,  bezw.  Verkauf- 
und  Kaafakt  durch  den  bezüglichen  Vertrag  der  Tauschenden, 
bezw.  der  Verkäufer  u.  Käufer  allein  bestimmt  wird,  sowohl  betreffs 
der  Vornahme  des  Akts,  als  der  Bedingungen  dabei,  insbesondere 
auch  der  Höhe  des  Preises,  ß)  Marktpreis  ist  dieser  Vertrags- 
preis, wie  er  sich  unter  der  Konkurrenz  einer  Anzahl  von 
Tauschenden  im  freien  Verkehr  für  die  Bedingungen  des  Tauscha 
u.  wieder  namentlich  für  des.sen  Höhe,  daher  besonders  als  Geld- 
preis,   ergibt      y)    Kostenpreis    —    unpassend    auch  wohl 
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«»natttrlicher**  oder  ),Botwen(liger'*  "Preis  genannt,  Be- 
zeichnungen, welche  auf  dne  petitio  priaeipii  der  Vertreter  der 

ProcIiiktionskosteTi  nis  rlrs  .  Ti.-itnrgRmass"  ii.  „notwomlig'"  immer  ent- 
scheidenden Bestimmgrundes  der  Preise  (Ricardo  u.  seine  Schüler) 
u.  mancher  Vertreter  der  Theorie  der  l'reieu  Konkurrenz  hinauf- 
kommen —  Kostenpreia  ist  der  Betrag  an  Kosten  (P^dnktions- 
kosten)  oder  des  Aufwands  an  "Wert  der  wirtscliaftlichea  Güter 
(einschliesslich  Nutzunpren,  Dienste),  welcher  erforderlich  ist,  um  ein 
Gut  technisch  gebrauchsfertig  und  an  dem  Ort,  wo  und  zu  der  Zeit, 
zu  welcher  es  gebraucht  wird,  dem  Käufer  zur  Verfügung  zu 
stellen.  Bei  diesem  Eostenpreis  lassen  neh  wieder  unterscheiden 
aa)  derjenige,  welcher  den  in  bestimmten  Zeiten  geltenden 
„gesellschaftlichen'*  Kosten  entspriclit,  d.  h.  denen,  welche 
dem  jeweiligen  Stand  der  Technik,  Oekououiik,  Betriebsorganisation 
n.  Arbeitsintensität  gemäss  ansnsetzen  sind  (Marx,  s.  o.  S,  39)  und 
bb)  derjenige,  welcher  den  individuellen  Kosten  im  konueten 
Fall  entspricht,  d)  Taxpreis  ist  der  in  seiner  Höhe  (u.  eventuell 
auch  in  Bezug  auf  sonsti;i;e  ]3edingungen  des  Tauschakts  oder  Ver- 
kauf- u.  Kaufakts)  autoritativ  bestimmte  Preis,  welcher  von 
inassgebenden,  mit  der  Macht,  ihre  Bestimmung  eyentaell  zwangs- 
wOise  durchzusetzen,  rechtlich  ausL:i>t;itteten  Autoritäten  festgestellt 
wird,  wobei  also  mir  die  Vornahme  des  Tauschakts  selbst  vertrag 
mäösig  stattfindet  (S.  34). 

B.  Preistheorie  bedeutet  die  Ermittlung  der  Bedingungen, 
unter  denen  die  Preisbildung  erf  ol^'t,  und  der  Ursachen,  von  denen 
diese  Preisbildung  im  Tausch,  im  allgemeinen  und  hei  den  vorher 
unterschiedenen  Arten  des  Preises  bestimmt  wird.  1.  Die  Vorans- 
setzunfrcn  für  die  Ermittlung  u.  Aufstellung  der  Preistheorie  sind 
im  allgeuieineu  u.  speziell  für  die  Theorie  des  Vertrags-,  des  Markt- 
und  Kostenpreises  diejenigen  der  Anwendung  des  deduktiven 
methodischen  Verfahrens  (§  4),  daher  namentlich  a)  psychische, 
des  «j^'ewollteTi  n.  tatsächlich  erfolgenden  Verü'agscliliesscns  unter 
der  Wirksamkeit  des  ersten  egoistischen  Leitmotivs  (§  2)  auf  Seiten 
beider  Tauschparteien  (Verkaufers  u.  Käufers),  unter  Ausschaltung 
(beiw.  modifiziert,  unter  Zurücktreten  der  anderen  Motive), 
femer  b)  unter  Annahme  des  richtigen  n.  })eiderseiti^z:  gleich- 
massigen  Verständnisses  des  eigenen  Vorteils  beim  Tausch  auf 
beiden  Seiten ^  weiter  c)  unter  Annahme  ebenbüiüger  sozialer  und 
wirtschaftUchw  Macht,  ihren  Willen  durchzusetzen  bei  beiden 
Tauachenden  (Verkäufer  n.  Käufer);  endlich  d)  die  rechtlichen 
Voraussetzunp^en  der  freien  Privateigentumsorrlnung  und  des  Systems 
der  freien  Konkurrenz  n  '\'onen  Vertragsireiiieit,  insbes.  betretl's  des 
Inhalts  des  Tausch-  (Verkauf-  u.  Kauf-)  Vertrags.  Die  unter  diesen 
Voraussetzungen  aufgestellteTheorie  kann  „reine**  oder  „abstrakte** 
Preistlieorie  genannt  werden.  Sie  gehört  vornehmlich  hierher  in 
die  allgera.  ii.  theor,  Nat.-Oekon.  2.  Um  jedoch  muh  in  der 
Preistheorie  den  Verhältnissen  der  Wirklichkeit,  dalier  bei  der  je- 
weiligen faktischen  Preisbildung,  sich  anzupassen,  sind  diese  unter 
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J  genannten  Voraussetzungen  zu  modifizieren,  namentlich  betreffs 
der  Tier  unter  1  a,  b,     d  erwähnten  Ptnkte,  daher  nnter  Berück» 

sichtigimg  von  Abweichnnsen  in  der  psych.  Motivation  von  der 
dort  vorfins;2:e8etzten,  im  Verständnis  des  eigenen  Urteils  (bes. 
verschiedenes  Mass  auf  beiden  Seiten),  in  der  sozialökonom.  Macht- 
stellung u.  in  der  Bechtsordnung  betretl's  des  Verfolgendürt'ens  des 
eigenen  Vorteils.  So  ergibt  sich  eine  ,»konkrete**  oder  „an^ 
gewandte"  Preistheorie,  welehe  im  Folgenden  neben  der  „reinen" 
mit  berührt,  d  u  li  hier  nicht  eingehender  dar^^idef^t  wird.  3.  Für 
die  Theorie  der  Taxpreise  sind  ebenfalls  solclic  Modifikationen  der 
Voraussetzungen  der  Aufstellung  der  allgemeinen  Preistheorie  vor- 
zunehmen, beB.  betreib  dorBechtBordnung,  und  ist  die  Möglichkeit 
n.  die  Frage  der  Zweckmässigkeit  za  berücksichtigen,  bei  der  v 
Normierung  der  Preise  in  Taxform  von  der  Ivegelung  nach  den 
Kosten  mehr  oder  wenij^er  abznsehen  (System  von  ,, Sozialtaxen"). 
Darüber  Einiges  in  §  56.  4.  Die  reine  Theorie  des  Vertra^'s-  und 
Marktpreises  gilt  für  die  Praxis  a)  namentlich  nnr  in  Bezug  aof 
Bildang  der  Gross nreise  (die  unter  Händlern,  Produzenten  ver- 
tragsmässig  zu  Stanue  kommenden),  auch  da  zwar  nicht  absolut; 
aber  doch  mit  weiter  Annäherung  an  die  wirklichen  Preiserscheinnngen, 
um  so  mehr,  je  mehr  die  Voraussetzungen  der  I'reisbildung  in  der 
Wirklichkeift  denen  der  reinenPreistheorie  entsprechen, also;  dassbeide 
Tansc^parteien  ihren  höchstmöglichen  Vorteil  verfolgen  wollen,  nach 
ihrem  wissen  n.  Verstehen  u.sozialök.  Macht  dies  können  u.  es  rechtlich 
dürfen,  b)  Pür  die  Kleinprcise  („Detailpreise"),  d.  h.'  fiir  die  im 
„Privat-  u,  Konsumenten-Publikum''  in  dessen  Verkehr  mit  den 
HKndlern  n.  Produzenten  n.  eventuell  auch  für  die  im  Publikum 
unter  elnand^  vorkommenden  Preisbildungen  gilt  die  reine 
Preistheorie  nur  etwa  im  p^rossen  n.  ^nzen,  aber  niclif  L-enan,  v'f  •! 
die  Voraussetzungen  dieser  Theorie  hier  nur  mit  erheblichen  Ab- 
schwächungen  bestehen,  c)  Schon  tür  die  Grosspreise,  in  vielfach 
gesteigertem  Masse  aber  för  die  Kleinpreise  ist  daher  auch  eine 
konkrete  Pirmstheorie  ein  Erfordernis,  d)  Zu  deren  Gewinnung 
muss  neben  u.  nach  odfr  auch  von  vornherein  anstatt  des  in  der 
angedeuteten  Weise  nioditizierten  deduktiven  Verfahrens  <las  induktive 
mit  zur  Anwendung  kommen,  daher  namentlich  die  ürmittiung  der 
-Preise  in  der  Wirklichkeit  (Preisgeschichte,  Fteisstatistik,  Rechnungs- 
bächer  von  Produzenten,  Verkäufern,  Käufern),  a)  Neben  u.  nach 
dem  deduktiven  dient  das  induktive  Verfahren  hier,  wie  immer  in 
der  Nat.-Oek.,  als  Probe  der  Richtigkeit  der  Ergebnisse  der  ersten, 
als  Mittel  zur  Messung  des  Grads  der  Uebereiustimniung  und  Ab- 
w^chung  zwischen  den  Ergebnissen  der  deduktiven  Theorie  u.  der 
beobachteten  Wirklichkeit,  ß)  Tritt  das  induktiv(>  ganz  an  die 
Stelle  des  deduktiven  Verfahrcnp,  so  ist  dann  die  weitere  Aufgabe, 
die  ermittelten  tatsächlichen  Preiserscheinuiigeii.  einzeln  n.  gruppen- 
weise, aul  ihre  Bedingungen  u.  Ursachen  zurück/aituliren,  also  diese 
zn  ermitteln,  wo  dann  zur  Prttiung  n.  Erklftrung  wieder  das  de^ 
duktive  Ver&hren  mit  anzuwenden  ist      Das  Preisproblem  ist  dem- 
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nach  auch  ein  Hanptgebiet  Tolkswirtschaftlioher  Enehdanragen  fUr 

die  niethodisclic  Anwendung  der  beiden  Forschungsarten.  Hier  in 
der  allg.  ii.  theor  Xnt.  Oek.  wird  sich  wie  auf  die  reine  Preistheorie 
so  auf  die  Ainvomluiifr  dos  dcdtiktiven  Verfahren«!  im  wesentlichen 
beschränkt,  liir  die  Anwendung  des  induktiven  Veilaiireuä  u.  für 
Hitteilung  von  Daten  der  Geschichte  u.  Statistik  der  Preise  auf  die 
spes.  n.  prakt.  Nat^Oek.  verwiesen, 

C-  Ablnitunf^  u.  Formulierung  der  Aufgabe  d  r  Preis- 
theorie. 1.  Ausgehen  von  den  verschiedenen  Möglichkeiten  der 
•VerÄnderung  des  Preises  einer  Ware  (Guts)  u.  2.  Beschränkung 
der  Aufgabe  der  Preistheoric  auf  die  Untersuchung  einer  dieser 
Möglichkeiten,  Zu  1:  Der  Preis  eines  Gut«  kann  sich  in  vier- 
facher Weise,  bezw,  je  in  doppelter  Richtung,  nämlich  nach  oben 
(Steigen)  u.  nach  unten  (Fallen),  in  achtfacher  Weise  verändern. 
Veründerangen  könnpn  nfimlich  im  Preise  des  Guts  a)  infolge  von 
Votgfingen  (Verhältnissen),  welche  sie  selbst  betreffen  oder  b)  in- 
folge von  snlclien,  welche  das  Preisgut  (Zahlmitte),  Geld)  betreffen, 
ferner  c)  wieder  in  beiden  Fällen  zweifach  eintreten,  nämlich  «)  in- 
folge innerer  qualitativer  Veränderung  (Verbesserung,  Ver- 
schlechterung) der  Sabstanz,  der  Qualität,  davon  abhängig  der 
Brauchbarkeit,  des  Gebranchswerts  des  Guts  wie  des  Zahlmittels 
nnd  infolge  von  Veränderungen  der  Verhältnisse  bei  Gut  u, 
Zaiihnittel,  welclie  an)  die  Mengen,  den  Vorrat,  die  Bedinfrnngen, 
der  ei-bten  Bescliaftiing,  Kcubcschaffung,  Krgänzung  dieser  Mengen 
u.  Yorrfite  betreffen,  daher  die  Produktions-Kosten-  und  Angebots- 
verhältnisse  des  Guts,  die  momentanen  und  die  domnfichstigen  u.  in 
weiterer,  noch  in  Betiaelit  kommender  Zukunft  zu  envartenden; 
und  welche  bb)  die  Bedaris-,  daher  die  Nachfrageverhältnisse,  die 
Bedingungen  der  Bedarfsdeckung  in  Bezug  auf  das  Gut,  \\dederura 
die  momentanen,  demnKchstigen  und  die  noch  in  Betracht  su 
ziehenden  zukünftigen  betreffen.  Zu  2:  Für  die  Preistheorie  wird 
ausgegangen  a)  von  der  Annahme  einer  Stabilität  dieser  Momente, 
also  dieser  Verändorungsmöglichkeitcn  des  Preises  eines  Guts,  beim 
Preisgut  (Zahlmittel,  Geld),  in  welchem  der  Preis  des  Gutes 
ausgedrückt  (u.  demnach  gemessen)  wird;  b)  auch,  wenigstens  als 
l\egcl,  wird  auch  bei  dem  Gute  die  Stabilität  seiner 
Qualität  angenommen  (vorbelialtlicli  gelegentlicher  Berück- 
sichtigung der  Veränderung  dieser  Qualität  und  des  EinliusseF  da- 
von auf  den  Preis  des  Guts),  c)  Daher  wird  die  Aufgabe 
der  Preistheorie  auf  die  Untersuchung  u.  Beantwortung  der  Frage 
besclnänkt:  wie  wirken  auf  G(^staltung  u.  Veränderung  des  Preises 
eines  Guts  (Ware)  bestimmter  (Qualität  u.  bestimmter  Menge  die 
Verhälinisse,  demnach  auch  die  Veränderungen  aut  Seiten  des 
vierten  Einflussmoments  ein,  abo  der  Menge,  des  Vorrats,  der  Be- 
schaffung u.  der  Bedingungen  dafür,  der  Produktion  (Kosten\  1 'S 
Angeliots  einer-  und  des  Bedarfs,  der  ihn  quantitativ  und  nach 
Intensität  des  Wirknnirsbedürfnisses  Lestimmenden  Umstände,  der 
Kachtrage  anderseits,    d)  Mit  der  Erledigung  dieser  Frage  ist  aber 
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avcbf  die  Aufgabe  der  ganzen  Preistheorie  erledig,   e)  Die  gleiehe 

Frage  u.  deren  Erledigung  liegt  nur  ebenso  fÖr  das  IVeisgut  (Zahl- 
mittel,  Geld)  vor,  sie  geht  hier  in  die  Frage  nach  den  Bestimm- 
grtinden  des  Geldwerts,  speziell  des  bisher  geschichtlich  wichtigsten, 
des  „Normalgelds",  des  edelmetallischen,  über  u.  ist  hier  eine  be- 
sonders schwierige  (u.  §  72).  In  der  folgenden  Preistheorie  wird 
sie,  bei  der  Annahme  der  Stabilität  des  Geldwerts,  znnücbst  also 
ausgeschieden. 

D.  Konkrete  Proisveränderungen,  insbes.  der  Geld- 
preise der  Güter  (Waren,  auch  Dienste).  1.  In  der  Wirkiiciikeit 
vollziehen  sich  be^nntlicb  £ast  beständige  Yerändem  ngen  der 
Preise,  speziellem  u.  allgem^nere,  schwächere  u.  stSxkere«  seltnere 
u.  häufigere,  in  kürzeren,  in  längeren  Zeiträumen,  vielfach  in 
ZupenMnenhang  mit  der  ganzen  geschichtlichen  Entwicklun«:  der 
Voikswirtschalt.  2.  Hier  liegt  für  die  Untersuchung  eine  andere 
Aufgabe  als  bei  der  Preistheorie  vor.    Hierüber  Folgendes: 

a)  Zunächst  ist  festzustellen,  welche  der  bei  Preisveränderungen 
möglicherweise  mitspielenden  Bedingungen  u.  Ursachen  fibcrhaupt  tat- 
sächlich mitgespielt  haben,  a)  Selbst  in  dem  relativ  einfacher  liegenden 
Fall  einer  erfolgten  Qualitfitsyertüidening  ist  die  Feststellimg  dieser 
speziellen  Bedingung  u.  Ursache  bei  vielen  Waren  niclit  immer  h'iclit 
u,  sicher,  ß)  Auch  ob  u.  welche  V^eränderungen  des  Preises  einer  Ware 
auf  Gründe  zurückzuführen  sind,  welche  allein  auf  Seite  der  Ware 
liegen,  ist  häufig  nicht  so  leicht  suAer  zu  ermitteln,  y)  Am  meisten 
Schwierigkeit  bieten  aber  di^  F'ille,  wo  die  GrHnde  der  Preisveränderung 
eventuell  auf  beiden  Seiten,  der  Waren  u.  des  Zahlmittels  (Gelds;  liegen, 
daher  festzustellen  ist,  ob  das  überhaupt  der  Fall  u.  in  welchem  Masss 
eine  Preisverflnclerunf^  auf  Einflüsse  zurückf^elit,  die  je  von  der  Ware 
u.^  vom  Gelde  ausgehen,  d)  Verwickelt  ist  das  Problem,  sowohl  wenn 
Einflüsse  von  beiden  Seiten  in  derselben  Richtung,  z.  B.  auf  Preis- 
steigen wegen  höheren  Warenwerts  u.  niedrigeren  Preisgut-,  daher  auch 
Geldwerts  einwirken,  als  auch  wenn  sie  sich  in  sich  kreuzender  Richtung, 
auf  Steigen  wegen  Verhältnissen  bei  der  Ware  u.  auf  Sinken  wegen 
Verhältnissen  beim  Preisgute  u.  Gelde  in  der  Preisstellung  u.  Preis- 
veränderung einer  Ware  geltend  machen,  t)  Namentlich  die  geschicht- 
liche Entwicklung  der  konkreten  tieldpreise  bietet  danach  hir  ihre 
kausale  Erklärung  gi-osse  Schwierigkeiten,  welche  sich  vuUig  be- 
friedigend überhaupt  nicht  lösen  lassen,  selbst  wenn  ein  grosses  u. 
sicheres  Tatsachenmaterial  (Preisstatistik)  vorliegt.  Nur  eine  mehr 
oder  weniger  grosse  Wahrscheinlichkeit  spricht  daiür,  dass  eine  einiger- 
massen  augemeine  (auch  örtlich)  gleichzeitige,  gleichartige  u.  gleich- 
grosse  oder  in  ihrem  verschiedenen  zeitlichen  u.  örtliclien  Verlauf  u.  in 
ihrem  verschiedenen  Grade  sich  sonst  erklären  lassende  Veränderung 
von  Preisen  zahlreicher  Warenkategorien,  z.  B.  ein  Steigen  der  Preise, 
auf  eine  Veränderung  des  Werts  (der  Kaufkraft)  des  Zahlmittels,  also 
eventuell  des  Geldwerts,  in  diesem  Beispiel  auf  ein  Sinken  dieses  Werts 
zur ückzul  (Ihren  ist  (so  in  der  Preisbewegung  des  l(i.  u.  17.  Jahrhunderts 
u.  auch  in  der  2.  Hälfte  des  19.  Jahrb.).  Dies  namentlich  dann,  wenn 
Abweichungen  in  dei-  Preisbewegung  bei  einzt  lncn  Waren  u.  verschiedene 
Bewegung  ganzer  Kategorien,  z.  S.  der  Agrar-  u.  Industrie produkte, 
sich  mit  eimger  Sicherheit  aui  spezielle  Ursachen  u.  Bedingungen  aui 
Seite  der  Waren,  etwa  auf  notorische  Veränderungen  der  Gewinnongs-, 
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HerstelluDgs-,  Herbeiführungskosien  zurückfahren  lassen.  AW  im 
Einzelnen  wird  die  kansale  Erklärung  immer  vielerlei  Lücken  bieten 
u.  Zweifel  belassen.  (Unsichere  Ergebnisse  für  die  verschiedensten 
GeBchichtsperioden  u.  Länder,  aneh  für  die  Periode  seit  der  Entde^^ning 
Amerikas  u.  der  Entwicklung  seiner  Edelmetallgewinnung  u.  -Ausfuhr 
nach  Europa,  ebenso  wieder  in  neuester  Zeit  seit  den  Goldfunden 
Kaliforniens  usw.,  in  der  neuen  Goldära  o.  in  der  daon  auch  eintretenden 
Aera  der  Silbeiplethora), 

§  50.  —  n.  Die  BeBtimm^rüude  der  Höhe  des  Ver- 
trags« U,  Marktpreises.  Hier  sind  zu  unterscheiden :  A.  die  je- 
weiligen, welche  im  einzelnen  Fall  diese  Höbe  bestimmen,  das 
sind  Nachfrage  u.  Angebot,  bzw.  deren  Verhältnis  zu  einander: 
„Gesetz  von  Angebot  u.  Nachfraed";  und  B.  filr  die  regel- 
mässig zum  Absatz  produzierten  Güter  (Waren)  die  nachhaltigen 
Bestimm  gründe,  welche  sleli  im  Konkurrenzsystem  auf  die  Dauer 
durchzusetzen  streben  und  auch  nielir  oder  weniger  tatsächlich 
durchsetzen,  das  aiud  die  Produktionskosten  (der  Postenpreis, 
8.  o.  S.ai7--218):  „Gesetz  der  Produktionskosten"  (f  51). 

Zn  A.  Gesetz  ^on  Angebot  u.  Nachfrage.  1.  For* 
mulierun^  dieses  (s.  bes.  J.  St.  Mill,  auch  Marshall  u.  zugleich 
V.  Hermann,  hier  mit  nach  diesen,  mit  Modifikationen):  a)  der 

Preis  stellt  sieh  jeweilig  auf  denjenigen  Punkt  (die  Höhe),  wo  die 
Interessen  der  beiden  Tauschenden  (Verkäuler  und  Käufer)  unter 
den  gegebenen  UmstSnden  —  d.  h.  unter  keinem  anderen  Zwang, 
als  demjenigen,  welcher  implicite  in  der  gegenseitigen  Anerkennung 
ihrer  ^^relbeit,  ihres  Eigentumsrechts  an  den  Tauschobjekten 
(Waren,  Geld)  u.  des  eigenen  freien  Entschiusbes  der  anderen 
Partei  liegt  —  nach  ihrem  eigenen  Urteil  und  Entschbiss  so  aar 
Ausgleichung  kommen,  dass  der  Tausch  (Verkauf  u.  Kauf)  zu 
dieser  Preishöhe  erfolgt;  b)  dieser  Punkt  ist  der,  wo  die  wirksame, 
d.  i.  zahlungswillige  und  -ftihige  Nachfrage  genügt,  um  die  reell 
angebotene,  d.h.  von  dem  Besitzer  ernstlich  zu  verkaufen  gesuchte 
Menge  des  Guts  zn  kaufen  und  so  dieses  Angebot  aufzunehmen 
(zu  „absorbieren'*). 

2.  Verschiedene  Kategorien  der  Nachfragenden  u. 
Anbieter,  a)  Auf  der  Nachfrageseite  Inssf  sich  nntersrhoiden 
a)  der  eigentliche  (private)  Konsument,  weit  In  r  von  ihm  bedorite, 
ihm  felilende  Genuss-  oder  Gebrauch snnttei  zur  persönlichen 
Bedürfiiisbe&ledigung  erwerben  will;  ß)  der  Produzent,  wdeber 
Kapitalgüter  (sachliche  Produktionsmittel)  für  seinen  Betrieb;  y)  der 
Händler,  welclicr  Handelsgüter  zu  kaufen  wünscht,  um  bei  deren 
Wiederverkauf  au  der  Preisdifferenz  zu  gewinnen.  Doch  bleiben 
in  diesen  3  Fällen  die  auf  der  Nacliirageseite  für  die  Preisbildung 
in  Betracht  kommenden  Momente,  aneh  die  mitspielenden  psycho» 
logisclien,  prinzipiell  die  gleichen,  b)  Auf  der  Angebotsseite  lässt 
sich  ebenso  untersclieiden  «)  der  Private,  d.  h.  der  Besitzer  von 
Gebrauchs-  u.  Mutzgüteru  für  eigenen  Bedarf,  welcher  gelegentlich 
davon  zu  verkaufen  wünscht;  ß)  der  Hersteller  der  Gütoru.  direkte 
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Verkäufer  dieser  und  y)  der  Händler,  welcher  erworbene  Handels- 
waren verkaufen  will.   Auch  in  diesen  FfiUen  sind  die  auf  der 

Angebotsseite  in  Betracht  kommenden  Momente  prinzipiell  die 
gleichen,  c)  Der  angedeutete  Zweck  indessen,  welchen  der  Nach- 
frager u.  Anbieter  je  nach  dieser  seiner  verschiedenen  ökonomischen 
Stellung  u.  Funktion  im  Tauschgeschäft  verfolgt,  übt  auf  die 
Preisbildung  spezidle  Einflflsse  mit  aus.  Diese  werden  im  Folgenden 
gelegentKeh  mit  bortteknehtigt,  vornehmUeh  wird  in  der  Erörterung 
hier  aber  ausgegangen  auf  der  Nachfrageseite  vom  Standpunkt  des 
eigentlichen  (privaten)  Konsumenten,  auf  der  Angebotsseite  von 
dem  des  Produzenten  u.  Händlers,  den  Verhältnissen  im  volks- 
wirtschaftlichen  Arbeitsteilungs«  u.  Tauscbsystem  entsprechend.  • 
3.  Analyse  der  Bestimmgründe.  Die  beiden  Seiten 
der  Nachfrage  u.  des  Angebots  sind  hier  getrennt  zu  betrachten, 
a)  Auf  der  Nachfrageseite  bestimmen  den  Preis:  a)  die  „ideelle^* 
NaehiVage,  insbesondere  derWunseh  des  Nachfragers  (Käufers),  das 
Gut  in  bestimmter  Menge  im  Tausch  (Einkauf )  zu  erwerben;  diese 
ideelle  Nachfi^agc  bestinnnt  ein  eventuelles  ,, ideelles"  Preis- 
maximum oder  einen  Notpreis  für  den  Nachfrager;  ß)  die 
„reelle"  Nachfrage,  insbesondere  die  Zahlungsfähigkeit  des  Nach- 
fragers an  sich  u.  m  Besug  auf  den  Erwerb  (Ankauf)  dieses  Guts 
in  bestimmter  Menge  u.  jetzt;  von  dieser  reellen  Nachfrage  hängt 
ein  eventuelles  „reelles"  Preisniaximum  oder  ein  reeller  Not- 
preis für  den  Nacidrager  ab;  die  Red  i  ngniige  u.  welche  die 
Angebotsscite  für  die  Bedarfsdeckung  bezüglich  der  bestimmten 
Menge  dieses  Ghits  bietet,  oder  die  „anderweiten  Anschaffungs- 
kosten" dieser  Menge  des  begehrten  Guts  (v.  Hermann);  diese 
bestimmen  für  den  Naclifrnger  den  Preis,  zu  welchem  er  das  Gut 
eventuell  auch  unterhalb  jenes  Maximums  erlangt.  Dafnr  ent- 
scheiden dann,  zwar  nicht  jeweilig  in  jedem  Einzelfall,  doch  auf 
die  Dauer  im  Konkurrenzsystem  die  (Re-)  Produktionskosten  des  Guts. 
So  erfolgt  hier  die  Anknüpfung  des  Produktionskostengesetzes  an 
das  Gesetz  von  Angebot  n.  Nachfrage,  b)  Auf  der  Angebots- 
seite bestimmen  den  Preis:  aj  das  „ideelle"  Angebot,  insbesondere 
der  Wunsch  des  Besitzers  des  Ghits,  dieses  im  Tausch  (Verkauf) 
in  bestimmter  Menge  abzusetzen;  nach  diesem  Angebot  richtet  sich 
ein  ..ideelles"  Preisminimura  für  den  Anbieter,  oder  sein 
Not]>reis;  ß)  das  „reelle"  Angebot,  insbes.  die  Notwendigkeit 
des  V  erkaufs  des  Guts  wegen  Verhältnissen  auf  dessen  Seite  u. 
der  Bedarf  des  Besitzers  n^h  anderen  GHitern,  bzw.  nach  Zahl* 
iiiitfeln  (Geld)  dafür,  die  ihm  der  Empfang  des  Gegenwerts  des  im 
Tausch  fortgegebenen  (!nts  verscliatVt.  im  Tausch  selbst,  oder  zu 
verschaffen  ermöglicht,  im  Weitertausch  des  empfangnen  Guts  hzw. 
bei  Geldemptang  in  dessen  Benutzung  zu  ^\j[ikäufen  der  bedurften 
Guter;  dies  reSle  Angebot  bestimmt  ein  eventuelles,  „reelles" 
Preisminimum  oder  den  Notpreis  (Schleuderpreis)  fiir  den  An- 
bieter; y)  die  r»(*dingnngen.  welche  die  Nachfrageseite  für  den 
Absatz  des  Guts  in  bestimmter  Menge  bietet  oder  die  anderweiten 
A.  Wagner,  soz.-|{kon.  Grnndriss,  4.  Aufl.  15 
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Verkaufspreise**  deB  Guts  (v.  Hermann),  von  denen  es  abhSngt,  zu 
welchem  Pii'isc  oberhalb  jenes  Mininmins  d.T  Aiililctcr  nvontncll 
sein  Gut  \  «  rkanft.  Dafür  entsclu'iden  auch  liier  wit  d»  riiin  zw  ar 
nicht  jeweilig  iu  jedem  Einzelfall,  doch  auf  die  Dauer  im 
Koakuirenzsystem  die  (Ke-)  Prodakttonskosten  des  fortzugebenden 
Guts.  So  erfolgt  auch  auf  der  Seite  d<'s  Angebots  die  Verknüpfung 
des  PrriduktiouskostengesetzeB  mit  dem  Gesetz  von  Angebot  u. 
Kachtraiie. 

4.  jMitspielonde,  daher  in  der  Preistheorie  zu  be- 
achtende Momente  bei  der  Preisbildung,  a)  Auf  der 
Nachfrageseite  ist  mit  zu  berücksichtigen,  dass  a)  der  Nach- 
frager regelmassig  auch  noch  Bedarf  nach  amlren  Gütern  im  Ver- 
kehr hat,  als  nach  dem,  um  dessen  Preisbildung  es  sich  gerade 
liandelt.  Dalier  gehen  hier  in  der  Seele  des  Nachfragers  Ver- 
gleichungen  dieser  verschiedenen  Bedarfe  vor,  mithin  auch  (insbes. 
beim  eigentlichen  Konsumenten)  der  Bedeutung  der  vei-schiedenen 
Bedürfnisse  11.  ihrer  Befriedigung  für  ihn  imil  der  Gceijrnotheit 
der  Güter  zu  dieser  Befriedigung.  Datiir  ist  auf  die  Lehre  vom 
konkreten  Gebrauchswert  8)  u.  auf  die  fiGrenznutsentheorie"  mit 
liezug  /.u  nehmen  (gute,  leine  Gedankengänge  und  Ausführungen 
darüber  Ins.  in  den  Sciu'iften  der  ..osterr.*'  Theoretiker  dic^ser 
Richtung).  Ferner  ß)  kommt  mit  in  Betn<rlit.  dass  die  die 
ZahluDgstahigslähigkcit  des  Nachfragers  darstellenden  Ivauliailtel 
legelmlissig  auch  mit  für  die  Beschaffung  anderer  als  des  be- 
treffenden Guts  SU  dienen  haben,  wobei  es  sich  dann  wiederum  nm 
Vergleichnngen  wi(^  unter  nr  linndelt.  Zugleich  spielt  hier  die 
Grösse  der  /;ililiinfrsj;ilii;:keit  im  N'erhältnis  vji  den  \ erx-hiedenen 
damit  zu  deckenden  Bedarlen  uiit.  den  nach  «ler  bestiuiuueu  Menge 
des  betreffenden  Guts,  um  dessen  Preisbildung  es  sich  bandelt,  ein« 

feschlossen.  Auch  hier  erweist  sich  die  GrenzBUt'/i  ntlieorie  frucht- 
ar.  b)  Aueh  auf  <ler  A  n  ;2'e1)<)t  ssoite  ist  zu  bnrücksichtiiren 
a)  ob  u.  welclie  andere  Güter  der  Anbieier  eventuell  statt  otler 
neben  dem  Gut,  um  dessen  Fortgabe  im  Tausch  (N'erkauf)  es  ihm 
zu  tun  ist,  zum  Austausch  verwenden  könnte.  Auch  hier  gehen 
dann  wieder  Vergleicbuugen  der  EntbelulicLkeit  dieser  ver- 
schiedenen (Jüter  für  ihn  u.  der  Bediniruut  tMi  ili  rer  Wiederbeschaftung 
(Vorratsdeckung)  vor  sich  u.  Gesiciitsj,)uukte  der  Lehre  vom 
konkreten  Wert  u.  vom  Grenznotzen  lassen  sich  wiederum  ver« 
werten,  ß)  Femer  kommt  in  lietraclit,  dass  regelmässig  im  Arbeits- 
teÜtiui^^ssystcni  der  Anbieter  (Verkäufer)  auch  wic^der  Xaclifrager 
(Kiiuterj  ist,  er  daher  in  dieser  Eigenscliaft  gleichen  Erwägungen 
unterliegt,  wie  der  Nachfrager  nach  dem  betreffenden  Gute,  um 
dessen  Preisfeststellung  es  sich  handelt,  c)  So  fragt  sich,  ob 
eventuell  und  auf  w<dche  andre  Weise  als  durch  Fortgabe  der  be- 
treffenden oder  andrer  G fiter  ans  seinem  Besitz  der  Annieter  seinen 
Bedarf  an  Zaldtnitfelii  /.nv  lM\veil>un^-  auderweiter  mmi  ilun  b*-- 
durftcr,  nicht  besessener  «»der  zwar  besessener,  aber  nicht  lu  er- 
forderlidh^er  Menge  besessener  Güter  oder  sonst  zur  Erfüllung  von 
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ViTpflidituncrcn  flocken  oder  oli  n.  wiowcit  der  Anbieter  in  dieser 
Lluciiseiiatt  ixh  Naclitrager  iiacli  aiid«'!»!!  (liitern  u.  ohonso  der 
Nuclitraj^er  des  Guts,  dcsHCii  PreisbcbUnii^un^  zur  Erörterung  steht, 
seinen  Bedarf  eventuell  einschi^nken,  ganz  bei  Seite  stellen  oder 
wenigstens  nutW-iiieben  kann,  d)  Auch  hier  handelt  es  sich,  um 
psychiselie  Ym-i^finire  '»ei  beiden  Teilen,  um  Veri;leic]iun2ren  der 
Opfer  in  den  Empfindungen,  welche  in  solchen  A  ei  zii  litcii,  Kin- 
schriinkuimen,  Vei*schiebungen  von  Bedartsdeckungen  und  mithin 
von  Bedürfiaisbefnedignngen  liegen  oder  der  Opfer,  welche  eventuell 
hohe  Preise  für  den  Nachfrager,  niedrige  fiir  den  Anbieter  aueli 
deswegen  mit  sich  biingen.  weil  sie  in  beiden  Fällen  den  Erwerb 
andrer  Gütt  r  Jiindern.  zu  beschranken,  zu  verseinrb(  n  nötigen. 
Die  Beachtung  des  Mitspieleus  solcher  psychischen  Momente  in 
gleicher  Weise  auf  Nachfrage-  u.  Aiigehotsseite  filr  die  Probleme 
der  Preistheoric  ist  wichtig.  Auch  daf&r  bieten  die  Enhterimgen 
d(M'  Grenznut'/entlioorctiker  Beachtenswertes,  e)  Smvrir  Nachfrager 
(Kaufer)  aucli  Anltioter  (Verkauterj,  Anbieter  auch  Xachfrajer  ist 
—  das  normale  Verhältnis  im  regclmässigeu  Verkehr  —  gilt  also 
aucK  alles  vice  versa,  was  bei  der  Trennung  der  Erörterung  der 
beiden  Seiten  über  eine  jede  darzulegen  ist. 

5.  Erläuterungen  u.  Begründungen  der  (unter  No.  3 
formulierten)  BestimmgrUnde  des  jeweiligen  Preises,  a)  Xacli- 
frageseite.  «)  Die  ideelle"  Nachfrage,  d.  h,  die  unter  diesem 
Ausdruck  zusammengelassteu  Momente,  bildet  hier  den  Ausgangs- 
punkt, den  ersten  Anstoss  zur  Bestimmung  der  Höhe  des  Preises 
einer  bestimmten  Menge  des  nachgefragten  Guts:  der  Wunsch,  das 
Gut  in  dieser  Menge  im  Tauscli  zu  erwerben,  aa)  Vür  diesen 
Wunsch  sind  bestimmend  l  iiistände  auf  Seite  des  Guts.  bzw. 
des  Bedürtnisses,  dem  es  dient  u.  auf  ;5eite  der  Person  des 
Begehrers,  so  die  Lage  des  Naclifragers,  sein  Bedürfnis  in  Bezug 
auf  dies  Gut,  sein  Bedarf  danacli,  nach  Grösse,  also  nach  Menge 
des  Guts,  dabei  auch  das  Vorhandensein,  die  Gr«"sse  (»der  das 
Fehlen  eignen  Verrats  des  (Juts  die  Möglichkeit,  da>  (lut  selbst 
herzustelleu,  auch  zu.  erforderaeher  Zeit,  der  Grad  der  Dringlich- 
keit der  Bedarfsdeckung,  die  Au&chiebbarkeit  u.  Unaufschiebbark^t 
der  Bedürfnisbefriedigung  mit  dem  Gut  u.  danach  wieder  der 
Bedarfsdeckung,  die  gegenw  ärtigen  oder  zu  erwartenden  ungünstigen 
oder  günstigen  Bedingungen  der  Bedarfsdeckinig.  auch  die  ^Iöi:lich- 
keit,  r.eichtigkeit  u.  Schwierigkeit,  die  danxit  für  die  Bedürlhis- 
befriedigüug  verbundene  Benachteiligung,  statt  des  begehrten  Guts 
weniger  brauchbare,  wenn  auch  Avohlfeilere  Surrogate  dafür  zu 
benutzen,  hh)  Alles  dies  maeht  sich  bei  den  A-ersclii^'denen 
Katt^gorieu  dtT  Xacht'ramr,  privaten  Konsiiiii'-nlen.  weiter- 
verarbeitenden l'roduzenteu,  wiodci\ erkaufenden  iiaudleru  geltend, 

cc)  Bei  den  erstgenannten  ist  daher  namentlich  wichtig  die  Art 
des  n)it  dem  Gute  zu  behiedigenden  Bedürfnisses  (Klassifikationen 
der  Iledütlnisse  darnach,  der  Exigteii/bedürfnisse  1.  Grad.s,  wie  not- 
wendige materielle  im  Masse  des  notwendigen  Umfungs  der  Befriedigung, 

15* 
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2.  Grads,  dann  der  Entwickltings-,  Ealturbedflrbisse  usw.,  ebenso  danach 

Klassifikationen  der  Güter,  konkrete  Lage  des  Nachfragers  als  physisches 
Individuum),  ferner  auch  die  spocifisciie  Geeignetheit  des  Guts  zu 
der  mit  ihm  beabsichtigten  ßedilrfnisbefriediffunff.  Bes.  hier  dalier 
leicht  „Notpreise"  des  Känfers,  welche  für  den  A'^erkäufer  den  Charakter 
von  Monopolpreisen  annehmen,  im  Fall  wichtiger,  drinpflicher,  unauf- 
schiebbarer, nicht  oder  scliwierig  durch  andre  Lrsatzgüter  erlaugbarer, 
dedcungsschwieriger,  anch  nicht  durch  eigene  Produktion  des  Guts  er* 
reichbarer  Bedürfnisbefriedigungen  (Xaliiunt^smittcl-,  Ixvs.  Gctieidc-, 
Brotpreise  bei  iVlissernten,  bei  fehlender,  erschwerter  Zufuhr  u.  V^orrats- 
crnouerung). 

dd)  Die  ., ideelle"  Nachfrage  bestimmt  so  das  „ideelle** 
Maximum  der  l'rcisliölio,  d.  Ii.  den  liöclisten  Punkt  dr^s  Preises, 
zu  dem  sieh  der  Nachfrager  schliininsten falls  vereteheu  würde 
u.  müsöte,  um  das  Gut  zu  erwerben,  ee)  üb  er  aber  soweit 
gehen  kann,  hKngt  von  dem  zweiten  Bestimmangsmoment  auf  der 
Nachfrageseite,  der  „reellen",  d.  h.  zahlnngsfühigen  Nachfrage,  n. 
ob  er  tatsächHo]i  snv .oit  freben  muss  oder  zu  niedrigerem 
l'reise  u.  zu  welchrm  alsdaim  das  Gut  erlaug'eu  kann,  hängt  von 
dem  tlritten  Moment,  den  Bedingungen,  welclie  die  Angebotsseite 
Stellt,  den  „anderweiten  Anschaffongskosten"  ab. 

ß)  Die  „reelle"  Nachfrage,  d.  h.  eben  die  zahlungsföbige, 
bildet  das  erste  der  beiden  für  die  praktische  Erledigung  der 

Preisbestimmung^'  ontecbeidenden  M<)nient(\  an)  Es  ist  diejenige,  wo 
der  Wunsch,  tlas  Gut  in  bestimmter  .Menge  im  Tausch  zu  er- 
werben, sich  mit  der  wirt6ebafltlieh(>n  Macht,  den  Preis  dafür  su  be- 
sahlen,  deckt,  d.  h.  mit  der  Zahlungsfähigkeit  des  Nachfragers 
in  Bezug  auf  die  Erwerbung  der  Menge  dieses  Guts  n.  die  Zalduui^ 
seines  Preises.  Diese  Zablun«j'sfahi<rkoit  beruht  im  speziellen  l'ail 
auf  dem  Besitz  vertausch  barer  fverkändicher)  Güter,  welche  der 
Nachfrager  als  Gegenwert  für  aic  Erlangung  des  von  ihm  be- 
gtdirten  Guts  bieten  u.  loswerden  kann,  in  der  Geld  Wirtschaft  regel- 
mässig: auf  seinem  Geldbesitz  u.  dem  davon  für  diesen  Ankauf 
verfügbaren  Teil,  und  auf  seiner  Kredilverfiii^uui^  Iteim  Anbieter 
des  betreflf".  Guts  oder  bei  Dritten.  Der  Ursprung  dieser  Zahluugs- 
föbigkeit  liegt  im  Erwerb  des  Nachfragers,  daher  in  der  Grandlage 
dieses  Erwerbs,  in  des  Nachfragers  Arbeitsleistungen,  in  den 
Nutzungen  seiner  Eig^ojitumsfibjekte  im  Produktionsbetriebe  n.  der 
Verwertung  u.  Bezaldmig  dieser  Leistungen  und  Nutzungen, 
bb)  Bei  dieser  Zahlungslahi^keit  kommt  aber  nun  regelmässig  noch 
in  Betracht,  dass  sie  zugleicli  für  den  Eintausch  (Kauf)  anderer 
als  des  in  Rede  stehenden  Guts  die  Mittel  bieten  muss,  also  für 
den  Eintausch  dieses  Guts  nur  partiell  verfü<il»ar  ist.  In 
welchem  Masse,  das  hängt  wieder  von  der  Vergleicbung  der 
Bedürfnisse  ab,  denen  dieses  u.  die  anderen  Güter  zur  Befriedigung 
zu  dienen  haben,  cc)  Ferner  ist  hier  auch  die  Grösse  dieser 
Zahlungsfähigkeit  des  Nachfragenden,  daher  wesentlich  die 
seines  Einkommens  u.  Vermögens,  an  sich,  absolut,  u  relativ, 
im  Verhältnis  zu  den  zu  befriedigen.lcn  Bedürfnissen  von  Ein- 
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fluss.  Je  hoher  diese  Grösse  in  beiderlei  Hiitncht  ist,  eine  desto 

kleinere  Quote  der  danach  dem  Nachfrager  verfugbaren  Ankauf-  . 
mittel  bildet  der  Einzelpreis  einer  besfimmten  Einheitsmenge  eines 
Guts,  daher  aucli  des  in»  spez.  Fall  be^^ehrten,  desto  gerinprer  Avird 
demnach  auch  in  der  Emptindung  das  Opfer,  welches  ein  selbst 
hoher  Einzelpreis  dem  KSntet  auferlegt,  unter  Umstftnden  bis  nahe* 
7Ai  oder  seirot  völlig  gleich  Null,  Daraus  ergibt  sich,  dass  inr 
Nachfrager  verschiedener  Zahlungsfähigkeit  das  durch  die 
konkrete  Zahlungsfähigkeit  eines  jeden  bedingte  reelle  Preis- 
maximum eines  begehrten  fremden  Guts  wieder  ganz  ver- 
schieden ist.  Für  ^eden  ^bt  es  aber  eine  Preishöbe,  welche  fUr 
ihn  dies  „reelle**  !^roismaximnm  bildet,  seinen  reellen  Xot- 
preis,  zu  dem  er  sich  schlimmstenfalls  noch  verstehen  k(")nnte, 
wiirde  und  müsste,  wenn  er  das  Gut  durchaus  im  Tausch  erlangen 
(kaufen)  will  u.  es  nach  den  Verhältuisseu  des  Angebots  nicht 
darunter  erlangen  kann. 

Im  Einzelfall  und  in  der  Masse  d«r  regelmSSSig  vorkommenden 
Fülle  entscheidet  hier  beim  Privatkonsumenten  wieder  alles  das,  was 
oben  (S.  225)  bei  der  „ideellen"  N'achfi'age  angedeutet  wurde.  Xament- 
lich  unter  extremen  Verhältnissen,  eben  einer  wahren  ^otlage**  fttr 
den  Privatkonsumenlen  als  N;u  hfraf:!;>''r.  kommen  sol»  Iio  rreismaxima, 
oder  Notpreise  für  ihn,  praktisch  vor.  Aber  auch  für  den  Produzenten 
u.  Händler  als  Nachfrager  ergeben  sich  solche  wahren  Not  preise  bei 
dringend  zu  deckendem  Bedarf  von  Produktionsmitteln  zum  Betrieb, 
von  Handelsgütern  zum  Vertrieb,  zur  Lieferung,  zur  Erfüllunq-  von 
Verbindlichkeiten,  in  den  Geschäften  der  Waren-  u.  Fondsbörsen  (^Ter- 
xninhandel).  Ob,  wann,  wie  weit,  das  hängt  wieder  von  dem  dritten 
Bestimmgrund  der  Preise  auf  der  Nachfrageseite  ab,  also  von  den: 

;')  Bedingungen,  welche  die  Angebotsseite  für  die  He- 
darfsdeekung  bietet,  die  davon  abhfingicren  anderweiton.  eventuell 
unter  dem  genannten  Preismaxinuim  bleibenden  Anschartuiigskosten. 
Daftir  ist  massgebend  die  Konkurrenz  der  Anbieter  (der  ver- 
kanten wollenden  Besitzer)  des  Guts  um  Absatz  einer  bestimmten 
Menge.  Dadurch  werden  gegenüber  dem  Erwerbspreise,  welchen 
Ein  Anbieter  dem  N^Mclifrai^er  aln  erlani^t  u.  bis  zu  welcliem  dieser 
eventuell  liinautgeben  müsste  u.  würde,  die  wirklich  zu  zahlenden 
Preise  bestimmt,  bei  welchen  Nachfrage  u.  Augebot  zur  Ausgleichung 
konunen.  aa)  Im  einzelnen  Fall,  wo  es  sich  nur  um  die  Bedarfs- 
deckung Eines  Nachfragers  mit  dem  Gute  in  bestimmter  3Ienge 
handelt,  und  in  denjenigen  Fällen,  wie  im  Verkehr  mei^stens.  wo 
verschiedene  oft  zahireiclie  Nachfrager  sich  decken  wolhMi  und  sich 
daher  selbst  wieder  Konkurrenz  machen,  kommen  mithin  als  günstig 
für  die  Nachfrage-seite  n.  ungünstig  ftir  die  Angebotsseite,  dem- 
nach mit  der  Wirkung  auf  Ermässigung  des  Preises,  mehr  oder 
weniprer  unter  das  vulier  testgestellte  l*reisniaxiniuni.  leicht  abzu- 
leitende u.  aus  der  Erfalu'ung  zu  entnehmende  Umstände  in  Betracht: 
wie  kleine  Konkurrenz  auf  der  Nachfrageseite,  bei  den  Käufern, 
grosse  auf  der  Angebotsseite,  bei  den  Verkänfern,  so  z.  B.  rechtliche 
Schranken  fttr  diese  im  Absatz,  kurze  Dauer  der  Neuproduktion  u. 
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leichte  Zufuhr,  ]M8^ic]ikoit,  selbst  Leichtigkeit,  durch  Eigen- 
prodiiktiiiii  0 iits  «oinoTi  Hedarf  zu  flecken,  mögliche  Kcjirofluktioii 
des  begehiieii  (Juts,  nocli  rechtzeitig  für  die  Bedarfsdeckung,  zu 
niedrigeren  Kosten(l»ei  Fortschritten  derTechnik,  Betriebsorganisation;, 
schwere  Abfahr,  leiclite  Verderbbarkeit  der  Waren  (Wahrnehmungen 
mit  Preisen  auf  den  Viktualien-,  Obst-,  Fischmärkten),  schwer© 
Autlx-wahrbarkeit,  Al>liängigkeit  der  Xnchfniire  von  dnlireszoiteii-, 
„Saison'"-,  Modewechsel,  leichte  Aufschicbbarkeit  der  Bedürluiä- 
befriedigung  mit  dem  Gnte,  leicht«  tr.  ausreichende  u.  wohlfeile  Er- 
setzbarkeit dieser  Befriedigung  mit  der  durcli  Surrogate  u.  dgl.  m. 
1)1))  Die  umgekehrten  Umstände  sind  mithin  ungünstig  für  die 
Nai Idrageseite,  günstig  für  die  Angebotsseite,  ec)  Bei  Obwalten 
der  dargelegten  Umstände  wird  der  Preis  so  sich  lierabdrückeu, 
bls^  weit  unter  das  Maximuni,  hei  ihrer  Umkehrung  sich  empor- 
treiben lassen  bis  annähernd  an  ii,  ganz  auf  das  Maximum,  dd)  Da- 
her Bestrebungen  rere)  ib  r  Besitzer  u.  Aubicter,  einzeln  wie  im 
Verkehr,  eine  entsprechende  e i n  h c i  1 1  i  i  h  o  ^  elung  ili  s  A  n- 
gebots in  die  llände  zu  bekommen  (Warten  aus  dem  Markte 
halten,  Vorrfite  vermindern,  Verbindungen  der  Produzenten  u. 
Handler  über  Absatz  U.  Preise,  Organisationen  dazu,  Kartelle, 
Syndikate,  Fusionen  von  l'nternehmungen.  Gropsbctnclie,  Ver- 
einigungen von  bisher  selbständigen  Betrieben  in  Trusts  usw.),  um 
die  Nachfrager,  Abnehmer  in  die  Zwangslage  zu  versetzen,  vom 
Angebote  geforderte,  höhere  Preise,  selbst  bis  zvl  jenem  Maximum, 
zur  Bedarfsdeckung  zahlen  zu  müssen,  Notpreise  der  Nachfrage, 
die  hier  zu  (Privat)  Monopol jn-eisen  des  Angebots  werden; 
Übrigens  faktisch  keineswegs  immer  in  der  Höhe  des  Maximums 
oder  auch  nur  diesem  nahe,  weil  sich  dabei  die  Nachfrage,  mithin 
der  Absatz  zu  sehr,  auch  zum  Xachteil  der  Produktion,  des  An- 
gebots vermindern  und  trotz  hohen  Einzelpreises  ein  kleinerer 
Gesamtgewinn  leiclit  ergeben  könnte  u.  oft  tntsächlich  würde 
§  52).  ßß)  Analoge  Bestrebungen  machen  sich  auf  der  Xacii- 
rrageseite  geltend,  um  die  Kachfrage  einheitlieh  su  regeln  n.  so  der 
Angebotseite  gegenüber  sicii  zu  stärken,  auch  für  die  Abwehr  der 
Mas8re;^T>ln.  welche  von  dieser  Seite  ausgehen.  Dazu  dienen  nlclclic 
oder  älinlu  lie  IlilfsinittcK  <'l)euralls  Organisatiorien  der  Konsumenten, 
der  Abnehmer,  eventuell  eigene  Kiurichtung  von  Betrieben,  um  sich 
vom  fremden  Produsenten  u.  Händler  unabhängig  zu  machen, 
Gencisst  nscliaftsljildungen  hierfür,  Vereinigung  von  Betrieben  zu 
^nem  (»anzeu  (z.  15.  voti  Koh-  u,  Hilfsstoff-.  Hal!)fabrikat|n-oduktion 
mit  der  Verarbeituugsproduktion,  wie  bei  grossen  landwirtschattUchen 
Industrien,  bei  Verbindung  von  Kohlen-,  Erzbergbau  mit  Hütten, 
Halbzeug-  n.  GananMugbetrieben,  wie  in  der  Eisen-  n.  Stahl- 
fabrikation, bei  Walzwerken  statt  „reiner"  Walzwerke)  —  nebenbei 
bemerkt  aueb  a]l;4emein  prinzipiell  u.  praktisch  wichtige  Vorgange, 
weil  sie  auf  Wiedervereinigung  von  Kohstofl'gewinnung  u.  -Ver- 
arbeitung in  demselben  fietrieb,  in  der  einen  Unternehmung 
hinauskommen,  damit  eine  uralte  Organisationsform  (die  grosse 
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antike  Oekon.  n.  mittelalterliche  Grosswirtscbaft  der  Grund«  n. 

Gutslierrscliaft)  in  modernisierter  Art  wieder  anflehen  lassen  (s.  u,  §56). 
Aber  solclie  Orj^anisation  der  XaclifVageseite  hat  meist  viel  «grössere 
Schwierifj^keiten  als  die  (h'r  Anj^ebots-,  Pro(hizenteu-  u.  Hnndler- 
seite  (letztreulalls  wenigstens  bei  grossen  Massenartikeln  typischer, 
nicht  nach  Sorten  n.  Qualitäten  gar  zu  verschiedener  Art;,  weil 
Privatkon£umenten,  vollends  unter,  unseren  heutigen  sozialen,  . 
Klassen-,  Wohnunesveili.'iltiiisscn  sich  schwer  org:anisieren  lassen, 
Genossenschattshilduüjieu  auch  .schwierig:  n.  für  den  Zweck  nicht 
leistungstahig  genug  sind  (Konsumvereine).  Produzenten,  wie  die 
der  Verarbeittingsindustrieen,  haben  auch  oft  einen  nach  Sorten  u* 
Qualitäten  zu  verschiedenen,  nni  li  ]\r<'n^<'ti  xu  mannigfaltigen  u.  zu 
kleinen  Bedarf,  an  Kolistoften.  llalhlabiikaten,  um  ilire  Nachfrap-e 
befriedigend  organisieren  zu  können,  yy)  Daher  di'uht  leicht, 
gerade  auch  bei  „Gewerbefreilieit"  u.  Organisation«-  u.  Preis- 
verabredungsrecht der  Produzenten  u.  Händler,  eine  l*c hermacht 
der  A ngcbotssoite  über  die  Nachfrageseite  bei  der  Preisbildung 
u.  eine  Gestiltnng  tlirsor  in  der  Richtung  des  noch  im  Interesse 
des  Angebots  liegenden  Preismaximums,  der  Monopolpreise  auf  der 
Angebots«,  der  Notpreise  auf  der  Nachfrageseite.  Dafttr  liegen 
mancherlei  Beobachtungen  vor.  Die  Konkurrenz  unter  den  An- 
bietern u.  '/\\  ischrn  (lioscn  n.  deti  Xnclifrairern  hictt-t  keine  ge- 
nügende Abhilll'  (Preise  von  1 'etrolouiii.  Brennstotien,  Haupt- 
nahr uugsmitte  in,  Brur,  bes.  Fleisch,  Milcli,  Bier,  andere  Lebens- 
mittel des  Marktverkehrs,  Preise  bei  den  Verbrauchssteuern  u. 
Zöllen  unterliegenden  Artikeln  in  den  rebcrwälzungsvorgängen). 
Wolil  *'t\vas  mit  dalior  die  freilich  oft  ühcrtriclienen  u.  /n  ^^chr 
verallgeuicinerndcn  Klagen  über  „Verteuerung  dch  Lc  i)t  iis", 
3Iomcntc,  die  auch  bei  der  Frage  von  der  ,. Geld wertvermiuderung'* 
mitspielen,  indem  diese  öfters  mehr  nur  dne  Prdserhdhung  auf 
Seite  der  Waren  infolge  solcher  Umstände  ist. 

d)  Die  Rückwirkung  der  jeweiligen  u.  demnäclisti;^'^('n  Re- 
produktionskosten auf  die  Anschaft'ungskosten  das  Güls  tiir  den 
Käufer  wird  beim  Gesetz  der  Produktionskosten  (§  51;  mit 
behandelt. 

b)  Erläuterungen  u.  Begründungen  der  Vorgänge  auf  der 
Angehnts*;eite  bei  der  jeweiligen  Preisbildung,  u)  Ancli  hier 
bildet  das  „ideelle"  Angebot  den  Ausgangspunkt  u.  den  ersten 
Anstoss  zur  Befttimmung  der  Flreishöhe  einer  bestimmten  Menge 
des  angehotcni  u  f!uts:  der  Wunsch  des  Besitzers,  das  Gut  In  dieser 
Menge  im  Tauscli  abzusetzen,  et)  Für  diesen  Wunsch  sind  die 
gleichen  oder  analogen  llinsI/uuU'  bestimmend,  auf  der  Xach- 

frageselte  für  den  Erwerber  des  Guts  (oben  bei,  a,  a  :i.  22o\  Um- 
stände, welche  dann  wieder  teils  gtinstig,  teils  ungünstig  für  den 
Anbieter  (also  umgekehrt  für  den  Erwerber)  sind,  ß)  Es  wirken 
hier  bes.  aliernials  rmstände  ein,  welche  auf  Seite  des  Guts 
sellist,  seiner  physischen  \atur  u.  seiner  ^^tellun;.,'-  in  der  Uiiterwelt 
liegen.    So  ob  es  danach  überhaupt  u.  In  bestinunier  Zeit,  an  be- 
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stimmteiD  Ort  u.  mehr  oder  weniger  dringend  abgesetzt  werden 

rauss,  nach  seiner  leichten  Vcrderbbarkeit,  schweren  Aut'bewahrbar- 
keit,  RtlnvieriprcTi  Wegi'uhr,  nach  der  Abhängigkeit  der  Nachfrage, 
damit  der  von  dessen  Seite  ausgehenden  Einflüssen  auf  den  Preis, 
von  Konjunkturen,  Jahreszeiten,  Gebrauchs-  (Mode  )  Wechsel,  nach 
seiner  Ersetsbarkeit  dureh  Surrogate,  seiner  möglichen  Eigen* 
Produktion  dnrch  den  Nachfrager,  smner  wohlfeilen  Reproduktion 
aurch  andere  Prodtizenton.  ;  )  .Tc  mi^ünf^tip-or  diose  Unistände  für 
den  Besitzer  des  (juts  liei^en,  drsto  mehr  wird  er  ficnötij^t  sein,  es, 
bzw.  die  abzusetzende  Menge  zu  einem  Minimalpreise  (ideellem 
Minimum  oder  Notpreis  des  Verkäufers)  oder  zu  einem  diesem  sich 
nähernden  abzugeben,  bei  welchem  er  eben  noch  den  Absatz  des 
Guts  der  Fortdauer  seines  Besitzes  vorzieht,  also  (incli  noch  Vorteil 
dabei  tiiidet.  d)  Das  hängt  wieder  von  «h  n  beiden  anderen  Preis- 
bestimmungsmomeuten  ab:  vom  „reellen"  Angebot  u.  den  Absatz- 
bedingungen, welche  die  Nachfrageseite  stellt,  den  anderweiten 
Yei^au&preisen. 

ß)  Das  reelle  Angebot  des  Guts  in  bestimmter  Menge  wird 
wie  das  ideelle''  von  den  auf  der  Seite  des  Guts  liegenden 
Umständen.  vr»n  dem  Grade  der  dadureh  bedingten  Verkaufs-Not- 
wendigkeit, ausserdem  aber  auch  bestimmt  von  der  persönlichen 
u.  ökonomischen  Lage  des  Anbieters  in  Bezug  anf  seinen 
eignen  Bedarf  an  anderen  Gütern,  die  er  nicht  oder  nicht 
genügend  ('nach  Art.  Stenge)  besitzt,  noch  selbst  herstellen  kann, 
bzw.  an  Zahlmitteln  datiu  n.  für  die  ErtüUung  von  anderweiten 
Verbindlichkeiten.  Der  Piivatkonsunient  kommt  hier  wieder  tür 
seine  persönlichen  Bedfirfnisbefriedigungen,  z.  B.  bei-  Verkauf  von 
Xutzvermögensobjekten,  der  Produzent  für  die  Fortführung  seines 
Botriebs,  der  Händler  fiir  den  seiner  Geschäfte  in  Betracht.  Je 
driuLiliiher  dieser  liedarf  nach  fin'lern  Gütern  u.  Zahhnitteln  ist, 
daher  je  mehr  die  Umstände  so  lie<ien.  diesen  Bedarf  dringend  zu 
machen,  desto  ungünstiger  für  den  Verkäufer,  desto  mehr  wird  aus 
dem  ideellen*'  ein  ,«reelles*'  Preismioimum  oder  desto  mehr  nähert 
sich  der  Preis,  zu  welchem  verkauft  werden  niuss  u.  wird,  diesem 
A\  irkl!L'ii.  iiier  spielen  wieder  alle  die  Momente  beim  Anbieter  des 
Güls,  der  hier  eben  andererseits  Nachfrager  nach  anderen  Gütern 
oder  Zahlniitteln  ist,  mit,  günstige  n.  ungünstige,  welche  anf  der 
Nachfra;:eseite  oben  hervorgelio'  en  worden  sind. 

In  der  entwicUeltcn  Verkehrs  .  bes  Geld-  n.  Kreditwirtsrluift  üben 
hier  auf  der  Angebotsseite  auf  die  Preisbiidtuig  iu  der  Hiclitung  des 
reellen  Preisminimums  bes.   die  Verpflichtungen   aus  Kredit» 

feschäften  eint  n  starken  Einfluss  aus.  Schon  beim  Privat- 
onsumcuteii,  der  auf  Borg  gelebt  u.  nun  zahlen  u.  daiür  eventuell 
Objekte  seines  Xutzvermögens  U^sschlagen  muss,  yoUends  häufig  beim 
Grund-  u.  Hausbesitzer,  Produzeuten  u.  Händler,  der  verkaufen  muss,  um 
Schulden  zu  zahlen,  ^Vel•h.sel  cin/ulnsen  usw.,  daher  öfters  bes.  schlimme 
Lage  bei  gerichtlichen  Zwangs  Verkäufen,  im  Konkursverfahren,  in 
Handels-  u.  Kreditkrisen  bei  Besitzern  grosser,  auf  Kredit  gekaufter 
Warenlager,  im  Börsengeschäft,  bei  Massenverkäufen  zur  Abwicklung 
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von  Etiga^oments  (^„ülxekutionen").  Hier  werden  die  Preise  zu  wahren 
Not-  u.  Schleuderpreisen  des  Besitzers,  zu  einer  Art  Ausbeatungapreisen 

zu  Gunsten  des  Käufers. 

Ob  u.  wieweit  iuUessea  solches  reelle  Preisminimum  dem  Anbieter 
abgerungen  werden  kann  ii.  wird,  hängt  wieder  von  dem  dritten  Preis- 
bestimmungsmoment ab|  also  den: 

Bedingungen,  weicht'  d'w,  Nachf'rageseitc*  für  die  Absatz- 
crzicliuiL''  bietet:  die  andi-rweiten,  eventuell  über  dem  genannten 
Preisuiiiuiiiuui  bleibenden  Verkaufspreise  des  Guts.  Dafür  ist 
massgebend  die  Konkurrenss  der  Nachfrager  (Kfiufer)  um  Er- 
w^bang  des  Guts  im  Tausch  (Kauf).  Dadurch  werden  wieder 
gegenüber  dem  Krwerbsprcise.  den  Kin  Anbieter  im  für  ihn 
.«ehlimuisten  Falle  dem  Al)iiehiiier  ^cw ;ihren  ii.  bis  zn  dem  er 
hinabgehen  müsste  u.  würde,  die  wirklich  Mi  zahlenden  Preise  be- 
stimmt, bei  welchen  wieder  Angebot  u.  Nachfrage  zur  Ausgleichung 
kommen  (s.  o.  S.  227). 

Als  günstlix  und  niiffünsti^  ffii-  den  Anbi(^ter  or\veis(Mi  sich  daher 
wieder  die  mancherlei  oben  ijei  der  Erörterung  der  Frage  von  der 
Nachfrageseite  aus  angedeuteten  Unistande«  indem  eben  alles,  was  für 
dii-  Xiirlifrage  dabei  günstig,  für  das  Angebot  nnpciin'^tip-  ist  u.  um- 
gekehrt. Das  gilt  im  Einzrdfall  wie  in  den  zahlreichen  und  Massen- 
füJlen  des  Verkehis,  wo  die  Anbieter  selbst  wieder  unter  einander 
konkinrieren.  Dabei  können  Verhältnisse,  welche  sich  aus  Kredit- 
verpflichtungen erg«>bpn.  wieder  bes.  wichtig  werden.    Auf  di-r  An- 

febotsseite  treten  daher  auch  wieder  die  Bestreitungen  zur  (irganisation 
ervor,  um  unter  den  Anbietern  (Produzenten,  Händlem)  die  Eonkurrenz 
zu  mSssiam  oder  selbst  auszuscnliessen,  Absatzbedingungen,  welche  in 
der  Dichtung  des  Preisminimums  wirken,  zu  verbessern,  Zwangslagen 
zu  niedrigen  u.  Minimal-  u.  Notnreisen  für  das  Angebot  zu  beseitigen, 
umgekehrt,  solche  für  die  Nacnfrageseite  zu  schaffen  u.  so  höhere  u. 
<^vrnt.  Miximal-  u.  Notpreise  dieser  Seite  aufzunötigen  u.  zu  dem  allen 
die  schon  oben  (S.  2'2H)  erwähnten  Hilfsmittel,  Preisverabredungen  der 
Produzenten  u.  Händler,  Kartelle,  Syndikate  usw.  bis  zu  grossen 
Fusionen  und  Trusts  hin.  Von  dem  Masse,  in  welchem  diese  Be- 
strebungen auf  der  Augebotsseite  gelingen  u.  Gegen bestrebungeu  miss- 
lingeu,  hängt  es  ab,  ob  u.  wieweit  die  Preise  den  Charakter  von  Quasi- 
(Privat-)  Monopolpreisen  annehmen,  worüber  unten  in  §  'y2  noch  ge- 
handelt wird.  Sie  können  dann  auch  über  d'>n  Produktionskosten, 
unter  diese  einen  als  normalen  Durchschnitt  geltenden  Profit  (Unter- 
nehmer- n.  Kapitalgewinn)  eingerechnet  (§  51),  gehalten  werden  u.  so 
einen  höheren  l^xtrngewinn  dr-m  l'roduzenti'n  ii.  H;indl<  r  abwerfen. 
Wie  lauge,  das  hängt  wieder  davon  ab,  wie  lange  sicli  die  Konkurrenz 
unter  den  Anbietern  in  der  angeg«'henen  Weise  regeln,  die  üeber- 
macht  über  die  Nachfrage  erhalten  lässt.  Sobald  das  nicht  mehr  mit 
Erfolg  geschieht,  z.  B.  nach  Auflösung  oder  Spi-engung  von  Kartellen 
oder  hei  Gelingen  einer  Gegenorganisation  der  Nachfrage,  wirkt  dann 
doch  wieder  die  Konkurrenz  darauf  hin,  d;jss  die  Dauer-lVeise  sich  bei 
den  regelmässig  erzeugten  Waren  auf  die  (He-)  Produktionskosten  stellen 
(§  51). 

6.  Bedeutung  der  Analyse  der  Preisbestimraun^suründe  im 
Gesetz  von  Angebot  u.  Nachfrage  zur  Erklärung  der  konkreten 
Preisersch einungen  im  Verkehr,  a)  Durch  die yorausgehenden 
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Ausführungen  fiuclea  diese  Krscbeinnngcn  ihre  kausale  Erklärung; 
auch  diejenigen,  welclje  sieh  unter  (U'ui  EinUtiss  der  Spekulation 
auf  Steiiren  u.  Fallen  der  Phm'so  «1er  Wai*  n  (Kurse  der  Wert- 
papiere), auf  Ausbeutung  von  Konjunkturen  mittelst  entsprechender 
Auf-  II.  VerkanfopeFationen,  Zurückhalten  von  Vorrfiten  u.  Aufden- 
marktwerfen  von  solchen  vollziehen,  b)  Alle  solche  Spekulationen 
u.  die  zu  iliror  1  )urchfühmng  dienenden  Operationen  u.  Einrichtungen, 
wie  Kartelle,  Syndikate  usw.,  laufen  darauf  hinaus,  auf  der  An- 
gebotsseite die  Nachfrageseite  in  die  Zwangslage  zu  bringen,  höhere, 
in  der  Richtnnff  des  dem  Verkäufer  noch  vorteilhaften  Preismaximums 
sich  bewegende,  womöglich  dieses  erreichende  Preise  zahlen  zu 
inüs*?pn.  auf  der  N.'iehfrageseite  nnr^ekehrt  eine  solche  Z\vanp:slniro 
für  die  AugcbutHHeite  herbeizuführen,  dass  die  Verkaufer  zu 
medrigoren,  in  der  Richtung  des  Preisminimums  sich  bewegenden, 
womöglich  dieses  erreichenden  Preisen  verkaufen  müssen.  Alle 
noch  so  küTistlichen  „feinen'*  Manöver  der  Börsenspt  kulation  ver- 
folgen dies  Ziel  u.  erreichen  es,  wenn  es  u.  soweit  als  es  den 
Spekulanten  gelingt,  die  hier  analysierten  niassgebeudeu  Be- 
stimmungen der  Preise  u.  Kurse  in  der  dargelegten  Weise  för  sich 
günstig  zu  gestalten,  c)  Auch  die  im  Konkurrenzsjstem  sich 
I  zeigenden  Vorgänge  im  u.  die  ErschoinunL''en  des  Vertcilungs- 
prozesses  u.  der  Ki n  komm  e n  Ii i  1  <1  ung,  welelie  er  <larstellt, 
linden  durch  di»*  Aiialjse  des  PreisgeM-tzes  ihre  kausale  Erklärung, 
SO  die  Gestaltung  des  Arbeitslohns^  des  Leih-,  Pacht-,  Miet- 
;  Zinses,  auch  die  des  selbsterworbenen,  a  I  i  eignen  Verwertung 
des  Kapitals  in  der  Unrcrnehmung  lirrr;ilii*  udt'n  Ka])ital;rewinns 
u.  des  atis  der  Tätigkeit  des  Unternehmers  als  Leileri*  u.  lieiriebs- 
'  orgauisatoi-s  lierrührenden  ünternehmerge  winns,  sowie  des 
!  vereinigten  Kapital-  u.  Unternehmei^ewinns,  des  sog.  Profits 
'  (s.  u.  Abselin.  von  der  Verteilung,  §  57  ff,),  a)  Das  allgemeine 
Preisgesetz  von  Angebot  n.  Nachfrp;re  ist  das  (i  rnndtreset/  :\uv)\ 
für  diese  Vorgänge,  fi)  Es  erleidet,  wie  bes.  beim  Arbeitslohn, 
nur  Modifikationen  oei  seiner  Anwendung  auf  das  Gebiet  des 
Verteilungsj»n>zesscs,  welche  sich  aus  der  Eigenart  der  als  Absatz- 
waren im  \'erkehr  hervortretenden  menschlichen  Arbeit  u.  Besitz- 
(Kapital)  Nutzungen  erklären,  aber  keine  prinzipielle 
Acuderuug, /^geiichweige  dass  es  umgestossen  würde,j  soweit  eben 
wirklich  Konkurrcna  n.  Verträge  unter  Voraussetzung  der  Wirk- 
samkeit der  Konktirrenz  den  Verteilungsprozess  regeln,  y)  Selbst 
bei  autoritativer  Regelung,  wie  im  Arbeitslohnsystem  des  Be- 
soldungswesens im  öffeiifliclien  (Staats  )  Dienst,  ist  mit  dem  Gesetz 
von  Angebot  u.  Nachtrage  zu  rechnen,  mindestens  soweit,  dass 
Einrichtungen,  Vorkeiirungen  u.  Normen  getroficn  werden,  welche 
den  möglichen  störenden  Einfluss  dieses  Gesetzes  eliminieren, 
d)  Die  ,,Preisth('(>ri('"  selbst  unter  den  Voraussetzungen,  unter 
welchen  sie  zunäehsi  aufgestellt  wird,  mehr  oder  wcniiier  al)W(  ichend 
von  den  wirklichen,  die  im  Wirtschaftsleben  entscheiden,  erweist 
sich  so  doch  von  genttgend«r  universeller  Bedeutung  für  praktische 
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Verhältnisse  u.  Fragen,    e)  Sie  gibt  aueb  Fingerzeige  fUr  die 

Massnahmen,  welcbe  eine  etwa  ira  sozialökon.  Interesse  wünschens- 
■vverfo  Politik  u.  Gesetzg-chting  zur  Kc,irclun*r  der  Preis- 
bildung im  Vorkeln-  treffen  müsste,  z.  Ii.  gcgciiülM  r  Spckulatioas- 
manüvcrn,  getahrdroliendeu  Preisminimis  u.  Preismaximis  u.  den 
diese  herbeiföhrenden  Hilfsmitteln  der  Interessenten,  wie  Kartellen  | 
usw  (u.§56).  f )  Das  Gleidie  gilt  bezüglich  der  praktischen  Bedeutung  | 
dieser  Proist!uM»rif  für  die  riclitiüc  Lösung  der  Probleme  linos 
autoritären  Systems  von  Taxen,   Socialtaxeu  u.  des  fiskalischen  ' 
Monopol-  II.  z.  T.  Gebührenwesens  z.  B.  vieler  wirtschaftlicher  Ge- 
bühren, des  Verkehrswesens,  der  Tarife  der  Verkehrsanstaltcn,  anch 
der  öffentlichen  von  Staat  u.  Ghsmeinde  usw.  (§  52,  56). 

§51.  —  B.  (S.  o.  S.  222,  §50)  Gesetz  der  Produktions- 
kosten, betreffend  die  nachhaltigen  Bestimnigründe  der  regel- 
mässig erzeugt«^!!  Güter  (Waren).  (S.  bes.  Ricardo,  dessen 
Lehre  hier,  mit  Modiiikationen,  im  Kern  iestgehalten  wird,  auch  Mill, 
V.  Hermann,  Dietzel).  1.  Die  Bedentung  des  Gesetzes  u. 
die  Voraussetzungen  seiner  Aufstellung  u.  Giltigkeit. 
a)  Die  Bedeutung  liegt  tiarin,  dass  es  für  die  genannten  Güter  den 
schliosslichcn  l^reisregulator  <l;ir.<t(dlt,  von  dem  vt)  die 
dauernde  Kichtung  der  Preise  (ihres  Fallens,  Steigens)  u.  die 
dauernde  Tendenz  dieser  Preise,  eines  jeden  Guts  für  sich  u.  d^ 
T^n  ise  im  Verhältnis  zu  einander,  abbflngt,  sich  auf  eine  bestimmte 
Höhe  zu  stellen,  darauf  zu  halten  u.  aus  Schwankungen  nach  unten 
u.  oben,  welche  sieh  nach  dem  Gesct/  vnti  Angebot  u,  Xachfrago 
vollziehen,  darauf  wieder  zurückzukommen;  —  freilich  nur, 
wenn  u.  soweit  als  freie  Konkurrenz  auf  der  Angebots-  nnd 
Nachfrageseite  wirklich  besteht  u.  sich  voll  und  gleichmässig  geltend 
macht,  also  nicht  durch  die  im  vor.  §  50  mit  berührten  Vin-haltnit^se, 
wie  Organisationen,  wirksame  Preisverabredungeri.  Kartelle  usw. 
mehr  oder  weniger  bei  Seite  geschoben  u.  so  in  ihrem  Eintiuss  auf 
die  Preisbildung  ausser  Funktion  gesetzt  wird,  b)  in  der  älteren 
Theorie  ist  diese  Bedingung  der  Giltigkeit  des  Kostengesetzes  nicht 
immer  genügend  beachtet,  aber  auch  von  ihren  Kritikern  nicht 
immer  festgehalten  werden.  Daraus  sind  dort  falsche  Schlüsse  auf 
die  wirkliche  Preisbewegung  u.  Gestaltung  u.  zu  weit  gehende  auf 
die  genaue  Uebereinstimmung  dieser  Gestaltung  mit  der  nach  dem 
Kostengesetz  gezogen,  hier,  von  der  Kritik,  aber  wegen  „Ab- 
weichungen" der  Preise  in  der  Wirklichkeit  falsche  Ansichten  von 
der  Mangplliaftigkeit.  ja  T^ngiltigkeit  des  Gcj^etzes  in  dieser  Wirklich- 
keit aufgestellt  worden  (Missverständnisse,  ja  völliges  NichtversteUen 
der  Voraussetzungen  einer  Aufstellung  der  Preistheorie  auch  bei 
den  deutschen  Anti-Bicardianern). 

«)  Das  Koste iigi  setz  wird  unter  denselben  Voraussetzungen  wio 
das  Ges.  von  Angebot  u.  Nachfrage  anfgrst<^!lt  (o.  S.  222  ff.).  ."J)  Wo 
diese  Voraussetzungen  nicht  oder  nicht  genau  zutreffen,  speziell  z.  B. 
diejenigen  betreffs  der  Fnnküon  der  freien  Konkurrenz,  kann  auch  die 
wirkliche  Preisgestaltung  mit  der  dem  Kostengesetz  entsprechenden 
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nicht  oder  nieht  genau  übereinstiminen.  y)  Organfsatioiien  der  Angebots- 

ßeite  z.  ß.,  wie  dii'  in  wirksamen  Preisverabredungen  der  Produzenten 
u.  Händler,  mittelst  Kartellen  u.  dgl.,  wodurch  eben  nnt^r  den  An- 
bietern die  Konkurrenz  mehr  oder  weniger  ausgeschlossen  wird,  vvcrdt  ii 
einen  Dauerstand  der  Preise  in  der  Richtung  des  oben  abgeleiteten 
Pnnsmaximinn?.  d^s  XntpriMses  des  N;n'1ifi  aijors,  «Ics  (Quasi-I  ^r.>iio|ii->l- 
preises  bewirken,  d.  h.  eine  Preisstelluiig  selbst  dauernd,  uäinlich  solange 
als  solche  Organisationen  wirksam  fungieren.  Ober  den  Kosten,  un^ 
diese  einen  normalen  Durchschnittspront  für  Kapital  u.  Unternehmung 
eingeschlossen.  Analogo  erfolgr^nrlH'  <  >>  nranisationen  auf  d»^r  Xar-hfrafro- 
seite,  autoritäre  l^reismaximaltaxtn  Iv  anen  entgegengesetzt  wirken,  die 
Preise  nicht  mu"  unterhalb  jenes  Maximums  haitt  ii,  xmdern  in  der 
Rii  lifiing  des  Minimums  wenigstens  bis  zu  den  durch  die  Kostend'^  kung 
bezeickueten  treiben  (wiederum  bei  dieser  den  normalen  Durchschnitts- 
profit hier  eingerechnet,  wenn  keine  rechtlichen  u.  keine  dauernd 
faktischen  Hindernisse  bestehen,  Kapitalanlage  u.  l'nternehraertätigkeit 
zu  wechseln),  ö)  (ierade  auch  heute  in  unsern  Ländern,  in  der  Peri«)de 
des  Grossbetriebs  u.  der  Kartelle,  der  privatkapitalistischen  wirt- 
SCliaftlichen  n.  sozialen  I'ebermacht  auf  Produkt ii»ns-,  Händler-,  An- 
gebotsseite über  die  nicht  oder  nur  tnanü' 'l:aft  "rL'"ani>i'  !  ti'  Nac  hfrage- 
Seite  werden  die  Preise  oft  lange  mehr  oder  weniger  über  den  Kosten 
stehen  können  u.  tatsächlich  stehen,  wenigstens  soweit  das  Absatz» 
inti'resse  nicht  selbst  bei  niedrigeren  Preisen  besser  fährt,  als  Ihm  ihm 
sonst  erreichbaren  höheren  (  55 t)  V'^orbandensein  n.  Eintluss  solcher 
Momente  hat  die  ältore  Kostentheorie  zu  wenig  beacht(>t,  in  ihrem 
optimistischen  Glauben  an  Vorhandeiiseiu  u.  Wirkungen  der  freien 
Konkurren/,  wenn  diese,  in  Form  voll"  1  ..'  i'  Wf^rbetVeiheit**,  nur  rechtlich 
auorkannt  sei.  i'ahcr  der  ott  zu  weitgelieude  \'erlass  auf  das  Sich- 
Durchsetsscn  des  Kostengesetzes  u.  die  damit  sich  vollziehende  Profit- 
ausi>leiehuiig  u.  Herabdnickung  des  Profits  auf  ein  normales  Durch- 
schnittsuiass  in  einer  Höhe,  welche  die  reg«>!n!:i<sige  Fortdauer  der 
Produktion  M'rbürfre.  C)  Aber  eine  „Widerlegung^',  ein  Umstoss  des 
Kostengesetzes  nach  der  gegnerischen  Auffassung  liegt  gleichw(dil  doch 
we-jen  <les  N'ichtbeachteus  solcher  von  deti  Voraussetzungen  d(»r  Deduktion 
abweicliendeu  N'erliältnisse  in  der  Wirklichkeit  nicht  vor,  \  ielmehr 
muss  dann  nur  erforscht  werden,  welches  diese  Abweichungen  sind» 
wesentl.  induktiv,  u.  welches  dann  die  dauernden  Preisgestaltungen  sein 
werden,  wieder  dediiktiv,  was  sich  sehr  wohl  erreiciit'n  If-sst. 

2.  i>)ie  Durchsetzung  (G  c  1 1 1;  u dniach u  iig  )  dvn  Kosteu- 
gesetzes in  der  Wirklichkeit,  a)  .Sie  vollzieht  sich  nach  dem 
Gesetz  von  Angebot  u.  Nachfrage  mittelst  entsprechender  Ver» 
.•in<leruMg  selbst  u.  eventuell  schon  Mögliclikeit  u.  Wahrscludnlich- 
keit  d<  r  V'<'rä::dcruiig  nuC  Augcbotj^-  ndei-  X.icht'rageseitc  oder  auf 
beiden  zugleich  :u  der  Weise  u.  der  Ruditung,  dass  einei-seits  die 
konkreten  Preist;,  welche  unter  den  Kosten  stehen,  wieder  auf 
deren  Höhe  steigen  (zeitweise  vielleicht  noch  höher«  doch  auf  die 
Dauer  nicht),  anderseits  die  Preise,  welclieüber  <len  Kosten  stehen, 
wieder  auf  diesi'  sinkeji  ^wiederum  zeitweise  v!<dlcicht  noch  darunter, 
dauernd  iiiclitj.  b)  liier  besteht  daher  eine  \\  t'cliselwirkung  zwischen 
Kosten  u,  jeweiligen  Preistni,  in  der  privatwirtschaftl.  Organisation 
in  der  Weise,  dass  Kosten  übersteigende,  daher  höheren  Profit 
(filr  Unternehmung  n,  Kapital)  abwerfende  Preise  zu  vermehrter 
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Produktion,  giösserera  Angebot  anlocken,  —  Ausdelnuiug  des  ße- 
ttiebs  bei  bestehenden,   Neuanlagen  des  Betriebs  seitens  neuer 

Unternehmungen  — ,  anderseits  die  Nachfrage  vermindern  kdnnen 
u.  öl'tors  boioes  cnntritt,  dag'PL'en  Kosten  nicht  (le**k(  n'l<v  daher 
niedrigere  Preise  umgekelnt  einwirken,  c)  Das  Ergebnis  ist,  dass 
die  Preise  nach  den  Kosten  gravitiren  u.  die  Kosten  zugleich 
das  dauernde  Maximum  u.  Minimum  der  Preise  bestimmen  oder 
Max.  u.  Minimum  eben  dauernd  identisch  sind,  indem  sie  dauernd 
den  Kosten  entsprechen,  d)  Alles  dies  ^:ilt  aber  wieder  a)  nur 
unter  den  genauen  Voraussetzungen  der  Theorie,  daher  bes.  unter 
Annahme  freier  Konkurrenz  n.  Strebens  der  Anbieter  u.  Nach- 
frager nach  dem  für  sie  günstigsten  Preise,  daher  auch  ß)  soweit 
sich  dies  Streben  taktisch  verwirklichen  kann  n.  verwirklicht. 
;')  Hier  liefen  dann  freilich  in  der  Praxis  die  l)in;;e  öfters  an<)ers, 
z,  B.  hinsicntlich  der  Kenntnis  der  gegenseitigen  Kosten  u.  Prohte 
bei  den  Absatzkonkurrentcn,  oder  es  liegen  Schwierigkeiten  vor, 
den  Betrieb  zu  lindern,  spleK  n  auch  andere  Erwägungen  mit  und 
machen  sich  okonomisch-tochniselie  UmstäTide  ;:eltenrl.  ^^clclle  eine 
andere,  als  die  voriiin  angenonnaene  \\'ecliselvvirknn'j  zwischen 
Kosten  u.  Auge  bot  u.  Nachfrage  bewirken.  Durcli  dn>  Alias  kann 
eine  Gestaltung  der  Preise  auch  für  längere  Zeit,  wenngleich  kaum 
dauernd,  abweichend  von  den  Kosten  verursacht  wenlen.  »,Un- 
giltig'"  wird  aber  aucli  dabei  das  Kostengesetz  niclit,  sondern  es 
treffen  dann  eben  seine  Voraussetzungen  nicht  oder  nicht  genau  zu. 

aa)  Bes.  auf  der  Angebotsseite  werden  sich  die  IMnge  nicht 
immer  in  der  Wirklichkeit  so  n-estalten.  wie  bei  der  f>uri  hsrtznnji;  des 
Kostenges(?tzes  angeiiomiiieu  wcideu  nuiss  u.  wohl  auch  viclluch,  selbst 
als  Regel,  für  die  wirklichen  Vorgänge  antjenominen  werden  darf. 
fca)  So  kann  ffir  den  Produzenten,  dessen  Ah.satzpreise  seine  Kosten 
nicht  oder  nicht  ausreichend  decken,  sodass  er  mit  unterdurch- 
schnittlichem Profit,  vielleicht  selbst  mit  Verlust  arbeitet,  die  Schwierig- 
keit zu  gross  sein,  statt  seines  Betriebs  einen  anderen  <>in/,ur'u]iten, 
weil  er  sein  Kaj)ital,  zumal  Anlagekapital  ((jrundstücke,  Gebäude, 
Maschinen)  nicht  oder  nur  mit  grossem  Verlust  herausziehen  oder  weil 
er  mangels  persönlicher  Fähigkeit  dazu  kein  anderes  Unternehmen  leiten 
kann.  Er  wird  so,  auch  T>ei  voller  wirtschaftl  Fn  iln  it,  Gewerbe- 
freiheit usw.,  vielleicht  lange  zu  Preisen  absetzen  müssen,  weh  he  seine 
Kosten  nicht  decken  u,  keinen  üblichen  Durchschnittsprofit  abwerfen. 
(Vielerlei  [nakt.  Iieispie1.%  :iuch  ffii-  n^.ui/.f  Katrn;i iricii  von  Betrieben, 
z.  6.  in  der  Industrie,  Bergbau,  uameuti.  in  der  Landwirtschaft).  0)  Es 
kann  auch  sein,  dass  statt  eine  Prodiiktions-  n.  Angebotseinschränkung 
in  einem  solclirn  Betriebe  vorzunehmen,  davon  abgesehen  wird,  weil 
die  {»etrcflrnd*'  l'rodnktion  ein(?  zu  kleine  Quote  des  Marktbe«lart's  deckt, 
daher  auf  dem  Al)satzmarktG  voraussichtUch  doch  nicht  stark  genug 
einwirkt,  um  die  Preise  zu  erhöhen,  vielleidit  nur  Konkurrenten  ver- 
anlasst, ihr  Anerbot  um  s<>  mehr  auszudehnen.  ;'}')  Umgekf  lirt  ist  es 
sogar  möglich,  dass  sich  fjoradc  durch  eine  Ausdehnung  des  ei^jenen 
Betriebs,  vermehrte  Produktion  u.  Angebot  eine  eigene  Kostenroduktion 
für  die  Produkteinlu  it  liewit*krn  lässi,  weil  dabei  eine  Reihe  von  Vor- 
teilen des  Grossbetriebs  erzielt  wird,   —   wo  dann  freilich  auf  die 
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Dauer  das  Kusteauiveau  sinkt  u.  sich  Kosten  ll  Preise  doch  ins  Gleioh- 
gewiclit  setzen,  bb)  Auch  auf  der  Nachf rageseite  wird  der  höhere 
rrris  nicht  inimor  fino  V(«rmTnd»^mnfr  'l'  i'  Aachfrage,  drr  ni.  (liiw;(>re 
nicht  immer  eiuo  Steigerun«^  oder  doch  iu  beiden  Fällen  keine  so  starke 
bewirken,  als  zur  Durchselanuiff  des  Kostenj^^setzes  angenommen  werden 
inuss.  («()  Z.  B.  kann  bei  Artikeln  dos  Prunks,  für  Eitrlk-  itsbedürfnisse 
eine  Preiserhöhung  vielleicht  selbst  Nachfrai^e  steigernd  wirken,  weil 
der  höhere  Preis  den  Artikel  fflr  solchen  Zweck  Brauchbarer  macht. 
0ß)  Unter  Einfluss  von  KonsumsifT. n,  dioden  bei  Artikeln  für  Privat- 
konsumenten,  von  technischen  A*  nd»  rung-en  in  d.  t  l'rodnktion  bei 
Gegenstän<len  für  den  Betrieb  kann  auch  allgemein  der  li*»here  Preis 
lange  gelialteu  werden,  selbst  Isaige  weiter  steigen,  weil  die  Nachfrage 
nicht  ;tli-  siindt  in  zunimmt,  cc)  Indessen  duren  alle  solche  Umstände 
wii'd  doch  meist  nui-  die  Periode  verlängert,  während  deren  die 
Preise  mehr  oder  weniger  von  den  Kosten  abweichen  u.  das  Eosten- 

f^esetz  sich  durchsetzt,  nicht  diese  Durchsetzung  end^iltig  vereitelt,  so- 
ange  die  Hauptvoraussetzungen :  freie  Konkurrenz,  allseitiges  VerKtehen 
des  eigenen  \  orteils  in  der  Preisbildung  u.  energisches  \'erfolgen-wolleu 
des  höchst  nx  iLilichen  Vorteils  dabei,  nicht  völlig  ausser  Wirksamkeit  treten. 

3.  Analyse  dor  t  iu/el wirtschaftlichen  Produktions- 
kosten für  eine  Prod u k ten ei u  h e i  t,  insbes.  in  der  privat- 
wirtschnftl.  Organisation,  daher  aut  d»n'  liechtsgruudlage  des  Privat- 
eigentums an  sachUcken  Produktionsmitteln  (Boden,  Kapital)  iv»  im 
System  der  freien  Konkurrenz,  a)  Diese  Verbältnissse  müssen  auch 
liier  wieder  die  Voraussetzung  u.  den  Ausgangspunkt  der  Erörterung 
der  Kosten  bilden,  «)  Damit  ist  dann  auch  selum  die  Frage  als 
tatsächlich  bejaht  anzusehen,  ob  Unternclinier-  und  Kapital- 
gewinn, yemeint:  der  sogen.  ,,Profit"  ein  konstitutives  Element, 
ein  notwendiger  Bestandteil  der  Kosten  sei  (o.  S.  34):  im  Prinzip 
ist  in  der  privatwir^^sch.  Orjjnuisatio!)  ei»i  sfdchcs  Klenieiit  wenigstens 
derjenige  Miuimalbetrag  der  Prohtrato,  ohne  dessen  dauernd  durch- 
schnittlicbes  Abfallen  für  Unternehmer  u.  Kapitalisten  die  Produktion 
eines  Guts  (\  orratlieferung,  -Ergänzung,  Bereitstellung  seitens  des 
Angebots)  in  dem  von  der  Nachfrage  erforderten  Umfang  nicht 
stattfinden  würde  (S.  34,  n.  u.  i?  62).  Ueher  die  Frage  der  nll- 
gemeiuen  prinzipiellen  Notwendigkeit  u.  Rechtfertigung  des 
„Profits"  u.  mindestens  eines  analogen  Anteils  am  Ertrage  in  jeder 
Volkswirtschaft!.  Organisation,  auch  in  einer  rein  geraeinwirtschaft- 
liehen  (sozialistischen)  Wcitres  u.  in  §  60  ii.  C2.  ß)  Das  io\s('i!ige 
11.  das  dauernde  Grösse  nniass  dieses  l^rotits  hängt  von  den  Lm- 
stäudcn  ab,  welche  im  Konkurrenzsystem  die  Verteilung  des  (volks- 
wirtschafllliehen)  Reinertrags  der  Unternehmung  zwischen  Arbeitern 
n.  kapitalist.  Unternehmern  bestimmen  (Frage  vom  ri  lati  ven*' 
Ijohn  u.  Profit),  Avorüber  ebenfalls  erst  unten  in  der  Lelire  Mm  der 
Verteilung  (§  57  ff.)  Weitros.  Hier  in  der  Kostenlehre  w.'rden 
somit  zunächst  Lohn  u.  i'roiit  an  sich  u.  jeder  von  beiden  in  seinem 
QrÖssenmass  als  gegebene  Tatsachen  betrachtet  u.  werden  beide 
nach  ihrem  jeweiligen  u.  nach  ihrem  notwendigen  Minimalstand, 
den  sie  dauernd  nicht  nntei*schreitCTi  können,  wenn  das  Angebot 
die  Nachtrage  decken  soll,  für  die  Aufstellung  von  Kostenrechnimgen 
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u,  danach  zu  stellenden  Autorderungen  an  den  Preis,  die  Kosten  zu 
decken,  berückBichtigt. 

b)  Die  Kosten  werden  dal>ei  hier  zunächst  im  n llgeineineilf 
tur  die  ProdukteneluluMt  Ix'lichiucr  Gütor.  analysiert.  Wie  sie 
sich  dann  a)  für  verHcliiecioue  grosse  Kategorien  von  Gütern 
(Waren)  stellen,  speziell  für  Industrie-  u.  für  Bodenj>rodukte, 
welchen  Gesten  die  Bewegung  der  Kosten  dabei  unterliegt;  ferner 
ß)  welche  Kosten  eines  Gutes,  wenn  dieses,  wie  gewöhmich,  von 
verschiedenen  Unternelimnn^-en  mit  verschiedenen  Kosten 
her-  und  an  den  Markt  zur  Bedarfsdeckung  gestellt  wirdjje  weilig 
iiir  den  Preis  entscheiden  u.  welche  Kosten  in  selchen  Illllen  auf 
die  Dauer  die  Preisgestaltung  bestimmen,  wird  in  den  folgenden 
§§  52 — 54  untersucht,  c)  Die  „Kosten",  mit  denen  wir  es  jotzt  zu 
tun  haben,  werden  hier  im  Sinne  der  „einzel  Wirtschaft  Ii  dien" 
(wie  oben  S.  42,43),  genommen  u.  von  den  sog.  „natürlichen" 
oder  ., volkswirtschaftlichen**  demgemKss  unterschieden,  d)  Es 
handelt  sich  dabei  um  diejenigen  Kosten  einer  Produkteneinheit, 
—  d.  h.  einer  bestimmten  Mcni^o  eines  Produkts  fjcstimmter  Art,  Sorte, 
(iiite,  welclie  am  bestimmten  Ort  (der  Erzeugung,  des  liedarts)  zu 
bestimmter  Zeit  zur  Deckung  der  Nachfrage  augeboten  wird  — 
welche  im  freien  Verkehr  auf  die  Daner  den  Vertragspreis 
dieser  Einheit  regeln,  u)  Auch  in  diesem  Verkehr  können  aher 
schon  absichtlich  von  den  Produzenten  die  Preise  einer  solclicn 
Einheit  abweicliend  von  deren  Koston  festgesetzt  werden,  indem 
z.  B.  unter  den  verschiedenen  l'rodukten  eines  Betriebs  Ab- 
weichungen der  Preise  von  den  Individualkosten  dieser  Produkte 
erfolgen  u.  nur  die  Gesamtkosten  im  C^esamterlös  gedeckt  werden 
{Haupt-  u.  Nebenprodukte),  ß)  Alli^emeiner  ist  eine  Abweichung 
der  Preise  der  Produkte  von  deu  Kosten  proportiouen  bei  autoritativer 
Preisregelung  in  Taxform  möglich,  namentlich  bei  Monopol- 
betrieben (u.  §  56). 

d)  Umfang  der  cinzelwirtschaftl.  Produktionskosten  für  eine 
Prodnktoneinheit.  Diese  Kosten  umfassen  (s.  Kostenpreis  o.  S.  217,  218) 
alles,  was  an  Wert  cc)  im  allgemeinen,  d.  h.  nach  dem  gesell- 
schaftlichen Stand  der  Produktionstechnik  u.  Betriebsorganisation 
u." Arbeitsleistung  dauernd  aufgewendet  werden  musste,  baw,  bei 
Ncnproduktiüii  w  ie  der  müssfe  (daher  als  „Ke"-produktionsaufwand) 
und  ß)  im  Einzelfall  autgewendet  wurde,  hzsv.  bei  Nen- 
produktiou  wieder  werden  wUrde,  um  ein©  solche  Produkren- 
einheit  technisch  gebrauchsfertig  u.  als  Angebot  zur  Verfügung  der 
Xachfrage  zu  stellen.  Die  Kosten  im  Falle  a  können  die 
„gesellscliaftlicli  nnt  wend  ip-en",  die  im  Falle  ß  die  „indi- 
viduell not  wendif;  en  genannt  werden.  y)  Ueber  das  Ver- 
lialtnis  dieser  Kosten  in  ihrer  Bedeutung  für  die  dauernde  Preis- 
gestaltung zu  einander  n.  Über  die  Fragen,  welche  verschiedenen 
Individualkosten  wieder  zeitweilig  den  Preis  bestimmen  und  wie 
sich  die  gesellschaftlich  notwendigen  Kosten  auf  die  Dauer  durch- 
setzen s.  u.  die  §§  53  u.  54.    Der  als  Kosten  aulzuwendende  Wert 
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ist  bei  den  e^ens  erzeugten  sachliclien  Produktionsmitteln  der  eigene 
Kosten-  n.  Gebrauchswert,  Itei  den  eigenen  persönlichen  Arbdt»« 

leistungen  deren  Gcbraucljswert,  beides  in  der  Verkehrswirtschaft 
nach  ilcm  iiJ>lichen  Tauschwert  (Preis)  hemesscn,  bei  den  oin- 
zukauteiiden  sachlichen  Produktionsmitteln  u.  im  Vcrkeiir  entgeltlich 
SU  erlangenden  Nutzungen  Anderen  gehöriger  Objekte  u.  den 
Arbeitsleistungen  Anderer  von  Tomherein  deren  Tauschwert  (Preis). 

c)  Bestandteile  dieser  Prod.-Eosten  lassen  sich  nach  ver- 
schiedenen Gesichtspunkten,  schon  mit  der  klassischen  brit.  Nat.- 
Oekoie'üiie  (bes.  in  der  Meliaudlung  von  J.  St.  Mill  »  wie  folgt 
iintersclieideii :  a)  Best;imlige  und  geleirentliche:  jene,  welche 
allgemein  bei  der  Produktion  jedes  l^rodukts,  wenn  auch  in  un- 
gleichem Masse,  diese,  welche  nur  in  besonderen  Fallen  vor- 
komnien  fSpecialsteuem  auf  diese  Produktion  [direkte,  allein  oder 
höher  als  bei  son^tijrer  Produktion,  auf  sie]  oder  deren  Produkte 
f Zölle,  innere  Verbrauchssteuern],  irewis^e  ICosfen  von  nutzbaren 
Rechten  [z.  ß.  Pati'nteJ,  gewisse  [Dillereniiaii  Kenten,  welche  auf 
einer  Produktion  oder  deren  Kostenbestanateilen  unvermeidlich 
lasten  [z.  B.  gewisse  Mieten  der  Geschäftsräunie]).  ß)  Kosten  für 
den  Wert  fPreis)  aa)  von  Sachen  Todcr  Teilen  davon),  welche 
in  der  Produktion  eines  neuen  Guts  verbraucht  werden,  d.  h,  ihre 
individuelle  Guts-  u.  Wertform  dafür  oder  dabei  ganz  oder  teilweise 
verlieren,  bb)  fär  den  Wert  (Preis)  von  Nutzungen  von  Sachen 
für  den  Produktionszweck,  co  für  den  Wert  (Preis)  von  direkt 
für  die  Produktion  aufzuwendender  fltoi  den  <resonschaftlich  not- 
wondiiren).  bzw.  tatsächlich  aufgewendeter  Arbeit  (bei  den  indi- 
viduellen Kosten). 

Diese  Kosten  unter  ß  in  ihren  Gliedern  sind  die  beständigen 
Elemente,  nur  in  ungleichem  (relativen)  Grössonverhftltnis  ihres  Werts 
zu  einander  u.  in  ungleichem  (absoluten)  Grr(S«f»nmass  bei  den  ver- 
schiedenen Produktioneu.  Sie  lassen  sich  aucii  in  der  naturalwirt- 
schaitlichen  Eigenproduktion  für  den  Eigenbedarf  unterscheiden,  treten 
;il)f  r  seliärfer  trescnieden  in  der  verkehrswirtschaftl.  Produktion  hervor. 
Hier  auch  in  der  vorhin  angedeuteten  Weise  so,  dass  bei  den  Sachen 
tt.  Nutzungen  von  Sachen  zwischen  den  eigens  vom  Produzenten  selbst 
erzeugten  Sachen  u.  den  Nutzungen  dieser  u.  der  im  V^erkehr  er- 
worbenen (gekaufte  dachen,  Roh-,  Hilfsstoffe.  Werkiror!ltc,  ünfer- 
haltsmittel,  geliehene  Sachen,  gemietete  Gebäude,  gepachtete  Grund- 
stücke) und  bei  den  Arbeiten  zwischen  der  eigens  geleisteten  (der 
Leitung,  auch  der  Aiisfnhrun<r)  n.  von  Dritten  geleisteten  (gedingten) 
unterschieden  werden  kann.  Daher  kommen  Sachpreise,  Wutzungs- 
bezahluugen  (Leih-,  Miet-,  Pachtzinsen),  Löhne  u.  Gehälter  in  den 
Kosten  zur  Geltung. 

y)  Hei  den  Sachen,  M-elche  in  der  Produktion  dienen,  ist  fär 
den  Kostenansatz  die  Unterscheidung  ihrer  Zugehörigkeit  zum 
umlaufenden  n.  stehenden  Kapital  von  cnt.scheidender  Be- 
deutung: vom  Wert  (Preis)  der  zum  ersten  gehörenden  Sachen 
(Roh-,  Hilfsstoffe,  TJnterhaltsmittel  der  Arbdter,  ausser  den,  wie 
bei  Wolmungsgewähr,  nur  in  Nutzungen  bestehenden)  ist  der  ganze 
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Betrag  Kostcubestandteil  der  mit  diesen  i:»acben  hergestellten 
Produktenmenge,  abgesehen  vom  Wert  von  Abelen  in  der  Pro* 
(luktion:  vom  Wert  (Preis)  der  zum  stehenden  Kapital  gehörenden 
Saclicn  (Werkgeräte,  Mascbinen.  BodennioHnrationpn,  (lebätulei  da- 
gegen ist  ('S  nur  derjenifrc  Teilbotra;:  davon,  wclclun- der  A  linutzimg 
bei  der  Benutzung  iür  die.  Gewinnung  der  betietVenden  Produkten- 
menge  entspricht.  Dah^  ist  hier  von  entscheidender  Bedeutung 
die  Länge  der  Periode  dwf  Verwendbarke  it  des  stehenden  Kapitals 
in  der  Produktion,  wovon  die  Höhe  der  Tilgnn^squote  für  eine 
Zeiteinheit  (Jahr)  abbnnjjt,  nnter  Berücksieht igung  des  Restwerts 
der  Bestandteile  dieses  Kajiitals  (z.  B.  des  Material-  u.  auch 
Yerkanfewerts  ausrangierter  Maschinen,  verladener,  nieder' 
gerissener  Geb<äude).  Die  verschiedene  Verteilung  des  zur 
Produktion  diencndiMi  Kapitals  auf  umlanfendcs  und  ^tobendes 
iu  verschiedenen  Betrieben  bat  auf  die  Kosten  u.  damit  auf  die 
f^ise  der  hetreffenden  Produkte  gi-ossen  Einfluss  n.  erkiftrt  wichtige 
Entwicklungen  auf  dem  ganzen  Prodnktionsgebiete  (§  53). 

ij  Zurucklubrung  aller  Kosten  einer  bestimmten  Produkten- 
einheit in  der  privatwirtschafti  Organisation  a)  auf  Ersatz  des 
Werts  der  dabei  verbrauchten  Sachen  (der  zum  umlaufenden 
Kapital  ganz,  der  zum  stcbonden  »ebörenaen  im  Betrag  der  Ab- 
nutzung), —  d.  b.  wieder  des  Selüstkostcnbetrags  (incl.  Normal- 
profits) der  eigens  eizeu«'  ten,  des  Ankaufspreises  der  im  Verkehr 
oeschafften  Sachen  die  eigentlich  volkswirtschaftlichen  oder 
natürlichen  Kosten  (S.  42);  ß)  auf  den  Wert  der  Vergütungen  für 
die  Benutzunpr  des  Kapitals  (oder  fnr  die  Nutzungen  seiner  Bestand- 
teile) im  Prozess  der  . Her-  und  Zur-^Marktstellung  der  Produkten- 
einheit, y)  auf  den  Wert  der  Vergütungen  für  die  direkt  geleistete 
eigene  u.  fremde  Arbeit  (Arbeit  des  Untemebmers  als  Leiters  und 
Betriebsoi'ganisators  oder  der  Ersatzkräfte  des  Unternehmers  in 
dieser  Funktion,  Anleitun*rs-,  Ueberwacbungs-,  eventuell,  so  in 
Kleinbetrieben,  selbst  Ausführuugsarbeit  des  Untemebmers  oder 
wieder  seiner  EraatzkrSfte  in  diesen  Funktionen,  Arbeit  der  übrigen 
persönlichen  Hilfskräfte,  der  , .Beamten"'  [„Angestellten"]  u.  Arbeiter 
i.  e.  Ö.,  bes.  für  die  AusfÜlirungsarbciten).  ^^oll  dit;  betreffende 
Produkteneinheit  auf  die  Dauer,  dem  Bedarf  der  NaclifraL,'^e  ueuiäss, 
zur  Verfügung  gestellt  werden,  so  muss  dafür  iu  der  privatwirtsciiaitl. 
Organisation  die  ausreichende  Deckung  der  hier  aufgeführten  Kosten 
aus  dem  Preise  (Erlöse)  stattfinden,  da  hier  weder,  wie  in  der 
Gemeinwirtscliaft  (Staat  usw.),  Kostendeckung  oder  Zuscbuss  dazu 
ans  anderweiten  Mitfclu  (Steuern)  möglich  ist,  noeii  dauernd  Kapital 
zu  dieser  Kostendeckuug  zugeschossen  werden,  noch  ilauernd  der 
Gewinn  (Zin»)  für  das  Geschäftskapital  (umlaufendes  u.  stehendes, 
Betriebs-  u,  Anlagekapital)  unter  der  sonst  —  ceteris  paribus  — 
zu  erlangenflen  ,,nonnaleu''  Gewinnrate,  no<'li  die  ^^TiXiittnigen 
für  die  Arbeitskräfte  luiter  den  ebenso  ceteris  paribus  sonst  zu 
erlangenden  ,, normalen"  Raten  der  Löhne,  Gebälter  u.  Untemehmer- 
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gewinne  stehen  können  (Gesetze,  bezw.  Tendenxeu  der  Lobn*  nnd 
GewinnauBgleidimi^,  §  58  ffj. 

4.  Formulierung  des  Produktionskosten^esetzes  hiernach  fUr  • 
den  „Danerpreis''  der  Produkteneinheit,  d.  h.  fßr  diejenige  Hobe 

ihres  konkreten  Preises,  weklie  mcIi  im  Konkurronzsysteni,  unter 
den  darin  obwaltenden  wirtschattspsycliolojrischen  Imjuilsi  ii  n.  unter 
den  sonstigen  Voraussetüuugen  dieses  Systems,  auf  liie  Dauer  durch- 
ansetzen  strebt.  Es  Ifisst  sieb  dabei  a)  die  absolute  (positive) 
und  b)  die  relative  Preisgestaltung  unterscheiden,  jene  für  den 
Dauerpreis  der  betreffenden  Produktcneinheit  selbst,  diese  ftir  die 
Dauerpreise  der  Einheiten  verschiedener  Produkte  iu  iluren 
Relationen  (Proportionen)  zu  einander.  • 

Zu  ."0.  Der  Dauerpreis  der  Einheit  einer  Produkten- 
mengt  ^^^ravitiert  nach  der  Höhe  der  jeweilig  gesellschaftlich 
notwendigen  einzelwirtschaftlichen  Produktionskosten,  bezw.,  im 
Zeitverlaufe  die  Vorgänge  betrachtet,  der  lietreffendenBeprodnktiouS' 
kosten.  Unter  Bezu^rnnbrno  auf  die  analysierten  Bestandteile  die^ser 
Kosten  bedeutet  dies  Folgendes:  tx)  massgebend  ist  auf  diu  Dauer 
för  den  P^s  annä'chst  die  geseltscbaftlicb  notwendige  I^Ienge  Arbeits- 
wert, nach  dessen  im  Koukurreuzsystem  normal  einzusetzenden 
Vcrfjütnnfcssätzeii  Löhnen,  Gehalten)  berechnet,  sowohl  betreffs  der 
direkt  ertorderliehen  als  der  in  den  verbrauchten  Sachen  steckenden 
Arbeitsmenge,  u.  zwar  derjenige  Betrag  von  Arbeitswert  bezw. 
Löhnen  n.  Gehalten,  mit  welchem  die  betreffende  Produkteneinhmt 
allein  auf  die  Dauer  jeweilig  reproduziert  (beschafft,  zur  Verfügung 
der  Nachfrage  gestellt)  werden  knnn  ß)  In  diesem  Arbeitswert 
ist  aber  bereits  iidieL-riffen  (wie  eventuell  ein  Teil  des  Worts  der 
Arbeit  des  Unterneiiiners,  nHinentlich  in  dessen  etwaigen  Funktionen 
in  der  Ueberwacbungs-,  Anleitungs-  u.  Ausftihrungsarbeit)  odpT  muss 
noch  hinzugerechnet  werden  —  u.  zwar  für  die  Zeitdauer  von  der 
ersten  T.'iti^rkeit  des  Untern(diiiiors  n.  P>esc]üiftip^ung  des  Kapitals  im 
Produktionsprozess  zur  Hescliaff  ung  u.  Uereitstellnng  der  Prodiikten- 
einbeit  an  bis  zu  deren  Absatz  u.  Bezalilung  im  Verkehr  u.  der 
so  erfolgenden  Realisierung  des  Werts,  bezw.  dem  Ktfckersatz  im 
Preise  —  der  Werth  der  notwendigen  Vergütungen  für  Unter* 
nehnier  n.  Kapital,  ohne  deren  beider  letzteren,  eben  dauernd  nur 
bei  solcher  Vergütung  zu  erwartenden  Mitwirkung  wieder  nicht  ein 
die  NaelrfVage  dauernd  deckendes  Angebot  der  erforderlichen  Menge 
der  Produkten einheit  stattfinden  würde  u.  könnte.  y)  Tn  der 
Praxis  sind  daher  entscheidend:  diejenige  auf  eine  Produkteni  inheit 
fallende,  Ömnme  dos  Arbeit^hdms  (aller  Art)  und  des  dauernd  not- 
wendigen MinimalpruHts  tür  die  Zeit  der  Produktionsdauer  bis  zum 
Empfang  des  Erlöses,  welche  im  Preise  gedeckt  werden  muss,  um 
die  erforderlichen  Arbeitskräfte,  eiuMldies^lich  der  des  Unternehmers 
selbst,  u.  das  erforderliche  Kapital  in  der  betreffenden  Produktion 
in  deitMi  durch  den  Umfang  der  Nachfrage  bedingten  Ausdehnung 
tätig  bleiben  zu  lassen. 


Üigiiiztiü  by  <-3ÜOgIe 


—  241  — 

Die  Dauer  des  FrosEesses,  in  welchem  skh  die  Produktiendcosten 
in  der  Praxis  im  Preise  durchsetzen,  ist  bfin%  eine  lange,  er  toU- 
2sieht  sich  nur  unter  manclierlei  Hindernissen  u.  Widerständen,  da- 
her unter  vielen,  von  Angebots-  n.  \aclifrage-Verändernn;2en  !ib- 
häujjigen  Schwankungen  der  konkreten  Preise,  auch  versciiieden 
nach  Ranm  u.  Zeitf  nach  Wirtschafts-  a.  Gesellsebaftszustfinden, 
xiaiil  Güterwerten,  aber  er  vollzieht  sich  eben  schliesslich  doch,  in 
verschieden  langen  Perioden.  Doch  auch  bei  erfolgter  Durch- 
setzung der  Kosten  im  i^reise  erreicht  dieser  keinen  liuhe})nnkt, 
nicht  nur,  weil  stets  der  jeweilige  Preis  sich  unter  Kintiuss  vou 
Angebot  u.  Nachfrage  verändert,  sondern  ancb,  veil  der  massgebende 
Beproduktionskostensatz  selbst  sich  wieder  ändert,  vollends  in  Zeiten 
rascher  Aenderungen  der  Technik,  der  Betriebs-  u.  Absatzorganisation, 
des  Transportwesens,  der  Konkurrenzverhältnisse,  usw.  Aus  solchen 
Tatsachen,  dass  die  Preise  auch  lange  Zeit  von  den  Küsten  ab- 
Aveicben,  u.  dass  meist  nur  ein  Oscillieren  der  Preise  om  den  Kosten- 
satz stattfindet,  sie  bald,  auch  langer  hindurcli,  darüber-,  bald  darunter- 
stehen, folgt  aber  wieder  nicht  die  „Wiederlegung"  des  Produktions- 
kostengesetzes, ''Einwände  nur  den  äusseren  Verlauf  der  Dinge  be- 
traclitender  Praktiker,  aber  auch  unklarer  tlieoretischer  Be- 
trachtungen). 

Unter  den  OrOnden  einer  länger  dauernden  Abweichung  der 

Preise  vom  Kostensatz  —  in  diesen  inniier  normalen  Durehsehnittsjji'ofit, 
wie  er  ceteris  paribus  sonst  zu  erlangen  ist,  eingerechnet  —  ptiegen 
folgende  eine  wichtige  RoUe  zu  spielen:  1.  Schwierigkeit  des  Wechsels 
von  Betrieb  u.  Kapitalanlage,  so  bei  spezifischer  Fachfiihigkeit  des 
Unternehmers  als  Leiters  und  Betriebsorganisators,  die  fflr  andere 
Betriebe  nicht  oder  nicht  recht  verwendbar  ist,  u.  bei  technischer  Un- 

feeignetheit  des  Kapitals  für  andere  Produktion,  bei  starken  stehenden 
apitalanla^fen,  aus  denen  sich  das  Kajjital  nicht  oder  nur  mit  Vcrhist 
herausziehen  iässt  (Grund  u.  Boden,  Gebäude,  Maschinen);  daher  öfters 
besondere  Schwierigkeiten  im  agrarischen  u.  industriellen  Betrieb,  hier 
namentUch  gerade  auch  beim  Grossbetrieb.  Die  Folgen  sind  längere 
Zeit  nicht  kostendeckende,  d.  Ii.  praktisch  Verluste  oder  wenigstens 
nicht  den  normalen  Profit  bringende  niedi'igere  Preise.  2.  Anderseils 
vielleicht  gerade  mit  infolge  solcher  Um&tftnde  verminderte  Konkurrenz 
von  Seiten  der  l)ctroffeuen  Unternehmer  n.  KapitaUsten  für  andre  „rrut 
gehende"  d.  h,  mehr  als  normalen  l*rofit  abwertende  (vielleicht  zugleich 
höhere  Arbeitslöhne  ermr>glii:hende)  Geschäfte,  zumal  solche,  welche 
grosses  Kapitel,  spezifische  Fachfähigkeit  voraussetzen  u.  einmal  be- 
stehend, eine  gewisse  faktische  Monopolstellung  einnehmen.  Diese  er- 
möglicht ihnen,  länger  dauernde  höhere,  d.  h.  die  Kosten  mcl.  Normal- 
pront  übersteigende  Preise  zu  erzielen  (s.  über  weitere  Folgen  hier\  on  u. 
55  7)'.]).  :].  Solcher  T'^mstände  halber  u.  überhaupt  weil  u.  solange  als  die 
Konkurrenz  nicht  völlig  ausgleichend  wirkt,  wenn  die  Profitrate  auch  zur 
Ausgleichung  strebt,  kann  doch  auch  länger  dau^d  eine  ver* 
schieden  hohe  Profitrate  in  verschiedenen  Produktionsisweigen 
u,  in  verschiedenen  Kinzel Unternehmungen  eines  u  desselben  Prod.zweiges 
verbleiben  u.  künuc^n  die  Preise  sich  so  längere  Zeit  so  stellen,  dass  sie 
diese  verschiedene  Bäte,  unter  u.  über  dem  normalen  Minimum,  ab« 
werfen,  d.  h.  eben  solange  von  den  Kosten  abweichen.  Hier  bestimmen 
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dann  Sm  konkreten  Fall  nicht  die  Kosten  (inkl.  Minimalprofit)  diePreise^ 

sondern  die  Preise  iV\f  Profithöhe,  was  aber  kein  Widerspruch  mit 
dem  richtig  in  Sinn  ii.  Tragweite  begrenzten,  d.  h.  eben  für  die  Dauer- 
preise, im  obigen  Sinn,  aufgestellten  Produktionskostengesetz  ist.  4.  Auch 
FÜle  wie  die  folgenden  können  in  Betracht  kommen:  Der  Kostensatz, 
wclclicr  <lt  n  Dauerpreis  hostimmt.  licft  rt  nur  den  Minimalprofit,  bei 
weichem  sich  ünternehnier  u.  Kapital  zwar  bisher  dauernd  der  be- 
treffenden Produktion  zuwandten  u.  die  Xactifrage  deckten.  Aber  es 
bieten  sich  i]in<>n  ziigilnglidit'  an'ler-'  Prü(liikti')iisz\v<'in*«'  iiiil  linlicrcm 
Profit.  Dann  wird  in  ihiem  bisherigen  Geschäft  der  Protit  auch  steigen 
mOssen,  um  Untemebnier  n.  Kapital  im  alten  Geschäft  festKuhatten,  vor- 
ausgesetzt, dass  nicht  Andere  diese  Produktion  unter  den  l)isherigen 
Beoingun^en.  also  auch  auf  'lor  (trundlage  der  alten  Profithühe  u.  der 
alten  Preise,  loj  tsetzen.  Fehlt  diese  \'oruussetzung,  so  muss  der  Preis 
im  alten  Geschäft  so  hoch  steigen,  um  den  in  Aussiciit  stehenden  höheren 
Profit  zu  decken,  d.  h.  ahnr  eben  dieser  wird  dann  <lci  für  ilen  Dauer- 

Sreis  entscheidende  Kostenbcstandtheil.  Gerade  damit  setzt  sich  aber 
B8  Produktionskostengesetz  doch  wieder  durch. 

Zu  b)  (bei  4,  o.  S.  240).   Für  die  relative  Preisgestaitung 

der  regelmässig  erzeugten  Güter  (Waaren,  §  53,54)  ist  das 
Produktionskostenucsctz  folgüudermassen  7a\  formulieren:  die  Preise 
dieser  Güter  haben  die  Tendenz,  sicii  aut  die  Dauer  wie  ilire 
relativen  Reproduktionskosten  zu  einander  zu  verhalten, 
welche  nach  den  gesellschaftlichen  Bedingungen  für  den  relativen 
Arbeitsaufwand  u.  Profit  dem  Wert  nach  raizusetzeu  sind  ii.  im 
Preise  gedeckt  wiM-den  müssen,  wenn  die  betreffenden  Güter  dauernd 
dem  Umfang  der  wirksamen  Nachfrage  gemäss  dieser  zur  Ver- 
fügung gestellt  werden  PoUen.  Praktiseh  kommen  so  wieder  die 
relativen  Lohnsummen,  Profitsummen  u.  die  relative  Zeitdauer 
der  Produktion,  von  deren  Aiifaui^en  an  bis  zu  Krlangung  des 
Preises  im  Absatz,  in  Betracht:  aber  eben  die  relativen,  nicht 
die  absoluten  Höhen  jeuer  Summen  u.  Längen  dieser  Zeitdauer. 
Daher  ist  die  Verschiedenheit  der  AibeitMnenge,  ihres  Werts, 
der  Lohn-,  Gebalts«,  Profithöhen,  der  genannten  Zeitdauer  för  das 
Verliältnis  der  Daucr])reise  der  Güter  zu  einander  (Mitsplieidciul 
u.  Aenderungen  in  diesem  Verhältnis  sitkI  die  Folge  von  ver- 
schiedenen Veränderungen  dieser  Momente  bei  verschiedenen 
Gütern. 

Wohl  abschlit^ssi'ndp  Ergebnisse  der  klassischen  Prt'is-  u.  Kosten- 
theorie, bes,  in  der  b'ornndierung  von  Mill.  Verteuerung  oder  Verbilb'<r'"ig 
eines  KostenbostAndteils  eines  Guts,  z.  F^.  Erhöhung  oder  Erniedrigung  <lor 
Arbeitslöhne,  bewirkt  wohl  höhere  und  niedrigere  Geldpreise,  wenn  der 
Geldwert  seihst  unverändert  blieb,  abei*  nicht  eine  VcrändoriiTi;::  df-r 
Preisrelat  ionen  der  Güter  zu  einander,  wenn  alles  Andere  in  Produktion 
u.  Absatz  gleich  blieb  u.  diese  Wrteuerung  oder  Veibilligung.  da» 
Eoluisteigen  oder  Lohnsink*  n,  li  I  »  i  Ii  rn  ä  «  s  i  ir  bei  den  fn-treffendeh 
Produktionen  eintrat.  Nur  diejenigen  Güter  werden  im  Verhältnis 
zu  anderen  teuerer  oder  wohlfeiler,  bei  denen  allein  oder  in  stärkerem 
Oradr  iils  ln'i  den  verglichenen  anderen  Gütern  eine  Kostenverteuerung 
oder  Ermässigung  «'intrat,  z.  TJ.  bei  den  T^ölmen.  u.  zwar  auf  die  Dauer 
im  Masse  der  Verteuerung  oder  Ermässigung  der  Kosten.  —  Unter 
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den  Moiiientfü,  welche  lür  die  Relationen  der  Kosten  u.  dumit  der 
Dauerpreise  der  Güter  von  besonderer  Wichtigkeit  sind,  ist  die  Ver- 
teüuncr  fifs  in  drr  Produktion  beschäftigten  Kapitals  auf 
umlaufendes  (so  namentlich  iu  Luhnauslageu  bestehendes)  und  ^uf 


änderungen,  welche  mir  in  (h  r  Produktion  des  einen  Guts  oder  liier  in 
stärkerem  Grade  eintreten,  verschieben  die  Kosten-  n.  Freisrelationen 
der  betreffenden  Güter.  D;us  kann  wieder  sehr  wichtige  Weiterwirkungen 
für  die  Konkurrenzverhätnisse  zwischen  denselben  Produkten  haben, 
w^elehe  mit  verschiedener  Verteilung  des  Ka])itals  auf  die  l)eiden 
Kategorien  hergestellt  werden,  u.  dadurch  weiter  auf  die  ganze  Ge- 
staltung der  Produktion  u.,  davon  bedingt,  au!  weitere  wirtac&iflliche  u. 
soziale  Verhiiltiiisse  (s.  u.  %  53|  Konkurrenz  zwischen  f^Handarbeits**-  u. 
^lasch  in  011  Produkten""). 

5.  Für  das  weitere  „UbV"  und  „Wie?"  der  Beziehun^cu 
zwischen  Produktionskosten  u.  Preisoi  hat  eine  Unterscheidung  der 
folgenden  drei  Kategorien  von  Gütern  (Waren)  stattzufinden: 
a)  Güter  mit  bestimmt  beirrenztem  Angebot  (S  52):  b)  Güter 
mit  beliebiger  Vermehrung  *h's  Angebots  inneriiaU)  der  Grenzen 
der  Vcrlugung  von  lür  ihre  Produkiiun  eribrderlicher  Arbeit  und 
Kapital:  .,Industrieprodukte'S  „Fabrikate'^,  deren  Preise  dem 
Oesetz  der  sinken  den  Produktionskosten  unterliegen  (§  53) ;  c)  Güter, 
deren  Angebots  Vermehrung  unmittelbar  von  der  Mitwirkung 


§  52.  «-^  C.  Guter  mit  bestimmt  begrenztem  Angebot. 

1.  Hierhin  gehören  fünf  Arten :  a)  natürliche  Monopolartikel , 
mit  beständiger,  absoluter  Begrenzung  des  Angebots  (bes. 
Boden,  so  gewöhnlich  Grundstücke  spezihsch  brauchbarer  örtlicher 
Lage  [Wohnungsbodenstücke,  Aussichtsphäize,  s.  o.  S.  116],  exquisiter 
seltener  Qualität  [Weingut  ],  Kunstwerke  früherer  Zeit,  Verstorbener, 
Anticjuitaten,  Natur-Raritäten  u.  dgl.  m.);  b)  Rechts- Monopol- 
artikel (fisknlisclie,  auf  Grund  von  Privilegien,  Vorr<''  bten  tiii"  die 
Proiluzenten  bleibend  oder  zeitweilig,  ganz  oder  teilweise  mono- 
polisierte, —  auch  patentierte  u,  dgl.);  c)  faktische  Quasi- 
if  onopolartikel  (auf  Grund  der  faktischen  wirtschaftlichen  Be- 
herrschung des  Markts  durch  einen  oder  mehrere,  dann  etwa  durch 
Verabredungen  über  Produktion.  Absatz,  Preise  verbundene 
Produzenten  oder  Händler  jirociuzieite  u.  an  den  j\larkt  gestellte 
Artikel,  kartellierte,  syndizierte,  vertrustete);  d)  Artikel  von  lauger 
Dauerhaftigkeit  ihrer  Brauchbarkeit,  bei  geringeih  Substanz* 
Verlust  u.  relativ  kleiner  Neuproduktion  gegenüber  vorhandener, 
als  Angebot  fungierender  ATenge  (Edelsteine,  hes.  Edelmetalle,  als 
Geldstoff.  §  72);  e)  alle  übrigen,  auch  die  regelmässig  produzierteu 
(„remoduziblcn'*)  Güter  (Waren),  also  alle  Industrie-  u.  Boden- 
produkte, wührend  der  fieschrftnkang  auf  vorhandene,  als 
Angebot  müglicberweise  in  Betracht  kommende  Vorräte, 


stehendes  (so  Haschinen 


von  besonderer 
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2.  Der  jeweilige  Preis  aller  dieser  Güter  regelt  sich  nach  dem 
Gesetz  von  Angebot  u.  Naeh6«ge.  Auch  bei  den  Monopolartikeln 
(Nr.  la,b,  e)  »usk  der  Monopolist  (Besitzer)  diesem  Gesetz  Rechnung 
tragen,  nm  seine  Ziele  zu  erreichen,  gewöhnlich  daher,  um  z.  B. 
einen  die  Kosten  übersteigenden  Preis  zu  erzielen,  d.  b.  einen 
solchen,  welcher  einen  anomal  liehen  Profit  gewährt  (Gewinn  ans 
der  Besteuerung  in  Monopolfoi-ni  bei  fiskalischen  Monopolen). 
3.  Das  l*i*oduktionskostengesetz  ist  a)  meist  gar  nicht  mass^ehend 
bei  natürlichen  Monopolartikeln  (Ausnahmen  etwa  bei  Produkten 
eines  qualitativ  besonders  günstigen  Bodens  für  die  Daucr^rcnze 
des  Preismmüniims  nach  unten  zu);  b)  bei  Rechts*  n.  faktischen 
Quasi-Monopolartikeln  ebenfalls  nur  für  diese  Untergrenze,  nicht  für 
die  Obergrenzc  des  Preises;  c)  auch  bei  den  Artikeln  von  lan;i:or 
Dauerhaftigkeit  (Xr.  1,  d)  gilt  zwar  für  den  i)auerjir('is  das  Kosten- 
gesetz, aber  es  setzt  sich  hier  nur  sehr  laugoam  durch,  indem  sich 
erst  allmfthlig  der  Preis  mit  den  Kosten  des  neu  zum  Angebot 
hinsntretenden  Produkts  ins  Gleichgewicht  setzt,  nämlich  abdann, 
wenn  dieses  neue  Angebot  im  Veriiältnis  zum  Angebot  aus  vor- 
handenen älteren  Vorraten  mehr  ins  Gewicht  fallt  (Edelmetall, 
Geldwert,  72).  d)  Bei  der  Masse  der  reproduzibleu  Güter  setzt 
sich  derjenige  Jeweilige  Reproduktionskostensats  durch,  zu  welchem 
auf  die  Dauer  allein  der  Vorrat  ergänzt  n.  das  Angebot  zu  dem 
durch  die  Nachfrage  verlangten  Umfang  gehraclit  werdi  n  kann. 
Daher  ist  hier  die  notwendig-,  Zeitdauer  für  diese  Neuproduktion, 
bezw.  Neuzutiibr  von  entscheidendem  Einfluss  iiir  die  Durchsetzung 
des  Kostensatzes  im  Ptoise. 

Also  kommt  die  normale  Dauer  der  neuen  Produktion  in  Betracht, 

so  bei  IndustricijrcMluktoii  unter  normalen  Verhältnissen  eine  kurze,  al)or 
wieder  aach  den  verschiedenen  Produkten  versclüedene,  bei  Boden- 

Srodukten,  soweit  die  heimische  Produktion  sie  allein  oder  in  einer  iQr 
ie  Preisgestaltung  entscheidenden  Men^e  liefert  —  also  abgesehen  von 
Zufuhr  xm9  ^'orrät(>^  anderer  Länder,  w^fv  auch  ans  (lebieten  anderen 
Khnias,  anderer  Jahreszeiten,  mehrlaeher  agrarischer  Ernten  im  Jahre, 
schnelleren  Pflanzen-  u.  Baumwuchses  bei  wärmerem  Klima  —  ist  die 
DaiKT  in  unJricrcn  Klirnatcn  Ix  i  den  Agrarjucdukt^'U  meistens  da>  .Tahr 
(Enitejalir  i  als  Zeitraum  zwischen  2  Ernten,  bei  den  Forstprodukteu  der 
viel  längere  Zeitraum,  dessen  diese  zum  firauehbarwerden  bedürfen 
(verschieden  nach  ßodengflte,  Klima,  Baumarten.  Holzsortimenten  für  die 
verschiedenen  Verwendungsprodukte,  Brenn-,  Bau-,  Nutzholz  usw.),  bei 
Montanprodukten  der  meist  nur  kurze  Zeitraum  zur  Xeugewinnung  von 
Kohlen,  Erzen,  Hüttenprodukten  bei  einmal  in  Betrieb  benndlichen Berg- 
u.  Hüttenwerken,  der  längere  Zeiti'auin  bei  erst  neu  zu  erschliessenden 
Bergwerken  oder  neu  angelegten  Hüttenwerken. 

4.  Preisgreuzen  nach  oben  u.  uuton  (Preismaxima  u. 
-Minima).  Es  lässt  sich  dafür  eine  Theorie  aufstellen,  in  welcher 
die  im  Gesetz  von  Angebot  u.  IC  achfrage  preisbestimmenden 
Momente  berücksichtigt  werdcti  u.  zugleich  angegeben  Avird,  ob  u. 
■wie  n.  -wie  weit  jo  naclidem  das  Gesetz  der  Produktionskosten  seinen 
Eiütiuss  äussert.  Diese  Theorie  ist  von  besonderer,  auch  praktischer 
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Bedeutunpr  ttir  die  Preise  der  monopolisierten  Artikel.  Dabei 
sind  jeweilige  u.  bleibende,  d.  h.  sich  daaernd  durchzusetsseu 
suchende  Prnisgrcnzen  sowohl  tiir  das  Maximum  als  das  Minimum 

%u  unterscheiden. 

a)  Preismaxiinum.  a)  jeweiliges:  es  wird  durch  dieselben 
üestimmgr&nde  bestimmt,  wie  der  „Notpreis^*  des  Kfiufers  (Monopol-, 
,,Ausbeute-*-Prei8  iles  Verkäufers)  (o.  S.  223);  daher  ist  der  Bedarf 
auf  Seiten  des  Käufers  (Nacbfr.igei's)  u.  alles,  was  objektiv  u, 
subjektiv  diesen  Bedarf,  nach  Menge,  Zeit,  Ort,  Wunsch,  Dringlich- 
keit, Notwendigkeit  seiner  Deckung  bestimmt  und  die  Zahlungs- 
fähigkeit des  Nachfragers  für  diese  Bedarfdeckung  entscheiileud. 
Das  Preismaximuin  kann  demgemäss  um  so  höher  stei^^en.  Der 
bestimmende  Einfluss  des  Produktionskostcnsatzos  tritt  hier  ganzs 
zur&ck,  ja  er  verschwindet:  das  i^laximum  kann  dauernd  höher 
Stehen.  Ob  der  wirkliche  Preis  so  hoch  geht,  hängt  von  der  Ge- 
staltung des  Angebots  ab  (S.  227). 

Bei  df  n  Arten  von  Monopolartikeln  bieten  .si(  Ii  lii<  i  iku-Ii  un- 
günstige Aussichten  iür  Ueu  Käufer,  günstige  für  den  N'crkäuier  (Be- 
sitzer), Doch  ist  der  im  Einzelfall  erreichbare  Maximal pn  is  deshalb 
noch  nicht  der  konkret  oder  gar  in  der  IN  u«  !  eintret<'nde,  weil  u.  so* 
weit  als  dabei  der  Absatz  loi&t  u.  der  Monopolist  (Produzent,  Besitzer) 
dadurch  grosseren  Kachtheil  im  Gesamtabsatz  erfilhrt,  geringeren  Gle- 
samt^ewinn  erzielt,  als  wenn  er  selbst  den  Preis  niedriger  ansetzt^ 
niimlich  so,  das?  ein  grösserer  Absat?:,  wenn  auch  mit  kleinerem  Gewinn 
am  Preise  Produktentiuhrit,  ertoigt.  Nach  betreffenden  (lesichts- 
punkten  muss  d«  i  s^'in  höhstes  Eigeninteresse  verfolgende  Monopolist 
in  allf'n  :*  Fällen  di'.s  il>'nopols  vi  rfalirni  n.  die  Preise  zu  r«'geln  suchen. 
(Krfaiiruucen  bei  Handelsmonopolen,  bei  tiskahschen).  Da  in  der  Pegel 
nur  durch  einen  Absatz  einer  gewissen  Höhe  ein  genügend  grosser 
Gesaramtgewinn  zu  erzielen  ist,  ein  grösst  rer  oft  nur  durch  einen 
höheren  Absatz,  so  ergibt  sich,  was  aie  Erfahi-ung  auch  lehrt,  dass, 
auch  im  Interess«'  des  Monopolisten  selbst,  schon  st»inerseits 
der  im  Einzelfall  mögliche  Maximalpreis  nicht  zum  allgemeinen  gemacht 
wird.  A\'f'!t  her  wirkliche  Preis  ffir  ihn  (also  auch  für  eine  fiscnlis«  lie 
Monopolverwaltung,  z.  B.  bei  Tabak)  der  vorteilhafteste  i.st,  kann  nur 
erfahrungsmässig  ermittelt  werden,  bei  kombinierender  \'ergleichung 
von  Einzelpieis,  Absatz,  Reingewinn.  Im  allgemeinen  gilt  die  Regef: 
je  leichter  sich  das  Angebot  vermindern  (aus  dem  Markte  haltem  die 
Produktion  sich  einschränken)  lässt,  je  schwerer  BinschrSokung  der  Nach- 
frage ist  (also  z.  B.  bei  unentbehrlichen  Artikeln,  wie  Salz,  Kohle,  Eisen, 
Halbz  eug,  bei  crsatzunfiUiigen,  im  Gegensatz  zu  Tabak,  Luxuskomsumpti- 
biÜen,  Roh-,  Hilfsstoffen,  Halbfabrikaten,  welche  sich  durch  andere 
befriedigend  nach  Art,  Qualität,  Kosten  ersetzen  lassen),  desto  mehr  hat  der 
Monopolist  die  Marlit,  dir  Prcis-c  ixniv/.  n:\vh  .^finem  Interesse,  nlso  eventuell 
auf  das  Maximum  oder  demsell^en  nahe,  anzusetzen  u.  umgekehrt  (S.  227). 
Soll  aber  eine  bestimmte  Menge  der  rrodukteneinheit  angesetzt  werden, 
der  gewönliehe  Fall,  weil  nui  ilabei  eine  entsprechondo  Ausd«  hiiuii<^r 
Produktion  u.  ein  entsprechender  grösserer  Gesamtgewinn  zu  erreichen 
ist,  so  muss  tn  entuell  der  Preis  unter  dem  Maximum  gehalten  u.  auf 
den  Satz  gestellt  werden,  wo  die  Nachfrage  genügt,  die  ^lenge,  welche 
abjr^'setzt  werden  soll,  aufzunehmen,  —  also  wieder  tlcm  Gesetz  von 
Angebot  u.  Kachlrage  gemäss,    i'eingcmäss  findet  das  \  erlaiiren  von 
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Tabaktnonopolverwaltunffen  statt  bei  der  Festsetzung  der  Sortenpreise 
nach  Qualitäten  des  Produkts  u.  nach  KaiiÄcraft  der  Konsumenten,  daher 
erfolgt  z.  B.  bei  Bedarf  höheren  Reinertrags  aucli  eine  verschiedene  Preis- 
steigerunfi;  dt  i  Soiien.  Aelinliches  Vorgehen  in  anderen  Fällen,  wo  der 
EinHuss  der  Preishöh«^  auf  die  Nachfrage  in  I^etradit  ktntnnt.  bei  Ver- 
waltungsgebühren, TariJeii  der  Verkehrsanstalten,  bei  Zöllen  u.  anderen 
indirekten  VerbrauchsBteuem ;  dgl.  Seitens  Kaitellen,  Syndikaten,  Trast- 
Torwaltungen  in  der  Preisregelung. 

ß)  Das  dauernde  Preisniax iuium  kann  aa)  bei  allen 
^fonnpolrtrtikeln  lullicr  als  die  Produktions-  (u.  Zutulir-)  Kosten 
sein.  d.  h.  <len  hierunter  beg^ritl'enen  Nonnalprofit  (u.  zur  Fortdauer 
der  Produktion  erlbrderlichen  Miuimalproftt;  dauernd  übersteigen, 
solange  die  Monopolstellung  des  Anbieters  dauert,  u.  auf  ein  solches 
dauerndes  Preismaximum,  unter  BerücksicLtiguiig  der  vorausg:ehetiden 
Erwägungen,  geht  das  Streben  des  Monopolisten  ancli  Inn.  bb)  Bei 
den  Artikeln  langer  Dauerliattigkeit  (Nr.  1,  d)  kann  das  Preis- 
maximum  wenigstens  sehr  lauge  Zeit  höher  als  die  Produktions- 
kosten, sowohl  älterer  Produkte  als  hinzukommender  neu  gewonnener 
sein,  u.  so  verhält  es  sich  oft  (auch  mit  der  Kaufkraft  von  Edel- 
nietallgeld  b(>i  einer  wohlfeileren  ^ffissenprodukhon  von  Edelmetall, 
§  72).  cc)  Bei  den  rej)roduzibien  Grütern,  i  ai>iikateu  u.  Bodeu- 
produkten  maebt  sieb  dagegen  im  Dauerpreis  wieder  das  Prodaktions- 
kostengesetz  geltend,  allgemein  so,  wie  oben  dargelegt  S.  234),  u. 
geii.iniM-  im  Eiir/clnen  ii.  nnch  Spezialfällen  diM-  Pioduktinns- 
bedingun;j,eii  bei  L  iitiTiieliiiiuii^cn.  welche  mit  verschiedenen  eigenen 
Produktionskosten  einen  Marktbedart  decken,  so  wie  in  §  53  u.  54 
auseinandergesetzt  wird. 

b)  Preisminimum,  er)  jeweiliges:  es  wird  durch  dieselben 

BcstimmgrUnde  bestinunt,  welche  den  Xotpreis  (Schleuderpreis)  des 
Verkaufers  CAnliicters,  Besitzers,  Produzenten)  —  ein  „Ausbente- 
preis"  des  Käufers  (Nachfragers)  —  bestimmen,  daher  (o.  S.  230) 
entscheidet  hier  die  Notwendigkeit  (Wunsch),  das  Gut  Seitens  des 
Besitzers  loszuwerden,  aus  Gründen,  die  das  Gut  selbst  betreffen 
((jlefahr  seines  sich  vermindernden,  ev.  schwindenden  Gebrauchs- 
werts, ungünstiger  werdende  Absatz-  u,  Reproduktions-Konjunktureu 
usw.)  uud  der  Bedarf  des  Besitzers  nach  Zahl-  (Ankauf-)mitteln, 
bzw.  nach  anderen  als  den  besessenen  Gütern  oder  nach  mehr  da- 
von, für  Konsuln-  u  Produktionszwecke.  Alles,  was  in  beiderlei 
Hinsicht  die  J>;ige  des  Anbieters  ungünstig  gestaltet,  kann  daher 
das  Minimum  immer  n)ehr  lu  rabdrücken.  Ob  der  wirkliche  Preis 
so  tiet  herabgeht,  hän^t  wieder  vou  dei*  Gestaltung  der  Kachtra^e 
ab  (o.  8.  231).  Aucu  hier  tritt  der  bestimmende  Einfluss  aw 
Produktionskosttuisatzes  ziu-ück  oder  Terschwindet  u.  das  Minimum 
kann  dauernd  tiefer  sinken. 

Hier  kommt  daher  allgemein  wieder  analog  iii  lietraclit,  was  vorhin 
Ober  den  Maximalpreis  n.  dessen  Bedingimgen  gesagt  ward,  wxr  in  um- 
gekehrter 'Richtung,  so  was  Schwierigkeit  u.  Ijeichtigkeit  der  Ein- 
schränkung des  Angebots,  der  Produktion,  anderseits  d^r  Ausde  hnbarkeit 
der  Naclifrago,  des  Wechsels  in  der  Verwendung  von  (iiiteru,  die  sich 
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Segenseitiff  ersetzen  könnon,^aulun«rt-  Di»;  Art  des  Artikels,  seine 
Irauchbarkeit  für  Konsum  'TSl^^ofhiktioü,  gegenüber  den  Bedürfnissen 
ist  mit  von  Eintiuss.  weil  clav-r»!!  mit  ahljäiigt.  ob  u.  wie  weit  eine  zunächst 
kleinere  >»achfrafie  bei  niedrigerem  Preise  sich  erweitert  u.  so  für  sieh 
selbst  die  Aassidit,  ein  Preisminimum  zu  erzielen  u.  den  Preis  auf  ein 
immer  niedrigeres  herabzudrüdcen,  verringert. 

ß)  Bas  dauernde  Preismiiiinium  kann  aber  aa)  auch  bei 

den  M onojjolartlkoln,  welclie  regelmässig:  produziert  werden 
(Kerbts-  n.  laktisclie  Quasi-),  uiclit  wohl  unter  dir  Produktionskosten 
sinken,  da  dnnn  eben  nicht  oder  nicht  mehr  so  viel  davon  produziert 
werden  wArde,  wenn  der  Preis  so  sftnke  n.  dan  verminderte  Angebot 
gegenüber  einer  b^timmten  Nachfrage  den  Prei^  wieder  steigern 
würde.  L.'ingere  Zeit  limdurclt  kann  aber  iramerliin  aueli  hier  das 
Minimum  unter  dem  ]v<»sfensa|y.  (Normal-  u.  Minimalj»rotit  wieder 
schon  durunter  gerechnet^  stehen,  weil  u.  wenn  Produktions- 
einschr&nknngen  zu  schwierig  oder  von  anderen  noch  grösseren 
'Nachteilen  b^Ieitet  sind,  mit  Aussichten,  Hoft'nungeu  auf  Jiessemng 
dei-  T.HL''^  .rerechnet  vird  u.  d:^l.  m,  bb)  Bei  den  Artikeln  langer 
Dauerhattigkeit  ist  dagegen  ein  dauerndes  Stinken  des  Preises  unter 
die  früheren  Produktionskosten  von  Angelmteu  aus  alten  Vorräten 
u.  selbst  miUse  die  Beprodnktionskosten  neuer  Angebotsmengen 
möglich,  solange  die  Nachfrage  nicht  gross  genug  ist^  ein  soldies 
Aug<'bot  kostendeckend  aufzunehmen,  z.  B.  bei  Edelsteinen,  welche 
ausser  Mode  gekcmmn  n  sind,  aucli  bei  Edelmetall,  wenn  die  Nach- 
frage sich  abwendet,  wie  etwa  für  die  Verwendung  von  Geldzwecken 
(Silber).  Die  neue  oder  weitere  Produktion  wird  dann  nur  bald  ein- 
geschränkt werden  oder  aufhören,  wenn  nicht  Erwartungen,  dass 
die  Lap;e  sich  wieder  verbessern  wird,  sie  fortdancMii  lassen.  Di»- 
Kaufkraft  (das  ist  eben  der  in  anderen  damit  g<>kauften  Gütern 
ausgedrückte  Preis)  einer  Mcugeneinheit  Edelmetall^clds  könutt* 
solange  unter  den  Produktionskosten  der  betreffendenEd^metallmenge 
(der  Stoffmenge)  stehen,  bis  sich  wegen  Nichtersatzes  des  reellen 
Substanzverhrauchs  diuvli  die  sich  verringernde,  stockendo  oder 
ganz  fortfallende  Neuproduktion  ilie  Oeldmenge  so  vermindert  hatte, 
um  wieder  einen  höheren  Geldwt*rt  zu  bedingen:  sehr  verwickelte 
Probleme  wegen  der  eigenartigen  Funktion  des  Edelmetalls;  schon 
als  Schmuck-  u.  Geratstol!,,  vollends  als  Geldstoft'  (§  72).  cc)  Die 
Preise  der  reproduziblen  Güterti,  Fabrikate  u,  Borlenprodukte,  haben 
dagegen  wieder  in  den  Jieproduktionskosten  neu  hinznkonnnender 
Produktenmengen  eine  üntergrenze,  unter  der  diese  IVodukte  nicht 
dauernd  im  Umiteing  der  Nadifrage  bereit  gestellt  werden  können, 
wenngleich  die  früher  hervorgeliobenen  Schwierigkeiten  der  Durch- 
setzung liöherer  Kosten  In  den  Preisen  (S.  234)  hier  immer  stark 
niits]»ielen  u.  die  Periode  des  Standes  der  Preise  unter  den  Kosten 
sehr  verlängern,  auch  imnjer  wieder,  nach  erfolgter  Ausgleichung 
der  Preise  mit  den  Kosten,  neue  Perioden  eines  niedrigeren  Preis- 
standes Antreten  können. 
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5.  Entwicklnnir  der  Moimpolpreisgebiete  u.  der 
Preisgestaltungen  darin,    a)  Das  Gebiet  der  Naturmonopol- 

j^iitor  rVrfikel)  erweitert  sieli  mit  iler  Ausdehnun«^  der  Privat- 
eigentums^phäre,  der  intciihivereu  Ausgestaltung  des  Inhalts  des 
Eigentumsrechts,  der  rechtlichen  Freiheit,  dem  Willen  u.  der 
GeBchickltctikeit  des  Eigentttmers,  alle  Vortdlo  seiner  Lage  möglichst 

in  seinem  Interesse  auszubeuten. 

So  u)  namentlich  bei  Grundeiiif'nt um,  am  meisten  bei  solchem 
von  Wohnungsboden  u.  dgl.,  zumal  in  Städten,  wo  die  örtliche  Lage 
eines  Grundstücks  filr  dessen  Preis  immer  mehr  entscheidend  wird  und 
bei  gtlnstiger  Lage  der  I^loiiopolpreis  in  seiner  Roinhoit  immer  schärfer 
hervortritt  (städt.  Hausteiien,  auch  mit  Gebäuden  sciion  besetzte  Grund- 
stücke. GrundstückspekulationenK  —  0)  Auch  bei  Kunstwerken 
ans  frülirirn  Zeiten,  bisweilen  auch  bei  solchen  iinch  tfl)tMHlef  Meister, 
bei  Antiquitäten,  Natur-Karitäteu  ^MeteoriteiuFossilienj  tritt  der  Charakter 
des  Monopolpreises  mit  der  Kultur-  u.  Wirtschaftsentwicklung  immer 
mehr  hervor.  Preise  solcher  Objekte  werden  so  bes.  gute  Beispiele  auch 
u\v  dio  Theorie  der  >f(»nopolpreise  (Steigenmg  der  wirksamen,  oft  höchst 
zahlungsfähigen  Nachfrage  mit  Verbreitung  von  Kunstsinn,  Geschmack 
an  sok-hen  Dingen,  Mode,  Eitelkeit,  Sammeleifer  unter  reichen  Leuten, 
bei  öffentlichen  Saimnlungen,  Verminderung  d*'S  Angebots  durch  Ver- 
nichtung eines  Teils  der  Objekte  im  Lauf  der  Zeit,  N'erloren^ehen, 
Uebergang  in  feste  HSnde,  in  die  Sammlungen  des  Staats,  der  Gemomden, 
Kiri  li' n,  n  ii  li.  ]-  Pri\ateti.  die  Sammlungen  auch  nach  dein  Tode  in 
der  Familie  bleiben.  Aititalienische.  neuere  englische,  österreichische 
Vorgänge,  amerik.  Ankäufe  in  Gegenwart.  Sammelleidenschaft  einzelner 
Reicher,  selbst  für  Nichtigkeiten  z.  B.  Kltere  seltene  Brie&narken).  Beim 
definitiven  Uebergang  dieser  Obj<  kte  in  rifleiitl.  Sammlungen  erfolgt  hier 


Rechtsform.  Anderseits  Beispiele  von  Not-  oder  Schleuderpreisen  der 
Verkäufer  auch  liior.  so  bei  verarmt  i  n  Besitzern,  die  in  ungünstiger 
allgemeiner  Konjunktur  verkaufen  müssen  (itahen.  Nobilü).  y>  Auch 
die  Naturprodukte  exijuisiter  seltener  Qualität  (feine  alte  Weine, 
Caviar)  zeigen  imter  Eintluss  von  natürlichem  Schwanken  des  Angebots, 
weil  der  Produktinn.  u  vnn  Ausdehnung  zahlungsfähiger  Nachfrage  in 
ihren  Preisen  u.  deren  Lutwicklung  den  Charakter  der  Monopolpreise 
deutlich.  In  allen  diesen  Fällen  whrd  gern  von  Seltenheitspreisen 
gesprochen. 

b)  Das  Gebiet  der  Kechtsmouopolartikel.  a)  Dasjenige 
der  fiskalischen  u.  auf  Grund  von  Privilegien  u.  dgi.  auch 
derjenigen  der  i)rivaten  Produktion  bat  sich  im  liaufe  der  neneren 
gescliiclitlichen  Entwicklung  eingeschränkt,  wo  die  meisten  solcher 
^Iduopole  (Kegale)  im  neueren  Finanzrecht  u.  der  Privilegien  i'iir 
Private  im  neueren  Gewerbereclit  turtgefallen,  auch  die  fiskalischen 
nur  noch  auf  wenige  Fälle  (altere  wie  iSalz,  Tabak,  Pulver,  Sal- 
peter, neuere  wie  Branntwein,  ZUndhölzer)  beschränkt  sind.  ^1  Aber 
die  Entwicklung  des  Erfinderschutz-  oder  Pat  ■  u  1 1 cc  hts  liat  d«8 
G<'biet  wiedrr  ausgedehnt.  Für  die  Zeit  w.  die  Länder  der  Patent- 
giltigkeit  treten  bei  den  l*reisen  der  Produkte  in  den  mit  Patenten 
arbeitenden  Produktionszweigen  die  charakteristischen  Erscheinungen 
der  Honopolpi-eise  deutlich  hervor.       Nur  werden  sowohl  von  den 


eine  beachtenswerte  Ausdel 
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jVIoiiopolverwaltungeii  (Tabak!)  als  von  den  Patentinhabern  und 
Patentbenutzern  die  oben  dargelegten  Gesichtspunkte  methodischer 
berücksichtigt,  nämlich  im  eigenen  Interesse  den  Preis  der 
Produkfeneinheit  nicht  auf  das  mögliche  ^raxinmin  im  Eiii/elf'all  zu 
stellen,  um  die  Nachtrage  nicht  zu  sehr  sieh  verrinjreni  zu  las-e!i  u. 
überhauj[)t  die  Preise  so  zu  regeUi,  dass  dem  Bedarf  u.  der  Zaiiluu^'s- 
ßUii^keit  der  versehiedenen  Kreise  der  Nachfrage  Rechnung  getragen 
U.  ein  erreichbarer  maximaler  Gesamtprofit,  eine  demgemfiss  auch 
maximale  Produkt ionsausdehnuDg  auch  tatsächlich  erreicht  werden. 

c)  Das  Gebiet  der  faktischen  Quasi-Monopolartikel  wird 
/war  «)  mit  der  Kntwicklung  der  Zahl  der  Produzenten  u.  ver- 
kaufenden Händler  u.  der  Konkurrenz  unter  ihnen,  mit  Fortfall 
oder  Verringerung  der  Monopolstellung  Einzelner,  mit  grösserer 
Wirtschaft!.  Jßinslebt  der  Käufer  in  die  technischen,  Ökonomischen 
]*roduktions^  erliähnisse  u.  in  die  diesen  entsprechenden  Preist;  der 
Produkte,  auch  mit  Besonnenheit  der  Käufer  in  der  Volkswirtschaft 
der  Kulturvölker  enger  (heutige  Zeit  gegenüber  früher,  Europäer 
gegenüber  ^Wilden*').  Aber  ß)  die  Entwicklung  von  wirksamen 
Preisverabredungen  von  Produzenten  u.  von  den  Absabs  ver- 
mittelnden Händlern,  von  Kartellen,  Syndikaten,  Trusts  erweitert 
anderseits  gerade  in  neuester  Zeit  das  (rebiet  dieser  Artikel  sehr 
u,  lässt  die  Preise  der  letzteren  den  Charakter  von  Monopolpreisen 
annehmen,  umsomebr,  je  weniger  überhaupt  oder  je  weniger  wirk- 
sam die  Nachfrage  ähnlich  organisiert  ist  u.  sich  wfolgreich 
organisieren  kann. 

Die  privaten  Konsumenten  u.  Nachfrager  von  G»  nnssmitteln,  die 
weiterverarbeitenden  Verbraucher  von  Produktionsmittebi  (bes.  Roh-, 
Hilfsstoffen.  Halbfabrikaten,  Maschinen),  die  zum  Absats  Produkte  auf- 
kaufenden Händler,  s-elbst  die  p-rn<-f"i  1  tiTeiitheheii  Finnnzverwnltnnpren 
(Kriegs-,  MiUtär-,  Marine-,  Eisenbahn-,  Baubedarf  1;  stehen  hier  Monopolen 
gegenüber,  oft  fast  machtloB,  u.  bekommen  die  Preise  eben  von  der 
Aiiefebotseite  förmlich  diktiert.  Eiuigermassen  zeicrf  sicli  AehnHchcs 
schon  im  Ladenabsatz  mit  „  festen oder  nach  Kunden^uaUtät  bemessenen 
Preisen  (s.  u.  §  56).  Die  Angebotseite  operiert  dabei  freilich  nach  dem 
„rationellen**  Verfahren  des  Monopolisten,  d.  h.  sie  spannt  den  Bogen 
nicht  immer  so  stark  an,  wie  es  möglich  wäre,  sondern  stellt  die  Preise 
der  l'roduktencinhcit  so.  dass  die  ihr  vorteilhafte  Gestaltung  des  An- 
gebots (der  Produktionsausdehnung)  dabei  möglich  bleibt,  wie  in  «len 
FiUlen  unter  Ii.  Aber  mehr  oder  wcniaer  Xotprelse  Jrs  Käufers  und 
Ausbeutungspreise  des  Verkäufers  sind  dabei  doch  das  Ergebnis  u.  in 
ihrem  Gefolge  dauernde  Ueberschreitungen  der  normalen  Produktions- 
kosten, d.  h.  solcher,  welche  normale  Profite  (u.  auch  Löhne)  abwerfen, 
u.  entsprechend  werden  die  Profite  (u.  Löhne)  anrh  länger  anomal  hoch 
gehalten.  Wo  es  sich  uui  l'reisgestaitungen  im  int«  rnationalen  Verkehr 
oder  im  heimischen  unter  dessen  EinÜuss  handelt,  wie  heute  vielfach, 
ermöglichen  Schutzzölle  (eins.  hliessUch  Aii.sfulir|»rämien)  eine  solche 
Höherhaltimg  der  Preise  im  heimischen  Absatzgebiete,  eventuell  neben 
absichtlich  medriffer  gehaltenen  im  ausländischen. '  (Neuere  Verhältnisse 
ancli  in  DentsrhianfT  sn  im  Gebiet  der  Eisenindustrie.  S.  die  Ver- 
handlungen der  Keichs-Kartellenquete).  — 
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ü)  Alle  fioklie  Fälle  stellen  Ausnahmen  vom  Preiaansats  naeh 

Massgabe  des  Produkt ionskosteugeaetses,  aber,  nirie  schon  oben  gesa^ 

f>  233.  235}  keine  W iderlegungen"  dieses  Gesetzes  dar.  wenn  es 
richtij^  verstaiuk  n  wird,  —  so  wenifr  alf  des  Hesetzes  von  An;:ei»ot 
u.  Nachfrage,  nach  dessen  Antorderuii<^eu  gerade  auch  <lic 
Monopolisten  genau  rerfohren,  um  ihre  Bestrebungen  durchssusetzen. 

§53.  —  D.  Güter  (Waren)  beliebij^er  Vermehrbarkeit, 
■w'OTin  die  erlMi-dorlichf  Mcn^c  n.  Art  von  Arln-it  u.  Kapital  dafür 
zur  Verfügunj^  stellt:  I  ndusirieprodukte,  Fal»rikat»'.  1.  Für 
die  Preise  (Dtam'qireise)  dieser  Güter  gilt  das  Prodiikiiunskosten- 
^^i'setz,  um  so  genauer  u.  um  so  mehr  auch  fUr  die  jeweiligen  Preise, 
je  mehr  freie  Konkurrenz  unter  Produzenten  u.  Anbietern  u.  »wischen 
diesen  u.  \a('lifrn<rern  sicli  wirksaTii  erweist.  Abt  r  2.  dies  Oesetz 
erseheint  iiier  in  der  Form  des  Gesetzes  der  sinkendt^n  KosK'n 
u.  Preise.  3.  Die  Gründe  für  dieses  >iuken  im  Laufe  der 
teclmiseben  u.  der  (ökonomischen  Entwicklung  liegen  a)  darin,  dass 
alle  die  Umstände,  welche  eine  Kostenverringcrunf^,  der  natürlichen 
Kosten,  dos  V^oritrauclis  an  Sachen,  die  zum  umlaufenden,  der  Ab- 
uutzunw;  von  .Sachen,  die  zum  stehenden  Kapital  gehören,  nnd  <li  r 
eigentlichen  Kosten  von  Arbeit  möglich  machen,  gerade  ;uü  dem 
Gebiet  der  Produktion  dieser  Gfiter  sich  besonders  stark  geltend 
machen. 

So  vernu'hrte  n  verbesserte  Arlteitstcihmg,  For-tschritt  dfM'  Pro- 
duktions- u.  Verk<'}ii  steclmik,  veriiichitf  Anwendung  von  Xaturkräften 
bes.  in  Motoren  u.  mittelst  ihrer  in  \\  «  rkzeug-,  Verarbeitungsmaschitten 
aller  Art,  bessere  J3etri«'!>j-ori^ani.s;irloii.  in.'lii-  rrrosshetricb,  üfmstiffere 
V  erteilung  der  Generalkosten  auf  die  Produkteneinheit,  leichtere  örtliche 
Betriebsconcentration  —  im  Unterschied  zur  Boden-,  bes.  Agrar- 
produktion —  mit  weiteren  günstigen  Folgen  für  die  Ermässigimg  u. 
bessere  Verteilung  der  Kosten.  Es  genügt,  ifir  das  alles  auf  die 
früheren  iJarlegungen  zu  verweisen  (o.  8.  Jib,  14<>  ff.,  l}>^<ff.j. 

h)  Endlich  kommt  aber  noch  ein  besonderer  Umstand  in  Be- 
tracht, M-elcher  freilich  auch  in  der  Bodenproduktion  sich  geltend 
macht,  aber  wiederum  In  stärkerem  Masse  in  der  industriellen,  weil 
die  Bedingungen  für  seine  Geltendmachung  hier  günstiger  liegen: 
die  Möglichkeit,  in  immer  grösserem  Masse  hier  relativ  mehr  mit 
stehendem  Kapital  in  Form  grösserer  n,  leistimgsföhigerer 
Maschinen  (auch  in  grösseren  Gebäuden)  verbesserter  Werk- 
zenne,  statt  mit  tnnlaufendem  Kapital  zu  ])rodnv:icrcn,  d.  h.  mit 
Loünaufwand  lür  iiaudarbeit,  welche  mit  unvoilkommeneu 
Werkzeugen,  ohne  oder  ohne  grössere  Maschinen  arbeitet.  Mittelst 
dieser  Verteiluni;  des  Kapitals  relativ  mehr  auf  stehendes,  weniger 
anf  mnlaufendes  lassen  sich  die  Kosten  für  die  Produkten- 
einheit erheblich  u.  im  Fortsc  hritt  der  technischen  u.  ökonomischen 
Entwicklung  immer  mehr  herabdrücken,  a)  Dieses  Moment  hängt 
in  seinen  Voraussetzungen  mit  den  früher  dargelegten  Lehren 
vom  umlaufenden  u.  stehenden  Kapital  (S.  139  ff.),  und  vom  Gross- 
botiieb  (8.  198  tt'.)  eng  zusammen.  ß)  In  seinen  ausnehmend 
wichtigen  Folgen  für  die  Gestaltung  und  Entwicklung  der  Kosten 
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ist  es  jetüt  hier  noch  besonders  zu  beliandela.  Die  l'rüheren  Lehren, 
namentlicU  aoeh  die  vom  Groesbetrieb,  werden  dadurch  noeh  er* 

jfiinzt  II.  besonders  darch  die  Üeberlegenheit  des  letzteren  sein  „Sieg** 
damit  auch  nach  dieser  wichti  j-stoii  Seite  der  Kosten  liin  nocli  freuaner 
eikl.'irt  n.  begründet,  y)  Soweit  die  V eiliSltnissc  in  der  J Produktion 
von  Bodenprodukten  ebenso  liegen,  giu  die  folgende  Austübruug 
swar  auch  fUr  diese,  aber  dem  Grade  nach  ist  die  Sache  eben  hier 
praktisch  von  geringerer  Bedeutung,  weil  sieh  hier  vieles  Erforderliche 
niclit  oder  nicht  so  gut  u.  erfolgreich  wie  in  der  Industrie  erlullen 
lÄsst.  d)  Das  Sinken  der  Kosten  der  Produkte  iuiblge  des  relativen 
Vorwaltens  des  stehenden  Kapitals  (Maschinen)  vor  dem  umlautenden 
(Arbdtslöhne  für  bloBBe  Handarbeit  ohne  Bfasehuien)  tritt  nmsomehr 
ein,  je  niedriger  selbst  wieder  die  Heretellunga-  u.  Betriebskosten 
der  Mascliinen  —  eine  Mitt(dge  technischer  Fortschritte  in  der 
^[aschinenan  Wendung,  stärkeren  Maschinenbedarfs,  daher  ver- 
grosaerten,  verbesserten  u.  verwohlfeilerteu  Maschinenbaus  in  den 
Ifoschinenfabriken  seligst  — ,  je  dauerhafter  u.  technisch  besser,  je 
leistungsfähiger  die  Maschinen  werden,  je  mehr  sie  spezifisch 
teelmiselie  Leistungen  allein  oder  qualitativ  besser,  als  es  die  llnnd- 
arbeit  mit  ihren  Werkzeugen  u.  technischen  Einrichtungen  vermag, 
ausführen  können,  anderseits  je  teurer  die  Handarbeit,  die  Arbeits- 
Ijihne  dafttr  sind  u.  je  mehr  sie  steigen,  und  je  niedriger  der 
Zinefnss  wird,  welcher  tur  das,  auch  absolut  grosse  u.  im 
Gesamtbetrag  bei  der  Produktion  mit  Maschinen  auch  ahsohit 
höhere  Kapital,  als  bei  der  Produktio.i  mit  Handarbeit,  rechnungs- 
massig bei  den  Kosten  anzusetzen  ist  (was  u.  a.  besondere  Bedeutung 
auch  ftir  Produktion  mit  geliehenem  Kapital  hat),  e)  Es  wird  so 
auf  bestimmten  Produktionsgebieten  auch  der  erfolgreiche 
Konkurrenzkampf  der  Maschinen produkte"  —  d.  Ii.  der 
vornelmdich  mit  stehendem,  mit  in  Maschinen  steckendem  Kapital 
hergestellten  —  u.  der  „Uandarbeitsprodukte**  —  d.  h.  der 
wesentlich  mit  Handarbeit  ohne  Maschinen  oder  mit  unTollkommenen 
u.  sonst  bloss  mit  einfacheren  Werkzeugen  liergestellten  —  erklärt; 
ein  praktisches  Hauptbeispiel  sind  die  Vorgänge  in  der  Textil- 
industrie, bes.  der  Konkurrenzkampf,  zwischen  liaud-  u.  Mascliiuen- 
spinnerei  u.  -Woberei,  aber  auch  sonst  in  vielen  Industriezweigen 
Aehnliches.  Weiter  erfahrt  auch  der  teilweise  mit  dieser  Unter- 
scheidung Zusammenhill  ende  erfolgreiche  Konkurrenzkampf  des- 
Gross-  gegen  den  Kleinbelriel»,  des  Fabrik wesens  gegen  die 
Manufaktur,  sowie  gegen  das  Handwerk,  die  H.msindustrie,  die 
Heimarbeit  so  seine  tiefere  Ökonomische  Erkläning  Auch  auf 
den  verneliiedenen  teclmiscli  ökonomischen  Gesamtcharakter  der 
industriellen  u,  der  Bodenju-odiiktion  u.  ihrer  Entwicklung,  damit 
auf  wichtigste  soziale  Seiten  u.  Entwicklungen  des  Wirtsehatls- 
lebem»,  auch  des  „ludustriestaiits"  gegenüber  dem  „Agrarstaate", 
fsllen  so  neue  Sclilaglichler. 

4.  Der  Konkurrenzkampf  der  mehr  mit  stehendem  gegen  die. 
mehr  mit    umlautendem    Kapital   hergestellten   Produkte,  der 
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,,Maschineii**-  ge^en  die  „Handarbeitsprodukte^Mm  ob.  Sinn 

u.  die  Tendenz  (Ks  Sinkens  der  K«)8ten  der  enteren 
Produkte,  a)  Drr  «ikonomische  Grnnd  ftir  «Icu  l'clH'r^r.mg'  von 
d<'r  Prodnktion  mit  Handarbeit  (n.  nnvollkommnercr  Wt'rkzeng- 
U'ciuiik,  deren  sie«sich  beilientj  znr  l'rodnktion  mit  Maschinen  Jiegt 
eben  in  der  dabei  rod^lichen  u.  erfolgenden  Kotitenrednktion 
für  die  Produkteneinheit,  b)  Der  technische  Grund  Ut 
ausserdem  gewöhnlich  dir  irrössere,  qualitativ  andere  \i.  liesscre, 
öfters  durch  Handarbeitsbetrieb  technisch  der  Art  nacli  pinz  un- 
erreichbare Leistungsfähigkeit  des  Produktiousbetnebs  mit  stellendem 
Kapital  in  Form  von  Ifaachinen  n.  dgl.  TerhSltniflee,  welche  sieb 
ökonomisch  schliesslich  ancli  als  Kostenersparung  bei  Maschinen- 
betrieb auffassen  lassen,  so  dass  die  Beweisführung  im  Falle  a 
auch  für  diesen  Fall  b  mit  gilt,  c)  Das  Probli  in  lässt  sich  dann 
in  Form  folgender  FragesifUuug  fassen  und  nut  diese  Frage  folgende 
Antwort  geben:  wann  ist  es  ökonomisch  zweekmtfssig,  vom 
Handarbeitsbetrieb  zum  Maschinenbetrieb  in  l  inem  Produktionszweig, 
fiir  welchen  die  technischen  Mascliinciiprobleme  befn(*(lIironf1  gel  »^r 
«ind,  und  weiter  vom  kleineren  zum  grösseren  Maschincnt  i  i*  1> 
überzugehen?  Wenn  bei  gleicher  qualitativer  u.  quaniiiuu\ ir 
Leistung  in  beiden  Betriebsarten  eine  Erspamng  an  Kosten  im 
Maschinenbetrieb  gegen  den  Handarbeitsbel rieb,  im  grösseren  gegen 
den  kleineren  Betrieb  eintritt.  Das  ist  der  Fall,  wenn  die  .Siunme 
der  Zinsen  (bzw.  des  Protits)  u.  der  Tilgttngsquote  für  d<'ii  Mehr- 
aufwand an  stehendem  (Maschinen-)  Kapital  im  Maschinenbetrieb 
besw.  im  grösseren  kleiner  ist,  afo  die  Summe  derLdhne  und  der 
Zinsen  (bezw.  des  Profits)  auf  den  Betrag  des  umlaufenden,  fUr 
Lohnzahlungen  verwendeten  Kapn  iN  im Handarbeits-  bezw.  kleineren 
Maschinenbetrieb,  welche  man  sjnut. 

An  einem  schematischen  Zaliienbeispiel  lässt  sich  das  folgender- 
massen  erläutern.    Die  Zahlen  darin  smd  fiktive,  aber  in  ihrem 

ungefähren  Verhältnis  zu  einander,  worauf  es  hier  zur  Er- 
klärung allein  ankommt,  den  \ Orgäugen  in  der  Wirklichkeit  einiger- 
massen  entsprechend.  Die  Aufstellung  beruht  auf  der  zutreflfenden 
Annahme,  «lass  im  Handarlnitsbetrieb  mit  relativ  mehr  Arbeitern, 
höherer  r.es.mitsunjme  an  Lohnen,  weniger  stehendem  Kapital  (Werk- 
zeug), im  Maüchint'ubetrieb  unter  den  umgekehiten  Verhältnissen,  ähn- 
lich dann  wieder  im  kleineren  verglichen  mit  dem  grösseren  Betrieb 
produziert  wird;  sodann,  d;iss  bei  gleicher  quantitativer  n.  [n  iMrativer 
Gesamtleistung  die  Wertsumme  der  verarbeiteten  Materialien  ^Koh-  u. 
Hilfsstoffe)  die  gleiche  ist.  Lohnhöhe  u.  Profithöhe  (Zins)  werden  zu- 
nächst in  le  iden  Fällen  als  gleich  anfrenommen,  die  Tilgimgsquote  (incl. 
Rpparaturkosten)  des  (technisch  schlechteren  hzv,\  sieh  rascher  ab- 
nutzenden) Werkzougkapitals  höher  als  die  des  Maschinenküpitals  an- 
gesetzt, Menge  u.  Güte  der  PnKtulvrfneinheiten  sind  unter  diesen  Vor- 
aussetzungen auch  in  beiden  F^ällen  glelrli.  Durch  methodisrlu-  Arndernng 
dieser  Voraussetzungen  lassen  sich  dann  die  gewöhnlichen  \  orgän^re 
u.  Verhältnisse  in  der  Wirklichkeit  berücksiäitigen  u.  so  an  dem 
sclitniiitisrlicii  Zaliienbeispiel  selbst  /.>'if»-en,  welches  der  Verlauf  der 
£utwickiung  im  Konkurrenzkampf  zwischen  den  beiden  Betriebsarten  ist 
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u.  wie  die  Kosten  sinken.  Berechnung  für  die  Geschiiitsperiode,  z.  B. 
das  Jahr,  in  irgend  welchen  Wert-  (6eld>)  Einheiten  (Mark  oder  and.). 

Kapitiilkuiitb. 
UaQiltrbeits-  Maschine  nb<9trit>b 


betrieb 

l.Phia« 

Phas« 

fL  Phass 

\  \     ^\           rm  ^^Tt  \  rv 

\\  erKZOllLT  ...  * 

1000 

Iii          a  VI  t^C*  f%  11       T'  n 

lug^uugsc^uoi'e    .  . 

20% 

M&ficluDeii  . 

10000 

15000 

:%ooo 

Tilffungsquote    .  . 

10  «/„ 

5% 

Ron-  n.  Hilfsstoffe  . 

5000 

5000 

7500 

15000 

Arbeitcrzahl   .    .  . 

10 

4 

6 

Lohnfonds  (je  1000 

auf  1  Arbeiter)  . 

10  0<K) 

•s  im 

4  (  K  M) 

G(MX) 

Gesamtkapital 

16ÜU0 

löUUU 

265U0 

51U0Ü 

Kostenkonto. 

Werkzeug,  Tilgung 

200 

Maschinen. 

ßoh-  u.  Hilfsstoffe  . 

10(X) 

112.'. 

0000 

5000 

7500 

löüOÜ 

Löhne  

1000l> 

3000 

4000 

6000 

Gewinnrate  10 " « 

1  m) 

im» 

2650 

5100 

16  «00 

10«<00 

15  275 

27600 

Anzahl  tlPrrKlnktfn- 

üiuhoiten  (Stück, 

Zentner  usw.) .  . 

10000 

lOOOO 

15000 

30000 

Kosten  i.  1  Einheit 

1.68 

1.08 

1.0183 

0.92 

Hiemach  würde  der  Uebergang  zum  Maschinenbetrieb  sofort  vor- 
teilhaft wegen  der  starken  Kostcnre^uktioii.  Di«'  Beispii  lr  des  Schf^nins 
für  die  2.  u.  3.  Phase  zeigen,  wie  die  Weiterentwicklung  vor  sich  gehen 
kann.  Die  praktische  Entwicklung  geht  nun  in  der  Tat  in  der  Richtung 
Ton  der  1.  u.  2  Phase  zur  ä.  und  weiter  so  vor  sich. 

Mlin  kann  dann  leicht  weiter  verstehen,  (u.  das  Zahlenbeispiel 
demgemä'ss  ändern),  dass  iii't  b'iiim  rer  Dauer,  geringerem  Reparatur- 
bedürfnis, daher  Verringerung  der  Tilgungsquote,  uiedrigerea  eigenen 
Kosten  n.  Preisen,  höherer  quantitativer  n.  (^qualitativer  Leistuugs- 
£Khigkeit  der  Maschinen,  relativ  weiterer  Verringerung  der  Arbeiter- 
zahl, steigenden  Löhnen,  niedrigerem  Gewinnsatz  (Ziiisfii-^s),  Ver- 
grösserung  der  Zahl  der  Produktt  ueinheiten.  eventuell  gleichzeitig 
mit  der  qualitativen  Verbesserung  der  Produkte  der  Kostensatz  für 
die  Einheit  immer  weitersinkt,  damit  der  Maschinenbetrieb  den 
Handarbeitsbetrieb  immer  stärker  verdrängt  (oder  ihn  auf  Minimal- 
löliiie  u.  -Gewiinie  herabdrückt,  wenn  er  noch  irgendwie  konkurrieren 
will:  Handwclirrcil)  u.  drr  grössere  wieder  den  kleineren  Maschinen- 
betrieb, der  Gross-  den  Mittel-,  der  Kiesen-  den  kleineren  Betrieb, 
die  Aktiengesellschaft  den  gewöhnlichen  privaten  Einzelbetrieb  usw. 

5.  Das  Endergebnis  der  Entwicklung  in  einer  Periode, 

die  aber  selbst  nie  abgcsclilosscii  ;>t.  ist  die  Verdrängung  der 
Uaudarbeits-   durch   die   Maschinenprodukte,   der  aus 
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kleineren    du  i  ch    die    aas   grösseren    Betrieben  ner- 

n'iiircnden  Maschinenproilukte  —  soweit  darüber  allein  die 
Kosten  cntsclu'iden  —  und  der  sinkende  Kostensatz,  sowie 
dcäsen  immer  neues  Sinken,  wenn  die  lÜchtuug  ioi  Betrieb  in 
der  ang:edeuteten  Weise  weiter  geht,  —  endlich  das  demgemSsse 
mö<;lich6  Sinken  der  Preise,  welches  sich  verwirklicht,  wenn 
die  Konkurrenz  unter  den  Produzenten  entsprechend  wirkt  n.  nicht 
durch  faktische  ^fonopolstellnn»,'  ii.  Kartelle  u.  dgl.  der  Absatzpic;« 
über  den  nur  normalen  Profit  enthaiteudeu  Kosten  u.  dann  der  Profit 
ebenso  höher  gehalten  wird«  solange  dies  die  Prodoaenten  vorteil- 
hafter ünden,  als  eine  weitere  Absatzaasdehnung,  welche  ihnen 
eventnell  die  Preisernilissigung  vei-schaffen  würde. 

6.  Bedeutung'  der  verschiedenen  Kosiensät/A'  für  dieselbe 

are  in  vcrschiedrncn  UnternelirriTnig'on  und  danach  sicli  er- 
gebtudt'  Pliascn  der  Entw  iikhmj^en  niit*  den  Produktionsuidiieten 
u.  bezüglich  des  jeweilig  periodisch  den  Preis  bestimweudcu  Kosteii- 
satzes.  Erste  Phase,  a)  Forranlierung  des  Kosten-  u. 
Preisj^esetzes.  Wird,  wie  gewöhnlich,  ein  gegebener  Markt* 
bedarf  einer  brstinniiton  Ware  <;lficljzclti;r  '/nsnmmcn  von  ver- 
schiedenen Ünternehnmn<:en  ;:-edeckt,  welche  dann  rr  ^elmässiii;  auch 
verschiedene  Produktionskosten  haben,  so  bcstiniuii  sich,  solanj^e 
der  Bedarf  nur  dansh  die  Produktion  aller  dieser  Untemehmnngen 
gedeckt  wird,  der  Dauerpreis  nach  denijeni<;en  höchsten  Kosten- 
satxo,  wtdclier  von  der  am  tenorsten  arboitondcn  l'nternehmnni^ 
I  Fabrik)  nocli  dnrcli  den  Preis  ;L:i'deckt  w  i'rilen  nniss.  nni  dio»er  die 
ForllÜiuunj^  ilirer  Produktion,  unter  Abwertung  normalen  Protits, 
zu  ermöglichen,  bzw.  sie  dazu  zu  bestimmen. 

Höher  kann,  nach  der  sonst  anznru'hmsnden  grösseren  Konkurrenz 
unter  den  l'niduz*  nten  ii,  Abnalnne  der  Nachfrafj^e  der  Preis  dauernd 
niciit  stehen,  niiMirii^er  aber  auch  nicht,  weil  dann  die  Unternehmun«', 
welche  ihre  Kf>sTen  nicht  gedeckt,  den  anderswo  erreichbaren  Profit  nicht 
si(di  gesichr-rt  si<'iit,  das  rrodukti<.»nsi.''elurt  vt-rliesse,  das  Au^flMü  liinter 
der  Naclitia^'e  zurück  bleiben  n.  dann  der  Preis  wieder  ütei^cn  würde. 

ß)  Folf^en  dieses  Sachverhalts  sind,  solanj^e  er  besteht, 
höhere  (Extra-j  Gewinne  (Protite)  derjenigen  Unternehmungen, 
welche  unter  diesen  Umstanden,  ihrem  Vorteil  gemäss,  zu  dem 
höheren  Preise  am  Markt  absetzen,  aber  wohlfeiler  produzieren; 
sie  beziehen  so^^en.  (DitTerential-)  Renten  (ij  G''\  welche  sieh 
an  sich  weil  und  in  demjenigen  Masse  er;;eln'n,  in  welchem 
ihre  l'roduktionskosten  (einschliesslich  normalen  IVotiis  berechnet) 
niedriger  sind,  als  der  den  einheitlichen  Preis  bestimmende 
höchste  Kostensatz  der  am  teiiei-sten  produzierenden  üntemehmnng, 
deren  Produkt  zur  Deckung  des  Marktbedarl's  noch  notwendig  ist: 
lienten  auch  auf  dem  Indnstrieirebiet,  ein  Spezialtall  des 
allgemeinen  (Diti'erential-)  RenteujirobieniH      63)  und  ein  A  nalogon 


Renten,  der  Satz  gilt:  nicht  sie  bestimmen  den  (höheron)  Preis, 
dieser  ist  nicht  wegen  ihrer  höher,  sondern  umgekehrt:  der  höchste 


der  Grundrente 


solche 
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Küstensatz  bestimmt,  unter  den  dargelegten  Voraussetzungen,  den 
Preis  u.  iutolgedesseii  fallen,  als  ZujiciilaK«  au  ihretu  (^leich- 
iDiissigeii  NoroiaU)  "Praßt,  Benten  im  Betrage  der  Differenz  swuchen 
ihrem  eigenen  a.  diesem  ittr  den  "PreiR  massgebenden  höchsten 
Kostensätze  für  sie  ah.  eine  Quelle  rfi«<lH'!er  u.  stärkerer  He- 
rcicherung,  damit  auch  hölierer  Kapitail>iidun;;s-  u.  gesteigerter 
Konkurrenzfähigkeit  fUr  sie,  ein  Moiuent,  welches  für  die  Weiter- 
entwieklnng  in  den  folgenden  Phasen  wichtig  wird. 

Zweite  Phase.  Auf  die  Dauer  ^egt  a)  ein  Preis- 
unterhieten  Seitens  der  woldfeiler  produzierenden  T'nternelimungen, 
dadurch  eine  Verdrängung  der  einen,  am  teuersten,  dann  auch 
weiterer,  teuerer  produzierenden  vom  Markte,  eine  entsprechende 
GeBchfiftBauedehnung,  Betriebsvergrösserung  der  mehreren,  sebliesslich 
der  einen  ersten,  wohlfeilst  produzierenden  zu  erfolgen,  aa)  Dies 
dann,  wenn  vorteilhaft  ist,  d.  h.  wenn  diese  Entwicklung  mehr 
GcAvinn  verspricht,  als  durch  Entgang  an  jenen  Kenten  infolge 
der  Preiserra&ssigung  ein^ebüsst  wird,  bb)  Die  rechtliche  Voraus- 
setznng  dieser  Vorgänge  ist  Gewerbefreiheit^  die  technische  ist  die 
Möglichkeit,  im  Unterschied  von  der  Boden-,  namentlich  der  Agrar- 
produktion, auch  soweit  nötig  u.  zweckmässig  nn  d<'rselben  örtlichen 
Stelle,  auf  verhältnismässig  engem  Raum,  den  Betrieb  zu  ver- 
errössern  n.  zn  konzentrieren,  die  ökonomische  Voraussetzung  ist 
Verfügung  über  grosses  Kapital,  eijiencs,  zu  dem  die  früheren 
höheren  Gewinne  die  Mittel  bieten,  fremdes  iui  Wege  des  Kredits, 
wozu  die  Tüclitigkeit  der  Leistung,  der  ,.Kuf  ',  die  materiellen 
Unterlagen  in  Besitz  u.  Ertrag  die  leichtere  u.  wohlfeilere  Gelegen- 
heit yerschaffen.  ß)  Die  Folgen  sind  dann  wieder  aa)  weitere 
Kostenreduktionen,  auch  Idsheriger  Kostensätze,  wegen 
aller  der  günstigen  Umstände  im  Grossbetrieb  usw.,  weklie  dies 
ermöglichen,  bb)  J:?o  verringert  sich  auch  der  jeweilig  für  den 
Preis  massgebende  Maximal- Kostensatz  für  den  letzten  zur 
Ddckung  der  Nachfrage  ertbrderKchen  Teil  des  Angebots  von  Phase 
zu  Pliasc  vom  ersten  höchsten  Betrage  auf  folgende  niedrigere  Be> 
träge  selbst  immer  wieder  weiter,  cc)  Differenzen  der  Kostonsatze 
bleiheu  aber,  solange  verschiedene UnteriHduiningen  mit  verschiedenen 
Kostensätzen  zur  Versorgung  des  Marktbedarfs  erforderlich  sind. 
Dadurch  werden  den  betreffenden  Unternehmern,  wenn  sie  nicht 
sofort  im  Preise  ihre  Konkurrenten  unterbieten  u.  ihre  Produktion 
weiter  ausdelnien,  immer  wieder  Rentenbezüge,  wenn  aucli  anderer 
Höiie  als  fVfil'f  r  gewährt,  mit  Ausnahme  der  teuerst  produzierenden, 
dd)  Die  gesamte  Betriebsweise  tendiert  so  immer  mehr  zum  Gross- 
betrieb. In  dritten  u.  weiteren  Phasen  vollzieht  sich  diettelbe 
Entwicklung  weiter. 

Das  Endergebnis  ist  daher  a)  immer  neues  Kosteiisinken, 
auch  beim  nuissgebenden  jeweiligen  Maximalkostensatz,  noch  nielir 
Grossbetrieb;  /i^j  in  Begleitung  davon  erscheinen  alle  die  ökonomischen, 
sozialen,  kulturellen,  ethisäen,  politischen  Folgen,  welche  der 
Grossbetrieb  mit  sich  fahrt,  u.  a,  bes.  die  absolut  höheren  £in« 
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kommen  u.  Vermögen  in  den  begünstigten  FlUen,  die  grösseren 
Differensen  dabei  n.  '  in  der  Klassenlage,  namentlich  zwischen 
kapitalistischen  Unternehmern  u.  ihren  Arbeitern,  seihst  bei  absolut 
höheren  (durch  diese  SachlajrP  niit  ermöglichten)  Löhnen,  die 
moderne  „soziale  Frage''  im  Üinn  der  industriellen  Arbeiterfrage. 
Alles  über  Grossbetrieb,  Ifaschinenanwendung,  Industrie  fr&her  Dar* 
gelegte  findet  so  durch  diese  Austtlhrun^en  ül)cr  das  Gesetz  der 
sinkenden  Kosten  der  Indnstrieprodnkte  seine  letzte  ökonomische 
Erklärung.  ' 

7.  Auch  bei  den  Bodenprodukten  üben  das  Eindringen 
der  Maschine  u.  der  Ersatz  von  Handarbeit  u.  von  der  Hand  be- 
wegten Werkzeugen,  auch  grössere,  länger  wirkende  Boden- 
meliorationen, d.  h.  auch  hier  die  veränderte  Verteilung  des  Kapiial^^ 
auf  stehendes  und  umlautendes,  mehr  zn^ninsten  des  ersten, 
prinzipiell  einen  gleichen  Einfluss  auf  die  Kosten  des  Produkts. 
Aber  wie  schon  gesagt,  eben  einen  dem  Orade  nach  viel 
schwächeren,  weil  andere  Momente  in  entgegengesetzter  Weise 
wirken  n.  meist  doch  die  wielitigeren  .sind  (s.  folg.  §  54),  während 
das  Grundstück  selbst,  das  einzehvirtsciiattlicli  als  Ktehcndes  Kapital 
mit  aufgefafist  zu  werden  pflegt  u.  bedingt  es  werden  kann,  für  die 
Frage  der  Kosten  des  Produkts  doch  ni^t  so  wie  andres  stehendes 
fnngiert. 

8.  Soweit  Bodenprodulcte  ancli  für  die  Industrie  als  Material 
u.  Hilfsmittel  der  Produktion  direkt  u.  indirekt  in  Hetraeht  konnnen 
u,  in  Kosten  u.  Ankaufspreisen  steigen,  wirii  auch  bei  den  daraus 
oder  damit  hergMtellten  Industrieprodnkten  der  betr^ende  Kosten* 
beÄandteil  teuerer  n.  unter  dem  ifinfluss  des  Gesetzes  der  steigenden 
Kosten  bei  Hodenprodukten  eventuell  bleibend  u.  immer  mehr, 
a)  Wo  der  StofYwert  iür  ein  Industrieprodukt  ins  (Tcweht  fallt, 
z.  B.  bei  einzelnen  Mctallsachen,  bei  Verbraucii  von  Kohlen,  anderen 
Beigwerks-  u.  Forst-  n.  Agrarprodnkten,  n.  dieser  Stoff  teuerer 
wird,  macht  sich  das  auch  tiir  das  Fabrikat  geltend  u.  wirkt  insoweit 
der  sinkenden  Richtung  der  Kosten  beim  Fabrikat  mehr  oder 
weniger  entgeg(Mi.  b)  Aber  in  der  Eegel,  in  der  Masse  der  Fälle 
u.  in  den  wichtigsten  ist  die  Tendenz  des  Sinkens  der  Kosten  aus 
den  dargelegten  Gründen,  namentlich  bei  hoher  maschineller  Technik 
u.  stark(>r  Grossbetriebsrichtung  mächtig  genug,  um  trotzdem  jene 
andere  Tendenz  zn  überwinden  n.  sich  durchzusetzen,  wenn  auch 
nicht  in  gleichem  Masse  als  in  Pälleu,  wo  der  ßoh-  u.  Hilfsstoff  usw. 
sich  nicht  verteuert. 

9.  Gans  hn  allgemeinen  ist  es  beachtenswert,  dass  das  Gesetz 
der  sinkenden  Kosten  der  Industrieprodukte  (u.  der  Boden^rodukte, 
soweit  es  dabei  mit  zur  Geltung  kommt)  eine  kompensierende 
Wirkung  gegen  das  Gesetz  der  steigenden  Kosten  der  Bodeuprodukte 
ausübt,  —  in  der  ganzen  Volks-  u.  in  der  Weltwirtschaft,  ein  auch 
in  der  Frage  vom  Industrie-  u.  Fabrikatenexportstaat  mitspielendes 
Moment,  das  nur  in  dieser  Frage  nicht  das  Gewicht  u.  die  Trag- 
weite hat,  wie  einseitige  Vertreter  der  Industriestaatsentwicklung 
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aiiiiebmen,  u.  ein  Moment  dar  Beweistuiimng  zugunsten  des 
Industriestaats,  dem  in  dieser  Frage  andere  gegenüberstehen« 

§  54.  —  E.  Güter,  deren  Angebots vcnnearang  unmittelbar 
von  der  Mitwirkung  des  Hodens  abhängt,  Bodenprodnkte  (s.  §  32. 
33,  63).  1.  Auch  liir  die  (Dauer-)  Preise  di<»s*»r  Ciüter  gilt  das 
Produktionskostcngesetz,  wie  bei  den  Industrieprodukten  um  ao 
genauer,  je  wirksamer  allgemein  im  Verkehr  die  freie  Konknrrens 
sicli  geltend  macht  Abmr  2.  dieses  Gc8<  t>:  nimmt  hier  die  Gestalt 
des  Gesetzes  der  steigenden  Kosten  u.  Preise  an.  3,  Die  Gründe 
dafür  lii';ien  im  Zusammenhang  der  Produktion  mit  dem  ,,Boden- 
ges 't/.''  (§  33):  Es  erfolgt  ein  Steigen  von  Kosten  n.  Preisen,  wenn 
u.  solange  als  die  Wirksamkeit  dieses  Gesetases  nicht  zurQckgodrSngt 
wird.  4.  Massgebend  ist  für  den  Preis  in  der  jeweiligen 
Bedarfs-,  Produktions-  \\.  Absatzphase  aneh  hier,  wie  in  der 
Industrie  (§  53,  No.  6,  8.  254)  der  Maximalkostensatz  der- 
jenigen letzten  (teuersten)  Produktion,  deren  Produkte  zur  Deckung 
eines  gegebenen  Marktbedarfs  noch  erforderlich  sind.  5.  Für  diese 
lefzte  Produktion  lasst  sieb  ein  Scliema  von  3  Kategorien  von  Fallen 
aufstellen,  der  Fall  der  Notwendigkeit  a)  unergiebigere  (in  der 
Produktion  von  organischen  Stötten,  wie  in  Ackerbau  u.  Forst- 
wirtschaft, unfruchtbarere)  neben  ergiebigeren,  fruchtbareren  Grund- 
stücken, b)  entlegenere  bzw,  solche  Grundstücke,  von  wo  die 
Produkte  iiöhere  Transportkosten  zum  Markte  bedingen,  c)  die  bis- 
her bebauten  (irundstücke,  dein  Bodengesetz  iremÄss,  mit  i-eintiv  mehr 
Arbeits-  u.  Kapitalaufwand  tür  die  Produkteneiidieit  als  bisher  zur 
Decknnff  des  grösseren  Bedarfe  bebauen  zu  müssen.  Diese  letsstere 
Notwendigkeit  ist  mit  die  Voraussetiung  daför^  dass  man  zu  einem 
Anbau  unergiebigerer  oder  entlegenerer  Grundstücke  überhaupt 
schreitet.  Die  gleiche  Notwendigkeit  wir<l  auch  durch  die  noeh 
ungünstigere  Sachlage  bedingt,  dass  man  diesen  Grundstücken  im 
dritten  Fall  ttberfaaapt  nidit  mehr  Mehrerträge  abgewinnen  kann, 
weil  uiau  ihre  absolute  Mazimalleistungstahigkeit  im  wesentlichen  er- 
reicht hat,  wie  etwa,  wenn  der  Standort  (Kaum)  für  die  Pflanzen  (auch 
die  Bäume  im  Wald)  zu  eng  würde.  6.  Dieser  Maximalkostensatz 
setzt  sich  unter  den  ökonomisch-psychischen,  teclinischen  u.  recht- 
lichen Bedingungen  des  Systems  der  Konkurrenz  wie  bei  den 
Industrieprodukten  durch.  7.  Man  kann  diesen  Kesf  i  inatz  aber  nicht 
so  n.  regelmässig  nicht  dauernd  so  wie  m  der  industri(!lleu  Produktion 
herabdrücken,  namentlich  nicht  wie  bei  dieser  durch  Vergrösserung 
der  Produktion  am  nämlichen  Ort.  8.  Vielmehr  steigt  er  weiter 
unter  denselben  Voraussetzungen,  unter  welchen  sich  das  Gesetz 
der  „Produktion  auf  Land"  durchsetzt.  Daher  mit  qualitativ  und 
quantitativ  steigendem  Bedarf  an  Bodenprodukten,  der  von  der 
Produktion  auf  bestimmten  Grundstücken,  z.  B.  eines  Gebiets,  nach 
Lage  der  Dinge  gedeckt  werden  muss,  aber  eben  gewöhnlich  nur 
unter  progressiv  ungünstigeren  Bedingungen  (S.  121)  gedeckt  werden 
kann,  also  inabesond.  solange  es  der  Produktionstechnik  nicht  ge> 
lingtt  mehr  (oder  qualitativ   bessere)  Produkt  auch   mit  den 
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gleichen  (oder  gar  mit  geringeren)  Kosten  wie  die  bisherige  Men^ 
(u.  QnalitiCt)  su  liefern.  In  dieser  Hinsieht  ist  eben  die  Lage  m 
der  Boden ]>roduktion  nn^insdger,  als  in  der  indnstnellen,  der 

tecbnisclic  Fortschritt  besclininkter  u,  alles  das,  was  in  der  Industrie 
zur  V«'riiiin(ierung  der  Kosten  führt  (§53  unter  No.  3,  S.  250)  teils 
nicht,  teils  nur  mit  weniger  Ert'oig  liir  die  Kostenreduktion  anwendbar. 
9.  Im  Uebrigen  knmmen  als  Mittel  u.  Wej^,  das  Steigen  des  mass- 
eebenden  Maxinialkostensatzes  selbst  hei  steigeadm  Bedarf  za 
uemnien  oder  den  Irrels  aucli  in  diesem  Fall  im  Stei<ren  zu  hindern, 
alle  die  Momente  in  Betracht,  welche  die  erfolgreiche  Beküuipfung 
des  Hodeniiesetzes  ermöglichen  (§  33,  S.  121  ff.). 

10.  Unter  diesen  pflegt  praktisch  der  wichtigste  Umstand  die 
Verhessemng  der  Koramunik«ation8-  n.  Transportmittot  n,  die  Ver- 
wohlfeilerunp:  der  Transportkosten,  ^rerade  für  meist  so  schwere, 
yoluininüse  u.  relativ  geringwertige  Objekte  wie  die  i3odenprodukte 
za  Kein,  weil  dadurch  entferntere  Pruduktionsgebiete  ftir  die 
Deckang  des  Marktbedarfs  erschlossen  werden,  wo  die  Produkte, 
unter  günstigeren  uatfirlichen  Bedingungen  (Klima,  Boden beschaffen- 
heit  i  u.  in  extensiverem  Betriehe  mit  «geringeren  Kosten  gewonnen 
werdeti  können.  Die  von  daher  in  Marktgebiete  grossen  Bedarfs, 
hochintensiver  ko8t8[>ieliger  Produktionsweise,  vielleicht  ungünstigeren 
Klimas  u.  Bodens  eingeführten  Produkte  drücken  dann  die 
heiniischen  Preise  im  Zufuhrgebiete  herab  (so  bes.  jetzt  in  England) 
oder  hemmen  ihr  weiteres  Steigen  (so  bes.  jetzt  auf  dem  euro|). 
Kontinent),  wenn  nicht  etwa  durcli  Zölle  (AgrarzöUe)  u.  dgl.  (andere 
Einfbhrerschwemngen)  das  f^remde  Bodenprodnkt  abgehalten  oder 
seinerstüts  selbst  verteuert  wird.  Dann  kann,  wie  die  heutigen 
Verhältnisse  beweisen  (England,  Kontinent),  selbst  hei  infolge 
grösserer  u.  reicherer  Bevölkerung  immer  höher  steigendem  Bedarf 
an  Bodenurodukten,  ein  niedriger  u.  sogar  noch  immer  mehr 
sinkender  PreiM  eintreten.  Dadurch  wird  aber  nicht,  wie  wohl 
flllschlich  behauptet  worden,  „das  Bodengesetz'*  w.  das  ,,CJesetz 
der  steigenden  Kosten  u.  Preise'"  ..widerlegt sondern  solche  Vor- 
gänge stellen  nnr  scheinbar  nnt  diesen  Cesetzen  in  V\  iders]»rucl  u. 
fügen  sich,  bei  richtiger  Auffassung  u.  Auslegung  dieser  Gesetze, 
durchaus  in  diese  ein.  ISs  sind  hierbei  eben  zwei  Fftlle  zn  unter- 
scheiden, der  « im  s  geschlossenen  und  der  eines  nicht  ge- 
schlnss(;nen  Produktions-  u.  Marktgehieis.  In  beiden  gilt  das 
K' St.  ngesetz,  nur  hetzt  es  sich  im  ersten  unmittelbar,  im  zweiten 
erst  \  iel  später  durch. 

a)  Im  ersten  Falle  —  daher  in  der  Praxis  bei  Unmöglichkeit 
lied(  utenderer  Zufuhr  von  Bodenprodukten  ans  der  Ferne  wegen, 
fehlender  lie(  litssicherheit,  feldenden  oder  zu  unvollkommenen,  zu 
teueren  Kommnnikr.tions-  n.  Transportwesens,  wie  bis  vor  kurzem, 
vor  dem  Damjjfzeitaher,  wenigstens  in  liinnengehieten  last  durch- 
auh,  auch  bei  fehlender  Handelsvermittlung  oder  nnsinreiehender 
Funktion  des  Handels  (Kornhandels  usw.)  sowie  bei  Verbot  der 
Einfuhr  von  Hodenprodukten  oder  prohibitiven  Zöllen  dafür  —  voll- 
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ziehen  siel»  die  V'organge  im  Gebiet  der  Preise  durchaus  n»ch  der 
Formel  obiger  Theorie,  also  dem  Gesetz  der  steigenden  Kt«tea 
gem&B,  es  entscheidet  der  jeweilige  MaximalkostcnsHtz  des  letzten 
teuersten  Proilukts,  dessen  Deckunj:  für  den  Bedarf  not\vendi;r  ist, 
für  den  ..Dau('r})rt.'is";  —  so  z,  B.  in  Kn«2^1and  vor  der  Aufhebung 
der  Kornzölie  (1846).  h)  Im  zweiten  Fall,  auf  nicht  geschlossenem 
Oebiet  —  daher  !o  der  Praxis  der  heutigen  Zeit,  auch  Im  Binnen- 
lande, im  Daiiipfzeitalter  des  Verkehrs,  liei  grosser  Rcchtssicheriieit, 
umfassender  Organisation  u.  technisch  vollkoinmonor  Funktion  des 
Handels,  zumal  bei  Freihandelspolitik  (keine  Agrarzölle  usw.)  — 
^It  die  Theorie,  ienes  Kosten-  u.  Preisgesetz  im  Prinzip  ebenso, 
ist  der  Preisdrnck  fiir  die  Bodenprodukte  in  den  Itänfuhreebieten 
infolge  der  Konkurrenz  wohlfeil  u.  gelbst  lange  Zeit  wohlfeil  pro- 
duzieronder  Tjäiiih'r  keine  Widerlegung  dieses  Gesetzes.  Nur  sind 
die  Vorgänge  komplizierter  u.  setzt  sich  das  Gesetz  im  Dauer- 
preis für  die  heimischen  Produkte  viel  snäter,  jjraktisch  einst- 
-weilen  erst  nach  sehr  langer  Zeit  durco,  nämlich  wenn  durch 
Steigerung  des  Bedarfs  in  den  Ausfuhrländern,  infolge  ihrer  eignen 
Volks  Vermehrung  n.  ilires  w.achsenden  Exports,  auch  hier  die  Ver- 
hältnisse sich  so  gestalten,  dass  jene  drei  nnter  Nn.  5  (8.  257)  er- 
wähnten Notwendigkeilen  eintreten.  Bei  einstweilen  noch  eigner 
dUnner  Bevölkerung  (Nordamerika,  Argentinien,  2.  T.  anch  noch  Ost- 
europa), bei  Verfügung  über  grosse,  fruchtbare,  noch  ganz  extensiy 
bebaute  u.  selbst  jetzt  noch  garnicht  in  Kultur  genommene  agrarische 
*  Böden  (fuialoir:  Urwälder,  erst  jniiL:<t  erschlossene  crgie.l)ige  Berg- 
werke), bei  innner  noch  möglichem  u.  erfolgendem  Aulschluss  ent- 
legener gttnstiger  Prodnktionsgebtete  durch  neue  u.  bessere  Vorkehrs- 
mittel,  bei  immer  noch  weiterer  technischer  Verbesserung  dieser  u. 
Verwohlfcilerung  der  Transportkosten  (Seeschiffahrt,  Kanäle,  Kisen- 
bahnen)  kann  eben  noch  für  lange  auf  grosse  wohlfeile  Zufuhr  aus 
solchen  Ländern  nach  den  Gebieten  hohen  u.  steigenden  Boden- 
roduktenbedaris  gerechnet  werden  u.  solange  brauchen  die 
eimischen  Produkten-  (Getreide-)  Preise  nicht  zu  steigen,  können  sie 
selbst  weiter  sinken.  Freilich  —  unter  der  stillschweigenden  Vor- 
aussetzung dieser  „Entwicklung  vom  Agrar-  zum  Industrie-  u. 
Fabrikatenexportstaat",  dass  die  Ausfuhi^länder  der  Bodenprodukte 
diese  nicht  nur  u.  zu  mässigen  Preisen  ausführen  kennen,  sondern 
es  auch  wollen  u.  dürfen  (politische  u.  wirtschaftspolitische,  auch 
finanzpniifische  Fragen  ihrer  Exportpolitik,  der  Ausfuhrverbote, 
Ausfuhrzölle,  gesicherten  Transportwege  usw.),  u.  —  dass  die  Ein- 
fuhrländer über  geeignete  Zahlmittel  verfügen,  daher  —  neben  Gut- 
haben aus  den  ürtr&en  von  Kapitalanlagen  in  der  Fremde,  wo  es 
sich  dann  um  deren  dauernde  Sicherheit  u.  Bentabilität  handelt  — 
Tornehmlich  über  geeignete  Fabrikate,  die  sie  zu  für  sie  noch 
lohnenden,  nicht  zu  niedrigen  Preisen  im  Ausland  als  Gegenwert 
absetzen  können,  dass  ihnen  daher  auch  hier  nicht  Verbote  u.  zu 
sehr  preisberabdrttckende  EinfVihrzSlle  begegnen,  vielmehr  genügende 
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Verkehrssicherheit  besteht,  eben  der  problematische  Punkt  in  diesen 
Dingen  (o.  8.  40).  » 

S.  meine  Sehr.  „Agrar-  w.  Tii.lu?triestaat"  2.  Aufl.  1902.  In  England 
hat  sich  (  in  starker  Preisdnick  vollzogt  ii.  filr  Weizen  von  frOher  40 — 50 
—60  sh  (noch  in  der  Freihandelsära  seit  den  1640  er  Jahren)  u.  mehr 
für  1  Qttarter  auf  2S~%— 30  sh,  aber  auch  eine  Vermindening  der  mit 

Weizen  angebauten  Fläche  von  Ende  der  IHtiOer  Jahre  bis  VMi  von  H,7 
auf  l.(>  Mill.  Acres.  In  Dnitscliland  hat  sich  Weizen-  u  Roggenban  \vn 
Unilaxiij:  ziemlich  erhalten  (8.  o.  die  Daten  S.  124),  die  Preise  sind  mvhi 
in  denist'lben  Masse  wie  in  England  gesunken,  aber  auch  in  der  neuen 
Aera  der  Korn?  Mr  ( \><~^)  u.  nach  deren  Erhöliung  (1><K'>,  18S7)  nicht 
mehr,  wie  bis  zum  iieginn  der  1«70 er  Jahre,  gestiegen.  Sie  waren  z.B. 
in  PreuBsen  im  Staatsdurdischnitt  einer  grösseren  Reihe  von  Markiqrten 
für  Weizen  u.  Roggen  in  Mk.  für  1  Tonne  (1000  k^O  '•  Minim.  (im  lOjähr. 
Durchschn.)  1821  — '50  121  4  u.  12«.«,  Max.  (im  5jähr.  Durchschn.)  1871-75 
235.2  u.  179.2,  in  durcliüchnittlich  fast  beständiger  Steigenmg  bis  dahin. 
Darauf  setzt  die  sinkende  Richtung  ein  u.  verblieb  mit  Schwankungen, 
trotz  der  Zölle,  so  in  iHf>l— 95  l«i.').r)  u.  14.^'.'.,  in  lH!»r>  (Min.)  152.1  u.  1U).6, 
seitdem,  mit  Schwankungen,  wieder  hüher,  lUOO — liHM  i.  D.  157  u.  13U  Mk, 
(b.  Conrad,  Art.  Oetr^depreise  im  H.  W.  B.  St.  IV,  320  mit  statist. 
Daten). 

c)  Solange  für  ein  Land  starken  Bedarfs  an  Bodcnprodnkten 
die  wohlfeile  Zufuhr  st)li  Uer  aus  der  Ferne  (Auj>land)  niü^^^lich  u. 
immer  noch  ausdchiiungsi'ähig  ist,  lanst  sich  hier  für  den  Dauerpreis 
solcher  Produkte  da^^  jc\veilig  ihn  bestimmende  Kostengesetz  also 
fassen:  Dieser  Preis  wird  durch  denjenigen  Minimalkostensats  . 
(eigentliche  Produktionskosten  am  Produktionsort,  Transport-, 
Handelsspescn  zusammengefasst)  bestimmt,  zu  welchem  sich  eine 
wohlfeilere  agrarische  u.  sonstige  Bodenproduktion  zur  VerdräJiguug 
teuererer  Proaukte  aus  einem  Marktgebiet  eeitweilig  ausdehnen  lilsst. 
Die  kostspieligere  Produktion,  z.  B.  die  heimische,  muss  dann  ein- 
geln'n  (brit.  Woizenbaii)  oder  sich  auf  die  günstigsten,  ihr  verfiig- 
baren  Gebiete  znrnckzielien  (dasselbe  Beis])iel),  oder,  wenn  sie  sicli 
sonst  noch  hÄlt,  kann  sie  bestenfalls  nur  zu  solchem  wohlfeileren 
Fteise,  der  ihre  eigenen  Kosten  nicht  mehr  voll  deckt,  Absatz 
finden,  daher  nur  einen  entsprechend  ennässigten  Ftofit  abwerfen.  . 

Da.s  kann  dann  eventuell  weiter  zu  einer  entsproclii'nden  Ver- 
minderung des  Kapitalwerts  ihrer  sachlichen  Produlctionsmittel,  ein- 
schliesslich Gebäude  u.  Grundstücke  selbst,  auch  zu  Tjohnreduktionen 
führen,  anderseits  frdlich  zu  technischen  Fortsehritten  anspomen«  weldie 
aber  bei  dem  unter  solchen  Umständen  vorauszusetzenden  u.  regel- 
mässig eintretenden  Kapital-  u.  Kreditmangel  u.  der  Kreditverteuerung 
sehr  erschwert,  öfters  geradezu  unmöglich  werden.  (Notlage  West-  u. 
Mitteleuropas  seit  der  neueren,  wesentlich  der  \'erb(^s8erung  u.  Ver- 
wohlfeilerung  der  Verkehrsmittel  zu  verdankenden  osteuropäischen  u. 
transatluBtischen  Konkurrenz).  Der  neuere  Agrarzoll  hat  wesentlich 
den  Zweck,  diese  Notlage,  mindestens  für  eine  Uebergangszeit  von 
freilich  unbestimmbarer  Länc^e,  7.n  mildern,  indem  er  cue  fremde 
Konkurrenz,  etwas  abhält.  Ob  mit  Erfolg  u.  ob  überhaupt  durch  Zölle 
ein  solcher  Zweck  erreicht  werden  kann  u.  wegen  der  anderweiten 
Folgen,  für  Produzenten  u.  Konsumenten,  es  darf,  auch  vom  Standpunkt 
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des  Produktionsinteresses  u.  des  im  Konsumtionsinteresse  mits])iclenden 
sozialen  Moments  aus,  ist  stieiti^.  Es  wird  von  mir  im  Ganzen  bejaht, 
8.  meine  gen.  Sehr.  u.  die  Streitliteratur  über  die  AgrarzöUe.  (Käheres 
in  Handels-  n.  Agrarpolitik).  Anch  diese  wichtigen  praktischen  Fragen 
erhalten  durch  die  Theorie  der  Kosten  u.  Preise  ihre  richtige  Be- 
leuchtung. 

11.  Eine  Fol^eerscheinu ti<!;  der  Bedingungen  fiir  die  l\o>reii- 
tt.  Preisbildung  aut  dem  Gebiete  der  lioden-,  bes.  der  Agrarpruduktiou 
ist  wieder  das  Entstehen  von  (Differential-)  Renten «  der  hier  sogen. 
Grundrenten  (§  53,  63).  a)  Diese  werfen  die  in  Ei^ebigkeit, 
Lnge,  Transpf'ftkosten  gnnstifreven  Grundstücke  u.  die  früheren 
Ka])italverweiidun'ren  in  der  I Sudetiproiluktlon  dann  ab,  wenn  die 
unter  solchen  Verhahuisseu  mit  geringeren  Kosten  gewonnenen  u. 
auf  den  Harkt  zur  Deckung  der  Nachfrage  gestellten  Produkte  mit 
teuereren,  zur  vollen  Bedarfdeckung  aber  noch  erforderlichen 
Pr<»dukton  konkurrieren,  b)  Dann  er)  stellen  sich  die  Preise  wieder 
auf  diesen  höheren  Kostensatz  n.  ß)  lallen,  wie  in  der  industriellen 
Produktion  (§  53  No.  6,  Ö.  254)  für  die  Grundstücke  mit  niedrigeren 
Produktionskosten  Renten  ab,  im  Betrage  der  Differenz  «wischen 
ihren  eigenen  u.  dem  den  Preis  bestimmenden  Maximalkostensatz 
des  teuersten,  noch  bedurften  Produkts,  c)  Die  Höhe  dieser  Renten 
hängt  von  der  Höhe  dieser  Differenzen  ab,  steigt  daher  in  der 
Entwicklung  mit  diesen,  je  melir  sich  die  Produktion  zur  Deckung 
des  Bedarfe  auf  Grundstücke  nusdebnen  oder  unter  Umstftnden  er- 
folgen muss,  wo  die  Kosten  höher  werden,  sinkt  im  umgekehrten 
Fall,  also  heute  z.  B.  infnlirf  der  Konkurrenz  wohlfeiler  fremder 
Agrarprodukte.  d)  Die  unter  den  ungünstigsten  Verhältnissen  zum 
höchsten  Kostensatz  stattfindende,  zur  Deckung  des  Marktbedarfs 
noch  erforderliche  Produktion  wirfit  dagegen  keine  solche  Rente  ab, 
sondern  bedingt  nur  eine  Kostendeckung  (einschliesslich  normalen 
Profits)  im  Preise,  den  sie  bestimmt,  J)Ie  (^Gnmd-)  Rente  ist 
daher  auch  hier  kein  den  Preis  bestimmender  Kostenteil,  nicht  die 
Ür»ache,  sondern  die  Wirkung  u.  Folge  höheren  Preises  (Ricardo, 
s.  o.  a  254/255  u.  u.  §  63). 

F.  Eine  Modifikation  erfährt  das  Produktionskostengesetz,  wie  es 
im  vorausgelieiiden  (S  2.*i.'>£f.)  dargelerit  worden  ist,  hei  Gütern  (Waren), 
welche  mit  vereinigten  Kosten  im  nämlichen  Produktionsproeess 
(Betrieb)  gewonnen  werden^  als  Haupt-  u.  Nebenprodukte,  z.B.  Gas 
u,  Koks,  Tieisch,  Felle,  Knochen,  Wolle  in  Zweigen  der  Viehzucht, 
a)  Hier  bestimmen  die  vereinigten  Kosten  den  (Tcsaint preis  aller  be- 
zücTÜchen  Produkte,  b)  Der  Preis  des  einzelnen  verschiedenen 
Produkts  regelt  sich  möglichst  so,  dass  die  bei  der  I*r  i  l  iktion  erhaltene 
Menge  eines  jeden  völlig  Ab'-Htz  findet,  soweit  sich  das  durehführen 
lässt  u.  dabei  der  grösste  (xe^amtproht  abfällt,  c)  Je  schwerer  das 
eine  Produkt  abgesetzt  wird,  je  nieoriger  sein  Preis  dabei  sich  steUt 
u  um  den  Absatz  zu  erzielen,  stellen  muss,  desto  höher  muss  der  Preis 
des  anderen  werden  u.  umgekehrt  kann  dieser  sinken,  wenn  jener 
steigt,  d)  Soweit  mau  absichtlich  durch  entsprechendes  technisches 
Yenahren  in  der  Produktion  darauf  hinwirken  kann,  statt  des  einen  das 
andere  Produkt  zu  gewinnen  (s.  B.  in  der  Schaizucht  auf  WoU-  oder 
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auf  Fleischproduktion),  wird  dasjenige  Produkt  zu  erzielen  gesucht,  das 
bei  gleichen  Gesamtkosten  am  neston  lohnt,  d.  h.  den  höchsten  Preis 
erreicht,  z.  B.  bei  Schafzucht  trülier  Wolle  u.  feine  Wolle,  jetzt  Fleisch. 
(Ausfährongen  in  der  Ricardo'schen  Schule). 

§  55.  —  III.  Historische  Preisentwicklung  im  Fort- 
Bchritt  der  Volkswirtschaft.  1.  Zu  ihrer  Erklärung,  bes.  der 
grossen  liiötorischen  Zii;i('  der  relativen  Preisentwicklung  der  be- 
sprochenen drei  gros.sen  (lütrrkatejioricu  (§  52— 54),  dienen  die  dar- 
gelegten Gesetze  in  bet>ondereni  Masse.  2.  Die  Kichtigkeit  der 
ktzteren  als  Formeln  Air  die  Tendenzen,  welche  sich  in  den 
konkreten  Preisen  durchzusetzen  suchen,  wird  durch  die  Tatsachen 
der  Prois^'-oscliiclito  u.  Statistik  auch  hostätigt,  a)  Diese  TatsaL-hcn 
sind  nur  aus  tViilierer  Zeit  nicht  innner  umfassend  u.  sicher  ^cnu^ 
bekannt,  um  /u  Beweisführungen  benutzt  werden  zu  können, 
b)  Auch  besteht  dabei  die  nicht  oder  nicht  sicher  lösbare  Schwierig- 
keit, selbst  wenn  die  Gcl(l|H«is('  In  einer  bestiiniiiten  Geldart 
(Münze)  ausg-edrückt  sind,  dei-en  \virkli('li(\ie\s  eilige  Zalilkraft  genau 
fest^.nstelleu  u.  allg<'niein  sicher  /.n  »'ruiitteln,  welche  Kaufkraft 
dem  Geld,  auch  dem  Edelnieiallgeld  iunege wohnt  hat  u.  <»b  u.  wie- 
weit Preisverfindeningen  auf  die  Veränderung  des  Geldwerts  selbst 
odear  in  der  Kaufkraft  des  Geldes,  zurückzuführen  sind  oder  nleh 
nur  u.  wie  weit  sie  sich  aus  Vorgänsen  auf  Seite  der  Waren  er 
Kmren.  3.  Tatsächlicli  nachweisbar  f?ir  längere  Perioden  aus  Preis- 
ge^schichte  u.  -Statistik  u.  zugleich  als  notwendige  Folge  aus  den 
Gesetzen  der  steigenden  u.  sinkenden  Kosten  der  beiden  Gttter- 
kategorien  abzuleiten,  ist  in  der  geschichtlichen  ^Entwicklung  <Ue 
Annäherung  der  Kosten  u.  Preise  der  Bodfii-,  daher  bü«;  der 
Rohprodukte  u  der  Fabrikate  an  einander  (Carey),  bei  d«'ni 
steigenden  l'ixiisc  jener  u.  dem  sinkenden  dieser.  (Das  ergeben 
s.  B.  die  Daren  in  der  früheren  britischen  Handelsstatistik  für  die 
sogen.  ., offiziellen"  Werte  der  Artikel,  welche  seit  Ende  di^s 
17.  Jahrhunderts  bis  Mitte  des  19.  im  alten  festen  Preissatz,  netterlich 
lieben  den  „reellen"  Werten,  bei  der  lierechnung  zu  Grunde  gelegt 
wurden).  4.  Eine  grössere  Kcgelmässigkeit,  ein  geringeres 
zeitliches  Schwanken  dar  Preise  Ifisst  sich  vielfach,  bes.  ancli 
im  Kleinverkehr,  nachweisen  u.  mit  auf  die  Tatsache  zurückführen, 
dass  die  Produktionskosten  einen  direkter  entscheidenden  Einfluss 
mit  zunehmender  Wirtschafts-  u.  Kulturentwicklung  gewinnen,  bei 
grösserer  Sachkenntnis  u.  Besonnenheit,  auch  auf  Seite  der  Käufer, 
weniger  Irrtums-  u.  teilweise  wohl  auch  weniger  Täuschungspreise 
vorkommen,  auch  die  Redlichkeit  in  Handel  u,  Wandel,  das  ab- 
sichtliche Masshrilted  iti  möglicher  AushentuTiir  der  anderen  Partei 
sich  in  dieser  llinsiciii  in  höherem  Masse  günstig  geltend  machen. 
5.  In  derselben  Richtung  können  wirken  u.  wirken  anch  wohl  tat- 
sfiehlieh  vielfach  die  lebhaftere  Konkurrenz  unter  den  Ver- 
käufern u.  Käufern  u.  beider  untereinander,  anderseits  Preis-  . 
Verabredungen  u.  quasimonopolistischc  Gestaltungen,  wie  in  Kartellen, 
Syndikaten,  freilich  mit  den  gleichzeitigen  oben  (S.  244Eu.  in  §56 
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Nr.  3.  S.  270 ff.)  angedeuteten  Gefohren  der  bleibenden  Hdherstolinne 

der  Preise  über  die  einen  normalen  Profit  (aber  auch  nicht  ni  ili^ 
enthaltenden  Kosten.  6.  Grössere  üinlauf'sfaliifrkeit  der  Waren 
(bei  besserer  Konservierbarkcit,  sichererem,  schnellerem,  wohlfeilerem 
Kommunikations-  u.  Transportwesen)  u.  grösserer  Umlaufs- 
freiheit  (Gewerbefreifaeit,  Freihandel),  endlich  die  Entwicklung 
des  Handels  können  gleichfallB  einengend  auf  Preissehwanknngen 
einwirken,  die  Preise  mehr  den  Kosten  nnpassen,  Abw(»icliun;;en 
von  diesen  seltener  n.  *rerin«»er  machen  u.  tun  es  auch  wohl  tat- 
sächlich mehr  oder  weniger  (geringere  Abhängigkeit  der  Preise  <ler 
A^rarprodukte,  bes.  des  Getreides,  von  den  Emtesch wankungen 
überhaupt  u.  vollends  von  dem  lokalen,  stabileren  .,Weltmarktj)reise**; 
Schwanknnf^en  des  Kornpreises  waren  innerijalb  des  ErntejahrPH 
Früher  viel  r-rfisscr  als  jetzt,  noch  im  spj'iteren  Mittelalter  u.  darühtn- 
hinaus  gelegentlich  um  mehrere  Hundert  von  Prozenten  auf  u.  ab, 
neuerdings  sebon  1846/47  in  England  nur  um  100  7o«  nenester 
Zeit,  nach  Monatsdurchschnitten,  noch  viel  weniger,  z.  B.  IK91/92 
um  zirka  25  %  hinauf  u.  33  %  hinah)  T.  In  seiner  ,.norniah'n'* 
Funktion  n  bei  sich  in  deren  (ireiizen  lialtcnder  „solider" 
Spekulation  auf  lokale  u.  zcitliciie  Preisditierenzen  wirkt  speziell  der 
Handel  ausgleichend  anf  Preisschwankungen  ein  (o.  S.  211  ff.), 
auch  im  Lieferungs-  und  ., soliden'"  Termingeschäft.  Aber  anderseits 
g^elien  Handel  ii.  Spekulation  auch  leielit  über  diese  „normale"  u. 
..solide"  Fnnktion  hinaus  n.  trajren  dann  zur  Steinremng  der  Preis- 
bchwankuiigen  u.  Erweiterung  der  Preisdift'erenzen  ihrerseits  noch 
bei,  auch  bei,  ja  richtiger  gesagt  gerade  heim  Termingeschäft,  nicht 
trotz  dieses,  zeigt  sieh  das  öfters  (Fonds  u.  £ffekt«i,  Getreide, 
Fleisch,  Metalle,  neuerdinj^s  bes.  Knpfer,  Baumwolle  n.  a.  ni ,  selbst 
der  brit.  Monatsdurchschnittspreis  von  Weizen  schwankte  im  F)  üh- 
jahr  u.  Sommer  1898  um  28  %  aufwärts  u.  43  ®/q  abwärts  mit  in- 
folge solcher  Spekulationen). 

§  56.  —  IV.  Zur  Preispolitik.  Frage  der  Preistaxen 
u.  Vevwfin d tes.  Kartell,  Trust  u.  Preisreir«'! ung.  —  A.  Die 
universelle,  dtnciisehlagende  praktische  Pedentung  des  Preis- 
problems. 1.  liei  immer  mehr  zurücktretender  Naturalwirtschaft, 
fast  ganz  vorhemchender  Verkehrs-  u.  G^ldwirtschaft  wird  die 
Bildung  u.  jeweilige  Gestaltung  der  Preise  im  System  der  Arbeits- 
teilung das  wichtigste  Motnent,  von  welchem  die  wirtschaftliche 
Lage,  das  Wohl  u.  Wehe  der  Produzenten  n.  Konsumenten  abhängt, 
neben,  aber  nicht  einmal  immer  durchaus  nach  dem  Prozess  der 
Einkommen«  ii.  VenniigensTerteiiung.  Denn  wenn  dufth  diesen  ein 
Jeder  auantitativ  seinen  Anteil  am  Volkseinkommen  n.  -Vermögen, 
damit  aas  Mass  seiner  Konsumtions-  u.  Kapitalbildunjisfahigkeit  an 
sich  (absolut)  u.  relativ  im  Verhältnis  zu  jedem  Anderen,  so  auch 
das  Last-  u.  Lustmasb  als  Produzent  u.  Konsument  auch  grund- 
legend bestimmt  erhült,  so  hSngt  die  Hdhe  dieses  Masses  doch 
endgiltig  von  der  Gestaltung  der  Preise  ab,  welche  vom  Erwerber 
des  £inkommens  n.  Vermögwis  als  Produzenten  erzielt  u.  von  ihm 
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als  Konsumenten  gezahlt  werden.    2.  Im  System  der  Konkfureaz» 

im  völlig  freien  Verkehr,  aber  doch  auch  in  anderen  Systemen  der 
wirtschaftlichen  RcchtsorduMiu^,  nuch  denen  ciru^r  mehr  oder  weniger 
strengen  Gebundenheit,  wo  dem  Vertragsschluse  bei  der  Preis- 
V  besthnmung  dodi  regelmKssig  auch  ein  gewisser  Spielraum  der 
Betätigung:  bleibt,  wird  implicite  angenommen,  dass  im  VertragB* 
preise  die  Interessen  beider  Parteien  zu  einer  rieht ijren,  ^^erechten 
Aiisjjleichung  kommen,  mit  der  beide  Teile  sich  zutrieden  geben 
kduueDi  sei  es  ganz  allgemein,  sei  es  als  Regel.  3.  Aber  die 
objektive  Betracbtnng  der  Dinge  n.  oft  genug  ofienbnrste  Tateachen 
beweisen,  dass  diese  Annahme  doch  eine  sehr  optimistische  ist,  die 
wirkliclien  Preise  ihr  oft  nicht  entsprechen,  bald  zu  niedrl^r,  daher 
zu  ungünstig  für  den  Produzenten  n.  Verkäufers  zu  günstig  lür  den 
Konsumenten  u.  Käufer,  bald  u.  wohl  meistens  noch  häutiger, 
za  hoeb,  mitbin  sm  günstig  ftir  den  ersten,  zn  nngOnstig  für 
den  zweiten  sind.  a)  Auch  ohne  dass  es  voll  /-um  klaren 
Bt'wusst.sein  kommt,  schwebt  der  Volksseele"  die  Idee  des 
,. richtigen",  des  ,. gerechten  *  Preises,  in  Verbindung  damit  auch  die 
des  „richtigen''  u.  „gerechten'^  Lohns  u.  Profits  (Rente,  Zinses  usw.) 
vor,  misBt  sie  an  diesem  Ideal  die  wirklichen  Preise.  Dabei  findet 
sie,  dass  diese  wie  nicht  minder  Löhne  u.  Plrofite,  davon,  oft  viel, 
auch  nicht  selten  ,,zu  viel"  nach  oben  oder  unten,  abweichen,  dass 
die  Vertragspreise  nicht  nur  in  Ausnahmefallen,  sondern  in  zahl- 
reichen, vielleicht  in  der  Mehrzahl,  selbst  in  der  Regel  für  Ver- 
käufer oder  KSnfer  nicbt  die  „angemessenen**  sind,  auch  wenn  sich 
das  schwer  in  genauen  Zahlengrösscn  ausdrücken  llisst.  b)  Wo  es 
sicli  um  Güter  ftir  wichtige  Bedürfnisbefriedigungen  in  der  Lebens- 
iuhrun^  hnnrielt,  jmcfi  dem  Hang  der  Bedürfnisse,  denen  sie  dienen, 
—  Haupinahrungsmittel,  Brot,  Fleisch,  ^?aiz,  Milch,  Bier,  Be- 
leuchtnngs-,  Brennstoffe,  Wohnung  —  aber  aneh  wohl  bei  Gütern 
ftir  allgemein  bedeutsame  Prodiutionszwecke  (gewisse  Rohstoffe, 
heute  z.  B.  Kohlen,  Landnntzung)  gewinnt  di»  Frage  der  ijeordneten 
Bedürfnisbefriedigung  noch  eine  grössere  Bedeutung.  Sie  wird  aus 
einer  individuellen  zu  einer  allgemeinen,  sozialen,  selbst  politischen 
Interessenangelegen beit  des  Gemeinwesens  selbst.  Das  legt  den 
Gedanken  der  diesem  Interesse,  dem  „Konsumenteninteresse**, 
dienenden  offen t]  ich  -  rech  tliclien ,  autoritativen  Regelung  der 
Preise  nahe,  mindestens  in  solclien  Fällen.  So  entspringt  die  Frage 
der  Taxen,  Hpeziell  von  Maxiuial-Taxen,  wie  nauieutlich  in  den 
Siteren  Systemen  der  wirtschafdiehen  Rechtsordnungen,  den  „G^ 
bundenheitsordnungen*',  deren  Gedankenkreis  u.  Praxis  ohnedem 
eine  solche  Heirelung  nahe  legt  u.  ihrer  sonstigen  Einrichtung,  auch 
ihrem  ganzen  autoritativen,  lunormundenden  Charakter  entspricht. 
So  traten  obrigkeitliche  Taxen,  bes.  iur  die  oben  genannten 
Hauptnahrungsmittet,  hervor,  aber  anch  ftir  verwandte  Fälle,  ftir 
gewerbliche  Produkte,  wie  in  Zunftordnungen.  Reste  davon  haben 
sicli  hi'<  in  oder  fast  in  die  Gegenwart  erhalten,  auch  in  die  Zeit 
der  .,(jrewerbetreiheit*'  hier  n.  da  noch  hinein,  c)  Wo  es  sich 
anderseits  um   Produktionen   u.   Berufe,   Betriebsiörmen  handelt, 
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deren  Produkte  ,,TinyerhältDisniäs8ig''  niedrige  Preise  im  Absatz» 
auch  bei  der  Produktion  auf  Bestellang  erzielen  (»nselne  Hand- 
werke,  Hausindustrie,  Heimarbeit),  wo  die  Produzenten  dabei  auf 
ein  minimales,  oft  zum  knappsten  Leben  nicht  ausreicheii'lcs  Kin- 
kommeu  reduziert  werden,  führt  in  ähnlicher  Weise  das 
„ProdnsenteninteresBe^  snr  Erwägung  von  Taxen,  dann  von 
Minimaltaxen,  zumal  wenn  auch  dies  Interesse  als  ein  allgemeines 
soziales,  kulturelles,  ethisches  des  Gemeinwesens  erkannt  und 
empfunden  wird.  '  wie  etwa  im  Falle  des  Hcimfiibeitelends.  All- 
gemeiner noch  ist  in  älteren  wirtschaftl.  Kecbtsorduun^en,  z.  B.  im 
Zui^weaett,  in  soktoi  Taxen  a.  in  Einrichtungen  eines  glekhen 
Ziels,  der  Uedanke  der  Gewährung,  Erhaltung  u.  Sicherung  eines 
„gesicherten  Nalirim^sstands"  für  die  bctcili^^teii  Produzenten, 
ßpf/irll  iiir  die  Unternehmer  (Meif^ter)  zu  erkt-nnen.  Aehnlicho 
Gt^tianken  liegen  gewissen  Bestrebungen  der  neueren  „Mittelstands- 
bcwegung*',  im  Gewerbe  u.  Klein-  (Detail-)  Handel,  Liden- 
gcsch&ft,  SU  Grunde.  "Wie  hit  i  an  „Regelung  der  Konkurrenz'', 
Schutz  gegen  Jic  T't'berlt'<;enhoit  des  Grosskapitals  u.  Grossbetriebs 
durch  neue  entsprechende  Einschränkungen  der  Gewerhofreiheit, 
durch  Sonderbesteueruug  für  Grossgeschäfte  (Warenhaussteuer) 
neben  Gewerfoesteuerfindlieit  oder  niearigerer  Steuer  für  kleinere 
Geachfifte  gedacht  worden  ist  u.  wird  u.  demgemäss  schon  einzelne 
entsprechende  Massregeln  getroffen  worden  sind,  so  auf  dem 
BesteuerunirsuM'biete,  so  kann  zu  gleichem  Zweck  auch  wieder  an 
ein  neues  iuxsystem  oder  doch  an  Taxen  in  einzelnen  besonderen 
FftUen  gedacht  werden,  wenn  auch  im  Widerspruch  mit  den 
leitenden  Grundsätzen  der  Gewerbefreiheit  n.  dieser  ent^rechenden 
Normen  des  Gewerborechts.  d)  Es  ist  so  nicht  ganz  unAvahr- 
scheinlich,  dass  die  Fraae  von  Preistaxen,  sowold  ^laximal- 
taxen  im  Kousumenteninteresse,  wie  Minimaitaxen  im 
Produsenteninteresse,  in  der  Praxis  de  lege  ferenda  wied^ 
ernstlicher  auftaucht,  u.  a.  die  erste  auch  in  Fftllen  indirekter 
innerer  Verbrauchsbcstenernng  u.  der  Z(ilh\  ^^  •'nn  eine  zu  starke 
Belastung  th'r  Verbraucher  nuftcdst  voller  Luber wälzung  u.  selbst 
darüber  hinaus  droht,  wie  ii.  in  der  Bierbesteuerung  bei  der 
kapitaKstisehen  Üebennacht  der  Brauereiock  (neueste  deutsche  Vor- 
glinge  1906).   Daher  gehört  die  folgende  EK^rterung  hierher. 

B.  Das  Taxproblem  in  der  Gegenwart.  1.  Von  vorn- 
herein ist  die  Frage  zu  unterscheiden;  a)  ftir  die  ros« preise", 
wesentlich  von  sachlieheu  Produktionsniiueiu  (iui  Handels- 
verkehr für  Handelswaren  überhaupt;,  im  Verkehr  der 
Pkrodusenten  u.  Händler  untereinander  u.  je  unter  sich,  u.  Dir  die 
K I e i n preise"  (Detailpreise)  wesentlich  von  Genussmitteln 
(Verbrauchs-  u.  Gebrancnssachen)  im  „Konsumentenverkehr",  der 
Produzenten  u.  Händler  mit  den  Konsumeuten,  namentlich  den 
privaten  ftir  ihren  unmittelbaren  Verbrauch  sur  Lebensföhrung; 
ferner  b)  weiter  für  Maximaltaxen  im  Konsumenten-  u.  Mininud- 
taxen  im  Produsenteninteresse.   o)  Nur  die  Frage  der  Maximaltaze 
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wird  hier  betnehtet,  die  der  Minimaltaxe  fattngt  mit  dem  Ver« 
teilnngsproblem,  apedell  dem  Lohn-  u.  Profitprobleui  nalier  zu- 
sammen n.  wird  hier  jetzt  anspresclialtet.  ;)  Ancli  die  Fra;re  '1er 
Maxinialtaxe  berührt  aber  stark,  das  IVoduzentiMiintercsse,  nur  in 
umgekehrter  Richtung  wie  im  Fall  dc&  Konsumenteninterebses:  eine 
eotcne  Taxe  enthült  impKeite  auch  eine  Beschränkun|^  der  Profite 
der  Produzent!  11  I'ntemehnier)  nac  li  oben  (indirekt,  rückwirkend, 
eventuell  auiii  der  Löhne  für  die  iu  der  betreftenden  Produkiion 
beschäftigten  Arbeiter\    Diese  ihre  Wirkuni?  dieser  Taxe  liänirt 

"Iii''* 

daher  cbenfall»  mit  dem  Verteiiungsproblem  zusammen  u.  M-ird  hier 
jetast  auch  ausgeschaltet. 

2.  I'reistaxeu,  speziell  3Iaximaltaxen,  für  Kleinpre.ise 
von  Genussmitteln  im  Konsumentenverkehr.    a)  Es  ist 

einznränmen,  da8<<  die  ^'oraussetzun^;en  der  Konkurrenzthoorie  far 
die  Cxestaltung  der  I'reise  in  diesem  Verkolir.  —  namlii  Ii  \\  ('ni^''<t<  ns 
auf  die  Daner  nach  Massgabe  der  ,,j;^esollschattlicii  notwendigen 
Kosten",  unter  diese  einen  normalen  mittleren  IVolit  eingerechnet 
—  nicht  voll»  öfter  nur  sehr  wenig  zutreffen,  b)  Die  Gründe 
liegen  bes.  darin,  das»  die  Konsumenten  „die  encyelonlidisehe  Sach- 
u.  VV^arenkentnis",  welelie  sie  voranssctznnp:sweise  (Marx)  bei  Ge- 
werbefrei Ii  ei  t  u.  rein  vertra^^smässiwr  Kegelun^  der  Preise  haben 
müsüten,  nicht  haben,  zumal  nicht  bei  heutiger  Produktionstechnik ; 
daas  sie  femer  nicht  org^anisiert  sind  u.  es  kaum  allgemdner  u. 
erfolgreich  werden  können;  dass  sie  auch,  zumal  die  Kreise  der 
„kleinen  Leute'*,  ökonomisch  vieH'acli  die  seiiu  aclieren  sind  u.  gar 
Verabredunj^en  n.  Orfjanisationen  der  Vcrkauter  ziendid)  olinmäcbtig 
gegenüber  stehen;  dass  sie  endhch  auch  durch  die  in  der  Preis- 
theorie, wie  überhaupt  in  der  Konkurrenztbeorie,  vorausgesetste 
Konkurrenz  der  VerKänfer  unter  einander  ihr  Interesse  in  der 
Preisbildung  entfernt  nielit  immer  genügend  gcwalii't  finden,  umso 
weni^^er,  w(mu  die  Verkäufer  die  Konkurrenz  unter  sich  durch 
Verabredungen  u.  Verbände  ausschliessen  oder  regeln,  c)  Dem- 
l^mäss  kann  das  Bedürfnis  eines  Schutzes  des  Konsnmenten- 
mteresses  vor  Ausbeutung  bei  der  Bildung  der  Kleinnreise  kaum 
bestritten  werden,  da  diesem  Interesse  eine  genügende  Sicherung 
gegen  zu  hohe  Preise  (wie  auch  gegen  Qualitätsverschlechterungen) 
durch  die  Wirksamkeit  des  Konkun'enzpnnzips  nicht  zu  teil  wird. 

d)  Als  Mittel  n.  Wege  zur  Abhilfe  können  folgende  zur  Er- 
wägung kommen :  a)  Allgemeinere  Organisationen  der 
Konsumenten:  sie  ersisbeinen  kaum  ausführbar,  ff)  Konsum- 
vereine, für  Teile  des  Publikums  überhaupt,  in  lokaler  Organisation, 
für  bestimmte  Klassen  der  Bevölkerung:  sie  haben  sich  erfahnings- 
mässig  bilden  lassen,  sind  eine  erft-euliche  Ersciieinung  des 
GenossenschailteweBen  (8. 174  ff.),  haben  gewisse  Erfolge  für  „an- 
gemessene^ Preise  (auch  Ufr  Qualitfttsgarantie)  der  KXufer  gehabt, 
selbst  auf  die  Preise  ausserhalb  ihres  Käuferkreises  hier  u.  da 
regelnd,  sügelnd  eingewirkt,  durch  ihre  Konknrrenx  u.  weil  die 
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sonstigen  Verkäufer  Kundenverlust  befürchten,  sie  können  zwar  eben- 
fiillB  den  selbstäncliffeii  Gewerbe-  u.  Handelsstand  etwas  schädigen, 
aber  kaum  in  dem  lÜBSse,  wie  es  grosskapitalistische  Geschäfte  fOr 

Absatz  im  KonKumentenpublikum  tun,  u.  soweit  sie  so  wirken, 
auch  ohne  so  starke  Beflenkon  für  die  ganze  Organisation  der 
bürgerlichen  Gesellschaft  u.  für  die  Einkommen-  u.  Veruiögens- 
yerteilung.  So  empfehlen  rieh  Konsumvereme,  ihre  Bildnn^  kann 
den  auf  festes,  meist  besehiftnktes  Einkommen  angewiesenen  Volks- 
kreisen, die  die  von  Prodtusenten  u.  Handlern  ausgehende  Tendenz 
der  Preissteigerung  am  schwersten  ertragen  können  —  Beamten, 
kleinen  u.  mittleren  Kentnern,  Arbeitern  —  nicht  verdacht  werden, 
auch  nicht  aus  f,8ozialpoliti8chen"  Chrttnden,  wie  sie  in  den  An> 
klaffen  der  Mittelstandsbewe^ng  hervorgetreten  sind.  Aber  — 
Konsuln  vereine  haben  doch  nnr  eine  beschränkte  Sphäre  und 
VV  irksaiukeit. 

y)  Eigene  Produktivgenossenschaften  u.  dergl.  in 
Konsumenten  kreisen,  zur  Selbstversorgung  u.  zur  Konkurrenz  mit 
Produzenten  tu  Uändlern:  wegen  der  technischen,  ökonomischen, 
bes.  betriebsor^rnnisatorischen  Schwierigkeiten  kaum  ernstlich  zu  er- 
wägen, eher,  obwohl  auch  da  solcher  Bedenken  genug  bleiben, 
Seiten»  Produzenten,  Händlern,  Vemiittlungs^ewerben  (Gast-  u, 
SctiankwirtBch.betriebo),  welche  durch  die  Preisgestaltungen  ihvw 
Lieferanten  zu  stark  belastet  werden  (Fnige  von  genossenschaftl. 
Brauereien  der  Bierwirte,  auch  in  Verbindung  mit  der  Frage  der 
Steuerüberwälzung). 

d)  Planmässige  Einwirkung  der  Konsumenten 
auf  K'msumbeschränkungen,  um  zu  hohe  Preise,  bes.  nen 
drohende  oder  schon  durchgeführte  Erhöhungen,  so  zu  hintertreiben: 
the-  retisch  prinzipiell  ein  richtiges  Vorgehen,  freilich  auf  Kosten 
der  Bedürfnisbetriedigung,  daher  nur  nach  der  Zulassigkeit  von 
deren  Einschränkung  xa  beurteilen;  in  einzelnen  Fällen,  in  be- 
stimmten lokah  n  u.  zeitlichen  Verhältnissen,  nicht  unausführbar 
n.  iiiclit  ganz  erfolglos;  in  wichtigen  Fällen  der  Bedürfnisbefriedigung 
u.  in  allfremeinerem  Umfang  kaum  ausführbar  u.  ohne  p-enfifrenden, 
bes.  nicht  dauernden  Erfolg.  *)  Planmässige  Einwirkung  der 
Konsumenten  auf  die  offentliehe  Meinung,  so  Bekämpfung  un- 
billiger Preiserhöhungen  durch  Apell  an  die  .,Oeffentlichkeit'%  an 
Ehr-,  Pfiiclit;iftfiilil.  auch  bei  den  Produzenten  u.  Händlern,  durch 
Anrüclngniacliung  u.  Vorfelnnun«r  n.  djrl..  kur?;  durch  soziales  u. 
soziah'.thisches  Verdikt:  alles  in  grösserem  u.  wirksamem  Masse  schwer 
auHtlihrbar,  auch  bei  Mitwirkung  der  öffentlichen  Presse  kaum 
genügend  wirksam  2U  machen,  umso  weniger,  da  grosse  u.  einfluss- 
reit  !ie  Teile  dieser  Presse  interessiert  daran  sind,  nu'lir  auf  die 
Produ/AMitcn  u.  Händler,  sciion  der  Annoncen  Ave^en.  Rücksicht  zu 
nehuien,  mindestens  zu  schweigen;  auch  alles  nur  von  EinÜiiss 
gegenüber  Leuten,  denen  am  „öffentlichen**  soxialen  Urteil  ttber 
sich  etwas  liegt,  was  im  Zeitalter  des  kapitalistischen  Erwerbsgeistes, 
mit  seinem  Motto  des  „quaerenda  pecunia  primum  est,  virtus  post 


Digitized  by  Go  ^v,i'- 


—   268  — 


uummos'^,  des  „non  olet^'  in  weiten  Geschäftskreisen  eben  nicht  der 
Fall  iBti  wo  auch  die  anstKndigen  Elemente  leicht  nur  eine  Minder- 
heit bilden,  u.  darch  die  Konkurrenz  der  anderen  mitgez()«;en. 
werden  u.  berutsstündisches  Ehrgefühl,  im  nnjrnnfH^rfn  Unterschied 
vielfach  zum  Zunttwesen,  fehlt  oder  nicht  machtig  genug  ist  (s.  o. 
S.  151  ff.). 

C)  Preisregelungen  durch  Vereinbarungen  swiscben 

Vertretern  der  Konsumenten  u.  der  Produzenten,  bezw. 
Händler.  Das  wäre  prinzipiell  das  Richti^ro  u.  B«'sto,  setzte  aber 
freilich  nicht  nur  auf  der  Augebotsseite  Orjiaaisationen  der 
Interessenten  voraus,  eine  schwierige  Sache,  zumal  in  genügender 
Allgemeinheit,  sondern  auch  auf  der  Nachfrageseite,  wo  es  un- 
mittelbar  kaum  ausführbar  erscheint.  Dage^a>ii  Hesse  sich  erwägen, 
ob,  nicht  allgemein,  aber  in  I»p Kondors  witlitigcn  Fällen  —  für 
die  materiellen  Hauptbetluriuisse,  namentlich  der  Ernährung,  Brot, 
Flciscli,  Bier  (Wein  in  Weinländern},  Salz,  Milch,  aber  auch  der 
£rwftrmnng  u.  Beleuchtung,  Brennstoffe,  Leuchtstoffe,  Petroleum 
Yoran,  Gas,  elektr.  Licht,  gegenüber  Privat-,  speziell  Aktien- 
gesellschafts-Unternehmungen,  auch  für  Miotswolinungen,  wenifrstens 
solche  bis  zu  einer  gewissen  Preishöhe  für  die  unteren  u.  die 
unteren  Mittelklassen,  ausserdem  auch  etwa  für  wichtige  sonstige 
bezollte  u.  inneren  Verbrauchssteuon  unterliegende  Artikel  —  ob 
nicht  hier,  auch  um  die  immer  viel  Missliehes  mit  sidl  bringenden 
förmlichen  obriL'^keitlichen  n.  autontativen  Taxen  zu  verinoiden, 
eine  Preisrcgelung  durch  Verei  ubarungen  zwisclien  ad 
hoc  gebildeten  kommunalen  Sachverständigen  -  Kom- 
missionen, als  Vertretern  des  kommunalen  Konsumenten« 
publiknnis  u.  Produzenten-  u.  Händlerverbänden  in  die 
vVcgc  geleitet  werden  könnte:  eine  Entwicklung  der  komniimnlon 
Selbstverwaltung  in  dieser  wirtschaftlichen  Kichtung  u.  zu  soicljem 
Zweck,  mit  genügender  Oeffentlichkeit,  Auch  notwendige  u.  be- 
rechtigte Preiserhöhungen  wfiren  dabei  nicht  ausgeschlossen,  würden 
aber  dann  auch  viel  leicbtw  Terstanden  u.  objektiver  seitens  der 
Konsumenten  beuiieih  werden:  ein  Interesse  auch  der  Produzenten 
u.  Händler.  Derartig  vereiubaite  l*reissätze  würden  zwar  l'reis- 
taxen,  u.  zwar  Maximalt'ixen,  äusserlich  ähneln,  aber  doch  noch 
nicht  wirklich  solche  sein,  denn  sie  brauchten  nicht  mit  Zwang  der 
Innehaltung  yerbunden  su  sein,  wären  vielmehr  nur  Massstäbe  für 
das  Publikum,  nach  denen  dieses  seine  Forderungen  stellen  könnte 
u,  sicher  in  weiten  Kreisen  sich  richten  würde.  Ein  Zwang  für 
alle  betreffenden  Gescbätle,  eine  Liste  (Tarif)  dieser  „vereinbarten 
KommunalsStse"  in  deutlich  sichtbarer  u.  lesbarer  Weise  an  ihren 
Oeschäftslokalen  anzuschlagen,  wäre  nicht  ausgeschlossen.  Eine 
solche  Einrichtung  wäre  weder  möglich  noch  notwendig  in  jpder 
Gemeinde,  aber  w  ohl  in  Städten,  zumal  grösseren.  Für  das  Einzelne 
bieten  sich  in  Vorschrii'ien  der  Gewerbeordnung  manche  Analogien 
und  Anhaltspunkte. 
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1)  Erst  soweit  alle  solche  Mittel  u.  Wege,  wie  die  unter  a —  C 
«rwfiimten,  nicht  ausftihr-,  brauch-  u.  gangbar  sind  oder  tatsächlich 
nicht  in  En^'ägung  kommen,  tancht  die  Fri^e  einer  obri;^< 
keitlichen  autoritären  Preistaxierung  in  Form  von 
Maximaltaxen  im  Konsumenteninteresse  ernstlicher  wieder  aut", 
gerade  nach  den  ungünstigen  Wahrnehmungen  im  Konkurrenz- 
system (bei  „GewerbetVeiheit*'),  wenigstens  für  die  eben  genannten 
wichtigen  Fälle.  aa>  Eine  einfeche  runde  Ablehnung  solcher 
Taxen,  weil  sie  im  Widerspruch  mit  der  Gewerbefreiheit  u.  weil 
früher  bestrliende  im  geltenden  Gewerberecht  eben  doshalb  gefallen 
seien,  entscheidet  in  dieser  Frage  nichts:  dieser  Widerapruch  ist 
zuzugeben,  aber  damit  die  Sache  nicht  erledigt,  weil  sich  die  un- 
beiriedigende  Funktion  der  Gewerbelreiheit  auf  dem  Gebiete  der 
Preisgestaltang  eben  gezeigt  hat.  bb)  Auch  die  Schwierigkeiten  u. 
Mangel  im  früheren  Tfi\\vp<on,  dessen  vielfach  unbefriedigende 
Funktion  können  zu^c^cben  werden:  die  technischen  Schwierig- 
keiten der  Qualitätsunterscheidungen  überhaupt  u.  genügend  zahl- 
reicher (Fleisch!),  die  verschiedenen  Bedürfnisse  der  verschiedenen 
Wdhlstnndsklnsst  n  der  Konsumenten,  möglidie  u.  öfter  tatsächliche 
Vorteih^.  t'iir  wolilliabendere  Konfumenten,  wnc^ti[rere  u.  zahlnnirs- 
föhigere  Kunden  der  Geschäfte,  zu  einer  bestirumten,  dann  eigentlich 
für  sie  zu  niedrigen  Qualitätstaxe  doch  das  Beste  zu  erhalten,  um- 
eekehrt  analoge  Nachteile  Dir  die  „kleinen  Leute'*  zu  einer  dann 
hier  zu  hohen  Qualitfitstaxe  das  Mittelmässige  u.  Schlechte  an- 
nehmen zu  müssen  u.  dg-l.  m.    Solche  Schwierijrkeiten  würden  bei 


Taxen  folgt  aus  dem  allen  nicht,  weil  eben  vielfach  zu  wichtige 
u.  berechtigte  Konsuraenteninteressen  heäm  best^enden  Recht  der 
nominell  blnsRen  freivertrafrBmassigcn  Fe^f-^f t/un«,-'  verletzt  werden, 
zumal  gegenüber  faktiselien  Quasi-Monopolen,  wie  sie  Ueberraacht 
der  Produzenten  u.  Händler,  Verabredungen,  Verbände  dieser 
schaffen,  cc)  Deswegen  möchte  eine  relative  Rechtfertigung  von 
solchen  Taxen  auch  noch  heute,  ja  gerade  heute  wieder, 
minili'stens  auf  dem  Gebiet»'  dor  oljon  erwähnten  Güter  u.  bei 
faktisclicn  u.  rechtlichen  Monopolen  anzuerkennen  sein.  Die  Anf- 
gabe  wäre  dabei,  unter  Mitwirkung  von  Instanzen  objektiver  Sach- 
verständigen (etwa  Kommunalkommisdonen  wie  in  dem  Vorschlag 
unter  C)  fUr  die  genannten  Hauptartikel  u.  nach  zeitlichen  u.  örtlichen 
Verhiiltnissen  n.  "Bedürfnissen  für  freeifrnete  weitere,  unter  Berück- 
sichtigung der  normalen  „gesellhchaitlicben  Produktionskosten", 
einschliesslich  eines  als  notwendig,  aber  auch  als  ausreichend  an- 
snsehenden  minimalen  Profits  (GeschKftsgewinns)  die  Pvnse  periodisch 
in  Taxform  festzustellen,  mit  dem  Gebot  der  Innehaltung,  wenigstens 


Kontrolen  u.  weitgehender  VeröÜ'entlicbung  der  Kontrol-  u.  Straf- 
ergebnisse. 


elmässigen 
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v^)  Neben  solchem  Yor^hen  kann  auch  dne  gememwirlschaft- 
liche  Pieiflregelung  in  Taxf'onn  bei  tfffimtUchen  Betrieben  der 

Zwan^'sverbÄnde  als  Hilfsmittel  zum  Schutz  des  Konsumonten- 
intercsses  in  Envä^^m^'  kommen,  an.)  Es  liätte,  in  mancher  Hinsicht 
wenigätena,  den  V  orzug  vor  einem  solchen  £ingreii'en  in  die  privat- 
wüiaebalUiehe  Preisregelung,  wUre  mehr&di  leiditer  u.  mit 
geringeren  Bedenken  us  die  besprochene  (Maximal-)  Taxe  durch- 
zufiihron.  bb)  Aber  es  setzt  oben  den  pritiziplclltui  u.  praktischen 
UeberjraiiL'  ans  der  privatwirtschaltlichen  in  die  gemeiiiM  irtschattHche 
Organisation,  wenigstens  auf  den  betreflenden  Gebieten,  voraus,  u. 
darüber  ist  nicht  nur  nach  diesem  Gesichtspunkt  einer  etwaigen 
Begelung  der  Preise  im  KonsumeDteninti-rcsse  zu  entscheiden 
(o  178),  wenn  dieser  Gesichtspunkt  auch  in  der  Frage  mit  zu 
bei  iicksichtigen  ist.  cc)  Grade  oei  wichtigen  Nahrun<rsmitteln  u. 
andren  Gebrauchsobjekten,  wie  den  genannten  —  eine  Ausnahme 
bildet  etwa  Sala,  &as  u.  elektr.  Licht  — ,  auch  bei  Wohnungen 
stehen  dem  Uebergang  der  Produktion  an  die  staatliche  oder  an 
koiMUiunalc  Gomcinwirtscliaften,  an  Betriebe  ütVeutL  Körper  sehr 
wichtige  ükonomiscii-technische  u.  hetriebsorganisatoi-isciie  Bedenken 
entgegen  (s.  o.  S.  i78  ft'.).  im  übrigen  nocii  unten  in  diesem  §  56 
nnter  No.  4. 

3.  Dns  Preis-  u.  TnxpreisprobleDi  u.  die  Frage  der 

staatliehen  Intervention  in  die  Preisregelung  von 
Pi  <m1  uk t i on smitteln  im  Grossverkehr  der  Produzenten 
u.  Händler  (oben  S.  265,  Fall  B  1,  a).  a)  liier  taucht  auch  für 
Preistbeorie  u.  Preispolitik  das  neuerdings  praktisch  immer  wichtiger 
werdende  Problem  der  K  artelle  (u.  I  rnsts)  auf.  Dies  hat  freilich 
umfassendere  prinzipielle  u.  praktische  Bedeutung  über  das  Preis- 
gebiet liinau>,  torjiilich  volkswirtscliatis -or^^'^anisatorische  für  tiefere 
Fort-,  ja  Umbildung  iler  privatwirtschaftb  Organisation,  vielleicht 
bis  zu  einer  Organisationsform  hinttber,  welche  awiscben  der  privat- 
n.  uemcin wirtschaftlichen  sich  als  neues  ebenbürtiges  Glied  ein- 
schiebt. Das  wird  indessen  hier  jetzt  uicht  weiter  verfolgt,  sondern 
nur  die  Beziehung  zum  Preis{»robIetn.  wodurch  übrigens  auf  jene 
allgemeinere  Seite  Schlaglicht  mit^  fiült. 

b)  Mehr  u.  mehr  rücken  Fabrikate  u.  Bodenprodukte^  namentlich 
gewisse  Arten  davon  aug  ihrer  bisherigen  Stellung  als  eigener 
Güterknte^j^orie  füi-  die  Preisl/ildnng  in  die  ei-ste  Kategorie  der 
Güter  mit  bestinnnter  Begreiuung  des  Angebots  hinüber,  wenn 
nicht  dauernd,  so  für  längere  Zeiträume  u.  auf  grösseren  Wirtschafts- 
gebieten, d.  h.  sie  erlangen  mehr  oder  weniger,  öfters  schon  stark 
ausgeprägt,  den  CMiarakter  von  Q  uas i m  o  u  o  p  o  1  a  r  t  i  k  e  I  n ,  wie  oben 
schon  angedeutet  wurde  (§  52  unter  Nr.  1,  c,  d,  S.  245;.  Dies  «)  einmal 
schon  mit  der  Eiitwicklung  einzelner  Grossbetriebe,  bes.  industrieller, 
montanistischer,  auch  in  der  Form  der  privaten  Elnzelantemehmung 
zu  einigermassen  marktbeherrschenden,  wo  sie  eine  gewisse  fekttsche 
Monopolstellung,  auch  beiGewerbefreilieit,  in  einem  Absatzgebiete, 
mitunter  selbst  in  demjenigen  eint^r  grösseren  Volkswirtschaft  u.  so- 
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gar  darüber  biaaus  (einzelne  Eisen-,  Gussstahlwerke,  Maschinen- 
labrikeii,  Krupp!),  erringen;  ß)  sodann,  mehr  noch  wenn  deb 
unter  den  Unternehmungen  eines  Zweigs  oder  verwandter  Zweige, 
bes.  wichtiger,  Verbände  bilden  zum  Zvock  des  Ausschlusses 
oder  wenigstens  der  Regelung  der  Konkurrenz  unter  sicli,  rles  Ab- 
schlusses gegen  aussen  bleibende  Konkurrenten  ihrer  Produktion,  u, 
SU  den  weiteren  himmit  y«rbnndenen  Zwecken,  ihre  Produktion  su 
regeln  nach  Ort,  Zeit,  nach  Art,  Menge  der  Produkte,  nach  Absatz, 
Preisen  dabei,  auch  nach  sonstigen  Bedingungen,  welche  den  Ab- 
nelinifrn  auferlegt  werden,  so  in  betreff  der  V^erwendung  der  an- 
gckauiien  Güter,  der  Verwertung  von  übrig  bleibenden  selbst  nicht 
eebiauchten  VorrMteu  davon,  des  Verbots  der  Weiterbe^bung,  des 
Wiederverkaufs,  der  Beschränkung  auf  Ankauf  nur  beim  Verbände 
u.  seinen  Gliedern,  eventuell  noch  näheren  Bestimmungen  der 
Verbandsleitung  u.  dgl.  m. 

Die  Bildung  u.  Entwicklung  solcher  Verbände  ist  eine  be- 
sonders charaktonstiBcbe  Erscheinung  der  neuesten  Zeit,  ein  Rück- 
schlag gegen  freie  Konkurrenz,  dem  leitenden  Prinzip  unseres 
Erwerbrechts  bei  GewerbcfVcibeit,  ein  Produkt  der  Not*',  um  sich 
gegen  die  Folgen  übermässiger,  unsolider  Konkurrenz  zu  sichern, 
ein  Hilfsmittel,  die  Schäden  des  Konkurrenzsystems  durch  liegelung 
der  Konkurrens  zu  bekfimpfen  u.  eu  heilen,  freilich  damit  im 
Grande  ein  Vorgehen,  in  welchem  mit  dem  KonkurrenzptiuKip  als 
Regulator  des  Wirtschaftslebens  gebrochen  wird. 

Solche  Verbände  lsr>nnen  aa)  losere,  nur  auf  kürzere  Zeit  u. 
mehr  nur  für  vorübergehende  Zwecke  sein,  wohl  speziell  sog. 
„Ringe";  oder  bb)  festere  mit  aus-  u.  durchgebildeter  Organisation 
ftir  bestimmte  längere  Perioden,  mit  weitgehenden  Pflichten  der 
^Mitglieder,  genauer  Regelung  aller  Einzelheiten,  straffer  Leitung, 
möglichster  Ausdehnung  auf  alle,  jedenfalls  auf  die  wichtigeren 
Unternehmungen  des  Zweigs,  also  entsprechender  Vemiinderung 
der  Aussenstebenden  (outsiders)  oder  doch  Beschrjüikung  dieser  auf 
die  weniger  wichtigen  Unternehmungen,  aber  unter  Verbleiben 
der  Ver ban dsgliedor  als  im  übrigen  eigene  wirtselui ftlich 
selbständige  Unternehmungen,  sog.  Kartelle",  Syn- 
dikate" (neuere  deutsche  bedeutendste  Fälle:  Kohiensjndikat, 
Stablwerkverbsnd,  Spirituszentrale,  zahlreiche,  sich  immer  ver- 
mehrende sonstige,  auch  schon  einzelne  internationale).  Man  hat 
hier  wohl  von  Organisation  in  horizontaler  Kichtung  gesprochen: 
im  Nebeneinander,  cc)  Auch  bei  solchen  kartellierten,  wie 
anderseits  bei  lür  sich  stehenden  Unternehmungen  kommt  bereits 
die  Verbindung  von  Produktionen  verschiedener  Art  zu 
einer  grösseren  Unternehmungseinheit  vor,  gewissermassen 
eine  Entwicklung  in  vertikaler  Richtung,  im  Uebe  rein  ander. 

So  namentlich  die  Verbindung  der  eigenen  Roh-  u.  Hilfs- 
stoffge winnug  mit  der  Verarbeitung  (Kohlen-,  Erzbergbau  mit 
Verhüttung,  wie  auch  schon  Eitere  Fälle),  ferner  die  Verbindung  ver- 
schiedener Verarbeitungsstufen  eines  Produkts,  Halbs-  u.  Qanz^ 

A.  Wagfttr,  wz.>«koii.  Orandrin^  4.  AnB.  18 
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iabrikation,  die  bisher  in  efgenen  selbständisen  Unternehmungen  statt- 
fand  u.  immer  noch  überwiegend  so  stattfinoet:  z.  B.  an  die  Steile  oder 
neb^n  die  „reinen  Berp^werke"  u.  „reiin  n  Hütten"  treten  „Hütten- 
zeclien^',  neuen  die  „reinen  Walzwerke''"  mischte  Werke"  u.  dgl.  m. 
Dadurch  erfolgt,  wie  schon  oben  bemerkt  unter  Umständen  eine 
Annäherung  an  —  dii'  antiki  njossr»  Oekenwirtsi  hnft  n  mittelalterliche 
weltliche  u.  geistliche  grundherriiche  Frohnwirtschalt  einer-,  an  die 
ganz  modernen,  bes.  amerikanischen,  sogen.  „Trusts"  anderseits:  Alles 
auch  für  <l;is  Prcis|uo!ilfrn  In-achtenswert.  .Irw  Verbindungen  der 
eigenen  Rohntoffgcwninung  mit  der  V^erarbeitung  in  derselben  Unter- 
nehmung entsijiiiigt  dem  Streben,  sich  von  der  Notwendigkeit  des  Ein- 
kaufs jener  Stoffe  von  anderen  Unternehmungen  zu  emanzipieren  u. 
nicht  lui'hr  al.>  Vcrliraui  lu  r  in  der  Eiii*'nscliaft  des  Kilufrjs;  von  den 
Preisen  des  Markts  inv  meinen  Bedarf  ai)7,uhängen,  auch  so  die  Profite 
iQr  beides,  Gewinnung  u.  Verarbeitung  der  Stone.  zu  beziehen,  eventuell 
die  Gesammtkosten  m  r  I*roduktion.  manc}ir  r,(  ninalsi>e.srri  n.  i]rr].  zn 
vermindern.  Die  Verbindung  von  verschiedenen  V'^erarbeitungsstufen  in  der 
Fabrikation  geht  aus  gleichen  Bestrebungen  wie  den  letztgenannten  u. 
zugleich  aus  dem  Streben  hervor,  nicht  auf  den  Absatz  des  Halb- 
fabrikats u.  Fabrikats  in  den  \'orstnfen  angewiesen  zu  sein  u,  von  den 
xVbsatzpreisen  des  Mai'kts,  der  Konkurrenz  der  andern  Produzenten  des 
Artikels,  den  Preisangeboten  der  Abnehmer  unabhängig  zu  werden. 

dd)  Die  ..Trusts**  stellen  eine  Weiterentwicklung  u.  xnriglicliste 
Verallgemeinerung  der  unter  cc)  soeben  anfred(niteten  Entwicklung 
in  der  ., verti kalcn''  liichtung,  im  ,,Ucbereinander*,  dar,  mit 
freilich  dann  noch  viel  weitergehenden  Folgen,  auch  für  das  Preis- 
problem: es  wird  möglichst  die  Plrodaktion  wichtiger  Artikel  in 
ihrem  ganzen  Verlauf,  in  allen  Stadien,  von  der  (iewinnung  des 
oder  der  Iloh-  u.  HilfsstotTe  an  durch  alle  Stufen  der  A^erai-beituii;.:, 
des  Halb-  zum  Ganzlabrikat,  bis  zur  absatz-  u.  konsumierti^'^cn 
Ware  einheitlich  verbunden  u.  von  oben  aus  geregelt.  Zu  diesem 
Behuf  wird,  gewöhnlich  in  Form  einer  eigenen  neuen  Aktien* 
gesellschaft  (event.  Gesellschaft  mit  beschränkter  Haftung)  eine  Reihe 
der  wicbtiiistcn,  bisher  selbständigen  Unternehmun<j:en  auf  drm 
Produktionsgebiete  erworben,  die  leistuiigstahigen  Betriebe  darunter 
werden  fortgeführt,  passend  erweitert,  aber  nunmehr  als  Teile  des 
Trusts,  die  schwächeren  eventuell  ganz  eingestellt  (neueste  Ent- 
wicklung auch  im  deutschen  Kohlenbergbau),  in  geeigneter  Weise, 
mi  passenden  J^unkten  auch  neue  begründet,  alles  aber  in 
ökonomischer  Hinsicht  einheitlich  gerej;elt :  in  der  Tat  eine  Vor- 
stufe der  —  sozialistischen  „Vergesellschaftung  der  Produktions- 
mittel'* u.  „gesellschaftlichen**,  einheitlich  geregelten  Produktions- 
weise, wenn  auch  noch  in  beschränktem  Masse  U.  in  der  höchsten 
Form  der  privatkapitalistischen  Assoziation  u.  Organisation. 

Die  bisher  sich  zeigenden  Folgen  sind  wohl  diese:  ora)  Gewiss 
liegt  hier  eine  Entwicklung  niit  niögiichem  u.  einigerniassen  tat- 
sftchlichem  Ed'olg  (Nordamerika)  für  eine  bedeutende  Ersparung 
an  Kosten  vor,  auch  an  den  natürlichen  oder  volkswirtschaftlichen, 
an  Arbeitsaufwand,  mit  Ermöglichnng  mancher  technischen  Fort- 
schritte, auch  mit  «ülen  gesteigerten  Vorteilen  des  Grossbetriebs,  mit 
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Uebertragung  der  Leitung  an  euiiuent  quaiilizierte,  höchst  bezahlte 
Personen.  Aber  ßß)  anderseits  tritt  aucfi  eine  Häufting  kolossaler 
sosialdkonomiseber  Maeht  u.  VerantwortJiebkeit  auf  wenige  Köpfe 
ein,  eine  grosse  Steijromnjr  <^^v  Einkommon  dei-  Leiter  u.  höheren 
Beamten,  weiter  eine  Verdrängung  stdbstaiuli;j;en  fjewerliUclicn  u. 
merkantilen  Mittelstandu  u.  selbst  Oberstands,  eine  ungeheuere 
Ausdehnung  des  Einflusses  auf  Fresse,  Politiker,  Pammente, 
dftentliehe  Beamte,  auch  —  auf  „Literaten*",  welche  oft  in  Dienst 
genommen  u.  hocli  bezahlt,  weit  über  das  snnstl'je  Mass  für  solche 
Dienste,  nicht  nur  für  die  ökonomischen,  technisciien,  juristischen 
Autgaben,  sondern  auch  für  die  Interessenvertretung  der  Trusts  u. 
ihrer  Matadore  gegenüber  dem  Publikum  u.  in  der  öffentlichen 
Meinung  die  dienstfertigen,  gewandten,  bisweilen  gewiss  über- 
zetiji:ten,  sonst  sicli  .,überzeu;2ren  lassenden**  oder  fnieli  »anz  feilen 
u.  jedenfalls  stets  —  völlig  abhängigen  u.  skruijcloseu  Federkräfte 
darstellen,  seilst,  in  der  Weise  des  Doktrinärs,  noch  eifriger 
sind  u.  noch  weiter  gehen,  als  ihre  Auftraggeber,  in  deren  Dienst 
sie  stehen  u.  in  deren  Interesse  sie  arbeiten,  „schreiben"  müssen. 
;';')  Fernei-  stellt  der  Trust,  in  verstnrktem  Masse  wie  das  Kartell, 
eine  Entwicklung  dar,  in  welcher  auch  die  regelmässig  reproduzibien 
Gütei'  mehr  u.  schärfer  den  Charakter  von  Quasimonopolgütem 
annehmen  u.  ihre  Preise  demgemüss  den  von  Monopolpreisen;  so 
je<lenfalls  mit  der  Folge  grosser,  oft  grösster  Abhängigkeit  der 
Zwisclienlu'nidler  u.  sonstigen  Abnehmer  der  Produkte  vom  Trust, 
auch  mit  einer  Preisstellung  möglichst  nur  dem  Produzenteninteresse 
entsprechend,  wenn  auch,  nach  dem  oben  (8.  245)  Gesagten,  damit 
nicht  immer  auf  den  erreichbaren  Maximalpreis  der  Produkten einheit 


beschrankung,  nicht  im  Eigenintercsse  des. Trusts  (n.  Kartells)  liegt, 
dd)  Soweit  der  Absatz  der  Trustprodukte  nicht  unmittelbar  allein 
auf  Rechnung  des  Trusts  durch  dessen  Agenten  erfolgt,  sondern 
noch  durch  andre  Händler  u  Vernilitler  (z,  B.  Wirthe),  geraten 
auch  diese  in  völH-re  Ablian<,'i^keit  vom  Trust,  müssen  sie  nicht 
nur  die  ihnen  gestellten  Einkauts-  oder  Üebernahmepreise  zahlen, 
sondern  auch  die  ihnen  vorgeschriebenen  Verkaufspreise  innehalten 
u.  so  die  unmittelbaren  Verbraucher  belasten.  (Amerik.  Standard 
Oil  Company,  mit  ihrer  Organisation  des  Kleinabsataes,  selbst  ausser- 
halb Nordamerikas,  z.  T.  auch  in  Deutschland).  Dies  bietet  selbst 
Gelegenheit,  mittelst  der  doppelten  Regelung  der  Verkaufspreise 
<le8  Trusts  gegenüber  den  Händlern  und  wieder  dieser  ^egen- 
Ober  den  Verbrauchern,  ganz  ähnlich  wie  in  den  fiskalischen 
Monopolverwaltungen  (Tabak!),  eine  förmliche  Besteuerung  — 
für  Pri  vatzweekp.  rVif-u  der  Trustinteressenten,  mit  dem  Absatz 
zu  verknüpfen,   eine  i?ciiraube   ohne   Ende.     Aueii   bei  Kartellen 


Schankwirte!  Im  Kohlenabsats  der  kartellierten  Graben  an  die 
Produsenten  ist  leicht  Aehnliches  2U  erwarten,  Anzeichen  daförtiahlen 
nicht). 


gebracht,    soweit   dieser  eben, 


der  Brauereien  an 
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y)  Unter  den  Übrigen  Pankten  ier  Kartellfinge  und,  nnr  meist 
hier  noch  sehftrfer  hervartretend,  dt  r  Tmstfrajjre,  Punkte,  welche  aber 
mindestens  mittelbar  auch  stets  das  Preisproblom  mit  berüliren,  ist 
das  Verhältnis  der  Kartelle  zur  Arbeiterfraj^e  bervorzuhcben : 
die  Kartelle  stärken  die  Arbeitgeber,  erleichtern  deren  Organisation 
ftir  die  Zwecke  der  Bekftmpfung  der  Arbeiterforderangen  betreflk 
Lohnhöhe,  Arbeitszeit  u.  a,  m.,  stehen  direkt  u.  indirekt,  schon  darch 
die  häufige  Identität  oder  persönlich  nalie  Stelhm^  der  Leiter  ii. 
Mitglieder  der  Kartelle  u.  der  Arbeitgeberverbände,  stützend  u. 
fördernd  hinter  diesen  Verbänden  —  wie  vice  versa  diese  hinter 
den  KarteHen  — «»znögUchen  so  die  Erhöhung  des  Profits  anch 
auf  Kosten  der  Arbeiter,  also  eine  den  Arbeitgebern  günstigere 
Verteilunj»  der  volkswirtschaftliclien  Reinerträjre  zwisc-hen 
beiden  Gruppen,  i  ri'ilich  machen  sie  es  anderseits  allerdings  auch 
möglich,  mit  regelmässigerer  Beschäftigung,  den  Arbeitern  höhere 
Löhne,  in  gewissen  Grensen,  zu  geben,  ab  diese  sonst  erhalten 
würden  u.  könnten,  nämlich  wenn  die  Kartelle  die  I^eise,  zumal 
danerTKl  liühcr  zu  lialten  vermög'en,  als  im  Konkurrenzkämpfe  olme 
Kartcllierunf;.  Daher  dann  eben  die  höheren  Profite  und  Löline, 
aber  direkt  auf  Kosten  der  Verbraucher  der  Produkte,  auch 
aller  Arbdter  als  solcher  natürlich  mit  (Kohle,  Bier!)  n.  indirekt 
noch  weiter,  wegen  Veiteuerong  anderer  Produktionen,  welche 
kartellierte  Artikel  zu  liöheren  Preisen  kaufen  müssen  u.  deshalb 
die  Preise  ihrer  eigenen  l*i  odukte  höher,  die  Löhne  ihrer  Arbeiter 
niedriger  zu  lialten  genötigt  sind. 

c)  Das  Ergebnis  für  Kartelle  (bedingt  anch  fiir  Trusts,  wo 
sich  die  günstigen  Seiten  nur  meist  noch  stärker,  aber  auch  die 
urjrünstijren  noch  viel  schärfer  zeigen  möchten)  ist  tlahcr:  a)  Zur 
besseren  Kegeluug  der  Produktion,  zur  Vermeidung'  u.  Milderuns: 
von  Ueberspekulationen,  Rückschlägen  davon  u.  Absatzkrisen, 
damit  anch  zur  vollständigeren  u.  gleichmässigeren  Beschäftigung 
der  Arbeiter  —  i»n,  wie  anzugeben,  sehr  wichtiger  Punkt  —  mögen 
die  Kartelle  geeiEfnet  sein,  prünstig  zu  wirken,  auch  tatsächlich  es 
mehrfach  getan  iiaben  u.  tun,  wenn  auch  nicht  in  dem  von  ihren 
Anhüngcrn  u.  theoretischen  Befürwortern  oft  behaupteten  Masse  u. 
immer  nur  unter  der  Voraussetzung  richtiger,  sachverständiger,  „mass- 
voller" Leitung,  eine  leichter  zu  stt  llende  n.  in  ihrer  Be^ntung  zu 
verstehende  Forderung,  als  eine  praktisch  zu  erfüllende,  g'efjenüber 
der  Gewinnsucht  der  Interessenten,  welche  eben  die  Monopol- 
stellung im  Kartell  u.  gar  im  Trust  ausnutzen  wollen,  Nicht  zu 
bestreiten  sind  vollends  die  angedeuteten  Gefabren  u.  Fol^n  für 
die  Produktion,  für  die  Aussclialtung  der  kleineren  u.  mittleren 
Betriebe  —  worin  indessen  das  Kartell  z.  T.  seihst  ( ntgep:enf^esetzt 
wirken  kann  u,  will,  während  umsomehr  die  Kiclitung  zur  Ver- 
einigung der  Produktion  verschiedener  Verarbeitungsstufen  in  Kiner 
Unternehmung  im  Trust  darauf  hinwirkt  — ;  die  Folgen  für 
grössere  Differenzen  In  der  Einkommen-  u.  Vermögensverteilung, 
für  Bildung  grösserer  Privateinkommen,  für  alles,  was  daraus  sozial» 


Digitized  by  Google 


275  — 


politisch,  kulturell,  ethisch  Bedenkliches  hervorgeht,  y)  Ebeuso- 
weoiff  sind  m  Terkennen  die  Gefahren  der  S&nopolstdlung  der 
kartellierteD  (u.  vollends  der  vertrusteten)  Untemehmiiiigeii  in  der 

Durclisotzung  zu  hoher  Prei-r  der  Produkte,  einmal  fiir  die 
Konsumenten,  einscliliesslich  der  Verbraucher  von  Produktionsmitteln, 
u.  sodann  für  die  Arbeiter  in  deren  grösserer  Abhängigkeit  u.  mit 
ungünstigeren  Arbeitsbedingungen,  bes.  betreffs  der  Verteilung  des 
volkswirtBchaftl.  Beinertrags  zwischen  Arbeitern  n,  kapitalistischen 
üntemclimern  als  Lohn  u.  Profit,  ö)  Dies  alles  umsomehr,  wenn 
beide  Gruppen,  Konsumenten  u.  Arbeiter,  nicht  oder  nicht  so  jrut 
u.  nicht  zu  ebenso  mächtigen  Verbänden  organisiert  sind,  e)  Die 
kartdlierten  u.  vertrusteten  Produkte  aber  gehen  so  in  der  Tat 
in  die  Kategorie  der  Qaaömonopolartikel  über  u.  ihre  Pr^se  unter- 
liegen direkt  mclir  deren,  als  den  Preis-  u.  Kostengesetzen  der 
regelmässig:  in  u,  für  den  freien  Verkehr  produzierten  Fabrikate  u. 
Bodenprodukte,  wenn  diese  Gesetze  für  diese  auch  nicht  aufhören, 
sich  mit  geltend  m  machen,  namentlich  nach  der  für  die 
Konsument^  ungünstig^en  Seite  (daher  bei  den  Bodenprodukten 
mit  in  steigender  Riclitung),  während  die  fiir  die  Konsumenten 
günstige  Seile,  das  Sinken  der  Kosten,  bes.  bei  den  Fabrikaten, 
den  Verbrauchern  nicht  oder  nicht  soweit  u.  nicht  so  rasch  als 
möglich  n.  erwUnscht  wäre,  zu  gute  kommt,  sondern  dank  Kartell 
n.  Trust  vornehmlich  den  kapitalistischen  Unternehmern.  C)  Eventuell, 
aber  nicht  immer  sicher,  allerdings  auch  den  Arbeitern,  aber  eben 
nur  denen  der  kartellierten  IVoduktioncn,  daher  selbst  in  diesem 
Fall  —  auf  Kosten  der  Konsumenten  dieser  Produkt«;  u.  der 
Arbeiten  aller  anderen  Produktionszweige.  9)  Der  Preis  wird  eben 
mögHchst  Uber  den  notwendigen  Kosten  gehalten,  der  Profit  er- 
reicht eine  zu  grosse  Höhe,  über  den  Betrag  hinaus  mit  welchem 
sich  unter  anderen  Verhältnissen  begnügt  werden  müsste  u.  könnte, 
ohne  Gefahr,  Kapital  u.  Unternehmer  sich  aus  der  Produktion 
znrücksiehen  zu  sehen  n.  das  Angebot  hinter  der  Kachfrage  zurück- 
bleiben zu  lassen.  Diese  Höherhaltung  von  Preisen  u. 
Profiten  über  die  notwendigen,  für  ein  Angebot  in  Höhe 
der  Deckung  des  Bedarfs  erfordcrliclien  Kosten  u.  über 
den  notwendigen  Minimal^rofit  hinaus  ist  ja  auch  letzter 
privatOkonomischer  n.  „kapitalistischer**  Zweck  des  Kartells  (u. 
vollends  der  Trusts). 

d)  Teils  die  allgemeine  Einwirkung  der  Kartelle  u.  Tmsts  auf 
das  Wirtsc] lafts-  u.  soziale  Leben,  ihr  innerer  Widersprucli  mit  der 
leitenden  Idee  in  der  Gewerbefreiheit  (Nordamerika),  teils  gerade 
auch  die  spezielle  Preispolitik  dieser  Einrichtungen  u.  die  daraus 
folgenden  Gefahren  für  die  Verbraucher  von  Genuss-  wie  von 
Produktionsmitteln  haben  bereits  vielfach  Theoretiker,  Praktiker  u. 
Politiker,  auch  Gesetzgeber  auf  Abhilfmittel  sinnen  lassen  u.  hier 
u.  da  zu  Gesetzen  oder  zu  Anläufen  dazu  gefülirt  (Nordamerika, 
Oesterreich  betr.  Kartellen  auf  dem  Gebiet  der  Produktion  Steuer^ 
pfliditiger  Artikel,  also  im  FinansintereBse).  Befriedigendes  ist  noch 
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nirgendB  erreicht,  auch  in  der  Theorie  die  Dbknsnon  nicht  ab- 
geschlossen. 

\äher  kann  hieranf  hier  nicht  eingeg&ng^on  werHen.  der  Gegenstand 
gehurt  mehr  in  die  Prakt.  Nut.-Oek.,  u.  auch  die  Frage  der  Preispolitik 
kann  nur  im  Zusammenhang  mit  der  ganzen  Kartell*  u.  Trustfrage  er- 
ledigt werden.  Daher  hier  nur  noch  emige  Bemerkungen. 

Als  Ittel  u.  Wege  der  Abhilfe  können  wieder  die  oben 
(S.  266  ff.)  besprochenen  auch  hier  für  das  Preisproblem  in  Betracht 
gezogen  werden,  a)  Kine  ;j;e\viHse  Selbsthilfe  der  Verbraucher 
gegen  die  Preispolitik  der  Karteile  mittelst  Bildung  von  Gegen- 
organisationen ist  hier  wohl  leichter  als  bei  den  Frinü«onsumentim, 
wenn  auch  noch  innner  schwer  genug,  a.  dann  auch  aussichtsvoller 
fiir  den  Krfoljr,  weil  es  sicli  hier  nm  eine  doch  immerhin  kleinere 
Zahl  von  Interessenten,  auch  um  sokiie  iiandelt,  welche  eben  meist 
selbst  Produzenten  sind.  Sogar  in  den  Kreisen  der  grossen  Roh- 
stoff- u.  Halb&hrikatkartelle  ist  der  Gedanke  angeregt  worden» 
auch  die  Naehfirageseite  müsse  sich  organisieren  n.  kartellieren  u. 
die  Vertretiin^^'n  solcher  ( )rfranisationen  dann  mit  denen  der 
Angebotsseite  u.  deren  Kartellen  im  Wege  der  Beratun^'^  die 
„richtigen"  Punkte  vereinbaren.  Aber  abgesehen  davon,  ob 
die  Angebots-Kartelle  (u.  Trusts)  wirklich  den  guten  WÜlen  haben 
würden,  luerzu  die  Hand  zu  bieten  —  in  dem  analogen  Fall  der 
Arlteiterverliähnisse  haben  die  Arbeit^'-eberverhande  u.  deren  Führer, 
wenigstens  in  Deutschland,  ihn  bisher  nicht  gezeigt  — ,  so  ist  eben 
die  Kartellieruug  bisher  vornehmlich  erfolgt  u.  erfolgreich  bei  der 
Produktion  grosser  „relativ**  gleichm&esiger,  nicht  viele 
Sorten-  u.  Qualitätsunterschiede  zeigender,  in  grösserer 
Menge  je  in  Einem  Vertragsscliluss  abzusetzender  Massen- 
produkte. Die  ( h-^anisation  der  Naclifrageiieite  bei  diesen  Pro- 
dukten, wie  auch  die  Kartellierung  der  Angebotsseite  der  G«nz- 
fabrikation  ist  viel  schwieriger  wegen  der  qualitativen  u.  quantitativen 
Zer^}  llnrruüg  des  Bedarfs  dijrt  u.  noch  mehr  des  Angebots  hier. 
ß)  Vielleicht,  dass  Verhandlungsinstanzen  von  Sachverständijren, 
wie  die  oben  an^'-ere<j;ten  kommunalen  i^S.  268).  hier  aber  für 
grössere  Gebiete,  selbst  iür  das  ganze  Volkswirtsch.gebiet,  einige 
Aussicht  der  Verwirklichung  u.  des  Erfolgs  böten,  unter  Mitwirkung 
des  Staats  (u.  grösserer  Gemeinden)  sowohl  als  , .Fiskus"  für  ihren 
Eigenbi 'lari"  ('Kohlel  Eisenbahn-,  Heeres-,  Marine-,  Baubedarf},  als 
auch  als  Vertreter  der  Verbrancherinteressen  überhaupt:  mit  Ver- 
handlungszwang füi-  die  Kaitelle  (u.  Trusts)  u.  vollster  Oetientlich- 
keit  der  Verhandlungen  u.  ihrer  Ergebnisse,  ohne  dass  bis  cur 
swangsweise  innesubaltenden  Taxe  geschritten  ANinde.  /)  Wohl 
vorgeschlagener  EiTitritr  von  Staatsbeamten  mit  Teilnahme  an  drn 
Beratungen,  selbst  nnt  Stimmrecht,  eventueli  sogar  Vetorecht  in  die 
Kartellvcrwaltung  selbst,  Festsetzung  von  zwangsweise  nach  oben 
an  innezuhaltenden  Maximaltaxen,  mag  va  erwägen,  aber  einstweilen 
doch  kaum  zu  bejahen  sein.  Dafür  ist  die  Sache  noch  nicht  spruch- 
reif,  d)  Eine,  vielleicht  doch  teilweise  mögliche  u.  mehr  £rtblg 
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auch  für  das  Preisproblem  versprechende  Massregel  kann  —  die 
Verstaatlichung  (Verkommunalisierung)  von  bezüglichen,  dafttr 
ökimoimsch-tecliniscli  j;eeigneten  Produktionsbetrieben  sein,  worauf 
hier  zum  Öchluss  der  Lehre  vom  Preise  noch  kurz  eingegangen 
wird. 

S.  über  Kartelle,  Trusts  usw.  den  Art.  Kartell  von  Klein- 
wächter, dem  theoret.  Bahnbrecher  auf  diesem  Gebiet  (m.  s.  Sehr. 
„Kartelle^,  {imV,  H.-W.-B.  St.  V,  39  mit  Lit.  S.  44,  den  Art.  Trusts 
von  V.  Halle,  eb.  VII,  213,  Lit.  S.  229,  Schriften  des  V.  f.  Soziaipol. 
B.  60,  61, 116,  Verhdl.  dies.  Vereins  18»4  u.  1905  u.  6,  Referate  von  Stieda, 
Menzel,  Bücher,  Schmoller,  Kirdorf,  Verhandlunt^en  des  Juristenta^  in 
Berlin,  Innsbruck  mit  Referaten  da/.u  (Klein.  Landsberger,  Diehl 
u.a.  in.).    Neuere  Schriften  von  Lielmann  (Kartell  u.  Trusts). 

4.  Preisregelung  in  (Zwangs-)  Gemein  wirtschaften 
(„Sozialtaxen"),  a)  Die  üebernahme  auch  materieller  Produktions- 
zweige in  „Öffentlichen  BetrieV*  Öffentlicher  Körper,  Staat,'  Ge- 
meinden, grössere  Verbfinde,  bedingt  nicht  notwendig  den  Ueber- 

gang  ühernaiipt  u.  allgemein  auch  von  „Vertragspreisen"  zu  Taxen, 
wie  er  denn  in  den  altüblichen  Zweigen  der  Domänen Forst-, 
Bergwerkverwaltung,  einzelner  üöentlicher  Fabriken,  zwar  wohl 
vorgekommen  (Verkauf  von  Hols  zur  Taxe),  doch  weder  früher 
noch  heute  die  Regel  ist.  b)  Aber  ein  solcher  Uebergang  ist  doch  * 
melirfach  möglich,  liegt  in  wichtigen  Fällen  nahe  u.  entspriclit  der 
Analogie  des  GebUhrenwesens  in  der  allgemeinen  Staats-  u. 
Kommtmalverwaltung,  sowie  in  den  der  materiellen  Produktion  teils 
nahe  verwandten,  teils  mit  zn  dieser  gehörigen  einzelnen  besonderen 
Verwaltungszweigen  mit  ihren  „Tarifen",  d.  b.  eben  ihren  Keiben 
von  Taxen  für  die  Leistungen  (Münz-,  Post-,  Telej/niplien-,  Eisen- 
baiinwesen  u.  dgl.  m.).  Daher  wird  auch  mit  Ausdeliuung  der 
fzwangs-;  gemeinwirtscbaltlichen  an  Stelle  der  jirivatwirtschaftlichcn 
Organisation  eine  Ausdehnung  des  Taxwesen  an  Stelle  der 
vertragsmassigen  Preisregelung  zu  erwarten  sein  (s.  schon  oben 
8.  34,  Schlusssatz  v.  §  9).  c)  Auf  diesem  Wege  könnten  wohl 
einige  der  Schwierigkeiten,  welche  mit  der  Kartellierung  u.  Ver- 
tniBlung  u.  deren  einseitig  egoistischer  Preispolitik  eingetreten  sind, 
beseitigt,  wenigstens  vermiiKiert  werden.  Und  selUt,  soweit  hier 
nur  eine  „fiskalische"  Intercssenpolitik  von  Staat  u.  Gemeinde  an 
Stelle  einer  solchen  der  K^ntcllc  n.  Trusts  träte  n.  eine  bezüglich 
Neigung  u.  Gefahr  nach  bisheriger  Krlahrung  auch  zukunltig  nicht 

fauz  zu  bestreiten  wäre,  bliebe  die  Sachlage  doch  eine  andre  u. 
em  allgemeinen  Interesse  günstigere.  Denn  die  Wirkung  käme 
eben  dort  durch  Vermittlung  des  Fiskus  der  Allgemeinheit,  hier 
den  an  den  Karfollcn  u.  Trusts  beteiligten  Kapitalisten,  Ünter- 
nelimeru  u.  bestentaiiä  daneben  bestimmten,  in  diesen  Betrieben 
beschäftigten  Arbeitern  zu  Gut©  (o.  S.  180  u.  S.  272,  273). 

d)  Die  Frage  hfingt  natürlich  mit  der  der  öffentlichen  Unter- 
nehmung überhaupt  zusammen,  worüber  oben  schon  gehandelt 
würde  (S.  178^183).    a)  Für  das  dort  schon  gestreifte  Preis- 
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Problem  ist  scu  beachlen,  daw  man  bei  autoritatiTer  Preieregeluii^ 
tür  die  Preise  der  einzelnen  Produkte  nicbt  so  streng  an  deren 
Kostenproportionale  f^ehuiidon  ist,  sondern  nach  mancherlei  Rück- 


nach  der  Erwttnaehtbeit  einer  BeflcbrKnknng  oder  AtiBdehnung  des 

Ycrhrauchs  des  Guts,  daher  hier  wieder  nach  Art  von  Bedürfnia, 
von  Gut,  nach  sanitfiren,  ethischen,  kulturellen  Kücksiclitcn  u.  dgl.  m.; 
namentlich  aber  auch  nach  Wohlstandsverhaltuissen,  daher 
nach  Kauf-  u.  Zahlkraft  der  Nachfrager,  Verbraucher. 
Gesicbtspunkte  richtiger  Konsumpolitik  können  bier  mit 
fiDanatellen  Twbunden  werden,  demnach  niit  solchen  der  vollen  oder 
nur  teilweiser  Kostendecknn;?,  des  Zurückbleibcn-i  der  Preise  hinter 
den  Kosten,  unter  Zuhilfenahme  von  anderen  „ötlentlichen" 
Mitteln  (Leberschüsse  anderer  Verwaltungen,  Steuern),  anderseits 
des  Uebersteigens  der  Kosten  durch  die  Preiste,  damit  der  Erzielung 
von  Ueberschüssen  steuerartiger  Natur.  Auf  dem  verwandten 
Gebiete  des  GebüLrenwesens,  bes.  der  öffentlichen  Verkehrsanstalten, 
auch  der  indirekten  Verbrauchsbesteuerung  (Getränke)  u.  der  Zölle 
(Kolonialwaren),  namentlich  aber  der  fiskalischen  Mononol- 
verwaltnngen  (Tabak!)  wird  hier  schon  mehrfocb  mit  nach  solcnen 


liehen,  vertragsm?is8igcn  Kej^elun;;  der  Preise  so  gut  wie  aus- 
geschlossen, selbst  beim  Taxwesen  für  Preise  der  privaten  Produktion 
u.  des  Handele  schwierig  n.  nur  beschränkt  zu  enreiehen,  weil  da- 
bei immer  die  Rücksicht  auf  die  „genügende  Rentabilität",  auf 
möglichst  hohen,  mindestens  „hinlängfieh"  hohen  Profit  doch  die 
massgebende  bleibt,  auch  bei  Taxen. 

e)  Ks  Hesse  sich  bei  einer  „sozialpolitischen"  Auffassung  der 
Aufgaben  in  der  Prdsregelung  von  Gemeinwirtsehaften  sogar  etwas 
erreichen,  das  in  der  privatwirtschaftlichen  Preisregelung  schliesslich 
doch  die  besondere  liärte  für  die  wirtschaftlich  schwachen  Nach- 
Irager  u.  Käufer  bildet:  diese  sind  ihrer  Kaufkraft  nach  vom  An- 
kauf andrer  Güter  wegen  deren  ihnen  zu  hohen  Preises  ganz  aus- 
geschlossen, günstigstenfalls  auf  deren  schlechteste  Sorten  u. 
Qualitäten  angewiesen  oder,  wenn  sie  einen  för  ihre  Kauf-  u.  Zahl- 
kraft hohen  Preis  entrichten,  werden  sie  von  diesem  wirtschattlich 
relativ  viel  schwerer  als  Wohlhabendere  bei  gleichem  Preise  be- 
lastet, weil  ein  solcher  Preis  eine  viel  höhere  Quote  ihres  als  «les 
Einkommens  wohlhabenderer  Käufer  ausmacht.  In  der  privat* 
wirtschaftlichen  Preisregelung  >vird  aber  die  wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit  der  Käufer  nicht  oder  wieder  nur  soweit, 
als  es  im  Interesse  des  Verkäufei-s  u.  seines  Absatzes  liegt,  beachtet. 
cc^  In  der  gemehiwirtschaftlichen  wäre,  wie  in  der  Steuerpolitik, 
eme  weitgehende  BerÜeksichtigung  dieser  Leistnngsföhigkeit,  der 
Kauf-  u.  Zahlkraft  der  Käufer  nach  ihrer  wirtschaftlichen  Klassen- 
u.  Einzellage,  möglich,  ß)  Dadurch  eröffiiet  sich  in  dieser  Hinsicht 
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der  Blick  aut  ein  bedeutsames  Zukunftsbild  für  die  Aera  eiuer 
gemdnwirtsefaaftt.  Organisatioo,  in  welcher  auch  solche  Oesichts- 
punkte  bei  der  Preisregelung  methodisch  u.  Bystdmatisch  Kati 

greifen.  Das  fülirtt^  nicht  notwendig  7.n  o\nor  <hu-rhn\\s  ,.m\t\' 
fiskalischen"  Pn'is Tarifpolitik  aller  Art  otiöntliclier  Betriebe,  aber 
wohl  zur  Forderung,  überall  die  Folgen  einer  mehr  tiskalischen, 
mehr  gemeinn&lzigen,  den  Verbrauchern  den  Erwerb  des  Guts  er- 
leichternden Preispolitik  zu  orwägen  u.  danach  die  Entscheidung 
über  die  eine  n.  die  andre  n.  über  das  Mass  einer  jeden  zu  treffen. 
&}  Dies  fülirt  dann  IVeilich  aus  der  wirtschaftlichen  \i.  sozialen 
Seite  der  Frage  auch  in  die  politische  Seite  hinüber:  in  diejenige 
einer  Verfessung  u.  Verwaltung,  bei  welcher  die  Bürgschaft  ittr  eine 
möglichst  objektive,  alle  angedeuteten  Momente  berücksichtigende 
Proispolitik  geboten  \vir<\.  Dieser  Znsammenhang  auch  dieses  Preis- 
probleiiis  mit  den  höchsten  Problemen  von  Staat  u.  Gesellschaft,  von 
Wirtschat'ts-,  Sozial-  u.  allgemeiner  Politik  ist  hier  nur  anzudeuten.  — 
In  der  rein  privatwirtschaflUichen,  rein  „freien  vertragsmSssigen**  Preise 
regelnng  treten  solche  Rücknchten  gana  aurQck,  die  ältere  u.  neuere 
Taxpreispolitik  nimmt  sie  zwar  etwas  wahr,  aber  ohne  genügende 
Enei^ie  u.  Folgerichtigkeit,  die  Kartell-  u.  Trustpreispolitik  ist  der 
polare  Gegensatz  zu  solchen  Rücksichten,  die  gemeinwirtschaltliclie, 
selbst  die  stark  fiskalische,  bildet  schon  eine  Etappe  auf  dem  Wege 
zu  solchen  Kücksichtnahmen  u.  kann  ihnen  noch  viel  mehr  B^hnung 
tragen,  Kartelle  u.  Tmsts  vermögen  ihnen  sogar  den  Weg  zu  ebnen, 
weil  sie  nicht  nur  auf  die  Notwendigkeit,  sontieni  nach  der 
ökonomisch-technischen  Seite  auch  auf  die  Austührbarkeit  einer 
umfassenderen  Verstaatlichung  u.  Verkommunalisiening  wichtiger 
materieller  Ftroduklionsgebiete  hinweisen,  ^  bindrftn|[en,  namentlich 
eben  auch,  um  das  Preisproblcm  gemeinnütziger'',  als  die 
Privatwirtschaften,  vollends  die  Kartelle  u.  Trusts  zu 
lösen.  Denn:  „wenn  einmal  Monopole,  dann  lieber  Staatsmonopole 
als  Privatmonopole  der  »Syndikate  u.  Kartelle  u.  gar  der  Trusts!** 

Das  war  Ju'  Meinung  einzelner  ,,Katheder-"  u.  „Staatssozialistcn" 
schon  länger,  auch  die  ineiue ;  jetzt  ist  es  zuffestandencrmassen  u.  oÜen- 
kundig  auch  schon  diejenige  „besonnener  Poutiker"  in  den  „bürgerlichen 
Parteien"  u.  leitender  Staatsmänner,  selbst  bei  uns  . 

Besonders  hiM'vnrirchoben  soi  nodi  Folgendes:  <c)  Es  fehlt  auch 
im  bisherigen  Taxwesen  (Aiziieitaxen  lür  Apotheken,  Taxen  für 
ftrstliche  Leistungen),  ja  selbst  in  der  privatwirtschaftlichen  Preisregelung 
nicht  ganz  an  Fiillt  ii,  wo  dW  Preise  nach  der  Leistungsfähigkeit  der 
Konsumenten  (Kunden,  Käuter)  mit  bemessen  werden,  z.  B.  bei 
Honoraren  in  der  ärztlichen  Praxis,  bei  Speise-  u.  bes.  Getränketarifen 
(Wein!)  der  Gast-  u.  Scliankwirtschaften,  wo  ausser  auf  die  Qualität 
der  Sache  u.  auf  die  notwendige  Mitvergiitung  von  anderen  Kosten 
(Miete,  Ausstattung  des  Lokals  u.  dgl.  m.)  im  Preise,  auch  auf  die  Zahl- 
kraft der  verschieaenen  Klassen  u.  Individuen  der  Kundschaft  bei  der 
Pi  cisfeststellung  seitens  eh  r  Anbieter  Rücksicht  gcnijnnnen  wird.  Audi 
im  Ladenverkehr  für  mancherlei  Waren  kommt  das  vor,  selbst  neben 
sogen,  „festen^  Preisen.  Es  gilt  wenicstens  im  letzteren  Fall  als  „un- 
reell**, aber  kann  sogar  hier  kaum  unbemngt  verworfen  werden,  vollends 
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nicht,  wo  überhaupt  nieht  nach  festem  Preis  verkauft  wird,   ß)  Ein 

solcher  „festor  Prt-is"  wird  gewöhnli«h  als  t-iii  Foi-ts<hritt  ^-t-o^enübcr 
bcwegHchen  Preist  n  angesehen,  um  deren  Höhe  im  Kleinverkehr,  auch 
im  J^adengeschäft  „gefeilscht"  wird.  Er  wird  dabei  seitens  des  Ver- 
käufers am  Grand  von  Kostenberechnungen,  bestimmten  Profitzuschlägen 
u.  einer  Bemessung  der  mittleren,  für  die  Aufnahme  eines  bestimmten 
Angebots  ausreicbeudeu  Zahluugsfiiliißkeit  der  gewöhnlichen  Kundschaft 
normiert.  In  dieser  Form  wird  er  aber  doch  eigentlich  einigcrmassen 
dem  Eiozelkunden  «likti»>rt.  Er  schützt  diesen  wohl  etwas  vor  über- 
mässiger Ausbeutung  seiner  Unerfahrenheit,  Leichtsinns,  Leidenschaft, 
aber  belastet  den  Einzehien  doch  auch  leicht  zu  sehr  im  Verhältnis  zur 
individuellen  wirtschaftlichen  Lage  u.  Zahlkraitb  Der  „feste  Preis** 
nimmt  sn  ftwas  vom  Charakter  des  Taxpreises  an,  u.  es  ist  hoaehtens- 
wert,  dusa  darin  meist  ein  ,,Fortschritt"  gefunden  wird,  so  in  den 
heutigen  gegen  frOhere,  in  west-  u.  mittel-  L-^rgm  sfld- u.  osteuropäisclie, 
in  otH'idrntalisclien  uejien  orifnt;iliscL'-  Vcrhältnis^^e.  Aber  ävv  feste 
Preis  liat  leicht  vom  Taxpreise  mehr  ilie  ungünstigen  als  die  günstigen 
Seiten,  jedenfells  nicht  nur  diese. 

y)  Dann  noch  ein  Punkt;  Im  Konkiirronzsystem  wird  die  verschiedene 
Zahlkraft  der  Nachfrager  b<  i  der  Preist»  -*  tcllinig  nur  so  berücksichtigt, 
dass  eben  derjenige  mit  schwüchorei  Zaiiikialt  \uui  Erwerb  des  Guts, 
also  von  derBedüraiisbefriedigung  mit  ihm,  ausgeschlossen  wird  zugunsten 
dessen  mit  stärkerer  Zalilkraft  (uler  dass  er  mit  der  ircrin^erfii  Qualität 
des  Guts  vorliebnehmen  oder,  wenn  er  durchaus  das  Gut  in  ^uter  Qualität 
erwerben  will,  einen  für  seihe  Zahlkraft  unverhältnismässig  hohen,  ihn 
so  stark  belastenden  Preis  zahlen  muss  oder  bestenfalls  zu  einem  sriner 
Zahlkraft  entsprechenden  Preise  das  Gut  nur  einin;tl  erwerben  kann,  wenn 
der  au  Zahlkralt  stärkere  Nachfrager  seinen  Bedarf  bereits  gedeckt  hat 
u.  dadurch  eben  das  Angebot  noch  nicht  eanz  absorbiert  ist  Das  gilt 
der  üblichen  Anschauung,  auch  in  der  Theorie,  vollends  bei  den 
reicheren  Leuten  in  der  Praxis,  als  das  „Natürliche",  „Selbstverständ- 
liche^, eine  Anschauung,  welche  doch  nur  wieder  der  rein  privat- 
wirtschaftlichen  u.  Privateigentnmssphäre  entspringt.  Es  wird  dabei 
auch  ganz  übersehen,  dass  selbst  im  heutigen  \  erkehr  noch  mannigfach 
ein  anderes  Prinzip  der  Ueberlassung  von  Sachen  u.  Leistuiigcn 
an  die  Nachfrager,  als  das  „nach  Angebot  u.  Nachfrage"  an  den  Zamer 
des  höchsten  Preises,  daher  an  den  dazu  fähigen  Nachfrager  an- 
gewendet wird:  das  der  Versorgung  nach  der  Kcihoufolge  zum 
gleichen  Preise  für  alle  (wie  im  Taxwesen  der  öffentlichen  Verkchrs- 
anstalten,  hi>  einsrhliesslieh  des  Droschkenwesens.  hei  ("»ffentlichen 
SchausteÜung^'n,  Theater  usw.  mit  fester  Platzzahl  einer  Platzart, 
„Rangs^  für  Zuschauer),  wo  der  Beichere  eben  nicht  als  solcher 
schon  den  Vt>rxug  geuiesst,  den  ärmeren  von  der  Bedürfnisbefriedigung 
durch  Ueberbieten  im  Preise  aiisznschliesseTi.  Jsolche  u.  ähnliche  Ver- 
hältnisse zeigen  doch,  dass  ein  andres  Regulierungsprinzip  möglich  ist, 
als  das  übliclie  (beim  Theater  wird  jenes  durch  den  „BiUethandel"  bei- 
seite geseliohen,  gilt  das  al<cr  gerade  als  üebelßtand!).  Es  ist  nur  zu 
beachten,  wie  auch  solche  Punkte  u.  Fragen  stets  wieder  auf  die 
CTossen  Fragen  der  volkswirtschaftlichen  Organisation  u. 
Kechtsordnung  hinführen,  was  auch  in  der  heutigen  Wissenschafty  auch, 
der  deutschen,  noch  immer  nicht  genügend  erkannt  wird. 
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D.  VwtoUiBo  d«r  Qlttar  {im  ProdnkUmutrafB;  SiakMUMBlalurt). 

Literatur  s.  oben  S.  41  n.  S.  ^OH.  1.  Hauptautnn  n:  Kicardo,  in 
8.  princ,  b<'.s.  Kap.  2,  5,  6,  24,  26,  32  u.a.  v.  Thüuiu,  isoliert.  Staat. 
V.  Hermann,  Unters.  Abt  8  u.  9.  Bernhardi,  §  14ff.  Von  den 
Sozialisten:  RodbertUB,  z.  Bedeutung  d.  soz.  Frage,  Kapital.  Marz, 
Kapital.  •}.  Aus  der  neueren  cn^l.  Lit.:  Mars  hall,  pnnc,  aus  der 
deutschen  die  Abb.  von  Th.  Mithof  f  -  Schönberg,  Verteilung  im 
Schönbergschen  Handbuch,  4.  A.  B.  1,  auch  für  neuere  Xit.  Dazu  meine 
Orundleg.  T,  L>.  Abs.  (.'].  A  ),  Buch  4,  Kap.  2,  S.  GßG— Tr/).  „Bedarf  u.  Ver- 
teiluugsproblem  oder  die  Einkommenlehre  vom  Verteilungsstand« 

S unkt  betrachtet".  3.  Ueber  die  Rechtsgrundlage  der  Verteilung, 
as  Privateigentum,  meine  Grundlegung,  3.  Aufl.  II,  Buch  2u.3, 
auch  für  Lit.  u.  für  Auseinandersetzuntr  m.  (].  Sozialismus.  4.  Statistik 
der  Einkommenverteilung.  Einkommensteuer-Statistik,  bes  die 
preussische,  sächsische,  s.  o.  o.  46»  77.  Weitere  Literatur  bei  den 
einzebien  Lehren. 

§  57.  Einleitung.  A.  Begriff  u.  Wesen,  Grundlage,  Vor* 
aussotzungen  einer  Vorteilungstheorie.  B.  Einkommenarten. 
C.  Formulierung  des  Problems.  D.  Uebersicht  seiner  Lösung. 
A.  1.  Auch  hier  ist  ein  rein  ökonomischer  Begriff  der  Verteilung 
u.  eine  ebensolche  Auffassung  ihres  Wesens  auf-  u.  voranzustellen» 
ähnlich  wie  für  den  Umlauf  (S.  208)  u.  in  Ankntipfiing  an  dessen 
Begriff  ii,  Wesen.  „Verteilung"'  in  diesem  Sinn  ist  danach  der- 
jenige wirtschaftliche  Vorgang,  durch  welchen  ein  von  einer  Arbeits- 
u.  Besitzgemeinschaft  arbeitsteilig  gewonnener  Gesamtertrag  von 
Gutem  >—  n.  zwar  der  betreffende  volkswirtschaftliche  Rein- 
ertrag, daher  nach  Abzug  blos  der  volkswirtschaftl.  Produktions- 
kosten vom  Rohertrag  —  bezw.  der  Wert  dieses  Reinertrags  —  in 
der  einzelnen  Unternehmung  (Betrieb)  wie  in  der  ganzen  Volks- 
wirtschaft —  den  mit  Arbeitsleistungen  u.  Besitzrechten  (Eigentums-, 
Forderangsrechten)  an  der  Gewinnung  dieses  Reinertrags  beteiligten 
Personen  zu  deren  Verwendungszwecken  zur  Verfügung  gestellt 
wird,  a)  Verteilung  in  irgend  einer  Form  hat  daher,  wie  der 
Umlauf  (S.  208,  209),  ihren  letzten  Grund  in  der  Arbeitsteilung. 

b)  Sie  ist  demnach  aueh  nicht  nur  auf  der  Grundlage  der  FlriTat> 
eigentumsordnnng  u.  in  der  privatwirtschaftl.  Organisation  vor- 
handen, sondern  auch  auf  der  Grundlage  des  Gemeineigentums  u. 
der  allgemeinen  gemeinwirtschaftlichen  Organisation,  so  einer  rein 
sozialistischen,  ündet  notwendig  „Verteilung"  statt.  Sie  würde  hier 
nur  prinzi|nen  wie  praktisch  ein  besonders  sehwieriges,  weil  ein 
sehr  eigenartig  liegendes  psychologisches  u.  soziales  Problem  bilden. 

c)  Anderseits  ist  es  natürlich  ein  völlig  laienhaftes  Missvcrstiindnis 
beim  „Vertelhiugsproblem"  dem  Sozialismus  gegenüber  an  zwangs- 
weise „Teilerei'^'  des  bestehenden  Einkommens  u.  Vermögens  zu 
denken  u.  schon  im  Ausdrack  „Verteilung"  u.  in  der  Stellung 
eines  .»Verteilungs  p  r  o  b  1  e  m  s  "  etwas  „Gefahrliches",  „Kevolutioiittres** 
SU  sehen,  wobei  Jede  Einsicht  in  die  wirtschaftlichen  Vorgänge  u. 
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in  das  notwendige  Bediu^^tsein  der  „Verteilung  '  vun  Aibeitsteilung, 
als  deren  Folge,  fehlt  (nicht  unnötige  Verwarnungen  auch  bei  ans, 
selbst  ..Gebildeten"  gegenüber,  hei  deren  Angriffen  sogar  auf  den 
,,Kathederäoziaüsmas^S  dass  dieser  sich  mit  der  „Verteilung"  be- 

8cbliftige!) 

2.  Begriff  u.  Wesoa  der  Verteilung  im  liistoriscli-rechtlicheu 
Sinne  di£Ferenziert  sich  dann  wieder,  wie  andere  sosial-dkonomische 

Grundbegriffe,  Verhältnisse  u.  Einrichtongen  des  WirtschaftslehMis, 
nach  der  Kechtsirrimlln  «jfc  für  Personen,  bezw.  Unfreie  inbe- 
griffen, tür  die  Mcnsi  lien  selbst,  iür  die  Ki^entumsordnnnp^  u.  für  das 
He^liei  uugspriazip  (§  19,  S.  83  ff.,  S.  88  ft.,  ^  42  S.  145  ff.,  148  ff'., 
§  48  8. 208ff.).  Die  äauptunterscheidnng  Ist  wieder  diejenige  swischen 
a)  autoritativer  —  wie  in  Familie,  Ctosehlechtsverband,  in  patri- 
archalischen VerhSltnissen,  in  Klöstern  n.  dgl,,  bei  Unfreiheit  der 
Arbeiter,  im  öffentlichen  Beamtenweseti  ( Hesoldnngsregelung]  u.  in 
notwendiger  Konsequenz  des  ganzen  Orgauisationsprinzips  in  einer 
soiialistischen  Volkswirtehaft  u.  b)  vertragsmässiger  Regelung 
der  Verteilung,  —  bedingt  so  in  den  Gebundenheitsordnungen, 
prinzipiell  wenigstens,  völlig  so  im  System  der  freien  Konkurrenz 
m  der  privatwirtschaftl.  Orfrnnisation  (S.  148 1. 

3.  Für  die  Stellung  u.  Lösung  des  Verteilungsproblems  oder 
für  die  Gewinnung  einer  „Theorie  der  Verteilung**  wird  im  Folgenden 
wieder  von  dieser  letztgenannten  Organisation,  der  freien  Konkurrenz 
u.  VM»  den  gleichen  psychologischen  Vorausset7unf:;'en,  wie  insbes. 
in  der  Preiütheorie  (S.  218)  ausgegaii^cii.  Von  diesen,  streu;:  ire- 
nommeuen  („strikt  interpretierten'')  Voraussetzungen  aus  ergibt  sich 
eine  „reine"  oder  abstrakte*'  Verteilungstheorie,  das  Seitenstück 
der  betreffenden  Preistheorie  n.  wie  diese  die  Haujitaufgabe  in  der 
allgem.  ii.  theoret.  Soz.ökonomik.  4.  Aber  auch  hier,  nicht  allein, 
aber  bes.  bei  der  Lohnregelnnf^.  machen  sich  freilich  in  der  Wirk- 
lichkeit, nach  den  Umständen  in  mancherlei  Weise  u.  Stärke,  neben 
u.  öfters  mehr  oder  weniger  statt  jener  rechtlichen  u.  psychischen 
Voraussetzimgai  andere  Einflüsse  auf  die  Verteilung  mit  gdtend: 
andre  als  rein  egoistische  Motive,  namentlieli  auch  als  nur  das  eiste 
egoistische  Leitmotiv;  sittliche,  roli;:iüse  Aiischammgen  u,  Grund- 
sätze; Sitte  u.  Herkommen;  anderes  liecht,  bes*indei*s  gewisse 
Beschrfinkungen  der  Vertrsgsfreiheit,  speziell  betreib  des  Inhalts 
der  Verträge,  so  im  Arbeits-,  Dienst-,  Lohn-,  im  Darlehens-,  Miet-, 
Pachtvertrag.  Unter  Berücksichtigung  dieser  Momente  ergibt  sich 
eine  konkrete  oder  angewandte  Verteilungstheorie,  wiederum 
ein  Seitenstück  der  gleichen  Preistheorie.  Sie  wird  im  Folgenden 
mehrfoeh  neben  der  reinen  Theorie  mit  berOcksichtigt,  doch  nicht 
nach  allen  Seiten  eingehender  hier  behandelt,  was  mehr  die  eventuelle 
Aufgalte  der  speziellen  u.  prakt.  Soz.-Oekonomlk  ist.  5.  Das  Ver- 
fahren ist  in  der  reinen  Verteilnnjrstheorie  wieder  wie  in  «ler 
gleichen  Preistheorie  das  deduktive,  es  steht  voran  u.  überwiegt, 
wird  aber  auch  hier  ergänzt  durch  das  historische  u.  statistische, 
durch  Benutzung  von   Daten  der  Enqndte  u.  der  konkreten 
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Deskription.  Näheres  in  dieser  Hinsicht,  auch  über  Geschichte  u. 
Statistik  der  Verteilung,  wie  der  Preise,  gehört  wieder  mehr  in  die 
spes.  u.  prakt  8oc.<Oekon. 

B.  Die  vier  grossen  Einkommenzweige  als  Teile  des 

arbeitsteilig  gewonnenen  volkswirtschaftlichen  Gesamt- Beinertrus. 

1.  In  der  ])rivatwirtscliaftlichpTi  Organisation  sondern  n.  verseln- 
stän(li;,^en  sich  prinzipiell  mit  entwickelter  Arbeits-  n.  Besitztheihin^r, 
auch  immer  reiner  mit  der  Gesamtentwicklung  der  Volkswirtschalt 
vier  HaupteinkoBimenzweige:  (Arbeit»'}  Lohn,  Zins,  (Kapital* 
gewinn),  tlntemehmergewinn,  Differentialreiite,  bes.  Gmndrente. 

1.  Praktisch  sind  alle  vier  Zweige  in  h'üheren  Zeiten  u.  in  <Mn- 
fachercn  Verhiiltnissen  in  Einer  Person  vereinigt  gewesen  (ältere  Agrar- 

Sroduktiou,  aucli  noch  die  für  den  Absatz  im  verkehr:  der  Bauer  auf 
er  eigenen  Scholle,  zugleich  seine  eigene  Hauptarbeitskraft  bei  der 
ausfUlirenden  Arl)eit.  der  stadtische  Handwerker,  der  kleine  Händler). 

2.  Im  landwirtschaftlichen  Selbstbctrieb  (der  Bauern,  bes.  der  Klein-  u. 
Mittelbauern),  im  Kleingewerbe,  wenn  der  Unternehmer  Boden  u.  Ge- 
bäude für  den  '  ipli  selbst  besit/f  (hier  u.  da  plattes  Land,  Klein-  u. 
Landstädte),  ähnlich  im  Kleinhandel  findet  sich  diese  Verbindung  aller 
vier  Zweige  noch  heute.  8.  In  der  Landwirtschaft  erfolgt  in  allen 
Arten  von  Pachtverhältnissen  aber  schon  die  Ansscheidimg  der  Grund- 
rente u.  teilweise  der  Kapitalrente  u.  dann  in  Fonn  vereinigter 
Grund-  u.  Kapitalrente  ihre  Verselbständigunt?  als  oiiren artiges  t^in- 
kommen  beim  verpachtenden  Grundbesitzer,  während  dir  drei  anderen 
Zweige  unter  älmlicben  Verhältnissen  wie  bei  b  noch  vielfach  in  Einer 
Person  vereinigt  bleiben.  4.  Mit  der  Entwicklung  des  Mietwesens,  da- 
her meist  in  Städten,  auch  fOr  ProdukÜoiu-  v.  Geschftfteritune,  sondert 
sich  auch  die  Mietrente  hierfür,  mit  der  des  Mietwesens  auch  fllr 
Wohnun<i^*^n  auch  diese  Mietrente,  wieder  in  der  Form  einer  ver- 
einigten druud-  u.  iilietrente  immer  mehr  al.s  selbständiger  Einkommen- 
zweig von  den  anderen,  etwa  noch  vereinigten  ab.  5.  Allgemeiner  er- 
folgt dieser  Vorgang  mit  der  Entwicklung  des  Kredits  aiicli  l>»'zn<2:lich 
der  (Darlehens-)  Zinsrente.  t>.  Die  Ausscheidung  des  (Arbeits-)  Lohnes 
aus  dem  Kapital-  u.  Untemehmergewinn  —  der  prinzipiell  auch  vor  dieser 
Ausscheidung  schon  vorhanden  ist  —  u.  seine  \'erselbständigung  er- 
fob^t  mit  der  „Trennung  des  Arbeiters  von  den  sachlichen  Prodidctions- 
miitein",  ßodeu  u.  Kapital  u.  dem  Eintritt  des  Arbeiters  in  den  Dienst 
des  £igentOmers  dii^ser  Produktionsmittel,  bzw.  des  Unternehmers, 
welcher  fibfr  sie  verffi^ict,  daher  am  frühesten  u.  vollständigsten,  wenn 
der  bäuerliche  Boden  an  eigene  (Privat-)  Herren  (Besitzer)  übergegangen 
ist,  welche  zu  seiner  Benutzung  (Bestellung)  anderer  Arbeitskrute  oe« 
dürfen,  also  namentlich  im  Mitt<d-  u.  Grossbetrielt;  ferner  in  (^b-werlx-  u. 
Handel,  hier  zuerst  u.  auf  die  Dauer  vornehmlich  in  titädten,  mit  der 
Ausdehnung  der  Unternehmungen  (Betriebe)  über  die  eigene  Arbeits- 
kraft des  Leiters  hinaus,  also  schon  im  gewerblichen  u.  merkantilen 
Kleinbetrieb  mit  melir  als  einer  (fremden)  Arbeitskraft,  immer  mehr  mit 
der  Vergrösserung  der  Betriebe.  7.  Im  Eigeubelrieb  des  i^apitaiistischen 
Unternehmers",  welche  mit  seinen  eigenen  oder  mit  entlehnten  sach- 
lirli'  n  Produktionsmitteln,  Grundstücken,  Gebäuden,  Kapitalien  produziert, 
bleibt  aber  Kapital-  u.  Unternehmergewinn  stets  verbunden: 
eine  so  nniverselle  Gestaltung,  dass  sie  auch  für  die  Theorie  zu 
berttckdchtigen  ist  In  dieser,  wie  in  der  Präzis,  wird  daher  auch  vom 
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vereinigten  Kapital-  o.  TJnteniehmergewimi  oder  dem  sogenannten 

„Profit"  als  einem  eigenartigen  Haupteinkoinmenzwei((  gehandelt 
(s.  folgende  No  C.  2).  Ob  und  wieweit  trotzd'in  auch  hier  die  Ab- 
trennung (It's  Unternehmer-  vom.  Kapitalgewiun  in  der  Tlieorie  der 
Verteilung  festzuhalten  ist,  wird  unten  im  §  <j2  erörtert  werden.  H.  Die 
gerade  in  der  neuesten  Phase  dn-  Entv,  1  Id-ing  der  modernen  Volks- 
wirtschaft immer  kiehr  hervortretende  lieunung  der  Untemehmer- 
funktionen  in  solche  des  Leiters»  Betriebsorganisators  einer*,  des  Be« 
sitzers  der  sachl.  Produktionsmittel  u.  Einsetzers  ihres  Werts  anderseits 
(S.  14G,  117),  die  völlige  (Aktiengesellschaft,  uff.  titl.  l^  trieb  usw.)  oder, 
wie  auch  in  anderen  Grossbetrieben,  di»-  t<  il  weise  L  eb«Ttiaguug  der  ersten 
Funktion  an  „Beamte"  hlhrt  indessen  auch  zur  Trennung  des  Unter- 
nehmergewinns n.  Profits  in  zwei  Einkoinmenarten  ökonomisch  ver- 
schiedenen Charakters.  Das  ist  mit  zu  berücksichtigen,  doch  nötigt  es 
nicht,  die  Theorie  vom  Untemehmergewinn  u.  Profit  bei  beiden  deshalb 
in  zwei  Teile  zu  trennen. 

C.  Formulioruiig  des  Verteilun  l'^  i»roblem8  für  die 
Theorie.  1.  Es  wird  dabei  ausgegangen  vom  gegebeneu  volks- 
wirtschaftlichen Produktions-Reinerirag,  bzw.  in  der  Verkehrs- 
wirtsehaft  vom  gegebenen  ErlSs,  in  der  geld-  u.  kreditwirtschaft- 
Uchen  Phase  vom  Gelderlös  für  diesen  Ertrag. 

a)  T>er  absolut  p  Wertliotrag  dieses  Reinertrags,  bzw.  Geldbetrags 
dieses  KriöftCS  häaut  von  den  besprochenen  Momenten  ab,  von  der 
Höhe  des  Werts  des  Rohertrags,  des  Gelderlöses  dafür,  de«  Werts, 
bzw.  Tf  cid  Werts  der  i".  in  volksu  irtseh.Prorliiktioiiskosten,  welche  genn^slos, 
ohne  für  eine  Person  „Einkommen'*  zu  bilden,  in  der  Produktion  ver- 
braucht werden  (Verbrauch  des  bezflglichen  umlaufenden,  Abnutzung 
dt's  bezüglichen  stehenden  Kapitals).  Für  dies  >\lles  ist  auf  die  Lehren 
von  der  Produktion,  den  Kosten,  dem  Preise  zu  verweisen,  b)  Es  ist 
dabei  aber  daran  zu  eiimieni,  «la.ss  •  l>ea  hier  Wechselbeziehungen  u. 
Wechselwirkungen  zwischen  Produktion,  Preisbildung,  Preis  einer-,  Ver- 
teilung anderseits  l)e.t;tehi  ii,  z,  B.  <V\r  I.olm-  u.  Profithöhe  auf  Arl»eits- 
eifer,  -Intensität,  -Güte,  -Ergiebigkeit  rückwii'kt  u.  der  dadurch  erzielte 
höhere  Roh-,  Reinertrag  u.  Erlös  eben  wieder  absolut  höhere  Löhne, 
Gehalte,  Profite  ermöglicht,  c)  Auch  zwischen  Preis  u.  Verteilung  be- 
steht solche  Wechselbeziehuner,  indem  der  Preis  in  seiner  Höhe  von 
den  Kosten,  diese  wieder  in  ihrer  Hölie  mit  von  der  der  Löhne  u.  des 
(Normal-)  Profits  dauernd  bestimmt  werden  u.  der  Preis  dann  wieder 
rückwirkend  über  die  Höhe  von  Löhnen  u.  Prrifiten  mit  entsclieidet 
(S.  218).  Für  das  Verteilungsproblem,  wie  es  jetzt  hier  zu  erörtern  ist, 
werden  gegebene  Preise,  aaher  sich  danach  bestimmender  fester 
Erlös  als  Ausgangspunkt  angenommen. 

2.  Die  Erairestellüii^j-  für  das  \*frTe!binrrsproh]pm  ist  dann:  wie 
verteilt  sich  ein  solcher  gegebener  voikswirtschaftlicher  Reinertrag, 
bzw.  der  Erlös  dafür,  in  einer  einzelnen  Untemehmnng  und  in  der 

fanzen  Volkswirtschaft,  nftmlieh  a)  erstens,  verhältnismässig, 
.  h.  als  Quote  davon  unter  die  Beteiligten,  d.  b.  unter  die  vier 
Haupt-EinknmnienklassoTi.  deranacli  als  deren  Klassenanteil, 
Sjpeziell  aj  als  Lohnquote  an  die  Arbeiter  und  als  Profit^uote 
an  die  kapicalistisehen  Unternehmer,  auch  ß)  die  Fn^tquote  weiter 
an  Kapitalisten  als  Zinsquote,  an  die  Unternehmer  als  Unter- 
nehmergewinn- (G-escüäftsgewinn*)  Quote  und  noch  weiter 
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Y)  welche  Renten«,  insbeBondere  Grundrentenqaote  scheidet 
dabei  noch  aus  dem  gesamten  Bteinertrag,  bzw.  dem  Erlös  daför 

ans.  also  mit  der  Foli^e  einer  Verminderung'-  der  Quoten  aller  sonst 
Beteiligten  ndor  .sj)ezieU  aus  der  Profitquote,  dann  mit  der  Folge 
der  Verminderung  dieser,  bzw.  der  getrennten  Zins-  u.  Ünternehmer- 
gewinn-Quote?  Sodann  b)  zweitens,  wie  verteilt  sich  absolnt 
weiter  der  Klassenanteil  oder  die  Quote  jeder  Klasse  als  Einzel- 
ei  II  kommen  an  die  einzelnen  Mitglieder  (Personen)  dieser  Klasse, 
«lalier  a)  als  Ind ividual-Lolin  an  den  einzelnen  Arbeiter  u.  als 
Individualprotit  au  das  eiiuelne  im  Betrieb  steckende  Kapital 
in  der  einseinen  Unternehmung,  auf  die  Summe  der  Kapitalien  in 
der  Volkswirtschaft;  ß)  wie  stellt  sich  danach  der  Durch sdmitts- 
lohnsatz,  wenn  der  absolute  Betrag  der  Lolniquote  auf  die  altsolute 
Arbeiterzalil  und  der  1  >ureliKclmitts-Profitsatz,  wenn  der  n))so1iit(' 
Betrag  der  Proiituuotc  aal  den  absoluten  Wertbetrag  der  Kapitalien 
angeschlagen  wird? 

Gleiche  Fragen  sind  dann  weiter  zu  stellen,  hinsichtlich  speziell 
der  getrennt  betrachfetpn  Quote  des  Zinses,  des  Tlntern^^hTner^jewinns, 
der  Kentc,  bes.  dei  (  irundrente,  wie  sie  sich  bzw.  auf  das  iudividucUo 
Kapital,  Unternehnimi^r  Grrundstflck  (Gebäude)  u.  wie  sieh  die  Summe 
dieser  Zinsen,  (.'iitn  iicliiiier^rewinne,  Renten,  Grundrenten  auf  die  Sunnne 
der  Kapitalien,  Unternehmungen,  Grundstücke  (Gebäude)  verteilen  und 
welche  Durschnittsms-,  Gewinn-  a.  Rentensätze  sich  ergeben,  wenn 
,  ehenfalls  die  absoluten  Wertbetrilge  zu  grimde  gelegt  werden  bei  den 
betreffenden  Einkommen  u.  den  Objekten,  denen,  bzw.  deren  rechtlich 
über  sie  verfügenden  Subjekten  sie  zufallen? 

3.  Der  erste  Teil  des  Verteihmg^problems  (unter  2,  a)  betrifft 
die  Tom  sozialen  u.  allgemeinsten  wirtschaftlichen  Standpunkt 
wichtigste  Frage  des  relativen  Anteils  der  Einkomracnklasse  am 
(volkswirtschaftlichen)  Keiuertrag:  die  gi'osse,  vomehnilicli  Ricardo 
zu  verdankende,  vom  Sozialismus  aufgenommene,  besonders  schart 
von  Rodbertns  ins  Auge  gefasste  Grundfivge  im  Vertcilungsproblcm, 
in  der  Tat  die  wahrhaft  soziale  Seite  dieses,  zugleich  für  die 
ökonomische  Seite  des  Klassenkampfs'*  der  wichtigste  Punkt:  der 
Klassenkampf  eben  hier  der  Kampf  um  den  Klassenanteil  am 
JEleinertrage,  namentlich  zwischen  Ai'beit  u.  Kapital,  aber  auch 
swiseben  Untemehmerarbeit  u.  Kapital  u.  zwischen  Bodenbeäta  n. 
Kapital,  im  gegebenen  Zeitpunkt,  bei  gegebener  absoluter  Wert- 
grosse  des  Gesamt-Keinertrags  u.  in  der  Ent\^ncklung,  Steigerung 
dieses  Jieinertrags  im  Fortsehritt  von  Technik,  Betriehsorganisation, 
Produktivität  der  nationalen  Gesamtarbeit,  also  im  davon  wesentlich 
mit  bedingten  Fortschritt  von  Wirtschaft  u.  Kultnr.  a)  Hier  kann 
immer  nur  eine  Klasse  auf  Kosten  der  anderen  gewinnen,  zugunsten 
der  anderen  einbüssen,  da  ja  alle  in  einen  jeweils  gegebenen  Wert- 
betrag sich  zu  teilen  haben,  b)  „Hoch"  u.  ..niedrig"  ist  hier  Lohn, 
Profit  usw.  als  relativer  Klassenanteil,  „steigt"  u.  „sinkt"  Lohn 
Profit  usw.,  wenn  er  als  Quote  vom  Gesamtertrag  grosser  oder 
kleiner  wird,  c)  Unmittelbar  besagen  diese  Klassenquoten,  ihr 
Hoch-  u.  Niedrigsein,  ihr  Steigen  oder  Fallen  aber  nichts  hinsichtlich 
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der  wirklichen  (absoluten»  ökononüscben  Lage  der  Kinzelaea  u. 
wieder  ihrer  SmniDe,  der  Klasse,  der  Arbeiter,  der  kapitalist.  Unter- 
nchmer  usw.,  niehts  darüber,  welchen  Umfang  der  Bedilrfbis- 

betViedigiing,  äor  Rcsorveanlegimg,  der  neuen  Kapitall»ildung"  u. 
-Verwendung  dem  P.inzelncn  ii.  seiner  ganzen  Einkommenklnsse  durch 
den  Bezug  jener  Quote  ermöglicht  wird,  auch  iiiciii«  darüber,  weiche 
Verändenrngen  f&r  sie  in  dieser  Hinsicht  mit  einer  Y&räodiunmg 
der  Quoten  eintreten,  d)  Kur  Relationen  der  Klassenlage  n« 
deren  Vcränderunj^en  werden  durch  die  Antwort  auf  die  erste 
Fra^estelbint,'  im  Verteilungsproblem  ermittelt.  Aber  das  ist  eben 
doch  das  besonders  Wichtige,  namentlich  tur  die  Klarstellung  des 
mgentlichen  Kerns  im  wirtschaftlichen  Verteilnngsproblem,  damit 
aber  auch  für  den  ökonomischen  Kern  im  ganzen  sozialen  Klassen- 
problem  und  in  der  Geschichte  der  sozialen  Klassen. 

4.  Der  zweite  Teil  des  Verteilungsproblems  (No,  2,  b  oben) 
knüplt  notwendig  an  den  ersten  an.    a)  Hier  iiaudelt  es  «ich  erst 
um  die  jeweilig  wirkliche  ökonomische  Lage,  welche  dem  einzelnen 
Arbeiter,  Beamten,  Unternehmer,  Kapitalisten,  Grund-  (Haus-)  Eigen- 
tümer' im  Vcrteilungsprozess  zu  Teil  wird  bebufs  des  Endzwecks 
alb  r  Produktion,  der  Bedürfnisbefriedigung  mit  Produkten,  auch 
behufb  der  etwaigen  Fähigkeit  der  Neubildung  von  Kapital  lu  da- 
mit der  Theilnamne  an  der  Ausdehnung  der  Produktion  fOr  diesen 
Einzelnen.  Das  ist  freilich  wieder  für  die  Sunmie  der  Einzelnen  als 
Klasse,  aller  zusammen  als  Volk  das  für  ilire  (ikoiiomiscbe  Leberisl;iu:e 
absolut  Entsclicidende.    b)  liier  kommen  einerseits  die  wirklieliea 
Wertgrösseii  von  Produktion,  Reinertrag,  Erlös  dafiu-  in  der  einzelnen 
Unternehmung  u.  Volkswirtschaft,  anderseits  die  wirkliehe  Grösse 
der  Zahl  der  Menschen  in  einer  UntemefamuniTf  der  Zahl  des  Volks  in 
der  Volkswirtseh.,  in   Betracht,   die  mn   dem   Keinertrap:  leben, 
daraus  ihre  Bedürfnisse  befriedigen,  die  Mittel  zu  ihrer  pci-sönlicheii 
u.  zur  Entwicklung  der  Unternehmung  u.  ganzen  Volkswirtschett 
entnehmen  soll;   kommt  ebenso  die  wirkliche   Wertgrösse  des 
Kapitals  u.  Grund-  (u.  Haus-)  Besitzes  io  Betracht,  fiir  welche  in 
der  gleichfalls  wirklichen  '\yertgiosse  rnn  Profit,  Zins,  Rente  ein 
Anteil  am  Keinertrair.  nach  <ler  eiinnal  l»estebenden  wirtschaftlichen 
Rechtsordnung,  ablailt,  beansprucht  wird,  auch  auf  die  Dauer  nach 
dem  Wert-,  Kosten-,  Preisgesetz  sich  durchsetzen  muss,  wenn  die 
Produktion  im  erlbrderlichen  Umfan^^  des  Bedarfs  fortgehen  soll. 
Durch  die  Veriileiclnin^-  der  ersten  Jieibc  wirklicher  Wertj^rössen 
mit  (b'r  zweiten  erj^eben  sicli  die  Prolit-,  Zins-,  Rentenraten  in  be- 
stimmten   absoluten    Zahlensätzen    ^Prozenten    in   der  üblichen 
Berechnungsweise  auf  die  feste  Einheit  von  100).   c)  Bei  dem  Ein- 
kommen jedes  Einzelnen,  des  Glieds  jeder  der  Einkommenklasseu  u. 
des  Beziehers  vereinigter  Einknmmennrten,   in  der  oben  (S.  283, 
Xr.  B)    anire'j«  ^(Mu.ii    Weise,    namentlich    auch    des    Profit  be- 
ziehenden kapitalistischen  Unternehmers   ißt  daher  der  absolute 
Wertbetrag  des  betreifenden  Einkommens  sowohl  mit  dem  Last- 
moment  ftlr  die  Einkommenerwerbung  in  seiner  Tätigkeit  u.  mit 
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dem  Wert  seiner  Ldstungen  als  mit  dem  Lustmoment  in  Art  n. 
Umfang  seiner  durch  den  Einkommenverbrauch  bedingten  BedürifDis- 

befriedig-img  u.  der  Wertgrösse  seineK  B<Mlai-fs  zu  vergleichen, 
d)  Danach  ist  hier  von  ,, hohem"  ii,  „niedrigem"  Lohn,  Profit,  von 
einem  „Steigen '  u.  „Fallen"  beider  (u.  der  übrigen  Einkommen- 
art«i)  zn  sprechen,  im  and^n  Sinne  als  obm  hm  den  Klassen« 
qnoten,  zwar  auch  wieder  in  Vergleichung,  relativ,  abtt*  anders 
wie  dort:  iiiclit  die  Ver<^leic]mng  der  Klassenquoten  miteinfinder, 
sondern  diejenige  der  wirklichen  Einkommen  bei  den  Angehörigen 
der  verschiedenen  Klaüseu  mit  jenen  Last-  u.  Lustmomenten  findet 
hier  statt:  ob  sich  die  Einkommen  danach  günstig  oder  ungünstig 
stellen,  günstig^er  oder  ungünstiger  weixlen.  Das  ist  sicher  ein 
wichtiges,  für  den  Einzelnen  iinnnttel bar  selbst  noch  wichtigeres 
Moment  al»  dis  relative  Höhe  'los  Klassenanteils,  aber  doch  nicht 
das  sozial  ebenso  bedeutbaiue  Moment,  wie  diese  liühe,  —  eine 
für  die  Auffassungen  der  modernen  Arbdterklasse,  die  eben  ,4EkwB^* 
bewnsst*'  geworden,  besondm  beachtenswerte  Tatsache,  weldie 
theoret.  u.  praktisclie  GejsTier  verkennen,  wenn  sie  mit  dem  oft  be- 
gründeten Hinweis  aul  eine  absolut  taibächlich  erheblich  bessere 
ökonomische  Lage  der  Arbeiter  (Lohnhöhe,  auch  Höhe  des  efifektiven 
Lohns)  doch  nidit  den  Eindruck  machen,  den  sie  erwarten. 

D.  Vorläufige  kurze  TJebersicht  der  Lösung  des  Verteilungs- 
problems nnfer  den  obigen  Voraussetzungen:  der  gegebenen 
Höhe  des  Volkswirtschaft!.  Reinertraj^^s,  bzw.  gegebenen  Höhe 
des  Erlöses  dafür  im  Verkehr  (wofür  auf  die  Preistiieorie  Bezug  zu 
nehmen  ist),  hier  jetzt  in  Beschränkung  auf  die  Verteilung  zwiscnen 
(gedingten)  Arbeitern  u.  kapitalist.  Unternehmern,  also  als  Lohn  u. 
Profit.  1.  Die  relative  Verteilung,  d.  h.  die  Bestimmung  der 
Höhe  der  Klassenqnoten,  der  Lolin-  u.  Profit(j^uote  ist  im  System 
der  freien  Konkurrenz  in  der  privatwirtsch.  Organisation  das  Er- 
gebnis von  Kämpfen  auf  dem  Beehtsboden  von  persönlicher  Frei- 
heit u.  Privateigentum  an  den  sachlichen  Produktionsmitteln,  Boden 
(Gebfinde)  und  Kapital,  Kämpfen,  welche  durch  ^^'^tragsschlus8, 
speziell  über  den  Arbeitslohn,  zur  Entscheidung  kommen,  a)  Die 
Kegelung  des  Inhalts  dieser  Vcrtri^e  erfolgt  nach  den  beiden 
Preisgesetsen,  von  Angebot  n.  Nachfrage  u.  von  den  Produktions- 
kosten, b)  Diese  Gesetze  erfohren  aber  wegen  der  Eigentümlichkeit 
der  „Ware"  Arbeit  hier  gewisse  Modifikationen  (u.  §  64  fl*.). 
c)  Von  entscheidender  Bedeutung  erweisen  sich  a)  auf  Arbeiter- 
seite aa)  deren  Zahl  u.  die  Veränderung  daiin,  zeitlich  u.  örtlich, 
daher  wesentlich  die  durch  Qeburts-  u.  Sterb«dffer  bedingte  zeit- 
liche Bevölkerungsbewegung,  die  Altersgliederung  ä&t  Bevölkerung, 


überall  in  ihre  heliemcTiende  Stelhinfj:  (s.  S.  49  Kap.  4);  üb)  die 
Organisation  der  Arbeiter  zur  Wahrung  ihrer  Interessen  im  Kampf 
um  den  Lohn,  bes.  bezüglich  der  Regelung  des  Angebots  von 
Arbeitskräften  auf  dem  Arbeitsmarkte,  der  Nachfrage  gegenüber 
(§  66,  67).  fi)  Auf  Seite  der  kapitalist.  Unternehmer  ist  von  ent- 
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»cuflidender  Bedeutung  a<a)  der  durch  ihre  Produkdonsaufgaben  und 

Ziele  bestiinrntc  u.  durch  ihre  zur  Arboitcrbeschäftigung  verfiif^bareQ 
materiellen  Mittel  be^rn'nztf  l^edarf  an  frenuli^ti  Arbeitskräften; 
bb)  die  Orj^anis.ation  dieser  l  nii-nielniirr  als  Arl»<'iiL:(  lier  zur  Walir- 
nehinung  ihrer  Interessen  im  Kampr  um  den  Lolm,  iler  t'iir  sie  zu- 
gleich der  Kampf  um  den  Profit  ist,  bes.  bezüglich  der  Begelang 
der  Naclifra;^e  nacb  Arbeitskräften  auf  dem  Arbeitsmarkte  gegen- 
über dem  Arb('itsan«^ebot  (§  60,  67). 

2.  Wenn  nicht  nur  die  GrÖH*^e  des  Wort';  dos  Volkswirtschaft!. 
Reinertrags,  bzw.  des  Erlöses  datür,  sondern  auch  die  rtihitive  Ver- 
teilung dieses  Ertrags  u.  Erlöses  in  Lohn-  u.  Profitquote  }i;e<^ebeti 
ist,  ist  für  die  absolute  Durchschnittsliöhe  des  Lohns  des  einzelnen 
ArbtMtnrs  die  Zahl  der  von  den  kapitalistisclien  Uir <''n  !:merii 
bosciiiiltii^ten  Arbeiter  u.  tiir  die  absolute  nurcli-clinittsliolio  dos 
Prolitö  (Kate)  die  Wertliöhe  des  beschäftigten  Kapiials  ujassgebeiid ; 
wieder  in  der  Einseluntemehmun^  u.  in  der  ganzen  Volkswirtschaft, 
a)  Die  absolute  durchschnittliche  Lolinhölic  u.  die  dadurch  l»esritiimte 
jeweilige  wirklicli»'  r.konomische  L.iac  dos  Ai  hoitprs  —  ge^^ebene  feste 
Preise  für  den  Liusatz  von  (^^(M löhnen  in  naturale  Güter  zur  Be- 
dürfnisbefriedigung vorausgesetzt  —  hängt  dahi'r  dann  von  drei 
Momenten  ab:  a)  von  der  absoluten  Werthöhe  des  Reinertrags, 
ß)  von  der  Höhe  der  Lohnriuote  gegenüber  der  Profitquote,  y)  von 
der  Zahl  der  zu  bescIiMf'fii^cndcn  Arbeiter. 

Zu  (c:  Ilieriu  besteht  Intercsscnsolidarität  voa  Arbeiter  u.  Arbeit- 
g(d)er,  von  „Kanital  u.  Arbeit^^  Daher  auch  das  stärkste  Arbeiter- 
intcrosse,  dass  die  Produktion  u.  die  sie  ausfülirciidc  L  iiternohTnung 
quantitativ  u.  qualitativ  das  Ihichstt?  l(»iste,  in  technischer,  botriobs- 
organisutorischcr  Hinsiiiit,  in  Hcduktion  der  natürliclien  Kosten,  in 
Arbeitsintensivität,  aucli  im  Al)satz  in  Krzielung  höchstniö<;]icher  Preise 
u.  geringster  Kosten,  weil  <!  n  on  dir-  Hr>he  des  Erletses  abfirti.'j;!".  Zu  ■•: 
Hier  besteht  lüteressengegcnsatz  zwisclieu  Arbeiter  u.  Arlxitgeber,  als 
^Kämpfern  um  die  Verteilung  des  Reinertrags"  ii.  stärkstes  Interesse 
für  iHc  Arbeiter,  soweit  n'in  ökonomische  Rücksichten  entschoidon.  die 
Lohnqiiote  auf  Kosten  der  Prrifitjjnote  zu  steigern,  diese  herabzudrücken, 
wenigstens  bis  zu  dem  Punkte,  alsu  bis  zu  der  Mininialrate.  bei 
weh.'hcr  der  kapitalist.  Unternehmer  immer  noch  gonei^rt  1. leibt,  cvent. 
freilicli  nur  durch  die  Umstände  gezwungen,  seine  AiIm  n -ki  ift  u.  sein 
Kapital  in  der  ünternehnmn«^  zu  belassen  u.  fortdauernd  Arbeiter  in 
dem  Um&ng  zu  beschäftigen,  dass  seine  Nachfrage  nach  Arbeit  das 
Angebot  von  Arbeit  aufnimmt  (deckt).  Ander.-'  ii  ^  besteht  stärkstes 
Interesse  des  kapitaHstisclicn  Unternehmers,  die  i'rohtquote  auf  Koston 
der  Lolmquote  zu  erhöhen,  diese  lierabzu(h"ücken,  wenigstens  l>is  zu  dem 
Punkte,  also  dem  .Minimallohnsatz,  bei  weldiem  der  Arbeiter  immer 
noch  geneigt,  eventnell  freilich  seinerseits  imr  gezwungen,  aber  immer- 
hin auch  noch  imstande  ist,  ein  dem  Bedarf  der  Nachfrage  entsprechendes 
Arbeisangebot  zu  stellen,  weil  ihm  der  Minimalsatz  wenigstens  noch 
das  Leben  zu  fristen  u.  genfigend  arbv'itsfidiig  zu  bleiben  trestattet. 
Zu  Hier  besteht  ebenlalls  Interessengegensatz  zwisclien  beiden 
Teilen  u.  das  stärkste  Interesse  des  Arbeiters,  sein  Arbeitsangebot  dem 
Bedarf  gegenüber  riclitig  zu  regehi  sinrch  angemessene  OrL^anisation, 
namentlich  ein  zu  starkes  Angebot  dui  cli  zu  grosse  u.  zu  rasciie  Volks- 
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vermeiirun'5,  speziell  in  der  Arbeiterklasse  n.  durch  Wanderunffi>zuzug 
von  Arbeitern  zu  verhüten,  event.  den  Wegznfr  za  förd<*m.  Anderseits 
besteht  das  entgesjenj^fsctztc  Interesse  dr>  kapitnli-t  T^nt<  rnehmers  u. 
Arheitnr.  liors,  sowie  dessen  lutoresse,  durcii  Urguuisation  bes.  behufä 
Regelung  der  Nachfrage  nach  Arbeit  die  Bestrebungen  der  Arbeiter 
kreuzen  zu  können,  Zuzug  von  Arbeitern  zu  fördern,  Wegzug  zu 
hemmen. 

E.  A  u'^ltednn  L'oneH  Einkouimon  im  l  ^UiTscbiorl  vom 
ei^eus  I  b^tä ml i;;  erworbuneu  u.  S(»;^(;ii.  ,.urspriiiij4"liclien'* 
natürlichen'  ;.  1.  Bei  Verdi u";un^  der  Arbeitskrul't,  Verleihung 
des  Kapitals,  speziell  des  bewcf^lichen,  dnher  meist  zunächst  des  in 
Ocldform  erscheinenden  (  Darielien,  doch  a\u  Ii  Gebrauchsleihe),  Ver- 
mietung: von  Gcbaud<Mi  (n.  'I'eüeu  d.non),  Verpaciilun;;'  von  Grund- 
stiu-keii  erscheint  Jjohn,  Ziuh,  Ju  nie  als  ausbedun^ener  Anteil  am 
Produktions-Reinertraii',  als  Preis,  welchen  der  Llriternehmcr  für  die 
Ueb^lassung  der  Arbeitskraflt,  des  Kapitals,  Grundstücks,  Gebttudes 
ziir  Ausnutzung  Ix  i!,;f.  ref^dmfissi«^  mit  der  VerpHit  lirunu,  soweit 
notwendig.  dcMi  aubbeduni:tMien  Betrnir.  wenn  der  Reineitra«r  ihn 
nicht  oder  nicht  voll  deckt,  aus  seinem  Einkommen  oder  Vermögen 
(seinem  Kapital,  auch  mittelst  Verringerung  seines  Untemt^hnier- 
gewinns,  bzw.  Profits  oder  mit  Hilfe  von  Kredit  den  er  aufnimmt) 
zu  ergänzen.  2.  Ein  solches  Ansbedingen  entfällt  dagegen  beim 
Profit  u.  Unternelim<?r;iewinn,  die  eber»  nur  eigens  „auf  eigene 
Kechnung''  erworben  werden  können. 

Doch  kommen  wohl  Analogien  zu  ausbedunp^enem  Einkommen  auch 
hier  vor,  so  in  den  Direktorengehalten  <u.  etwaigen  Garantien  fiir 
Minimal-Tantiemen  vom  I\'(^iT)<rtrag)  fiir  die  Leiter  n.  IJefriebs- 
organi^atoren  der  T'nterneliniung  in  Heaintedstrllung,  aiieh  in  Füllen, 
wo  t^in  Dritter,  z.  B.  d^r  frühere  Inhaber  einei-  l'iit<  rnebnnuig  seinem 
Ki  i  htsnaehtol '_;<■''•  iHr  kürzere  odei"  länger«'  Zeit,  etwa  einen  Mininial- 
Keincrtrag  (Droht,  L nternehmergcwinn,  —  Ihvidende  lür  Aktiengesell- 
schaften]» garantiert.  Mittelst  der  Verstcherunijsnahmo  für  gewisse 
gcschäl'tliciie  Gefahren  von  Verlusten,  welclie  der  (Jnternehmer  sonst 
selbst  trägt,  wird  lerner  in  der  schliesslitheu  Wirkung  auch  etwa.H  er- 
reiebt,  das  auf  ein  ,,Ausbedingen"  von  Kostenbestandleilen  hinauskommt. 
Hier  wird  die  ausbednngene  Versielierungsjiriinde  zur  (irenze  der 
etwaigen  Verluste,  w  odurch  auch  die  Aufzehruug  des  Brohls  durch  diese 
Verluste  begrenzt  wird. 

3.  Vom  „ausbedungenen"  Einkommenbetrag  Utsst  sich  derjenige 
Wertbetrag  unter>eheiden,  welcher  dvr  Mitwirkung  von  Arbeit. 
Kapital,  Boden,  wie  aucb  von  Uüiei  in  Imii  i'tiinknonen  an  der  (le- 
w'innun;; tles\Vertsdes( volkswirtsciialillclieii  jlieiiiiMtragszu;  Msi  lir  i Im'  . 

ist,  der  wohl  sogenannle  „ursprüngliche  •  (^aucb  wohl  uiii  dem 
Namen  „natürlicher*'  bezeichnete)  Einkorn iiitnibetrag.  a)  Aber, 
wenn  auch  die  Annahme  eiuvr  solchen  Mitwirkung  der  :.\  Elemente 
iiir  die  Weri^cwimnng  zuL'^estniidt'n  wird,  s<i  lassen  sieli  doeli  die 
Grössen  dieser  (4"<'(eii  tVir  die  betrelVenden  ,.nrspriinglielieii''  Ein- 
kommen teils  gar  niclti,  teils  nur  j:anz  bedingt  zitiernmässig  fe.si- 
stelten.  I>er  Kcinertrag  ist  eben  das  Ergeiaiis  des  Zusammen- 
wirkens von  Unternehmer,  Arbeiter,  Ktipital,  Boden^  ein  „Gcsamt- 
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Produktes  deasen  einzelne  Wertteile  flieh  meist  nur  auf  Gmiid  von 

Fiktioneil  11.  nach  Analogien  mit  VerhältniBsen  bt^im  augbedungenen 
Kinkommen  j^ade  auf  das  l)pstinimte  mitwirkende  Element  zurück- 
fuhren laäben.  (Zweiielhatte  Ergebnisse  der  Versuche  v.  Thülrnen's, 
den  sogen,  „natürlichen"  Arbeitslohn  zu  ermitteln,  daiür  selbst  eine 
Formel  zu  gewinnen,  wobei  aber  die  ganze  Fragestellung  angefochten 
werden  kann,  8.  meine  Grundlegung.),  b)  Gleichwohl  ist  der  Ge- 
danke des  ,,nrsprnTigIi('hcn"  Einkommens  durchaus  richtig,  er  liat 
auch  für  die  praktische  Gestaltung  des  „ausbedungenen"  Einkommenö 
Bedeutung:  a)  der  Mazimalbetrag  dieses,  des  Lohns,  des  Leih-,  Miet-. 
rachtsinses,  der  Beute  wird  durch  die  Höhe  des  ursprünglichen  auf 
die  Dauer  nach  oben  zu  begrenzt.  Er  wird  regelmSssig  unter  dieser 
Hölif!  stehen,  weil  sonst  fiir  den  Uritprn*'limer  g'owöhnlicli  —  niclir 
ausnahmslos  —  kein  Reiz,  weil  kein  Vorteil  bestände,  fremde 
Arbeitskraft  au  beschäftigen,  fremdes  Kapital,  Grundstück  zu  be- 
nutzte, ß)  Auch  der  Minimalbetrag  des  betreffenden  ausbedungenen 
Einkommens  wird  auf  die  Dauer  zwar  nicht  durch  die  Höhe  des 
ui-sprünglichen  nach  unten  zu  begrenzt,  vielmehr  regehnässif;  aus 
dem  gleichen  eben  angedeuteten  Grunde  unter  dieser  Höhe  stehen. 
Aber  diese  wird  doch  für  jenen  Minimalbetrag  nicht  ohne  länflnss 
s«n,  indem  zwar  der  ausbedungene  Betrag  unter  Umständen,  welche 
sonst  die  Bescliiiftij^uu^^  fremder  Arbeitskräfte.  Kapitalien  usw.  noch 
rätlich  machen,  wenigstens  bis  zu  dieser  Höhe  emporsteigen  oder 
darauf  gehalten  werden  kann,  also  nicht  notwendig  stets  niedriger 
stehen  muss,  aber  doch  in  der  Hegel  auch  nicht  höher  stehen  kann. 

F.  Für  die  weitere  Behandlung  der  Lehre  von  der  Verteilung 
wird  im  Folgenden  so  verfahren,  dass  1.  zTiiiaclist  im  1.  Abschnitt 
die  Einkommenzweige  isoliert,  in  iliren  spezitisclien  Eigentümlich- 
keiten u.  nach  denjenigen  speziellen  Bestimmgründen,  welche  sich 
bei  einem  jeden  geltend  sn  machen  streben,  erörtert  werden  (§  5S 
bis  63),  2.  sodann  im  2.  Abschnitt  das  volkswirtsdiaftliche  Verteilungs- 
roblem  im  Zufiammcnhang  u.  in  der  f^egensei tipen  Ab- 
ängickeit  (ier  Einkouimenzwei^e  von  einander  untersucht 
wird  u.  zwar  vornehmlich  für  den  wichtigsten  'J'eil  des  Problems, 
die  Verteilung  des  (volkswirtschaftlichen)  Reinertrags  als  Lohn 
(Lohnquote)  für  die  Arbeiter  u.  als  Profit  (Profitquote)  fiir  die 
kapitalistischen  TIiit(n]e]nner  im  Selbstbetieb  u.  bei  eigener  Be- 
schäftigung ihrer  sacliiichen  Produktinnsmittel  —  der  ilinen  gehörigen 
u.  der  von  ihnen  bei  anderen  enUebuten  — .  lui  ersten  Abschnitt 
kommt  die  Frage  der  absoluten  Lohn-  u.  Profithöhe  zur  Er- 
örternng,  aber  vomchml.  nur  nach  den  Gesichtspunkten,  welche  aus  der 
Betrachtung  der  Einkommenzweige  in  ihrer  Noliprung  sicli  ergeben. 
Im  zweiten  Abschnitt  handelt  es  sich  vornehmlich  um  das  Problem 
der  relativen  Verteilung,  eines  gegebenen  Keiuertrag,  bezw. 
Erlöses  dafür  u.  um  die  jB'rage  der  läsoluten  Höhe  von  Lohn  u 
Profit  u.  der  davon  aUiängigen  ökonomischen  La^e  der  Einkommen- 
bezieher bei  gegebener  Gestaltung  auch  der  Quoten  von  Lohn 
u.  Profit.  Das  Wichtigste  ist  diese  Untersuchung  im  zweiten  Ab- 
schnitt, weil  hier  alles  zusammenfiiesst. 


.  Digitized  by  Go 


—  291  — 


A*  Die  Einkommeiutweige  isoliert  betrachtet. 
L  Der  Lein  (MelWeluiX  (thetrie). 

Lit.  s.  schon  oben  bti  ..Arbeit"  (S.  KJ7)  u.  bei  der  BeTölkenings- 
lehre  (S.  41).  1.  Klass.  Theorie,  Smith,  Ricardo,  bes.  Kap.  5,  6, 
Mill,  B.2,  Kap.  11— 14.  MarshaU,  princ,  bes.  B.  7,  Kap.3 — ö.  v.  Her* 
mann,  Untersueb.  Abb.  7.   t.  Tbflnen,  Isol.  Staat  T.  2,  (dazu  kritisch 

d.  Aufs,  von  Helferich,  Tüb.  Ztschr.  8.  l.Sö2,  Schriften  von  Knapp, 
Brentano,  v.  Falck,  Schumacher,  Schmidt,  Pohl),  v.  Schön- 
berg, Art.  Arbeitslohn  im  H.-W.-B.  d.  St.  A.  Lunge,  die  Arbeiter- 
h-age.  1.  Aufl.  1S7J>.  Schm oller,  Grundriss,  Herkner,  Arbeiterfrage 
(4.  Aufl.  UX).')).  2.  Die  Lit  t  i  atiir  über  G  e  \v  •  ■  r  k  v  e  r  e  i  n  e.  T  Ii  o  r  n  t  o  n ,  on 
laboui',  deutsch  von  Schramm  1870.  Brentano,  Arbeitergilden  der 
G^enwart  2B.  1871/72,  ders.,  ArbaitsverbSltnis  ^emSssd.  beniRecbt, 
IS'77.  ders.,  Arbeitslohn  ii,  Arbeitszeit  2.  A.,  der.^  zur  Lehre  von  den 
Lohnsteigerungen  Hildebr.  Jahrb.  B.  16,  1H71,  ders.,  Art.  Gewerkvereine 
H.-\V.-B.  d.  St.  B.  1.  daselbst  Lit.,  ders.,  im  Archiv  d.  soz.  Gesetzgebung 
I^IC).  Art.  Gewerkvercine  von  verscbied.  Autoren  im  H.-W.-B.  d.  St. 
B.  4.  V.  Schulze  -  Gävernitz,  zum  sozialen  Frieden  2  B.  IHUL 
Schmole,  sozialdem.  Gewerkschaften  IbtHiil.  E.  Engel,  Preis  der 
Arbeit  1806,  2.  A.  1878.  :i  üeber  das  Besoldungswesen  d.  Beamten: 
Engel,  eh.,  A.  Wagner,  Finanzwiss. :).  A.  ISS.",  B.  1  §  ff.  Mein  Grund- 
riss?. Vöries.  §  21  ü.  Im  Beamtengehalt  liegt  ein  wichtiges  Beispiel  autori- 
tativer Lobnbestinimiing  vor,  prinzipiell  u.  praktison  bedeu&am  als  eine 
Art„Lohntaxe"  für  Arbeit,  auch  theoretisch  wichtig  gegenüber  der  Annahme 
der  „Tintwendigen"  Lohnregelung  bloss  durch  KonKurrcnzmomente  ((.An- 
gebot u.  Nachfrage")  s.  0.  S.  10;J.  4.  Die  sozialistische  I^iteratm',  mit 
Lobntheorie  u.  Schilderungen  der  Arbeitslohnverhältnisse  (Rodbertus, 
Marx,  Engels.  Lai^e  der  arbeit.  Klassen  in  Eingland  2.  Aufl.  lS!t2). 
Lassalle,  Kapital  und  Arbeit.  U.  George,  Fortschr.  und  Armut. 
Protamine  der  sozialdemolo'.  Partei  in  Deutschland.  Dieselben  mit 
Kritdc  bei  Wagner,  das  neue  Progr.  d.  Sozialdemokratie.  Berlin  1S02. 
Ant.  Mcnger.  das  Recht  auf  den  vollen  Arbeitsertrag.  5.  Ueber 
Lohnsvsteme:  Brentano  a.  a  0.,  v.  Zwiedineck-Südenhorst, 
Lohnpolitik,  Bernhard,  Akkordarbeit  in  Deutschland  liHXl  Untere 
suchimgen  über  Entlöhnung^methoden  in  versclnede'uen  Industriezweigen, 
mehrere  Hefte,  v.  Bosseimann,  Schulte,  Timmermoum  (11K)6). 
Üeb«r  Gewinnbeteiligung  der  Arbeiter  der  Art.  von  Wirmingbans  im 
H.-W.-B.  d.  St.  (Lit.)  V.  Böhmert,  Gewinnbeteiligung  2.  B.  1878, 
Frommer  1886.  U.  Freese.  Weiteres  über  die  Arbeitszeit,  Arbeiter- 
lage und  Lebensweise,  Lohnstatistik,  Arbeiterbudgets  in  den  Schriften 
u.  Vorlesungen  über  prakt.  Nationalökonomie  und  über  die  Arbeiter- 
frage. S.  die  Artikel  unter  den  betreflFenden  Schlagworten  im  H.-W.-B. 
d.  St.  Auch  die  Lit.  bei  den  folgenden  Abschnitten  gehört  z.  T.  mit 
hierher. 

§  58.  —  I.  Allgemeines.  A.  Terminologisches,  ß.  Be- 
trachtungs-  u.  Interessen  Standpunkte.  C.  Arten  u.  Formen. 
Zu  A.  1.  Begriti'  des  Lohnes.  Auch  hier  ist  wieder  eine  rein 
dkonomische  u.  eine  historisch- rechtliche  Auffassung  u.  danach  eine 
Terschiedene  Begrifisbestimmiu^  zu  unterscheiden,  a)  Lohn  im 
entea  Sinn,  als  rein  Ökonom.  Sätegorie  ist  der  Anteil  des  Arbeiters 
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als  solchen  am  volkswirtscliaill.  Produktions-ReiDertra*^  fiir  die  bei 
flessen  Gewinnuiijr  beteiligte  Ai  !»citsloistiing',  als  deren  Entgelt  und 
Gpirrn-w  crt.  h)  Der  Be^ritl*  >\v>  Lohns  im  historiscli-reclitliclien 
Sinne  ist  wieder  al)liän<xii^  von  di  r  Iveclitftordnnivj-,  speziell  anch 
wieder  von  dt?r  Stellung  des  Arbeiters  iu  dieser:  a)  Aucli  bei  per- 
sönlicher Unfreiheit  des  Arbeiters  kann  von  „Lohn'-  gesprocnen 
werden,  er  wird  hier  dnrch  die  llnterhaltskosten  des  Ün^eicn 
(Sklaven;  darj^estellt,  w5rf1  nb.T  iici  strfnirfr  Scliln>szi(?hnn,L'"  ans 
dem  l{echts|jrin//:|)  d«tr  L;iiir<'ilii'i!.  dalicr  bei  Auttassuti^- «l.es  Sklaven 
alü  Sache,  nicht  als  dessen  „Einkoninn-n sondern  Hir  den  Sklaveu- 
herren  als  Teil  der  volkswirtsehaftlichen  Produktionskosten,  wie  die 
Unterhalts-,  Futterkosten  d«'s  Viehs,  anznsohen  sein,  .ij  In  anderen 
Hot  litHsystcnirii  mit  an  t o r i  t a f  i  ve r  Kef^elun;^  der  N  crtcilun^^, 
ist  d(  1  Lohn  (ier  autoritativ  bestimmte  Anteil  am  volks- 
wirtschalihciien  Reinertrag  der  l'roduktion  (Unternehmung;  lür  das 
mitarbeitende  G-Hed  der  Arbeitsgemeinschaft,  wie  im  Faroilienverband 
(Verköstigung,  Verpliegung,  Zutaten),  in  patriarchal.  VerhftUnissen, 
im  ötl'ent liehen  iieamtentinii  f Gehalt,  nebst  Ansprüchen  auf  u. 
späterer  Zahlung  von  Tensionen,  Knliegehalten  u.  dgl,  als  ver- 
schobener Gehaltszahlungen)  u.  im  sozialistischen  Wirtsciiai'tssjstem, 
wo  notwendig  der  dem  „Genossen**  in  der  Arbeitsgemeinsehaft  zu- 
fallende Anteil  eben  auch  autoritativ  bostinnnt  werden  müsste; 
das  srinvieril:»'  ,,VerteilungsproblenT'  hi<T.  über  Avelehes  sich  auch 
die  Sozialist.  Theoretiker,  die.  Korvphaen  nicht  ausjienonimen,  nicht 
klar  sind  oder  sein  wollen,  jedenlalls  ausschweigen.  In  den 
„Gebundenheitsordnungen",  wie  der  älteren  Agrtuv  u.  bes. 
rler  Gewerbevertassung  (Zunftwesen,  Lohntaxen,  analog  auch  für 
Dienstgewerbe,  in  IN  ston  noch  liente  in  solchen  Taxen  für  l^Kifen. 
Dieubtuiänncr,  t'remdenlidn*er  n.  dgl.  m.)  ist  der  I^ohn  ein  durch 
Autorität  u.  Sitte  geregelter  bestimmter  Anteil  aui  Reinerträge. 
6)  Iva  freien  Verkehrssystem  (Gewerbefreiheit)  ist  der  Lohn 
der  durch  Vertrag  i'^chen  freiem  Arbeiter  u.  Unternehmer  (Arbeit- 
g(djer)  gerejielte  Antril  an  diesem  Ertrag,  wenn  er  anch  zuiiäclist 
nicht  als  solcher  ersclu  iut  (s.  unten  No,  2j.  Dieser  Vertrag  hisst 
sich  hier  unterscheiden  aa)  als  Individualvertrag,  zwischen  dem 
e  i  nz  einen  Arbeiter  u.  seinem  Arbeitgeber,  bb)  als  Verbands  vertrag 
zwischen  Gemeinschaften  organisierter  Arbeiter  mit  dem  einzelnen, 
regelmässig  ebenfalls  mit  einer  Gemeinschatt  oi^aiiisierter  Arbeit- 
geber ('rarifverträge). 

Der  Individuairertrag  ist  im  freien  Verkehr  die  historisch  über- 
kommene Kegel,  sein  Ersatz  din'eh  Verbandsvertrng  das  Ergebnis  der 
neueren  Arbeiter-  u.  Arbeit^eberorganisationen  (( )<  \vi  rkvereinswcsen). 
llerkorameu,  Sitte  wirken  beim  Individualvertrag  nici^ätens  mit,  wie 
auf  die  anderen  Bedingungen  (Zeit,  Disziplin  u.  a.  n»),  so  auf  die  I.ohn- 
huhe.  Tiohnzahlungszeit  u.  dül  in.:  mitunter  zum  Naeliteil,  (iberwiegend 
doch  wohl  zum  Vorteil,  zun»  Schutz  des  Arbeiters,  als  des  Schwächeren 
im  Konkurraizkampf. 

2.  Oekononiisches  Wesen  des  Lohns  in  unserer  Rechts- 
ordnung: der  Lohn  wird  hier  regelmässig  nicht  unmittelbar  ans 
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dem  Proiiukdous-Iieiiiertrag  gezalilt,  noch  nach  diesem  normiert 
(dies  nur  in  AnsnahmeföUen,  meist  nur  als  Zuscbuss  zu  anders  ge- 
zahltem u.  normiertem  Lohn  im  System  der  Gewinnbeteiligung» 

o.  S.  135),  sondern  ans  dem  Kapital  des  UnteiMK'hniei's  (Arbeit- 
<rebei-s),  speziell  aus  dem  zu  diesem  Kn])ital  gehoren<len  Lolin- 
fnnds''  (bei  welchem  event.  auch  Nut/.ung8gcwahrun<;cu,  /..  ß. 
Wohnung  einssusetisen  sind)  voräcHussweise  auf  lleclinung  des 
volkswirtschaftlichen  KeiDertrags,  welcher  mit  Hilfe  des  Arbeiters 
gewonnen  wird,  daher  mit(»r  der  —  ani"  di' Dauer,  im  regeliiiii^siLren 
Foiigaiig  der  l'roduktion  auch  zutretieuden  —  Voraussetzung  eiues 
WiederersaLzes  dieses  Vorschusses  aus  dem  (volkswirtscbatiliclieu, 
d.  Ii.  immer  nur  unter  alleinigem  Abzug  der  volkswirtscbaftlicken 
Kosten  Aom  Rohertrag  siel«  erg€ l>i  iitlen)  Reinertrag  bssw.  aus  dem 
Erlös  dafür.  Dalit  r  I>r  >chlies ^  1  ic Ii  auch  der  so  aus  dem  Kapital 
des  Unti'rnehm*-i&  bt^zaldte  Lohn  doch  eine  Quote  von  diesem 
Reinertrag  oder  Erlös  (s.  o.  schon  S.  144,  im  Abschn.  von  der 
Arbeit  unter  No.  6). 

B.  Betrachtungs-  n.  T  iiteressenstandpunk te.  liier  sind 
solche  J.  der  Arbeiter,  2.  (l<'i- U nternelimc  r  ( Arlioirgelier},  3.  der 
Unternehmung  als  Glieds  des  volkswirtscliattlicheu  Troduktions- 
prozesses,  damit  der  Standpunkt  der  Volkswirtschaft  überhaupt  zu 
unterscheiden. 

Zu  1.  Arbeiterstand])unkt.  a)  Nur  <'in  g-  n  (Inseitiger 
liet rächt fiiij"^-  it.  Iiitoressen-Klassenstandpunkt  dos  Arbeiters  i^t  der- 
jenige in  der  sozialistischen  Doktrin,  wonach  der  „Vroduktious- 
ertrag  •  nur  „Arbeitsertrag"  i.  e.  S.  sei  u.  demgcmSss  dieser 
„volle''  Ertrag  dem  Arbeittu-  ganz  zuzufallen  hätte,  sein  zu  be- 
anspruchender Anteil  di«'  ,,volleu  100  i)Ct  "  dieses  Ertrags  betrage. 
Dies«!  AuitassuuL^  n.  Forderung  ist  die  iormal  Iniiisrh  riclitiire 
Konsc(|_uenz  iler  soziaiistischeu  Wertlehre  (o.  S.  34),  wonach  im 
Prinzip  die  Arbeit  des  Arlieiters  i.  e.  S.  (was  freilich  dann  selbst 
in  dieser  Lehre  doch  nur  mit  Modifikationen,  so  mit  Beröcksichtigung 
auch  anderer  hier  mitspielender  Arbeit  lest  gehalten  wiid),  das 
allein  wert  sc  haften  de  Element  if^t.  Diese  Kousoi(uenz  stellt  n. 
—  iallt  mit  ihrer  Prämisse,  die  eben  uurichti«^  ist,  wenn  u.  weil 
„Arbeit**  hier  im  Sozialist  Sinn  viel  zu  eng  interpretiert  wird 
(o.  S.  34).  Wie  praktisch  stets,  so  auch  prinzi[)iell,  nach  richtiger 
Theorie,  kann  es  sich  auch  für  den  Arbeiter  in  Betreff  des  Lidins 
inmier  nur  um  einen  Anteil  am  Prodnktions  Kt  inertrage  im  Sinne 
eines  Teils,  einer  C^uote  davon  handeln,  um  eine  Teilung 
zwischen  Arbeiter  u.  Unteraehmer,  zwischen  Lohn  u.  Profit, 
b)  Für  die  Vornahme  dieser  Teilung  machen  sich  dann  vom  Be- 
trachtungs-  n.  Interessenstandjunikt  de>  AidM'iters  folgende 
Erwfigungen  tiir  seine  Bestrebungen  liinsichtlicii  der  Lolndiölie  an 
sich  (absolut)  u.  als  Auteil  am  Reinerträge  (relativ)  bemerk- 
bar, a)  Diese  Momente  Üben  auch  auf  die  Regelung  der  Lohn- 
höhe in  verschiedenen  Besdiäiligungen  (§  59)  ihren  EinHnss  aus, 
einzeln  u.  vereint,  mehr  oder  weniger,  ß)  Femer  ist  bei  der  Ver« 
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gleichuiig  dos  Lohns  mit  den  einzelnen  Momenten,  seiner  Messung 
an  dienen,  gegenübersEUStellen :  aa)  direkt  der  betreffende  I^hn 

(Lohnhöhe)  u.  jedes  einzelne  Moment,  hb)  der  betreffende  Lohn  u. 
die  Gestaltung  jedes  Monu  nts  lioi  anderen  Arbeitern  in  derselben  ii. 
in  verschiedenen  Beschättigiingen,  sowie  der  danach  hier  erzielte 
Lohn,  cc)  der  betreffende  Lohn  u.  die  Gestaltung  des  wnzelnen 
Moments  auf  Seite  des  kapital  ist.  Unternehmen  beim  Erwerb  des 
Profits,  anch  auf  Seite  anderer  Klassen  u.  Personen  beim  Erwerb  ihres 
Einkommens  ^hes.  BcRmto.  Rentner  aller  Art  als  Bezieher  von 
Leih-,  Miet-,  Pachtzins,  v(m  Grundrente,  8|i(  kuianten,  Bezieher  von 
Konjnnkturen^ewinnen).  Alle  solche  Vergleichungen  fallm  in  das 
psychologisclie  ii,  auch  in  das  aoziale  Gebiet. 

F]s  ff^hlt  (ialioi  im  konkreten  Fall  niclit  an  P>i-\väfrnnfr'^ri  u.  daraus 
folgenden  Erregungen,  welche  sich  auf  „Neid''  der  Arbeiter  unter  ein- 
ander, der  schlechter  gegen  die  besser  bezahlten  oder  sonst  besser  ffe- 
stellten  Arbeiter  u.  gegen  die  übrigen  VVirtsohafts-,  Berufs-  u.  Gesellschafts- 
klassen zurückführen  lassen  u  von  Gegnern,  zumal  der  modernen 
Arbeiterbewegung,  gern  u.  alltin  darauf  ^urückgeführt  werden.  Aber 
einmal  spielt  ein  solches  Moment  des  Neids  doch  auch  fast  überall  b*  i 
Vergleichungen  der  ökonomischen  ii.  sozialen  Lage  von  Klassen  und 
Einzelnen  mit,  ist  eine  allgemein  menschliche  Seite  ii.  Schw&che,  niclit 
u.  kaum  allgemein  in  stärkerem  Masse  eine  solche  gerade  der  Arbeiter' 
klasse  oder  nur  des  m-hlern«  ii  „klassrnln-wussten''  Arbeit-'r  v,  r-m  lach 
sicher  socialist.  Aufklärung  u.  Agitation  liier  mit  eingewirkt  hat.  So- 
dann aber  haben  solche  Vergleichungen,  welche  zur  Erkenntnis  der 
Differenz,  damit  zur  Kritik,  damit  dann  zur  Anregung  zielbewussten 
praktischen  Vorgehens  behufs  Bekämpfung  n.  Abhilfe  von  Uebelständen, 
auch  derjenigen  von  zu  grosser  Differenz  der  Kiasseulage  führen,  etwas 
völlig  Berechtigtes,  ia  Notwendiges,  von  einem  hier  richtigen 
ev  ilutionistischen  Standpunkte  aus:  nicht  die  prinzipi''lle  Bereclitiirung, 
sondern  nur  Art  u.  Mass  des  refonuatoriscneu  Vorjgehens  kann  im 
Ernste  strittig  sein  n.  nur  ^Masshalten''  wird  stets  geroten  sein. 

c)  Von  solchen  Vergleichungen  kommen  besonders  in  Betracht 

u)  diejenige  des  Lohns  (der  Lohnhöhe)  mit  dem  Lastmoment  in 
u.  bei  der  Arbeit,  d.h.  mit  der  zu  iibernihmen  gewesenen  oder  zu 
übernehmenden  Mühe,  der  Zeit-,  Kratthingabe,  um  den  Lohn  zu 
erwerben.  Aus  solcher  Vergleichung  geht  die  Foi^derung  eines 
billigen  Aus^leichnngsverfaltltn&ses  swisehen  Lohn  u.  Lastmoment,  au 
sich  u.  im  vergleich  zu  den  Verhältnissen  der  anderen  Klassen 
hervor,  deren  Einkommen  in  i,ain  st  leerem  Verhältnis  zu  fliesom 
Lastmnment  steht,  pf)  Die  weitere  Verj^leichung  des  Lohns  mit  dem 
Lmfuu^  der  mit  dem  Lohn  auslösbarea  Lustmomente,  d.  h.  mit 
den  BedtirfniBsen,  welche  der  Arbeiter  mit  seinen  auf  ihn  angewiesenen 
Angehörigen  aus  dem  Lohne  befriedigen  kann  n.  muss,  in  qualitativer 
u.  quantitativer  Hinsicltt  anch  mit  der  ganzen  Ökonom,  u.  sozialen 
Lage,  welche  der  Lohn  dem  Arbeiter  gewfihrt.  Geldlöhne  sind 
daher  zunächst  mit  den  IVeiscn  der  Arbeiterkonsumptibilien  zu 
vergleichen,  woraus  sich  der  Begriff  des  j^effektiven"  Lohns 
entwickelt,  d.  Ii.  desjenigen  Quale's  u.  Quantums  naturaler  Gitter, 
welche  der  Lohn  zu  erliragen  gestattet.   Aus  solcher  Vergleichung 
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gellt  die  Forderung  von  Löhnen  hervor,  welche  eine  „menschen- 
K?ardige  Existenss",  auch  eine  Teilnahme  an  anderen  immateriellen 
Werten,  an  Kultur.  Bildung  gestatten,  wiederum  an  sicli  u.  im 
Veifrlt'icli  mit  der  anderen  Klasse,  deren  Einkommen  eben  hierfür 
ausreicht,  y)  Verirleichung  des  Lnims  mit  dem  Wert  der  Arbeits- 
leistung tiir  die  Schaffung  des  Werts  des  Reinertrags,  oder  Ver- 
gldchung  des  „ansbednngenen"  mit  dem  oben  sogen,  „ursprünglichen** 
oder  „natürlichen''  Lohn.  Audi  bei  Anrakennung  der  Tatsache, 
dass  der  Wert  dieses  Reinertrags  keineswegs  nur  auf  der  Arbeits- 
leistung des  Lohnarbeiters  beruht,  werden  auch  aus  einer  solchen 
Vergleichuug  Forderungen  hinsichtlich  der  Lohnhöhe  abgeleitet, 

Sraktisch  freilich  oft  mit  Ueberschätzung  dieser  u.  Unterschfttsung 
er  Unternchmcrleistung,  Diese  Vergleichung  führt  aber  dann 
weiter  d)  zur  Vergleiehiin«;]:;  des  Lohns  u.  Werts  der  Arbeitsleistung 
mit  dem  Wert  des  ganzen  Volks  wirtschattliclien 
Produktions-Reinertrags,  damit  zur  Vergleichung  von  Lohn 
u.  Profiti  daher  sum  eigentUchen  Grundproblem  der  Verteilung 
des  Reinertrags  unter  Arbeiter  u.  kapitalist.  Unternehmer  als  Lohn 
u.  Profit.  In  dieser  Vergleichung  Hiesst  dann  wieder  alles  zu- 
sammen: die  Vergleichung  der  Last-  u.  Lustmomente,  unter 
Berücksichtigung  des  möglichen  Umfangs  der  Bedürfnisbefriedigung 
u.  der  Fähigkeit  neuer  Kapitalbildung,  sowie  der  ganzen  Ökonom, 
u.  sozialen  Lage,  der  Art  u.  des  Werts  der  Leistungen  für  die 
Gewinnung  des  Hrinortrags  auf  beiden  «Seiten,  welche  in  diesen 
Ertrag  sich  in  Lohn-  u.  Profitform  teilen.  Und  daraus  folgen 
wieder  beim  Arbeiter  die  allgemeinen  Anschauungen  ttber  seine 
Stellung  im  Produktioss-  u.  Verteilungsprozess,  seine  Ansprüche, 
seine  Forderungen  betreffs  der  Lohnhöhe  (wie  auch  der  Arbeitszeit, 
Arbeitsbedingungen,  Behandlung  als  Arbeiters  Seitens  des  Unter- 
nehmers u.  seiner  Beamten,  schliesslich  seiner  ganzen  Stellung  als 
Glied  seiner  Klasse).  Der  ZaB.hBn^  der  prakt  Bestrebungen  der 
Arbeiter  mit  diesen  Vergleichungen  ist  wichtig. 

2.  Standpunkt  des  Unternehmers  (Arbeitgebers).  Iiier 
kommen  überall  die  gleichen  oder  analogen  Erwägungen  in  13<  truclit, 
wie  beim  Arbeiter,  nur  mit  Umkebrung  de«  luteressengesiciits- 

Jiunkts.  a)  Das  Gegenstück  des  ».effektiTen'*  Lohns  beim  Arbeiter 
No.  1,  c,  ß)  sind  hier  der  „effektive  Kostensatz"  der  Arbeit, 
iie  „effektiven  Arbeitskosten",  welche  der  Lohn  für  den 
Arbeitgeber  darstellt:  das  Qualc  u.  Quantum  wertschaffender  Arbeits- 
leistungen, weiche  mit  der  Lohnzahlung  zur  VcrfuguDg  für  die 
Gewinnung  des  Volkswirtschaft!.  Reinertr^  in  der  Produktion  er» 
langt  werden.  Auf  diesen  Kostensatz  sind  ni^  die  Geld-  u.  Natural- 
löhne zurückzuführen,  b)  Auf  die  Höhe  dieses  Kostensatzes  üben 
die  Lohnsysteme  (Arten  ^  ihren  Eintiuss  aus,  indem  sie  die  Arbeit«- 
lust  u.  -Intensivität  fördern  oder  hemmen  (§  38  S.  134 ff.),  c)  Auch  die 
Organisationen  der  Arimtar  (Gewerkvereine)  sind  hier  mit  vonEin- 
ünss:  sie  können  dam  beitragen,  die  zu  angespannte  Arbeitslei^ung 
auf  ein  mit  dauernder  Gesundheit  des  Aroeiters  vereinbares  Mass 
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herahzndrQcken,  aber  anderseits  aacli  über  cticses  Mass  binaus  sie 
2u  rermindern. 

Dadurch  verteuern  sich  die  e!r<'k:iven  Kosten  d«'r  Aiheit  7.um 
Nacliteil  des  Arbeitgebeib,  auch  der  Konsumenten  der  Ai  beitsprodukte, 
wenn  derUnternehmerdas  nicht  durch  technische  u.  betriebsorganisatorische 

f\)rtsehritte.  welche  die  natürHchen  Kosten  vennindern,  gut  machen 
kann  oder  die  Kostenverteuerung  auf  seinen  Profit  in  Form  einer  Ver- 
ringerunfj  dieses  zu  nehmen  vermag  odei-  genöti^rt  wii-d.  wo  dann  andern- 
ialls  die  l'reise  der  Produkte  eben  steij^en  nuissen,  Anrh  volk.swirt- 
seliaftlielj  l>\  cAv.o  \'erringerung  der  Leis(un!7  ül»- f  das  rielit frr-ilicli 
wechsehide  Mass  Linaus  ein  Nachteil,  wenn  (iadurch  der  effektive  Kosten- 
satz der  Arbeit  za  sehr  verteuert,  der  Profit  zu  sehr,  d  Ii.  soweit  ver- 
niinth'rt  wird,  dass  eine  regehnässigo  Fortdauer  drr  Arbeits-  u.  Kapital- 
verwendung des  Unternehmers  in  d«'r  Produktion  nicht  mehr  verluirgt 
bleibt,  auch  die  Preise  der  Produkte  ungebührlich  für  die  Käufer  vcrtouei-t, 
«1er  Absatz,  zumal  der  internationale,  so  gelälu'det  w  ird.  Die  Fra»^e  bleibt 
eben  nur  stets,  wo  ist  das  „richtige  Mass''  der  Arbeifsleistimj^.  vielfach 
neuere  Klagen  dr-r  Arbeitgeber,  Keplikcn  der  Arbeiter,  dass  sie  die  Arbeits- 
leistanffour  auf  da.«?ienige  ilass  verringern  wollen,  welches  mit  dauernder 
Oesundlieit,  aue^i  mit  Desehäftigun^  einer  Inöglicli^;t  grossen,  die  Znlil  der 
Arbeittilosen  demgcmäsä  veruiiuuerudeu  Arbeiterzahl  vereinbar  soi. 
Anklagen  in  britischen  Untemehnierkreiscn  über  die  Wirkun«  der 
Arbeits-  u.  [iolin[H.litik  der  Trade  unions,  \\  urnuug  deutscher  Unter- 
nehmer u.  ilii  '  :  Tresse  vor  diesen  britisi  lien  Erfahrungen.  Uebertrieben 
UH'ichtc  hüben  u.  drüben  werden.  Abej"  j^ewisse  (lefahren  für  die  zu 
Stark«-  Vei'tf  ii.  t  uisg  de>r  ,,nationalen  Produktion^'  iiirM  ht<'n  doch  zuzugeben 
sein.   Das  fahrt  iedot-li  ruir  7ur  Anerkennung  d"-  IJrdürfnl-ts.es  einer  all- 

fenieinen  Arbeiterorganisation  in  allen  luit  einander  uut  dem  Weitmarkt 
onkurrierenden  Eufturländern  u.  der  Schaffung  von  objektiven  Verein- 
barungsinstanzen über  Arbeitsleistung,  Lohnhohe,  Lohnsysteui,  Arbeits- 
bedingungen usw.  zwischen  Organisationen  der  Arbeiter  wie  der  Arbeit- 

§ober:  Einigungsämtern  u.  dgl.  (Näheres  in  der  prakt.  Nat.-Oek.  u. 
chriften  u.  vonesungen  fiber  Arbeiterfrage). 

3.  Standpunkt  der  Unternehmung  u.  der  ganzen  Volks- 
wirtschaft.   Von  diesem  aus  botraditer  ergibt  sicli  ein  berecditigtes 

grosi;<'<  Ititnresse.  au  einer  beide  Teile.  Arbeiter  u.  Unternehmer, 
befriedigenden  Lösung  des  Verteiluii'j-sprobleuis.  daher  an  „ange- 
messener" Bestimmung  des  Verhahiii>M's  von  Lohn  u.  Profit  als 
Quoten  des  Volkswirtschaft!.  Ptodaktions-Keinerti<ag».  a)  Daraus 
gehen  günstige  Rückwirkungen  auf  die  Produktion  selbst  u.  auf  dio 
gesamteu  sozialen  Vcrliiiltnissc  hervor:  SreiL^erung  der  Arbeitslust 
auf  Seilen  der  Arbeiter  wie  der  kapilaiisl.  luiternchmer,  Fort- 
schritte in  der  Betriebsorganisation  u.  Funktion  der  Lnternehmung, 
Verringerung  der  natürlichen  Produktionskosten,  Vermehrung  des 
"Reinertrags,  mehr  „sozialer  Frieden",  mit  allen  seinen  weiteren 
auc  h  etlilselien,  iisthetischen,  pfditis-ch(ni  günstigen  Folgen,  b)  Dies 
Ziel  mu!-s  s»'in:  ,, richtiges  '  Verhältuisj  des  Lolms  zum  Profit,  keine 
,,zu  hohen'*  Löhne,  welche  keinen  genügenden  l'rofit,  aber  auch 
keine  „zu  hohen'*  Profite,  welche  keine  genügenden  Löhne  übrig 
lassen.  Also  ein  Mass  in  den  Dingen,  denn  ,.Mas8  ist  auch  hier 
AUps".   c)  Da  es  aber  kein  „natürliches'^  rein  objektives  Mass  gibt. 
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weder  f^r  Lohn  noch  Profit,  so  fol^  auch  hier  wieder  das  Be- 
dürfnis, ein  wahres  soziales*',  nach  Schiedsinstanzen,  Mclche 
die  niögliclistt;  Büri;sc]iatt  zu  olyektivcr  Kntsehoidunu  über  Verteihing 
des  Reinertrags  in  Lohn  u.  Protit  in»  einzelnen  Fall  «jeben: 
Einigun-^sümter.  d)  Bei  der  ijenerellen  Bedeutung  des  Ver- 
teilan^sproblems  u.  seiner  befrieoigeiiden  Lösung  fikr  die  ganze 
VolkswirtKclinft  u.  damit  für  die  ^anze  bürgerliche  Gesellschaft  u, 
den  Staat  kann  ahvr  die  prinzipiollo  Bercchtip^imp:  auch  einer 
Ötaatseiumiscliung  aut  diesem  Gebiete  niciit  vou  vornliereiu,  wie  in 
der  individualistisch-liberalen  Wirtschafitstfaeorie  u.  -Politik,  unbedingt 
abgelehnt  werden.  Es  muss  vielmehr  eine  solche  Berechtigung  vom 
sozialökonomischen  u.  auch  vom  massvollen  staatssozialistisi  hen  vStaiul- 
punkt  nns  '^S.  17)  anerkaimt  werden:  wohl  die  v,ic!itigste  sozial- 
pülitischt;  Aullxabo  der  Zukuni't  t'üv  lui.^crc  Kiilrur\ lilker  (s.  u.  ^  67.  69). 

4.  Lohnhöhe.  iSie  wird  aul'  Zciteinlieiten  zurückgeführt,  um 
sie  messbar  u.  verg;leichbar  zu  uiachcu.  8o  direkt  bei  der  Form 
des  Zeitlohns«  durch  Umrechnung  bei  anderen  Lohnfonnen.  a)  Ihre 
Höbe  bestimmt  sich  dann  im  freien  Verkehr  beim  Vertragslohn 

nielir  oder  weniger  uacli  den  anireführteu  für  die  KrwägnngeTi  des 
Arl»  iters  u.  Arbeitgebers  massgebenden  Momenten,  praktisch  meist 
nach  Kombinationen  von  Last-  u.  Lustmomenten,  von  Mühe,  Be- 
dürfnis, Leistnngswert.  b)  Auch  bei  autoritativer  Lohnregelnng 
werden  diese  Momente  notwendig  berücksichtigt  u.  können  es 
iörmlich  inetborliscli  werden  durch  passende  Kombinnfinn  von  Last- 
u.  Lustraomeutcn,  durch  Vergrösscrung  u.  Verkleinerung  der  Lohn- 
höhe, namentlich  anch  um  Arbeitslust  u.  -Intensivitut,  Fieiss  u. 
tüchtige  Beschaffenheit  der  Leistung  anzuregen,  vom  Gegenteil  ab- 
zuhalten, a)  In  beachtenswerter  Weise  erfolgt  eine  liegelung  der 
Ijohnhölie  im  Be>^oldungswe«en  fies  öftentlichen  Dieusts.  im  Ganzen 
unter  Künd)iuation  der  beiden  Prinzipien  der  Bemessung  der  Be- 
soldungen nach  dem  Bedürfnis,  dem  liir  notwendig  (angen^essen, 
,,stande8gem/iss'^)  nach  Dienst-  u.  jElangstellung  des  Arbeiters  f Be- 
amten) geltenden  Bedarf  und  nach  dem  ,,gesellschaltlichen" 
(sozialen)  Wert  der  Arbeilsleistmig,  der  wieder  nach  der  Dienst- 
stelle (iu  der  hierarchischen  Aemterordnunt;)  bestimmt  wird  (ö.  lit. 
£inleit.  o.  S.  291).  Praktisch  ist  das  freilieh  nur  auf  der  Gbrundlage 
des  Best  euer  ungsrechts  ausführbar. 

,tI)  Ein  intcrfsf?antes  Problem  der  Regelung-  der  TiOhnhöhe  lii^e  ira 
isozialist.  Wirtschaitsproblem  vor,  wo  sich  die  unguheueren  namentlick 
psychologischen  Schwierigkeiten  freilich  sofort  zeigen.  Soll  nicht  eine 
völlige  Cdeichlieit  der  Entlohnung  u.  damit  der  ökonomischen  Lebens- 
lage der  „Genossen"  stattfinden.  —  freilich  vielleirlit.  wie  sclion  bemerkt, 
die  letzte  Konsequenz!  —  so  niiisste  der  Lioiiüsseiiuuteil  am  gesellsclialt- 
lichen  Reinertrage  nach  einem  der  angedeuteten  Momente  oder  nach  einer 
Kombination  mehrerer  davon  in  selniM-  TTuhe  geregelt  \\ mlen.  naniontlich 
aa)  „nach  Bedürfnis",  was  aucli  nach  Marx  erst  eine  ganz  andere 
Menschheit,  mit  völlig  anderer  Motivation  für  das  wirtschaftliche  Tun 
n.  Lassen  voraussetzt,  also  nur  von  Utopisten  ernstli  Ii  ins  Auge  ^r- 
fasst  werden  kann;   oder  bb)  „nach  der  Leistung^  d.  k  .dem 
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Arbeit  8  wert  für  (Ke  Gewinnung  des  zu  verteilenden  GesamtrReinertra^s, 

was  bei  Arbeitsteilunjjr.  qualitativ  vorsehiodener  Arboit.  au.sführen(ßr, 
anleitpnder,  überwachender,  leitender  Arbeit,  obon  nach  rein  objektiven 
Merkmalen  nicht  ausführbar  ist;  oder  cc)  nach  Kombination  von 
Bedürfnis-  u.  Leistungswert- Prinzip,  was  auch  nur  nach  sub- 
jektivem Ermessen  fntlfrlich  u.  eirn-  gn"t<;ste  Verallircmeinerniitr  der 
Kegulierungsart  der  J^ohnliühe  im  öfientl.  Dieust  wäre,  auch  au  inteiiigenz, 
Versf ftndnis,  Unparteitiehkeit  der  leitenden  Autoritäten  sowie  —  an  deren 
Ma(  ht  u.  an  die  Anerkennung  jener  Eigenschaften  u.  dir  s.  r  Macht  im 
öffentlichen  ßowusstsein  des  „Genossenstaats"  kamn  erfüllbare  An- 
forderungen stellen  hiesse,  auch  in  Zukunftsgenerationen,  die  in  ganz 
andrer  Lmwelt  („Milieu")  ganz  anders  gelebt  hätten  u.  erzogen  wären, 
als  die  heutigen  u.  die  vergangenen;  oder  endlich  dd»  noch  nach  anderen, 
mit  den  genannten  irgendwie  „zweckmässig"  zu  kombinierenden  psycho- 
logischen Gesichtspunkten,  bei  denen  auf  Anregung  zu  guter  u.  grosser 
Arbeitsleistung,  zu  Flf  iss,  (jewissenhafti^k*  it.  Tüchtigkeit  u.  auf  Ab- 
schi'eckung  vom  Gegenteil  hinzuzieleu  wäre,  d.  h.  eben  auf  Aus- 
zeichnungen u.  Strafen,  in  Art.  Maas  der  Arbeit,  Arbeitszeit  u.  in 
Lohnhöhe,  mittelst  deren  Erhönung  u.  Verminderung  zurückgegriffen 
werden  müsste.  damit  auf  die  nämlirlien  Momente,  wio  im  neutigen 
„bürgerlichen  ■  Wirtschaftssystem  u.  mehr  oder  weniger  ähnlich  in  aUer 
Vergangenheit.  An  die  leitenden  Autoritäten  u.  an  mre  Unterstützung 
dincli  aas  öffentliclie  licwusstsein  wären  aber  selbst  noch  grössom  An- 
forderungen zu  stellen  als  bei  dem  Modus  unter  cc).  So  möchte  es  im 
^ozialstaat"  mit  der  Lösung  u.  gar  der  befriedigenden  Lösung  des 
Verteilungsproblems  noch  mehr  gute  Wege  haben  als  mit  deijenigen 
des  Produktionsproblems. 

Arten  u.  Formen  des  Lohns.   (S.  schon  oben  §  38, 

ö.  133 IV.). 

1.  Lohuwahrun^  (unter  zulässiger  u.  uassender  Anwendung 
eines  technischen  Ausdrucks  ans  dem  Gelawesen):  die  Art  des 

Entgcltguts,  in  welcher  nach  Recht,  Sitte  u.  Herkommen  u.  Vertrag 
der  Lohn  entrichtet  wird.  Danach  3  Arten,  die  mehrfach  in 
Kombination  vorkonnnen :   Natural-,  Gtild-,  Imniaterial-Lohn. 

a)  Der  Naturallohn  besteht  in  Sachgüter u  aller  Art,  besonders 
in  Gewfthrung  von  Kopt,  Kleidung,  Leucht-,  Brennstoffen«  femer 
von  Nntzungen  von  Sacln  ii  ii.  Einrichtungen,  wie  Wohnung« 
auch  Landnutzung  (fiir  Ackerbau,  Viehhaltung)  u.  dgl.  m. 

Die  älteste,  aus  der  Naturalwirtschaft  hervorgegangene  Form,  in 
der  Familie,  der  Grossfamilie,  beim  „Herren",  bei  Unfreiheit  der  Arbeiter, 
überhaupt  allgeTueinrr  im  landwirtscliaftUclicu  Hrtricb  als  Produktions- 

femeinschaft  u.  im  privaten  naiislialt  als  Koiistimgt'uicinschaft  (Dienst- 
oteii).  Dalier  ist  der  Naturallühn  in  diesen  letzton  beiden  Fällen  auch 
heute  noch  stark  verbreitet,  selbst  noch  vorherrschend,  wenngleich  auch 
hier  hentc  überall  durchlrichert  ii,  teilweise  ersetzt  durch  den  Geldlohn 
oder  durch  eine  Kombination  von  Natural-  u.  Geldlohn  in  verschiedenen 
Wertquoten,  im  Ganzen  wohl  mit  immer  mehr  Steigerung  der  Quote 
des  Geldlohns  (selbst  bei  Dienstboten  ..Kostgeld"  für  alle,  namentl.  für 
die  -kleinen"  Mahlzeiten,  Frühstück,  Vesper,  Abends).  Im  Gewerbe  (u. 
Handel)  ist  der  ehemals  auch  hier  verbreitete  Naturallohn,  der  in  der 
Zunftzeit  der  vorherrschende,  durch  Wohnen  beim  Meister  u.  Teilnahme 
an  dessen  Tisch  die  auch  zunltordnungsmftssig  begründete  Regel  war, 
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fast  ganz  verschwunden  (Fabrik)  oder  nur  noch  die  ausnähme  (Hand- 
werk, Roste  von  Arbeiten  auf  der  „Stör",  des  geleiiitt  n  Arbeiters 
im  ,JCiuuloiihause"  u.  dgl.).  Doch  kommt  die  neuere  Ausdehnung  des 
Arbeiterwolmungswesens  in  Gebäuden  des  Arbeitgebers  (Fabrik^  Berg- 
bau) wieder  auf  Naturallolm -Gewährung,  wenn  auch  meist  in  den 
Formen  des  Gold-Miotsvcrfraji-.s.  luiians. 

a)  Aller  Naturallohn  bedingt  jic^'^cnseitige,  mehr  oder  weniger 
nahe  persönliche  Beziehungen  zwisclien  Arbeiter  u.  Arbeitgeber, 
daher  Ireilich  aucli  gegenseitige  Abhängigkeitsverbjdtnisse,  Bticksicht- 
naliinen,  ^Genen",  Gefahr  von  Konflikten,  weit  mehr,  a.  T.  ganz 
anders  als  der  Geldlolm.  Das  ist  seine  güristij;'o  n.  ungünstij^e 
Seite,  je  nachdem  die  Dinge,  Sitte,  Herkommen,  sich  gestalten,  in 
wirtechaillicher,  sozialer,  ethischer,  üsthctischer  Hinsicht,  ß)  Viel- 
&cli  mtfclite  die  günstige  Seite,  auch  heute  noch,  überwiegen,  daher 
es  rätlich  erscheint,  wo  der  Naturallohn  noch  besteht,  ihn  mögfa'chst 
zu  erhalten,  y)  Aber  der  ..indi\iduali.stischen"  Entwicklung'  ent- 
spricht eben  der  Gcidlohn  mehr,  er  gewährt  eben  Konsumtireiheit, 
daher  sein  Vordringen. 

Ueherwie^nd  gUnstig«  Seiten  des  Naturallohns  wohl  frfiher,  wo  et 
allerdings  in  Einklang  mit  allen  Lebens-  u.  WirtsehaftsvcrliRltnissen 
war,  aber  doch  auch  jetzt  noch  manches  Günstige,  weil  die  Menschen 
sich  dabei  näher  rücken:  gemeinsame  Wohnung,  Tisch,  Familienleben, 
Erweiterung  der  wirtschaftlichen  Int^'esseiigememschaft  zu  persönlicher, 
Ausgleichung  der  wirtschaftl.  Interessengegensätze  durch  persönliche 
Beziehungen.  Der  Naturallohn  schützt  den  Arbeiter  auch  vor  den 
Preisschwankungen,  bes.  den  Preissteigerungen,  wenn  nicht  unbedin^, 
Sfi  doch  gewöhnlich  in  weitem  Masse.  So  hegt  z.  B.  die  Frage  der  in- 
direkten Verbrauchssteuern  bei  Naturallohn  anders  u.  günstiger  als  bei 
Geldlohn  fOr  den  Arbeiter.  Gegen  nicht  zu  verkennende  Gefahren  fdr 
den  Arbeiter  bei  Natundlohn,.  so  betreffs  der  BeschaffV  nlieit  der  Kost, 
bes.  der  Wohnunfren  der  ]f!ndlichen  Arbeiter,  städtischen  Dienstboten, 
kann  sich  obrigkeitliciie  \\  olmuugsaufsicht  notwendig,  freilich  nicht 
immer  erfolgreich  erweisen.  Gegen  Gefahr  sddechter  oder  unzureichender 
Beköstigung  bieten  dodi  Sitte,  Stellungswechsel,  zu  fnrclitende  Vor- 
breitung  des  schlechten  üuis  der  Arbeitgeber,  Konkurrenz  dieser 
letzteren  unter  emander  Mfsmittel.  Im  modernen  Arbeiterwohnunffs- 
wesen  des  industriellen,  montanistischen  Grossbetriebs,  bei  umfassender 
Einlogierung  von  Arbeitern  als  Mieter  in  dem  Arbeitgeber  gehörenden 
Gebäuden  iiaben  sich,  so  wünsclieaswert  sonst  Derartiges  erscheint, 
mehrfach  bedenkliche  soziale  Aldiängigkeitsverhältnisse  gezeigt,  so  bei 
Mietverträgen,  wonach  die  Arbeiter  sofort  oder  nach  kur/ei-  Frist  die 
Wohnungen  räumen  müssen,  wenn  sie  aus  der  Arbeit  cutlassen  werden 
oder  die  Arbeit  einstellen  (Streiks).  Hiergegen  scheint  eine  gesetdiche 
Beschränkung  des  Kündigungsrechts  des  Vermieters  erwägenswert,  eine 
Beschränkimg,  die  als  zwingendes,  also  nicht  durch  Vortrag  beseitig- 
bares Kecht  gelten  müsste.  —  Die  „individualistische"  Entwicklung  drängt 
aber  in  der  Tat  mfichtig  vom  Natural-  zum  Geldlohn  hin,  w  ie  sich  auch 
in  der  Verwandlung  von  1/ TiT'7utaten,  "Remunerationen,  „AVeihnachts- 
ceschenken"  usw.  aus  Sachen  m  Geld  deuthch  zeigt;  —  selbst  ja  z.  T. 
hei  eigentlichen  Geschenken,  z.  B.  innerhalb  von  Familie,  Verwandt- 
sdiaft,  Freimdschalt:  eine  charakteristische  Entwicklung,  welche  wieder 
zeigt,  wie  sehr  alle  solche  Verhältnisse  etwas  Typisches  ittr  eine  Zeit 
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darstellen  u.  wie  das  Geld  die  emincntest  „sozialökonomische"  Ein- 
richtung, doch  auch  z  iul'  i^li  <lit-  '^niiufntest  „mdividuaHstische'^  ist:  ein 
scheinbarer  Gerjonsatz,  in  Wahrheit  f'Uvas.  \vn?  rripr  ''-MsnmTr/r-nlinuo-t  u. 
sich  gegenseitig  bedingt,  auch  mit  .Jvotisvuntreiheit"  oder  W  ahitreiheit 
im  Konsum  als  einem  Bodflrfaiis  entwickelter  Völker,  im  Unterschied  zu 
—  Kasernen,  Zuchthaus  u.  soziaMst.  \Virtsrhaft?;or(!rrin.:r.  in  den  n  letzter 
Konseaueuz  in  Verbindung  steht.  Dass  bei  einer  streng  gewissensaften 
Naturallöhnung  der  Arbeiter  hesser  als  bei  der  Geldlöhnun^  stehen 
kann.  u.  a.  auch,  weil  Natuialicn  im  Grossen  u.  von  meiir  sach- 
verständiger Seite  hos -er  n  billiger  zu  beschaffen  sind,  als  vom 
Arbeiter,  ist  gleiciiwulil  wahr,  von  den  folgenden  Miingeln  dos 
Geldlofans  ffanz  abgesehen,  aber  die  „Wahlfreiheif^*  im  Konsum  wird 
eben  vom  H.  v.n-^stsein  individuali-stisilicr  \Virt.s«h:irtssubjekte,  wie  die 
Bevölkerung,  auch  die  Arbeiterklasse  in  der  entwickelten  Volkswirtschaft 
sie,  als  Produkt  dieser  Entwicklunpr.  darstellt,  doch  vorg«  zogen.  —  In 
den  ländlichen  Verhältnissen,  wo  immer  noch  Xaturallöhnung  einen 
breiteren  Kaum  einninmit.  u.  der  Geldwert  z.  T.  hölier  als  in  stäatischen 
Verhältnissen  ist,  steht  sich  die  Arbeiterklass«-  auch  heute  noch  bei  uns. 
rein  nach  dem  Gebrauchswert  ihres  Lohns  bemessen,  öfters 
besser  als  der  selbst  nominell  Imrli  !  .  /.ililte  Geldlöhner  in  der  Sf  ,((]f. 
was  bei  Statist,  u.  soüialen  Verglcichuugon  zu  beachten  ist.  Aber  — 
dem  ländlichen  Arbeiter  mangelt  eben  mehr  die  dem  städtischen  Arbeiter, 
auch  dem  F'abrikarbeiter  auf  dem  L.mde,  im  Geldlohn  gewährte  Wahl- 
freiheit im  Konsum.  I>as  gibt,  netten  Anderem,  doeli  oft  den  Ausschlag, 
ihn  in  Stadt  u.  Industrie  hinüberzuicieheu,  da  andere  Vorzüge  des  Land- 
lebens, auch  so  manche  imponderabile,  eben  für  ihn  nicht  oder  nicht 
schwer  genug  ins  Gewicht  lallen. 

b)  (ieldlolii).  der  in  Geld  bezahlt  wird.  Itesttninitor  Wahrung: 
II.  bei  ^Metallgeld  bestimmten  ^liinzlusses,  j >  liuassig  u.  eventuell 
rechtlich  vorgeschrieben  u.  bei  uornialeni  Zustiindc  des  Geldwesens 
auch  mit  Becht,  in  Landeswahrung  u.  -Münzfuss.  a)  Bei  ilim  hat 
der  Arbeiter  jene  gewünschte  „Konsunilreiheit",  aber  auch  mit 
deren  Gefahron,  w(dclie  eine  nnriel.tigL'  Wahl  des  Konsums,  naeli 
Art,  (Qualität,  Meiig(^  der  Kons^umgegenstände  mit  sicli  bringt  u. 
mit  den  weitereu  Gelalueu,  welche  ausserdem  aus  Mängeln  des 
Geld-  u.  Münzuresens  u.  aus  Preisschwankungen^  hier 
namentlich  aus  Steigerung  der  Geldpreise,  hervorgehen. 

aa)  nie  erste  (jefahr  ist  notorisch  keine  geringe,  bei  dem  oftmaligen 
Zustand  der  Bildung,  der  Sitten,  der  Neigungen  der  Ai'beiter  (Getränke, 
Ut.uuitw vin!)  u.  der  Ajbt;iterfraueu  (Putz,  aueii  Kindcrputzi.  Aber  diese 
Gefahr  nmsa  als  Konse(juei»z  des  im  Geldlohti  zur  Herrschaft  kommenden 
Individualismus  u  ili  i  S  -lltstvernnt wortliehkeit  hingenommen  u.  nur 
durch  Erziehung,  Belehrung,  Bildung,  Beisniel,  auch  Seitens  der 
der  höheren  Klassen  (weiblicher  Putz.  Mode!)  oekämpft  werden,  freilicli 
mit  unsicherem  Erfolg,  bb)  Die  (!ef:dn-en.  welche  aus  Mängeln  des 
Geldwesens  gerade  auch  für  den  Arbeiter  bei  Giddlöhnen  entstehen 
u.  früher  öfters  sehr  emplindliche  waren,  sind  mit  den  X'erbessenmgen 
auf  diesem  Gebiete  gesdiwundcn  oder  doch  sehr  vermindert  worden. 
Aber  in  anomal»  ■!  A',  i  L.iltiii-^en,  bei  Kinrcissen  von  i*apiergeldwirts.  haft 
u,  falscher  Scheuicmünzpohtik  sind  sie  immernoch  zu  fürchten.  Daher: 
auch  im  Arbeiterintcrcsse  ist  richtige  Währungs-  u,  Mttnzpolitik 
u.  guter  Zustand  des  MOnzwesens  eine  wichtige  Forderung^  nebst  Vor- 
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flchrift  der  Lohnzahlung  in  gutem  Landesgelde,  deshalb  in  Scheidemflnze 

(einschliesslich  aUor  K^ichteren  Silbermünze  im  System  der  Gold- u.  Doppel- 
währung» nur  na  h  «I  ii  notwendigen  Vorschriften  über  die  BeschränKung 
der  gesotzlichen  ZuhlkrufL  dieses  Goldes  u.  mit  wirksamer  Kontrolo  darüber, 
insbes.  auch  Verhütung,  dass  den  Arbeitern  scldochtes,  niclit  vollgiltiges, 
<in('h  etwa  fremdes  Gclil  f'w  ie  clirMli  in  .'iftfi's  statt  Silber<irMs  b(^sr-fmittcne 
Goldmünzen)  aufgedrängt,  beim  Geldwechsel  (auch  versciiiedeaer  Münz- 
u.  Papiergcldgrössen  gegen  einander)  sonst  Nachteile  zugefügt  werden, 
cc)  Die  Gefahr  der  Freisschwankungen,  besonders  der  Preis- 
steigerungen ist  unvermeidlich  mit  dem  Geldlohn  (wie  mit  der  Geld- 
besoldung der  Beamten)  einmal  verbunden  u.  für  die  Arbeiter  meist 

firisscr  als  für  andrem  Klassen,  weil  sie  als  Konsumenten  u.  Geschäfts- 
umlen  l"i  ■  bwiu-lir'rcn.  wan^'n-  u,  cro^i  liilftsunkundigeren  n.  an  be- 
stimmte \  ci  kuuissteiien  melir  gebundenen  Käufer  zu  sein  pflegeu. 
Folgen  die  Löhne  eventuell  auch  einig<^rmasson  den  Verteuerungen 
wenigstens  wichtiger  Arbeiterkonsuinptibilien  <  NahrniV-i'  ^niittel,  Wohnung) 
—  eine  freilich  strittige  Frage  —  so  jedenfalls  nicht  gleichzeitig,  nocli 

fleichmiissig.  auch  meist  in  Tilngeren  l-*eriodeu  erst,  wie  vollends  festere 
,öhne  (Gehalt),  luu-  langsam  u.  teilweise.  Daher  bleibt  hier  der 
„effi  Ictive"  JjoIiu  nielir  odf.'r  wei:ig<M-  länger  oder  kürzer  zurück,  ver- 
iniutiej-t  sich  die  Kaufkraft  d<'S  Cieidlohns  entsprechend,  bes.  bei  Geid- 
wirron,  bei  Entwertung  der  I'apierwährung  u.  uamit  meist,  weunpleich 
nin  Ii  wieder  nicht  genau  gleichzeitig  u.  gl--^  liinä-siL:  v^  rltuudener  l'rei.s- 
steigcrun^^  der  Waren,  lerner  bei  Verteucruugeu  wichtiger  Arbeiter- 
konsumptibilien  aus  Gnlnden  auf  der  Warenseite,  wie  Missemten.  ge- 
hemmte Zufuhr.  ErhüliutiLC  der  Produktionskosten.  Desweofcn  ist  die 
richtige  Prei.sge  ;  * 1 1  u  ng  u.  eine  richtige  Preispolitik,  die 
Bekiinij.ilung  spekulativer  Preistreibereien,  zumal  vuu  ^alinuigsmitteln 
(Korn!  P^leisch!),  der  niono]j<)listischen  Preispolitik  von  Verbänden  der 
Prufluzenten  u.  Händler,  auch  eine  richtige  Botlcn-  u.  Witlninngs- 
politiky  welche  die  Ueborteuerung  der  Arbeiter  Wohnungen  hemmt, 
^rade  wieder  für  den  Arbeiter  im  Geldlohnsystem  von  bes.  Wichtigkeit 
(§56,  bes.S.26<5ff.). 

b)  Andern*  IIS  N  erlangt  das  berechtigte  Interesse  des  Arbeiters 
noch,  dass  er  bei  (^eldlöhneti  auch  M'irklich  in  Geld,  nicht 
in  W^'iren  gegen  seinen  Willen  (mIi  c  intolge  von  Abhängigkeits- 
verliähniösen  u.  Vert'ührungeu  bezahlt  werde,  d.  Ii.  es  verlauft  Schutz 
gegen  das  sogen.  Trucksystem. 

Der  auch  l)»'i  uns  übliche  Name  für  diese  Vorgänge,  so  wenn  dem 
Arbeiter  nicht  nötige,  nicht  ffir  ihn  passende  oder  «jualitativ  schlechte 
Gebrauchsgegenstände,  auch  zu  grosse  Mengen  davon  oder  zu  zu  liohen 
Preisen  mehr  oder  wenig« >r  an  Stelle  des  Gwdlohns.  auf  den  er  rechtlich 
11.  nach  Vertrag  Anspruch  hat.  aufgedrungen  werden,  vielleicht  gar 
Waren,  die  er  garni<  ht  oder  jetzt  nicht  persönlich  braucht  u,  selbst  erst 
wieder  absetzen  muss,  etwa  vollends  Produkte,  die  er  in  dem  Betrieb,  der 
ihn  beschäftigt,  selbst  mit  hergestellt  hat,  so  dass  ilim  dadurch  fV't  Milich 
die  Absatzfunktion  mit  aufgezwungen  wird.  Diese  u.  ähnliclie  Miss- 
br&uche  sind  seit  Alters,  bes.  im  Manufaktur-  u.  Fabrikwesen,  in  Haus- 
industrio vorgekommen  u.  fehlen  hier  u.  da  .selbst  heute  in  unseren 
Ländern  nich»^  ganz,  wo  sie  durcrh  (jcsetz  verboten  n.  ndt  Strafen  be- 
droht sinil.  ihre  Möglichkeit  u.  ^'erl)reit1lng  zeigen  die  Abhänmgkeit 
des  ArlM  ifers  vom  kajntalist.  Unternehmer  in  bes.  charakteristischer  u. 
odioser  Weise.  £s  gehört  mit  zu  den  Aufgaben  wirksamen  modernen 
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Arbeiterrechts  u.  gat  organisierten  u.  funktionierenden  Arbeiterschntees, 

den  Arbeiter  hiergegen  zu  sichern.  Balier  nioist  in  neueren  Gewerbe- 
ordnungen u.  ArMitsgesetzen  entsprecbeude  Normen.  —  Auch  vielfach 
gilt  gemeinte,  ihrem  Ursprung  nach  Öfters  dem  Wohlwollen  für  dto 
Arbeiter  entsprunffeno,  von  diesen  gewünschte  n.  dankbar  benutzte  Ein- 
richttingen  der  Arbeitjjeber  »selbst,  wie  Läden  für  Arbeiterkonsumptibilien, 
mit  Abgeben  der  Sachen  „zum  SelbstkosteuDreise",  können  docn  in  der 
Verwaltung  so  geführt,  namentlich  in  der  \V  eiterentwickhing  auch  wohl 
förmlich  dazu  benutzt  werden,  dass  ?ie  ffir  den  Arbeiter  in  den  Wirkungen 
auf  eine  Art  Trucksystem  hinauskommen.  Auch  hier  sind  tichutz- 
massregeln  notwendig.  Am  Besten  ist  wohl  statt  solcher  Einrichtungen 
diejenige  von  fArbeiter-    oder   allgemeinen)    Konsumvereinen  in 

genossenschaftl.  Weise  u.  unter  Verwaltnn^^  u.  Kontrole  der  Arbeiter  u. 
irer  sonstigen  OrgainsutLonen  selbst,  wenn  auch  mitunter  in  wolü- 
wollcnder  Beziehung  'mm  u.  mit  Unterstützung  durch  den  Arbeitgeber. 

c)  I  mmatoriulloh  11.  Er  besteht  in  der  Gf'wälirnn^-  von  Vor- 
teilen solclier  Art  an  die  Arbeiter  Seitens  des  Arbt  itj^ebers  i  Arbeits- 
herrn), a)  Es  ist  nicht  üblich,  aber  dui'chaus  richtig,  hierlier  mit 
zvL  stellen  alles  das,  was  ansser  materiellem  Unterhalt  auch  der 
Arbeitsherr  als  solcher,  nicht  als  wirtschaftlicher  Unternehmer,  in 
Zeiten  persönlicher  Unfreiheit  der  Arbeiter,  selbst  bei  forndicber 
Sklaverei,  ^xoleistet  hat  in  Form  von  Schutz-,  Sicherheits- 
gewühr,  Vertretung  u.  dgl.  ni.  seiner  xVrbeiter. 

Auch  seinen  Sklaven,  seinen  Leibeigenen,  GnindhOrigen,  Outs- 
untertanen  in  dtM  früheren  grnnd-  u.  gutsherrlichen  Agrarverfassnng, 
auch  den  hreien  Ansiedlern  auf  seinem  .boden  oder  den  freien  Besitzern^ 
welche  ihm  ihr  Gut  Obergaben  n.  mit  Dienst-  u.  Abgabepflichten  be- 
lastet es  von  ihm  zurückerhalten  haben  (ältere  Traditionen, 
Kommendationen"),  dies  freilich  meist  in  Zeiten,  wo  mangels  ordentlicher 
Staatsgewalt  oder  wegi  ii  unixenügender  Funktiua  dieser  der  „Arbeiter,** 
der  ^Landlose"  nur  so  Schutz  fand.  Auch  im  Gilde-  u.  Zunftwesen, 
z.  B.  der  Handwerker-  ii.  Handelszunft,  kann  in  solcher  Selmtzfrewähr  für 
den  Genossen,  auch  den  Gesellen,  Lehrling  eine  Art  Xmmateriailolm  mit 
gefunden  werden.  Das  ist  m  beieiehten  zum  Okonomi»ehen  Verstftndnis 
u.  zur  ökonomisi  ben  Würdimmg  solcher  älteren  Arbeiterverliidtnisse  u. 
wieder  der  Natural-  u.  rrelalöhne  dabei,  auch  des  WertnTössenina.sses 
dieser,  daher  auch  bei  richtigen  u.  gerechton  \' ergleich ungen  früherer 
XX.  heutiger  Arbeit erzuf^tftnde  u.  Lohnverhftltnisse.  dergleichen  ist  heute 
meist  ganz  ver^rliwunden:  umso  höher  mOsste,  ceteris  paribus,  jetzt  für 
gleiche  Arbeitsleistung,  Natural-  u.  Geldlohn  sein,  um  früher  niedrigerem 
solchen  Lohn  wertgleich  zn  sein.  Reste  solcher  Verhaltnisse  nbt  es 
übrigens  wold  noch  bes.  in  perscirdiclien  Arbeitsdiensten  fboheres  Dienst- 
gesinde vornehmer,  reiclier  JJienstherrschaftenl,  wo  dann  indessen  mehr 
schon  der  folgende  Punkt  auch  in  Privatdieiiststellen  etwas  mit  her- 
vortritt. 

ß)  Eine  auch  nach  dtn  Konsequenzen  für  die  Höhe  der 
Mater iailöbnc  nicht  unwichtige  Kolle  spielt  der  Immaterial- 
lohn,  z.  T.  seit  Alters,  vornehmlicl»  aber  heute,  in  unseren  Ländern, 
zumal  wohl  in  Deutschland,  im  öffentlichen,  bes.  im  Staats- 
dienst, auch  im  Hofdienste  der  Monarchien  u.  ein  wenig  mit  im 
höheren  GesindedieTi^t  der  ^  ornfdimen  Gcburts-,  Grund-  u.  reichen 
Geldaristokratie:  die  Gewahruug  von  äusseren  Ehren  (Bang, 
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Titel,  Ordeu,  auch  aus  der  blossen  Tatsache  der  Stellung  hervor- 
gehendes „Anflehen**). 

Solcher  TmTnateriallohn  wirkt  hier  auf  ErmässigUD^  des  Natural- 
lohns ein,  wobei  freiUch  hiervon  der  gleiche  Einfliiss  anderer  Momente, 
wie  Festigkeit  der  Stellung,  dann  im  öffentlichen  u.  üofdieust  überhaupt 
etwas  vom  Ehrenamtscharakter  audi  beim  besoldeten  Amt,  schwer  zu 

trcTinrn  ist.  Natürlich  kann  der  Materiallohn,  wenn  er  d'w  notwendige 
wirtschaftliche  Grundlage  der  Beamtenexistenz  ist,  nicht  ül)er  ein  ge- 
wisses Mass  durch  solcnen  Immateriallohn  ersetzt  werden,  aber  etwas 
vermag  er  es  u.  wirkt  er  so  wohl  meist  auch :  die  rein  Ökonomisch,  finanziell 
hetracntot  für  den  Arbeitgeber  günstige  Seite.  Am  Ii  fiir  den  „A  rhciter", 
den  Beamten  fehlt  diese  günstige  Seite  notorisch  nicht,  psychologisch, 
sozial  betrachtet,  die  Grundidee  l>ei  solchen  „Ehrenerteilungen"  ist  auch 
zu  rechtfertigen.  Nur  liegt  eben  die  unverkennbare  u.  überall  ein- 
getretene Gefahr  vor»  dass  hier  Eitelkeit  lörmUch  methodisch  ent- 
wickelt, dieses  niedere  Motiv  förmHch  gezüchtet  u.  gepflegt  wird,  auch 
ethisch  und  —  ästhetisch  eine  bedenkliche  Sache!  Dazu  kommt, 
dass  die  praktische  Anwendung  dieser  Art  Immatcriallohns  sich,  selbst 
heim  besten  Willen  u.  \'erständnis  der  die  Auszeichnuugeu  verleihenden 
Atttoritftten,  nicht  befriedigend  gestalten  lässt.  Denn  die  richtige  Aus- 
wahl, nach  dem  „Verdiens  t",  ist  unmöglich  u.  die  übliche  Schalilonen- 
haftigkeit  des  Vorgehens  ist  dem  Zweck  selbst  zuwider.  Die  neuere 
Entwicklung  dieses  Gebiets,  wohl  am  meisten  in  Deutsdiland,  ist  hier 
in  ein  Extrem  geraten,  bei  welchem  die  Bedenken  wohl  grösser  als  die 
guten  Seiten  sind.  Aber  —  ökonomisch  bleibt  die  Sache  doch  für 
die  Fragen  von  Arbeitslohn  u.  (it  lialt  von  Bedeutung.  Der  Zusammen« 
hang  mit  dem  dritten  „egoistischen"  Leitmotiv  wirtschaftlichen  Handels 
ist  Beachtenswert  (S,  23  0.,  meine  Grundleg.  I,  §  41). 

2,  Lohn  formen  lassen  sich  nach  folgenden  verHchiedenen 
Merkmalen  unterscheiden,  a)  Nach  der  Bemessun^^sart,  als 
Zeitlohn  verschiedener  Art,  nach  den  betreffenden  Zeiteiobeiten, 
als  StIIcklohn  usw.,  worflber  schon  oben  in  §  38,  S.  134  ff.  h)  Nach 
der  fehlenden  XL  stattfindenden  Besiehung  zur  Leistung,  zum 
Arbeitserfolg,  wonaeli  ..fester"  u  ,  werfi selnder"  (prekärer)  Lohn, 
in  diesem  ersten  Sinn,  unterschieden  werden  kann,  a)  Dahin 
gehört  wieder  die  Unterscheidung  zwischen  Zeitlohn,  ohne,  u.  Stück- 
S>hn  mit  solcher  Besiehnng;  ß)  ferner  ehenfiills  mit  letsterer  das 
System  der  Gewinnbeteiligung,  der  Tantiemen,  Remunerationen» 
Gratifikationen,  soweit  diese  nicht  im  Voraus  fest  bestimmt  u.  so 
nur  ein  in  anderer  Form  srezahlter,  wenn  auch  in  dfr  Höhe 
nach  dem  Geschaftberfolg  inii  wechselnder,  aber  gleichwoiil,  etwa 
anch  durch  Festsetsong  eines  Minimums,  fester  Lohn  ist  (anch 
darüber  o.  S.  135)*  Auch  das  Trinkgeld  gehört  zu  dem  wechselnden 
Lohn,  obschon  seine  feste  Einbürgerung  in  die  Sitte  als  doch  fast 
oblipratorische  Lohnzahlunj:^,  an  sich  u.  einigermasseu  den\  Betrag 
nach,  diesem  Lohn  tatsächlich  den  Charakter  des  feston  Lohns  fasi 
gans  verleiht 

c)  Nach  üblicher  Zeitdauer,  Festi^pkeit,  Efindbarkeit 
des  Dienstv(>r]iältnisses  kann  iu  einem  zweiten  Sinne  „fester"  u, 
„wechselnder'*  (prekttrer)  Lohn  unterschieden  werden:  a)  höhn. 
A,  WftgB«r,  lOXw-Skoa*  Oiudriu,  4.  Aufl.  20 
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als  Qehalt  im  „Amt"  des  fest  angestellten  „Beamten*'  u.  ß)  als 
Lohn  gewöhnlicher  Art  für  die  Masse  der  Arbeiter  in  der 
materiell  -  wirtschaftlichen  Produktion,  einschliesslich  des 
Gesindes  im  häuslichen  Dienst. 

et)  Der  Beamte,  welcher  Gehalt  in  fester  Anstellung  besieht, 
hat  letztere  gewöhnlich  für  längere  Zeitdauer,  meist  ftir  eme  Reihe 
von  Jahren,  selbst  leVienslänglicli,  mit  längeren  Kündigungsterminen, 
sogäi"  mit  ielilendrr  Kündbarkeit  des  Dien8t\'erhältni88es  seitens  des 
Dienstberrn  (ötlentlichcr,  bes.  btaatsdienst).  aa)  Zuerst  hat  in  der 
fiegel  diese  Einrichtung  nur  fiir  hdhere  (n.  gewisse  mittlere) 
Arbeitsdienste  hestanden,  mit  entsprechend  griisserer  absoluter  Höhe 
dos  Lolinliptrags.  ?inc1i  mit  T^ensionswrson  u.  dgl.  verbunden  (Fort- 
laufen des  Lolms  während  Krankheiten,  wenigstens  tür  gewisse, 
auch  längere  Zeit,  Invaliditäts-  u.  Alterspension,  Kuhegeiialt,  als 
„Torschobene'*  Gehaltszahlung,  selbst  Witwen-  u.  Waisenpensionen 
mit  Rechtsanspruch  darauf  u.  mit  dem  Charakter  einer  einfachen 
Konsequenz  des  Dlcnstverlialtnisses  des  Gatten  n.  Vaters  ipso  iure). 
Auch  der  Sprue ligel »rauch  erkt'nnt  die  tiefere  Verschiedeulieit  diesv  s 
Lohns  vom  gewöhnlichen  Arbeitslohn  durch  be.sondere  technische 
Bezeichnungen  dafür  an  (Gehalt,  Besoldung,  Gage),  ebenso  wie  er 
den  „Arbeiter"  hier  besonders  henennt  (Beamte,  Angestellte), 
bb)  Im  deutschen  off  en  tl iclien ,  namentlicfi  im  Staatsdienst 
mit  seiner  festen  Ivegelung  aucli  der  finanziellen  u.  ökonomischen 
Seiten,  desBesold  ungs-,  Peusionswesens  usw.  u.  mit  seinem  auch 
politisch  wichtigen  Rechtsgrandsatz  des  Rechtsanspruchs  des  Fest- 
angestellten, meist  filr  Lehensdauer  berufenen  Beamten  auf  die  Be- 
lasBung  in  seinem  klaglos  verwalteten  Amt  bzw.  auf  dessen  Gelialt  usw. 
liat  dieses  System  eine  eigenartige,  formlicli  vorliildliehe  Ans- 
gestaltung,  freilich  imr  als  Ideal,  lür  die  Lohnregelung  überhau]>t 
erhalten.  Es  gewfthrt  Sicherung  der  Stellung  u.  eines 
einigermassen  ausreichenden  Einkommens,  beides  in  ganz 
anderem  u.  höherem  Masse  als  in  den  meisten  gewöhnliclu'n  ^virt- 
schaftlichen  Arbeitsdiensten,  eine  Glanzseite  gemeinwirtschattlicher 
Organisation  verglichen  mit  der  rein  privatwirtschaftlichen,  cc)  In 
der  bei  uns  wenigstens  dann  meistens  erfolgten  Ausdehnung  vom 
„höheren"  auf  den  „mittleren"  (Subaltcrnbeamte)  u.  selbst  einen 
grossen  Teil  des  „niederen"  Dienstes  (Unterbeamte},  bei  der  An- 
wendung des  gleichen  Arbeits-  oder  Beamtenrechts  auf  die  grossen 
materiellen  öÖentiichen  Dienstzweige,  nicht  nur  des  Verkehrswesens 
(Post,  Telegraph,  Eisenbahn  usw.),  sondern,  teilweise  wenigstens,  auch 
auf  Produktionszweige  wie  Domänen-,  Forst-,  Bergbau-,  Hütten- 
wesen u.  a.  m.,  bei  der  KinV)eziehnng  immer  grösserer  Mengen  des 
unteren  Personals  der  ausführenden  Arbeiter  in  das  Kecht  der 
„etatsmässig  festen  Stellungen"  hat  dieses  Lohnsystem  des  öffentl. 
Dienstesaucheinewachsende  praktische  Bedeutungfilrdie  Arbeiterfrage 
überhaupt  u.  für  die  Lohntage  speziell,  dd)  Die  beginnenden 
analogen  Eiitwieklungan  im  ,,Privatbeamtentunr'  grosser 
Privatunternehmungen  bewegen  sich  in  gleicher  Kichtung.  ,ee)  Aber 
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freilich  steht  im  öfFentlicheu  Dienst  die  Steuergewalt  u.  im 
Privatdienst  grosser  UntemehtDungen  deren  gesicherte  Daner 
u.  Kapitalkraft  hinter  dieser  Entwicklung  n.  macht  sie  praktisch 
möi^licli.  ff)  In  der  grossen  Masse  <\9r  Fnlle  des  <j^ewii]in1iclien 
wirtschaftl.  Arbeitsdicusts  u.  den  Uesindedieusts  ist  sie 
nicht  möglich.  Hier  kann  höchstens  im  einen  oder  anderen  Punkt 
eine  Annfihening  an  das  System  erfolgen,  wie  s.  B.  das  Arbeiter^ 
Versicherungswesen  starke  Analogien  zum  Beamtenpensionswesen 
zeigt.  In  entsclieidenden  anderen  Punkten  wird  eine  Verschieden- 
heit bleiben  müssen,  zum  Nachteil  der  gewöhnlichen  Lohnarbeiter- 
stellung u.  der  Lohnre<;elung  dabei.  Aber  für  die  aufirastellendeu 
Ziele  in  beiderlei  Hinsicht  |^bt  das  „B^amtenrecht**  u.  „Gehalts« 
recht*^  doch  immerhin  einige  Richtpunkte. 

ß)  Der  gewöhnliche  Lohnarbeiter  ermangelt  namentUeh 

einer  so  festen  Stellung,  damit  einer  solchiu  Slclierung  seinos  Ein- 
kommens, wie  (U  r  Beamte.  Daher  die  öfteren  Arbfits-  u.  Erwerbs- 
pausen, die  zeitweise  Arbeitslosigkeit,  die  Lohnausfälle  im  Gesamt- 
Lohneinkommen  für  längere  Zeiträume,  s.  B.  das  Jahr,  selbst  bei 
guten,  hohen  Tage-  u.  Wochenlobnsatzen,  die  in  jeder  Hinsicht  so 
viol  ](r(!kärere  ökonomischo  n.  soziale  Lnp:c,  woraus  viel  Schlimmes 
für  den  Arbeiter  i'ol^rt.  aa)  Ein  Haupthilfsmittel  ist  liier: 
regelmässii^crcr  Ganj;  der  gesamten  Produktion,  damit  der 
Arbeiterbeschäftigung,  wie  ihn  eine,  freilich  eben  nur  beschränkt 
mögliche  gcmeinwirtschaftl.  Organisation  am  besten  verbiii^.  In  der 
privatwirtschaftliclieu  v  irtl  er  Ganp:  durch  Spekulation  u,  Rück- 
j^chla^r  davon,  durch  Seliwankeri  der  Koiijmiktiireu  (o.  8.  179  bei  3,  a) 
immer  wieder  gestört  u.  unregeluiäbbi":.  Kartelle  u.  ugl.  vermögen  hier 
in  ^|ewissen  Grenzen  günstig  einzuwirken (S.  274  bei  u.  liegen  inso^ 
weit  anch  im  Arbeiterinteresse,  haben  nur  anderseits  die  schweren 
sonstigen  Bedenken  (o.  S.  1?75).  hh)  Von  Einzelheiten  verdient 
die  Fra^re  der  Daiur  der  Arbeitbkoutrakte  u.  der 
Kündigungsfrist  des  Arbeitsverhältnisses,  auf  beiden 
Seiten,  des  Arbeiters  u.  dArbeitgebers,  Beachtung.  Eine  nicht  au 
kurze  Dauer  ist  im  allgemeinen  vorzuziehen. 

Die  Entw  icklun!::  ist  ffrösstenteiis  bei  der  Afasse  der  gewöhnlichen 
Arbeiter  rm  Erwerbe  auf  Verkürzung  dieser  Frist  im  Vertrag  oder  von 
Rechtswegen  (Oewerbeordnung,  14  Taj^c)  liinausgegangen,  auch  in  der 
Landwirtschaft  u.  im  häuslichen  Gesindedienst,  wenn  auch  nicht  auf  so 
kurze  Fristen  wie  im  Gewerbe.  In  diesem  ist  selbst  Neigung  auf  Be- 
seitigung jeder  solcher  Frist  hervorgetreten  u.  bisweilen  schon  der 
Arl)eits vertrag  so  eingerichtet  worden.  Beide  Parteien  haben  auf  solche 
Entwicklunp:  hinti-eiJi-flnfrt,  in  einseitig:  i  mlividtialisf  ischer 
Tendenz,  um  möglichst  wenig  lauge  u.  fest  aneinander  gebunden  zu 
sein,  um  ohne  Vertragsbruch  nmort  jeden  Moment  Arbeitsemstellnngen 
u.  -Aussperrungen  im  Grossen  (Streiks  usw.)  \  ornehmen  zu  können. 
Im  Ganzen  doch  wohl  eine  sozial  ii.  ethisch  bedenkliche  Ent- 
wicklung, welche  meist  auch  volks-  u.  privat  wirtschaftlich,  auch 
gerade  für  das  wahre  dauernde  nationale  Interesse  am  un- 
gestörten Fortgang  der  Produktion  u.iür  das  gleiche  Arbe  iterinteresse 
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nachteilig  ist.  Jede  Meine  StOronff  der  peTSflnlieben  Besiehtmgen,  der 

wirtschaftlichen  Verhältnisse  zwiscnen  beiden  Parteien  führt  dann  eben 
ffleirh  zum  Auseinandergehen  u.  Bruch.  Längere  Arbeitskontrakte  u. 
Küiidigun^stristen  nötigen  heilsam,  sich  mem*  in  einander  zu  fflgen. 
Aber  —  dem  starren  Individualismus  u.  Egoismua^  Tulgo  berechtigtem 
Selbstgefühl  auf  beiden  Seiten,  bei  Herren  ii  Hiener,  Arbeit;: ^  ^er  u. 
-nehmer»  widerspricht  das  eben.  Hier  kann  nur  sittliche  Zucht  l  essere 
Sitte  helfen,  du  Recht  höchstens  die  gesetzlichen  KflndiguM^  tristen 
verlängern  u.  in  einigen  Fällen  (T.andwirtsch,.  Gesindedienst.  Lehrlings- 
wesen im  Gewerbe)  auch  anjCTf nit-ssone  Dauer  des  Arbfitsdienstes  als 
bindendes  Recht  festsetzen.  Der  „Ilerrenstundpunkt"  des  Unternehmers 
(y,Herr  im  eigenen  Hause  sein")  u.  der  Stolz  u.  Trotz  des  Arbeiters 
(„kein  Sklave  sein",  „sich  nichts  gefallen  lassen")  leiden  beide  an  lieber^ 
treibung  u.  haben  ihre  Wurzel  beide  in  egoistischem  Individualismus. 

§  59.  —  IT.  Lohn  in  verschiedenen  BeHcliafti^^nn  trr  n. 
A.  Scheinbare  u.  wirkliche  Verschiedenheiten  dts  I.r.lins  danaeli. 
1.  Jene  Hiud  bolche  der  Geldlölme,  welche  aut  Verbchiedeuiieit  des 
Oeldwerta,  der  dniehBcbnittliehen  Kaufkraft  des  Geldes  beruhen, 
desjenigen  Geldes,  in  welchem  der  Lohn  gezahlt  wird,  namentlich 
in  Bezug  auf  die  Üblichen  Arbeiterkonsomptibilien  und  deren 
Geldpreise. 

Verschiedenheit^  zwischen  den  GeldlOimen  verscbiedener  Zeiten, 
froher  niedrigere  bei  höherem,  jetzt  höhere  bei  niedrigerem  Geldwert; 

zwischen  Stadt-  u.  Land-,  Gro.ssstadt-,  Kleinstadtlöhnen,  aprranschen, 
industriellen,  auch  zwischen  den  Löhnen  ganzer  •grosser  Landg»  lii^'te, 
X.  B.  europäischer  und  nordameiikanischen  engliswer  u.  Continent  al  er, 
wpst-,  mittel-  und  osteuropäisdier,  alter  Kulturnnder  u.  neuer  Länder 

der  Goldgewi nnnnp: 

2.  Wirkliche  Verschiedenheiten  sind  solche  des  effeetiven 
lioims  (S.  294,  bei  c,  ß).  Nur  Ton  diesen  ist  hier  cu  handeln.  3.  Auch 

die  Bestnndip:kcit  u.  Unbestfindigkcit  der  Beschäftigung,  deren 
u.  daher  des  Luluicrwerbs  verschiedene  Dauer  in  längeren 
Zeiträumen  (Jahr),  bedingt  Verscliiedenheiten  der  einzelnen 
Lohnsätze  in  kurzen  Zeiträumen,  z.  B.  des  Tag-,  Wocbenlohns, 
welche  erosaenteils  nur  als  scheinbare  ansosehen  Bind.  Weun  man 
sie  auf  Utngere  Zeiträume,  z.B.  auf  das  Jahr  besieht»  gleichen  sieh 
die  Verschiedenheiten  mehr  oder  weniger  ans. 

Sommerarbeit  mit  "Winterpausen,  Löhne  der  Saisonarbeiter,  ohne 
oder  fast  ohne  Beschäftigung  u.  Lohnerwerb  in  der  „todten  Saison", 
Verhältnisse  bei  Bau-,  bei  ländlichen  u.  industriellen  Wanderarbeitern, 
in  Gewerben  mit  seltener  und  häufiger  Arbeitsstockung;  Einfluss  auch 
von  Feiertagswesen,  so  danach  Verschiedenheiten  in  den  Gebieten  der 
drei  grossen  ehristlichen  Confessionen. 

Der  Lohn  in  der  Erwerbszeit  muss  für  die  Zeit  fehlenden 
Erwerbs  nut  ausreichen.  Für  die  Fragen  des  eflPectiven  Lohns  in 
verschiedeueu  Beschäftigungen  u,  für  \'eri^leichungen  kommt  daher 
nicht  der  Lobnsats  in  der  Beschäftigungszeit,  sondern  der  auf  eine 
längere  Periode,  am  besten  auf  das  Jahr,  berechnete  Gesamtlohn- 
bezug oder  dessen  Durchschnitt  tiir  eine  kleinere  Zeiteinheit  (Tag, 
Woche,  Monat)  in  Betracht.   4.  Natural*  u.  Geldiöhne  sind  für 
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Yergleidiiiiigeti  notwendig  anf  eine  Werteinheit  surilekEafÜhren. 

Das  ist  allerdings  schwierig,  auch  wegen  der  veiHchiedenen  Quote 
vom  Gfsamtlolm,  welche  nacli  Zeitaltern,  Landessitten,  Wirtschafts- 
u.  Betrieljsarten,  Arbeitszwei^j^cn  auf  die  beiden  Arten  fallt 

B.  Der  tiefste  Grund  der  Verschiedenheit  des  eüektiven 
Lohns  in  Tersdiiedenen  Beschäftigungen,  sei  es  innerhalb  einer 
Wirtscbafts-  oder  Frodukdonseinheit,  einer  Untemehmnng,  sei  es 
in  verschiedenen  solchen  Einheiten  u.  Unternehmungen,  liegt  in 
dorn  verschiedenen  Mirtschaftlichen  Wert  der  Arbcits- 
leiätung  für  die  Gewinnung  des  Arbeitsprodukts.  Daraus  erklären 
sich  snnSchst  schon  die  Verschiedenheiten  der  Dnrchsclinitts« 
lolinsÄtze  in  den  drei  possen  Arbeitskategorien,  der  bloss  aus- 
flihrenden  (meist  Hand-)  Arbeit,  der  anleitenden  u.  überwachenden, 
der  organisierenden  u,  leitenden,  oder  der  eigentlichen  sogen. 
„Arbeitslöhne"  der  „Arbeiter der  „Gehalte^'  der  „Beamten",  „An- 
gestellten^S  der  Besüge  der  Leiter.  Auch  der  Untemebmergewinn, 
soweit  er  eine  Art,  wenn  cancli  nach  einem  anderen  Prinzip  regu- 
liertes LohneiTikomTTie?!  ist  (§  62),  fügt  sich  in  diese  Auffassung. 
Anch  die  Ver.sciiiedenljeit  der  Durclischnittsbezahlung  roher", 
„ungelernter"  und  „qualificirter",  „gelernter"  Arbeit 
findet  so  ihre  Haupterklärung,  wenn  ancb  andre  Momente  zugleich 
mit  einwirken,  besonders  der  yeiscbiedene  Ausbildungsannrand 
(s.  unten  Xr.  4,  a,  d,  310,  311). 

1.  Jedenfalls  verhält  es  sich  so  in  unserer  privatwirtechaitl.  Organi- 
sation, auch  weiter  innerhalb  jeder  der  drei  Eat^orien  bei  den  einzemen 
Beschäftigungen,  wo  der  AVert  der  Arbeitsleistung  im  relativen  Lohn- 
satz nach  Geltung  ringt.  2.  Im  hierarchischen  Amtersystem  des  öffent- 
lichen, bes.  des  StaatsdicDstes  mit  seiner  üblichen  Verschiedenheit  der 
purchschnittsgehalte  u.  der  Minima  u.  Maxima  des  Gebalts,  so  hier  bei  der 
jenen  drei  Arheitskategorien  cinigermassen  entsprechenden  Scheidung 
des  Unter-  (Diener-),  Mittel-  (Subaltern-)  u.  höheren  Dienstes  u.  bei  den 
writeren  Scheidungen  innerhalb  jeder  dieser  Gruppen  tritt  gleichfalls 
diese  Rticksicht  auf  den  (f^esolllschaftlicheii)  Wert  der  Dienstleistung 
benror.  3.  Die  Lohnregelung  nach  oder  möglichst  mit  nach  diesem 
Moment  ist  zugleich  psychologisch  begründet,  sie  steht  mit  Rück- 
sichten auf  die  Notwendigkeit  i  iclitiger  Beeinflussung  der  psychischen 
Motivation  des  Arbeiters  in  Verbindung.  4.  Freilich  bietet  der  Wert 
der  Arbeitsleistung  keinen  genauen  Massstab  für  zahionmilssige  Be- 
stimmung der  absoluten  u.  oer  relativen  Höhe  der  Lohnsätze  in  ver- 
schiedenen Beschäftigungen,  weil  sich  bei  Arbeitsteilnnpf  der  Wert  des 
Produkts,  als  des  Ergebnisses  der  Gesamtarbeitsleiatun^,  nicht  in  festen 
zahlenmässig  bestimmten  Quoten  dieses  Werts  auf  die  emzelnen  Arbeits» 
arten  ziu-ücKführcn  lässt.  In  der  Bemessung  der  relativen  Lohnsätze 
bleibt  also  eine  gewisse  Freiheit  Aber  gleichwohl  macht  sich  die 
Eüiksiclit  auf  den  Wert  der  IndiviJualleistung  doch  im  relativen  Lohn 
geltend.  In  einem  sozial  istischen  Wirtschaftssystem  würde  dem 
„Lohn"  <ler  „(ronosKenanteil"  am  Heinertrag  enfs|)rec*lien.  Eine  völlige 
Hinwegsetzung  über  den  Wert  der  IndividuaUeistung  bei  der  Be- 
stimmung der  Hohe  dieser  Anteile  hat  man  bisweilen  als  notwendige 
Konse(iuenz  dt.'S  GleicLlieitsgedankcns  anji-eselien.  Sie  erscheint  gerade 
aus  psychologischen  Gründen  kaum  möglich,  auch  wenn  ^rzi^ung**! 
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fMiän  Umwelt"  (milien)  einen  noch  so  groesen  Binfluas  ftof  Änderung 

der  psychischen  Motivation  sollten  ausflben  können. 

Der  Wert  der  Arbcitaleisttiiin:  iilit  ahor  seinen  Einfluss  auf  die 
Lobngestaltung  in  den  verschiedenen  Beschäftigungen  nur  in  Kom- 
bination mk  einer  Reibe  yon  anderen  Umstünden,  die  anter  D 
behandelten«  aus.  Diese  Umstände  wirken  teils  in  der  gleichen,  teila 
auch  in  jenen  Einfluss  krenznidor  Kiclitung  ein.  Im  konkreten 
Fall  endlich  wird,  wie  der  Lohn  iilitriiaupt,  so  auch  derjenisi^^e  der 
verschiedenen  Beschäftigungen,  bestimmt  nach  dem  Angebot  von 
Arbeit  n.  der  Nachfrage  nach  Arbeit  im  Verkehr,  auf  dem  Arbeits- 
niarkte.  Daher  kommt  es  darauf  an,  wie  diese  beiden  Momente 
sicli  auf  den  verschiedenen  Beschäffig-mi^sprebicten  ji^estalteii.  Selbst 
im  Lohnsystem  (HpsoldungH>s  csenj  des  ötientl.  Dienstes,  welches 
eine  Art  gemeinwirtbchaftlicher  Lolmi*egelung  darstellt,  machen  sich 
Angebot  u.  Nachfrage  geltend.  Auf  Seite  des  Angebots  wirken 
aber,  wie  die  in  tnlgenden  besprochenen  Umstände,  so  auch  der 
yVi'vt  der  ArbeitslcistinTf::  u.  zwar  wosontlich  mittelst  LnslösunjET 
psychischer  Eniptiiidungen  u.  Vorstellungen  u.  daraus  hervorgehender 
Bestrebungen  wieder  mit  ein. 

D.  Speziell  in  das  psy c Ii o logische  Gebiet  gehören  die  ver- 
schiedenen Last-  u.  Lastempfindnngen,  welche  mit  der  Aus- 
übung der  einzelnen  Arbeitsart  selbst  wie  mit  den  in  der  Lohnhöhe 

mit  zum  Ausdruck  kommenden  Erfolpron  der  Arbeit  in  Verbindung 
stehen.  Diese  Kmptinduugen  wirken  ixh  Antriebe  für  den  Arbeiter, 
die  u.  die  Lohngestultung  zu  erstreben  u.  doch  auch  alt»  Krwäguugs- 
u.  Mitbestimmnngsgründe  auf  Seite  des  Arbeitgebers  mit  ein.  £r 
versetzt  sich  in  die  Seele  des  Arbeiters  und  nimmt  auf  dessen 
Kmj)tindungen,  Vorstellungen,  auch  in  seinem  eigenen  Inter- 
esse mit  Rücksicht,  weil  diese  Empfindunjren  usw.  des  Arbeiters 
dessen  Arbeitslust  und  damit  den  Nut/.etiekt  seiner  Leistungen 
beeinflussen.  Ob  u.  wie  weit  der  Einfluss  von  dem  Allen  nch 
freihch  praktisch  durchsetzt,  hängt  wieder  davon  ab,  ob  n.  wieweit 
andere  Einflüsse  in  dei-selben  oder  in  kreuzender  Richtung'  ein- 
wirken u.  wie  sich  speziell  die  Angebot-  u.  NachfrageverhältuisHe 
gestalten.  Folgende  Fälle  umfassen  nicht  alle  vorkommenden, 
erscheinen  aber  besonders  beachtenswert. 

L  Fester  gleichmässigerer  Lohn  in  fester  Stellung,  so  der 
„Gehalt"  der  Beamten  auch  des  ..  Anf^estellten''  mittlerer  u.  unterer 
Art.  und  „prekärer",  schwankenderer  Lohn  (in  diesem 
Sinn),  der  gewöhnlich  allein  sogen.  „Arbeitslohn"  des  „Arbeiters" 
i.  e.  S.  Ähnlich  „prekitr**,  wie  dieser  Lohn  ist  bei  dem  Unternehmer 
der  in  seinem  Üntergewinn  enthaltene  Lohn,  auch  der  das  Ein- 
knnnneu  bei  den  soften.  ,. freien*'  Hiberalen)  l^enifcn  l)ildende.  Ab- 
gesehen von  dem  Einduss  auf  die  Durchsclinittshöhe  des  Lohns, 
welchen  gerade  hier  den  Wert  der  Arbeitsleistung  av^bt  und  ab- 

fesehen  von  nur  nominellen  ^scheinbaren)  Verschiedenheiten  unter 
em  Einfluss  von  Beständigkeit  u.  Unbeständigkeit  der  Beschäftigung 
ist  der  „feste"  Lohn  im  Ihirchschnitt,  auf  eine  bestimmte  Zeiteinheit 
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berechnet,  öfters  niedriger  als  der  ,,prekäre'S  gerade  wohl  mit 
unter  dem  Einflnss  von  Last-  n.  Lustmomenten,  dem  woUtnendem 

Gefülil  der  «grösseren  Sielierang  von  Stellung  u.  Lohn  im  ersten, 
flem  Mangel  dieses  Geiulds  ii.  dem  Ernnfinden  eines  entrrßgfn- 
eesetssten  im  zweiten  Fall.  Dies  zeigt  sich  n.  A.  wold  bes.  beim 
festen  Gehalt  des  Beamten  einer-  u.  dem  Einkommen  in  liberalen 
Berufen  anderseits,  in  gleichen  oder  ganz  fihnliGhen  Arbeitsswcigen, 
vobei  frmlich  mehrere  der  im  Folf^endon  besprochenen  Mouiente  u. 
sonstige,  z.  B.  Pensiousansprach  lieim  Beamten  allein,  mit  einwirken. 

2.  Speziell  nach  ihrem  psychologiscben  (Charakter  als  Lust-  u. 
Lastraomente  üben  vielerlei  Eifrf*nschat'tcn  einer  Arheitsart  und 
Bonatige  mit  dieser  verbundene  Umsliinde  einen  Einlluss  aut  die 
Lohnhöhe  aus,  die  höheren  Last-  n.  geringeren  Lnstmomente  oder 
das  Felilen  letzterer  einen  lohnsteigernden,  die  schwächeren  Last-  u. 
stärkeren  Lustmomente  einen  lolmdrückenden.  01'  n.  wieweit  dies 
in  Wirklichkeit  in  der  Lohidiöhe  zum  Ausdruck  kommt,  hanfj:t  dann 
wieder  von  der  Kombination  solcher  Last-  u.  Lustmomeute,  von 
der  gleichen  oder  kreuzenden  Wirkunf?  anderer  Momente,  u.  stets 
mit  von  den  Angebot-  u.  NachfrageverhaUnit^en  (§  66)  ab. 

So  spielen  hier  als  solcbc  Lust-  u.  Lastmomente  bei  der  Arbeit 
mit:  Annenmüchkcit  u.  ünamithmliclikeit,  Leichtigkeit  u.  Schwierigkeit, 
Gefahrlosigkeit  .u.  Gerährlichkeit,  geringe  u.  grosse  Mühe,  Ehre,  Ansehen 
imd  das  Gegenteil  davon,  Fu  nde  an  der  ArbeitslciRtunfr  selbst  ii.  an 
ihrem  £rgebui6s  (Vorteil  der  technisch  wenig  geteilten,  ein  „Ganzes" 
schaffenden  Arbeit  des  Landwirts,  des  filteren  Handwerks)  u.  Hangel 
dieser  Empfindung,  selbst  vielleicht  förmliche  Pein,  grade  diese  Arbeit 
zn  leisten  {Nnchteii  der  weitgehend  geteilten,  nichts  ..Ganzes"  scliaffendcn 
Arbeit,  der  üanufaktur,  der  Fabrüc),  freiere  Bewegung  in  der  Aus- 
fOhnmg  der  Arbeit  (Hausindustrie,  Heimarbeit)  u.  strengere  Gebundenheit 
IL  Kontrolle  dabei  (Fabrikarbei!)  n  a.  m. 

3.  Kine  Kreuzung-  erfährt  der  praktische  Einflnss  dieser  Lnst- 
nnd  Lastmomente  öfters  durch  folgende  zwei  Umstände,  a)  durch 
Zufallen  von  Arbeit  niedrigster  Art  an  tiefste  Arbeiterschichten 
u.  b)  durch  kastenartige  Selbstregulierung  des  Arbeitsangebots 
in  einzelnen  Arbeitskategorien.  Dann  treten  bei  a  grade 
niedrigste  Löhne  ein,  Ixd  b  Löhne,  wcloLe  von  der  dureli  dit;  I^ust- 
n  Lastmomentc  bedingten  Kichtung  eventuell  mehr  oder  weniger 
abweichen. 

a)  Bei  starkem  allgemeinem  Arbeitsangebot,  zumal  einem  solchen, 
welches  leicht  die  Nachfrage  iibersteiot,  daner  bei  Symptomen  der  all« 

Semeiuen  und  lokalen  Übervölkerung,  tällt  öfters  grade  die  niedrigste 
rbeitsart  mit  den  schleditesten  Lohnen  der  untersten  Arfoeiterkategorie 
zu,  welche  unter  den  ungelernten  Arbeitern  noch  einen  Übersduiss 
darstellt,  dem  tiefststehenden  Proletariat  u.  z.  T.  mehr  oder  weniger 
verlorenen  Existenzen  anderer  Volkschichten.  Hier  konmit  dann  grade 
der  niederste  Lohn  bei  der  mit  einem  Minimum  von  Lust-  u.  einem 
I^laxlnium  von  Lastmomenten  verbundenen  Ar1)eit  vor  (schmutzige, 
widerwärtige,  im  Ansehen  tieist  stehende  mühsame  Arbeit,  b)  Angebot 
und  Nachfrage  regebi  .auch  den  Arbeitslohn  (§  GG;,  aber  auf  der  Seite 
des  Angebots  kommt  die  Arbeiterzahl  nicht  als  einheitliche  Menge  in 
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Botrachi,  sondern  nach  Kategorien  fQr  Gruppen  o.  spezifische 

Arten  von  Arbeit.  Hier  rekrutiert  sich  das  Anj^^ebot  in  viVlen  Kate- 
gorien nicht  aus  der  Oesamtbevölkeruiig  und  ist  daher  nicht  deren 
seitliehe  u.  soziale,  Yon  dem  VerhUtniss  der  Geburten  zo  den  Todes- 
fällen u.  der  Zu-  zu  den  Fort^vanderungen  abhängige  Zahl,  sondern  die 

Zahl  de«?  betroffondon  Ar1)pitorkantingents  jeder  Katogorie  n.  die  sp<^zielle 
Veränderung  nur  dieser  Zaiil  massgebend;  es  bilden  sich,  auch  bei 
freier  Berufswahl,  brim  Fehlen  oder  nach  dem  Fortfall  aller  Rechts- 
sclirunkon  für  die  Berufswahl,  in  der  Tat  kastenartige  Verlililtuisse; 
die  Kinder,  bes.  die  Söhne  lokreu  gern  dem  Beruf  der  Eltern,  des  Vaters, 
gehen  nient  so  leicht  in  andre  Berufe  ttber  n.  die  Nachkommenschaft 
anderer  Berufe  nicht  In  j^ne  (studierte  Benife,  Civil-  u.  Militärbeamte, 
Offiziere,  Seeleute,  viele  einzelne  Gewerbe,  Landwirte)  Daher  kann 
hier,  je  nach  der  Bevölkerungsbewegung  in  der  betreffenden  Kategorie 
leicht  Über-  u.  Unterangebot  von  Arbeitskräften  stattfinden,  womurch 
wiederum  eine  andere,  selbst  entgegengesetzt <•  TjoLnliulie  beainfrt  wird, 
als  nach  den  mitspielenden  Lust-  u.  Lastmouienten  zu  erwarten  wäre. 
Namentlich  in  alten  Knltnrlllndern  zeigt  sich  das  (Zudrang  in  Offent' 
liehen,   in  Lehrdienst),   generationenalte  Tradition  wirkt  nach,  auch 

Serade  in  Deutschland  una  heute  noch.  Erst  die  auflösende  Wirkuug 
es  modernen  Individuahsmus  u.  wirtschaftl.  Vcrkclirs,  daraus  folgende 
Ändei-ungen  in  der  öffentlichen  Meinung  betreffs  .  Ansehens"  u.  „Nicht- 
Ansehens"  der  einzelnen  Bernfsstände,  der  materiellen  wirtsrliaftl. 
Berufssphäre  (Industrie,  Handel,  gegenüber  Landwirtsch.,  Staats-, 
Militärdienst)  u.  s.  w.  führen  zur  Sprengung  dieser  kastenartigen 
Kckrutierung  des  Arbeitsanp'bots  nru  li  neniTskatep^orien,  so  auch  in  den 
letzten,  bes.  im  letzten  Mcuschenalter  in  Deutschland,  was  nunmehr 
manche  Lohn-  u.  GehaltsTerschiebongen  in  den  verschiedenen  Be- 
schäftigungen erklärt. 

4.  Teils  selbständig  wirkend,  teils  in  Kombination  mit  den  an- 
gedeuteten Lust-  u.  Lash'ni]»fin'1n!ttre!i.  je  naclidej!!  wiederum  deren 
Einwirkung  verstärkuud  oder  kreuziuiü,  koiuinen  lolgende  Um- 
stände in  dem  Lohn  in  verschiedenen  Beschäftigungen  znr  Geltung: 
a)  die  verschiedenen  Kosten,  welche  aufgewendet  werden  müssen, 
um  zur  Arbeitsleistung  in  der  betreffenden  Bcscluittijrunj:-  laliig 
zu  werden,  b)  die  verschiedene  Häufigkeit  (»der  Seltenheit 
spezifischer  Fähigkeiten  u.  Eigenscaaften  in  den  einzelnen 
Fällen,  c)  die  verschiedenen  Aussichten  des  individuellen 
Erfolgs  in  einer  Beschäftigung.  Zu  au.  b:  Die  höheren  vom 
Arbeiter  selbst  (oder  in  der  Generatloneiifolge  von  seiner  Familie, 
Eltern),  zu  trajjeiulen  Kosten,  die  grössere  Seltenheit  speziüscber 
Eigeuschaften  wirken  lohnsteigerud,  die  geringeren  Kosten  u.  die 
grössere  Häufigkeit  der  Eigensäaften  lohnvermindemd  ein.  Zu  c: 
Die  Verscbiedenbeit  der  individuellen  Erfolgchanccn  in  einem  Beruf 
(UnterneliTMcrstelluiig  Uberhaupt,  freie,  liberale  Berufe,  vcrg-liclien 
mit  festtui  Stellen  der  Beamten)  führt  zu  jrrosseii  Lohn-  u.  Kin- 
kommeu Verschiedenheiten  unter  den  einzelnen  Angehörigen  eines 
Berufs  (Ärzte,  Recbtsanwälte,  Künstler,  Schrifitstener  usw.),  weit 
mehr  als  bei  den  Beamten  in  dem  gleichen  oder  ähnlichen  Berufe 
zu  „grossen  Losen",  zu  „Nieten",  zu  mannigfach  verscliiedenen,  aber 
die  grosse  Alehrzahl  bildenden  „mittleren  Losen''  zwischen  Jenen 
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Extremen.  Dagegen  kann  im  Durchschnitt  aller  Einzelfälle  unter 
dem  Einflnse  der  sonstigen  Momente,  welche  den  Lohn  bestimmen, 
namentlich  auch  der  Produktionskosten  der  Arbeit,  wieder  mehr 

tJbereinstimmung  zwischen  dem  Durchschnittslohn  der  verschiedenen 
Kategorien  von  Beruf  u.  Beschäftigung  u,  auch  mit  dem  Beamten- 
einkommen in  analogen  yergleichbaren  Beschäftigungen  Lestcbeu. 

Weiteres  zu  a:  Die  Kosten  fOr  Auferziehung,  Erziehung,  Ausbildung 
des  Arbeiters,  wenn  dieser,  bezw.  seine  Fanmie  sie  selbst  u.  allein  u. 
vollständig  aufzubringen  hat,  bilden  überhaupt  auf  die  Dauer  einen  not- 
wendig im  Lohn  zu  deckenden  Bestandteil  der  „I^roduktionskosten  der 
Arbeit"'  selbst,  insbes.  die  Untergrenze  des  sogen.  Lohnininimums,  weil 
nur  dabei  auf  dauernde  Deckung  des  Arbeitsbedarfs,  der  Nachfrage, 
durch  das  Arbeitsangebot,  in  der  Generationenfolge  zu  rechnen  ist  (§  6ö). 
Von  den  verschiedenen  bezilgHchen  Kosten  für  die  Arbeit  in  yer- 
schiodenen  Beschäftigungen  gilt  unter  den  gleichen  Voraussetzungen 
wieder  das  Nämliche.  Dabei  spielt  hier  neben  der  Höhe  dieser  Kosten 
in  gleichen  Zeitrftumen  (Jahresdnrchschnitt)  die  selir  Terschiedene 
normale  Dauer  dos  Zeitraums,  welcher  bis  zur  vollen  Ausbildung 
u.  dem  Beginn  des  eigenen  ausreichenden  Lohnerwerbs  verstreicht,  eine 
entscheidende  Rolle.  Denn  davon  hftngt  es  ab,  bis  zu  welcher  Höhe 
sich  ein  selbst  gleich  grosser  und  anderseits  ein  verschieden  hoher 
Jahresaufwand  als  „Er  zlefiungs-  u.  Bildungskapital"  aufsammelt,  welches 
dann  in  der  Erwerbsperiode,  wieder  unter  obigen  Voraussetzuuffen 
betrefifo  der  Deckung  des  Arbeitsbedar£3  durch  das  Angebot,  wieder 
getiljrrt  u,  bis  zur  vollen  Tilgunp^  für  seinen  jeweilig-en  Restbetrag  vcr/inst 
werden  muss.  Die  dazu  erforderliche  ^  „Amortisationsrente  des  Er- 
ziehungs-  u.  Bildungskapitals"  muss  aber  in  der  Brwerbsperiode  jährlich 
um  so  iiöher  sein,  je  kürzer  diese  Periode  ist.  Diese  ist  natürlich  um  so 
kürzer,  bei  der  anzunehmenden  annähernden  Gleichheit  des  Zeitpunkts  im 
Leben,  wo  die  Arbeits-  u.  Eruerbsfähigkeit  authört  oder  der  Tod 
eintritt,  je  später  die  Erwerbsperiode  in  versdiiedenen  Berufen  u.  Be- 
schäftigungen beginnt.  Aus  dem  Allen  ergeben  sich  notwendige 
Lohnverschiedenheiten  in  den  Berufen,  durchschlagende  bes.  zwischen 
ungelernten,  gelernten  Arbeitern,  in  Besmtenstellen  verschiedenw  Art, 
auch  in  den  Unternehmerberufen,  auch  wegen  dieses  Punktes.  Diese 
Verschiedenheiten  stellen  im  Grunde  nicht,  wie  dio  durch  andre  Um- 
stände bedingten,  eine  reelle  Verschiedenheit  des  efl'ectiven  Lohns  dar, 
sondern  führen  gerade  erst  eine  gewisse  Gleichheit  dieses  Lohns  herbei 
(S.  E.  Engel,  Preis  der  Arbeit,  dessen  Beispiel«  ).  So  lialx.-n  ein  mit 
vollendetem  15.  Jahr  fertig  ausgebildeter  unterer  Arbeiter,  der  dann  zu 
erwerben  beginnt,  ein  junger  Mann  höheren  technischen  Berob,  der  erst 
mit  25,  ein  junger  Mann  im  Staatsdienst,  der  erst  mit  iiü  Jahren  fertig 
ist,  wenn  für  alle  gleiche  Dauer  der  Erwerbsf^higkeit  angenommen  wird 
(bis  zu  ü5  Jahren),  eine  Amortisatisalioaspfriode  von  5U,  lo,  -Tj  Jaliren. 
Bei  Annahme  eines  Jahresaufwands  bis  zur  Erwerbsfcihigkeit  von  50, 
216  u.  21)6  Till.  u.  eines  sich  so  ansammt^hulen  Erziehungskapitals  von 
750,  5400  u.  c.  l.itA)  Ihi.  für  jeden  (nach  Engel,  wohl  schon  damals  zu 
niedrig  angesetzt),  muss  dann  im  Lohn  (Gehalt)  eine  Annuität,  jährlieh 
je  c.  41,  If)!  Thl.  bezogen  worden,  um  diesen  Aufwand  wieder  zu 
tilgen  (meine  Fin  wiss.  I.  S.  378).  Von  Einüuss  ist  aber  notwendig,  oh 
der  betreuende  Aufwand  vom  Arbeiter  (u.  den  Seinen)  ganz  getragen 
oder  ob  er  event.  von  Anderen,  namcntlicii  aus  öffentlichen  Mitteln 
(Schule,  Stipendien  u.  dgi.)  mit  bestritten  wird.  Nur  der  selbst  getragene 
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Aufwand  kann  als  solclier  Bestaaidteil  den  JP1rodn1tti<mBkoet«!i'^  der 

individuellen  Arbeit  gelten  u.  den  angedeuteten  Einfluss  aosfiben.  Daher 
heute  bei  freier  oder  fast  freier  Schule,  auch  gewerblichem  Unterricht 
andre  Lage  als  vordem,  wiis  sich  auch  wohl  zeigt  in  der  eingetretenen 
Ausgleichung  zwischen  Löhnen  für  ungelernte  u.  fiSr  niedrigere  Arten 
der  gelernten  Ailieit.  /.  6.  einer  solchen,  die  nur  Elementancennttüsse 
u.  Fähigkeiten  voraussetzt  (Schreiber  u.  dgL). 

Zu  b:  Bei  besonderer  Seltenheit  aer  Eigenschaften,  welche  tOr 
ewisse  Beschäftigungen  überhaupt  oder  wenigstens  für  ^^nfkssercn  Erfolg- 
ai  in  vorausgesetzt  werden  —  spezifischo  Begabungen,  Talente  u.  Fähig- 
keiten, auch  iieüoudere  Vertrauenswürdigkeit  —  treten  im  Lohn  (Ein- 
kommen) leicht  Monopolpreis  -  Verhältnisse  einf  zomal  bei  Leistungen 
für  die  Befriediniinf;  der  B-rlfirfiiisse  «ines  sehr  zahlungsfähigen 
Publikums  (Künstler,  bänger !).  Entlohnungen,  welche  auch  ein  Analogen 
von  (Differential-)  Kenten  Dtlden,  freili«!  mit  starkem  Einflnss  von 
Geschmackswt  cli,«  !,  T^aun^.  Modi%  Reklame  u.  dgl.  m.  Teilweise  Ht'<^en 
die  Dinge  hier  aucii  ähnÜch  wie  bei  Nr.  c,  den  individuell  verschiedenen 
Erfolgcnancen,  welche  sich  gerade  auch  in  den  hier  unter  b  genannten 
Fällen  zeigen:  ».Qifick",  ,,Lotteriespielartiges"  wirkt  ein.  Auch  in  der 
Laufbahn  der  „groj?sen  UntemohmeH'  tritt  im  Erwerb  der  Einfluss 
dieser  Momente  unter  b.  u.  c.  sttu  k  mit  hervor. 

5.  Andere  Verschiedenheiten  der  Lohnverbältnisse  hängen 
ebeniallB  mit  Verschiedenheiten  des  Wwts  der  Arbeitsidstung  vu 
den  mitspielenden  psychischen  Lnst-  u.  Lastempfindnngen,  teilweise 

auch  mit  den  unter  No.  4  besprochenen  .Eintiussmomenten  zusammen. 
Aber  es  kommen  dabei  auch  noch  andere  Einflüsse  zur  Gr«ltun«r. 
Einige  solche  Fälle  werden  hier'  noch  erwähnt,  da  sich  an  sie  all- 
gemeinere wirtsehafUicbe,  audh  wfrtscbafts-  n.  lohnpoUtiscbe  Firagen 
anknüpfen. 

a)  Lohn  als  einsiges  oder  Hanpteinkommen  u.  nur  ala 

Nebencinkommen  zur  Ergniizmip:  von  anderem.  Arbeiter,  welche 
im  wesentlichen  son^t  liir  ihre  Pji'dürf'nisse  gedeckt  sind,  weil  sie 
über  entsprechendes  andre»  Einkommen  verfügen,  können  für  ihre 
Leistungen  sich  mit  einem  Lohn  nnter,  selbst  stark  nnter  dem 
Donn.den  Lohnsatz  begnügen,  weil  die  Nebentätigkeit  ihnen  geringe 
Mülie  macht  u.  der  Erwerb  daraus  ihn<*n  nur  fiir  Xebenbedürfnisse 
Mittel  liefern  soll.  Durch  die  so  entstt  ht  udt'  Konkurrenz  werden 
aber  für  gleiche  oder  khiiliche  Arbeitt>lei9tun"[en  die  Löhne  solcher 
Arbeiter  herabgedrückt,  welche  allein  anf  den  Erwerb  ans  dieser 
Beschainiiuüfj  angewiesen  sind. 

Bes.  FäUe  im  G«  biot  der  Frauenarbf  it,  Ehefrauen,  Töchter  wohl- 
habender Kreise  in  Konkurrenz  mit  Beiufsarbeiterinnen,  so  bei  allerlei 
weiblichen  Handarbeiten;  die  schwierige  Lage  der  ^Heimarbeit"  tlber- 
haM[tt  bemht  mit  auf  solchen  Verhrutnissen.  Beamten- Nebenarbeit, 
z.  B.  auf  schriftstellerischem  Gebiet  neben  Berufsschriftßtellern,  Privat- 
lehrern, Gofangenenarbeit  in  Koukurrenas  mit  £reien  Arbeitern.  Armen- 
imterstützang  geniessende  Arbeiter  neben  reinen  Lohnarbeitern  u.  dgl  m. 

Eine  Abstellung  odor  auch  nur  eine  we.sentliche  Vermindening 
dieser  misslichen  Verhältnisse  bietet  sehr  grosse  Schwierigkeit.  Selbst 
wenn  man  sich  über  die  gix>ssen  prinzipiellen  Bedenken  eines  gesetriichen 
Verbots  oder  einer  Beschränkung  solcher  £ookurrenx  oder  eines 
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Minimallohns  für  die  g^eschätiigten  Arbeitskräfte,  wtjran  z.  B.  bei  der 
Heimarbeit  gedacht  wird,  hinwegsetzen  wollte,  —  und  erstgfmaimteß 
Verbot  mftcbtc  die  Voraussetzung  u.  Konsequenz  solchen  Minimallohns 
sein!  —  so  würde  ein  solches  Vorgehen  praktisch  kaum  Erfolg  ver- 
sprecheD.  Denn  die  DurchfQlurunff  wäre  zu  schwer,  die  Kontrolle  für 
alle  Beteiligten  zu  lästig  u.  doch  kaum  ausreichend  wirksam  zu  raachen. 
Aufklärunfr  n.  Booinfliissung  der  öfTontürhen  Meinung  zur  Parteinahme 
(bei  Heiniaiboit,  Gefangenenarbcitskünkuritiuz),  Hinwirken  auf  Sitte  u. 
gesellschaftliche  Auffassung  des  anständigem! assen  Zulässigen  {z,  B.  be- 
trofrs  (U  r  Konknrronz  doi-  höhoren  n.  Mittelstände,  bes.  der  Frauen,  auf 
dem  Arbeits-  u.  Absatzmarkte)  sind  auch  kaum  genügend  stui'ke  Abhilf> 
mittel.  Und  in  allen  Fällen,  namentlich  gegenüber  dem  Elend  der 
Heimarbeit,  droht  wieder  alles  zu  selH  itcrn  an  -  (I<  r  Be  \  ölkeninps- 
V  e  r  m  e  Ii  r  n  n  tj .  der  lokalen  Z  u  wanderuiirr  u.  Konzentration, 
z.  B.  weiblicber  Arbeitskritt'tt*  im  Gebiet  der  Iieimarbcit,  wodurch  der 
privatkapitalistischen  Ausbeutung  der  „Vorleger",  Händler  u.  Zwischen* 
mcister  immer  wieder  gern  u.  ;[reschickt  gesuchte  u.  benutzte  Gelegen- 
heit zur  Betätigung  gegeben  wii'd,  weil  stets  eine  „Ueberschuss- 
bevölkemng**  da  sein  wird»  z.  B.  von  solchen  Frauen,  die  schliesslich 
lieber  zu  Hunf?erlöhnen  arbeiten  u.  im  Notfall  durch  unsittlichen  Neben- 
erwerb (weibliche  Prostitution)  das  Einkommen  erhöhen,  als  —  direkt 
Hungers  sterben  oder  sofort  verkommen.  Ob  auch  durch  völlig  ver- 
änderte Wirtschafts-  u.  Arbeitsorganisation,  wie  in  den  Sozialist. 
Phantasien,  Abhilfe  erzielt  werden  könnte,  muas  billig  bezweifelt 
werden. 

b)  Frauen-,  auch  Jugendlicheu-  u.  Kindcrlohu  sind 
regelmüssig  erheblich  niedriger  als  liohn  erwachsener  Männer  auch 
bei  gleicher  oder  ähnlicher,  vergleichbarer  Arbeit. 

«)  Dies  findet  seine  Erkläninijf  vielfach,  vielleicht  selbst  meistens  in 
der  geringeren  Leistungsfähigkeit,  dem  kleineren  Wert  der  Arbeits- 
leistung, was  oft  vorliegen  wird,  sowie  in  den  goi  inneren  Bedürfnissen, 
soweit  sich  das  wirklich  so  verhält,  bei  Frauen  u.  Kindern.  Darin  liegt 
in  Betreff  des  ersten  Punkts  u.  teilweise  auch  des  zweiten  auch  me 
ßechtfertigimg  der  niedrigeren  Löhne,  ß)  Aber  es  spielt  bes.  bei  der 
Frauenarbeit  allgemein,  noch  mehr  bei  der  etwas  höheren  Art  derselben, 
doch  noch  Anderes  mit.  So  alte  iiadition,  geringere  Fäliif^keit  n. 
schwächerer  Wille  u.  noch  mehr  als  bei  Männern  fehlende  oder 
schwächere  Organisation  zur  Vertretung  der  Arbeiterinteressen,  femer 
eine  öfters  nach  geschichtlicher  u.  tatsächlicher  Gestaltung  zu  weit 
gehen« !r  T^  schränkung  des  Arbeitsgebiets  der  Frauen  zugunsten  einer 
Avi  Iii  iijiilichen  Arbeitsmonopols,  wodurch  dann  um  so  leichter  u. 
stiirk»  I  ein  Ueberangobot  von  weiblicher  Arbeit  entsteht.  Hier  t^ilt  es, 
das  Arbeitsgebiet  d-  r  Frauen  passend  auszudehnen  (o.  S.  IHl),  das  Recht, 
eventuell  u.  mehr  noch  die  vorurteilsvolie  Sitte  zu  ändern.  Das  ist  um 
so  mehr  geboten,  je  mehr  aus  andei«n  Ursachen,  auch  technischen  u. 
ökoiKiniisclien,  das  Gebiet  der  Frauenarbeit  innnlialli  der  Familie  sieb 
verengt,  N'.  rehelichun^saussichten  der  Frauen  ungünstiger  werden,  wie 
nauieutlieh  in  Kreisen  der  „gebildeten  Klassen",  wo  erhebliches  Ver- 
mögen fehlt.  Alles  wichtige  nicht  nur  ()konomische  u.  soziale,  sondern 
aucli  ethische  Forderungen.  Auch  die  mannigfach  vorkommende 
schlechtere  Bezahlung  ganz  oder  wesentüch  gleicher  Arbeitsleistung 
des  weiblichen  GeschtecEts,  z.B.  in  gewissen  Beamtenstellmigen  (Lehr- 
beruf l),  ist  durch  Hinweis  auf  „natflrlich  geringeren  Bedarf"  der  Frau  u. 


Dlgltized  by  Google 


—   314  — 

—  notwendig  zu  berücksichtigende  bessere  Heiratsgelegcnhdt  des  hOber 
bezahlten  Mannes  (Gehalte  im  Lohrstand)  nioistcns  (hjch  nicht  wohl  in 
dem  üblichen  Masse  zu  rechtfertigen  (s.  Alice  Saiomon,  Ursachen 
der  ungleichen  Entlohnung  der  Männer-  u.  Frauoiarbeit,  Berl.  Dies.  1906). 

c)  Männer-  u.  Familienvater-  u.  ganzer  Familienlohn. 
In  manchen  Arbeitfizweigen  liegt  die  Erwerbearbeit  in  einer  Gegend 
nur  dem  Manne  ob,  während  in  einer  anderen  die  Familie,  bes.  die 
Ehefrau  u.  die  Kinder  mit  erwerben,  teils  in  gleicher,  teils  in 
anderer  Beschaitigung,  z.  B.  in  Hausindustricllen-,  Heim-,  häuslicher 
Arbeit  bei  Fremden.  Hier  zeigt  sich  wohl,  dass  trotz  dieser  ver- 
mehrten Arbeitsleistung  der  von  der  gansen  Familie  verdiente  Lohn 
nicht  oder  wenigstens  nicht  wesenluch  u.  nicht  entsprechend  u. 
namentlich  nicht  dauernd  höher  als  andernfalls  der  Ehemannslohn 
allein  ist. 

Die  Erklärung  kann  mit  in  gewisser  lokaler  TlebervOlkerung 

u.  daraus  herv'orgehendem  Uebcrangebot  von  Arbeitskräften  liegen, 
welche  dur'-h  solche  Mitarbeit  der  Fainiho  begünstigt  werden  kann 
(frühere  iJhea,  mehr  Kinder),  zumal  in  dir  Geiierationenfolge  die  daher 
nicht  unbedenkliche  Wirkung  der  jzut  gemeinten  Einführung  von  Neben- 
beschiifticnmgen  in  (hm  genannten  Arbi  itsarten  für  die  Familienglieder, 
Würaus  auch  eine  Uebenastung  der  Arbeitskraft,  namentlich  der  Frau 
tt.  jüiic^eren  Kinder,  n.  ein  schädlicher  hygienischer  u.  sittlicher  Einfluss 
aut  das  Fainilicnh'hou  hervorgehen  kann,  anch  die  Entwicklung  von 
proletarischer  Hausindustrie  u.  Heimarbeit  ohne  angemessenen  volks- 
wirtschaftlichen Nutzen. 

d)  Fabrik-  (Manufaktur-)  u.  Hausindustrie-  u.  Heim- 
arbeitslolin.  Häufig  ist  auch  bei  gleicher,  selbst  bei  geringerer 
Arbeitsleistung  (bes.  mtch  Arbeitszeit  bemessen^  jener  in  der  gleichoa 
oder  verwandten  Bcschfifdgung  höher  als  dieser,  welcher  öfters, 
zumal  bei  scharfer  Konkurrenz  der  mit  liesserer  Technik  n.  zweck- 
mässigerer  Betriebsorganitiatioii  arbeitenden  Fabrik  (Weberei, 
MetallindüStrie)  jämmerlich  niedrig  ist,  selbst  das  als  notwendig 
geltende  Minimum  (§  65)  nicht  einmal  erreicht. 

u)  Auch  hier  wirken,  wie  hei  e,  Tendenzen  lokaler  üeber- 
vöikeruiig  in  der  Hausindustrie  ein:  ferner  Gewöhnung  an  proletarische 
Existenz,  Ergänzung  des  Lohns  durcn  andereren,  rechtuch  zulttssigen  u. 
imrechtmässigen  Neoenerwerb,  Almosenwesen,  aber  —  i))  meist  auch 
etwas  als  Lust-  n.  frprinfreres  Lastmoment  die  relativ  freiere 
Bewegung  u.  Freilieit  von  lürtlaufender  Arbeitskontrole,  daü  Zusammen- 
sein mit  der  Familie,  verglichen  mit  dem  Zwang  zu  pünktlicher  Line- 
haltuiiLT  fe.strr  Arbeitszeit,  mit  der  steten  Konti-iHe  in  der  Fabrik.  Da- 

fcgcn  wird  selbst  die  unvermeidliche,  aber  oft  persönÜch  und  für  die 
Impfindung  so  peinliche  u.  leicht,  durch  Abzfi^  vom  Lohn,  bzw.  Preis 
ökonomisch  schädigende  Kontrole  des  Arbeitsprodukts  bei  der  Ab- 
liofcrnnü:  an  den  „'^'orlefi'or"  hiiipfenommen  u.  lehnen  dif  Hanshidustriellen 
u.  Heimarbeiter  den  ihnen  gebotenen  Ueberfrang  zui-  i  abrikarbeit  mit 
besserer  Bezahlung  u.  kürzerer  Arbeits/rit  ahl   ..Oekouoniische  Rätsel" 

—  menschlich  ps\  ehologische  TJegreif  lichkeiteii,  aber  auch  wieder  Belege 
für  die  Komplikationen  wirtschaftlicher  Motivation. 
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Die  weitere  Behandlung  des  Lolmproblcnis»  aucli  betreffs  zeitlicher 
(historischer)  Lohnentwicklung,  Lohnausgleichung,  örtliche  wie  zeitliche, 
Lohntaxen  erfolgt  unten  in  dem  Abschnitt  J  in  §  (U  ff.,  wo  Ein- 
kommeuzweige  in  ihrer  gegenseitigen  Abhängigkeit  von  einander  unter- 
sucht werden. 

2.  Oer  mn  (Kapitalgewiiui).  (Theorie). 

1.  Ausser  der  S.  281  gen.  klass.  Lii|  bes.  KicardO|  Hermann 
(Abh.  8),  V.  Thflnen,  Mill,  Mftrshall,  Rodbertns,  Marx,  auch  Mit- 
hoff, Kni.  .;,  Knilil,  Wil  l::  <  1],  Wert,  Kapital,  Rente.  ISOa  u.  finanz-, 
theoret.  Untersuchungen  löDG,  Stoizmann,  soz.  Kategor.,  Abschn.  4, 
8.  2.  namentlich  von  Böhm-Bawerk,  Kapital  und  Kapitalzins,  2.  B. 
18.^4,  1889,  I.B  (auch  2.  A.  19(X)),  literar-  u.  doraiengeschichtlich  sehr 
reich  (s.  daselbst  weitere  Lit ).  2.  B.  positive  xheorie  des  Kapitals. 
(Versuch  einer  priuzijpielien  Erklärung  des  Zinzes  als  einer  rein- 
ökonomischen  Kategone).  Ders.  Artikel  Zins,  H.  W.  B.  St.  VII,  eb.  Lit. 
S.9.':>.  Ucber  B(ihm  meine  Grundleg.  IL  S.  290  flF.  S.  auch  Hainisch, 
Entstehung  des  Ka^italzinses,  in  Fest^ben  f.  A.  Wagner,  1905.  3.  Für 
die  rechtliche  Seite  der  Frage  des  JPrivatkapitals,  dessen  prinzipielle 
und  praktische  Berechtigung  gegenüber  den  Angriffen  des  Sozialismus, 
hos  Marx,  Rodbertus,  üoerhaupt  ff5r  die  bezflgliche  Auseinander- 
setzung mit  dem  Sozialismus  s.  meine  Grundlegung,  3,  Aufl.,  U.  Buchd, 
Kap.  1,  weitere  Ut.  §132-134»  be.s.  Antikritik  von  Marx  u.  Rodbertas, 
femer  r  Wenkstern,  Marx.  4.  Ueber  den  neueren  Zinsfiiss:  Kahn, 
Geschichte  des  Zinsfusses  in  Deutschland  seit  Stuttgart  1884. 

5.  Ueber  Zinsgesetze:  Knies,  Kredit  I,  Abschn.  7,  von  fiohm- 
Bawerk,  1.  Aoschn.  2—5.  A  Wagner,  Abhdl.  Kredit  im  Schön- 
bergschen  Handb.  I,  4.  A.  S.  446  0".  Daselbst  weitere  Lit.  Iso]ioscul- 
Grecul,  Wm  hcrBtrafrecht,  I.  1906.  Deutsche  Ges.  v.  14.  Nov.  1867, 
24.  Mai  1880,  19.  Juni  1898.  Weiteres  in  der  praktischen  Nat-Oek.  u  in 
den  Spezialschriften  u.  -Vorlesungen. 

§  60.  —  I.  Allgemeines.  A.  Terminolog-isches.  B.  BcBtand- 
teile  des  Kapitalziuset».  C  Weiteres  über  die  Ivibikoprämie.  Frage 
der  (prinzipiellen)  Erklfinmg,  Begründung  u.  Reehtfertigung  des 
Kap  i  t^il  g  e  w  i  n  ns . 

Zu  A.  1.  Ist  der  Kapitalgewinn  auch  eine  rein-ökonomische 
oder  nur  eine  historisch-rechtliche  Kategorie?  Kr  ist,  wie  das 
Kapital  selbst,  auch  ersteres.  Dauach  lässt  sich  auch  eine  rein-öko* 
nomische  Begriflfobestimmnng  geben.  Darflber  u.  n.  D.  —  2.  Kapital- 
gewinn als  nistorisch-reohtliche  Kategorie  in  der  privatwirtsch. 
Orj^anisation  u.  in  unserer  wirtscbaftl.  Rechtsordnung  mit  Privat- 
eigentum an  sachlichen  Produktionsmitteln,  daher  auch  an  Kapital 
(Privatkapital,  S.  30)  ist,  im  Zusammenhang  des  Kapitals  mit  dem 
Produktionsprozess  betrachtet,  der  Anteil  des  Bjipitalisten  als 
solchen,  d.  h.  lediglich  als  Besitzers  (Eigentümers)  des  Kapitals 
als  Heines  Privatkapitals,  am  volkswirtschaftlicben  Reinertr.tir  der 
Produktion.  Diesen  Auteil  erhält  der  Kapitalist  als  sein  Einkommen 
kraft  seines  Eigentumsrechts  am  Kapital  für  die  wirkliche  oder 
mögliche  MitwiHLung  dieses  Kapitals  an  der  Gewinnung  des  Werts 
der  neuen  Güter  in  der  Produktion  u.  damit  an  der  Gewinnung 
jenes  Reinertrags  selbst,  indem  er  sonst  leidende  Bedinj^unt^en  für 
diese  Gewinnung  der  Güter  u.  des  Keinertrags  erfüllt,    a)  In  dieser 
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MitwiiK^ug  »es  Kapitals  im  Produktionsprozcs«,  als  der  Grundlage 
der  Gewramnig  von  Reinertrag  Oberhaupt,  oder  der  Yergrösseran^ 

di^s  Ertrags,  liegt  die  Erklfirong,  aber  auch  die  genügende  Recht- 
ferti^nnL'"   <1('S    Kapital;:t'winns    ril*^    historisdi-reclitliclie  KateL»''^rM». 

Auch  die  bio8  mögliche  Mitwirkung  ist  dabei  mit  zu  beiück- 
Bichti^en^  um  Kapitalgewinn  (Zins)  auch  ausserhalb  der  Funktion 
des  Kajpitals  im  Produktionsprozess  xu  erklären  u.  zu  rechtfert%eii 
(Zins  tür  Konsurativkreditgewährung).  c)  Der  Kapitalgewinn  ist 
an  sich  liier  stets  ein  Anteil  am  Produktimisreincrtrag.  wie  der 
Lohn  (6.  293),  besteht  insofern  zunächst  in  Produkt  selbst,  wenn 
er  auch  in  den  verschiedenen  Formen  des  Kreditverkebrs  in  der 
Geld-  u.  Kreditwirtsehaft  in  Geldform  ^u  erscheinen  pflegt, 
d)  Wie  der  Lohn  zunächst  regelmässig,  wird  auch  der  Dritten, 
Glftubif^ern,  zufallende  Ziris  unter  Umständen  und  bei  einer  den 
oder  die  Zinszaiilungstermine,  wie  häufig,  an  Länge  überseiireitendeii 
PlroduktioDS*  u.  Absatzdaner  notwendig,  ebenlUIs  vom  Unternehmer 
ans  dessen  Kapital  vorgeschossen,  in  der  Voraussetzung  des  Rück- 
ersatzes  aus  dem  Ertrage,  bzw.  dem  Erl  i  <  1  ifiir.  Tn  diesem  Fall  muss 
daher  das  Kapital  des  Unternehmers  liierthr  einen  ,, Kapitalzinsfonds*' 
für  die  betreöenden  Zinszahlungen  an  Leihkapitalisteu  mit  enthalten, 
ein  SeitenstQck  des  „Lohnfonds*'.  Das  daraber  oben  Gesagte 
(S.  142)  ist  analog  auf  diesen  Kapitalfonds  anzuwenden. 

3.    Formelle    Terminologie.      a)    Unterseheidung  von 
a)   selbst   erworbenem   („ursprün::IielM' m  •/  Kapital^ewinr». 
wenn  der  Kapitalist  sein  u.  eventuell  uucli  eiitlelmtes  Kapital  selbst 
in  der  ünteraehmung  beschäftigt  und  so  den  Gewinn  darauf  selbst 
(ökononiis(li)    verdient,    u.    b)    ausbedungener  Kapitalgewinn 
(„reiner*-  Zins),  weim  zwischen  dem  Kapital  hergebenden  Kapita- 
listen als  Fortleiber,  Gläubiger  nnil  dem   heschäftigenden  Unfer- 
neimier  als  Entleiher,  Schuldner  uie  Hohe  des  Kapitalgcwinns  in, 
eventuell  weitere  Funkte  betrefllB  Benutzung,  Rückgabe  des  Kapitals) 
festgesetzt  wird,  a)  entweder  wieder  rein  vertragsm  ä  s s i ,  im  freien 
Vcrkeln-,  dann  als(Vertrags-) Preis  der  Kapitnlnntzung  oder  jC:^)au  tori - 
tativ,  dann  als  Gewinn-  (Zins-)  Taxe  wenigbtens  als  Maximum).  In 
der  populären  u.  jiraktischen  Terminologie  wird  meist  wie  im  Falle  a 
von  „Kapitnlgewinn im  Falle  b  von  „Zins"  gesprochen.   Doch  ISest 
sich  die  Benutzung  beiderAusdrfu  ke  im  identischen  Sinn  rechtfertigen. 
Zu  b;  Der  ausliednngene  K.-(J.  oder  Zins  pfleirt  Leihzins,  aucli  Zins 
schlechtweg  i.  e.  8.,  auch  .Jntcnsse-*  hei  Verltfilmng  umlaufender, 
beweglicher,  iusbcs.  Kapitals  in  fungilileu  Gütern,  speziell  in  Geld- 
forro,  unter  Verpflichtung  der  Bflek^be  desselben  Genus  genannt  ssn 
weiden;  Leihgebühr,  J^eihgeld  bei  Verleihung  beweglicher  nicht 
fungibler  Saclieu  zur  Benutzung,  unter  VerpHichtn U'j^  zur  Rückgabe 
derselben  »Spezies;  Mietzius  bei  Verleihung  stehenden,  insbes.  in 
Gebäuden  bestehenden  Kapitals,  Tachtzins  bei  Verleihung  von  Grund- 
Stücken,  auf  welchen,  bmr.  aus  welchen  erst  durch  Anwendung 
von  Arbeit  u.  anderem  Kapital  der  Ertrag  u.  dai  in  der  Zins  gewonnen 
werden  muss,  wobei  zu  diesen  Grundstücken  als  Zubehör  zum  Wirt> 
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können.  Bei  Ldhgeldf  Mietsins  u.  im  letzten  Fall,  unter  Umstfinden 
auch  sonst  (bei  gewissen  Meliorationen  und  selbst  natürlichen 

BodenoiixensehaftciO  b<^i  O  rund  stücken  kann  der  Zins  auch  eine  Ab- 
nutzungsquote mit  entiialtcu  („roher''  Zins),  c)  Zinsfuss  ist  das 
Verhältniss  zwischen  dem  Kapitalgewinn  fZins)  u.  dem  Kapital 
selbst,  wenn  beide  auf  denselben  Wert  (Geld)  sorttckgeftihrt  weraen, 
wo  dann  der  Zinsfiiss  zur  Messung  der  Höbe  des  Zinses  dient.  Er 
wurde  früher  It'ncli  in  der  Form  eines  gewöhnlichen  Bruchs  (Vio> 
VjQ  usw.)  ausgedrückt;  die  heute  allgemein  übhche  Bezeichnung  in 
IVozenten  hat  sich  in  den  letzten  Jahrhunderten  fest  eingebürgert. 

Landesüblicher  Leihzins  ist  derjenige,  welcher  in  einer  Zeit  u. 
einem  Gebiet  bei  durchschnittlicher  guter  Sicherheit  der  Kapital- 
anlage u.  mit  dem  gewöhnlichen  Mass  der  Bemühung  dabei  erzielt 


4.  Yerbindungen  von  Kapitalgewinn  mit  anderem  Einkommen 
zu  einer  Einheit  kommen  mannigfach  vor  (s.  o.  S.  283).  a)  So 
ist  namentlich  in  allen  Betrieben  (Unternehmungen)  der  selbst - 
erworbene  Kapitalgcwiim  mit  dem  Unternehmergewinn  ver- 
bunden zur  Einheit  des  sogen.  „Protits"  („roher"  Zins  in  diesem 
Sinne)  in  so  enger  Weise,  dass  die  Trennung  beider  nur  auf  einer 
Abstraktion  n.  einer  daran  sich  anschliessenden  gedaukenroäsaigen 
Operation  mit  zwei  fiktiven  Grössen  beruht.  Das  praktisch  vor- 
kommende Vorg-ehen,  dns  auch  in  der  Theorie  öfters  befolgt  wird 
(v.  Böhm),  im  Profit  den  dem  landesüblichen  Zinsfuss  entsprechenden 
Teü  auszuscheiden  und  als  Kapitalgewinn,  den  ganzen  Best  als 
Unternehmergewinn  anzusehen,  ist  willkürlich  n.  unrichtig.  Auch  in 
<lrr  Theorie  wird  wold  diese  Einheit  festgehalten  u.  statt  der  Doppel- 
lelu-e  von  Kapitfi]  n  von  Unternehraer^ewinn  (kontinentale,  bes. 
deutsche  Behandiuugbwcitje)  eine  einheitliche  Lehre  vom 
Profit  gegeben  (brit.  Nat.ök.;.  Indessen  empfiehlt  sieh  dooh  das 
erste  Vorgehen  als  das  gedankenmässig  schärfere.  Nur  muss  dabei 
die  praktische  Vereinigung  der  beiden  Gewinn-  u.  Einkommcnarten 
stets  im  Sinn  behalten  u.  in  beiden  Einzellehren  daraut  mit  Kück- 
sicht  genommen  werden  (§  62).  Mit  dem  Unternehmergewinn  teilt 
der  selbsterworbene  Eapitalgewinn  u.  der  ganze  Profit  besonders 
die  wichtige  Eigentümlichkeit,  im  Wesentlicuen  nicht  ausbedungen 
werden  zu  köniicii  (o.S.289  bei  E),  sondern  sieh  erst  als  U eberschuss 
über  alle  Kosleu  (vnlks-  und  au  lcrc  ei nzei wirtschaftliche,  auch 
Löhne,  Dritten  scimldige  ausbeduugcue  Leih-,  Miet-,  Pachtzinsen) 
zu  ergeben,  b)  Auch  mit  Arbeitslohn,  fiir  die  eigentlich  aus- 
führende Arbeit,  ist,  bes.  in  Kleinbetrieben,  der  Kapitalgewinn  oft 
zu  einer  Einheit  verbunden.  Das  ist  wiederum  in  beideii  Lehren 
zu  ;terücksichtio;en.  c)  Ferner  besteht  vielfach  eine  solche  Ver- 
bindung zu  einer  Eiidieit  zwischen  dem  Proht,  dem  davon  getrennt 
gedachten  Eapitalgewinn,  dem  selbsterworbenen,  wie  dem  aus- 
bedungenen  u.  speziell  dessen  einzelner  Art,  namentlich  dem  Miet- 
n,  dem  Pachtzins^  u.  der  (Differential-)  Kente  überhaupt  (auch 
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in  induBtrielien  Betrieben,  §  53,  S.  254)  und  der  Grundrente 
insbesondere  (§  54,  S.  261).  Anch  dies  ist  hier  in  der  Lehre  vom 
Kapitalgewinn  sn  beaciiten,  doch  gestattet  die  Eigenart  d«r  Diffs- 
rential-  u.  auch  grade  der  Bodenrente  leichter,  diese  Einkoramen ;irt 
nach  ihrem  Auftreten  in  der  Wirklichkeit  aus  ihrer  Verbindung 
mit  Kapitalgewinn  u.  Profit  loszulösen  u.  sie  auch  in  der  Theorie 
nach  ihrer  allerdings  eben&Us  nur  auf  gedankenmXisiger  Abetimktioii 
bemhenden  reinen  Erscheinungsform  selbstlCndi^  fwr  sich  in  ver^ 
folgen  (§  63). 

B.  Bestandteile  des  Kapitalgewinns  (ancb  des  attsbedtingeueii) 
u.  des  Profits.    Es  sind  zwei:  1.  die  liisiko-  oder  Gefahr- 

Erämie  (Assekurrans',  Sidierheits-,  mitunter  nodi  nnterschiedene, 
ier  alle  im  gleichen  Sinn  genommene  Ausdrücke) :  die  Entschädigung*, 
welclic  der  Kapitalgewinn  bei  der  eig-enen  Benutzung  wie  bei  der 
Verleihung  des  Kapitals  zur  Deckung  fiir  vorkommende  Verluste 
(Einbussen)  —  au  dem  zweiten  Bestandteil  u.  am  Kapitalwert 
selbst  —  enthült;  2.  der  eigentliche  Kapitalgewinn,  daswiikliche 
(Dauer-)  Einkommen  fiir  den  Kapitalisten  als  solchen,  der  Anteil 
am  volkswirtschaftlichen  Prodnktions-Reiiu^rtmjr  von  welchem  das 
oben  (bei  A)  in  der  Begriffsbestimmung  darüber  Gesagte  gilt.  Mit 
diesem  eigentlichen  Kapitalgewinn  haben  wir  es  in  der  Folge  allein 
hier  zu  tun,  auch  in  der  Frage  der  prinzipiellen  Erklärung  und 
Bechtfertigung.  Die  Frage  der  Risikoprfimie  im  Eapitalgewinn 
wird  an  dieser  Stelle  «cbon  erledigt. 

C.  Näheres  über  die  Risikoprämie.  1.  Diese  Prämie 
kommt  als  Bestandteil  beim  selbsterworbenen  u.  beim  ausbedungenen 
Kapitalgewinn,  bei  der  eigenen  Benutzung  wie  bei  der  Verleihung 
von  Kapital  vor.  Sie  bildet  aber  als  solcner  Bestandteil  dauernd 
kein  eigentliches  Einkommen,  sondern  wirf!  hier  durchschnittlich 
eben  durch  Verluste  aufgezehrt.  Aber  bis  solche  eingetreten, 
hat  sie  doch  den  Charakter  von  Einkommen.  Das  spekulative 
Streben  geht  daher  auch  darauf  hinaus,  die  Geschäfte  so  zu  führen, 
dasB  die  Risikoprämie  möglichst  wirklich  Einkommen  bleibt  u.  dann 
eben  reelle  Zinserhöhung  darstellt,  a)  Die  Einflüsse,  welche  das  Ent- 
stehen der  Ris.pr.  u.  ihre  Höhe  bedingen,  sind  in  beiden  Fällen 
er)  das  Mass  der  Sicherheit  des  gerammten  dnrehschnittlichen  all- 
gemeinen Rechtszustands  in  der  Volkswirtschaft,  sowohl  nach  der 
wirklichen  Sachlage,  als  auch  der  darüber  bestehenden  Anschauung, 
dieser  bes.  in  der  öffentlichen  Meinunf^  u.  im  konkretem  Fall  beim 
Kreditgeber,  insofern  spielt  auch  hier  ein  speziell  jpsYchologisches 
Moment  wieder  mit,  ß)  das  Mass  der  Sicherheit  spenell  der  Kapitri- 
anläge,  wiederum  nach  dem  wirklichen  u.  nach  dem  in  der  Meinung^ 
bestehenden  Zustande.  Soweit  es  sich  hier  um  ausbedungenen, 
speziell  um  Leihzins  und  somit  um  Kreditverkehr  (§  77)  handelt, 
macheu  sicli  wieder  psychische  Vertrauensmomente  aller  Art  hier 

feltend.  b)  Spesnell  beim  ausbedungenen  Zins  treten  noch  folgende 
linflüsse  besonders  hervor:  a)  Das  Mass  der  wirklichen  u.  glanbens- 
mässig,  namentlich  beim  Kreditgeber,  angenommenen  Vertrauens- 
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Würdigkeit  des  Entleihers  (Schuldners),  hinsichtlich  seines  Wollens, 
Könneus  und  Müsseos  in  Bezug  auf  die  Erfüllung  seiner  über- 
nommenen Verbfndliclikeiteii  dem  Fortleilier  (Gläubiger),  gegenüber; 
über  das,  was  hier  dann  einzeln  in  Betraclit  kommt,  Weiteres 
unten  beim  Kredit  f§  77);  ß)  die  Beschaffenheit  aller  derjenigen 
Rechtsnormen  und  licchtseinrichtungen,  welclie  das  fehlende  oder 
.  uiizulängliche  W^ollen  u.  innerhalb  gewisser  Grenzen  —  Können 
dm  Enttciheis  dttreh  ein  eventuelles  Sollen  u.  Müssen  ergttnzen 
oder  ersetzen. 

Daher  kommt  hier  in  Betracht:  das  ganze  formelle  u.  materielle 
Obligationen-,  Forderun^-|  Schuld-,  Pfandrecht,  das  dazu  gehörige 
Prosess-,  Konkurs-,  Ezekutionsrecht  u.  -VerfiBbren,  der  Mohe-,  Zeit-, 

Kostenaiifvv  and  dos  Fortleihers  bei  der  Verfol^ng  srin<  i  Rr  -hte,  die 
etwaige  Gefalir,  persönUch  Schaden  u.  an  semem  £igentum|  seinen 
Forderungen  Verluste  zu  erleiden, 

i\läiigel  dieses  liechtä,  zu  grosse  Milde  gegen  den  Schuldner 
haben  die  Tendenz,  die  lUsikoprlCmie  überhaupt  ssn  steigern,  sind 
daher  einzel-  (privat  )  und  volkswirlsehiifdich  bedenklich,  y)  Aach 

Zinsgesetze  (Verbote,  Bescliränkiingen,  zivil-  ii,  (strafrechtliche  nach- 
teilige Folgen  für  den  Fortleilier  (§  61  bei  D)  können  einen  solclien 
Kiniiuss  ausüben  und  sind  insofern,  nicht  etwas,  was  unbedin^L 
^gen  Bolehe  Gesetze  ein  Verdikt  begründet,  aber  wohl  etwas,  was 
in  der  Frage  nach  der  Zweckmässigkeit  und  erwarteten  W^'^'^'^ff 
solcher  Gesetze,  sowie  bei  ihrer  Einrichtung  mit  zu  berücksichtigen  ist. 

2.  Diese  Einflüsse  wirken  betreffs  der  eigenen  Benutzung  des 
Kapitals  auf  die  Neigung  dazu,  das  Bereithalten  n.  Zurückhalten, 
im  Kreditverkehr  auf  Angebot  u,  Nachfrage  des  Kapitals  ein  u. 
dadurch  auf  das  £nt-  u.  Besteben  u.  die  aöhe  der  Kisikopribnie, 
a^  beim  ausbednngenen  Zins  unmittelbar,  b)  beim  selbsterworbenen 
Kapitalgewinn  reagieren  sie  auf  Kosten  u.  Preis  der  mit  dvm 
Kapital  gewonnenen  l'roduktc,  suchen  sich  darin  durchzusetzen  u. 
setzen  sich  auch  unter  den  früher  in  der  Kosten-  u.  Preislehre  auf- 
gestellten Voraussetzungen,  dass  das  Angebot  der  betreffenden 
Produkte  die  Nachfrage  danach  dauernd  decken  soll  u.  muss,  auf 
die  Dauer  durch  (§62  bei  If,  B).  Dabei  tritt  die  Risikoprämie  aber 
in  den  Prozess  der  Bildung  von  Profit  u.  st'lbstcrworbenem  Kapital- 
gewinn ein,  auch  sie  ergibt  sich  wie  der  eigentliche  Kapitalgowinn, 
d.  h.  endgiltig  erst  aus  dem  Ueberschuss  über  die  sonstigen  volks- 
n.  einzelwirtMhaftlichen  Kosten  der  Produktion,  —  gleich  dem  Unter- 
nehmergewinn f§  62).  Dieselben  IMomente,  welche  die  dauernde 
Notwendigkeit  bedingen,  dass  eine  Unternehmung  wenigstens  einen 
gewissen  eigentlichen  Kapitalgewinn  u.  ünternehmergewinn,  einen 
gewissen  Minimalprofit  dauernd  abwerfen  muss,  wenn  die  Produktion 
ein  die  Nachfrage  deckendes  Angebot  liefern  soll,  wirken  unter 
dieser  Voraussetzung  auch  auf  die  Deckung  der  Risikoprämie  durch 
die  Absatzpreise  hin.  3.  Als  Gegenwirkungen  gegen  die 
Risikopriimie,  als  dauernden  Bcstandteu  des  Kapitaigewiuus  (Zinses), 
g«gon  eine  hohe  PrKmio  kommt  in  Betracht  a)  bei  der  eigenen 

A.  VftgBsr,  Ktt-Skon.  araiidrii%  4«  Aaft.  21 
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Kapitülbenutzung  alles,  was  die  Verluste  herbeifühi*enden  Ki  oipiisse 
beseitigt,  seltener  macht  oder  ihre  nachteiligen  Wirkungen  ver- 
ringert. 

Dalior  \orsc]iiei^oinerlei  Präventiv-  u.  Repressivtütigkeit,  u)  Im-s. 
technische  lortsciuitte  in  der  Verhütung  von  solchen  Ereignissen  u.  in 
der  Beschränkung  ihrer  wertzerstörenden  Wirkung,  im  Bau-,  Mascliineu- 
wesen,  in  der  Benutzung  von  Wasser,  Feuer,  in  den  technisehen 
Verfahrungsarton  n.  d^'l.  m  \  ferner  ß)  gesetzliche  u.  administrative, 
polizeiliche  (bau-,  leuer-,  wasser-,  betriebs-,  sanitätspolizeiliche^  Mass- 
regeln zu  ODigem  Zweck.  Soweit  hei  der  Feststelhuig  der  Höhe  des 
ausbedungenon  Zinses,  dab<^r  nnmentlii  Ii  im  Kreditverkeiir.  die  spo'/ielle 
Gefahr,  w  eiche  die  Verwendung  des  Kapitals  Seitens  des  Entleihers  mit 
sich  bringt,  auch  mit  berücksichtifft  wird,  macht  sich  der  Einfluss 
solcher  Prävention  u.  Repression  sudl  in  diesem  Zinse  mit  geltend. 

b)  "-^it  'ziell  beim  ausbediinjjenen,  namentlich  beim  Leihzins, 
aber  doch  auch  bei  Miet-  u.  l^aclitzins,  wirkt  auf  Ermässigung  der 
Versich.prämie  alles,  was  das  Wollen,  Können  u.  Müssen  in  der 
ErlFftUung  von  Verpflichtungen  aus  dem  Kreditverkehr  gttnstiger 
gestaltet. 

Daher  ff)  str^ngf^rps  Pflifht-  u  Roclitsgefühl,  reellere  u.  sohdere 
Geschäftsführung,  ^)  liüherur  Wohistaud,  grössere  Liquidität  der  Ver- 
mögens-, der  Ka})italanlagen,  y)  bessere  Gestaltung  des  materiellen  u. 
fot  iiK  II.  II  !^  (  lits,  welches  hier  mitspielt»  bessere,  rasdbere,  sicheserct 
wohiteilere  Justiz. 

4.  Verschiedenheiten  des  Kapitalgewinns  n.  speziell  des 
Leihzin.ses  untir  diesen  Einflüssen  treten  zahlreich  deutlich  hervor. 

So  a)  im  früher  (Mittelalti  i  )  all^emi  in  hrilienMi  Zinse  gegen  heute, 
höheren  des  Orients  gegen  niedrigeren  des  Uccident,  höheren  in  Ost- 

fegen  niedrigeren  in  Mittel«  u.  Westeuropa,  in  niedrigerem  in  Europa 
islirr  noch  immer  raeist  gegen  Amerika,  jetzt  noch  gegm  Mittel-  u- 
Süd-  u.  Teile  von  Nordamerika,  b)  f^nipr  h/ilit  rc  Zinsen  in  unruhigen 
Zeiten  (Krieg,  Revolution)  gegen  uitidrigtrc  in  ruhii^n.  c)  Speziell  heiert 
für  die  vt  rsciiiedene  Hübe  th  r  Versich.prämie  gute  Belege  u.  Beispiele  der 
verschieden'»  Stand  dt-r  Leihzinsen  (u.  Effektenknr>:r)  von  OliUgationen 
verschiedener  Staaten,  Gemeinden  von  grösserer  u^ermgerer  tinanzieiler, 
politischer  Sicherheit,  d)  Ein  bes.  illustratives  Beispiel  ist  der  höhere 
Zin^  von  .\ktien  u.  der  niedrigere  (Prioritäts-)  Obhgationenzins  desselben 
Unternehmens,  der  verschiedene  Zins  von  ersten,  zweiten,  dritten  Hypo- 
theken, von  Wechseln  verschiedener  Güte  nach  den  Ausstellern  u.  sonst 
darauf  Verpflichteten,  von  Aktien  von  Unternehmungen  mehr  oder 
wenigor  sjteculativen  Charakters  (z.  B.  £ffektenbanken  einer-  u,  Noten-, 
auch  Hypothekenbanken  anderseits). 

5.  Trennung  von  Risikoprfimie  n.  eigentlichem  Kapitalgewinn 
(Zins)  u,  ziff(?rnmässige  Berechnung  der  ersteren  im  Veraicherungs- 
gescliäft  in  der  Fonn  der  ..ansbedungenen"  Prämie,  a)  Eine 
solche  Ti-ennmii;-  lieruht  zunächst  immer  auf  einer  Vennutuiig  n. 
lässt  sicii  iuj  üinzcincu  Falle  nicht  genau,  sondern  nur  hchatzungs- 
weise  vornehmen.  Nur  auf  die  Dauer  resultiert  eben  die  H&e 
dieser  Prämie  aus  längeren  Durchschnittsergebnissen,  wobei  Verluste 
mit  herücksiclitl;.;t  werden,  b)  Die  Höhe  der  Kisikoprämie  im  Zinse 
hängt  aucli  wieder  von  psychologischen  Momenten,  von  Beschatien- 
heii  u.  Stimmungen  der  wirtschalUichen  „Yolksbeelc"  mit  ab. 
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So  wird  vom  ganzen  Volkscharakter,  einem  mehr  za^fhaften,  in 
erster  Linie  auf  jjSicherheit  dei*  Kapitalanlage^^  sehenden  u.  einem  mehr 
wageniutigai,  spieUlebendeii  das  relative  GrOssenveihältniss  von  ,,mehr 

sicherem"  u.  „weniger  sicherem"  Zinse  u.  von  Kapitalwert  der  bezüg- 
lichen Anlagen  mit  beeinflusst.  Danach  ist  z.  B.  der  relative  Zinsfuss  u. 
Wertpapierkurs  von  „sicheren**  Anlagen  (Staatsfonds,  gute  Hypothekent 
rfan(ll)riefo,  Prioritätsobligatinnon)  u.  unsicherfni,  ,.sp"kulativen"  (Aktien, 
andere  Spekulationspapiere,  „exotische"  Fonds)  verschieden.  Bei 
vorsichtigerem  Volkscharakter  stehen  die  ySicberen"  Papiere,  auch  weil 
nach  ihnen  mehr  Nachfra;re.  liölier,  die  Zinsen  davon  niedriger,  auch 
im  Verhältnis  zu  den  Aktienkursen  u.  demjenigen  ZinsTus55e.  zu 
welchem  die  Dividende  auf  den  Paristand  kapitalisiert  wird,  als  bei 
mehr  wagendem  Volkscharakter. 

c)Im  VersicherunjJTSgeschäft  der  sog.  Schaden-  u.  Elementar- 
Versicherung  (Feuer-,  Transport-,  Hagel-,  Vieh-  u.  dgl.  m„  §  81) 
wird  gerade  die  Hisikoprümie  im  Kapitalgewinii  der  betretenden 
Unternehmungen,  welche  solchen  Gefahren  ausgesetzt  sind,  zu  einer 
aus  bedungenen  von  ziffernmässiger  Bestimmtheit  (so  cndgiltig 
l)ei  dor  sogen.  Krwerbsversicli.  mit  ,,fosfer"  IV;iinl(\  ii.ieli  Abrechnung 
tilu  r  das  Geschaftscrgebnis  in  der  (Tegcnst'iri^kiitKvcisichcrung  mit 
sogen,  „wechselnder''  Priimie).  Aber  nur  bei  strenger  Befolgung 
der  Versicho'nngsgrundBätze,  bei  Kegetnne  der  Pricmien  wirklich 
,.nach  dein  Kisiko**,  bei  Xormierung  der  T'i  iiuic  ntarife  nach 
sii'liertMi  Beobachtungen  aus  der  Erfalirunp:  über  die.  wirkliclit^  liölio 
der  I)urchschnitt55verlu8te  (Schäden),  u  bei  genauer  Bemessung  der 
Prämie  nach  diesen  Verlusten  kann  freilich  auch  hier  von  genauer 
Biehtigkeit  der  siffernmfissigen  Bestimmtheit  der  fiiaikoprfimien  ge- 
sprochen werden.  Für  den  Versicherungsnehmer  stellt  dann  die 
gezahlte  Prnniio  dioiciiii2:o  TJIsikoprämic  dar,  wolclic  er  auf  seinen 
^aii/.en  Iva])ital<ie\viiin  au/.urechnen  hat,  um  daraus  den  eigentlichen 
Ivap.gewinu  auszuscheiden.  Dabei  erscheint  diese  Prämie  deutlich 
als  KoBtenbestandteil  seines  Geschäfts  u.  Terliert  damit  völlig 
den  Charakter  eines  Einkommens  für  ihn. 

D.  Erklärung,  Begründung  u.  1?  ochtfertip:ung  des 
K  api  tal^ic  wi  uns  (Zinses).  1.  Es  haudeU  sich  ln<'r  um  den 
selbster worbeneii  (ursprünglichen)  Kapitalgewiiai  u.  zwar 
um  den  zweiten  Bestandteil,  den  eigentlichen  Zins,  darin. 

a)  Damit  wird  die  Frage  implizite  für  den  ausbeduiif^cnen,  speziell 
don  Leihzins  auch  schon  mit  lunfasst.  Sie  lii'gt  aber  liier  noch  etwas 
apart,  indem  auch  noch  andere  Gesitiitspunkte  bei  ihm  mitspielen 
(giil  bei  l't.  ( leschichtlieh  ist  fferade  diese  zweite  Frage,  ol)  es  n.  wie 
weit  <>s  sieh  1  >•(  htfertim  n  lasse,  Leihzins,  insbes.  Zins  für  Gelddarlehen 
zu  nehmen,  u.  wie  das  zu  begründen  sei,  die  ältere  u.  die  in  Theorie  u. 
Praxis,  in  Sitte,  Ethik  u.  Recht  viel  umstrittene,  b)  Aber  die  erste 
Frage  liinsichtlich  des  selbst  erworbenen  Kapitiil<re\viims  im  eicrcaen 
Geschält,  ist  doch  die  allgemeinere,  wichtigere,  im  Grunde  die  primäre, 
Sie  ist  indessen  erst  in  der  neueren  wissenschaftlichen  Nat.ökonomie 
überhaupt  gestellt  u.  näher  erörtert  worden.  Sie  l;ü;it  auf  die  oben  an 
die  Spitze  gestellte  Frage  hinaus  (bei  A,  1,  S.  815),  oh  der  Kapital- 
gewinn als  solcher  eine  rein- ökonomische  oder  stets  nur  eine  historisch- 
rechtliche  Kategorie  sei,  welche  mit  dem  Prinzip  des  Privateigentums 
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an  sachlichen  Produktionsniittoln  stehe  u.  falle.  S.  das  Dogmen« 
geschichtliche  bei  v.  Böhm-Bawerk,  dem  Haui)tkritiker  u.  be- 
deutendsten Autor  Ober  die  ganze  Fra^e  gerade  nach  ihrer  pdrinzipieUeii 
Seite,  auch  für  die  positive  Theorie,  in  seinem  o.  S.  315  gen.  grossen 
Werke  (nebst  mehreren  sich  anscliiiessenden  Arbeiten),  in  Kürze  im 
Art.  Zins  im  H.  W.  B.  St.  Er  sacht  die  yerschiedenen  Theorien  zur 
Erklärung  u.  Begnlndung  dos  Zinsprohlems  auf  ihren  leitenden  Gedankm 
zurückzuführen  u.  unterscheidet  dabei  6  Haupttheorien,  einzelne  mit 
Varianten.  Es  sind,  z.  T.  hier  etwas  abweichend  von  v.  B.  B.  gefasst, 
folgende:  1.  Produ kti vitätsth.,  wo  der  Zins  mit  der  Wirkung  des 
Kapitals,  derer  entspringt,  auf  die  Produktivit-it  d  h.  die  wertschaffende 
Kraft  der  Arbeit  begründet  wird,  indem  das  Kapital  produktive  Arbeit 
Oberhaupt  erst  möglich  macht  oder  ihre  rroduKtivität  sttifrert; 
2.  Nutzun^sth..  mit  der  BegiTinduiig  des  Zinses  auf  die  iiroduktive 
Wirkung  speziell  der  Nutzung  des  Kapitals,  von  dessen  ÖuDstanz  ab- 
gesehen, dann  mit  ahnfieher  BeweisfOhrung  wie  beiNo.l;3.Ab8tineDzth. 
niit  der  Begründung  des  Zinses  als  Entgelt  für  die  Opfer,  welche  die 
Bildung  n.  Verwenaiing^  des  Kapitals  im  Prodnktionsproj'.ess  erfordert, 
indem  sie  Enthaltung  vom  unmittelbaren  Genuss  drs  Werts  der  Kapital- 
giitt  r  erhascht;  4.  Arbeitsth.  (zugleich  eine  niodifizierte  Produktivitäts- 
theorie, s.  0.  in  §  S.  i:M  über  Ejitstehung  des  Kapitals).  Begnindung 
mit  dem  auch  volkswirtachaftlieheu  u.  gesellschaftlichen  Wert 
der  spezifischen  ArbeitsteiBtuttgeii  des  Kapitalisteo  als  solchen, 
welche  in  der  Bildunfj.  Vermebruntj  u.  Verwendung  des  Nationalkapitals 
in  der  Form  des  Privatkapitals,  der  einmal  hierfür  t.  unbedingt  ge- 
boteneu, t.  zweckmässif^sten  u.  produktivsten,  liegen  (wesentlich  meine 
eigene  Theorie,  s.  u.);  5.  (soziaUst.)  Ausbeutungsth.,  Konsequenz  der 
Sozialist.  Wertlehre  (Rodbertus,  Marx),  mit  dieser  stehend  u.  fallend; 
(i.  Böhm-B.s  origiuelie  eigene  Zeitdifferenzth.,  worin  das  Zins- 
problem soeziell  als  Wertproblem  aufgefasst  n.  der  Zins  aus  dem 
fiöheren  Wert  der  gegen  wfirtiji:  i'erti<.;en,  daher  unmittelbar 
brauchbaren  Güter  gegenüber  dem  niedrigeren  Wert  der  erst  mit  jenen 
Kapitalgütern  herzusteUenden  zukünftig  fertkjen  u.'dann  erst  brauch- 
baren, also  wesentlidh  aus  dem  Moment  der  Zeitdifferenz  abgeleitet 
wird.  Zur  Kritik  s.  u.a.  Stolzmann,  soz.  Kategorien  S.  ol4n.  (viel 
sonst.  Lit.  daiüber).  Meine  eigene  Stellung  zu  v.  B.-B.S  Lehre  s.  in  meiner 
Grundleg.  II,  S.  290  ff.  Im  Folgenden  shrome  ich,  wie  a.  a.  0.,  v.  B.-B.s 
Theorie  in  ein^r  Hin.sicht  bei,  aber  vertrete  doch  noth  etwas  mehr,  als 
ich  es  früher  tat,  deren  Ergänzungsbedürftigkeit  durch  die  Kern- 
punkte einiger  der  anderen  Theorien  (Produktivitäts-,  Nutzungs-,  Ab- 
stinenzth.)  u.  halte  ffir  eine  Seite  des  Problems,  die  sozial- 
ökonomisehe.  an  der  Arbeitsthtorie  fest.  Vgl.  auch  die  mir  während 
des  Drucks  dieses  Abschnittes  zugegangene  Abh.  V.  V.  B  ortkie wicz, 
d.  Kardinalfehler  der  B.>Baw.8chen  Zinsiheorie,  in  Schmollers  Jahrb., 
1S06,  Heft 

2.  Die  zu  erörternde  prinzipielle  Ilau]>tt'rage  ist,  genauer  gefasst 
(z.  T.  mit  V.  Büliui-B.  s  Worten):  wie.  ist  e.8  zu  erklären  und  zu 
begründen,  dass  „der  Wert  der  mit  Hilfe  von  Kapital  orzen^Con 
Gitter  regelmässig  grösser  ist,  als  der  "Wert  der  in  ihrer  Er- 
j^tMi-iuHj-  verzehrten  Kosten^^üter,  einschliesslich  der,  gleichfalls  ans 
dem  Kapital  des  Unternehmerb  bestrittenen  [Kosten  det]  Arlieit"; 
dass  sonach  „ein  solcher  ständiger  Wertü bersc hubs  oder  ein 
Mehrwert'*  existiert"  n.  zwar  „bei  produktiver  Verwendung  von 
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Kapital  in  den  Händen  des  Unternehmers  regelmässig  ein  der 
Grösse  des  verwendeten  Kapitals  proportionaler  lieber- 
schass"?    a)  Die  nicht  völlig  ausreichende,  aoer  teilweise  richtige 

Antwort,  welche  v.  Böhm-B.  gegeben,  liegt  in  dem  Hinweis  auf 
das  Moment  der  Zeitdifferenz,  welches  notwendig  seinen  Einfluss 
auf  die  Wertscbätzug  der  GUter  ausübt,  indem  die  gebrauchsfertigen 
(Ge^enwarts-)  Gttter,  die  betreffenden  Kapitalgüter  höher  bewertet 
werden,  als  die  ei-st  mit  diesen  Gütern  hersostellenden,  daher  erst 
später  gebrauchsfertigen  (Zukunfks-)  Güter;  in  dieser  Wert- 
differenz  wird  prinzipiell  die  Grundlage  des  Zinses  erkennt, 
b)  Aber  zur  notwendigen  Miterklärung  und  Begründung  und 
zugleich  zur  sozial^ökonomischen  Rechtfertigung  des 
Bezugs  des  Zinses  durch  den  Kapitalisten  wird  doch  auch 
hier,  wie  immer  auf  ökonomischem,  speziell  Wertgebiet,  auf  die  mit- 
spielenden psychologischen  Momente  mit  Bezug  zu  nehmen 
sein,  damit  auch  auf  den  richtigen  Kern  der  Produktivitäts-, 
Nutznngs^  n.  Abstinenatheorie. 

tt)  In  dea  beiden  ersten  vArd  anerkannt,  dass  das  Kapital  u.  seine 

Nutzungen  die  notwendige  Bedingung  dafür  sei,  dass  die  Arbeit 
Oberhaupt  Wert  oder  wenigstens  höheren  Wert,  als  ohne  die  Mit- 
benutzung von  Kapital,  schatten  könne,  dass  es  daher  logisch  folgerichtig 
u.  psychologisch  richtig  u.  der  BiUigkeit  ensprechend  sei,  demjenigen, 
welcher  in  der  Bildung  und  dauernden  Verwendung  des  Kapitals  jene 
Bedingung  schaffe,  einen  Anteil  an  dem  Ertrag  bezw.  höheren  Ertrag 
als  Entgelt  im  Kapitalgewinn  zu  gewähren,  um  so  die  Motive  zu  ver- 
stärken, welche  auf  diese  Bildung  u.  Verwendun^i  de  Kapitals  hinwirken, 
sowohl  im  früheren  Froduktionsprozess  als  in  der  iiichtung  der  Yer> 
Wendung  der  zur  Benutzong'  auch  als  reine  Genussmittel  ftbigen  fertigen 
Gflter  (o.  S.  39,  bei  A,  1,  Entstehung  von  Sozialkapital),  ß)  In  der 
Abstinenztheorie  wir<1  e!>onfalls  anerkannt,  dass  diese  Bildung  u.  dauernde 
Verwendung  des  Kapitals  iui  u.  für  den  Produktionsprozess  mit  Last- 
momente  enthaltenden  Opfern  verbanden  sei,  welche  im  Zinse  die 
psychologisch  notwendige  Kompensation  in  den  durdi  dea  Zinsbezug 
losgelösten  Lustmomenten  iiuden  müsse. 

c)  Aber  erst  die  so^en.  Arheitstheorie  im  obigen  Sinne  liefert 
wieder  die  noch  erforderliche  Vervollstäudi;^!!!!:;  a)  sowohl  der 
Erklärung  u.  Begründung  des  Zinses  als  reiu-oko nomische  Kategorie, 
als  ß)  seine  Beehtfertigung  aus  psychologischen  G-rOnden  und  ans 
sozialökonomischer  u,  sozialpolitischer  Nützlichkeit  u.  damit  doch 
auch  wieder  ans  wenigstens  relativer  Notwendigkeit  als  historisch- 
rechtliche  Kategorie,  auch  als  eines  Einkommens  für  den  Privat- 
kapitalisten als  solchen.  Zu  a:  aa)  Auch  das  Moment  der  Zeit- 
dinerenz  ünd  des  davon  abhängigen  höheren  Werts  der  fertigen 
gegenwSrtigen  Kapitalgüter  gegenüber  dem  Wert  der  erst  zu 
erzengenden  künftigen  Güter  —  die  Eiclitigkeit  dieses  Moments 
hier  der  lieweistülirung  halber  zugegeben,  was  aber  nicht  so 
allgemein,  als  v.  B.-B.  es  annimmt,  geschehen  kann  —  erklärt  noch 
nieht  allein  u.  ausreichend,  die  Notwendigkeit  u.  ZweckmSssi^keit, 
dass  dieser  Wertzuwachs,  dieser  „Mehrwert**  grade  demjenigen, 
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■welcher  das  Kapital  bildet  usw.,  u.  nur  ihm  zufalle.  Das  geschieht 
erst  durch  die  Hinweißung  darauf,  dass,  nach  der  Arbeitstheorie, 
eben  in  der  Bildung,  Yermehrang  tu  Verwendung  von  Sozial-  oder 
Nationalkapital  Arbeitsmomente,  namentlich  auch  Gedankenarbeit, 
dann  Disponirarlteit  m.  Leitungsarbeit  zur  Ausfühnin;:  dieserGedanken- 
arbeit  im  Kapital biidiingB-  u.  Güterverwendungsprozess  stecken,  ohne 
welche  Kapital  als  die  Bedingung  f&r  die  produktive  oder  pro- 
duktivere sonstige  Arbeitsleistung  im  Prodnktionsprozess  nicht  zur 
Verfügung  stehen  würde.  Diese  im  erstmaligen  Kapitalisirung- 
u.  dauernden  Kapitalerhaltungsprozess  u.  im  Prozess  der 
produktiven  Kapitalverweudung  enthaltene  „Arbeit"  ver- 
langt, wenn  ihre  danernde  Vornahme  verbürg  werden  soll,  —  eine 
Notwendigkeit  in  jeder  denkbaren  Organisation  der  Volkswirtschaft 
—  „Entgelt",  wie  jt'dt' wirtschafiliclu- ArVfit,  ii.  dioser  Kntjrf^lt  ist 
eben  der  Zins,  w ctiij^stens  im  Prinzip,  unbeschadet  der  Frage 
nach  dem  Mass,  der  Höhe  des  Ziu^ies. 

bb)Aus  dieser  Anffassung  fol^  auch,  dass  auch  in  rein  gemein- 
wirtschaftlicher u.  soziaTisti scher  Organisation  wenigstens  etwas 
dem  Kapitalgewinn  Analoges  bestehen  miisstf»,  nämlich  dass  auch 
da  aus  dem  gesellschaftlichen  Reinertrag  (nach  AIizult  bloss  der  Volks- 
wirtschaft!. Kosten  vom  Rohertrag)  ein  Teil  als  Anteil  fiEÜlen  müsste 
an  «lii  jenigen  Organe,  menschhchen  Personen,  ohne  deren  mitwirkende 
Aibeit^,  ebenfalls  mit  in  Form  gedankenmässi^er,  dispositiver,  den 
Kapitaiisierungsprozess  leitender  "Dltigkeit,  auch  nier  nicht  die  Bildung, 
Vermehrung  u.  Verwendung  von  Sozialkapital  vor  sieh  gehen  könnte; 
eine  Arbeit",  welche  rlnher  den  I^rinertrag  mit  gewinnend 
erscheint  und  in  einem  äolcJieu  Anteil  am  Ii e lue r trag'  entgolten 
werden  muss,  weil  sie  sonst  nicht  ausgetibt  werden  könnte.  Auch  im 
Sozialst ciiiti»"  wäre  daher  mindestens  ein  solches  Analogon  des 
Kapitalgewinns  in  unserer  privatwirtschuftl.  Organisation,  wenn  nicht 
selbst  ein  wesentlich  ebenso  geregelter  Kap.gevmm,  allgemein  not- 
wendig. Damit  wird  zufileicli,  auch  von  dieser  Auffa.^sunp;  d»  s  Kajjital- 
gewinns,  als  immer  einer  „Art"  „Arbeitslohn",  .,  Gehalt*'  aus  —  und 
nicht  allein  schon,  was  freilich  ausreicht,  als  richtige  Konsequenz  einer 
falsehen  Prämisse,  der  Sozialist.  Wertlehre  —  die  „Ausbeutungs- 
theorie'' \vi d  e r I »' l;  t ,  wenigstens  im  Prinzip:  nicht,  dass  Kapitnl- 
gewinn  aus  der  Produktion  überhaupt  abfällt,  sondern  nur,  das  kann 
eventuell  bemängelt  werden,  dass  er  nach  einem  unrichtigen 
Prinzip  renuli.^rt  wird  u.  unter  l'mstflnden  zn  liorh,  ti  h.  dass  die 
Profit-  oder  Gewinnquote  auf  Kosten  der  Lohnquote  zu  hoch  ist.  Aber 
ebensogut  kann  dann  auch  umgekehrt  eventuell  bemängelt  werden,  dass 
unter  Umständen  die  Lohnquote  auf  Kosten  der  Profitquote  zu  hoch  ist 
u.  dass  ein  andres  Regulieningsprinzip  des  Kapitalgewüins  oder  seines 
Analogons  in  einem  anderen  Wirtschaftssystem  noch  grössere  Bedenken 
bieten  kann,  weil  es  unvermaidiich  noch  willkarlicher  u.  schwieriger 
rii'liti;:^  zu  bestimmen  u.  ]iraktis(']i  (inrrli/.nfiihreii  würe,  g-erade  aui'li  im 
„bozialstaate**  bei  dem  dann  notwendigen  autoritativen  Vorgehen  hierbei 
wie  im  ganzen  Verteilungsprozess.  cc)  Diese  prinzipielle  Auffassung  des 
Kaiiitaigewinns  stinunt  auch  mit  der  früheren  in  der  Wert-,  Kosten- 
u.  Preis!'  hre  (S.  .'M,  ii^M)  bei  3,  a,  d)  liberein,  wonach  der  Kapitalgewinn 
im  Prinzip  ein  konstitutives  Wert-,  Kosten-  u.  Preiselemeut  sei, 
ein  Zuwachs  zum  von  der  „sonstigen"  Arbeit  geschaffenen  Rein- 
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ertrag,  nicht  wie  nach  der  Sozialist.  Wertlehre  u.  der  damit  im  Kern 
identischen  Auffassung  des  Kapitalgewinns  in  der  „Ausbeutungstheorie" 
ein  Abzug  vom  ReiinTtrag  auf  Kosten  der  snnstiffen,  d.  h.  der 
„Arbeit"  i.  eueren  Sinn,  den  diese,  wie  eben  um  ichtig  behauptet  wird, 
ulein  geschanen  habe. 

Zu  ß  (o.  S.  323  bei  c).   aa)  Mit  der  Erklftrang  u.  Begrfindnng  des 

Kapitalf^ewinns  unter  a  ist  die  Kechtfertigung  der  psychologischen 
11.  sozialökonomischen  u.  sozialpolitischen,  wenigstens  relativen  Not- 
wendigkeit indessen  noch  niclit  völlig  ausreichend  geliefert, 
blj)  JJies  geschieht  erst  durch  die  Zurückfuhr uug  des  Bildungs-  u. 
Yerwendungsprozesses  des  Sozialkapitals  auf  diesen  Prozess  beim. 
Privatkapital,  in  dessen  Form  jener  erste  Prosess,  psychologisch, 
bcgreiflicli  u.  praktisch  crfahningsmässig,  wenn  nicht  allein  möglich 
ist,  so  am  rehitiv  besten  von  Statten  geht  (o.  S.  137  bei  A,  1). 
Die  Privatkapitalisteu  sind  hier,  auch  wenn  sie  unmittelbar  nur  in 
ihrem  eigenen  Interesse  handeln,  die  volkswirtschaftlichen 
Funktionäre,  welchen  g^nde  im  volkswirtschaftlichen  u.  gesell- 
schaftlichen (sozialen)  Interesse  die  Aufgabe  (das  „Amt";  iiber- 
ti-agen  ist,  in  Form  ihres  Privatkapitals  das  Sozialkapital  zu  bilden, 
zu  vermehren  u.  zu  verwenden,  weil  sie  voraussetzungsweise  diese 
Aufgabe  besser  zonitebst  auf  ihre  eigene  (private)  Kechnung,  als 
Privateigentümer  des  Kapitals,  erfüllen.  Auch  gerade  dem  Allgemein- 
interesse der  ganzen  Volkswirtschaft,  der  ganzen  Bevölkerung  mehr 
geuiäss,  als  es,  was  dann  nur  übrig  bliebe,  besondere,  ad  iioc  au- 
gestellte Organe,  Spezialbeamtc  der  Volkswirtschaft  tun  würden, 
denen  auf  Bechnung  der  Gesellscliaft  diese  Aufgabe  durchsuftihren 
übertragen  würde.  Zur  nioi^Iu  hst  guten  ErltlUung  dieser  Aufgabe 
müssen  die  Privatkajtitalisten  als  solche  volkswirtnchaftliche 
Fnnktiouüre  durch  starke  u.  erfolgreiche  Beeinflussung  ihrer 
psychischen  Motivation  bestimmt  werden  u.  dafür  dient  die  Gewährung 
des  Privateigentums  an  den  Sozialkapitalien  an  die  Privatkapitalisten 
u.  die  Vergütung  der  Leistungen  dieser  im  Kapitalgewinn,  der 
ihnen  zufallt.  Auch  damit  wird  wieder  mir  das  Prinzip  des 
Privatbcziips  dieses  Gewinns  durch  die  Kapitalisten  begründet  u. 
gerechtfertigt,  noch  nicht  jede  beliebige  Hohe  Im  Gegenteil  ist 
ans  dieser  Auffassung  der  Bildung  des  Sozialkapitals  als  eines 
„Amts*'  der  Privatkapitalisten  schon  prinzipiell  das  Recht  der 
Ge:<ellycliatt  (des  Staats)  abzuleiten,  die  Höhe  des  Zinses  als  eines 
solciien  Entgelts  für  Funktionen,  die  im  Gesamtinteresse  erfolgen, 
SU  regulieren  —  wie  „Gehalte'*  („Geltalte  reguliert  man",  Rod* 
bertus). 

3.  Denn  allerdings  ist  mit  allen  diesen  Theorien  zur  primsipiellen 

Erklärung,  Begründung  U.  Kechtfertigung  des  Kapitalgewinns  über- 
haupt noch  nichts  gesa^rt  n  nocli  nichts  bewiesen  betreffs  der  Höhe, 
des  Maasses  des  Kapitalgewinns.  Davon  macht  auch  v.  Höhm- 
Bu Werks  Theorie  keine  Ausnahme,  a)  Aber  dasGileiche  gilt  von 
der  „sonstigen**  Arbeit  als  einem  konstitutiven  Wert-,  Kosten-  u. 
Preiselement  n.  als  dem  den  Reinertrag  mit  schaffenden  Faktor. 
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b)  Das  absolute  u.  relative  (in  Quoten  vom  Heinertrage  be« 
messene)  Höbenmaafls  von  Lohn  u.  Kapitalgewinn  (Profit)  ist  eben 

immer  wieder  ein  Ergebnis  von  Interessenkämpfen,  welche  ihren 
A^'^r^ilnss  in  vertrag^sm  ?i <^  i r  Regelung  im  freien  Verkehr  ii. 
im  Konk  III  ronzsystern  (]vr  |irivatwirtschaftliciien  (wie  auch  der  nach 
deren  Analogie  vertahrcnden  ^emeinwirtscbaftlichen)  Organisation 
finden  oder  ein  Ergebnis  antoritativer  Begelung  in  „gebundenen*' 
Wirtschaftssystemen,  wie  notwendig  auch  in  einem  rein  gemein- 
wirtschaftlichen,  im  sozialistischen,  c)  In  beiden  Fällen  kommt  «s 
hier  auf  dir  Re<r('lnn<r  der  Preise  der  Produkte,  welche  iiny  lit  ite 
eine  solche  des  Eiukummens,  des  Lohns  u.  Kapitaigewiauä  u. 
Profits,  darauf  rtickwirkend,  mit  ist,  u.  auf  die  Regelung  der 
einzelnen  Einkommenarten  u.  ludiWdualeinkommen  an.  Für  die 
erste  Regelung  ist  auf  die  Theorie  des  Preises  (§  50  ff.,  S.  222  ff.), 
fiir  die  zweite  auf  die  untenfolgende  Theorie  der  „Verteilung  im 
Zusammeuiiang  der  Einkonimenzweige'*  (2.  Abschnitt  §  64  ff.,)  Bezug 
zu  nehmen. 

£.  Die  Entwicklung  des  Kapitalgewinns  im  Fort- 
schritt der  Volkswirtschaft  zeigt  im  Ganzen  eine  sinkende 
Richtung  dieses  Gewinns.  Dies  wäre  eigentlich  hier  an  dieser 
Stelle  noch  näher  zu  verfoljgen,  aber  wird  aus  praktischen  Gründen 
besser  im  nttehsten  §  61  bcam  Leibdns  u.  seiner  Bewegung  mit  be« 
handelt,  weil  sich  die  Ricbtnng  der  Bewegung  an  diesem  Zinse 
sicherer  verfolgen  lässt. 

§  61.  —  TT.  T'linzelnes  über  den  Kapitalgewinn  (in 
isolierter  Betrachtung).  A.  Kapitalf^ewinn  in  verschiedenen  Unter- 
nehmungen u.  Beschäftigungen  (Kapitalanlagen).  B.  Der  Leihzins 
in  seiner  Bewegung  u.  die  FVage  der  seitSehen  Entwicklung  des 
Slapitalgewinnes  überhaupt  (§60,  £). 

Zu  A.  1.  Sclieinbare  u.  wirkliche  Verschiedenheiten  des 
Kapitalgewinns.  Sie  sind  ähnlich  wie  beim  Lohn  (o.  §  .')9  S.  306) 
zu  unterscheiden,  a)  Zu  den  scheinbaren  gehört  auch  diejenige, 
wo  im  Grunde  nur  Arbeitslohn  vorliegt  (in  Kleinbetrieben, 
a.  B.  in  extremen  Fällen,  mit  scheinbar  enormer  Gewinnhöhe,  im 
Höckerhandel  u.  verwandten  Kleinsthandel,  im  Apotliekruhotrieb) 
oder  Unternehmergewinn  oder  auch  Differential-,  Grund- 
ren t  c. 

Diese  drei  Einkommen  sind  eben,  wie  schon  oben  bemerkt,  (S.  2h;3 
u.  317),  oft  mit  dem  Kap  gewinn  verbunden,  wo  dann  der  betreffende 
Gesamt-Reinertrag  iaischüch  aui  den  im  Geschäft  steckenden  Kapitalwert 
zorOckgefOhrt  u.  als  Zinsfente  davon  berechnet  wird.  Uan  muss  dann 
erst  unter  Anwendung  vergleichbarer  Massstäbe  aus  anderen  Fällen 
Lohn,  Untemehmergcwinn,  ßente  abrechnen,  um  den  K.inital^ewinn 
auszuscheiden,  wie  umgekehrt  auch  nach  solchem  Massstabc  d.cu  Kapital« 
gewinn  bestimmen,  um  das  mit  ihm  zu  einer  Einheit  verbundene  andere 
Einkommen  zu  ermittelD. 

b)  Auch  die  Verschiedenheit  der  Risikoprämie  im  Gesamt- 
Kapitalgewinn  Iftsst  diesen  in  einem  Uaasse  versdueden  erscheinen,  wie 
es  der  eigentliche  Kap^ewinn  nicht  ist 
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2.  Dieser  auf  die  Dauer  in  Betracht  kommende  eigentl. 
Kap. gewinn  hat  unter  dem  Ströhen  des  Kapitals  naeh  der  je- 

wein^,  bei  gleicher  Sicherheit  n.  Verwaltungs-Mühewaltung, 
günstiorstCD,  d.  h.  sirli  ?im  ^l  iebsten  verzinsenden  Anlage  in  den 
verseil ledenen  B(ischfiftigungen  die  Tendenz  nach  einer  Aus- 
gleichung, auch  zu  derselben  Zeit  n.  an  demselben  Ort:  das  auch 
wohl  sogen.  „Gesets**  der  (Kapital-)G6winn-Au8gleiehang. 
a)  Das  diesem  Gesetz  zu  Grunde  liegende  Streben  des  Knpitals  ist 
wieder  wirtschaftspsycholnpfisrli  >)oi  dem  Kapitalisten  auf  das  bei  ihm 
vorwaltende,  selbst  ihn  bcheri-schende  „erste  wirtschaftliche  Leit- 
motiv'* zurückzuführen,  b)  Es  macht  sich  dieses  Streben  aber  nur 
geltend,  wenn  u.  soweit  dieses  Motiv  nicht  durch  andere  Motive 
gekreuzt  wird;  es  kann  andererseits  durch  einige  davon  auch  noch 
verstärkt  \verden  Das  richtet  sich  wieder  nach  «11  den  individuellen 
u.  allgemeinen  UmstJirnl  'n,  welche  die  wirtschattliche  Motivation 
überhaupt  beeinflussen,  c)  Die  Ausgleichung  vollzieht  sich  durch 
Abströmen  des  Kapitals  ans  den  sehlechten  u.  Znstrümen  des 
Kapitals  zu  den  besser  verzinslichen  Anlagen,  praktisch,  zumal 
heute,  unter  starker  Mitwirkung  des  Kredits  u.  seiner  Organisation, 
des  Bankwesens,  in  der  Produktion  daher  durch  deren  Einschränkung 
oder  Ausdehnung  u.  durch  die  daraus  hervorgehende  Veränderung 
im  Angebot  der  PM>dttkte,  von  Preisbewegungen  infolge  dessen  n, 
von  Reaktionen  auf  die  Preise,  welche  wieder  von  <ler  durch  die 
Preisstellung  jeweilig  mit  beeinflussten  Veränderung  der  Nachfrage 
ausgehen,  d)  Wie  in  allen  diesen  Momenten  kein  Ruhepunkt  ein- 
zutreten pflegt,  so  bleibt  auch  der  Kapitalgewinn  (wie  der  Profit) 
als  Resultante  von  allen  solchen  Einflüssen  beständig  gewissen 
Schwankungen  unterworfen. 

e)  Der  Ausgleichung  stellen  sich  ferner  auch  viele  Hindernisse 
entg^egen  u.  sie  ist,  auch  als  lilosse.  Tendenz,  vollends  in  ihrer  Ver- 
wirklichung, in  deren  Maass,  liaschheit,  zeitlicher  u.  räumlicher  Ent» 
Wicklung  an  eine  Reihe  von  Voraussetzungen  geknüpft,  welche 
vorliegen  können,  aber  es  nicht  immer  müssen  u.  tatsfichlich  nicht 
immer  tun.  Daraus  ergeben  sich  u.  erklären  sich  zahlreiche  zeit- 
weilige u.  dauernde  Verschicdenliciten  der  Gewinne  der 
einzelnen  Unternehmungen  im  selben  Geschäftszweige  u.  dieser 
Unternehmungen,  cinzem  u.  selbst  im  Durchschnitt,  in  ver- 
schiedenen Zweigen. 

Nur  untfr  diesen,  von  der  Theorie  meist  ohne  weiteres  still- 
schweigend als  selbstverständlich  angenommenen  Voraussetzungen  u. 
nnter  der  ebenfalls  m^tet  so  erfolgten  Annahme,  dass  die  etwaigen 
Hindemisse  der  Ausgleichung  eben  überwunden  werden,  kann  über- 
haupt nur  eine  Verwirklichung  dieser  Ausgleichnn;^  erwartet  werden. 
Erfolg  sie,  wie  oftmals,  nicht  oder  nur  teilweise  oder  nur  sehr  all- 
mähhch  oder  räumlich  in  beschränktem  Masse,  so  wird  damit  aber  nicht 
das  sogen.  „Gesetz"  der  Ausgleichung  der  Kajjitalgewinne  „widerlegt", 
so  wenig  als  in  gleichem  oder  ähnüchem  Fall  das  Kostengesetz  in  der 
Preistheorie  (o.  9  51  unter  1,  S.  233—234).  Sondern  es  sind  dann  eben 
die  Voraussetzungen,  unter  denen  das  Geseti  aufgestellt  wird,  nicht 
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vorbanden  oder  die  Annahme,  dass  die  mOgliehen  Hindernisse  der 

Ausgleichung  überwunden  werden,  trifft  nicht  zu.  (Aehnliche  schiefe 
Einwände  unklarer  Polemiker  wie  gegen  das  ganz  verwandte,  zum  Teil 

identische  Kusteugeselic). 

(()  Die  wicfitifjste  allgemeine  Voraussetzung  ist.  dass  die 
wirtschaftpsychologische  vorhin  angedeutete  Motivation  so  be- 
steht u.  einwurkt,  wie  angenonunen,  also  namentlieh  nicht  dnrch  andere 

Motive  gekreuzt  wird.  .-^^  Weitere  Voraussetzungen  betreffen: 
aa)  Kenntnis  der  bachiage,  der  Gewinnverschiedenheit,  wodurch 
die  Motivation  erst  in  die  Richtung  auf  ein  Ausgleichungsstreben  gelenkt 
wird;  bei  der  üblichen  u.  als  notwendig  ja  selbstverstän<lli(  h  geltendeni 
u.  im  Recht  an«  rkannten  „Verheimlichung"  der  des  h.iitsergebniss© 
ein  wichtiger  Funkt;  nur  bei  den  Unternehraungen  mit  Pflicht  zur 
(öffentlichen  Rechnungslegung,  wie  bei  einem  Teil  der  Erwerbs^ 
gesellschaften,  he?;,  d'  r  Aktiengesellschaft,  lieL:;t  diese  Fra^e  anders,  was 
auch  ^raktiscli  auf  Ab-  u.  Zuströmen  von  Kapital  Einfluss  ausübt, 
bb)  Nicht  entgegenstehende,  den  Willen  in  andrer  Richtung  be- 
einflussende Rflcksichten,  z.  B.  es  bei  der  geringer  rentierenden  Anlange  des 
Kapitals  aus  anderen  Gründen  doch  zu  belassen;  y)  Rechtliche 
Scnranken  für  die  Veränderungen  der  Kapiulanlago  wie  im  Zunft- 
wesen, bei  fehlender  Gowcrbcfreiheit  Oberhaupt.  J)  Oekonomisch- 
teclmische  Schranken  dcsfrleirlicii,  so  .sulrlic,  \srlilie  aus  der 
speziellen  Fachlähigkeit  des  ruternchmers  für  die  bisherige  u. 
der  ihm  fehlenden  fOr  die  günstigere  neue  Anlage  oder  bb)  aus  der 
Schwierigkeit  u.  den  drohenden  Verlusten  folgen,  welche  aus  der 
Herausziehung  des  Kapitals  aus  der  alten  u.  der  Uebertragun'g- 
dieses  in  die  neue  Anlage  hervorgehen,  daher  bes.  beistehenden, 
einem  bestimmten  Betrieb  spezifisch  angepassten  Kapitalien.  Dies  ist 
mit  der  Entwicklung  der  Produktion  mit  al)sohit  grossen  u.  al.s  Quote 
vom  Gesamtkapital  auch  relativ  grossen  stehenden  Kapitalien,  daher 
bes.  im  modernen  industriellen,  montanistischen  Grossbetrieb,  auch  der 
Vcrkeljrsanlagen  (Eisenbahnen!)  ein  besr>nders  wichtiges  prak- 
tisches Hindernis  der  rrnwinnau.sgleieliung.  Um  so  mehr,  je  be- 
schränkter die  technische  \  erwendbarkeit  und  die  technische  üm- 
wandlungsfahigkeit  der  einen  bestimmten  Produktionszweck  dienenden 
gan'/en  Linrichtungen,  ((Irdirmde,  Masebinen,  Apparate  u.  dgl.)  für  <  inen 
anderen  Zweck  ist  u.  je  grossere  Werte  in  diesen  Einrieb  taugen  stecken 
u.  so  einigermassen  darin  gebunden  sind.  Auch  in  der  Landwirtschaft, 
be:^.  <]ei'  mit  T[ubisti-iebetrici>eii  ■  Bi-cnnerci,  Rül»en/ji<'kerfaV>rrkationl  ver- 
bundenen, macht  sich  dies  etwas  geltend,  aber  nicht  leicht  in  gleichem 
Masse,  wegen  der  universelleren  Verwendbarkeit  des  Grund  u.  Bodens^ 
wenigstens  soweit  nicht  örtUche  La^f  hier  Hindernisse  bietet.  Aehnlidies 
mit  von  den  in  Wohngebuuden  steckenden  Kapitalien.  Dagegen  ist 
Handel,  Geld-  u.  Bankgeschäft  bei  dem  Betrieb  fast  nur  mit  umlaufendem 
Kapital  in  günstigerer  Lage,  die  Kapitalanlagen  nach  Gewinnchancen 
zu  wechseln,  wenngleich  auch  Iiier  Ausnahmen  vorkommen,  z.  B.  bei 
grossen  Vorräten  unabsetzbarer  oder  nur  mit  Verlust  realisierbarer 
Waren  (im  Gross-,  auch  im  Kleinhandel),  Effektcnbestftnden  (Banken! 
Staatsfonds,  Aktien),  Vorschüssen  an  unsichere  Schuldner  (auch 
indnsfr.  u.  inontanist.  r'i  t.  rnehmungen,  an  kreditschwache  Staaten,  so 
Seitens  der  Effekten ijaukt  n),  wo  daher  in  allen  Fällen  die  Markt- 
konjunktur stark  einwirkt.  *)  Oefters  haben  einzehie  Betriebe  für 
sich  allein  oder  durch  Kartelle  auch  eine  Quastmonopol-Stellung« 
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welche  ihnen  Monupolpreise,  darin  Extragewinne,  Differentialrenten  u. 
in  diesen  wieder  Reserven  verschafft,  um  gegen  neue  oder  schärfere 
Koiikurrez  sich  eventuell  mittelst  eip:pnon  Herabsetzens  der  Preis*»  7ii 
weliren.  Handelt  es  sich  hier  zugleich  um  grosse  Kapitalanlagen^  um 
schwierig«  Ökonomisch-technische  n.  betriebsorganisatorisehe  Aufgaben, 
so  haben  einmal  bestclißnJe,  zumal  gut  rentierende  Unternehmungen 
schon  durch  ihr  Bestehen  noch  mehr  eine  AIonopolsteiluDg,  in 
welcher  sie  der  Konkurrenz  durch  neue  Unternehmungen  gegenüber 
widerstandsfähiger  u.  überhaupt  weniger  angreifbar  sind.  Dann  Können 
sie  auch  länger  höheren  Gewinn  behaupten  u,  vermag  eine  Gewinn- 
ausgleichung  schwerer  sich  durchzusetzen.  Alles  dies  ist  gerade  wieder 
dtti^  moderne  Beispiele  zu  belegen. 

f)  So  erklfirt  es  steh,  dass  das  „Gesets*'  der  Gewinnausgleichung 
in  so  zahlreichen  Fällen  sich  nicht  durchsetzen  kann  a.  beider 

beständigen  Beweglichkeit  n.  Voräudening  aller  massgebenden 
Umstände  so  oft  nicht  zuzutretVeu  scheijil;  dass  /nhlreiche  und  be- 
deutend« u.  auch  dauerntle,  selbst  in  liingereiu  Durchschnitt  sich 
zeigende  Verschiedenheiten  des  Ka]>italgewinn8  sowohl  unter  den 
Unternehmungen  desselben  wie  unter  denen  vei-schiedener  Pro- 
duktions n.  Gefchäftszweige  liesJehen.  Damit  verhält  es  sich  aber 
wie  mit  der  Verwirklichung  des  Kostengesetzes  in  der  Prcls- 
gestaiiuug.  Beide  Gesetze  werden,  wie  gesagt,  durch  die  „Aus- 
nahmen** doch  nicht  „widerlegt**  oder  gar  „umgestossen** 
n.  behalten  ihre  Bedentang  für  die  theoretische  Erklärung  der  Vor- 
gänge in  der  Bewegung  der  Kapitalien,  in  der  lüchtung  auf  die 
beste,  höchst  rentierende  Anlage  hin,  u,  damit  auch  für  die  Praxis, 
g)  Eine  empirisciic  Beweisführung  ist  freilich  nur  in  be- 
schränktem Masse,  grossenteils  mit  sicheren  zahlenmässigen  Tat- 
sachen überhaupt  nicht  möglich,  weil  es  an  brauchbarem  Kechnnngs- 
material  fehlt. 

Denn  teils  setzt  dies  allgemeine  Buchführung  voraus,  die  vielfach 
fehlt,  vollends  früher,  oder  erst  neuerdings  oder  nur  in  einzelnen  Ge- 
schärtszw^cigen  besteht,  aber  wieder  nicht  unmer  richtig  u.  gleichmässig 
ist;  teils  werden  die  Daten  «reheim  gehalten,  wie  hei  Pri\  at;4esehiift<'ri 
meistens.  Auch  die,  ohnehm  ebenfalls  für  die  individuellen  Fälle  meist 
geheim  gohalteuen  Daten  der  Steuerstatistik  reichen  nicht  ans.  Die  Unter- 
nehmungen  mit  öffentl.  Rechnungsbezug  sind  aber  doch  nicht  sahireich 
u.  mannigfaltig  genug,  auch  meist  erst  jflngerer  Herkunft,  um  genügend 
brauchbares  Material  zu  liefern,  das  notwendig  auch  lange  Zeiträume 
u.  ein  grosses  Volkswirtschuftsgobiet  umlassen  muss,  um  sichere  Schltisse 
zu  gestatten.  Immerhin  beginnt  die  Aktiengesellschaftsstatistik 
einiges  solches  Material  zu  liefern,  aus  welchem  sich  die  zeitweilige  u. 
selbst  andauernde  z.  T.  grosse  Verschiedenheit  der  Gesch&fts-,  d.  h.  doch 
grossenteils  der  Kapitalgewinne  nach  K^italgrösse  u  anderen  Momenten, 
bei  den  Unternehmuugen  desseiht  i!  Zweigs  u,  verschiedener  ganzer 
Gruppen,  selbst  in  längeren  Durchschnitten  ergiebt.  S.  für  Preussen 
die  Daten  im  Statist.  Jahrb.  B.  2,  1905  S.  242  über  die  Dividenden,  die 
allenüngs  nur  den  Han]ttteil  des  uanzen  Profits  (nämHch  nur  ab- 
züglich gewisser,  dazu  gehörenden  Tantiemen)  darstellen,  nicht  bloss 
den  Eap.gewinn.  Z.  B.  alle  aberhaupt  Divid.  zahlenden  Aktiengesell' 
Schäften,  1603,  gaben  danach  1902—03  7.9%  Divid.  im  Durchsäinitt; 
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von  1568  davon  gaben  fOr  die  Stammaktien  215  bis  3,  455  über  3 — 5, 
aO?  Ober  5  -7,  307  über  7^10,  284  über  10%,  mit  ansserordentlichen 
Verschiedenheiten  des  Durchschnitts  wie  der  hiergenannten  Dividenden 
nach  Grössengruppen  und  nach  den  Unternehmungszwecken.  Die 
Maximaldivid.  betrug  in  den  4  FäUen  höchster  Divid.  SSd.9  (Ver- 
sicherungsges.),  14.0  (Lederindustrie),  124  (ehem.  Ind),  10.2  (Bergbau, 
Hütten  tt.  Salinen\  die  Minimaldivid.  in  den  4  Fällen  niedrigster  Divid. 
5.1  (Verkehrsgew.),  5.3  (Ind.  der  Holz-  u.  Schnitegtoffe),  je  6.6  (Handelsges. 
incl.  Banken,  Textilind.^  ,^nstige"  nicht  speziell  genannte  Geweroe), 
6.7%  (Beherb.  u.  Erquick.).  Von  70  Versich.ge werben  ^aben  bis  3**/o 
keines,  3-5  5,  5—7  6.  7—10  10,  über  10  49  für  die  Stammaktien,  bei 
der  Lederind.  von  27  bezw.  2,  6,  1^  1,  6,  bei  ehem.  Ind  von  59  bezw. 
2,  7,  6,  21,  2:5,  bei  Bergig  Hfitten  usw.  von  llf)  bez.  11,  25,  IM,  25,  37. 
S.  auch  Daten  bei  van  der  Borght  Art.  Akt.ges.  im  H.  W.  B.  St.  I 
11.  in  and.  Artikeln  darflber  eb.  Es  nrass  aber  Hb*  die  hier  behandelte 
Frage  noch  viel  mehr  spezialisiert  werden.  Auch  kommt  es  neben  der 
Dividende  auf  Re.servelegung,  auch  auf  Deckung  früherer  Verluste  aas 
laufenden  Einnahmen  u,  a.  m.  mit  an.  Die  Statistik  der  Gründungen 
«.Kapitale  r  Weiterungen,  bes.  in  Aktienform,  bei  Aktiengesellschatten, 
Komm.ges.  auf  Actien,  Ge.s.  mit  beschränkter  Haft,  Berggewerkschaften 
nach  Untemehmungszwecken  spezialisirt,  zeigt  auch  die  jeweilige  Kichtung 
des  Kapitalsuströmens  zu  solchen  Anlagen,  aoeh  nach  dem  Ziel  der 
höchsten  Verzinsung,  gut  mit  an,  wenn  auch  natürlich  andre  Momente 
mit  einwirken.  —  Für  die  grosse  Masse  der  privaten  Einzelunter- 
nehmuDgeu,  offenen  Gesellschsften  usw.  liegen  nur  einzelne  sporadische 
Daten  vor.  die  für  diese  Frage  der  Gewinnhöhe  u.  Gewinnausgleichung 
so  wenig  als  für  die  folgende  der  historischen  Entwicklung  des  Kapital- 
gewinns ausreichen.  Wie  schon  v.  Thünen  auf  einem  Grebiet  hat 
Jüngst  Ahrenberg  verdienstvolle  Einzelontersuchungen  Ober  die 
Gewinno  u.  bes.  die  Bildung  grosser  Vermögen  begonnen  (Thünenarchiv, 
eigene  Daten  über  verschieoene  Häuser,  zuletzt  1906  über  Siemens).  Aber 
ta  alleemdnereii  Schlössen  vu  Bewosfohrangen  bedarf  es  weit  mehr 
Material 

B.  Der  LeibKins  in  seiner  Bewegung  n.  die  Frage  der 

zeitlichen  Entwicklung  des  Kapitalgewinns  überhaapt, 
1.  Diese  Frage  ist  eigentlich  die  primfirc  u.  die  wichtigere,  sie  bc- 
tntit  die  histori.schc  Entwicklung  des  selbsterworbenen  (ursprüng- 
lichen) Kapitalgewinus  im  Fortschritt  der  Volkswirtschaft,  eine 
ähhliche  Frage,  wie  betreffe  des  Arbeitslohns  n.  der  Fkeisentwicklnng 
(§  55  S.  262).  a)  Indessen  hängt  diese  Entwicklung  des  KapitaU 
gcwinns  eng  mit  derjenigen  des  Untcrnclimergewinns  (§  62)  u.  des 
Profits  übcnhaupt  zusammen  u  geht  mit  der  aiialogeti  Frage  beim 
Lohne  in  die  allgemeinere  von  der  Entwicklung  der  Verteilung  des 
(volkswirtschaftlichen)  Prodnktions- Reinertrag  zwischen  Arbeitera 
einer-,  kapitalistischen  Untemelimern  anderseits  (u.  weiter  zwischen 
Kapitalisten  i\.  I^ntcrnelnnern  unter  einander)  über.  Die  bezügliche 
Erörterung  w  ird  d;iher  besser  hinsichtlich  ihres  Kernes  in  diese 
Untersuchung  (nächster  Abschnitt  2,  §  64 ff.)  verschoben,  weshalb  sie 
aach  oben  besttglich  des  Lohns  in  dem  diesen  isoliert  behandelnden 
Abschnitt  (S.  291  ff.,  §  58,  59)  nicht  speziell  mit  erörtert  worden 
ist.   b)  Soweit  sie  mit  der  analogen  Frage  vom  TJntei^ehmer- 
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j^ewinn  zusanimenhän|2^,  wird  sie  unten  in  Verbindung  mit  diesem 
(§  62  No.  V)  berührt,  c)  Soweit  es  sich  um  isolierte  Betrachtung 
der  Entwicklcing  des  KapitalgewinnB  handelt,  bieten  sich  sowom 
für  die  theoretisch-deduKtive,  als  für  die  empirisch-induktive 
Heliandlung-swcise  bei  diesem  Problem  besondere  Schwierigkeiten, 
weil  die  Abtrennung  vom  üuteniehmergewinn  u.  in  vielen  Be- 
trieben von  der  Grundrente,  hier  u.  da,  in  Kleinbetrieben,  auch 
▼om  Arbeitslohn  besonders  schwierif^  ist  (8.  283). 

Dies  erklärt  sich  «)  aus  der  erst  allmählichen,  mehrfach  erst 
neueren  grösseren  u.  selbständigeren  Bedeutui^  des  Kapitals  als 
Proddktionsbedinguüg  (nicht,  im  strengen  Sinn:  y,Faktor",  §  27,  S.  112) 
im  Betriebe  für  die  Arbeiter-  u.  Untemehmerleistung,  während  früher, 
in  naturalwirtschaftl.  u.  primitivgeldwirtschaftl.  VerhäUnispon  die  Ver- 
mengung von  Kapitalgewinn  mit  Lohn,  Unternehmerg«  Ainn.  Rente, 
auch  Grandrente  eine  noch  engere  (S.  383)»  beffrifflich  damals  kaum 
erfasste  w  ir  n  nachträglich  hentp  lies  Gemenge  schwer  in  die  f^enannton 
Bestandteile  aufzulösen  ist;  ferner  weil  ß)  genaues  u.  sicheres,  auf 
richtiger,  gleichmftssiger  Buchführung'  berahendes,  genügend  vergleich- 
bares rec  nnungsstatistisches  Material  wieder  wenif]^  vorhanden, 
dieses  Wenige  auch  nur  sporadisch  durchforscht  u.  bekannt  geworden  ist. 
Die  einzelnen  Daten,  hieru.  da  von Kaufmaiuisliilusern,  grossen  Geschäften 
sind  zwar  wirtschafts-,  haadels-,  geldgeschäflsgeschiäitlich  wie  kultur- 
gescliichtlich  interessant  u  wertvoll,  aber  doc]i_  viel  /i:  vf-reiü/elt  n.  oft 
nur  abnormen  Verhältnissen  (der  Monopol-,  Quasimonopoistellung  des 
Kolonial-,  See-,  korporativen  Gesellschanshandels  u.  dgl.)  entnommen, 
so  dass  sie  auch  deswegen  für  allgemeinere  Fragen,  wie  die  hier  zu 
erörternde,  sich  nicht  oder  fast  nicht  verwerten  lassen  (Ehrenbergs, 
Stiedas,  Sombarts  u.  a.  Schriften). 

d)  Aus  diesen  Gründen  ist  die  leichter,  auf  deduktivem  wie 
induktivem  Weg;e,  zu  verfolf^ende  Frage  der  Bewegung  des 
Leihzinses  TZinsos  für  Gelddarlehen)  auch  für  die  allgemeine 
Zinstheorie  von  Bedeutung.  Denn  diese  wenigstens  für  die  Neuzeit 
bestimmt  nschweiBbare,  aneh  für  frilbere  Zeiten  wenigstens  nicht 
ganz  unkonstatierbare  Bewegung  gestattet  doch  einige  Kttcksehlüsse 
auf  diejenige  des  Kapitalgewinns  im  Geschäfte  selbst,  wenn  sie 
auch  von  anderen,  aber  eben  auch  nacliweisharen,  z.  T.  auch 
eiuigeniia&sen  messbaren  Momenten  ausserdem  stark  beeintiusst 
wird.  Die  folgende  Untmueliung  (unt«r  No.  2)  über  die  Bewegung 
des  Ijeihzinses,  bes.  über  die  zweite  u.  mehr  noch  die  dritte  Art 
dieser  Bewegung  (die  „säkulüre")  kann  daher  zugleich  etwas  mit 
als  Ersatz  einer  eigenen  Untersuchung  dieser  HeAvegung  des 
CescbäftS'Zinses  selbst,  teilweise  auch  des  Profits  überhaupt  dienen 
(in  beider  isolierter,  d.  h.  vom  allgemeinen  Verteilung  sproblem  ab- 
getrennter Betrachtung). 

'  ^  ünto"  Verweisung  darauf  (bei  No.  2)  u.  auf  die  Berührung 
der  Frage  mit  beim  Unfernehmergewinn  (§62  No.  V)  n.  ibre  weitere 
Verfolgung  beim  ganzen  V'(u-teihingsproblem  (§  64  ff.)  kann  hier  die 
Bemerkung  genügen,  flass  aus  allgemeinen  Erwagungsgründeu, 
Analogieschlässen  u.  auch  immerhin  nach  einigen  tatsächlichen 
erfahmngsmlissigctt  Anhaltspunkten,  namentlich  nach  —  freilich 
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ohne  genaue  xiffernmüssige  Begründung  immer  unsicher  u.  subjektiv 
tre färbt,  durch  Vorurteile  getrübt  bleibenden  —  doch  auf  /.allgemeiner 

Krt'ahrung'*  benihcnidcn  ,,alljrr'n!einen"  „Aiisicliten"  in  dor  Goschafts- 
welt  selbst,  ciu  Sinken  rler  Kapitalgewinne  überhaupt,  wie 
es  im  Darlehns-ZiuBtu»»  nachweisbar  ist,  mit  dem  Fortschritt  der 
Yolkswirtflchaft,  auch  innerhalb  kürzerer  neuerer  Perioden  —  18., 
19.,  20.  Jahrhundert,  Anfang,  Mitte,  Schluss  des  19,  —  anzunehmen 
sein  möchte.  Manche  allgemeinere  Symptome  deuten  darauf  mit 
hin.  Aber  nach  Zeiträumen,  Ländern,  Geschäftazweigen,  Verkelirs- 
richtungen  bestehen  docii  wieder  grosse  Verschiedenheiten,  länger 
u.  kürzer  entgegengesetsste  Entwicklungen,  wie  auch  beim  Darlehns- 
sinse,  also  „Ausnahmen''  vom  , .Gesetz'*  des  Sinkens,  die  sich  freilich 
dann  auch  öftei-s  wieder  durch  besondere  T^mstände  erklären  lassen. 

«)  So  durch  Verscliiobnnnron  zwischen  Augebot  von  n.  Nachfrage 
nach  Kapital;  ß\  durch  unaew uhuliche  Kapitalabsorptiuu,  Kapital- 
fortwanderung, l)es.  ins  Ausland; ;)  durch  Äufscnluss  von  neuen  Verkehrs^ 
f^ebietcn,  neuen  Märkten,  Auft;iui'hen  neuer  günstigerer  Anlagcg<  lc;Lren- 
iieiten:  durch  darauf  hinwiikeude  techaisclie  Erfiaduugen,  neue 
BetrieiMSiorgantsationen ;  t)  durch  Kapitalassoziation;  C)  durch  Erreichung 
von  Monopolstellungen,  Kartelle  u.  dgl.,  mit  Üebei  \\  indung  von 
Konkurrenten  dabei  usw.,  während  entgegengesetzte  Umstün<n'  nm- 
gek(.hrt  wirken.  —  17)  Bei  dem  schliesslich  doch  bcstimmendeu  iiauiM- 
einlluss,  der  Individualitat  von  Unternehmung  u.  Unternehmer,  selbst 
heute,  ja  ain  li  LTcrarlr  iicnte  nndir  als  je,  bleiben  auch  immer  so  vi.de 
Verschiedenheiten  im  Kapitalgewinn  wie  im  Profit,  wie  in  den  Kosten, 
in  den  Differentialrenten,  dass  eine  deutliehe  Durchschnittsriditung  des 
Kapitalgew Iinis  sich  schwer  allgemein  u.  halbwegs  gleichm&ssig  durch- 
setzt, jedenfails  nicht  leicht  siclu'r  naclizuwfd.sen  ist. 

f)  Festzuhalten  ist,  dass  die  Höln^  des  tdgentlichen  Zinses  im 
eigenen  Geschält  ein  Ergebnis  von  drei  Momenten  ist:  a)  der  Höhe 
des  volkswirtschaftlichen  Produktioris-Beinertrags,  ß)  des  Urlösies 
für  den  Rohertrag,  eines  Resultats  der  Kämpfe  mit  den  Abnehmern 
(Käufern,  Verbrauchern)  um  den  Preis,  im  Konkurrenzsyst«m  des 
Kanipts  um  die  Höhe  des  Vertra;L:si)reises  der  Produkte,  der 
Verteilung  des  lieiuertrags  zwischen  icapitalistischeu  Untenielimeru 
als  Pi-ofit  einer-,  Arbeitern  als  Lohn  anderseits,  das  dgentliehe 
Verteilungsprnblem,  in  dessen  weiterer  Verfolgung  es  sich  dann  auch 
nocl)  nm  die  Zerlegung  des  Profits  in  Zins  n.  Unternehmergewinn 
u.  um  etwaigen  am  Profit  eri<direndt  u  Abzug  von  Ditferential- 
renten,  zu  eignen  wie  zugunsten  Dritter,  handelt.  Das  ist  vor  der 
näheren  Erörterung  u.  Begründung,  im  Abschn.  §  Ciffl  unten, 
hier  einstweilen  als  isugegeben  anzunehmen. 

2.  Zusammenhang  von  selbsterworbenem  (ursprünglichem) 
Kapitalgewinn  mit  dem  Leihzins,  n)  Soweit  es  sich  beim  Leihzins 
um  den  wichti^^sten  Fall,  der  auch  vornehnüich  für  die  volks- 
wirtschaftliehe Untersuchung  in  Betracht  kommt,  handelt,  nämlich 
nm  den  Fall  des  Darlehens  lür  produktive  Zwecke  an  (prirate) 
Unternehmer,  hat  der  Leibzins  notwendig  eine  dauernde 
Obergrenze  (Maximum)  im  Kapitalgewinn,  welcher  mit  dem 
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entlehnten  Kapital  erworben  wird,  hjtngt  also  insofern  von 
diesem  ab.   a)  Er  mnss  sich  dabei  auch  noch  etwas  unter  dieser 

Grenze  wenijjstens  soweit  haltpn^  dass  für  der.  Enllohnor  ein 
Interesse  bleibt,  das  fremde  Kapital  in  tieioen  Betrieb  hineiu- 
zuziehen. 

Doch  können  hier  die  Dinge  so  verwickelt  lie^n.  dass,  zwar  kaum 
dauernd,  abfr  doch  längere  Zeit,  der  Leihzins  sich  diesci-  Grenze  sehr 
nähert,  sie  auch  wohl  erreicht  u.,  freilich  wohl  nur  ausnahmsweise  u. 
dann  kürzere  Zeit,  sie  selbst  einmal  überschreitet,  z.  B.  weil  u.  wenn 
andere  wirtschaftliche  Interessen,  so  etwa  Aufrochterhaltung  des  Betriebs 
in  grösserem  T^inf:in|]^,  wie  es  nur  die  Benutzung  fremden  Kapitals  er- 
möglicht, eine  so  hohe  Zinsverorütung  rätlich  macheu. 

ß)  Als  Regel  bleibt  dodi  ansanehmen,  dass  der  Leihzins  so 
nach  oben  zu  durch  den  selbsterworbenen  Kapitalgewinn  be- 
grenzt  wird. 

Daraus  folgt,  dass,  wenn  dieser  dauernd  sinkt,  z.  B.  weil  der  iiohu 
als  Quote  vom  Reinertrag  auf  Kosten  des  Profits  steigt,  etwa  infolge 

erfolgreiclier  Arbeiterorganisation  (§67),  alsdann  auch  der  Leihzins 
nie  Vit  ;iiif  der  alten  Höhe  bleiben  kann,  sondern  sich  der 
sinkenden  Kiclitunij  des  mit  dein  fremden  Kapital  erzielbarcn  Gewinns 
anpassen  muss.  (Daher  Irrtum  von  Arbeitgebem,  sich  einer  soleli.  n 
Riclitnn^r  d;uiernd  entziehen  zu  können,  wenn  sie,  wie  sie  gelegentlich 
erwägen  u,  drohen,  „um  die  Scherereien  mit  Arbeitern,  Streiks  usw.  los- 
zuwerden", ihr  Kanital  realisieren,  das  Geschäft  aufgeben  u.  das  Kapital 
auf  Leihzins  ausleihen  [„in  Konsols  anlegen"]  würoen). 

Der  Leihzins  für  andere  Darlehen,  so  an  Öffentliche 
Körper  (Staatj^scbulden),  an  Konsumenten  zu  Verbrauchszwcckeu 
hat  eine  solche  Obeifprenze  da;;egen  nicht. 

Die  Erklärung  dafür  liegt  darin,  dass  dort  nötigenfalls  auf  die  Be- 
steuerung als  Derkimgsraittel  des  Zinses  (auch  für  produktive  Anleihen, 
z.  B.  fürl^isonbahnen)  zurückgegriffen  oder  dm'ch  Beschränkung  anderer 
Ausgaben  Hilfsmittel  herbeigezogen  werden  können;  hier,  beim  ge- 
wöhnichen  Kon?;umtivdarlrbrn ,  ancb  in  letzterer  Weise  i)d(T  durch 
Kealisierung  von  \' ormögensobjekten  des  Schuldners  Dockuugsmittel  zur 
Zinszahlung  beschafft  werden  können.  Der  Zins  des  produktiven 
Darlehens  m  der  (privaten)  Unternehmung  kann  dagegen  regelmässig 
atif  die  Dauer  nur  aus  dem  mit  Hilfe  des  «xeliehenen  u.  sonstigen 
Kapitals  erzeugten  Produkte,  aus  dem  Erlös  dafür  im  Absatz  bestritten 
werden,  weshalb  hier  die  Dauerpreise  dieser  Produkte  entscheiden. 

ö)    Ob    sich    u.   wie   weit    sich   der  Leihzins   auch  ffir 

Sroduktive  Verwendung  des  Kapitals  unterhalb  der  genannten 
[aximalgrenze  halten,  wie  weit  er  sieh  einer  Minimalgrenze 
nähern  u.  auf  welchen  Punkt  er  bich  scli liesblich  stellen 
wird,  hftngt,  wie  in  allen  anderen  Fällen,  von  den  sonstigen  selb.- 
ständigen  Bestimmgründen  des  Leihzinses  (No.  3  unten  S.  334)  ab. 

b)  Reagiert  im  Falle  a  der  selbst  erworbene  Kaj)italgewinn  auf 
den  Leihzins,  so  besteht  doch  auch  unter  Umständen  eine  VV  ecIisel- 
wirkun^:  der  vom  Unternehmer  verauslagte  Leihzins  kann  auch 
nach  seiner  Höbe  unter  die  Produktionskosten  au  rechnen  sein« 
sein  höherer  Stand  diese  Kosten  erhöhen,  indem  pich  der  ihn  auf 
die  Dauer  notwendig  mit  deckende  selbsterworbene  Kapitalgewinn 
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dann  auch  erhöhen  muss  o.  in  dieser  Höhe  sich  in  den  Preisen  der 
Produkte  durchsetzt-n  kann,  nach  den  alljremeineil  Bflgeln  der 
Abhäng;igkeit  der  l)auer])reise  von  den  Kosten. 

3.  Selbständige  bestinimgründe  des  Leihzinses.  Zeitweilig 
tritt  der  Zusamnieuhaug  zwischen  Leihzins  u.  selbsterworbenem 
Kauitalgewinn  »urück  u.  verschwindet  wohl  auch  ganz,  umgekehrt 
anch  jene  Abhängigkeit  des  ersten  vom  zweiten,  es  machen  sieh 
andere  Einflüsse  auf  die  jeweilige  Höhe  des  Leihxinses  geltend, 
die  als  selbständige  Bestimingründe  bezeichnet  werden  können, 
n)  Massgebend  sind  hier  im  allgeiueinen  als  (Inftir  (>iitscheidende 
Umstände:  Angehot  u.  Nachfrage  nach  Leilikupitalien  u.  wieder 
alles  das  an  subjektiven,  auch  psychologischen,  n.  an  objektiven 
Momenten,  was  auf  Angebot  u.  Nachfrage  einwirkt  („Psychologie 
des  Kredits",  §  77).  b)  Hier  bildet  die  Höbe  des  Leihzinses  einen 
Spezialfall  der  des  Preises,  die  des  „freien",  rein  vertragsmässig 
regulierten  einen  solchen  des  Vertrag^spreiscs,  die  des  regulierten 
n.  aatontaüv  bestimmten  (Zinstaxe)  einen  solchen  des  Taxpreises. 
£&  genügt  daher,  auf  die  Preistheorie  zu  verweisen,  bes.  die  Lelu*e 
von  Angebot  u,  Nachfrage  (§  50  unter  A,  S.  222  ff  ).  Nur  wovon  An- 
gehot u.  Nachfragt'  hier  heim  Kapital  ausgehen,  ist  noch  besonders 
zu  verl'ülgeu  (u.  u.  e).  c)  Die  ganze  Sache  verwickelt  sich  in  der 
Geld«  (a.  Kredit-)  Wirtschaft  dadurch,  dass  die  Kapitalien  im  Leih- 
verkehr meist  nicht  in  der  Form  von  konkreten  Naturalgütern  be- 
stimmten Gebrauchwerts,  in  welcher  sie  im  Grunde  im  I^roduktions- 
u.  Konsurationsprozess  gebraucht  u.  verwendet  werden,  sondern  7.n- 
nnchst  in  Geldform  angeboten  u.  ia  dieser  begehrt  oder  nachgefragt 
werden.  Daher  taucht  hier  xuffleich  die  Fra^e  der  Beziehung^ 
zwischen  Geld  (auch  Kredit)  u.  Kapital  auf  (s.  §|  76  u.  80). 

rr)  Ans  dieser  allgemeinen  Frace  sondert  sieh  die  spezielle  ans:  ob 

u.  ovent.  in  welcher  Weise  die  „Geldmenge"  auf  den  Leihzins  ein- 
wirkt, so  auch  bei  Edelmetall,  als  dem  normalen  Geldstoff,  ob  u.  wie 
dessen  Vermehrung^  namentlich  auch  aus  den  Minen  (Bergbau)  u.  dessen 
Verminderung  die  Höhe  des  Leihzinses  beeinflusst,  so  auch  der  Edel- 
metallabfluss  in  andere  Volkawirtschaften,  in  entfenite  Gebiete,  hierhin 
vielleicht  selbst  für  immer  oder  für  unabsehbare  Zeit  (Edelmetallstrom 
in  den  Orient,  nach  Ostasien).  Die  Antwort  lautet  in  beiden  Fällen: 
betreffs  der  Geldmenge  u.  der  Edrhnefallmenn^e:  Ja,  ein  solcher  Einfluss 
auf  den  Leihzins  ist  vorhawlen,  aber  er  geht  nicht  von  dieser  ganzen 
Menge,  sondern  nur  von  demjenigen  Teil  dieser  Menge  aus,  welene  als 
Geidkapital  fungiert  (§75),  aß  des  ,,Kapitals  für  alle  Verwendungs- 
arten", welches  für  die  konkreten  Prodiüctions-  u.  Konsnmtionazwecke  in 
die  konkret  bedurften  Naturalkapitalien  dann  erst  noch  umzusetzen  ist. 
Die  jeweilige  Ergiebigkeit  der  Edelmetallproduktion,  je  nach  den 
^V8h^ungsvcrhältnissen  des  Geldes  oJtT  des  Silbers  oder  beider  Edel- 
metalle  zusammen,  ist  hier  sogai*  von  besonderer  Wichtigkeit,  zumal  in 
der  neuzeitlichen  Periode  der  ungeheuren  Edelroetallnroduktion  seit  der 
Alitte  des  19.  Jahrhunderts,  der  grössten  der  Weltgescnichte,  bei  welcher 
aber  doch  nnch  die  nicht  unbedeutenden  zeitlichen  Schwankungen  sich 
von  Eiulluss  zeigen. 


Digitized  by  Google 


e)  Das  Angebot  von  u.  die  Nachfrage  nach  Leih- 
kapitalien werden  hier  in  ihrer  Totalität  für  die  Einheit  der 
VolkBwiitBehaft  betrachtet  u.  saorleieb  in  dcrjeni^^cn  Gestaltung, 
welche  sie  in  der  Geld-  u.  Kroditw i rtschaft,  speziell  der 
Iieuti^en,  arinelimen.  Audi  die  Fonnulicrun^j^  der  einzelnen 
Punkte  erfolgt  hier  gleich  für  diese  Phase  der  Verkehrewirtschaft, 
womit  die  bezüglichen  Punkte  aus  der  Geld-  u.  Kreditlchre  hier 
antietpieri  n.  bis  zu  einem  gewissen  Grade  erledigt  w^en  (§  76  u.  80). 
Für  clie  Verhftitnisse  von  Angebot  u.  Nachfiiige  in  jedem  Einzoi- 
fallr,  \vn  diese  beiden  Momente  sich  gegenüberstehen,  «rcniict  es 
liier,  auf  die  l^-eistheorie  Bezu;^-  zu  nehmen.  Der  jewcilij^e  Leih- 
zins stellt  sich,  wie  der  Wareunreis,  auf  den  Punkt,  wo  Angebot 
n.  Nachfra^  zur  Ausgleichung  kommen  (S.  222). 

a)  Seite  des  Angebots,  Dieses  geht  von  folgenden  Personen- 
k reisen,  bzw.  ron  folgenden  Kapitalien,  über  welche  diese  Kroise 
verfugen,  aus: 

aa)  Von  den  Besitzern  von  Kapitalien,  welche  aus  Ueber- 
schflssen  des  Werts  der  Produktion  über  den  des  Eigenkonsums  n., 
allg'Pmeiner,  znpfleich  mit  lierücksichtifi^ung  der  Niclit-rnternehmer- 
klassen  (Arbeiter,  Beamte,  liberale  Beruife,  Rentner,  speziell  eigenthche 
Leilikapitalisten),  aus  üeberschüssen  des  Einkommens  Aber  den 
per?;5nl.  Verbrauch  herrühren,  in  der  Geld-  vi.  Kredit  Wirtschaft  meist 
m  die  Geldform  gebracht  sind  u.  von  ihren  Besitzern  nicht  selbst 
produktiv  (privatwirtschaftlich  rentabel)  in  eigenem  Geschäft  (Unter- 
nehmung) oder  sonst  ruitabel  anffcle^  u.  verwendet  werden  können  u, 
sollen  (vulgo:  „neu  ersparte"  Kapitalien);  bb)  von  den  Gesclillfts- 
(Unternenmer-)  Klassen,  welche  zeitweilig  über  grössere  disponible, 
namentlich  dann  wi<-der  in  Geldform  gebrachte,  Kapitalien  verfügen, 
als  sie  für  ilire  Geschäfto  verwenden  wollen  u.  können  (grössere  als  zur 
Geschäftsführung  erforderliche  Kassenvorräte,  Reserven  aller  Art, 
auch  in  Baar,  aus  der  produktiven^  Verwendung  zurGckgezogene, 
nicht  selbst  wieder  darin  angelegte  Kapitalien,  bei  ReaUsierung  von 
Aktiven,  Abwicklung"  von  Goscliäftcn.  so  alljremcin  in  Fällen  vor  u.  in 
Krisen  aller  Art,  auch  für  Spekulatiunsz wecke);  cc)  von  den  Rentner- 
klassen,  welche  auch  ausser  aus  neu  bei  ihnen  gebildeten  Kapitalien 
aus  Realisierungen  von  Kapitalien  in  den  bisherigen  Anlagen 
(Grund-  u.  Hausbesitz,  Hypotheken,  Wertpapiere,  Eöektcu  usw.),  öfters 
bes.  unier  dem  Einfluss  von  Krisen,  von  pohtischen  Momenten,  oder  ssu 
Spekulationszwecken  Kapitalien  disponibel  gemacht  haben  u.  dafür 
wiederneue  Anlagen  suchen;  dd)  von  allen  Gesollschafts-  u.  Berufs- 
ki asson,  welche  aus  gelegentlichen  Verkäufen  von  Gebrauchs-,  bes. 
Nutzvermögensobj«  kt*  u  disponilib's  Kapital  realisieren,  das  sie  eventuell 
nicht  zu  laufender  Bedürfnisbeft'icdigimg,  sondern  zu  Anlagen  als 
(rentierendes)  Kapital  verwenden;  ee)  von  Besitzern  neuer  Edel- 
metallmengen (vielfach  noch  ungcnrägt  oder  in  fremden  MOnzen)  aus 
den  Minen,  Beträge,  die  event.  aucli  zu  l^nbrik  hh  CHortp)  rrprechiiet 
werden  können;  ff)  von  Besitzern  von  solchen  haaren  Kassenmitteln 
in  Geld-  (oder  Kreditpapier-,  bes.  Banknoten-)  Form,  welche  zwar  zur 
laufenden  Verausgabung  für  die  ;i:ewÖhnlichen  Konsumtionsawecke  be- 
stimmt sind,  aber  teilweise  zeitweihjj;  nicht  dazu  verwendet  werden  u. 

Sro  tanto  einstweilen  ausgeliehen  werden  können  u.  worden;  gg)  von 
en  Bentzem  von  solchem  Oeld,  namentlich  Bldelmetallgeld  (auch  in 

A.  Wftf  B«r,  Mi.«Okon.  OnmilriM,  I.AaS.  22 


Digitized  by  Google 


836  « 

ungemünzter  Form),  welches  zu  Zwecken  internationale  rZahlun^en 
boreit^baltcn  wird,  (event.  auch  mit  zur  folgendea  Rubrik  zu  recluirii); 
hh)  von  den  B»  sit7PrD  von  „Horten"  (Iloards,  ein  encHschor  bank- 
technischer Anodnick),  Geldsummen,  welche  zunächst  onne  einen  be- 
Btimniten  Verwendungszweck,  auf  diesen  wartend,  bereit  gehalten 
u.  teilweise  auch  zeitweilig,  untor  Sicherung  ihrer  raschen  VerffifTbarki^it, 
zu  vorfiber^ehender  V'eneihung  verwendet  werden,  ii)  Alle  diese 
Knitalien,  insbes.  die  bei  bb,  ee,  ff,  gg,  hh  genannten,  aber  dfters 
auch  mehr  oder  weniger  grosse  Beträge  der  übrigen  Kategorien, 
wenigstens  zeitweise,  pflegen,  bei  entwickelter  Kreditorganisation  in 
bankniässiger  Weise,  in  Banken  zusammenzuströmen,  hier  dann 
konzentriert  u.  teilweise  wieder  ausgeliehen  zu  werden,  unter 
Bereitlialtuug  eines  fff^wissen  Baarfonds  zur  Sicherung  der  n-oforderten 
Kückzahlung,  erscheinen  also  als  Angebot  von  Kapital,  kk;  Ebenso 
stellen  diese  Kapitalien  ein  Angebot  auf  dem  (teld*  u.  Kredit- 
markt,  auf  den  Börsen,  bes  zwecks  Ankaufs  von  Wertpapieren 
(EfTekten)  dar.  11 )  indem  Banken  ferner,  vornehmlich  in  Banknotenforrn, 
eigene  als  Umlaufsmittol  an  Geldesstatt  fungierende  Kreditpapiere  aus- 
geben, über  den  Betrag  eines  ßaardeckungs-  u.  Einlösungsfonds  hinaus, 
wird  durch  diesen  Ueberscbussbetrag  abermals  das  Leüikapital- 
Angebot  vermehrt. 

Alle  diese  Kapitalien  bilden  das  mögliche  Angebot  Dieses 
bildet  nur  die  äusserste  Obergrense  des  wirkliclien  Angebots. 
Ob  u.  A  irviel  von  ersterem,  wann,  nnter  welchen  Umständen  es  zu 
solchem  wirklichen  Angebot  wird,  li;in;rt  natürlich  von  den  unendlich 
verschiedenen  Umständen  in  der  wirtschattliclien  Lage,  in  den  Kr- 
wägungen,  in  den  Stimmungen  der  zahlreichen  Besitser  ab.  Von 
besonders  starkem  allgemeinen  Einfluss  sind  die  jeweiligen 
Konjunkturen,  je  nachdem  sie  zur  Anlage  anregen  oder  davon 
abhalten. 

ß)  Seite  der  N  acht'rn  ire.  Diese  ','^elit  von  folgenden 
Pcrsononkrciscn  u.  Kategorien  von  Kapitalbedürt'nissen  in  der 
Volkswirtschaft  aus: 

aa>  Von  den  Unternehmern,  welche  fremdes  Kapital  zu  Zwecken 
der  produktiven  Verwendnng  in  ihren  Betrieben,  regelmässig  neben 
ihrwm  eigenen  Kapital,  zu  entleihen  wüusi  hen  (Bedürfnis  nach 
Produktivkredit):  auch  hier  sind  bei  aller  ausserordentlichen  Ver- 
schiedenheit tler  Ein'/elftllle  von  durclischlagend  bestiuiniendem  Kinfluss 
in  unseren  heutigen  Volkswirtscluiften,  nut  entwickeltem  Kredit,  die 
Konjunkturen  m  der  oben  angedeuteten  Weise;  aber  auch,  wie 
individuenweisc  persönliche  Anlage,  Neigung,  Temperament,  zeigen  sich 
völkerweise  Volksch arakter,  mehr  spekmativer,  wagemutiger  u.  mehr 
Ruhe  liebender,  vorsichtiger  Geist.  Koiguug  zum  Rentierleben",  von  Ein- 
fluss; bb)  von  Klassen  n.  Einzelnen,  welche  für  die  laufende 
Bedürfnisbefriedigung  mangels  Einkommens  n.  fentbelirlidien  n. 
realisierbaren)  Vermögens  oder  beider  überhaupt  Kapital  zu  entleihen 
wünschen  (Bedflrftiis  nach  Konsumtivkredit,  wolün  auch  die  l^Üle  des 
Schuldigbleibens  von  Zahlungen  für  tjekanfte  Güter,  Leistungen  Dritter 
gehören:  Arme,  Notleidende,  Verschwender,  auch  ,^rossc  Herren"  usw.) 
cc)  Mit  der  Entwicklung  öffentlichen  SchuTuenwesens  öffentL 
Köiper,  bes.  des  Staats,  der  Gemeinde,  zumal  seit  der  Ausbildung  der 
moaenien  Formen^  der  Anleihen,  der  Wertpapiere  u.  der  Einrichtung 
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von  eigenen  stärkten  fOr  den  Geld-  u.  Kreditvorkehr,  Börsen,  geht 
eine  starke  Nachfrag'o  nach  Kapital  von  diesen  Körpern  <ni<5,  teils 
eine  im  Umfang  schwankende,  aber  oft  grosse  nach  allgemeinen  politischen 
Verhältnissen  (Kriegs-,  I^evolutions-,  Friedenszeit),  tefls  eine  meist  kleine, 
aber  nach  drr  Finanzlafro  ebenfalls  scliwankmde.  f(lr  Deckungen  von 
Dotiziten  im  laufenden  Etat,  teils  mit  der  steigenden  Ausdehnung  der 
öffentlichen  Tätigkeit  auf  verschiedene  u.  immer  mehr,  oft  kostspielige, 
Verwaltungsaufgaben  (Roforni«[i,  Bauten,  Zwecke  der  Heeres-  u.  Flotten* 
v«rwaltung,  Neubewaffntmgen,  Festunersbanton,  Schiffsbauten)  u. 
namentlich  auch  mit  üebemahme  u.  Ausdehnung  materiell-wirtschaftl. 
Zweige,  also  insofern  mit  Entwicklung  der  gemein  Wirtschaft!. 
Organisation  verbundene,  zeitlich  auch  schwankende,  aber  im  ganzen 
sehr  grosse  Kapitahiachfrage  hierfür  (Verkehrswesen,  Eisenbahnen, 
KanSle  u.  vieles  Aehnliche)  (mdflrhiis  naeh  Konsumtiv-  u.  Produkt!  v- 
kredit  speziell  dieser  üffentl.  Körper). 

dd)  In  diese  drei  gi'ossen  Kategorien  der  Nachfrage  ghedern  sich 
andere  Kategorien  teils  ein,  teils  treten  sie  daneben  hervor,  sie  führen 
mehrfach,  wie  anoh  meist  schon  ein  Teil  der  Kapitalnachfrage  nntor  aa 
u.  cc  zur  Festlegung  des  Kapitals,  auf  relativ  lange  Zeit,  zur 
Immobilisierung  des  beweglichen  u.'Verwandlnng  von  um> 
laufen d«^m  in  stehendes  Kapital.    Dazu  gehört  in  der  modernen 
Volkswirtschaft,  zwar  ein  auch  liier  nicht  vöUig  neuer,  aber  ein  viel 
stärkerer  Bedarf  als  jemals  früher,  zumal  ein  auch  oft  auf  kurze  Zeit- 
räume massenhaft  zusammengedrängter,  nämlich  aa)  der  KapitaDtt  darf 
für  Wohnungsbaiifen,  die  Folge  st;ir!:''r  Volksvermehrung,  des  Zn- 
zugs  in  die  Städte,  Industriesitze,  der  t^uahtativ  besseren  Befriedigung 
des  Wohnungsbedürfhisses,  ßii)  der  Kapitalbedarf  fOr  Erbschafts- 
rec  ulierungen  bei  Immobiliennaelilass,   die  Folgf^  des  individiinlist. 
Erbrechts,  ohne  Hcalteilung,  yy)  der  Kapitalbedarf  auch  in  den  nicht- 
geschäftl.  Kreisen  fflr  Beteiligung  an  Spekulationen  aller  Art  u. 
m  den  gcschäftl.  fiir  ebensolche  ausserhalb  des  eigenen  Unternehmens 
u.  dessen  Zwecken  (Fonds-,  Effekten-,  Grundstück-,  HaTis-,  einzelne  Zweipfp 
sell»st  der  Warenspekulation).  dJ)  Der  wieder  stark  von  den  Konjunkturen 
abhängige  Kapitalbedarl  rar  die  Gründung  neuer  u.  die  Aus- 
dt'lmunu    bestellender,    oft   bes.  grosser  UnternehmunfTcn 
( Betriebe),  bes.  in  der  Form  der  Erwerbs-,  namentlich  der  Aktiea- 
gesellschaft,  für  Einzahlung  auf  Aktien,  auf  (PrioriMlts-  u.  andere) 
Obligationen,  für  Aufnahme  von  sonstigen  Darlehen,  im  Gebiete  des 
Bank-,  Versiehenmgs-,  Verkehrswesens,  des  Handels,  der  Industrie,  des 
Bergbaues  u.  Hüttenwesens,  (seltener  ftir  sonstijge  Zwecke,  wie  der 
Land-,  Forstwirtschaft),  wobei,  namentlich  b»'i  \'erkehr8wesen,  Industrie, 
Ber^rbau  usw..  wiedenmi  eine  starke  rinmobilisifrung  von  Kapital,  die 
Verwandlung  umlaufenden  in  stehendes,  stattfindet:  das  Gebiet  des 
modernen  (Wertpapier-  oder  Effekten-)  JBmissionswesens,  hier  fflr 
siilihe  Zwecke,  wie  anderseits  für  die  Anleihezwecke  d<  r  öffentl.  Körpei' 
(unter  cc)  mit  Vermittlung  durch  private  Bankhäuser,  neuerdings  da- 
neben u.  jene,  mit  Ausnalime  der  grössten,  mehr  verdrängend,  durch 
Banken,  bes.  die  sogen.  Effektenbanken,  meist  in  Form  von  Aktien«, 
Kommanditaktitm-  u.  Ge.sellsch.  mit  beschränkter  Haftnn<r.  wobei  aber 
die  Banken  untereinander,  oft  wieder  gruppenweise,  zu  Konsortien 
(^»concems")  u.  dgl.  verbunden  wi  sein  pflegen.  Da  diese  Banken  zu« 
gleich  Sammel-  u.  Konzentrat ionspunkte  für  Kapitalien  (viele  d«  r  unter 
«  beim  Angebot  genannten)  in  ihrem  sogeiu  Fassivgeschäft  sind,  kommt 
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durch  sie  unmittelbar^  innerhalb  ihres  eigenen  Geschäfts,  oder  mittelbar, 
untfM  Ht  reinziehanjf  der  BOrse,  Kapital-Angebot  n.  -Nachfrage  in  Ver- 
bindung. 

y)  Dieses  Gesamt -Kapitalangebot  u.  diese  Gesamt- 
Kapital  nachfrage  reagieren  in  der  ganzen  Volkswirtschaft  auf 
einander  u.  bewirken  to  die  verschiedenen  Bewegungen  des  Leih- 
zinses, bzw.  /iiisfusses.  Aus  der  Aus;j^leicliung  zwischen  ilinen  geht 
die  jeweilige  iStel!nn;r  des  Zin-^fuBscs  In  i  vor,  in  verscliiedener  Weise 
in  den  verschiedenen  Kapitalanlagen,  aucli  unter  Miteinßuss  der 
Btsikoprämie.  aa)  Aber  diese  Reaktion  ist  keine  einheitliche, 
wns  sie  nur  sein  könnte,  wenn  alles  Angebot  u.  alle  Nachfrage 
Hich  in  Einer  Hand  konzentrierte  bb)  In  di("^or  Kichtung  ent- 
wickeln sich  die  Dinge  infolge  der  Kapitalkouzcntration  auf  der 
Angebütseite  u.  der  Konzentration  der  Kreditbedtirfnisse  anf  der 
Nachfrageseite. 

(ca)  Jenes  geschieht  in  der  Form  der  Kapitalassoziation  (bes. 
in  der  Aktiengesellschaft),  in  der  Entwicklung  der  Banken  zu  grossen 
Sauimeh>unkten  des  be\%  eglichen,  spesiell  des  ueldkapitals,  Oberhaupt  in 
ihren  Passi  vgcschäften  (Depositea-,  Noten-,  Obligationen-,  Pfandbrief- 
gesehäft^  der  Entwicklung  des  Versicherungs-,  bes.  des  Lebens- 
versicherungswesens zu  Sammelpunkten  der  Konzentration  von  Versich.- 
prätnien^  damit  z.  T.  der  Kapitalbildung,  auch  z.  T.  in  der  Bildung  grosser 
VermOgfn  bei  einzelurn  Kapital-Rentnern;  ,^.-})  di»'  Konzentration  der 
Kreditbedürtnisse  auf  der  Nachirageseite  vollzieht  sich  auch  imSchulden- 
(Anleihe-) Wesen  der  grossen  Offentl.  Körper,  bes.  der  Gross- 
staaten, der  Grossbetriebe  aller  Art  überhaupt,  bes.  auch  der 
in  .^ktiengespllschaftsform,  auch  in  der  Voreinheitlichunfi  der  Schuld- 
autnahme,  der  ländlichen  u.  städt.  (irund-  u.  Hausbesitzer,  welche  die 

fenossenschalt liehe  u.  erwerbsgesellsehaftlic  lie  ( Jrgiinisation  des  Grund- 
redits  f  Pfandbriefausgabe)  darstellt.  Bei  der  Entwicklung  von  Kartellen 
in  Industrie,  Bergbau  liefft  die  Konzentration  der  Schuldaufnahme  nahe, 
im  Trust  erfolgt  sie  schon  in  nmfessendem  Masse.  Im  Bankwesen 
mit  Verbindung'  von  i)assivem  u.  aktiveni  Kontokorrentgeschäft,  vtni 
allgemeinem  l)epositen-  mit  Wechsel-,  Lombard-,  Reportgeschäft,  im 
Ef  tektenbank  wesen  mit  Verbindune^von  Passi vgesciiäft  (Depositen-, 
Kontokorrent-)  mit  eigenem  u.,  durch  verbindmig  mit  anderen  solchen 
Banken,  auch  mit  fremdem  Eflfekten-Emifsions<resrii;ift  u.  mit  "grösserem 
Etiektenbesitz,  wo  An-  u.  Verkauf  von  Etiekteii  im  selben  Bankgeschäft 
(oder  in  deren  Vereinigung),  selbst  ohne  Benutzung  Dritter  u.  derßC^rse, 
ausoeo-lichen  werden.  Hier  tritt  die  vorerwalint«'  Ausgleichung  von 
Kapital-Angebot  u.  -Nachfrage  innerhalb  derselbeu  einzelnen  Unter- 
nehmung oaer  Gruppe  solcher  ein. 

cc)  Aber  gleichwohl,  solange  die  privatwirtschaftliche  Organisation 
in  ihren  Ghrnndlagen  bestehen  bleibt»  damit  die  Zersplittenuig  der 
Produktion  in  zahllose  individuelle  private  Unternehmungen,  woza 
die  Erwerbsgesellschaften  u.  Genossenschaften  irnnier  noch  gehören, 
damit  auch  der  Verteilung  des  Volkseinkommens  u.  -Verniögens  in. 
'zahllose  private  Kinzeleinkonimen  u.  -Vermögen  von  sehr  ver-^ 
schiedener  Art  u.  Grösse,  über  u.  unter  dem  Xormalbedarf  der 
Uczieber  u.  Inhaber,  —  solange  wird  notwendig-  das  Angebot  von 
u.  die  Nachfrage  nach  Leihkapitalien  iu  zahllosen  £in%eUliilen  sich 


Digitized  by  Googl 


339  -> 


speaiell,  unter  unvermeidlich  verschiedenen,  voni  persönlichen  Leben 
u.  wii*tschaftlichen  Treiben  der  Anbieter  a.  Nachfrager  abhängigen 
Umständen  gegenüberstehen  u.  so  im  individuellen  Fall  zur  Aus- 
gleichung kommen.  DeoigemSss  ergiebt  sich  notwendig  die  indi- 
viduell ver^chiedone  Höhe  des  Leiksinses,  des Zinsfasses 
U.  der  Bewegungen  darin. 

dd)  Aber  ancli  hier  treten  in  der  Masse  der  Fälle  gewisse 
gleichraässige  Gcsamtbe wegnngen  hervor,  welche  für  die 
ganze  Volkswirtscliaft  von  Bedeutung  sind,  die  folgenden: 

Vieles  hier  über  die  zwoito  ii.  dritte  Bewegung  Gesagte  gilt  ähn- 
Hch  auch  für  die  Bewegung  des  ganzen  Profits  u.  des  Unter- 
nehmergewinns  (§62). 

4.  Die  drei  seitliclien  Hauptbewegungsarten  des  Leih- 
zinses ti.  Zinsfasses,  Es  sind  a)  bestandige  kleine  Scliwankuiigen, 
auch  im  selben  Ort  (Geldmarkt),  b)  auf-  u.  absteigende  Bewegungen 
im  Ganzen  in  kürzeren  u.  längeren  Perioden,  u)  s&kuläre  sinkende 
Eichtung,  in  langen  Perioden,  mit  dem  dauernden  Fortschritt  der 
Volkswirtschaft. 

a)  Die  erste  Bewegung  ist  besonders  am  Geld-,  Effekten-  u. 
Warenmarkt  des  Grot^sgescliätts,  an  der  Börse  zu  beobachten, 
namentlich  am  Zinsfuss  für  kurzfristige  Darlehen,  daher  beim  Diskont 
für  Wechsel  (auch  Lombard-,  Keportgeschätl).  Diese  Bewegung 
erklärt  sich  aus  den  bestfindigen  Veränderungen  von  Angebot  Ton 
U.  Nachfi-Äge  nack  Kapital,  speziell  Geklkapital. 

€t)  Beide  stehen  mit  Nachfrage  nach  J^ffekten  (Fonds)  zur  SpekulatioDj 
um  an  Kursdifferenzen  Oewinne  txi  machen,  n.  zur  Anlage,  auch  mit 
Warenankäufen  u.  anderseits  mit  Angebot  von  Effekten  u.  Waren  zum 
Verkauf  in  Wechsel wirkunpr  Von  besonders  grossem  Einfluss  auf 
Huuiigkeit  u,  Höhe  der  Scii wankungen  des  Zinses  sind  d;üher  wieder 
die  Bewegungen  u.  Riehtungen  der  Konjunkturen,  wonach  sich  die 
Spekulationen  aufsteigen  n.  Fallen  der  Kurse  u  Preise  richten,  ß)  Hier 
machen  sich  auch  die  Bewegungen  des  verfügbaren  disponiblen  Geld- 
kapitals geltend,  welche  durch  Zu>  u.  Abströmen  zwischen  den  yer- 
scliiedenen  Geldplätzen,  namentlich  auch  in-  u.  ausländischer,  durch 
Anle^unn  n.  Zurückziehen  von  Ikiarreserven,  Horten,  insbesond.  auch 
von  neuen  Miuenprodukten,  bei  den  heutigen  Währungsverhältnissou 
▼omehmhch  von  Gold,  erfolgen,  y)  Eine  grossere  »Stetigkeit  dieses 
Zinses,  speziell  des  Wechseldiskonts,  wird  1  u  h  Konzentration  des 
Depositen-  u.  Wechsel-Diskonto-Geschäfts  in  grossen,  einen  Platz  be- 
herrschenden Banken  bewirkt.  Diese  Banken,  bes.  die  grossen  Zentral« 
Notenbanken,  pflegen  ihren  Diskont-  n.  T.ombardsatz  nur  in  etwas 
längeren  Zeiträumen,  dann  freilich  öfters  gleich  etwas  stärker,  zu  ver- 
ftndem.   Sie  unterliegen  aber  doch  auch  den  Verändenmgen  des  An- 

f ebots  u.  der  Nachfrage  der  Kapitalien  u.  den  allgemeinen  Bewegungen 
es  Bestands  der  disponiblen  Kapitalien.  Verglichen  mit  diesem 
„Bankdiskont^'  oszilliert  der  „Marktsatz"  („Privatdiskont') 
am  Geld-  u.  Warenmarkt  fast  stets  mehr,  aber  in  kleineren  Sprangen, 
umsomehr,  je  weniger  eine  grosse  Bank  regulierend  einwirkt  (Hamburger 
Verhältnisse  vor  1876,  vor  ^r  Ersetzung  der  alten  Hamb.  Girobank  durch 
die  Rdcbshank).  J)  Der  Dorchschnittszinssatz  (Diskont  usw.)  fttr 
Monate,  Jahre  spiegelt  einigermassen  den  Geschänscharakter  u.  die 
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Geldkapitalbeweming^  des  betreff.  Zeitraums  wieder  u.  steht  auch  wieder 
mit  den  Kursen  der  v^ertpapiere  in  Wechselwirkung.  S.  die  Diskont^ 
u.  Kurstabi  llen  im  Reichsstaüst  Jahrb.,  2.B.  waren  von  1901—1905  die 

Jahresdurclischnitte  in  , 

des  Reichsbankdiskonts  4,0^9,  3,321.  3,887,  4,222,  3,817 
und  Privatdiekonts       3,06,    2,li>,    3,01,    3,14,  2,85. 

hl  1905  schwankte  der  Reich8b.8atz  zwischen  G  u  3,  der  Privaidisk. 

zwischen  5.37.'   ii.  1.7.5  Heim   Dankdiskont  der  das  Geldwesen 

einigermassen  regulierenden  grossen  Zentral-Notenbanken  macht  sich 
übrigens  auch  die  spossielle  Atq^abe,  den  Baarvorrat  hoch  genug  zu  er- 
halten, ^itendj  -Bodara  aus  dem  Stand  dieses  Diskonts  nicht  nur  auf  die 
allgemeine  Bewe^ng  des  Leihzinses  für  kurze  Darlohnsfrist  geschlossen 
werden  kaiui.  Die  spezielleren  Fragen  bezüglich  dieser  ersten  Bewegung 
des  Leihzinses  gehören  in  die  Lehre  vom  Geld-,  Kredit-  u.  Bankwesen. 

b)  Die  zweite  Bewegung  des  Leihzinses  in  sinkender  u. 
steigender  Richtung  in  kürzeren  u.  längeren  Perioden  lässt  sich 
a)  am  Besten  in  den  Zinsfüssen  für  mehr  dauernde  Kapitai- 
veranlagungen,  guter  Sicherheit,  beobachten. 

Daher  am  Zinafoss  für  Hypotheken-Dvlehen  gleichen  Rangs  (1., 
2.  Hypothek),  an  dem,  welcher  aus  den  Durchschnittskursen  von  Wert- 
papieren, bes.  Fonds  mit  festem  Zins  (Staats-  u.  andere  öffentliche, 
Prioritätäobligationen,  Pfandbriefe),  übrigens  bedingt  immerhin  auch  von 
Effekten  schwankenden  Zinsfiisses  u.  spekulativen  Charakters  (von 
Aktien)  berechnet  wird. 

ß)  Auch  der  voi-erwähnte  Jahres-Durchschnitts-Diskonto- 
sats  leitender  Banken  n.  des  offenen  Markts  eignet  sich  indessen 
für  die  Heolaehtung  dieser  zweiten  Bewegung,  z.  T.  sogar,  da  liier 
der  Einfluss  des  vorer'',väliuten  Moments,  der  Fürsorge  für  den  Baar- 
fuuds,  mehr  zurUcktufi,  bes.  gut,  w«il  jener  doch  das  Resultat  von 
grossen  Gesamtbewegungcu  des  Kapitalangebots  u.  der  Kapital- 
nachfrage ist. 

Ein  stärker  stOrender  ümstand  ist  dabei  der  Einfluss  Irr  poli- 
tischen Verhältnisse  (allerdings  auch  auf  die  Rislkoprämie,  die  sich 
aber  eben  schwer  genau  vom  ein^entlichen  Zins  trennen  lisst),  femer  der 
Einfluss  der  Schwankung  der  internationalen  Gdid-Kapitalbewegung  aus 
speziellen  Ursachen,  namentlich  infolge  grosser  in-  oder  ausländ.  AnTeihe- 
operationen,  u.  die  Schwankung  der  Minenproduktion  von  Edelmetall, 
bes.  Gold. 

;')  Die  Bewejrung  zeigt  mehrfach  aa)  grossperlodisclie  Gesamt- 
richtungen in  im  Ganzen  ab-  u.  aufsteigender  Kiclitung  des  Leih- 
zinses u.  bb)  daneben,  innerhalb  dieser  Grossperioden,  wieder  ähn- 
liche kleinperiodische,  leitweilig  daher  den  grossperiodisehen  ent- 
gegengesetzte Bewegungen  u.  z.T.  aach  innerhalb  dieser  Klein«* 
Perioden  n  ieder  ähnliche,  zdtweilig  g^fensfttzUche  Bichtungen  in 
noch  kleineren  Perioden. 

Beispiele.  Genauci-  u.  /.ahlenrniissig  lässt  sich  das  erst  seit 
grösserer  Entwicklung  der  Kreditwirtschaft.  vornehmUch  daher  erst  im 
19.  Jahrh.  u.  am  frühesten  in  den  entw  ii  kelteren  Gebieten,  bes.  in  Eng- 
land, verfolgen.  In  den  MGrossperioden'^  wirken  hier  treilich  allgemeine 
Einflüsse,  politische,  volkswirtschaftliche  Gesamtlage,  mit  ein.  Seit 
90  Jahren  (1815  ff.)  sind  etwa  3  Grossperioden,  jede  etwa  SO  Jahrelang 
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(bis  zur  Gegenwart  die  letzte  gerechnet),  2  sinkender  Richtung  c.  1815 

bis  c.  1H42  u.  c.  lH7.'i  bis  jetzt,  eine  steigender  Richtung,  c.  184.'i  bis 
c.  1873,  in  Deutschland  u.,  wenigstens  ähnlich,  in  ganz  Mittel-  u.  West- 
europa zu  unterscheiden.  Der  Loihzinsfuss  hatte  um  die  Schlusszeit  der 
napoleonischen  Kriegsära  ziemlich  die  höchste  Höhe^  &— 8  erreicht 
Dann  beginnt  eine  lange  Periode  des  Sinkens  des  Zinses,  auf  6,  5,  4, 
äVa^/o»  bis  in  den  Beginn  der  lH4üer  Jahre,  indem  erst  allmählig  das 
Getflhl  der  politischen  Ruhe  sich  befestigte,  das  Wirtschaftsleben  die 
Schläge  der  vorausgegangenen  Zeit  allrnälilich  heilte  u.  sich  langsam 
weiter  zu  entwickeln  annng,  dann  seit  den  1830 er  Jahren  schon  in 
stärkerem  Masse  (Zollverein,  Eisenbahnen).  £ine  neue  Grossperiode 
des  Steigens  des  Zinses,  von  3^.,— 4  auf  4Y2— 5 — S'/j— <>  °  0»  setzte  aber 
seit  Anfang  u,  Mitte  der  40cr  .Tahre  wieder  ein,  unter  dem  Einfluss 
immer  weiteren,  wenn  auch  nicht  ununterbrochenen  Wirtschaftsauf- 
schwungs, industriestaatlicher  Entwicklung,  mit  grossem  Kapitalbedarf, 
auch  fili-  bleibende  Anlagen  (  Eisenbahnen)  u.  infolge  politischer  Um- 
stände (184«  ff.,  1854  01,  Iböyü.,  1066  ff.)  mit  grösserem  öffeutl.  Kredit- 
bedflrfiiiss.  Dies  dauerte  etwa  bis  nm  die  ?eit  nach  dem  deutsch- 
französischen  Kriege,  wo,  nach  Ueberwindung  der  in  verschiedener 
Weise  den  Zinsfuss  beeinflussenden  Umstände,  der  Ueberspekulation,  der 
Krise  u.  lang  dauernder  Erschlailung  (1871  fl.)  wieder  eine  Gross- 
periode sinkenden  Zinsfusses,  von  5'/,  —  4\  2  auf  4,  .'i'/o,  beinahe  3  %, 
eintrat.  Innerhalb  dieser  3  Grossperioden  sind  wieder  Kleinperioden 
kürzerer  I)auer  einer  der  Hauptrichtung  des  Zinses  in  der  Grossperiode 
entgegengesetzten  Richtung  nachzoweisen;  bes.  in  der  2.  u.  3 ,  mehrfiu^ 
untei-  nachweisbarem  Einfluss  bestimmter  konkreter  Umstände  (politischer, 
wirtßchaftlicherK  So  geht  in  der  letzten  Grossperiode  eine  Kleinperiode 
im  ganzen  sinkenden  Zinsfusses  (steigender  Kurse,  bes.  der  guten 
Anlagepapiere  mit  festem  Zinsfusse)  von  Mitte  der  70er  bis  Ende  der 
8üer  u.  Beginn  der  IM)  er  Jahre,  einigermassen  parallel  einer  gewissen 
Lethargie  oder  wenigstens  Verlangsamung  der  gesamtwirtschat'tl.  Ent- 
wicklung. Dann  setzt  eine  bald  swker  werdende  Steigerung  des  Zinse« 
gegen  Mitte  der  ;>0<  r  Jahre  ein,  parallel  einem  ungewöhnnch  grossen 
wirtschaftl.  Aufschwung  in  Deutschland,  bis  gegen  l9ü0,  1901.  worauf, 
als  Begleiterscheinung  wirtschaftlicher  ROckschUigo  u.  ihnen  folgender 
relativer  Stagnation,  wieder  eine,  bisher  im  ganzen  andauernde  sinkende 
Richtung  Platz  greift.  Der  Keich.sbankdiskont  von  1883  bis  1891:  4,  4, 
4,04,  3,17,  3,33.  3.2r),  3,r>(),  4,42, 3,(>7  (Minim.-Disk.),  188«)— 11)05 (Durclischn.- 
Disk.):  3,676,  4,517,  3.77(5,  3.20.3,  4,069,  3.117,  3,13!»,  3,65<3,  3,806,  4,267, 
5,03().  5,333  (Max.  in  1900,  Hochpnnkt  der  Konjunktur),  4,05)9,  3.321, 
(in  19ü2j,  3^7,  4,222,  3,817  %.  Auch  innerhalb  dieser  u.  ähnlicher 
nrOherer  Klehiperioden  sind  aber,  wie  gesagt,  wiederum  mehrfech  noch 
kleinere,  von  kurzer  Dauer,  aber  öfters  doch  einige  Jahre  lang,  be- 
merkbar, wo  die  Bewegung  des  Zinsfusses  in  der  der  Periode  entgegen- 
gesetzten l?ichtung  vor  sich  geht.  In  den  einzelnen  grossen  Staats-  u. 
Volkswirtschaftsgebieten  (Grossbrit,  Frankreich,  Nordamer.,  Russland 
usw.)  stimmen  die  grossen,  kleinen  u.  kleinsten  Bewerrun<!-srichtungen 
unter  einander  u.  mit  der  deutschen  immer  nur  einigermassen  überein, 
weil  spezifische  politische  u.  wirtschaftlidie  Ehiflüsse  in  jedem  Gebiet 
mitspielen,  aber  m  grossen  Ilauptcharakterzügen  u.  in  Konsequenz  welt- 
wirtschaftlicher Zusammenhänge  oesteht  doch  mehrfach  ein  Parallelistnus. 
Eine  Tabelle  f.  Diskont  in  \V  ien,  Petersb.,  Amsterdam,  Paris,  London, 
New  York  fflr  1886-1905  im  Reichastw  Jahrb.  f.  190^  8. 211. 
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6)  Alle  diese  Beobachtiingra  Ähren  cur  Bestätigung  dos  auch 
deduktiv  ableitbaren  Schlusses,  dass  sich  gerade  in  der  Bewci^nnf^ 
des  Leihzinses  Bewegungen  der  volkswirtschaftlichen 
Gesamtentwicklung  abspielen  u.  dass  diese  Bewegungen 
in  Wechselwirkung  miteinander  stehen:  die  Bewegung  des 
Leihzinses  ist  ▼eruraacht  durch  diese  Entwicklung,  begleitet  sie, 
folgt  ihr  u.  wirkt  auch  wieder  auf  sie  anregend,  beeinflussend, 
fordernd,  hemmend,  als  Ursache  u.  Bedingung  ein.  Namentlich  der 
Gang  der  grossen  Konjunkturen,  psychische  hier  mitspielende 
Momente,  die  Bewegung  der  Spekulation,  deren  Uebersehlag  in 
Ueberspekulation  u.  der  letsrteren  Rückschlag  in  Krisen,  deren  all- 
miililiclies  Sich-mildern  u.  Sich-verziehen.  der  Kintritt  relativer 
Ruhezeit,  die;  Erho!nn;r  dof^  WirtschatTtslebens  u.  —  der  Beginn 
des  Reigens  von  Neuem  stehen  in  solcher  Wechselwirkung  u. 
Wechselbedinnfung  mit  der  Bewegung  des  Leihzinses. 

Die  brit  Nat.-Oek.  (J.  St.  Mi  11)  formuUert  diese  Vorgänge  zu  der 
Lehre  «von  der  (pei  iüdisi  lien)  Tentlenz  dt  s  Kapitalgewmns,  auf  ein 
Minimum  zu  sinken":  es  sammle  sich  nach  einer  Zeit  der  Ruhe  (Flau- 
heit) immer  so  viel  neues  Kapital  an,  dass  es,  Anlage  suchend  z\i  den 
bisheriii-en  gflnstifjeren  Bedingt] nf2:on  sie  niclit  ausreicliend  finde,  daher 
sinke  Diskont  u,  Zinsfuss,  stiegen  die  Kurse  der  Wertpapiere,  sei  „kein 
Geld  zu  verdienen*'.  Das  rufe  spekulative  Tendenzen  hervor,  weil  Geld 
(Kapital)  leicht  u.  billig  zu  entleihen  sei,  diese  gingen  bald  weiter, 
rilhrten  zu  umfassenden-r  Spekidation,  wodurch  wieder  Kapital  absorbiert 
u.  in  stehenden  Aulageu  u.  dgl.  festgelegt  werde.  Bala  arte  das  zu 
Ueberspekulation  aus,  wobei  Kapiüil  vergeudet  u.  zerst&rt  werde.  Dann 
steige  Diskont  u  ZinsFuss,  es  entstelle  Kapitalklemme  auf  dem  Geld- 
markt (sorren.  Geldklemmo,  Geldkrise).  Unter  Missbrauch  u.  dann  Er- 
schütterung des  Kredits  schnelle  der  Diskont  empor  u.  in  der  so  ver- 
ursachten Kreditkrise  vollziehe  sich  eine  Liquidation,  die  dann  wieder 
za  einer  nihigeren  Gostaltunp:  hinüberführe,  —  worauf  nach  einiger  Zeit 
ein  ähnlicher  Kroisliiut  b^>gintie.  —  Diese  gauzo  Lohre  ist  auch  eine  der 
Haupttheorien  zur  Erklärung  der  „wirtschaftlichen  Krise".  Aus  der 
neueren  Wirtscha''  l  i  i;hichto,  bes.  Englands,  werden  auch  wohl  Daten 
entnommen,  um  eine  einigermasseniastsudilenmässig  genaue  „Periodizität" 
(c.  8— 10  Jahre)  solcher  Krisen  abzuleiten  (I^IG,  1H25.  1H87,  1847,  1857. 
1866,  1873).  Diese  Lehre  enthält  einen  richtigen  Kern,  aber  sie  sucht 
7.n  vcrwiekelte  Vorgfin^e  zu  sehr  auf  eine  einzige  Hauptur.sach''  7unl<  k- 
zuiuiirenj  eben  auf  die  Bewegung  de«  Zuislusües,  u.  alles  damit  /.u  nun  iia- 
nisch  zu  erklären.  Sie  übersieht  z^rar  nicht  die  Wechselwirkung  zwischen 
wirtscliaftl.  Entwicklung  u.  Bewegung  von  irskont  u  Zinsfuss,  aber 
unterschätzt  die  selbstäudigeu  anderweiten  Momente  in  jener  ll<ntwickiung 
n.  Qberschätzt  die  Abhängigkeit  dieser  letsteren  vom  Zinsfuss.  Manches 
einzelne  Weitere  gehört  in  andere  Lehren,  bes.  von  Geld,  Kredit,  Banken. 
Die  neuesten  Wirtschaftsvorgänge  mit  ihren  Welthandels-  u.  Weltwirtsch.- 
kriscn  u.  mit  mehr  schleichenden  als  akuten  Kiisen  (löTiUf.  u.  seitdem 
mehrfach  in  kürzeren  Zeiträumen,  so  1901  ff.)  fügen  sich  auch  noch 
weniger  genau  in  das  Schema  der  festen  (H  lOjähr.)  Periodizität,  wie 
die  Mteren  Krisen  des  IH.  Jahrh.  Auch  ist  die  Ausscheidung  der  in 
Krisen  sich  stärker  zeigenden  Risikoprftmie  aus  dem  Diskont  u.  Zins- 
fuss zu  Verirleichungen  geboten,  aber  genau  nicht  inöf^licli.  S.  meinen 
Art.  Krisen  im  Rentzschen  Haadwörterb.  d.  Volks wirtsä.  u.  üerkners 
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Art.  Krisen  im  H.  W.  B.  St.  V,  daselbst  Lit  S.  431.  Ueber  Krisen  das 

bevorstehende  Werk  v.  Spitholf. 

c)  Die  dritte  Bewcgun;^  des  Leihzinses,  in  fortschreitender 
Volkswirtschaft  u.  Kultur,  ist  all'jemein  eine  sinkende  Kiclituns^. 
a)  Soweit  die  Kisikoprämiu  mcht  vom  eigentlichen  Zins  aus« 
geseluedeii  ist,  übt  speriell  deren  sinkende  Bichtung  einen  denüichen, 
oft  starken  Einfluss  auf  das  Sinken  des  (rohen)  Zinses  aus,  nach 
Massgabc  der  im  volkswirtschaftlichen  u.  Kulturfortscliritt  ein- 
tretenden Umstände,  welche  die  Kisikoprämie  sinken  lassen  (S.  318 
unter  (j).  Die  hoben  Darlehenszinsen  älterer  Zeiten,  auch  die 
hohen  gesetsüclien,  dnd  überwiegend  solche  des  Konsumtiv-  n. 
speziell  des  Notkredits  u.  haben  eine  bes.  hohe  Kisikoprämie  in 
sich  enthalten,  ß)  Aber  auch  der  eigentliche  Zins  entwickelt  sich 
mit  allen  den  Schwankungen,  welche  die  erstp  u.  zweite  Art  seiner 
Bewegung  zeigt,  in  sinkender  JEUchtung,  aucii  für  Darlehen  im 
Prod&^vkrednv^ehr,  unter  Kanfleuten,  Prodasenten,  sowie  im 
öffentlichen  Kredit  der  Städte  n.  Staaton,  der  immer  mehr  an  Stelle 
der  Kreditaufnalime  der  Fürsten  tritt. 

Von  früher  20,  15,  10  °L,  noch  in  den  letzten  Jahrhunderten  des 
Mittelalters,  mit  zahlreichen  Verschiedenheiten  im  Einzelfall  u.  nach 
Geschäften,  Zeit-  u.  Orts  Verhältnissen,  wobei  meist  «fie  Kisikoprämie 
indessen  stärk  mit  einwirkt,  —  in  einzelnen  Geschäften,  z.  B.  Seenandel, 
Seeschiffahrt  auch  das  Felilen  dos  Versicherungswesens  —  sinkt  der 
normale  Zinsfuss  für  I*roduktivilarlehen  auf  s,  (i,  '),  4,  3  %  vi.  darunter 
seitdem,  in  üöher  entwickelten  Ländern  (Holland.  England)  schon  im 
18.  Jahrh.  Auch  speziell  der  Staatskredit  zeigt  das,  mit  Verschieden- 
heiten nach  der  polifasehen  Zeitlagci  u.  den  politisehen  Verhältnissen 
des  einzelnen  Staats  u.  nach  der  Entwiddung  seiner  Vollcswirtschaft, 
auch  seines  Kreditwesens. 

y)  Die  Bedingungen  u.  Ursachen  dieser  siiknhiren  sinkenden 
Bichtung  des  Zinsfusses,  welche  zugleich  die  Erkhuuug  dafür 
geben,  sind  kompUziertear  Natnr,  lassen  eich  aber  in  der  Haupt- 
sache auf  zweierlei  Umstände  zurückführen,  aa)  einmal  auf 
solche,  Avelche  unmittelbar  auf  den  Darleli  r  nszinsfuss  an  sich 
u.  in  den  verschiedenen  Anlap-n  des  Leihkapitals  einwirken.  Das 
sind  aa)  namentlich  Umstände,  welche  die  Konkurrenz  des  Kapital- 
angebots mit  der  Kapitalnachfivkge  zu  Zwecken  der  Anlage  von 
Leihkapitalien  u.  die  Ueberholung  dieser  Nachfrage  durch  jenes 
An^'f'!int  hetrerten;  ferner  ßft)  solche  Umstände,  welche  sich  atif 
die  Kreditorjranisation,  namentlich  die  hankmässige  u.  auch  die 
Organisation  des  Geld-  u.  Kreditmarkts,  bes.  der  Börsen  als  solcher 
M2irkte  bexiehen.  Sodann  kommen  bb)  Umstlinde  hi  fietracht, 
welche  mittelbar  anf  den  Darlehenszinsfuss  einwirken,  nämlich 
durch  das  Medium  des  selbstsinkenden  selbsterworhcnen  (Ur- 
sprung! iciien)  Kaj)italgewinns.  Das  Sinken  dieses  Gewinns  beruht 
wieder  auf  zwei  Momenten,  aa)  aut  der  geringeren  Ergiebigkeit 
des  Kapitals  besw.  anf  der  geringereu  [>rivatwirt8(£afUichen 
Produktivität  der  das  Kapital  benutzenden  Arbeit  im  Produktiona-  u. 
Abaatsprosesfl,  eine  allgemeinere  Frage  im  Gebiete  von  Produktion, 
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Absatz,  Preis  n.  Erlös,  n,  ßß)  auf  der  fttr  den  Eafntalisteii  idcH 

tingünstiger  gestaltenden  Verteilung  des  Produktions-Reinertrag» 

zwisclu'ii  ihm  u.  flou  übrigen  Hetc.ilifi^fpn,  bps.  den  Arlx'itcrii.  Hier 
geht  daher  die  Frage  des  Bäk4il;^n;n  Sinkeus  des  Leibzia&es  in  das 
allgemeine  Verteilungsprobleiu  übor. 

Zu  aa,  u(c:  Die  Steigerung  des  Kapitalangebots,  die  Folge  der 
Eapitalvermebrung  in  solcnen  ICreisen  (Bentnem  im  weitesten  S.), 
welche  ihr  Kapital  nur  im  Wege  der  Verleihung  gegen  Zins  nutzbar 
für  sich  machen  wollen  oder  können,  erklärt  das  Sinken  des  Darlehens- 
zinsfusses  nicbt  ausreichend,  weil  ihr  eine  ähnliche  Steigenmg  der 
Nachfrage  nach  Leihkapital  für  Benut/unjii  in  der  Produktion  u.  in  der 
Veranlagung  der  <><Tentl.  Köroer  gegenübersteht.  Aber  eine  Ueber- 
boIuDg  der  Nachfrage  durch  aas  Angebot  muss  doch  im  ganzen  statt- 
finden, sonst  würde  die  Dauerrichtung  des  Leihzinses  eben  nicbt  die 
säkuläre  sinkende  sein,  wie  die  Tatsachen  sie  erweisen.  Indirekt  macht 
sich  aber  auch  hier  der  EioÜuss  der  sinkenden  Richtung  des  Kapital* 
gewinna  im  Geschäft  selbst  (bb)  geltend.  Zu  aa,  ßß:  Die  Kredit- 
Organisation,  bes.  die  bank-  u.  börsenmässige,  beseitigt  •  ntrunsten  des 
Kreditnehmers,  des  Schuldners,  wie  manche  der  zinssteigernden  Risiko- 
momente,  so  Ausbeutungsverbfiltnisse  u.  dgl.,  welchen  er  un  indtvidueBeii 
Kreditverkehr  leichter  anheim  fällt,  aber  ebenso  auch  zugunsten  des 
Kreditgebers  Arbeits-,  jMühe-.  Opfermomente,  welche  diesen  zu  höheren 
Zinsforderungen  nötigeu.  Sie  iuiigiert  mit  wie  eine  Vefsichenmgs- 
einrichtnng,  welche  dem  KapitaUsten  höhere  individuelle  Risikomomente 
abnimmt  u.  an  ihre  Stelle  ein  kleiner rs  nurchschnittsrisiko  setzt,  was 
wieder  auf  die  Risikoprämie  im  Leihzins  ermässigend  einwirkt. 

Zn  bb,  «€t:  Mit  der  Entwicklung  der  Prodtunion  n.  des  Absatzes, 
im  in-  u.  ausländischen,  im  volks-  u.  weltwirtschaftlichen  Verkehr  A  erengt 
sich  mehrfach  die  ( relegenheit  zu  bes.  günstigen  Produktionen,  Absatz- 
bedingungen, fallen  doch  manche  solche  rechtliche  u.  faktische  Monopol- 
stellungen fort  oder  verlieren  an  Stärke,  unter  denen  produziert  u. 
abgesetzt,  Preise  dabei  (u  z.T.  auch  beim  ]i*^sijiroken  Einkauf.  z.B. 
im  Handel)  bestimmt  werden  und  vermindern  sich  so  die  Gewinne. 
So  hoher  Gkiwinn  im  Alteren  KoIoniaV.  von  privilegirten,  mächt^en 
Handelsgesellschaften  V  ptriebenen  Handel  [portugies ,  span.,  hoUänd., 
englischer],  in  der  industriellen  Produktion,  solange  diese,  wie  infolge 
vorgeschrittener,  anderswo  noch  nicht  erreichter  Technik  u.  Betriebs- 
oi^anisation  eine  Art  3Ionopolstellung  besitzt,  im  Liland  ^egenfll>6r 
anderen  heiinipchen  Konkurrenten,  im  internationalen  Verkenr  gegen- 
über der  Produktion  anderer  Länder,  wie  die  englische  seit  dem  Aus- 

Jraog  des  18.  bis  gegen  Mitte  des  W.  Jahrb.  eine  Art  Monopolstellung^ 
latte.  Für  die  Produktion  kann  Verteuerung  der  natürlichen  Kosten 
(Bodenprodukte!)  auf  den  Reinertrag  u.  damit  auch  auf  den  Kapital- 
ewinn  nachteilig  einwirken,  ohne  sichere  Kompensation  durch  techn. 
etriebsorganisatorische  Fortschritte.  Für  den  Absatz,  die  Preise  der 
Sachen,  den  Erlös  daraus  wirkt  wieder  steigende  Konkurrenz  der  Ver- 
käufer ungünstig  ein,  wie  auch  Fortschritt  in  Kenntnis,  Intelligenz, 
RiQirigkeit,  Streben,  seinen  Vorteil  wahrzunehmen,  Unabhängigkeit 
Organisation  auf  der  Seite  der  Käufer  der  Produkte.  Dadurch  werden 
die  Preise  gedrückt  u.  damit  der  Profit  u.  in  ihm  der  Kapitalffewinu. 
Das  Hilfsmittel  dagegen  sind  die  Organisationen  der  An^botsette,  die 
Kartelle  usw.,  w'elche  ja  vornehmlich  auf  Steigerung  u.  Hochhalten  des 
Profits  u.  Kapitalgewmns  hinausgehen  (S.  S^5).  Ob  diese  meist  erst 
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neueren  Einrichtungen  die  säkuläre  Dauerrichtung  des  Kapitalgewinns 
zum  Sinken  end^lti^  hemmen  können,  muss  abgewartet  werden.  Die 
ganze  Frao;c  vom  Sinken  \<m  Zins  u.  Gewinn  geht  hier  aber  wieder 
in  die  Fragen  der  Preistheorie  mit  über.  Im  Wegfall  u.  der  Ermässigung 
froher  höherer  Gewinne  aus  MonopolverhSltnissen  liegt  Wegfall  u.  Er^ 
milssigung  von  Renten  u.  rontonartigen  Elementen  wie  im  Preise  so  im 
Probt  u.  Kapitalgewinn  mit  vor,  Reaktionen  auf  die  Dauerrichtimg 
auch  des  Leihzinses  stehen  damit  in  Verbindung,  weil  sie  auf  die  Be- 
dingungen einwirk«!,  unter  weldien  die  Nachvage  nach  Leihklipital 
sich  geltend  macht. 

Zu  b,  ßß:  Das  praktisch  bedeutsamste*  ti.  für  die  prinzipielle 
Seite  der  Frage  wicDti|i;8te  Moment,  auch  die  eigentlicli  soziale 
Seite  des  ganzen  Problems  der  sinkenden  Richtung  des  Zinses 
bleibt  aber  doch  die  für  den  Kapitalisten  ungünstiger 
werdende  Verteilung  des  Produktions-Kcinertrags.  Ein- 
mal znp^unsten  der  Unternehmer  (auch  Grund-  ii.  Haus» 
eigentiimer),  sodanu  aber  namentlich  zugunsten  der  Arbeiter. 
Im  ersten  Fall  ist  wieder  Kreditorganisation,  dadurch  ver- 
besserte u.  auch  sonst  sich  hebende  ökonomische  u.  soraale  Maeht'^ 
Stellung  der  Unternehmer  (Grossbetriebe!)  von  Einfluss,  indem 
sie  diese  Personen  n.  Klassen  in  die  Lage  setzt,  mehr  dfTn  I^cih- 
kapital  die  Bedingungen,  unter  denen  es  zur  Anlage  übernommen 
u.  verzinst  wird,  zu  diktieren,  wenn  auch  unter  notwendiger  Be- 
rticksichtigung  der  Marktlage,  als,  wie  früher,  sie  Yon  ihm  diktiert 
zu  bekommen.  Dadurch  steigt  der  Unternehmergewinn  u, 
dessen  Quote  auf  Kosten  des  Zni<!os  n.  dessen  Quote  Im 
Profit:  eine  besonders  wichtige  Erscheinung  im  Leihzinso  aller  Art 
in  der  neueren  Zeit,  aber  überhaupt  seit  dem  Beginn  grösserer 
Kreditoiganisation  u.  stfirkerer  Konkurrens  der  Kremtgeber. 

Anleihen  aufnehmende  Aktiengeseltschaftent  „Landschaften"  u. 
andere  Hypothekc'nl)anken  mit  ITandbriefausgabe,  Banken  überhaupt, 
auch  Sparkassen,  Banken,  w  eiche  öjETentliche  Anleihen  u.  Kreditaufnahmen 
von  privaten  u.  Asscwiations-Grossbetrieben  Termitteln,  auch  Lftndliehes 
Oenossenschaftswesen  u.  dgl.  m. 

Der  zweite  Fall,  das  Sinken  des  Zinses  zugunsten  dep 
Arbeiter,  vollziolit  sich  geschichtlich  auf  verschiedene  Weise.  Ganz 
im  allgemeinen  durch  soziale  Hebung  der  Arbeiterklasse,  eventuell 
yerbniulen  mit  humanerer  Auffiissung  des  Arbeitsrerhfiltnisses  und 
daraus  hervoi^ehende  Billigkeitserwägungen  Seitens  des  Arbeit- 

febere,  so  schon  beim  Uebergang  der  Skia v pro i  in  mildere  Formen 
er  Abhängigkeit  u.  von  da  zur  persönüclM  n  J  Veiheit.  Steht  der 
Arbeitslohn  (auch  der  Betrag  der  üuterhaitäkosten  für  unfreie 
Arbeiter)  etwa  nur  eben  auf  jenem,  anniihemd  absoluten  Ifinimum, 
welches  zum  Unterhalt  notwendig  ist  u.  wenigstens  dauernd  nicht 
wohl  unterschritten  werden  kann  (§  61).  so  muss  jede  Verteuerung 
dies<'r  Unterhaltskosten,  z.  B.  für  Krniihrung  (Getreide-,  fV-^tpreise) 
den  i^ühu  (die  vom  Unternehmer  notwendig  zu  deckenden  niuauialöa 
Unterhaltskosten  des  Arbeiten)  steigern.  Kann  diese  Steigerung 
nicht  mittelst  Erhühung  des  Freises  des  Arbeitsprodukts  auf  den 
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Käufer  dieses^  den  Konsamenten,  gewällt  werden,  so  muss  der  Profit  u. 
darin  eventuell  auch  der  Zins  sinken.  Die  allmähliche  Verteuerung 
der  Unterhaltskosten  der  Arbeit  im  Laufe  der  geschichtlichen  Ent- 
wicklung möchte  diese  Wirkung;"  mit  gehabt  haben.  Direkt  auf  Kosten 
von  Profit  u.  Zins  als  C^uote  vom  Reinertrag  steigt  aber  der 
Arbeitslohn  als  Quote  von  diesem  bei  erfolgreicher  Organisadon 
der  Arbeiter  zum  Kampf  um  den  I^bn  als  solchen  Kifuueiianteil 
bei  nach  den  Produktinnsverhältnissen  unmöglicher  oder  nur  teil- 
weise gelingender  Vermindeninp:  Her  natürlichen  Produktionskoston 
u.  bei  nach  den  Absatz-  u.  dadurch  bediugi&n  Prcisverhäitnissen 
ebenfklls  unmöglicher  oder  nur  teilweise  gelingender  Erhöhung  der 
Absatzpreise  der  Produkte.  Je  mehr  den  Arbeitern  als  Klasse 
daher  ihre  soziale  Hebung  gelingt,  sie  auch  von  der  öffentlichen 
Meinung  unterstützt  werden,  soziale  ihnen  <i^ÜMSti;;e  Anschauungen 
bei  den  besitzenden  u.  höheren  Klassen  durclidringen,  desto  mehr 
wird  sich  ibr  Binkommen,  wie  ihre  mnse  ökonomische  Lajge 
(Arbeitsceit!  usw.)  mehr  oder  weniger  au?  Kosten  ihrer  Arbeit- 
geber verbessern.  Das  kommt  dann  speziell  den  Kapitalisten 
gegenüber  auf  Krniässigung  des  Zinses,  Unternehmern  gegenüber 
auf  solche  des  UnternehmcrgewinnSi  allen  Arbeiter  (so  auch  Dienst- 
boten) beschäftigenden  Klassen  u.  Personen  gegenftber  auf 
mfissignng  ihres  ßinkommens  bzw.  in  vielen  Fallon,  was  die  gleiche 
Wirkung  hat,  auf  grössere  Belastung  dieses  Einkommens  mit  L«>linen 

Si.  B.  für  Dit'Dsthnten)  hinaus.    Alle  diese  Umstände  erklären  wohl 
ie  sinkende  liiclitung  des  Leihzinses  wie  des  ursprünglichen  Kapital- 
gewinns im  Laufe  der  gescbichtliehen  Entwieklung  von  Knlturv^lKem. 

Der  einzelne  Kapitalist  und  die  Kapitalisten  als  Klasse  erleiden 
relativ  aus  dem  Sinken  d»'S  Zinsfusses  notwendig  Nachteil.  Ihr 
absolutes  Zinseinkomraen  braucht  aber  nicht  oder  doch  nicht  in 
gleichem  Hasse  zu  sinken  u.  tut  das  auch  gewöhnlich  nicht,  ja 
nimmt  noch  eu,  weit  das  Gesamtkapital,  welches  Zinsen  gibt,  wäishst 
u.  oft  relativ  stärker  als  der  Zinsfuss  f>illt. 

{\  Die  Bildung  des  Preises  (Kurses)  von  Zinsrenten- 
objekten (üentenfonds,  Wertpapieren,  Häusern,  Grundstücken, 
Geworben  u.  dgl.  m.)  mit  festem  oder  wcchseindeui  Zinsertrage. 
Auch  hier  ist  1.  die  Gestaltungstendens  des  ^Dauerpreises^  u. 
2.  die  Gestaltung  des  jeweiligen  Preises  zu  unterscheiden. 
1.  Auf  die  Dauer  hat  der  Preis  ^Kurs)  das  Streben,  sich  auf  den 
Betrag  der  Kapitalisierung  des  Ertrags  gemäss  dem  Verhältnis 
zwischen  diesem  u.  dem  landesüblichen  Zinsfusse  zu  stellen,  unter 
Bertteksichtigung  aller  Umstände^  welche  die  Sicherheit  u.  Be- 
quemlichkeit der  Anlage,  die  Risikoprttmie,  die  mutmassliche 
Festigkeit  des  hi^ln^rigen  Zinsertr<ägnisses  in  Zukunft,  die  Richtung 
u.  das  Mass  einer  zuküntiigen  Veränderung  dieses  Erträgnisses  u. 
des  landesüblichen  Zinsfusses  betreifen.  Für  je  sicherer  u.  je  mehr 
für  dauernd  in  derselben  Höhe  bldbend  das  ZinsertrSgnis  u.  die 
Höhe  des  landesüblichen  Zinsfnsses  gilt»  desto  genauer  wird  nach 
dem  Masastab  des  letsteren,  so  bei  guten  Bentenpapieien,  HSoaem 
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Btabilöu  Ertrag;  je  mehr  unsichere  u,  schwankende  Zinberträgniböc 
in  Betracht  kommen,  sa  de^to  hdheirem  Zinsfoss,  atoo  mit  niedrigerem 
Multiplikator,  wird  kapitaliBiert,  so  bei  Aktien.  Bei  Aussicht  auf 
steigende  Zins-  (u.  sonstige,  bes.  Grund-)  Rente  des  Objekts  u.  auf 
Sinken  des  landesüblichen  Zinsfusses,  wird  nacli  niedrif^crem,  in 
mngekehrteni  lall  nach  höherem  Zinsluss  kapitalisiert,  so  dort  der 
Yoranssiehtiiche  Gewinn,  aneh  am  RentenoDjekt  selbst,  hier  der 
voraussichtliche  Verlust  mrizipiert.  Die  allgemeine  Richtung  der 
Rentabilitats-  u.  Zinst'usskonjunkturen  kommt  so  im  Preise  oder 
Kurse  des  Objekts  zur  Geltung.  2.  Diejenigen  Zin8rentenobjekt(\ 
welclie  leicht  u.  oft  ihre  Besitzer  wechseln,  so  mobilisierte 
Werte  werden,  wie  die  Masse  der  Wertpapiere,  namentlich  der 
Börsenpapiere,  vielfach  in  der  neueren  wirtschaftlichen  Entwicklung 
aber  auch  selbst  Immobilien,  ^vie  städtische  Baustellen,  ZinsliJinser, 
einzelne  ländliche  Grundstücke,  selbst  ganze  Land;j:utei",  ertuliren 
eine  häufigere  u.  stärkere  Veränderung  ihres  jeweiligen  Kurses 
u.  Preises  unter  dem  Einfluss  rascher  wechselnder  Konjunkturen  n. 
davon  bestimmten,  wie  selbständig,  einsetzenden  Spekulationen 
auf  Steigen  u.  Fallen  des  Preises  u.  Kurses  selbst.  Da  werden 
dann  wieder  An  jobot  u.  Nachfrnge  u.  deren  Veränderungen  zu  je- 
weiligen Bestiuaii^iünden  von  Kurs  u.  Preis,  nach  der  allgenieiueu 
Preistheorie.  Das  Streben  geht  dabei  nicht  so  sehr  auf  Gewinn  ans 
dem  Ertrag  des  Objekts,  als  auf  solchen  aus  seiner  Preis* 
differenz  selbst.  Bleiben  dabei  auch  die  unter  1  angedeuteten 
Umstände  <lie  dauernd  massgebenden  für  den  Preis  u.  Kurs,  so  be- 
wirken solche  Spekulationen  doch  Abweichungen  u.  bei  dem 
starken  Mitspiele»  von  Ungewissheitsmoroenten,  in  Betreff  zu- 
künftiger Erträge  u.  Preisstellungcn,  awdi  von  allgenn  in*  r  Lage 
des  Geld-  u.  Kapitalmarkts,  den  Zinssätzen,  für  kurze  Zeit  (Diskonto, 
Lombard,  Report)  auch  Abweichnng-en  von  mehr  oder  weniger 
Stärke  u.  Dauer.  Aber,  wie  die  Produktionskosten  im  Dauerpreise 
der  Waren,  setxt  sich  das  Verhältnis  Tom  Zinsertrag  u.  landes- 
üblichem  Zinsfuss  im  analogen  Dauer-Preise  u.  Kurse  der  Zins- 
rentenobjekte immer  wieder  durch. 

D.  Zur  Ziu^poiiH k.  Zinsgesetse.  Zinstaxen.  Fragen 
allgemeiner  (iewinuregulierung. 

S.  meinen  Aufs.  Kredit  im'  Schönbergschen  Handbuch  I,  S.  446  ff., 
woraus  Folgendes  ein  Auszug.   Lit.  eb. 

1.  Zinspolitik  betrifft  lediglich  den  Leihzins  (u.  ihm  verwandte 
Fälle),  nicht  den  selbst  erworbenen  Kapitalgcwinn.  Auf  diesen 
wirkt  eventuell  eine  entsprechend  gestaltete  Preispolitik  mit  ein 
(S.  266  ff.).  2.  Zinspolitik  ist  einer  der  ältesten  Fälle  staatlicher 
regulierender  Wirtschaftspolitik  überhaupt.  Ihre  Geschichte  durch- 
zieht die  .Talirtauseude  bis  zur  Gegenwart,  auch  bei  den  ersten 
Kulturvölkern:  eiu  liistoriBclier  Induktionsbeweis  für  eigenartige 
Sacldage  auf  dem  Gebiet  de»  Leihzinses  u.  für  eine  ge^nssc  innere 
Bf  rechtigung  u.  Notwendigkeit  einer  solchen  Politik.  3.  Zinspolitik 
fkllt  beim  Leihscins  gans  in  das  Gebiet  des  Kredits.    Die  su  ihr 
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gehörigen  recbtlichen  Nonnen,  regelrnüflsig  in  Form  gesetsBcheu 

Kechtg,  das  sogen.  Ziusrecht,  Zinsgesetze,  gehören  sum  Kreditrec^ht. 
Sie  sind  zunächst  jtrivatrechtlichor  Natur.  Aber  mit  ihnen  ver- 
binden sich  häuttg  öti-atrechtlidie  Normen,  mif  Strafen  bedachte 
Verbote  von  Vcrletzun>;en  de«  Zinsrechts.  4.  Die  Verletzung  der 
besügliehen  Normen  wird  oft  Wucher"  genannt,  hier  dann  ein 
RechtsBegritt*  (,.Zin8-  u.  Wucherrecht"),  wi^lcber  mit  einem 
etil  i  sehen  Begriff  Wucher  in  Verbindung  steht,  ohne  dass  beide  eich 
genau  decken. 

5.  Die  wichtigsten  iSorinen  des  hierher  gehörigen  Kreditrechts 
sind  a)  Zinsverbote  überhaupt,  in  Sitte,  Reugion  (speadell  christl.) 
aufgestellt,  Tom  Recht  (oltröni.,  kanon.)  übernommen;  b)  bei  recht- 
licher Zulässigkeit  von  Zinsen  i'ncuorcs  Recht,  nach  AtiI  ]ipbnTi<r  oder 
Obsolet-werden  der  Verbote),  ;j:es('tzlic-lie  Bescliränknngcn  der  Vertraf:;8- 
IVeiheit  a)  hitiBichtiich  der  Hübe  der  Zinsen:  Ziustaxeu,  autoritative 
(gesetzliche)  Festsetzung  eines  unOberschreitbarenMaximalzinslusses 
rür  Darlehen  u.  andere  kreditierte  Forderungen,  eines  allgemeinen^ 
g-lcicli  linlien  ''7..  W.  4.  5,  6  pC't.),  oder  auch  eines  ftir  Darlelieri  unter 
gewissen  i^ei-sonen,  im  gewisse  Glf(ubi<;er,  fiir  gewisse  Schuldner, 
auch  für  gewisse  Darleheus%wecke  verscliicdea  hohen  Zinsfusses 
(z.  b.  fttr  kaafmUnniscfae  u.  andere  Darlehen);  ß)  hinsiehtlidi  etwaiger 
sonstiger  Bedingungen  des  Darlehens  (z.  B.  Verbote  oder  Be* 
schriinkungen  von  Konventionalstrafen  des  Schuldners  bei  ver- 
Sfäumter  Rückzahlung  des  Kapitals  oder  Zinszahlung  u.  a.  m.). 
Weiter  gehören  hierher  c)  gesetzliche  Bestimmungen,  event.  ohne 
Zinsmaxininm,  wonach  ein  l&editgewhSft  wegen  der  Urostfinde, 
unter  denen  es  zu  stände  gekommen,  für  ganz  oder  teilweise 
rechtsungiltig  u.  unklagbar,  ••vrnt.  auch  ftir  strafbar  erklart 
wird,  soweit  es  ein  sigen.  „verhülltes  '  oder  „verschleiertes""  Leih- 
geschiift  sei,  bei  welchem  die  „wucherliche*'  Ausbeutung  des 
Schuldners  diesem  verborgen  bleibt  oder  weil  eine  Ausbeutung  der 
Notlage,  des  Leichtsinns,  der  ünerfahrenheit,  auch  der  Verstandes- 
sch  weiche  u.  Gemütsaufregung  des  Kreditnehmers  durch  Ausbedingung 
von  Vennogonsvorteilcn  vorliegt,  welche  mit  dei"  Leistung  des 
Kredi^ebers  im  Ifissycrhältnis  stehen  (neuestes  nach  Aufhebung  von 
Zinstaxen  infolge  ungünstiger  Erfahrungen  wieder  erlassenes  Hecht, 
neuestes  deutsches  v.  1880).  d)  Auch  noch  andere  Bestimmungen 
gehören  mit  hierher,  z.  B.  dass  rückständige  Zinsen  einstweilen  nicht 
über  den  Kapitalbetrag  anwachsen  dürten,  Zins  aut  Zins  nicht  ge- 
nommen weraen  darf  u.  a.  m.  e)  Als  eine  schwerere  Art  des 
Wuchers,  die  dann  auch  schwerere  Strafen  treffen,  gilt  mitunter  der 
gewerbs-  u.  gewohnheitsniässig  betriebene  (so  auch  im  neuen  deutschen 
Recht),  f)  Kine  Ausdehnung  über  das  Gebiet  des  sogen.  Kredit- 
wuchers,  in  den  vorausgehenden  Fällen,  bildet  die  Einbeziehung 
Ton  anderen  zweiseitigen  Rechtsgeschäften,  welche  gleichen  wirt- 
schaftlichen Zwecken  mit  dienen  sollen,  wie  Darlehen,  in  das 
Wucherrecht,  bes.  gewisse  Geschäfte  im  ländlichen  Verkehr 
(Deutsches  Ges.  v.  189ä).   !Nicht  zu  diesen  Gesetzen  gehört  die  Be- 
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Stiinmzng  über  den  geeetzlicliea  ZiugfusB,  bei  Verzugszinsen  u.  dgl. 
6.  Zu  &n  Bechten  des  durcli  YenitoBs  gegen  «olefie  Gesetze  ver^ 
letzten  Schuldners  kann  Anspruch  auf  Ungiltigkeit  des  Geschäfts, 
auf  Rückzahlung  des  überhaupt  oder  gegen  die  Zinstaxe  Znviel- 
gezahlten  gehören  11.  dj^l.  m.  Die  Strafen  können  Geld-,  Ehren-, 
auch  Freiheitssti-afen  sein. 

Weiteres  Einzelne,  auch  Ober  Gescliichto  des  Zinsrechts  n.  Aber 
die  neuesten  „reaktionären"  Gesetze,  Ober  Vcrbrcitunpc  von  Wucher,  in 
ländl.  Verhältnissen  u.  sonst  s.  a.  a.  0.  u.  in  der  da  u.  oben  S.  315  gen. 
Lit.,  sowie  in  der  Prakt.  Nat.-Oek.  (Kreditwesen,  audh  ländliches,  Buchen- 
berger  Agrarpolitik).  Hier  in  der  allgem.  u.  tlieor.  Nat.-Oek.  handelt 
es  sich  nur  um  die  prinzipielle  Seite  der  Frage. 

7.  liebliche  Begründung  von  Zinsgosetzen,  n)  Sie 
treten  öfters  in  primitiven  Wirtschaftsverhältuisseu  auf  bei  G-cgcn- 
sata  von  Besitzenden  u.  Nichtbesitsenden,  bei  Notlagen  der 
letzteren,  wo  fast  nur  Kreditbedürfnis  für  Konsumtionsswecke  be- 
stellt, u.  erhalten  sich  dann  lange,  auch  wenn  ncbeii  diesen  Ver- 
lialtnissen  andere  sich  entwickehi,  wo  es  sich  mit  um  Produktiv- 
kredit-iiedürfnisse  bandelt,  b)  ihre  Erklärung  u.  Beginindung  liegt 
dort  a)  Ökonomisch  in  der  Gelegenheit  zur  Ausbeutung  von  Not  u. 
Armut,  in  der  meist  nicht  produktiven,  sondern  rein  konsumtiven 
Verwondiin«:  von  Darlehen,  wodurch  nicht  neue  Werte  g-escbafFeii 
werden  u.  wobei  schon  die  Ivückzablung  des  Kapitals  meist  schwierig, 
die  Zahlung  von  Zinsen  noch  schwieriger  ist,  weil  sie  aus  unsicherem 
u.  für  die  Konsumtion  gebundenem  sonstigen  Erwerb  erfolgen  muss 
u.  so  meist  die  Notlage  noch  Kteigeit;  ß)  ethisch  (auch  religiös) 
in  der  AnfTassnng  des  Darlehengebens  an  Arme  als  pflichtniässiges 
Werk  der  Bannherzigkeit,  c)  Eine  relative  psychologisclie  u. 
praktische  Rechtiertigung  von  Zinsgesetzen  wird  dadurch  in  solchen 
Verhältnissen,  daher  namentlich  bei  Konsumtivkredit,  geliefert 
d)  Ab«r,  von  den  unten  behandelten  prinzipiellen  Bedenken  selbst 
abgesehen,  verbleiben  doch  aneh  hier  praktiselie.  Bedenken,  dass 
nämlich  der  Erfolg  solcher  Gesetze  unsicher,  ihre  tnnelialtung  oft 
schwierig  zu  kontrolieren  ist,  soweit  sie  wirken,  sie  selbst  die  Not- 
lagen erschweren  können,  weil  sie  entweder  Darlehengewährung 
hemmen  oder  sie,  wegen  der  zu  befürchtenden  zivilrechtlichen Nachteile 
u.  der  Strafen  selbst  noch  vertenom  (böhere  Risiko])ranHe,  S.  319) 
oder  dio  Schuldner  noch  zu  schlinnnen^n  Wucheren  hindrängen, 
welche  sie  noch  niehr  ausbeuten.  Alles  freilich  nicht  immer  durch- 
schlagende Bedenken,  wohl  aber  solche,  welche  bei  der  Feststellung 
der  Normen  des  fflnsrechts  zu  berücksichtigen  sind.,  e)  Praktische 
Abhilfrnlttel  gegen  Wucher  sind  Verbesserungen  der  wirtscbaftl. 
Lage  der  iiLonsumtiv-Kreditnebnier  (u.  kleiner  dürftiger  Produkt iv- 
kreditnehmer),  gute  Organisation  des  Armenwesens,  auch  de» 
Kreditwesens  (selbst  mit  tDr  Konsumtions-  u.  Notkredit,  so  in  Leih- 
oder Pfandbauseinrichtungen),  f)  Bei  Produktivkreditgeschäfteu 
ist  eine  auch  nur  relative  Bechtfertigung  der  Zinsgesetze  mit  obigen 


Digitized  by  Google 


350  — 


Gründen  in  viel  beßcliränkterem  Masse  zuzugeben,  wenn  damit  die 
FVage  avch  nidit  Immer  völlig  u.  endgiltig  negativ  entschieden  wird. 

8.  Ueblicbe  Bcigrflndung  der  Verwerfung  von  Zine- 

ge setzen,  bes.  bei  Darlehen  für  produktive  (privatwirtsehaftlich 

rentable)  Zwecke  fsoppii.  Prn(lnktivkr<'dit).  Ab<^esehen  von  dem 
anch  hier  erhoDenen  Einwand  der  Firtolglosigkeit  u.  unter  Uaaständen 
einer  der  beabsichtigten  entgehe "geaetzten  Wirkung,  daher  der 
SdUtdlichkeit  soleher  Gesetae  fUr  den  Schuldner  wird  Uer,  vornehmlich 
von  gewissen  luiturphttosopbischen,  liberal -ökonomischen  Gesichts- 
punkten aus,  daher  namentlich  in  der  KeelitspoHtik  u.  National- 
ökonomie des  18.  n.  19.  .Tnlirliundcrts,  eine  prinzipielle  Polemik 
aus  verachiedenen,  aber  zusammenhängenden  Gründen  erhoben: 
a)  aus  ökonomischen,  weil  regelmSasig  das  durch  das  Darlehen 
til)eitra^ene  Kapital  produktivem  Zweck  beim  Schuldner  diene  u. 
produktiven  Erfolg  habe,  d.  Ii.  bei  ihm  wertbildend,  Kapitalgewinn, 
einkonnuenscliaffend  oder  -erliölunul  wirk(\  b)  aus  reehts- 
politischen  Gründen,  weil  der  I^ihziub,  au  eich  u.  in  seiner  Höhe 
eine  notwendige  Konaequenat  des  ireien  Privateigentums  u.  dea 
freien  Vertragsrechts,  der  freien  Konkurrenz  überhaupt  sei,  c)  am» 
wirtschaftspolitischen  Grüiulen,  weil  solche  Zinsgesetze,  zumal 
Darlehen,  aber  auch  Taxen,  eine  wlllkiirlii-lie.  scliädliche  autoritäre 
Einmischung  des  Gesetzgebers  in  das  KreUitgcLiut  mit  wirtschaftlich 
nachteiligen  Folgen  sei,  d)  aus  Billigkeite  -,  ia  Gereehtigkeita« 
u.  selbst  logischen  Gründen,  weil  die  Regelung  nur  des  Leih- 
zinses mit  der  Freiheit  des  Kapitalgewinns  im  Geschäft  selbst  in 
Widerspruch  stehe  u.  so  der  (Leih-)  Kapitalist  ungünstiger  als  <ler 
sein  Kapital  selbst  rentabel  beschäftigende  Kapitalist  stehe,  e)  Auch 
der  Hinweis  auf  die  notwendige  Möglichkeit  der  Versinsung 
von  Leihkapitalien,  auf  die  Berechtigung  u.  Zweckmässigkeit 
liöhertM-  Zinsen  bei  besonders  rentahelen  Kapital  Verwendungen  des 
Entleihers,  die  Uisikovei-scbiedcnheit,  auch  bei  Produktivdarlehen, 
wird  gegen  Zinstaxen  insbesondere  geltend  gemacht,  f)  Das  Zius- 
verbot  erscheint  bei  dieser  Auffassung  demnach  überhaupt  als  un> 
sinnig,  die  Zinstaxe  u.  and»  iv  I'eiKjhränkungen  des  Darlehensvertrags 
als  privat-  wie  volkswirtschaftlich  schädlich,  weil  der  Kreditverkehr, 
das  Zuströmen  der  Kapitalien  zur  produktivsten  Verwendung  gestört 
werde,  g)  Schliesslich  sind  es  die  üblichen  allgemeinen  Argumente 
der  Theorie  der  freien  Konkurrenz,  der  Verkehrsfreiheit  u.  speziell 
der  Vertrajisfreiheit,  mit  welchen  völlige  Freiheit  der  Darlehens-  u. 
ähnlichen  Verträge,  Wegfall  aller  Zins^esetze,  „volle  Freiheit*'  be- 
gründet u,  verlangt  wird.  Theoretische  Argumente  der  Kechts- 
pbilcsophen,  Nationalökonomen,  Staatskundigen,  welchen  sich  dann 
die  Piaktiker,  die  Gesetzgeber  angeschlossen  haben  u.  SO  ist  die 
mehr  oder  weniger  vollständige  Beseitigung  der  Zinsgesetze,  bes^  im 
19.  Jahrh.  meistens  erfolgt. 

Jn  der  Zeit  der  Zinsverbote  war  der  Renten- oder  (i  fl  1  tkauf,  die 
Belastung  eines  beim  kreditauhiehmenden  Eigentümer  verbleibenden 
Grundstocks  mit  einer  Rente,  die  rechtsgiltige  Form  für  venünsUcbe 
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JDariebeu.  Die  praktischen  Bcdürtnisse  im  Verkehr,  bes.  im  Handel, 
fflhrten  aber  vielfacli  zur  ümmhong  dieser  Verbote  u.  seit  dem  16.  11. 

irn  17.  u.  IS.  Jalirli.  trat  falitisch  u.  z.  T.  rechtlich  ausclrücknch  an- 
erkannt die  spät  römische,  Justinian.  Gesetzgebung  meist  wieder  in 
Kraft:  Zinstaxcii,  deren  Ueberschreitung  verboten  und  mit  Strafe  be- 
droht wird,  bes.  zunächst  in  Protestant.  Landen,  dann  allgemeiner.  Für 
Kaufleute,  höherer  Zins-  n.  {yewohnheitsrechtL  Freiheit  t  ir  crewisse  im 
Geld-,  Bank-,  Börsenverkehr  vorkommende  Geschäfte  (Üiskoato,  Report). 
Aufhebung  aer  Zinsgesetze:  im  wesentl.  in  Preussen  1666^  Noradeutsch. 
Bund  (D.  Heich)  1867.  In  aiulcren  curop,  Ländern  in  den  1850 er  und 
1860  er  Jahren.  Aasnahmestcllung  in  Frankreich  (s.  meinen  Aufs.  a.  a. 
0.  S.  449). 

9.  Beurteilung  der  Verwerfung  der  Zinsgesetze:  a)  die 
unter  No.  8  angeführten  Gritnde  sind  praktisch  grösstenteils  zu- 
trelFend,  aber  doch  nicht  so  vöUig  all<;einein,  wie  ihre  Vertreter  an- 
nehmen, auch  nicht  bei  jeder  Art  l*roduktivkredit8.  b)  Die  all- 
gemeinen Gründe  für  Verkehrsfreiheit  (unter  Ko.  g)  haben  in  der 
Frage  von  Darlehen  u.  Zins  allerdings  umfassendere  u.  stärkere 
Beweiskraft,  wenigstens  beim  Produktivkredit,  als  sonst,  weil  hi^ 
sehr  vielfach  die  Voraussetzungen  der  Theorie  der  freien  Konkurrenz, 
nämlich  dass  die  Parteien  sich  im  wesentlichen  in  Kenntnis,  Ver- 
ständnis der  Saclilage  gleichstehen,  zutreti'en.  Da  droht  dann 
wenigstens  nicht  mel^  Ansbeutungsgefahr  als  auf  anderen  Gebieten 
im  freien  Verkehr  (bei  Kauf,  Preisbildung,  Miele,  Pacht,  Arbeits- 
lohn), c)  Indessen  ist  selbst  hier  die  missliche  Folge  der  vollen 
Vertragsfreiheit  im  Leihverkehr  nicht  zu  verkennen,  dass  nämlich 
auch  bei  schlimmeren  AusbeutUDgsgeschäften,  weil  sie  fortnal  rechtlich 
giltig  u.  unangreifbar  sind,  der  Staat  genötigt  wird,  seine  Mittel 
der  Rechtshilfe  (Gerichte,  £xekutionsorgane)  dem  Ausljeuter  zur 
Verfii^nnji:  zu  stellen,  was  ethisch  n.  politisch  nicht  unbedenklich  ist 

d)  In  immerhin  auch  zahlreichen  Fällen  trifft  aber  die  Vor- 
aussetzung, dass  im  Leihverkehr  beide  Parteien  sich  gleich  stehen, 
auch  gegenwärtig  u.  auch  beim  Prodnktivkredit  nicht  zu,  so  öfters 
bei  kreflithediirltigen  Klein  Unternehmern,  bes.  in  Landwirtschaft, 
auch  im  Gewerhe  (Handwerk  u.  dgl.).  a)  Hier  ist  die  Sachlage 
nicht  viel  anders  als  trüher  u.  als  bei  vielen  Konsum tivkredit- 
nehmern.  Betriebs-  u.  Notkredit  geht  auch  bei  solchen  Produktiv- 
kreditnehmem  leicht  in  einander  üb^,  sie  sind  in  jeder  Hinsicht, 
geriebenen  Kanitalisten,  Geldm&nnem,  Wucherern  ge<renUber,  die 
schwächeren,  aie  im  Leih-  u.  verwandten  Geschäften  leicht  be- 
sonders stark  wucherlieh  ausgebeutet  werden,  auch  von  ^cw  ohnheits- 
u.  formlich  gewerbsmässü-en  Wucherern,  ß)  bie  bedürien  des 
Schutzes  von  Gesetz  u.  (rericht  hiergegen.  Dieser  ist  ihnen  mit 
Recht  hl  der  neuesten  Gesetzgehun;;  auf  diesem  Gebiete,  auch  in  den 
deutschen  Gesetzen  von  1880  u.  1893,  in  irn  ganzen  wohl  richtiger 
Weise  wieder  zu  Teil  irew orden.  Eine  solche  partielle  „Rückkehr" 
zu  den  „veralteten  Zins-  u.  \V uchcrgcsctzen"'  war  u.  ist  trotz  der 
oben  anftedeuteten  u.  auch  jetzt  nicht  ganz  fehlender  Bedenken 
gegen  solche  Gesetee,  weil  sie  doch  nicht  volle  u.  sichere  Hilfe 

A.  Wafa«r,  ■ox^Sk»n>  GnniAiiw,  4.Anll.  23 
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bietet!,  m\hat  schädliche  Wirkungen  fiir  den  Kreditnehmer  liabeti 
könntexk  n.  fitkdsch  hi«r  v.  da  Mtten,  za  rechtfertigen,  y)  Eine 
gewisse  wohltätige  präventive  Wirkung  mOehte  diesen  neuen  Gesetzen 

ancli  trotz  der  relativ  kleinen  Zahl  erfolp-eicher  Wucherprozesse 
nicht  abzustreiten  sein.  Und  jedenfalls  entlasten  sie  den  Staat, 
seine  Gerichte  u.  Exekutiousorgaue  von  der  Pflicht  u.  dem  Odium, 
die  amttidien  Vollzugsbehöiden  („Büttel'*)  fttr  unsaubere  o.  aus- 
beuterische Geschäfte  anrüchigenr  Geldeeber  sein  in  müssen, 
d)  Mit  dem  Fortfall  von  Zinsmaximis  in  dieser  neuesten  deutschen 
„reaktionären"  Zinsj^esetzgcbung  ist  ein  nahe  liejreiuler  praktischer 
Kinwand  gegen  die  zu  sehr  generalisierende  Behandlung  iudivitlucll 
Stets  so  Terschieden  liegen^r  FSUe  auch  heseitist  w<Hrden,  ohne 
dass,  wie  die  Erfahrun<;  ;^ezeigt  hat,  für  richtcrliclie  Entscheidung 
damit  der  Willkür  der  Spielraum  zu  weit  geöffnet  worden  ist. 

S.  die  deutschen  Gesetze  von  ISKO  n.  1H1)3,  mein  Aufs,  im  Schön- 
berg'schen  Handb.  S.  44i>  fi.  Näheres  über  ländh  Wucher  bes.  in  Agrar- 
pomik,  so  bei  Buchenberger. 

10.  Das  praktische  Hauptmittel  zur  Bekämpfung  von 
Wucherkredit  in  jeder  Form  liegt  freilich  auf  anderem  Gebiete, 
nämlich  a)  auf  dem  der  wirtschaftlichen,  sozialen,  kulturellen 
Hebung  scliwacher  Produktivkreditnehmer  in  Landwirtschatlt,  Ge- 
werbe, Handel,  allerdings  dann  auch  in  deren  Schutz  gegen  fiber- 
mSssige  Konkurrenz  der  stärkeren  Betriebe;  h)  auf  dem  Gebiete 
angemessener  bankniässiger  Kreditorganisation  zur  Be- 
friedi^uiif^  der  Kreditbedürfnisse  dieser  Kreise,  bes.  nach  Betriebs-, 
aber  auch  unter  Umstanden  nach  Nutkredit. 

Hier  hat  sich  nicht  die  durch  Private-  u.  Erwerbsgesollschalten  als 
eigene  Unternehmung'  auf  deren  Recliming  betriebene,  wohl  aber  die 
genossenschaftliche  Kieditvermitthuii^,  auf  dem  Lande  bes.  die 
streng  lokalisierte  u.  spezialisierende  nach  dem  System  Raiffeisen 
geraxie  auch  zur  Bekämpfung  des  Wuchers  sehr  erfolg-  u.  segensreich 
bewährt,  öfters  fönnUch  zur  Unterbindung  der  Gesehäftstätififkcit  von 
privatkapitahstiseliem  Wucher  geführt:  ein  guter  praktischer  Beitrag 
auch  für  die  Frage  der  Wahl  der  ünternehmungsfonn  zwischen  Erwerbs- 
unternelunung,  bes.  Erwerbsgesellschaft  u.  (Tenossens.  haft  /.ugunsd  u 
letzterer  fo.  S.  174£f.).  S.  auch  hierfür  Näheres  in  Agrar-,  Gewerbe-, 
Kredit- u.  BankpoHtik.  Buchenberger,  Eheberg  ( Ja^'b.  X.  Nat.-Oek., 
Jahrb.  f.  Ges.geb.  u.  Yerwalt,  d.  Deutschen  Reiches).  Schriften  des  Vereins 

XSoz.pol.  iml,  1H«)7. 

11,  Zusammenhang  des  Zinsproblems  im  Leihverkehr 
mit  analogen  Problemen  im  Miet-,  Pachtverkehr,  im  Grund- 
besitz- („Terrain"-) Geschfift  u.  mit  dem  F^blem  der  Höhe 
des  ursprünglichen  Kapitalgewinns  u.  Profits  im  eigenen 
Geschäft  selbst.  a)„Ausbeutungsverli;iltni8sc''  förmlich  wucherlicher 
Art.  wo  ebenfalls,  wie  im  Leihverkehr,  der  Mict-,  Pacht-  u.  Grund- 
stückpreis  u.  der  Waren-  u.  Leistungspreis,  welcher  überhöhen 
selbstverdienteti  Kai)italgewtnn  u.  Profit  abwirft,  „in  auffiüligem 
Missverhältniss*'  zum  Wert  der  Leistung  der  Bechte  abtretenden 
Partei  ist,  kommen  gerade  im  freien  Konkurrenzsystem,  unter  den 
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hier  obwaltendpn  })sycliolo^ischen  Motiven  tt.  hin  der  überlegenen 
Mnclitstellung  der  Besitzer  in  i^rossem  Umfang  vor.  a)  Im  Problem 
der  Preispolitik  (§  56,  6.  263)  läuft  Vieles  zusammen,  Das 
agrarisclie  Pachtproblem  gewinnt  besondere  Bedentnng  bei  yor- 
waltendem  Grossgrundbesitz  u.  Kleinpaclitwesen  ii.  hat  in  Irland  zu 
legislativen  l^xpcrimenten  der  Kejrelung  des  Pachtvertrfi«rf5  geführt. 
y)  Das  Mietprobleiii  Isat  überhaupt  kaum  noch  begonnen  im  Punkte 
der  Miethöhe  in  die  tIieoi*et.  Erörterung  zu  treten:  iu  ^laktische 
Behandlung  ist  es  bisher  üat  nnr  nach  seiner  hygienischen  n. 
siltenpolizeilichen  Seite  genommen,  d)  Bei  Grandstücken,  besond. 
Baustellen  kommt  vornehmlich  die  Spekulation  u.  die  Tendenz, 
solclio  Stücke  aus  dem  Verkehr  zu  halten,  um  sie  spÄter  nach  ein- 
getretener Wertherhöhung  mit  Gewinn  zu  veräussern,  in  der  preis- 
steigemden  Wirkung  n.  der  Gewinnensielung  daraus  in  Betracht« 
Die  Theorie  hat  neuerdings  diesem  Problem  u.  der  etwaigen 
legislativen  n.  atliniTiisuativeu  Bf^kninpfiing  der  bedenklichen  Ge- 
schäfte auf  diesem  (jrebi<'te  u.  der  scliädlichcn  Poljjcn  allg^emeiner 
wirtschaftlicher  u.  sozialer  Art,  lür  die  V'erteuerung  von  liauäbau 
Q.  Wohnung,  sich  umfassender  au  widmen  begonnen;  die  Praxis, 
theoretischen  Forderungen  gemäss,  bes.  mit  Besteuerun^massregeln 
einzuschreiten  angefangen  (Steuer  nach  dem  gemeinen  Wert, 
Wertzuwachsstener,  Besitzwcchselabgaben). 

b)  In  allen  diesen  Punkten  beginnt  die  Theorie  aber  wenigstens 
„Probleme**  ansuerkennen,  Fragestellungen  zu  formulieren, 
Uniersnchungen  zu  fordern,  legislatives  u*  administratives  Ein- 
schreiten u.  Regulieren,  hinsichtlich  ob,  wie  zu  erwä«^en,  wahrend 
früher  u.  ziemlich  bis  in  die  neueste  Zt'it.  in  iler  liberal- individualist. 
Theene  u.  überhaupt  nichts  derart  ei  örtert  u.  das  Alles  als  „selbst- 
verstfindlich"  einfkch  hingenomm«!  wurde,  c)  Alle  solche  Probleme 
u.  Fragestellungen  laufen  nun  in  das  letzte  grosse  Hauptproblem 
aus:  ob  u.  wieweit  der  privatwirtschaftliche  Verteilunga- 
prozess,  der  tiich  auf  der  Grundlage  der  persönlichen  Freiheit,  des 
Privateigentums  auch  au  sachlichen  Produktionsmitteln,  der  Vertrags- 
ireibeit  im  „freien  Verkehr**,  bei  freier  Konkurrenz  vollzieht,  als 
etwas  einfach  Gegebenes,  mit  allen  seinen  Konsequenzen, 
auch  für  Einkommen-  u.  Vermögensungleichheit  in  Art  (Arbeits-, 
Besitz-,  Renteneiukommen,  Vermögen  in  sachlichen  Prod.mitteln,  in 
Gebrauchs-  u.  Nutzgegenständen  besttshend)  u.  Höhe  hingenommen 
werden  soll  oder  ob'  u.  weiche  autoritativ  regulierende, 
auch  Grenzen  ziehende  Wirtschaftspolitik,  auch  auf  dem  Ver- 
teilunp^s^rcbiete.  als  Ziel  aufgestellt  werden  dürfe,  solle  u.  müss«*.  u. 
welche  Wege  dazu  einzuschlagen  seien,  auch  bei  l'esthaltuug  der 
privatwiiischaftl.  Organisation,  nur  eben  einer  ,,rc^uliertcn" , 
nicht  einer  „rein  sich  selbst  überlassenen*'.  a)  Das  Leihzinsproblem 
ist  nur  ein  alter,  früh  ins  Bewusstsein  getretener  kleiner  Teil  dieses 
Problems;  ehcn-  das  Problem  der  Preispolitik  bezüglich  Preis- 
taxen; y)  ein  viel  j^röb.serer  u.  wichtigerer  ist  schon  alles,  was  sonst 
zur  Preispolitik  gehört  (§  56,  S.  263).    d)  Das  im  Preisproblem 
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iinpHcito  mit  enthaltene  Problem  de»  ursprünglichen  Kaj)italirewinn8 
u.  Profits,  bes.  ob  eine  bchrankenlose,  nur  von  den  Koukurreuz- 
Ytvhältniseen  bedingte  Höbe  solchen  Gewinns,  wie  in  nnserem 
bentigen  Wirlscbafl^ystem  u.  -Recht  die  allmn  salji8sig:e  notwendige 
Konsequenz  der  Privatwirtschaft  1.  O rnjanisation  sei,  oder  ob  u. 
welche  Bef«cliräiik»in}ien  geboten,  möglich  u.  zu  recht IV rt igen  seien, 
ist  ein  weiterer  Hauptteil  jenes  allgemeinen  Problemt».  *)  Dies  um- 
fawt  aber  schliesslich  die  analogen  Fragen  für  alle  Einkommen-  o. 
Vermögensarten  u.  -Ghrössen  jedweder  Berufs-  u.  Besitzklasse.  C)  Es 
wird  so  zum  universalen  sozialökonomischen  Problem  der  Lehre 
von  der  Verteilung  auch  unter  Festhaltung  der  Grundlagen  der 
privatwirtschattl.  (  Organisation  (u.  Abschn.  2,  §  64  ff.). 

12.  In  diesen  liahmen  gehört  aber  endlich  nocli  eine  den  bisher 
betrachteten  Fragen  der  Zinspolitik  scheinbar  ganz  entgegengesetzte, 
nämlich   eine   Wah  rnclimung   der   Interessen    der  Leih- 
kapitalisten an  einem  nicht  gar  zu  niedrigen  Minimum  des 
Ivcilixinses.  a)  Kreditorganisationen,  Bankvcnnitthuii:.  von  ICrwcrbs- 
gesellschal'tsbanken,  aber  auch  geoossenscliaft liehe,  lerner  öttentliclies 
Änleihewesen,  Sparkassenwesen  begttnsti^n  z.  T.  einen  Druck  anf 
den  Leihzins,  lialten  den  Zins  künstlich  niedrig  (Sparkassen  öfters), 
erleichtern   Zinsreduktionen    (Ol)H;n:ationen,    öffentliche  Anleihen, 
Pfandbriefe,  Prioritätsobligationen  bcs    der  Privateisenbahiieii)  u. 
greifen  so  in  die  nationale  Einkommenvertiteilung  mit  ein,  schädigen 
die  Bezieher  von  Leihsinsen  aus  festen,  nicht  spekulativen  Kapital- 
anlagen zugunsten   der  Gläubiger,   der  Vermittler,    der  Unter- 
nehmer, der  Bezieher  von  Gewinnen  aus  dem  Kapitn!  ttti  fTf.schäft. 
b)  Ist  aber  einmal  die  normale  Bildung  von  Sozialkapital  in  Form 
von  Privatkapital  geboten,  die  Mitwirkung  der  Lcihkapitalisten, 
auch  kleiner  u.  mittlerer,  daran  erwünscht,  Ja  notwendig,  deren 
Femlialtung  vom  spekulativen  Treiben  n  Börsenspiel,  die  Erhaltung 
auch   von   Privatkapital  in   luhi^er  fester   Anlage  im  Besitz  von 
solchen  kleinen  n  mittleren  Kapitalistenkreisen  sozial,  wii ischaftlifh, 
ethisch,  im  i aiiiiiicuiiitercsse  ebenfalls  erwünscht,   droht  die  zu 
starke  Niedrighaltung  des  Zinsfnsses  u.   die  Herabsetsunsr  d^ 
Zinsen  bei  Zinsreduktionen  zu  einer  auch  dem  Ällgemeininteresse 
Tiacliteilii::' n  Si  ]i  i-liLnin^  dieser  Kreise  zu  werden,   deren  stärkere 
Hineinzit'hun^  in  S|)ckulation,  auswärtiire  Kapitalanlagen  zu  tordern, 
Ueberspekulation  zu  be^^üastigen   u.  dgl.  m.  — :  dann  wird  doch 
auch  hier  die  «bsolutß  UeherlRSsnng  der  Bestimmung  der  Zinshöhe 
zur  Regulierung  einbuli  u.  ausschlief^slich  dem  ,, freien*'  Verkehr, 
d.  h.  tatsächhch  grösst i  n t c i Is  der  Uebermacht  des  Gross- 
kapitals, nicht,  wie  bislirr  last  innner,  als  sei  bstverstänillich 
gelten  dürfen;  dann  laucht  vielmehr  auch  hier  das  Problem  der 
Regulierung  in  mehr  autoritürer  Weise  auf. 

Vi»i'-  II.  nrnsichtige  Staufs-  u.  Finanzver\v;ilf niif^aMi  lialjen  mit  Recht 
die  Frage  der  Zinsreduktion  grosser,  stark  im  Besitz  der  mittleren 
u.  kleiueien  Kapital  isteukreise  befindlicher  Staatsschulden  nicht 
lediglich  als  eine  fiskalische  F^^e  angesehen,  so  notwendig  das 
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fiskalische  Interesse  stark  mitspricht,  sondern  zugleich  als  eine  allgemein- 
volkswirtschaftliche von  grosser  Tragweite  wegen  der  möglichen 
U.  wahrscheinlichen  WeiterwirkuDg  einer  erfolgenden  stirkeren  Ziiu^ 
reduktiou  (Frankreich). 

3.  Der  Unternehniergewinii. 

Literatur  s.  oben  bei  S.  144,  281,  291,  H15  u.  unten  vor  &  63.  Von 
den  Theoretikern  und  Syst«natikeni  besonders  Hermann,  behftffle, 

V.  Mangoldt,  Mithoff,  v.  Böhm.  Die  oben  S.  112  gen.  Arbeiten 
Schmonors.  Monop:raphien  über  den  Unternehmergewinn  von 
V.  Maugoldt,  Ibööj  Piers torff  1876  (Beziehung  zur  Sozialist.  Auf- 
fassung), Gross,  1884,  Mataja,  1884,  Schröder,  1884  (zur  Österreich. 
Schule  gehörond),  Wirmingnaus ,  rnternehm^n  rntornehmergewimi, 
usw.  1887,  Zuns,  Fragen  des  Unternehmereinkommeiis,  1881,  Flor- 
storff,  im  H.-W.-a  d.  St  B.  ^  2.  A.  B.  7. 

§  6S.  —  L  Begriffliebes.  Reehtfertiguu|i^.  A.  U.-6.  ab 
rein  Ökonom.  Katec^oric.   1.  Die  Frage,  ob  auch  er  eine  solche 

ist,  ißt  prinzipiell  zu  bejahen,  weil  u.  insoweit  er  ein  stets  not- 
wendij!:er  Entg-elt  für  unentbehrliche,  spezifisch  eigenartige  Dienst- 
leistungen des  Unternehmeiti  als  solchen  iu  jeder  historisch  t  e- 
wesenen,  bestehenden  n.  künftig  denkbaren  Organisation  des 
Produktionsprozesses  in  der  Volkswirtschaft  ist,  speziell  ein  Entgelt 
für  die  wertbildende  Tätigkeit  des  Unternelnners  als  Betriebs- 
organisators u.  I^eiters,  woraus  die  Berechtigung  auf  einen  Anteil 
am  Produktions -Kcincrtrag  entspringt.  Das  könnte  auch  in  einer 
flosiaUstischen  Volkswirtschaft  im  PrinBip  nicht  anders  sein.  2.  Für 
die  weitere  Beweisführung  zugunsten  dieser  Auffassung  ist  anf  die 
Ausführungen  über  Unternehmer  n  TTnternehmung  in  §  42  (S.  145  ft'.) 
und  auf  die  hier  eine  analoge  Anwendung  gestattenden  über  den 
Eapitalgewinn  in  §  60  unter  D  (S.  321  ff.)  Bezug  zu  nehmen. 
3.  Der  U.-G.  läset  sieh  hiernach  auch  als  eine  spezifische  Art 
Arbeitslohn  auffass«!.  Streitig  kann  nur  seine  übliche 
Jtegulierungsart  u.  sein  Mass,  seine  Höhe  sein  (s.  u.  bei  B,  4). 

ii.  U.-G.  als  Instorisch-rechtliche  Kategorie  in  imserer 
Bechts-  u.  Wirtsciialtsordnung.  1.  £r  iBt  hier:  a)  dasjenige  Ein- 
kommen, welches  der  Unternehmer  als  solcher  bei  dem  auf  wma 
Bechnnng,  daher  mit  Gewinn-  und  Verlust-  (Einbusse-)  Aussichten, 
geführten  Betrieb  eines  Kelbetändigen  Unternehmens  in  seinen 
beiden  Hauptfunktionen,  des  Betriebsorganisators  u.  Leiters  wie  des 
Besitzers  und  Einsetzers  des  Werts  der  sachlichen  Produktions- 
mittel n.  seiner  eigenen  Arbeit  (S.  146,  147),  in  demjenigen  üeber» 
sehn  SS-  oder  Uestwort  erhält,  welclier  vom  Wert  des  Rohertrags, 
bz':^'  in  der  Verkehrswirtschaf't  vom  Erlös  dafür  schliesslicli 
übrig  bleibt,  nachdem  sowohl  der  Wert  sSmtlieher  natürlicher 
oder  volkswirtschaftlicher  Kosten  (tiir  Verbrauch  von  Sachen,  die 
zum  umlaufenden  u.  9äx  Abnotanng  von  solchen«  die  zum  stehenden 
Kapital  gehören)  als  auch  der  Wert  der  Dritten,  als  Lohn,  Gehalt, 
Zins  jeder  Art,  Bente  für  Mitwirkungen  ihrer  Arbeit  n.  ihres 
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EigcntiuDB  im  ProdnktioaBprosess  vom  Wert  des  Bohertrags,  bzw. 
Erlös  dafUr  abgezogen  i8t.  b)  Ob  u.  wieweit  auch  der  dem 
Untcrnelnncr  selbst  zustehende  Kapitalg^ewinn  für  dio  diesem 
eigentümlich  (oder  nach  ihm  zustehenden  Nutzungsrechten)  ge- 
hörenden sachlichen  Produktionsmittel,  welche  privatwirtscliaftlich 
sein  Anlage*  u,  Betriebskapital  bilden,  mit  als  Untemehni ergewinn 
aus  der  eigenen  Unternehmung  oder  getrennt  davon  gedacht  als 
eigens  erworbener  fiirsprtinglicher)  KapjtjilL-^ewinn  aufzufjis'jf  n  isr, 
darüber  besteht  keine  völlige  Ueberembtiiumuiig  in  der  wisseu- 
scbaitlicuen  Behandlung  des  D.-G.s  u.  Kap.gewinns.  Im  ersten 
Fall  wird  das  Ganze  jenes  Ueberschusswerts  auch  „Profit"  im 
techn.  Sinne  des  Worts  i^enannt.  c)  Für  diese  Auffassung  und  für 
die  ihr  dann  entsprechende  zusammenfassende  theoretisclie  Be- 
handlung dieses  Profits  spricht  allerdings  der  wichtige  praktischo 
Umstand,  dass  dieser  ganse  Profit,  auch  der  davon  auf  die  Mit- 
^vi^k^ng  des  Unternehmer-Kapitals  ökonomisch  zurttcksufilbrende 
Wertteil,  su-li  äusscrlicli  als  eine  ökonomische  Einheit  darstellt, 
in  allen  seinen  BestaTultcilen  nach  einem  «gleichen,  der  ganzen 
Profitgewinnung  eigentümlichen  Kegulieinngsprinzip  vom  Unter- 
nehmer  als  sein  einheitliches  Einkommen  und  als  sein  Anteil  am 
Volkswirtschaftlichen  Reinertrag,  bzw.  Erlös  daför  errworlien 
wird;  dass  ferner  aiicli  die  Trennung  der  Leiden  Elemente  im  Proüt, 
des  Teils,  welcher  als  selbst  erw orbcTKr  Kauitalgewinn  u.  des 
anderen  Teils,  welcher  eventuell  allein  als  eigentlicher  Unternehmer- 
gewinn, wenigstens  gedankenmässig,  aufzufassen  ist,  immer  auf  einer 
gewissen  Willkür  beruht,  sobald  man  daran  geht,  sie  rechnungs* 
mKBsi^%  also  in  Zahlen  (Quoten  vom  Profit)  festzustellen. 

Das  gilt  auch  von  dem  Verfahren,  im  selbsterworbenen  Kapital- 
gewinn  denjenigen  Teil,  welcher  dem  landesübUchen  Zins  entspricht, 
auszusdhetdni  u.  den  ganzen  Uebersehuss  darüber  hinaus  als  Unter- 
nehmergewinn zu  betrachten.  Denn  eine  ganz  genaue  frste  Grösse  ist 
auch  dieser  landesübliche  Zins  nicht,  ihn  u.  grade  nur  ihn  so  ab- 
zuziehen, nicht  einen  auch  von  ihm  abweichenden,  nach  Gescy^- 
Verhältnissen  verschiedenen,  was  das  Eiclififjere  wHre.  Aber  bei  einem 
solchen  Verfahren  geht  es  nicht  ohne  Willkür  ab.  Und  immer  lässt 
sich  einwenden,  dass  der  hier  als  Zins  abgezogene  Teil  des  PMfits  dodi 
unter  denselben  Bedingungen,  eben  in  der  Form  des  Ueberschusswerts, 
wie  der  gesamte  Profit  überhaupt  gewonnen  wird 

2.  Gleicliwohl  mochte  es  den  Vorzug  vei  rlii  ri(;n,  an  der  Auf- 
fassung u.  Behandlung,  wie  sie  in  der  kontinentalen,  auch  speziell 
der  dentflchen  Wissenschaft  fiblich  ist,  im  Unterschied  zur 
britischen  vl  wie  hier  auch  schon  oben  im  Abschnitt  vom  Kapital- 
f^^Gwinn  vertreten  n.  durcli geführt  worden  ist  (S.  317  fi".),  auch  hier 
testzuhalten,  daher  im  Protit,  wenigstens  in  der  immer  notwendig 
gedankenmässig,  abstrakt  vorgehenden  Wissenschaft,  die  beiden 
Elemente  Kapital jü^ewinn  und  Unternehmergewinn  aus- 
einander zu  halten,  also  hier  jetzt  den  letzteren  ITir  sich  zu  be- 
handeln. Denn  der  ökonomische  Charakter  dieser  beiden  Elemente 
im  Profit,  als  Anteile  vom  volkswirtschaftlichen  Produktions-Kein* 
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ertrag  u.  als  Entgelte  fGLr  Leistim^n  im  Produktionsprozess,  daher 
auch  die  dauernden  Bestimragründe  fiir  beide  sind  doch  ver- 
schiedene, ihre  Bewef;un};sii:f>8etzo  dcslialb  ebenfalls  nicht  die 
nämlichen.  Die  pi-aktiäche  VerbiuduDg  in  der  Einheit  des  Profits, 
die  bei  der  redmnngs-,  also  sablenmässigen  Trennung  unvenneidlieh 
unterlaufende  Willkür.,  die  Gleichheit  des  Kegulierungsprinzipe, 
dass  beitlc  als  Ueberscbnsswert  hervortreten,  der  nicht  niTsliednnsrpn 
werden  kann,  wie  die  anderen  Anteile  am  Bcinert:ra<r  n.  Einkonimen- 
arten,  —  das  alles  darf  über  die  Verscluedenheit  der  beiden  Protit- 
elemente  nieht  binwegtftnsehen.  3.  Soweit  sie  aber  auf  gleiche 
Weise  gewonnen  werden,  gestatten  u.  verlangen  sie  auch  eine 
gleiclu'  Behandlung.  Die  folgenden  Ausfithrun^'en  bezichen  sich 
dc'sliall)  mehrfach  auch  auf  den  ganzen  Profit  emöchliessllch  des 
darin  entiiaitenea  „selbsterworbeneu"  (ursprünglichen)  Kapital^ewiuus 
mit.  Dadurch  eH^hrt  die.  Lehre  Tom  Zins  (Kap.gewinn)  m  §  61 
noch  eine  Vervollständigung. 

4.  Der  U.-G.  ist  eine  Art  Arbeitslohn,  a)  Dies  konnte  es 
rechttertif^en,  selbst  für  lofjiscb  richtig-  ej-schcincn  lassen,  ihn  als 
Arbeitslohn  mit  dem  übrigen  zusammen  zu  behandeln,  wenn  auch 
unter  Berttcksicbtigung  seiner  spezifischen  Eigentllmlichkeiteu, 
namentlich  des  sein  Hervortreten  u.  seine  Böhe  bestimmenden 
Reg-nlierunp^sprinzips,  naeli  wclcliem  er  «ich  mit  als  jener  Ueber- 
sclnisswert  ergibt.  )))  Indessen  sind  die  gerade  hierdurch  bedingten 
spezilischen  Eigentümlichkeiten  des  U.-G.'s  so  bedeutend,  dass  es 
doch  wifBder  den  Yonsug  verdient,  den  IT.*0.  als  eine  selbstttndige 
Einkommenart  zu  betrachten  u.  in  der  Tlieorie  zu  behandeln,  wenn 
auch  unter  Bcrücksichtig^un^  seiner  Arbeitslohnnatiir  u.  der  ans 
dieser  hervorgehenden  Momente,  welche  sein  dauerndes  Hervortreten- 
müssen als  Anteil  vom  volkswirtschaftlichen  Reinertrag  (Profit) 
der  Unternehmung  u.  auch  seine  dauernde  Minimalböhe  mit^ 
bestimmen  (s.  u.  u,  8. 363  bei  Nr.  4). 

C.  Die  prinzipielle  Rechtfertijrnnir  des  U.-G.s  als  historisch- 
rechtliche Kategorie  in  der  privatwirtschaftlichen  Organisation 
der  Volkswirtschaft  u.  speziell  des  Produktionsprozesses  ist  implicite 
schon  in  der  prinzipiellen  Rechtfertigung  des  U.-G.  als  ökonomische 
Eatcf^orie  mit  enthalten  (o.  bei  A,  S.  355).  2.  Sie  liegt  aber  hier 
weiter  sowohl  Itir  den  U.-G.  als  für  den  mit  ihm  verbundeneu 
selbsterworbenen  lva})italgewinn,  daher  auch  für  den  ganzen  Profit, 
in  der  ganzen  Stellung,  welche  in  dieser  Organisation  Unternehmung 
u.  Unternehmer  einnehmen  u.  in  der  Funktion,  welche  sie  danara 
hier  ausüben:  die  eigenartige  Arbeits-  u.  Wert-Einsetzungs- 
funktion des  Untcmchmers  im  vollen  Sinn,  als  Betriebsorganisator« 
u.  Leiters  und  als  Besitzers  der  sachlichen  Produktionsmittel 
(S.  146, 147),  kommt  hier  mit  in  Betracht,  a)  Die  Eigenartigkeit 
dieser  Funktion  ergibt  sich  aus  der  Form  des  ganzen  Profits  U. 
seiner  beiden  Bestandteile  als  Ueberschuss-  oder  Kestwert  in 
der  oben  (B,  1)  angegebenen  Weise,  b)  Diese  Form  bedingt  ein 
spezifisches  Risikoelement.     Dies   Element  zeigt  sich  auf 
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sweierlei  Weise  er)  nieht  wsr  Skonomiseh  in  den  möglidien  Ver^ 
lasten  am  Wert  des  eingesetsten  Kapitals  n.  am  Profit,  selbst- 

erworbenem  Kapitalgewinn  u.  üntemehmerjrewinn,  indem  diese 
überhaupt  nicht  oder  wenigstens  nicht  in  ihrer  berechti>(termasseu 
zu  erwartenden  Höhe,  sondern  statt  dessen  lüinbassen  eintreten: 
daf&r  mass  auf  die  Dauer  auch  beim  Profit  u.  U.-G-.,  wie  beim 
Kap,-G.  in  der  oben  schon  dargelegten  Weiße  (S.  318),  ein  besonderer 
Bestandteil  an^rpsetsst  werden,  eine  Risikoprämie,  fi)  Aber  ein 
solche  Kisikoelement  macht  sich  auch  psychisch,  als  ge- 
steigertes Lastmoment  in  der  spezifischen  Untemehmerarbeit 
geltend,  n.  swar  hier  nicht  nur  bei  dem  Unternehmer  als  Betriebs- 
organisator u.  Leiter,  sondern  auch  bei  ihm  als  Einsetzer  seines 
eigenen  Arbeitswerts  ii.  des  Werts  seities  Anlag<^-  n.  Betriebs- 
kapitals u.  deren  Nutzungen,  insofern  als  Besitzer  dieses  Kapitals 
(S.  147). 

Es  handelt  sich  hier  um  spezifische  MOhen  u.  Sorgen  („schlaflose 
Nächte"),  welche  psychisch  als  Lastmoraente  empfunden  werden.  Sie 
müssen  durch  ökonomische  Lustmomente  in  einem  angemessen  sicheren 
Profit,  Kap.gewimi  u.  U.-G.  ausgeglichen,  vergolten  werden;  jedenfalls 
soweit,  als  sie  nicht  schon  durch  spezifische  psychische  Lustmomente 

genügende  Ausgleichung  erfahren,  welche,  im  Unterschied  zur  Stellung 
es  Arbeiters,  Beamten  im  Dienstverhältnis,  auch  des  reinen  Rentners, 
in  dem  Reiz  der  Eigenart  der  Untemehmerarbeit  u.  -Stellung,  in  der 
Selbständigkeit,  in  der  Gewährung  von  Macht  u.  Einfluss,  von  spezifischem 
„Ansehen**,  also  in  solchen  sozisJen  Momenten  liegen  können. 

Danach  ist  auch  prinsipiell  ein  h((herer  Profit,  selbst- 
erworbener Kapitalgewinn  verglichen  mtt  dem  Zins  des  blossen 
Leihkapitals,  ein  liöheror  TTuternehmerg^ewinn  verglicl^en  mit  dem 
Lohn  u.  Gehalt  in  Diunststeilungen  vergleichbarer  Arbeitsart  gerecht- 
fertigt. 

Diese  grössere  Höhe  fällt  nicht  mit  derjenigen  zusammen,  welche 

etwa  ausserdem  -  n.  sicher  vielfach,  wenn  auch  wieder  nicht  ganz  all- 
gemein —  aus  dem  höheren  Wert  der  Arbeitsleistung  des  Unternehmers 
n.  der  Selbstbeschäftigung  des  Kapitals  entsprincrt  n.  aucli  dkonomisch. 
begründet  ist,  verglichen  mit  der  T^eistung  des  uloss  Kapital  leihweise 
anlegeDdcn  Leihkapitalisten  (auch  Vermieters,  Verpächters)  u.  des 
Arbeiters  u.  Beamten  im  Dienstverhältnis.  —  Für  die  Grundfrage  der 
Verteilung  des  Ertrags  unter  kapitattet.  Unternehmern  u.  Arbeitern 
u.  für  pnüctische  Fragen,  welche  sich  an  U.-G.  u.  Profit  knüpfen,  ist  es 
wichtig,  diese  psycnische  Seite  des  rroblems  gebührend  zu  be- 
achten. 

n.  Bestandteile  des  U.^r.s.  Es  sind,  wie  beim  Kap.gewinn 
(S.  318)  zwei:  1.  Eine  Risiko-  oder  Gefahrprftmie,  für  Verluste 

w.  Gewinneinbnssen  u.  ?  der  eigentliche  U  <t.  Zu  1.  Für  diese 
Prämie  gelten  analog  du  nämlichen  Bestimuigründe,  wie  für  die- 
jenige beim  Kap.gew  inii,  weshalb  es  im  ganzen  genügt,  auf  die 
AufrfiEihningen  oben  (unter  0,  S.  318  ff.)  zu  verweisen,  welohe  mut. 
mnt  sich  auf  die  Risikoprämie  beim  U.-G.  mit  anwenden  lassen. 
Was  apart  liegt  erklärt  sich  namentlich  aus  der  Natur  des  U.-G.s 
(u.  Profits)  als  jenes  Ueberschuss-  oder  Restwerts,  u.  findet  im 
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Folgenden  bei  den  Erörterungen  über  den  eigentlichen  U.G.  seine 
Erkurang  mit.  Zu  2.  Auf  w  Dauer  Ist  wieder  nur  der  eigentliehe 
U.-G.,  wie  der  eigentliche  Kap.Ö.  fUr  den  Kapitalisten,  wirkliches 

Einkommen  für  den  U  nternehmer  als  «olclien  Tm  Fnlgenden 
handelt  es  sich  vornehmlich  um  diesen  eigentlichen  U.-G. 

In  diesem  eigenttichen  U.-G.  bildet  ein  Entgelt  nach  der  vor- 
erwähnten psychischen  Seite,  für  die  betreffenden  Lastmomente,  eineii 
Bestandteil,  welcher  vom  flbrif^en  Teil  des  U.-G.S  sich  nicht  äusserlich, 
rechnungs-  u  zahlenniässig  trennen,  nicht  einmal  soweit,  als  Kap.  u. 
U.-0.  im  Profit,  sondern  sich  nur  ffedankenmässig  absondern  lasst. 
Aber  jenes  psychische  Moment  sucht  doch  praktisch  in  der  Gestaltung 
des  lt.-G.s,  namentlich  betreÜs  der  üöhe  dieses,  seinen  Einüuss  zur 
Geltung  zu  bringen  u.  erreicht  das  auf  die  Dauer  auch,  wenn  die 
Produktion  im  bestehenden  Umfang  snr  Dec^ng  der  Nachlrage  fort- 
gehen soll  11  mnss. 

Iii.  üestimragründe  des  Ü.-G.  Es  sind  wie  bei  Preis, 
Lohn,  Kap.G.  zweierlei  an  unterscheiden:  A.  solche  seines 
jeweiligen,  u.  B.  solche  seines  dauernden  Standes.  Für  beide 
Kommen  hier  die  technischen  u.  wirtschaftlichen  Produktionslehren 
sowie  die  Lehren  von  Preis,  Produktionskosten,  Arbeitslohn,  Kap.- 
gewinn,  Kente  zur  Anwendung,  für  beiderlei  BestimmgrUnde  vor- 
nehmlich die  Lehren  von  Lohn  u.  K.-G.,  wie  sie  in  der  voraus- 
gehenden Behandlung  dieser  beiden  Einkommen  zweige  in  sie 
isolirender  Betrachtung  dargelegt  worden  u.  für  die  Kente,  wie  sie 
im  nächsten  §  63  in  gleicher  Weise  entwickelt  werden  wird.  Zur 
Ergänzung  ist  auf  den  Abschnitt  unten  über  das  Yerteilungsproblem 
im  Zusammenhang  der  Einkommensweige  zu  verweisen.  l>aher 
können  die  Ausführungen  fiber  den  U.«0.  in  isoliemder  Betrachtung 
hier  beschränkt  werden. 

A.  Bestimmgründe  des  jeweiligen  Stands?  des  U.-G.s.  Das 
Hervortreten  des  U.-G.S  überhaupt,  d.  h.  sein  tatsächliches  Uebrig- 
bldben  als  tTebersehuBS-  oder  Restwert  in  der  oben  andeuteten 
Weise,  oder  sein  Verachwinden  u.  sein  Uebergang  in  .,Einbusse** 
—  als  technischer  Ausdruck  für  den  ,, negativen'  U.-G.  —  sowie 
seine  wirkliche  Höhe  als  positive  Grosse,  d.  h.  «Is  absoluter  Wert - 
betrag  in  wirtschaftlichen  Gütern  für  den  Unternehmer  u.  als  Anteil, 
Quote»  vom  volkswirtschaftKcben  Reinertrag  (nach  Abzug  blos 
der  nattfrliclien  oder  volkswirtschaftlichen  Kosten  vom  Rohertra«;) 
hängen  von  folgenden  Momenten  ah:  1.  vom  Wi  rt  des  Roh- 
ertrags, in  der  Verkehi*»-  u.  Absatzwirtschaft  des  Erlöses  dafür. 
Die  Höhe  dieses  Werts  wird  bestimmt  a)  durch  die  quantitative  u. 

aualitatiye  Leistung  der  Untmehmung,  aller  darin  tStigen  Personen, 
er  Kapitalien,  insbes.  auch  derjen^n,  welche  in  Werkzeugen  u. 
MnscliiTien  bestehen,  <^rs  V>n  Jct^s  n.  aller  Naturkräfte,  welclie  unter 
\  <  1  itiittiung  menschlicher  Arbeit  u.  Kapitals  mitwirken.  Dafür  ist 
hier  namentlich  der  Stand  der  'i'echnik,  der  Arbeitsfähigkeit  u.  Lust, 
der  Betriebsorganisation,  der  Arbeitsteilung  massgebend,  überhaupt 
alles  das,  was  in  der  Lehre  von  der  Produktion  dargelegt  worden 
ist,  wcnauf  hier  su  verweisen  genügt;  b)  von  der  Höhe  des  Erlöses, 
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sie  wird  doich  die  Absatzpreise  der  Produkte  bestimmt.  Dafür  kommt 
die  Lehre  vom  Preise  in  Betraclit.  2.  Der  volkswirtscliaftliche 
Reinertrag  der  Ünternebmuug  wird  dann  weiter  bestimmt  durch  die 
Höbe  der  natürlichen  oder  volkswirtscbaftlicbea  K.08ten, 
bsw.  des  daför  aasnsetzenden  Wertbetrags,  in  der  Yerkdirswirtscbaft» 
wo  die  sadblicben  Produktionsmittel  niebt  oder  nnr  teilweise  selbst 
produziert,  sondern  ein<r(^kauft  (event.  zur  Nutzung  erworben)  werden, 
rcgehnässi^  des  Geldwertbetrags,  mit  dem  sie  erlangt  werden. 
Datiir  sind  wieder  entscheidend  a)  der  Stand  der  Technik  in  der 
Herstellung  der  sacbMchen  Pioduktionsmittel  selbst  u.  der  neuen 
Frodnkte  u.  wie  bei  1,  a  die  ökonomische  Leistung  der  Unter- 
ne]iTnini£r:  b)  die  Proiso  der  Dritten  abgekauften  Produktionsmittel. 
Datur  kounnt  wieder  der  Preis  u.  die  Theorie  des  Preises  in  Betracht. 
3.  Der  einzel wirtschaftliche  Reinertrag,  welcher  dem  kapitaliet. 
Untemebmer  als  Profit,  dem  XJntemebmer  als  solebem  als  V.-G. 
verbleibt,  hängt  ausser  von  1  n,  2  von  den  Vwgütungen  ab, 
'\v(l('hp  für  flio  Mitwirkung  anderer  Arbeitskräfte  u.  Dritten  als 
Emi'ntum  oder  in  Form  von  Nntzungsrecliten  gelirirenden,  an  den 
Unternehmer  für  seine  Zwecke  zur  Benutzung  u.  Nutzung  iu  der 
*  Untemebmung  abgetretenen  saeblicben  Produktionsmittel,  Kapitalieni 
Gebäude,  Grundstücke  ausbednngenermassen  zu  entrichten  sind,  — 
definitiv  regelmässig  aus  dem  Reinerträge  der  Unternehmung,  mit 
eventueller  Ergänzung  aus  dem  Einkommen  oder  Vennögen  des 
Unternehmers  bis  zur  ausbeduugenen  Höhe,  vorschussweise  aus 
seinem  nmlanibnden  (Betriebs-)  Kapital  oder  dessen  Ergänzung  aus 
anderen  Mitteln,  auch  aus  Eealisirung  von  Teilen  des  stehenden 
Kapitals  11.  aus  Kredit.  Hier  entscheidet  daher  in  der  Verkehrs- 
wirtschaft  die  Hölie  der  zu  zahlenden  Arbeitslöhne,  Beamtengehalte, 
Leih-,  Miet-,  Pachtzinsen,  der  darin  eventuell  mit  enthaltenen 
Bent^,  wofttr  wieder  auf  die  AusfÜbrungen  darttber  zu  verweisen 
ist.  4.  Dabei  treten  aber  wieder  Rückwirkungen  des  Profits  u. 
Ü.-G.s  auf  diese  drei  massgebenden  Momente,  Rohertrag  u.  Erlös, 
Volks wirtschafthche  u.  Dritten  als  Einkommen  zufallende  einzel- 
wirtschaftliche Kosten  ein,  indem  eine  sich  tatsächlich  oder  voraus- 
sicbtlieb  ergebende  dem  Unternehmer  günstige  Gestaltung  des 
Profits  u.  IL-G.s,  also  eine  dafür  geltende  Höhe  den  Unternehmer 
weniger  stark  auf  Erhöhung  dos  Rohertrags  u.  Erlöses  u.  auf  Er- 
mässigung der  Kosten  hinzuwirken  nötigt,  daher  auch  öfters  sein 
bezügliches  B^treben  abschwächt,  u.  anderseits  ihm  ermöglicbt  u, 
ibn  eher  willens  macht,  auch  böh^  Löhne  u«  Zinsen  an  die  be- 
teiligten Dritten  zu  gewähren  wogegen  die  umgekehrte  Gestaltung 
seines  Gewinns  ihn  nötigt,  jedenfalls  ihn  besonders  bestrebt  macht, 
den  Rohertrag  zu  steigern,  die  Volkswirtschaft!.  Kosten  zu  vermindern, 
aber  auch  dfe  den  Dritten  au&llenden  Anteüe  vom  F^duktions- 
Beinertrag  su  verkQrzen.  5.  Es  ergibt  sich  daraus,  dass  doch  audi 
diese  Dritten  an  einem  dem  Unternelnucr  günstigen,  relativ  hohen 
Profit  u.  U.-G.  ebenfalls  ein,  wenigstens  relatives,  Interesse  haben, 
da  bei  solchem  Gewinn  der  Unternehmer  weniger  scharf  darauf 
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angewiesen  ist,  in  seiner  Kampfstellung  diesen  Dritten  gegenüber 
alle  ihm  möglichen  Yortüle  so  stark,  wie  er  es  remiag,  anssimutssen. 

6.  Dw  jeweilige  Ftofit  n.  XJ.-G.  ist  aber  demnach  in  seinem 
positiven  Henrortreten,  seinem  etwaigen  Nfgativwerden  (in  Einbusse 
umzuschlagen)  n.  in  seiner  positiven  u.  negativen  Höhe  eine 
Hesultantc  aller  der  genannten  Momente,  also  ein  Ergebnis  a)  der 
technischen,  ökonomischen,  betriebsorganisatorischen  Leistung  in  Bezug 
a)  auf  Quantität  u.  Qualität  des  Rohertrags,  ß)  auf  Gestaltung 
des  Alipntzi<s,  rlor  Preise  da^XM.  des  Erlöses,  sowie  b)  der  Gestaltung 
der  a)  n  iturliciicn.  u.  ß)  JJritEcn  als  Einkommen  zufallenden  einzel- 
wirtäcliulLüciicn  Kosten.  7.  Am  Günstigsten,  Höchsten  steht  der 
Profit  XL.  U.'G.,  wenn  die  beiden  Momoite  No.  6,  a  sich  dem 
Maximum,  die  No.  6,  b  sieh  dem  Minimum  nähern;  am  Ungünstigsten, 
Niedrigsten  stehen  Profit  u.  U.-G.  im  entgegengesetzten  Fall. 
8.  Daraus  ergibt  sich  a)  das  Interesse  des  Unternehmers  an  Herbei- 
führung einer  für  ihn  möglichst  günstigen  Gebtaltung  der  Technik, 
der  Betriebs-  n.  Absatiorganisation,  welche  den  Wert  des  Bohertiags 
steigern,  seineGewinnungskosten  herabdrücken,  Absatzprdse  erhöhen; 
daraus  aber  auch  b)  die  Anfj-a^cn  des  Unternelimers  in  seiner 
doppelten  KampfHtdlun^j^  a)  ^^e^enubt  r  der  Natur  u.  ilireii  Kräften,  ' 
diese  zu  muximuler  Leistung  mit  minimalen  Kosten  zu  nötigen  u. 
ß)  gegenüber  Dritten,  Personen,  sie  unter  einen  gleichen  Zwang  an 
setzen,  in  der  Produktion  besEÜ^fich  ihrer  Leistungen  u.  ihrer  daflkr  . 
zu  empfan«i^enden  Enftr^lte.  bei  einzukaufenden  Vprl  rauchsmaterialien 
u.  sachlichen  Hilfsmitteln  bezüf,4ich  ihrer  Verkauisjtreise,  heim  Absatz 
der  erzeugten  Produkte  (u.  Leistungen)  bezüglich  ihrer  Linkaufs- 
preise. 9.  Je  besser  der  Unternehmer  diese  Aufgabe  im  Kampf 
mit  der  Natur  löst,  desto  befriedigender  erfüllt  er  s^ne  Funktion 
in  der  Volkswirtschaft  u.  damit  dient  er  dem  Interesse  Aller,  auch 
.der  Arbeiter,  auch  der  Konsumenten;  unbedingt  u.  in  der  Regcd 
auf  die  Dauer  woid  allgemein,  weil  u.  wenn  die  Wertsteigeru ug 
des  Rohertrags  n.  die  Wertvermindemng  der  natfirlichoi  Produktions* 
kosten  zur  entsprechenden  Preisreduktion  fiilirt,  dann  auch  meist 
zur  Vergrösserun^  von  Produktion,  Arheiterbeschäftigung,  Absatz; 
bedingt  freilich  nur,  wenn  u.  solange  als  dieser  Erfolg  dank 
faktischer  Monopolstellung  u.  Ausschluss  oder  Beschränkung  der 
Konkuirens  nur  in  der  Steigerung  von  F^t  n,  U.-G.  zum  Ans- 
druck  kommt:  die  Gefahr  der  Kartelle  u.  Trusts  (8.  270  ff.). 
10.  Auf  der  apriorischen,  auf  genereller  Deduktion  aus  der  wirt- 
schaftlichen Motivation  entnommenen  u.  auf  der  erfahrungsmäbüigen 
Annahme,  dass  die  Privatunternehmung  (einschliesslich  der 
erwerbsgesellschaftlichen  u.  [frei]  genossenschaftlichen)  diese 
Funktion  im  Kampf  mit  der  i^atur  am  Besten  erfülle,  beniht  die 
Rechtfertigung  des  Privatbezugs  von  Profit  u.  U.-G.  n.  schliesslich 
mit  diejenige  der  privatwirtscbaftlicben  Organisation  u.  deren 
Bechtsordnung  überhaupt. 

11.  Ktmmt  man  die  Leutnng  von  Unternehmung  u.  Unternehmer 
in  besng  anf  Rohertrag  u.  dessen  natttrlidie  Kosten  als  gegeben 
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an,  80  hangt  Froik  n.  U.*0,  u.  defen  W$he  ab  vom  Ei^bnis  des 

Interessen  kämpfe  des  Unternehmers  mit  den  Verkäufern  der 
sacblicl^oti  Produktionsmittel  n.  mit  den  Abnehmern  (Käufern, 
Konsumenten)  der  eigenen  Produkte  um  die  Preishöhe,  mit  deu  in 
der  Produktion  u.  im  Absatz  beschäftigten  Arbeitern  u.  Beamten 
um  die  Lohn-  n.  Gelialtshöhe,  mit  den  Yerleibm,  Vermietern, 
Verpächtern  von  Kapital,  GrebSuden,  Boden  um  die  Leih-,  Miet- 
und  Pflclit-Zinshöhc:  die  soziale  Sfite  im  Problem  des  Profits 
u.  des  U.-G.s.  12.  Das  volkswirtscljattiichc  u.  soziale,  das  sozial- 
ökonomische Urteil  über  die  Höhe  von  Profit  u.  U.-G.,  an  sich 
u.  im  Vergleich  mit  der  durch  die  Preishöhe  der  eingekanften 
Produktionsmittel  u,  der  verkauften  Produkte  bedingten  sozial- 
ökonomischen Jjn^e  der  Profhuenten  erstorer  n.  der  Verbrauchar 
letzterer,  femer  im  Vergleich  mit  der  Lohn-,  Gehalts-  u.  mit  der 
Höhe  der  drei  Zinsarten  hängt  dann  von  dem  nchtigen  Verhilltnis 
zwischen  den  betreffenden  Leistungen  u.  Einkommenhöben, 
Bedürfnissen  u.  Verbrauchskräften  der  beteiligten  Klassen  n. 
Einzelnen  ab.  Hier  kommt  man  wieder  über  Bill^L'keits- 
erwägungen*'  in  bezug  auf  Preise  u.  bei  den  Einkommenarten  auf 
deren  Höbe  nicht  hinweg:  als  letztes  Probien  taucht  wiederum  auf 
das  „des  gerechten  Preises  ',  in  dw  Prssis  das  des  richtigen 
Masse?  .auch  der  Hohen  der  Kinkommenarten  iin  individuellen 
.  ■  Fall  und  mündet  alles  in  <lie  Probleme  der  allgemeinea  Verteilungs- 
theorie aus  (Abscimitt  2,  §  64  ff). 

13.  Die  Gefehr  besteht  nun,  dass  einerseits  gerade  im  Eonkunrens- 
System,  anderueits  gerade  bei  dessen  Ausschluss,  bes.  unter  Gross- 
botrieben  mittelst  Kartellen  u.  Trusts,  ,,;rerechte  Preise'',  welche  den 
Leistungen  der  Produzenten  u.  den  Bedürfnissen  der  Konsumenten 
entsprechen  u.  ein  „richtiges  Mass''  in  der  Höhe  des  Einkommens, 
in  den  individuellen  Untemebmergewinnen,  Kapitalgewinnen,  Zinsen, 
Löhnen  n.  Gehalten,  ein  Zuviel  u.  ein  Zuweni-!:,  ein  Uebdmass  u. 
ein  Uiitermass  ni(  lif  ausreichend  verbiir^^t  sind.  Krtahrungslatsaclifn 
möchten  eine  Verwirklichung  dieser  Gefahr  vielfach  u.  in  wachseudeui 
Masse  in  der  modernen  privatwirtscbaftlichen  Organisation  mit 
ihren  starken  Extremen  von  Milliardären  u.  Millionären  u.  von 
Proletariern  bestätigen.  14.  Insofern  tauchen  auch  mit  innerer 
Notwendigkeit  die  oben  öfters  schon  berührte  zn  Probleme  der 
gemein  wirtschaftlichen,  neben  u.  teilweise  statt  der  privat- 
wirtschaftlichen  Organisation,  der  öffentlichen  neben  u.  statt  der 

Privaten   Unternehmung    (S.  178  ff.),    der   Verstaatlichung  von 
Voduktionszweigen,  der  gesetzlichen  u.  administrativen  regulierenden 
■  Preis-,  Lohn-,   Zins-,  Renten-  und  aurh  Profit-  u.  Unternehmer- 

fewinnpolitik  auf,  ho\  welcher  auch  die  6teuerpolitik  ein  brauch- 
ares  Hilfsmittel  um  bieten  kann. 

Zu  berCIcksichti^n  ist  hier  bes.  noch  Folgendes:  a)  Profite  u. 
l^nt  ernehmer'-f  w  1  iinc  können  sein  u.  sind  sicher  oft  übermässig 
niedrig,  weil  die  Preise  zu  niedris (vielfach  auch  für  Agrarprodukte, 
Handwerks-,  Hausindustrie-,  Heimarbeitsartikel,  auch  bisweilen  fiir 
Fabrikate)  u.  dieLOhne  (rar  agrarisdie,  fflr  klein-  u.  mittelgewerbliche 
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Betriebe)  u.  Dritten  zu  zaiüende  Zinsen  u.  Renten  (wucherlicho  Leih- 
zinsen, manche  Mietzinsen  [GescbSftslok&le  des  Rleinhandeis  !L  auch  Pacht- 
zinsen u.  -Renten  fproletar. Kleinpächtertum]  zu  hoch  sind,  namentlich 
relativ,  im  Verhältnis  zu  einander,  b)  Aber  Profite  u.  Unter- 
nehmergewinne (vollends  bei  Hinzutritt  vouSpekulations-  u  Konjunkturen- 
gewinnen) können  auch  sein  und  sind  öfters  zu  hoch,  übermässig 
noch,  weil  die  Preise  zu  hoch  (Kartell-,  Trust-,  Grossbetriehsartikel  bei 
Quasimonopolstellung  der  Unternehmungen  [Stahl-,  Maschineoindustrie, 
Bergbau,  Kohle!])  xl  weil  die  Lohne  (u.  Oenalte)  u.  teilweise  auch  die 
Leihziiisen  (rrioiitätsobUgationen,  Pfandbriefe  fler  Tljpoihekenbanken) 
7.U  niedrig  sind  u,  so  gehalten  werden  können,  namentlicli  wiederum 
relativ.  Die  „freie  Konkurrenz"'  ohne  und  mit  Kartellcu  hat  das 
richtige  Mass  nach  oben  u.  unten  nicht  zu  sichern  verstanden.  Ob  die 
früher  besprochenen  Organisationen  der  beiden  Parteien,  der  Ver- 
käufer u.  Käufer,  der  Arbeitgeber  u.  Arbeitnehmer  u.  andeie  analogen, 
welche  hinzutreten  mflssten  —  so  der  Vermieter  n.  Mieter  usw.  so  ein- 
gerichtet werden  u.  so  fungieren  können,  das.s  das  Problem  des  gerechten 
Preises  u.  des  der  Billigkeit  entsprechenden  richtigen  MaHses  der  einzelnen 
Einkommen,  der  ganzen  Einkommenverteilung  im  Rahmen  der  privat- 
wirtschaftUchen  Oi^anisation  befriedigend  gelöst  werden  kann,  ist  erst 
durch  die  Erfahrung  zu  entscheiden.  Es  oleibt  die  grosse  sozialökonomische 
Zukunftsfragc  der  modernen  hochentwickelten  Kulturvölker,  von  deren 
richtiger  Enedigung  die  Zukunft  dieser  Volker  überhaupt  mit  abhängt. 

B.  Bestimm  grün  de  des  dauernden  Stands  des  Profite  und 

U.-G.s.  1,  Die  Bestimmgründe,  von  welchen  der  jeweilige  Stand  des 
Profits  u  U.  G.s  abhängt,  ktinnen  sich  ri  ieh  doin  Dargelegton  unter 
Umständen  so  gestalten,  dass  diese  Gewinne  zeitweilig  sehr  hoch 
steiijen,  andci'Süits  auch  sehr  tief  sinken,  selbst  verscliwiaUeu  u.  so- 
gar negativ,  zu  Einbnssen  werden.  2.  Auf  die  Dauer  sind  diese 
extremen  Gestaltungen  nach  oben  u.  unten  nur  in  Ausnahmefällen 
zu  erwarten  u.  auch  da  gewöhnlich  nur  auf  eine  beschränkte, 
wenn  auch  immer  etwas  Inngen'  Zeit.  3.  Kine  dancrndp 
Ä[ajs.imäiliöhc  von  Piolit  u,  L,  G.  ist  nach  obeu  zu  bescliraukt 
durch  die  Umstündef  welche  bei  den  T^ehnSssig  erzeugten  Waren 
Industrie-,  Agrarprodukte)  deren  Maxima  u.  bei  den  Löhnen  u. 
Leihzinsen  (auch  Miete,  Pachtzinsen)  deren  Minhna  bestimmen. 
Für  die  PreiKmaxinui  ist  auf  die  Preistheorie,  für  die  J>ohu-  u. 
Ziubminima  auf  die  frülierea  Ausfühiuugen  dazu  u.  auf  die  für  den 
Ztiflftmmenhang  der  Einhommenaweige  aufzustellende  Verteilungs- 
iheorie  zu  verweisen. 

4.  Ein  dauernd  nicht  zu  unterschreitendes  Minimum  hat 
(lajiejjen  der  V.  O.  (u.  d;unit  z.  T.  der  Profit,  die  Fr-tire  vom 
Kapitalgewiuu-Minimum  darin  für  die  allfremcine  Verteilungbtheorie 
noch  vorbehalten)  aus  selbbiändigeu  von  ihm  ausgehenden,  nicht 
nur  von  Preistenf  ijöhnen,  Zinsen  abhängigen  Bestiinnigrttudexi,  im 
ünK^rschied  zur  Sachlage  heim  jeweiligen  U.-G,;  oder  m.  a.  W.  es 
lässt  sich  die  Frajre,  „unter  welchen  Voraussetzungen  in 
einer  Unternehmung  dauernd  ein  positiver  U.-G.  u.  iu 
welcher  Durchschnittshöhe  sich  ergeben  mussV''  aufstellen 
u.  nach  Eiwitgungen,  welche  ans  der  Ökonomischen  Natur  des 


Digitized  by  Google 


—  864  — 


U.-G.*8  als  (alleiniges)  Einkommen  des  Unternelimers  folgen, 
beantworten,  auch  dafür  unter  bestimmten  Voraussetzungen  eine 
Formel  der  nuusii^beDden  Momente  gewinnen. 

Diese  lautet:  a)  solange  das  Produkt  bestimmter  Art  u.  Güte 
(Sorte)  einer  T^iifriTiclimung  überlinnpt  u.  in  bestimmter  Menge  noch 
begehrt  n.  von  .imli  rnwoher  niclit  billiger  zu  erlangen  ist,  also  zur 
Deckung  des  üklarktbedarfs  erforderlich  bleibt,  muss  eine  Unter- 
nehmung, mindestens  anf  die  Dauer,  wenigstens  soviel  U.-G.  (bsw. 
auch  Profit)  abwerfen,  um  den  Unternehmer  zu  bestimmen,  seine 
Tätigkeit  u.  sein  Kapital  noch  ferner  der  betreffenden  Produktion 
zu  widmen,  b)  Dies  hängt  wesentlich  ab  von  der  Höhe  der 
günstigeren  anderweiten  U.-Öewinne,  welche  dem  Unternehmer,  im 
selben  Froduktionssweige  am  anderen  Ort  oder  in  anderen 
Produktionszweigen,  erreichbar  sind,  indttB  er  dahin  seine  Tätigkeit 
u.  sein  Kaj)ital  verlogt,  c)  Die  Voraiisspt?;inv?''n  für  diesen  Wechsel 
in  den  Unternehmungen  sind  die  gleichen  oder  ähnlichen,  welche 
für  die  Ausgleichung  der  Kapitalgewinne  in  Betracht  kommen  u. 
oben  (S.  328)  angegeben  worden  sind.  Besondere  Beachtung  vef^ 
dient  dabei  noch  folgende  Voraussetzung,  welche  bei  jener  Gewinn- 
ausg;leicliHn<r  auch  mit  zu  benicksiehtigen  ist.  hier  aber  beim  U.-O, 
noch  beüundcrs  mitspielt:  es  dürfen  nämlich  nicht  anderweite,  nicht- 
okonomische  Kücksichten,  der  Berufsliebe,  des  Gefühls-,  Familien- 
lebens, auch  ästhetischer  u.  sonstiger  Art  trotz  des  Fortfalls  von 
Gewinn  oder  des  Bezugs  nur  von  Minimalgewinnen  das  Verbleiben 
des  T Unternehmers  in  der  alten  Unternehmung  u.  Produktion  ver- 
aulussen. 

d)  Nur  wenn  diese  Voraussetzungen  nicht  zutreffen,  also  ein 
TJnternchmungswcchscl  unterbleiben  muss  u.  tatsächlich 
unterbleibt,  wird  der  Unternehmer  genötigt,  sich  mit  dem  jeweils 
ihm  erlangbaren  auch  nnter  den  normalen  Sätzen  von  U.-G.  (u. 
Profit^  dauernd  stehenden  Minimalgewinnen  zu  begnügen. 

Daher  praktisch  oftmals  bei  Landwirtschaft,  Forstwirtschaft, 
gow  orbhchen  Klßinbetrieben,  Hausinflustrie,  gewissen  Handwerken,  in 
solchen  Fabrik-  u.  Montanbetrieben,  aus  (h^ncn  sich  das  Kapital  nicht 
oder  nur  mit  zu  grossen  \  erlustcn  herausziehen  lilsst.  Hier  werden  die 
Gewinne  auf  den  tiefsten  Stand  sinken  u.  dauernd  iiiclit  erhöht  werden 
können,  wird  scliliessHch  der  jj^anze  .,Profit",  vollends  der  U.-G.  allein 
nur  noch  einen  kärgÜchsten  Ai'beitslohn  abwerfen,  durch  Konkurrenz  von 
GroBsbetrieb  u.  besserer  Technik,  dnrch  Frdsdradc  der  Produkte  so 
tief  herabgedrückt  werden  können  (landwirtschaftliche  Betriebe}  Z,  Teil 
mit  infolge  der  iremden  KonkuiTenz  heute). 

e)  Ein  ununterschreitbares  bestimmtes  Minimum  des  U.-G.'s  u. 
Profits  ist  hier  kaum  zu  bestimmen,  es  liegt  so  tief  wie  das  dauernde 
Lohnminimuni  (§  65).   Da  nun  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  in  der 

Praxis  jene  Voraussetzungen  wirklich  nicht  :^ntreflren,  so  kann 
allerdings  ein  so  tiefes  Sinken  des  U.-G.  (u.  selbst  l'rotits)  unter 
dauernd  ungünstigen  Umständen,  wie  vielfach  in  den  angeführten 
Beispielen,  oeinahe  als  Regel  gelten.  Wichtige  Ersch^nungen  in 
niedergehenden  Produktionszweigen,    bes.    in    gewissen  land- 
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wirtschaftlichen  u.  industriellen  Betrieben,  bestätigten  das  u.  finden 
so  ihre  theoretische  Erklärung. 

f)  Wo  dagegen  jene  Voraussetniiigeii  zutreffen  u.  die  Sach- 
läge  die  unter  a  angegebene  ist,  da  muss  auf  die  Dauer  ein 
U.-G.  (u.  Profit)  in  der  bei  a  nnffcgchenen  Höhe  abfallen.  Sonst 
würde  eben  das  I'nternehmen  aufg^egeben,  dann  der  Marktbedarf 
nicht  gedeckt  werden,  infolgedessen  der  Preis  steigen  müssen.  Diese 
AiUBidit  kann  aber  naeb  &n  Geaetsen  des  Fkeinea  u.  der  Koflten, 
«elbst  schon  ohne  tatsfichlieh  dcb  m  yerwirktichen .  stark  genug 
darauf  hinwirken,  dass  entweder  schon  jetzt,  noch  bevor  das 
Unternehmen  eingestellt  ist,  wenn  flas  nur  droht,  die  Preise  sich 

fenügend  hoch  stellen,  daher  cvent.  steigen,  um  einen  nach  den 
Imständen  genügenden  U.-O.  (vl.  Profit)  zn  gewähren  oder  die 
Produktionskosten  sinken  (Redaktion  der  natürlichen  Kosten,  so- 
weit nuiglich.  namentlich  aber  auch  der  für  Dritte  als  deren  Ein- 
kommen an/Aisetzenden  Kosten,  für  Löhne,  Leih-,  Miet-,  Pachtzinsen), 
oder  dass  beides,  Preissteigen  u.  Kostensinken,  jäugleich  eintritt. 

Hier  liegt  daher  der  Fall  einer  Abhängigkeit  der  Preise  u.  der 
Löhne  n.  Zinsen  vom  U.-G.  (u.  Profit)  vor,  welcner  in  der  Praxis  doch 
auch  A  orkonmit,  so  wenn  Haus-  u.  Grundeigentümer  keine  andere  Ver- 
wertuugsgelegenheit  ihrer  Objekte,  Arbeiter  kdne  andere  ihrer  Arbeits- 
kraft haben,  z,  B.  nicht  Beruf  u.  Arbeitsart  wechseln,  nicht  fortziehen 
können  (Beispiele  in  Heimarbeit,  bei  hausindustriellen  Arbeitern  —  was 
auch  die  Meister  hi»  r  nur  sind  — ,  welche  ganz  auf  Beschäftigung  durch 
ihren  in  ungünstiger  La^e  befindlichen,  unter  schlechten  Konjunkturen, 
zu  gedrückten  Preisen  absetzenden  Verleger  angewiesen  sind). 

g)  Die  Höhe  des  in  solchen  Fallen  (unter  f)  dauernd  zn 
erzielenden  M inimal-U.G.s  (n.  Profits)  wird  a)  durch  diejenige 
bestimmt,  welche  unter  ähnlichen  Bedingungen  der  Unternehmer- 
tätigkeit in  vergleichbaren  n.  bei  ^nem  Wechsel  erreichbaren 
anderen  Unternehmungen  erzielt  werden.  Daher  wird  er  sich  ver- 
schieden hocli  stellen,  jenachdem  es  sich  um  Verhäjtnisse  im  Gross-, 
Mittel-  oder  Kleinbetrieb  handelt.  Auch  die  sozialen  Momente  u. 
daraus  hervorgehende  Bedürfnisse  (soziale  Stellung,  Bildung  des 
Unternehmers,  darauf  begründete  Ansprüche^,  deren  Kosten  der 
U.-G.  decken  mu^s,  äussern  ihren  Einnuss  mit  Insofern  mnss  der 
T^  -(^.  (MT10  Höhe  behaupten,  welche  nicht  nur  ausreicht,  den  absolut 
notwendigen  Bedarf  zu  decken,  sondern  auch  den  über  ihn  hinaus- 
gehenden, d.  h.  einigermassen  den  sogen,  „standesgemässen"  unter 
ähnlichen  Verhältnissen,  ß)  Es  kann  aber  sein,  dass  der  U.-G.  (u. 
Profit)  auch  allgemein  auf  ein  niedrigeres  Minimum  dauernd  sinkt, 
wozu  eine  gewisse  Tendenz  vorliegt  (s.  unten).  Dann  wird  sich 
auch  im  individuellen  Fall,  wie  er  hier  in  der  Erörterung  voraus- 
gesetzt wird,  das  Minimum  dauernd  nicht  höher  stellen  können, 
auch  wenn  das  peinliche  Einschränkungen  der  Bedürfnisse  bedingt. 
Was  hier  einwirkt,  wird  in  der  allgemeinen  Verteilnngstheorie  im 
nächsten  Abschnitt  dargelegt  werden. 

In  Unternelnnuugen,  wie  oftmals  im  Klein*  u.  Mittelbetrieb  in 
Landwirtschaft  u.  Industrie,  Handel,  welche  den  Arbeitern  u.  den  Ter- 
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leihenden,  vermietenden  u.  verpachtenden  Kapitalisten  gegenüber  einen 
schweren  Stand  haben,  auf  dem  Arbeitsmarkte  in  der  I^achfrage  nach 
Arbeitskräften  u.  im  vVarenabsatz  stark  unter  einander  u.  schwer  mit 
den  Grossunternehmern  konkurrieren,  wird  der  U.-G.  u.  Profit  leicht  dem 
Minimum  nahekommeii,  ielbst  darunter  herabgodrflckt  werden,  so  andi 
sein  dauornrlos  Minimum  noch  sinken  u.  nur  wenig,  wenn  überhaupt 
etwas,  ftir  einen  das  notwendige  Verbrauchsminimum  Überschreitenden 
pSttodesgemässen"  Aufwand  gewähren.  Auch  der  Wechsel  in  der 
Unternehmung  hilft  dem  dann  nicht  ab.  Denn  selbst  wenn  er,  den  oben 
dargelegten  Voraussetzungen  gemäss,  mOglich  wäre,  nützte  er  nichts, 
da  oben  in  erreichbaren  anderen  Unternehmungen  auch  nicht  mehr 
an  Gewinn  abfAltt.  Das  ist  nicht  nur  vorflbei^ehend  in  ungünstigen 
Konjunkturen,  sondern  lange  Zeit,  ja,  soweit  absehbar,  dauernd,  die 
Sachlage  in  vielen  agrarischen,  indiutrieUeu  u.  merkantilen  Klein- 
betrielmi. 

Der  Uebei^ng  des  Unternehmers  in  die  Dienststellung  des 
Lohnarbeiters  ist  dann  vielfach  der  Ahschluss  der  Ivitwicklung, 
die  leidige,  aber  auch  wieder  die  immer  noch  eher  zu  ertragende 
Notwendigkeit,  weil  dabei  wenigst  eua  noch  etwa.s  sicherer  ein  Lohn- 
minimum  vevbüigt  wird  und  ein  solches,  welches  den  U.-Cr.  n. 
ganzen  Profit  des  Kleinunternehmers  übersteigt 

IV.  U.-G.  (u.  Profit)  in  ver  schiede  neu  Unternehmungen  u. 
Beschäftigungen.  A.  Ausgleichungsstreben.  B.  Praktische  Hindernisse 
dabei.  C.  Bildung  von  Rentenverhältnissen.  Für  das  hier  wohl 
aufgestellte  u.  unter  den  notwendigen  Kantelen  auch  aufstellbare 
J.Gesetz"  der  Ausgleichung  gilt  grossenteils,  w^enn  auch  nicht  durch- 
aus, dasselbe,  wie  für  das  verwandte  „Gesetz"  der  Ausgleichung 
des  Kapitalgewinns.  Daher  gentigt  es  viel&ch  auf  die  Aub> 
ftihrungen  hierüber  (oben  S.  327  ff.)  zu  verweisen  u.  sind  nur  noch 
einige  Ergänzungen  speziell  für  die  Ausgleichung  dos  U.-G.»  U.  des 
diesen  darstellenden  l'eils  des  Protits  Iiier  erforderlich. 

A.  Ein  Streben  des  U.-G.s  u.  Profits  zu  einer  Ausgleichung, 
zwischen  den  '  verschiedenen  Unternehmungen  des  nämlichen 
Produktionszweigs  u.  zwischen  denen  in  verschiedenen  Zweigen,  ist, 
wie  beim  Kapitalgcwinn  allein,  unter  dem  Impuls  <les  ersten  wirt- 
schaftlichen Leitmotivs,  des  Strebens  nach  dem  höchstmöglichen 
Vorteil,  im  allgemeinen  anzunehmen.  1.  Es  vollsieht  sich  durch 
Ausdehnung  bestehender  u.  Gründung  neuer  Unternehmungen,  in 
den  Fällen,  wo  dadurch  ein  höherer  U.-G.  u.  Profit  zu  erhoffen  ist. 
Die  so  vei-stärkte  Knnknrrenz  gegen  die  bisher  höheren  U.-G.  u. 
Profit  abwerfenden  üniernehmungen  drückt  in  diesen  die  Preise, 
dadurch  die  Gewinne  herab  u.  Ifisst  die  erweiterten  alten  u.  die 
neuiregründeten  Unternehmungen  au  den  höheren,  wenn  auch  durch 
die  Ivonkurrenx  schon  wieder  reduzierten  Preisen  u.  Gewinnen  Teil 
ue lirneu.  Es  tritlt  hier  in  der  Tat  Vieles  von  dem  zu,  was  über 
tien  Kap.  gewiun  iu  verscliiedcnen  Beschäftigungen  (S.  327  ff.)  und 
»ben  hei  den  Bestimmgründen  ilir  den  dauernden  Stand  des  U.-G.s 
u.  Profits  (bei  B,  8.  863)  ausgeflihrt  wurde,  H.  Die  Voraus- 
setzungen eines  solchen  Ausgleichungsprozesses  u.  seiner  Durch- 
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Setzung  sind  a)  wieder  psychologische,  namentlieli  starke  gescbSftfiche 

Energie,  Initiative,  spekulativer  Sinn,  auch  —  Rücksichtslosigkeit, 
b)  freie  wirtschaftliche  Rechtsordnung,  welche  die  erforderliclien 
Geschäftsausdehnungen  u.  Neugründungen  sowie  die  Anw(^ndung 
der  geeigneten  Mittel  dazu,  die  Kapitalkonzentrationeii,  die  Gross- 
betriebsentwicklungen,  die  Einrichtung  der  Unternehmungen,  die 
KreditbenutzungeiK  »len  Unternchmungswechsel  für  Unternehmer  u. 
Kapital  in  zweckdienlicher  Weise  gestattet.  3.  Wo  diese  Voraus- 
setzungen fehlen,  unterbleibt  auch  die  Gewinnaiuigleichung,  selbst 
dauernd  oder  doch  sehr  lange  Zeit. 

B.  Hindernisse  der  Ausgleicbang.  Sie  sind  so  zahhreich,  so 
stark,  selbst  wenn  die  oben  nn^rdeuteten  Voraiissetaungen  zutreffen, 
vollends  wenn  sie,  wie  ottuials  teilweise  oder  ganz  fehlen,  ferner 
weil  noch  manches  Andere  hier  mitspielt,  als  die  kapitalistischen 
Gewinngesichtsj)unkte  bei  der  Ausgleichung  des  Kapitalgewinns, 
vollends  des  blossen  Leibannses  (S.  327  ff.),  dass  von  einer  Aus- 
gleichung höchstens  als  von  einer  Tendenz,  aber  nicht  als  von 
einem  wirklich  sich  völlig  vollziehenden  u,  gar  zu  einem  Abschluss 
kommenden  Vorgang  gesprochen  werden  kann,  wenn  auch  beständig 
AnsStee  in  der  betreffenden  Richtung  hervortreten  u.  eine  gewisse 
tatsächliche  Bedeutung  ei  langen.  Es  erkljjjt  sich  das  1.  aus  der 
eigenarti<;en   ökononnscheu  Xatur  gerade  des  U.-G.s  (u.  ProfitÄ); 

2.  aus  den  grossen  Schwankungen  der  Höhe,  |»er!nflis<;h.  jährlich; 

3.  aus  Umständen,  welche  gerade  bei  diesem  Eaikoinmeu  mehr  als 
bei  fast  allen  anderen,  die  Kenntnis  seiner  absoluten  n.  relativen 
(im  Verhältnis  anim  GeschlUiskapital  stehenden)  Hj^he  in  andren 
Geschr'iften  mehr  erschweren,  bis  znr  Yorliindernng;  4.  aus  den 
prrossen  Schwierigkeiten,  welche  selbst  bei  freier  wirtschaftlicher 
Keclitsordnung  u.  bei  „kupiiaiistiscliein  •  Erwerbsgeist  Einschränkung 
u.  Ausdehnung,  Aufgeben  u.  Neugrfindnng,  Wechsel  der  Unta> 
nebmung  zwischen  verschiedenen  Arten  im  seib^  u.  zwischen  ver^ 
sehiedonen  Produktionszweigen  bieten,  nicht  nur,  wie  in  der  Fi-age 
der  Ausgleichung  des  Kapitalgewinns,  für  den  Wechsel  der  Anlage 
dieses  Kapitals,  sondern  noch  besonders  iür  den  des  Untemehmer- 
berufs  u.  der  ganzen  Untemebmertfitigkeit.  Das  alles  ist  aber 
doch  die  Voraussetzung  daftir,  da«s  sich  die  Gewinnausgleichun^ 
vollziehen  kann.  5.  Auch  zeigt  sich  gerade  Iner  wieder,  u.  mehr  u. 
stärker,  als  da,  wo  es  sich  nur  uui  Weclisel  des  Kapitals  handelt, 
wo  es  dücli  auch  nicht  einmal  völlig  zutrifft,  dass  rein 
ökonomische  Erwägungen  betreib  der  Höhe  des  U.-G.8  einer- 
seits nicht  allein,  anderseits  bei  allen  ADgehörigeu  des  Untemehmer- 
berufs  nicht  irb^ichniässig  zutrefTen,  wo  es  sich  um  einen  Wechsel 
im  üntemclunungsort  oder  gar  in  der  Untemehmungsart  handelt, 
zumal  zwischen  ökonoudsch,  Icchniseh,  iu  der  Unternehmertätigkeit, 
social  sehr  verschiedenen  Untemehmungsgebieten.  Hier  macben 
sich  vielmehr  andere  Momente  u.  Erwägungen  wenigstens  mit 
geltend,  ja  sie  «>nt8cheiden  selbst,  sie  bewirken  ein  Verweilen  in 
Unti  1  iiehimingen  u.  Produktionszweigen  sogar  mit  dauernd  u.  im 

A.  Waj^Dor,  80S.-Okon.  Oraudriw,  4.  Anfl.  24 
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starken  Masse,  verblieben  mit  anderen  Unternehmungen,  niedrigen 
Gewinnen.  Grosse  dauernde  Verschiedenheiten  des  ü.-G.s  u.  Profits 
von  Unternehmniigr  zu  Unternehmung  im  seihen  Produktionszweig 
u.  auch  im  Durchscimitt  zwischen  verschiedenen  Produktioszweigen 
sind  trots  des  f^Gesetzes*'  der  Gewtnnausgleichung  die  Folge,  — 
aucli  heute  noch  im  Zeitaher  des  Triumphs  des  privatkapitalistischen 
Erwcrbs;j:eists.  Gldehwohl  bleibt  der  Kemgedanke  in  jenem 
„Ctesetze'"  richtig. 

Eine  erschöpfende  Beweisführung  ist  hier  nicht  mrijrliclj,  aber  auch 
nicht  nötig.  Vieles  von  don  Ausführungen  über  die  AusL^leicbuug  des 
K;i[i:' :'.lg*^wirms  (S.  327  fT.)  ist  iniit.-mut.  aueh  auf  die  di's  t'.-(i.  mit  an- 
zuwenden. Zur  Ergänzung  jener  Ausführungen  speziell  iOr  den  U.-G. 
dient  das  Folgende. 

Zu  1  u.  2.  Für  den  Ü.-G.  n.  Profit  u.  ihre  Höhe  macht  sieh  a)  die 
Individualität  des  Unternehmers,  als  Betriebsorganisators  u. Leiters,  wie 
als  Besitzers  der  Produktionsmittel  stärker  geltend,  als  in  den  meisten  FSlllen, 
hes.  als  bei  Leihzins,  aber  auch  als  bei  den  anderen  Einkonunen,  Miete, 
Pachtzins,  Keilte,  im  ganzen  selbst  wohl  als  itei  Arbeitslohn  u.  Gehalt.  Das 
bedingt  beständige  individuelle  Verschiedenheiten  des  Gewinns^  die  sich 
niemds  ansgleienen  werden,  auch  nicht  in  stark  mit  Kapital,  selbst  mit 
absolut  u.  relativ  —  als  Quote  vom  Gesarotkapital  —  vu^i  mnlaufendem 
Kai)ital  arbeitenden  Betrieben,  b)  U.-G.  u.  Profit  hängen  nach  ihrem 
Cimrakter  als  Ueberschuss-  oder  Restwert  (o.  S.  ^{55)  in  ausserordent- 
Uchem  Masse  von  allen  den  wechselnden  u.  in  verschiedener  Kombination 
u.  Riehtnn^  zu  einander  stehenden  Umständen  ah,  welche  die  technische 
Produktivität  des  Betriebs,  die  Höhe  des  Rohertrags,  der  Preise  dafür, 
daher  des  Erlöses,  dit;  l'roduktionÄo.sten,  die  zu  zanlenden  Arbeitslöhne, 
Zinsen  u.  Renten,  Prei^  ler  anzukaufenden  Prod  ikti  ti  rnittel  (oder 
Kosten  der  eigenen  üorsteiluufl  dieser)  o.  Absatzpreise  der  Produkte 
betreffen.  (Landwirtschaft  t  In  ihr  aieSdiwanknngen  der  Ernten,  Produkten- 
preise! Gewöhnlich  weit  stärker  als  der  Produktionskosten.  Daher  ab- 
weichende Lage  von  der  Indnsiri«',  worin  Roliertrar^  u.  Preise  zwar 
auch,  aber  selten  ebenso  stark,  zumai  m  kurzer  Zeit,  schwanken).  Die 
häufig  beständige  Veränderung  dieser  für  don  U.-O.  n.  Profit  mass- 

tebciiden  Momente,  <lic  Beeinflussung  der  natürlichen  Produktionskosten 
urch  den  Stand  der  Technik  u.  die  V  eränderungen  in  dieser,  auch 
durch  den  Standort  der  Produktion,  der  efuzelwirtschaftliehen  Kosten 
durch  dies  Moment  u.  durch  den  von  den  Konjunkturen  stark  mit  ab- 
hängigen Stand  der  Löhne,  Zinsen,  vollends  durch  den  von  den 
Konjunkturen  mitbedingten  Stand  der  Ein-  u,  Verkaufspreise,  —  das 
Alles  bewirkt  beständige  Veränderungen,  insbcs.  in  der  üblichen 
Borechnungsweise  jährlit'Tie  Schwankungen  des  als  Reinertrag  für  den 
Unternehmer  u.  sein  Kapital  übrig;  bleiberuleu  U.-G.s  u.  Profits.  Selbst 
bei  mächtigen  Orossbetneben,  auch  kartellierten,  zeigt  sich  das  mehr 
oder  weniger,  so  in  der  Gewinnstatistik  der  Aktiengeseilscliaften.  Sogar 
in  mehrjährigen  Durchschnitten  der  Gewinne  desselben  Unternehmens 
gleicht  sich  das  Öfters  nicht  völlig  aus.  Der  auf  höheren  Profit 
spekulierende  Unternehmer  u.  Kapitalist  kann  daher,  auch  wenn  iiim 
die  Gewinndaten  anderer  Geschäfte  bekannt  sein  sollten,  sich  nicht 
sicher  in  seineu  Kombinationen  u.  Kapitaibeweguugeu  hier  nach  festen 
Anhaltspunkten  richten. 

Zu  :5.  J5f"i  Hf^r  im  Rechte  gestatteten,  sel])st  bei  Deklarations- 
pÜichten  für  Besteuerungszwecke  durch  die  PÜicht  zum  Amtsgeheimnis 
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geschQteten  u.  allgemein  Qblichen  Geheiinh&ltitng  der  GeschSftS' 

ergebnissc  kann  nur  etwa  mittelbar  aus  T.t  hensw't'isr.  VtM'braucli.  aus 
„notorischer"  Vermögensbiidung  des  L  nternehmers,  deren  genaue  Höhe 
aber  auch  meist  nicht  bekannt  ist.  Einiges  geschlossen  werden  auf 
Gewinnhöhe,  von  Geschäft  zu  Geschäft  im  selben  Zweige,  auch  für  den 
Durchschnitt  in  verscliiedenen  Zweigen.    Aber  sichere  Anhaltspunkte 

äibt  auch  das  selten.  So  fehlt  die  genauere  Kenntnis  der  Sachiuge, 
amit  auch  hier,  wie  bei  der  Ausgleichung  der  Kapitalgewinne  (CS.  328), 
eine  Voraussetzung  für  Operationen  vnn  iTnternehmor  u.  Kapitalisten, 
in  der  Richtung  des  Strebens,  niedrigere  durch  höhere  Gewinne  zu  er- 
setzen. —  Zu  4.  Es  genügt  hier,  wieder  auf  die  Ausführungen  über 
den  Kapitalgewinn  (S.  fV.)  u.  liber  U.-G.  u.  Profit  oben  bei  den 
Bostimmgründen  des  l'.-G.,  bei  Iii,  S.  .'iöD,  bes.  S.  zu  verweisen. 
Die  dauernde  Verschiedenheit  der  (Gewinne  selbst  in  U  n  lerne  hm  ungs- 
zweigen,  welche  am  strengsten  nach  kapitalistischen  Erwerbsgrund* 
Sätzen  geführt  werden,  wif  Aktiengesellst  liaften  (S.  32V)  IT.),  auch  sol<'ln  n. 
bei  welchen  durch  Xi  editbenutzung  leichter  starke  Kapitalverschiebungen 
erfolgen,  zeigt,  wie  sehr  das  hier  gewiss  meist  vorhandene  Bestreben 
nach  Gewinnausgleichung  auf  starke,  öfters  unüberwindliche  Hindernisse 
stösst.  rioo-rn  rentable  (rrnsshetriebe  mit  aus  eigener  Kraft  oi1r-r  unter- 
stützt (lurcn  Kartellierung  erreichter  Quasi-Monopolstelhmg  (8.  ;j2Ü,  ooU), 
mit  grossem,  oft  auch  in  starker  Quote  aus  stehendem  bestehenden 
Gesehältskapital,  ist  auch  die  Konkurrenz  neuer  Unternehmungen  hfiufig 
so  schwierig,  bietet  hier  soviel  Kisiko  u.  so  unsichere  Erfolgaussichten, 
dasB  sie  eben  unterbleibt  u.  so  die  selbst  sehr  hohen  Gewinne  jener 
Betriebe  bestehen  bleiben  kOnnen. 

Von  grösster  Bedeutung,  auch  für  allgemeinere  Wirtschafts- 
fragen  ist  aber  Punkt  5.  —  Ganze  Produktion 8 sweige, 
namentlich  auch  im  grossen  Durchschnitt  die  Hauptzweige, 
Landwirtschaft,  Forstwirtschaft,  TnduHtric,  Handel,  rielfach  in  allen 
wieder  Klein-,  Mittel-,  Grossbetricli.  zeifjen  dauernde  Ver- 
schiedenheiten der  Höhe  daa  L.-G.s  u.  Profits,  die  beiden  erst- 
genannten, volien^  die  Forstwirtschaft,  aber  auch  bei  niedrigem 
Wertanschlag  des  Boden-  u.  Gebäudekapitals  die  Landwirtschaft, 
meist  relativ  viel  niedrigere  Höhe  als  die  anderen,  a)  Das 
beweist,  dass  die  aucii  hier  nicht  fehlende  Tendenz  der  Gewinn- 
ausgleichung nicht  mächtig  genug  ist  oder  auf  zu  starke  Hindernisse 
BtdsBt,  nm  sich  tatsSehli<»i  durehsosetsen,  selbst  in  der  heutigen 
freien  Wirtschaftsordnung  a.  bei  Terbreitetem  u.  skrupellosem 
kapitalist.  Krwerbs-  ii.  Spckiilationsgeist,  welcher  auch  in  Kreisen 
der  läudücheu  Grundbesitzer,  bis  zu  Bauern  hinab,  nicht  mehr 
fehlt,  b)  Aber  es  zeigt  auch,  dass  eben  offenbar  auch  heute 
noch  niebt  rein  ökonomische  Erwägungen  hier  ent- 
scheiden, sondern  c)  andere  mehr  oder  weniger  mitspielen, 
ja  selbst  entscheiden,  wie  die  Art  des  Besitzes,  des  Benifcs.  der 
Beschäftigung,  der  Lebensstellung  dabei,  die  Sitte,  Tradition,  der 
Familiensinn,  die  Neigung  zu  u.  die  Gewohnheit  an  einen  tie- 
stimmten Beruf;  d)  dass  überhaupt,  auch  heute  noch,  vollends 
früher,  alles  hier  weit  gebundener  ist,  als  es  der  Fall  sein 
mttsste,  wenn  die  Gewinnausgleichung  sich  völlig  vollziehen  sollte. 

24» 
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«^88  ist  namentlich  in  der  klassischen  Nat.>Oek.,  in  der  liberal- 
individualistischen  liberhaupt,  !»•'!  der  Freiliaiulrlstlieorie  u.  -Partei,  so 
in  afTrarpolitischen  Frngon,  übersehen  worden  (z.  H.  in  der  Annahme, 
daas  sicli  der  Kornzoll  ■'leich  in  höheren  Korupreis,  dieser  iu  höhere 
Rente,  diese  in  höheren  Kapital  wert  des  Grundbesitzes  umsetze,  dieser 
in  Aussicht  stehtmde  höhere  Kapitalwert  gleich  iillfi^ernrin  m  spekuhitivem 
ßesitzwechsel  führe,  um  ihn  zu  realisieren,  wobei  dann  für  den  neuen 
Erwerber  der  momentan  relativ  höhere  Ü.-G.  u.  Profit  wieder  ver- 
sehwiiide:  als  ol)  der  ländliche  Ortindbesitz  al  1  jT;e  n»  ei  n  rein  nach 
spekulativen  Erwägungen  umgesetzt  würde,  wie  noch  nicht  einmal  der 
städtische,  sein  Kapitalwert  sich  nur  nacli  der  Rente  bestimme,  selbst 
ini  Erbgang,  während  hier  eben  die  angedeuteten  Momente  so  stark 
mitspielen  u.  filr  die  Bildung  des  Kapitalwerts  des  Gnmdbesitzes 
modifizierend  wirken  (Sering).  ^vlles  zu  weit  gehende  Ver- 
allgemeinerungen kapitalistischer  (jedankengSnge  u.  Strebeziele. 

6)  Machte  sich  das  hier  unter  No.  5  u,  vorhin  unter  4  Hervor- 
gehobene nicht  so  stark  mit  geltend,  so  waren  aller  Besitz  noch  weit 
mehr  mobilisiert,  auch  agrarische  u.  industrielle  Oewinne  weit  mehr 
ausgeglichen,  als  sie  es  sind.  Land-  u.  vollends  Forutwirtschaft, 
in  welcher  letsteren  sich  die  üblichen  mittleren  Gewinne  im  Ge- 
werbe gar  nicht  entfernt  erzielen  lassen,  ohne  völlige,  volks- 
wirtsclial'tlich  ruin«><»'  Umgestaltung,  wären  dann  Ökonomisch 
^ar  nicht  mehr  zu  erklaren.  So  bleibt  es  eine  wichtige  Tatsache,  dass 
in  den  grossen  Hanptzweigen  der  Produktion  allgemein  dauernde 
grosse  Verschieaenheiten  des  U.  G.s  u.  Profits  bestehen  u. 
formlich  als  selbstveretändlieli  gelten.  Nebenbei  bemerkt,  auch  ein 
Beweis  fiir  die  Kinstdiigkeit  der  materialistischen  GeschichtS- 
auftkhjsun^,  selbst  auf  dem  njaterieU-wirLschaftÜchen  Gebiete. 

C.  BildTin  j-  von  Rentenverhfiltnissen.  Gerade  mit  U.-G. 
u.  Profit  verhitnicn  sich  leicht  u.  haulig'  (Differential-)  Renten, 
welche  auf  Vorzug bve.iliäituissen  beruhen,  unter  denen  die 
Unternehmungen  u.  Unternehmer  konkurrieren.  1.  B&  den 
Unternehmungen  machen  sich  natOrllebe,  technische,  wirt« 
aehaftliche  Vorzüge  geltend. 

So  in  der  Bodenbeschafienheit,  der  örtUchen  Lage,  dem  Standort 
der  Unternehmung,  fOr  den  Bezug  der  Bearbeitungsobjekte  u.  fObr  den 
Absatz,  in  der  BeschafTenheit  u.  den  Leisriiu<jjspreisfn  (Tarifen) 
dor  benutzbaren  Komraanikations-  u.  Transportmittel,  in  der  Beschaffen- 
heit der  gesamten  technischen  Grundlagen  u.  Einrichtungen  des  Betriebs, 
in  der  Verfügung  über  geeignete  Arbeitskräfte,  in  deren  billigeren 
Lohnsätzen,  in  aev  Benutzung  von  Kredit  u.  den  Bedingimgen  dafür 
(niedriger  Zinssatz;,  in  niedrigen  Boden-,  Wohnungs-,  Miet-,  Pacht- 
preisen, z.B.  auf  dem  Lande  gegenüber  der  Stadt,  in  der  kleinen  gegen- 
über der  Grossstadt. 

2.  Bei  den  Unternehmern  machen  sich  in  gleicher  Weise 
Vorzüge  in  der  Leistungsfähigkeit  für  die  Unternelimer- 
aufgaben  geltend.  Diese  Vorzüge  können  öfters  von  besonderer 
Bedeutung  für  die  Geschäftsergebnisse,  die  Höhe  der  U.-Gewinne 
u.  Profite  auch  im  nämlichen  Geschäftszweig  werden.  Die  besondei's 
geeigneten  u.  leistuagsüähigen  ünternehmerperaöulichkeiten  geben 
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diesen  Gewinnen  ein  individuelles  Gepräge,  auch  in  Gross- 
betrieben, wo  die  Arbeitsfnnktionen  des  Unternehmers  an  besonders 
qualifizierte  Beamte  (Direktoren,  Verwaltungsratej  übertragen 
werden.  Sie  steigern  die  Gewinne  dadurch,  dass  sich  Extra- 
gewinne,  Renten",  mit  ihnen  verbinden  a)  Sind  das  auch 
zunächst  privat wirtschattlichc  Vorteile  für  die  Interessenten,  so 
liegt  hier  doeh  anch  ein  yolksvirtachafitlicher  Vorteil  vor.  Es 
kann  von  einer  Art  „volkswirtschaftlichen  Mission**,  von  der 
„Prnmienfunktion  der  Rente"  de^  privatem  Aentenbeaug^s  im  Ü.-G. 
u.  Prnfit  gesprochen  werden  (Schäffle). 

Das  ist  ein  Punkt  von  Bedeutung  auch  wieder  für  die  grossen 
Grundfragen  der  volkswirtschaftlichen  Organisation,  ftir  die  Würdigung 
der  privat-  vor  der  geraeinwirtschaltlichen.  A  ollends  vor  der  rein- 
sozialistischen, der  privaten  vor  diM-  öffentl.  [Jntenielnnnng. 

Denn  die  besonders  tüchtigen  Elemente  werden  so  angespornt, 
solche  Renten  zu  gewinnen,  sie  tragen  zum  technischen,  ökonomischea, 
betriebsorganisatorusehen  Fortschritt  am  meisten  bei,  werden  die 
Pioniere  u.  Nachahmnng  findenden  Vnrbilfler  hierliu-  in  ihrem  ganzen 
Produktionszweig,  in  der  ganzen  N'olks Wirtschaft  u.  verdienen  so  in 
der  Tat  anch  im  Volkswirtschaft].  Interesse  diese  Renten  durch  ihre 
LoistuncTPnn.  für  sicli,  den  Ausdi  iK-k ., verdienen"  im  stren^ren  ökonomischen 
u.  ethischen  Sinne  genommen,  im  Unterschied  vom  blossen  „gewinnen**,  wie 
bei  so  vielen  Spekulationen  u.  Ausnutzmigen  alljgemeiner^onjunkturMi. 

h)  Frdlicli  kann  damit  a)  nur  im  Prinzip  n.  in  den  an* 
gedeuteten  Ffillen.  wo  es  sich  wirklich  um  persönliche  Leistungen 

handelt,  ferner  ß)  ancli  liier  nichf  für  jede  beliebige  Höhe 
der  Privatbezug  von  Kenten  ;j^orcc'litt<'rtiu't  ncrrlen.  was  nicht  über- 
scheu werdeu  darf.  Diese  Frajicn  iuhren  in  da»  Kentenproblem 
überhaupt  hinüber  (nfiehster  §  63). 

3.  Für  die  Frage  der  Ausgleichung  der  Gewinne  ergibt 
sich  aber^  dass  gerade  wegen  des  Mitspielens  von  Beuten  in  U.^Gr. 

u.  Profit  eine  völlige  Ausgleichung  nicht  inöglleh  ist,  niemals  ein- 
tritt u.  auch  —  nicht  erwünscht  wäre,  auch  volkswirtschaftlich 
nicht,  ein  Schluss»  welcher  zur  Anerkennung  der  Zweckmässigkeit, 
ja  Notwendigkeit  der  Individualtätigkeit  gerade  des  Unter- 
nehmers i^ihrt. 

V.  Der  Ü.-G.  (u.  Profit)  in  seiner  Bewegung  u.  die 
Frage  der  zeitlichen  Entwicklung  beider  überhaupt. 

liier  handelt  es  um  dieselben  Ers  -lMMiiungen  u.  daran  sich 

knüpfenden  i^Vagen  wie  beim  Leihzins  u.  Kapitulgewinn  (S.  330  Ö'.  bei  Ii). 
Vieles  ist  auch  nier  beim  U.-G.  u.  Profit  ganz  analog,  so  dass  es  genügt, 
auf  die  Ausführungen  dort  u.  auf  die  abschhessende  Betrachtung  in  doi  ui«' 
Einkommenzweige  im  Zusammenliang  untersuchenden  \'erteilung8the<>rie 
(§  G-A  ff.)  zu  verweisen.  Aucli  in  den  vorausgehenden  Erörterungen  über 
den  U.-G.  u.  Profit  speziell,  bes.  unter  No.  IV,  ist  Manches  dargelegt 
worden,  was  hier  jetzt  niif  in  Betracht  kommt  Dalier  genügt  es  an 
einigen  Ergänzungen,  bes.  nach  der  Seite  hin,  wo  die  Dinge  bei  ü.-ü. 
u.  Frofit  doch  etwas  anders  als  beim  Leihzins  u.  Kap.gewinn  als  solchem 
a  bei  der  Frage  der  Ausgleichung  in  verschiedenen  Unternehmungen 
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u.  Beschäftigungen  Hegen,  wesentlichi  weil  es  sich  hier  jetzt  wieder 
mehr  um  das  persOnlichd}  subjektive  Moment  handelt. 

Auch  hier  bei  Ü.-Ö.  u.  Profit  können  dreierlei  Bewegungen 
nnterschieden  werden:  A.  Iieständige  klciucre  Sclnv5mknn«»en, 
B.  Bewegungen  in  bt^stiuinitcr  Kiclitung,  auf-  u.  absteigend  in 
kürzeren  u.  längeren  Perioden,  C.  sinkende  Kichtung  in  Ifingeren 
Zeiträumen  mit  Fortschritten  der  volkswirtschaftlichen  u.  der  sozialen 
Verhältnisse,  etwas  dem  „säkularen'^  Sinken  des  Leihzinses  Aehnliehes. 

Zu  A.  1.  Ware  es  üblich,  U.-G.  u.  Profit  für  ganz  kleine 
Zeiteinheiten,  kleinere  Teile  des  Jahres  (Quartale,  Monate)  u. 
vollends  wochen-,  tageweise  festzustellen  u.  Hesse  sich  das  praktisdi 
rechnungsmäsbig  durchfuhren^  so  würden  sich  beständige  Schwankungen 
in  diesen  Gewinnen  ergeben,  den  Oszillationen  des  Leihzinses  ver- 
gleichbar, auch  positive  u.  n^ative  Gewinne  (£inbussen)  vieliacli 
wechseln. 

£foi  soldies  Verfiübren  wfire  sehr  schwierig  bei  den  oft  Iftngeren 

Terminen  für  die  zu  Grunde  Hegenden  Gosclulfto  und  dio 
damit  verbundenen  Zahiungsempfänge  n.  Zaiilungsleistungen  (bei 
Arbeitslöhnen,  Leih-,  Miet-,  Pachtzinsen,  An-  u.  Verkäufen),  sowie 
weil  sich  die  technische  Fertigstellung  der  Produkte  zum  Gebrauch  u. 

erkauf  durch  die  verschiedenen  Produktionsstadien  hindurch  länger 
hinzieht.  Aber  bei  der  Willkür,  welche  für  die  Feststellung  ^er 
Geschäfts-  u.  Beehnungstermine  besteht,  ist  es  nicht  unwichtig,  daran 
zu  denken,  dass  gerade  beim  U.-G.  u.  Profit  in  den  übHchen  Grrö.ssprea 
Abschlussperioden,  meist  Jahren,  eigeutlidh  immer  schon  aus- 
geglichene Ergebnisse  vorliegen. 

2.  Die  Jaliresbeträge  von  U.-G.  w.  Prolit,  die  absoluten  vne 
die  relativen,  auf  den  Wert  des  Geschäftskapitals  bezogenen, 
schwanken  aueh  in  derselben  Unternehmung,  in  den  verschiäenen 
eines  Produktionszweig  n.  in  den  verschiedenen  Zweigen  r^el- 
massig  mehr,  pi-ewöbnlirb  weit  mehr,  als  die  Jahresbetrni^^e  der  aus- 
bedungeneii  Einkomnien.  Das  ist  die  meist  unvenneidiiclic  Folge 
der  ökonomischen  ^iatur  von  U.-G.  u.  l'rofit  als  „Ueberschuss-" 
oder  ,3e8twert'*  (8. 855).  Die  Erklärung  liegt  in  den  idion  oben 
(S.  359  ff)  liervorgehobenen  massgebenden  Momenten,  die  ja  alle  mehr 
oder  weniger  beweglich  sind. 

a)  Wichtig  sind  dabei  die  ebenfalls  schon  dort  berührten  meist 
bleibenden,  weil  vun  bestimmten  Eigentümlichkeiten  abhangigen  Ver- 
schiedenheiten der  grossen  Froduktionszwei rre,  vor  allem 
der  Landwirtschaft  einer-,  der  Industrie  u.  des  iiandel  andrer- 
seits. Dort  die  grössere  Abnängigkeit  der  Jahresersebnisse  von  der 
ftttsseren  Natur,  von  dem  Emteertnbßf  u.  den  dadoräi  t.  T.  bedingten 
Preisen,  —  hier  von  den  Konjunkturen,  auch  Spekulationen,  b)  Gn'vssere 
Verschiedenheiten  bestehen  dabei  wieder  in  der  Landwirtsch.  nach  Kultur- 
arten  (Getreide  u.  dessen  Arten,  Kartoffeln,  Hackfrüchte,  Futterpflanzen, 
Heu,  bes.  Schwankungen  bei  Handelsgewächsen,  Weinbau,  Obstbau, 
wem  UP  wieder  die  spezifisch  prekäre  ökon.  Lage  der  Be|riebe  von 
Spezialkulturen  sich  ergibt),  Wichtig  ist  es  dabei,  dass  die 
mduktionskosten  für  den  Landwnrt  stabiler  als  die  Ernteerträge  u.  der 
Erlös  daraus  zu  sein  pflegen:  sie  steigen  schwächer  bei  guten  Ernten, 


Digitized  by  Go  -v^i'- 


—  373  — 

aber  sie  fallen  auch  nicht  so  stark  bei  schlechten,  wo  dann  der  U.-G. 
sich  yiel  ungflnstiger  stellt.  /9)  Es  ist  aber  möglich,  das  lUsäcopr&mien» 
Element  im  U.-G.  u.  Profit  durch  Versicherunjg  (Hagel,  Viehkraiikheiten) 
zu  stabilisieren  u.  so  die  Gewinne  gleichmässiger  zu  gestalten,  y)  Auch 
bieten  die  höheren  landwirtschaftl.  Betriebssysteme  (Fruchtwechsel- 
wirtsch.)  durch  Bati  verschiedener  Bodenprodukte  neben  einander  u.  der 
ökonomisch-technisch  tortgeschrittene  Betrieb  durch  grössere  Fähigkeit, 
Folgen  von  Naturschäden  wieder  auszugleichen,  eine  Art  Selbst- 
assecuranz,  welche  auf  grössere  jährHclie  Stal>ilitat  von  U.-G.  u.  Profit 
hinwirkt.  /J)  Der  beherrschende  Einfhiss  der  Weltmarktpreise,  udche, 
von  Speknlationseinilüssen  abgesehen,  von  den  weniger  als  die  lokalen 
achwuikenden  DnirihflGhnittsergebniflMn  der  Welterate  abhängen,  haben 
heutzutage  dem  Landwirt  den  früheren  Vorteil  verkürzt,  dass  bei  eigenen 
u.  lokalen  Missemten  der  Ausfall  im  Quantum  u.  Quäle  dnreh 
höhere  Preise  mehr  oder  weniger  ausgeglichen  wurde,  was  heute  nicht 
mehr  genügend  der  Fall  ist,  —  zum  vorteil  der  Konsumenten,  zun 
Nachteu  der  Pmdir/enten.  —  c)  Den  Einflüssen  der  Konjunkturen- 
Schwankungen  bes.  auf  Industrie  u.  Handel  u.  auf  die  U.-G.e  u. 
Profite  darin  kann  dnreh  Eartellierung  etwas  Abbrach  getan 
werden  TS.  271).  Auch  die  längere  Andauer  günstiger  u.  kürzere  un- 
günstiger Konjunkturen  iHsst  sicn  durch  Masshalten  während  erstcrer 
wohl  so  etwas  herbeiführen,  eine  der  günstigen  Seiten  dieser  Ein- 
richtung, d)  Den  Einflüssen  wilder  Spekimtiott  anf  PreiSBchwankimgen 
u.  dadurch  auf  Gewinnschwankungen  kann  etwas  entgegengetreten 
werden  durch  die  oben  behandelten  Massregeln  der  Preispolitik,  Ein- 
sehrftnkungen  der  Speknlation  dnreh  Gkeetzgebung  Uber  BOrae,  Aber 
einzelne  schädliche  Geschäfte  daselbst,  durch  wirksame  Sitten  in  Ver- 
kehr, Handel,  Börsen  treiben,  e)  Den  Aktiengesellschaften  u.  ähnlichen 
Unternehmungen  bietet  sich  in  Reservelegung  ad  hoc,  Uebcrtraguug 
der  Gewinne  fetter  auf  die  magererer  Jwre,  ein  von  soliden  Gesell 
Schäften  benutztes  Mittel,  zu  grosse  Schwankungen  der  Dividenden, 
darin  der  U.-G.e  u.  Profite,  auszucieichen,  was  auch  für  eine  grössere 
Stabilität  der  Kurse  n.  damit  für  üinschrftokung  der  fidrsenspekulation 
auf  Kursdifferenzen  fjflnstig  ist. 

B.  Eine  auf-  u.  absteigende  Kichtung  der  U.-G.e  u.  Profite 
in  kürzeren  längeren  Perioden  ist  gewöhnlich  wieder  das 
Ergebnis  entsprechend  abwechselnder,  aber  etwas  llCnger  dauernder 
günstiger  n.  UQg^ttnstiger  Konjunkturen.  Was  über  diese 
zweite  Bewcgiingstendenz  beim  Kapital<rewinn  dargelegt  wurd(\  ist 
hier  wieder  in  Bezug  zu  nehmen.  Es  muss  hier,  unter  Verweisung 
darauf,  an  einigen  Ergänzungen  genügen. 

1.  NatQrlich,  dass  die  ganze  Monomische  Lage  der  Unternehmer 
sich  stark  in  den  Peiioden  steigender  u.  fallender  U.-G.e  u.  Profite 
ändert,  ihre  Kaufkraft  für  private  Konsumtion,  daher  ihre  Nachfrage 
nach  Detreffenden  Gatera  o.  die  Preise  davon  entsprechend  beein- 
flnsst  werden.  Eltanso  die  Kaoiitalbildungskraft  der  Lntemehmer,  die 
Xeigung  zu  u.  die  Verwirklichung  von  Geschäftsausdehnungen,  Neu- 
gründungen von  Geschäften,  die  Arbeiterbeschäftigung,  die  riachfrage 
nach  Arbeitskräften,  die  Lohnhöhe  usw.  2.  Beachtenswerte  Unter- 
schiede treten  dabei  im  „Agrarstaat"  u.  im  „Industriestaat" 
hervor,  a)  Dort  sind  die  Ernten  u.  der  Erlös  daraus  bes.  von 
Einfluss,  daher  namentlich,  wie  es  vorkommt,  nicht  nnr  die  Jahres- 
schwanknngwii,  sondern  der  Wechsel  von  Perioden  von  Jahren  darin 
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(„letto"  u.  „magere").  Die  gute  Ernte  bei  nicht  zu  tief  failendeu 
Preisen  steigert  die  Kaufkraft  der  agrarischen  Bevölkerung  u.  di*'S  be- 
fruclitet  die  städtischen  Gewerbe  (die  alte  Rcüd  vom  „hat  der  BaiK^r 
Geld,  hat's  die  ganze  Welt"),  b)  Im  Industriestaat  sind  es  die  Perioden 
gOnstiffer  u.  ungünstiger  Absatzkonjunkturen  fOr  die  Industrie' 
Produkte,  im  Ti>-,  Ix-s.  auch  im  Ausland«',  wolclif  die  Howinno  stefoern 
u.  senken  und  damit  die  unten  ang»'deuteten  Folgen  haben,  c)  Wie- 
weit solcher  periodischen  Konjunk:turenwechsel  speziell  den  Unter- 
nehmern u.  ihrem  U.-G.  u.  Profit  zu  ^'^iitc  kommt  oder  zur  Last  fällt, 
ist  im  „Industriostaat"  u.  Zeitalter  der  Kartelle,  der  Arbeiter-  u.  Arbeit- 
geberorganisation  indessen  wieder  ein  verwickeltes  Problem.  «)  Die 
Ai  hriter  erstreben  u,  erlangen  gewöhnlich  auch  Anteil  an  den  Vorteilen 
in  höheren  Löhnen,  aber  nclimen  am-li  in  siiikoiKien  an  den  Nachteilen 
Teil,  was  natarlich  die  Gewinne  dort  n-duziert,  hier  nicht  so  stark 
sinken  lässt.  ^)  Auch  die  Ausnutzung  günstiger  u.  die  Abschwftchung 
der  Wirkungen  ungünstiger  Konjunkturen  durch  Kartelle  ist  aber  den 
Unternehm(^rn  in  vrrschiedenen  Prodtiktinns/w»  igen,  auch  der  industriellen 
Produktion,  nicht  in  gleichem  Grade  muglicn.  Daher  sind  auch  die 
Einwirkungen  auf  den  Gewinn  durch  Kartelle  bei  den  Kategorien  der 
Untrrnt'hmmiEfen  verschioden.  ntsomlrrs  die  in  Grossbetrieben  oder 
wenigstens  in  diesen  u.  in  grösseren  Mittelbetrieben  immer  mehi'  sich 
konzentrierende  industrielle  u.  montanistiselie  Produktion  gewisser 
wichtiger  Rohstoffe  u  einiger  IIalbfa1>rikati^  ("ip:nrt  sich  für  die 
Kartcllierung,  weniger  die  Industi'i«'  der  Fertigfabrikate  (u.  der  Halb- 
fabrikate höheren  Verarbeitungsstadiums).  Dort  gelingt  daher  die  Aus- 
nutzung der  gflnstigen  Konjunkturen  zur  Ste^^erung  der  Profite  leichter 
als  hif'r,  v(»rmag  man  di^  Preise  der  Al)satzprodukte  mehr  zu  steigern, 
in  ungünstigen  Konjüuktur(?n  sie  höher  zu  erhalten,  als  das  den  Ab- 
nehmern, (h'n  Fertigfabrikanten  betreffs  ihrer  Absatzprodukte  gelingt, 
während  sirh  doieu  Kosten  dun'h  die  liöheren  Einkauispreisp  der  R()li- 
stoffe  u.  Halbfabrikate,  durch  die  sie  mittreffenden  Lohnsteigerungen, 
zu  welchen  die  ersteren  Unternehmer  sich  in  günstigen  Konjunkturen 
genötigt  sehen,  verteuern.  Daher  können  selbst  periodische  Profit- 
steigerangen drr  ein'^n,  neben  Profitstabilität  u.  sogar  Profitsinken  der 
anderen  Unternehmungen  gleichzeitig  eintreten.  Hier  liegt  dann  der 
eigentümliche  Fall  vor,  dass  die  U.-(j.e  u.  Profite  der  einen  Kategorie 
von  T'nternflmicrn  mit  auf  Koston  dt-rjenif^i-ii  einer  anderen  in  der 
gOnstigen  l'eriode  steigen,  in  der  ungünstigen  nicht  so  fallen  (z.  B.  beim 
Kohlenbergbau  auf  Kostmi  aller  Eonlenverbraucber,  hei  Eisenhalbzeug' 

Produkten  auf  Kosten  der  Verarbeiter).  Bei  Konjunktur«'!!  u.  sie  aus- 
eutenden  Spekulationen  im  Handel  mit  wichtigen  Rohstoffen,  wie 
denen  der  Textilindustrie,  Baumwolle,  Wolle.  8eide,  u.  für  andere  Ver- 
arbeitungsindustrien (z.  B.  bei  Kui»fer)  kann  die  Periode  hoher  Profite 
des  Handels  mit  einer  gerade  dieserhalb  niedriger  Profite  der 
Industrie  zusammenfallen. 

0.  Eine  sinkende  Richtung  von  U.-6.  u.  Profit  mit  der 
Entwicklung  der  Volkswirtschaft  ist  im  allgemeinen  wohl  zu 
konstatieren  n  äliulich  wie  beim  Ka])italgewinn  allein  7a\  erklären 
(S.  343  fl").  1.  Einige  der  dort  erwähnten  Umstände,  die  Verteuerung 
der  Unterhaltskosten  der  Arbeit  mit  ihrer  möglichen  Bückwirkung 
auf  die  Löhne,  die  Emanzipation  der  arheitenden  Klassen,  die 
Organisation  der  Arbeit  für  deren  Angebot  auf  dem  Arbeitsmarkt 
der  Nachfrage  gegenüber,  madien  sich  gerade  für  den  U.-G.  bes. 
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geltend  u.  drücken  ihn  herab,  soweit  es  den  Unternehmern  nicht 
gelingt,  den  Arbeitern  durch  Gc^enorganisationen  mit  Erfolg  ent- 
gegenzutreten oder  Lohnsteigerungen  auf  die  Absatzpreise  ku 
sclilnfren  u.  so  rlon  Verbrauchern  zuzitwähon.  2.  Speziell  fiilircn 
noch  besonder«'  Umstände  zum  Binken  von  U.-G.  u.  IVüiir,  so 
a)  vermehrte  Konkurrenz  imtcr  den  L'nternehinern  in  Produktion 
n.  Absatz  (Handel)«  soweit  sie  nieht  dureh  Verabredungen«  Kartelle 
u.  dgl.  gemildert  oder  beseitigt  wird;  b)  grössere  Verbreitung  Ton 
Unternclmiereigenschaftf'Ti  und  -Kenntnissen,  woHTirfh  quasi- 
mnno])olistische  persönliclie  Verliältnisse  melir  eutliilleu  u.  die 
Konkurrenz  unter  den  Unternehmern  gesteigert  wird;  c)  grössere 
Kenntnis  der  Waren»  ihrer  nonnalen  Produktionskosten  u.  normalen 
Preise  bei  den  Abnehmern,  KiCafem,  Konsumenten,  woduieli  eine 
Annäherung  der  konkreten  Preise  an  die  Produktionskosten  herbei- 
getülu't,  grössere  Gewinne  über  normale  Kosten  (inkl.  normalen 
Profits)  u.  Spesen  hinaus  beim  Absatz,  im  Handel  erschwert  weiden. 

2 Wo  es  sich  um  Benutzung  von  Obfekten  in  Produktion  u. 
andel,  welche  selbst  einerrechtliehen  oder  l'aktiselienMonopolisierung 
u.  daraus  hervorgehenden  höheren  Preisen  unterlieg:en,  handelt, 
wird  der  U.-G.  u.  Profit  herabgcdn'iekt,  wenn  es  nicht  gelingt,  durch 
Ermässigung  der  Produktionskosien,  bes.  auch  in  den  Löhnen  sich 
an  den  Aroeitem  u.  dtnrch  eigene  höhere  Absatzpreise  an  den 
Verbrauchern  zu  entschäd^n.  Fallen  nun  auch  in  der  neueren 
Wirtschfiftsordnung  Ree htsm onopole,  auch  fiskalisclic.  immer  mehr 
fort,  so  entstehen  anderseits  wichtige  neuere  taktische  oder 
Quasimonopole,  so  im  Gebiet  der  Rohstoffgewinnung  u.  Halb- 
fabrikat-Industrie, mittelst  Kartellierung,  auch  durch  Gross-  u. 
Riesenbctricbsontwicklunp:  einzelner  Untwnehmungen,  wodurch  die 
abnehnienden  u.  Yerarbeitungsindustricn  in  die  Lage  kommen,  in 
der  vorliin  angedeuteten  Weise  höhere  Preise  zahlen  zu  müssen, 
ohne  sich  an  ihren  Arbeitern  u.  an  den  Abnehmern  ihrer  Produkte 
sehadlos  halten  zu  können.  So  sinken  hier  ihre  Gewinne, 
e)  Namentlich  aber  sind  es  Grundrenten  Verhältnisse,  welche 
auf  U  (t  u.  Profit  hei-abdrüi  kend  wirken,  bes.  die  Renten-  u. 
Wertsteigerung  desjenigen  Bodens,  weiciien  die  Unternehmer  für 
ihren  Beti-ieb  selbst  oder  welchen  ihre  Arbeiter,  Beamten,  auch  sie 
persönlich  für  Wohnungszwecke  braucban. 

Das  steigert  die  Unterhaltskosten  der  Arbeit,  nötigt  zu  Lohn- 
erhöhungen, welche  nicht  sicher  in  höhereu  Produktenpreiscn.  n.  seihst 
in  diesem  Fall  leicht  nur  unter  Schmälerung  des  Absatzes  ftU*  den 
Unternehmer  ^it  zu  machen  sind.  Dann  muss  sein  Ü.-G.  u.  Profit 
sinken.  Beispiele  bieten  sich  bes.  bei  Lftden  fQr  Detailhandel,  bei 
Arbeitsränmen  aller  Art,  bei  Wirtschaftsräumen  der  Gast-  u.  Schank- 
gewerl)e;  übrigens  anch  umfassend  genug  bei  Grossgewerben. 

So  läuft  diese  Frage  der  sinkenden  Richtung  von  U.-G.  und 
Profit  wieder  mit  in  das  Rentenproblem  aus.  f)  Durch  die  gleiche 
Richtung  des  Leihzinses  wird  zwar  dem  mit  Kredit  arbeitenden, 
daher  gerade  dem  modernen  Unternehmer  immer  mehr,  ein  gewisser 
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kompensierender  Vorteil,  weil  er  demnach  von  seinem,  auch  für 
das  entlehnte  Kapital  selbeterworbenen  Profit  weniger  an  seinen 

Gläubiger  abtret<m  muss.  Aber  ob  solche  Kompensation  anweidit, 
den  Nachteil  höherer  Grandrente,  'lie  er  Dritten  zalilen  muss,  wenn 
er  nicht  selbst  den  Boden  besit^^t,  auszugleichen,  stellt  dahin,  s)  Ist 
er  selbst  Boden-  (u.  Haus-)  Besitzer,  so  kommt  ihm  zwar  dieser 
Vorteil  der  steinenden  Grundrente  selbst  zu  gute,  aber  in  dem  sein 
Einkommen  bildenden  Keinertrag  ist  eben  dann  nur  der  davon  auf 
Grundrente  fallende  Anteil  grösser,  der  U.-G.  u.  Profit  doch  kleiner. 

3.  Kartelle  u.  dgl.  wie  Arbeitgeberverbände  dienen  vor- 
nehmlich dem  Zweck,  die  j)enodische  w.  dauernde  Verringerunfr  der 
U.-G.e  u.  Profite  zu  liemmen,  namentlich  die  darauf  einwirkenden 
Momente  zn  schwächen,  so  die  Ronkturenz  unter  den  üntemehmem 
in  Pkoduktion  u.  Absatz  zu  ermSss^en  u.  zu  regeln,  Lohn- 
steigerungen, auch  durch  Arbeiterorg.anisation  mh  fipfwirkte,  zu  er- 
schweren, andrerseits  die  dem  Sinken  der  Gewitine  cntg:egen- 
wirkendon  Momente  zu  stärken,  ihre  Anwendbarkeit  üu  erleichtern, 
so  die  Bedingungen  ftir  Grossbetrieb  mit  seiner  Kosten  ermässig^enden 
Wirkung,  seiner  besseren  Betriebsorganisation,  die  ganze  Absatz- 
organisation zu  verbessern,  sie  einheitlicher  zu  gestalten.  Wieweit 
das  Alles  dauernden  Erfolg  hat,  lässt  sich  noch  nicht  übersehen. 

Es  ist  ftr  diese  Fräsen  der  Kartelle  auf  das  FrQhere  (S.  271  ff  ), 
für  die  der  Arbeiter-  u.  Arbeitgeberorganisationen  ebenfolls  auf  FrOhwea 
(S.  129)  u.  auf'  §  67  zu  verweisea 

4.  Bfo  lull,  fttiMlin  dli  tailrfite  (lilmtlalmtt). 

IM.  8.  auch  oben  bei  Preis  S.  316.  1.  Hanptantoren  der  klass.  Lit.t 

Ricardo  (Übrigens  mit  Vorgängern,  danmter  Malthus),  bes.  princ. 
Kap.  2,  a,  24,  32  (Frachtbarkeitsdifferenzen),  J.  St.  Mill,  B.  2,  K.  in, 
V.  Thünen,  isol,  Staat  ( Rente  bei  La^edifierenzen).  üeber  Ricardo 
besond.  Diehl,  Erläutor.  zu  K.  I.,  Kapit.  2.  v.  Hermann,  Untersuch. 
Abb.  8,  bes.  S  502£F.  Bernhardi,  Kritik  §14.  Wolkoff,  opusc.  sur 
la  ronte  fonciere  1854.  2.  Erweiterung  der  Grundrententheorie  auf 
analoge  andere  Fälle  (s.  o.  §  ö  i)  bes.  durch  v.  Mangoldt  (üntemehmer- 
gf'winn,  Grundriss,  Volkswirtschaftslehre)  u.  Schaff le,  s.  dess.  Tlieorie 
der  aussehliessenden  Absatzverhältnisse,  T üb.  1867.  *1  Dogmeugeschiclite. 
Berens,  krit.  Dogmengosch.  d.  Grundrente.  Leipa.  JS(j8.  v.  Schüller u- 
Schratenhofen,  Begr.  u.  Wesen  d.  Grundrente.  Leipz.  l.ssi)  Mithoff- 
Schönberg,  im  Schönbergschen  Handb.  I.  Pors.  u.  Loxis,  Art.  Grund- 
rente im  Il-W.-B.  d.  St.,  IV,  eb.  Lit.  S.  884.  4.  Schiefe  Polemik  von 
Bastiat,  Carey  (Lc^b.).  JDesgl.  von  Sozialisten,  bes.  Rodbertus 
und  Vorsucli  einer  eigenen  T.ohrr,  in  den  sozialen  Briefen.  Lexis,  in 
Conrads  Jahrb.  N.  F.  B.  iK   Knies,  Kred.  8.  317 ff.   Marshall,  princ. 

f assim.  bes.  B.  7,  Kap.  4, 10, 11.  5.  Zusammenhang  mit  der  Frage  von 
'rivateigentum  am  Boden,  s.  A.  Wagner,  Grundleg.  3.  Aufl.  II.,  Buch  3, 
Kap.  2,  auch  für  Lit.  II.  George,  I^rtschr.  u.  Armut.  Loria,  rendita 
fondiaria  1879.  Derselbe.  Annaüsi  d.  proprietä  capital.  2.  vol.  1889. 
Sombart,  moderner  Kapitalismus.  6.  £ine  besondere  Stellung  nimmt 
die  st&d tische  (Wohnungsboden-)  Rente  ein.    Ihre  wissenschaftli^ 
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literar.  BehanUli.ng  hat  sich  erst  neuerdings,  in  \'orbiüdung  mit  der 
Frage  vom  stiidt.  Grundeigentum  u.  mit  der  „Wohnungsfrage"  mehr 
entwii  kelt.  Genauer  kann  hier  auf  di  :  -  Kente  nicht  eingofT'angen 
werden.  S.  meine  Gruudleg.  IL  470  meinen  Aufsatz  Grundoesitz  im 
H.-W..B.  St.  IV.  802 ff.;  Aufs.  Wohnungsfrag  e  von  Lehr  n.  Fuchs,  eb. 
VII.,  828,  eb.  Lit.,  S.  8«Sff.,  P.  Voigt,  Grundrente  u.  Wohn. -Fr.  in 
Berlin,  1901.  Die  Schriften  dor  Boderirfformer,  Damaschke  u.a.  Viel 
tatsächl.  Material  u.  über  die  iieutrcn  Steuerfragen  in  der  Zeitschr.  der 
Bodenrefdi  nier  ,^DeiitBche  Volksstimme''  u.  im  Jahrb.  d.  Bodenref.  Die 
praktischen  Folgerungen  ans  don  Verhältnissen  der  städt.  Bodenrente 
tür  Bodenreform-Politäc,  Besteuorungsprobleme  („Konjunkturenjjevvinn''- 
hesteuerung,  s.  meine  Fin.wira.  II,  576  ff.)»  Wohnungsfragen  sind  bes. 
wichtij^,  alter  hier,  wo  es  sich  wesentlich  nur  um  die  rrinzipionfrage 
der  btelluug  der  Grundrente  im  Verteiluugsprozess  handelt^  nicht  näher 
zu  erörtern. 

§  63.  —  I.  A.  Begrittliclies.  Rente  im  Allgemeinen. 
B.  Charakter  des  Kentenproblems.  A.  Der  Ausdruck 
,,Rent6"  wird  auch  im  wissenschaftl.  Spraehgebraacb,  in  Uebep* 
einstimmung  mit  dem  populären,  1.  in  weiterem  Sinn  filr  alles 
„BesitzeinkonniH-n",  aus  Boden,  Hanse Kapitalien  aller  Art, 
dann  speziell  fih  Lribzinscinkommen  gebraucht.  Dafür  ist  auf  die 
AusfÜhruugcu  über  Zins,  Profit,  Unternehmei^ewinii  (§  60 — 62)  zu 
verweisen.  Einselnes  znr  Eigänsang  hiersa  «nthltK  auch  das 
Folgende.  2.  Rente  im  engeren  Sinne,  im  spenfisch  jEbichwisBm- 
ßchaftlichen  der  Polit.  Oekononiie,  bedeutet  dag:egen  kurz  gesagt 
„Differentialrente",  d.  Ii.  eine  solche,  welche  sich  ans 
Produkdouskostcudiflereuzcn  für  das  zur  Deckung  eines  gegebenen 
Gesamtbedarb  eifoFderliche  Gesamtprodukt  ergiebt  Wesentiich  um 
um  diese  Kcnte  handelt  es  sich  hier.  Diese  Rente  ist  eine  all- 
gemeine Erscheinunir,  welche  sich  nofwcndi«:;  überall  ergiebt,  wo 
die  Voraussetzungen  des  soeben  angec^eljeneu  Falls  vorliegen  a)  Sie 
gehört  daher  zui*  Kategorie  der  rein-ökonomischeu  Erscheinungen 
v.  Begriffe,  was  besomeis  hervorzuheben  ist,  weil  sie  meistens  nur 
in  verkehrswirtschaftlichen  Verhältnissen  beachtet  u.  dafür 
betrachtet  worden  ist.  b)  Auch  in  reiner  Katn ral Wirtschaft,  schon 
im  Einzelbetrieb,  z.  B.  wenn  znr  Deckunj,^  des  Bedarfs  an  einer 
Bodenfmcbt  Grundstücke  verschiedener  natürlicher  Ergiebigkeit, 
verschiedener  Schwierigkeit  der  Bearbdtung  bebaut  werden  müssen, 
stellt  der  ersparte  Arbeitsaufwand  auf  den  besseren  Grundstttckm 
solche  „Rente",  bezw.  etwas,  was  dieser  i;leichkommt,  dar. 

I)ies  hat  man  frühzeitig  erkannt,  so  schon  in  alten  Agrarverfassnngen, 
z.  B,  den  alten  germani.schen  bei  der  Flureintcihmg  u.  der  Zuteilung 
der  Ackerlose  an  die  einzelnen  Berechtigten  nach  Ackerstreifen  von 
verschiedener  Güte  (u.  öi  thdier  Lage).  Darin  liegt  im  Kern  die  Berück- 
sichtigung des  Grundrentenprinzips. 

c)  Auch  aus  der  pri vatwirtschaftL  Organisation  u.  dem 
Privateigentum,  an  Boden  usw.,  folgt  die  Erscheinung  dieser 
Rente  nidit  erst,  sondern  nur  deren  Frivatbezug  durch  den 
Chrnndeigentflmer.   In  einer  „sosiidiBtischen**  Organisation  würde 
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diese  Kente  nicht  minder  sich  kundgeben,  nur  eben  ihr  Bezug  sich 
ändern. 

Dächte  man  sich  hier  z.  B.  den  lanihvirfseliaftliclien  "Bodon  an 
Genossenschaften  zur  Benutzung  oder  selbst  an  blosse  „Arbeitaabteilungen'-' 
der  gesamten  „sozialistischen  Arbeitügeaieinschaft"  verstehen,  so  müsste, 

ferade  um  Gleichheit  der  Arbeitsbedinfrunffen,  der  Arbeitsmühe,  des 
rbeitsergebnisses  herbeizuführen  n.  festzuhalten,  auf  die  Güte-  und 
Lagedilferenzen  des  Bodens  bei  dessen  Zuteilung  Rücksicht  genommen, 
der  Genossenschaft  auf  schlechtem  Boden  mehr,  auf  gutem  Boden 
weniger  Landmass  zum  Gennss  der  Pi-odukte,  nrnj^ckelii"!  dei-  Arbrifs- 
abteiJung  dort  weniger,  hier  mehr  Landmass.  um  von  beiden  gleiche 
Arbeitsmengen  zu  beanspruchoi,  zuerteilt  werden. 

d)  Auch  alle  anderen  Kentenerscheinungen,  neben  der 

der  Grtmdrente,  sind  in  jeder  denkbaren  Organisation  der  Volks- 
Avirtschaft  u.  Gesellschaft;  vorhanden,  so  diejenigen,  welche  aus  der 
verschiedenen  Begabung,  Leistnnp;^Rtalnr,»'keit  der  einzelnen  Menschen 
mit  Notwendigkeit  hervorgehen:  völlige  körperliche,  geistige,  sittliclie 
Oleichheit  aller  Individuen  wäre  die  Voranssetzung  dafür,  dass 
aolclie  Hentenersebeinungen  ganz  verschwänden:  der  ntopistische 
Gec^inke. 

Die  exticiiiste  Verfolgung  des  Gleichheitsgedankens,  im  Sinne 
namentUch  gleicher  Last-  u,  Lustempfindungen,  in  einem  sozialistischen 
Arbeitssystem  führte  daher  z.  B.  zur  Forderung:  y^Arbeitsmass  nach  dw 
Leistungsfahtfjkoit  •,  .,Gpnussmass  nach  dem  Bedarf,  also  grösseres 
Arbeitsmass  iür  den  Kräftigeren,  im  Verhältnis  meiner  grrissei  en  Kraft 
umeekehrt  bei  dem  Schwächeren,  desgleichen  grössere!-  Ertragsanteil 
an  den,  welcher  stärkere  Bedürfnisse  enipnn<lct  n.  nach  dem  Masse  des 
Plus  u.  wieder  umgekehrt  bei  dem  Genügsameren.  Es  ist  nicht  un- 
wichtig, sich  solche  Gedanken  bei  der  Forderung  der  wirtschaftlichen 
Gleichheit  klar  zu  machen,  —  um  die  Utopie,  die  ihr  zu  Grunde  li^t^ 
zu  erkennen. 

e)  Die  Universalität  des  Bentenphänomens  ist  für  das  Ver- 
ständnis der  Bentenlehre  wichtig. 

3.  In  verkchrswirtschattlichen  Verhältnissen,  für  welche 
im  Weiteren  die  Kente  hier  allein  yai  behandtdn  ist,  lässt  sich  für 
die  also  gemeinte  Di t'ferentialrente  folgende  Fassung  ihres 
Bcgriil'es  aufstellen:  1.  Diese  Kente  ist  a)  dasjenige  Einkommen, 
welches  sich  ans  einer  Verschiedenheit  der  Produktionskosten 
der  zu  gleichem  Einheitspreise  auf  einem  Marktgebiete  zur 
Deckung  des  Marktbedarfs  abgesetzten  Produkte  ergiebt,  wobei 
unter  diesen  Kosten  schon  ein  gleich  hoher  ivapital-  u.  Unternelimer- 

Eg 'hm  oder  Profit  (^edankea-  und  rechuuugsiuäsßig)  eingesetzt  ist. 
Diese  Rente  ist  daher  ein  WerUietrag,  welcher  dem  billiger 
dnzierenden  (Unternehmer)  im  Hasse  der  Differenz  zwischen 
seinen  eigenen  niedrigeren  u.  jenen  höchsten  Produktionsko-^ten 
des  nocdi  mit  Erfolg  auf  dem  Markte  im  Absatz  konkurriererKieii 
l'roduzenten  zugute  kommt,  —  jenen  höchsten  Kosten,  zu  wciciieu 
in  einem  gegebenen  Zeitraum  u.  Marktgebiet  allein  der  letzte  Teil 
der  zur  Deckung  des  Marktbedarfs  noch  erforderlichen  Frodukten- 
menge  noch  hergestellt  werden  kann  a.  von  welchen  demnach, 
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nach  den  Gesetzen  von  "PnSk  u.  Pruduktionskosten  der  regelmässige 
reproduziblen  Gttter  (Bodenpiodakte,  Indnstrieprodukte),  der  Prei» 
der  betreffenden  Produkteneüdieit  auf  dem  Harkte  bestimmt  wird, 
sol.'in<!;f^  diesn  Verliältnisse  rbuiern,  also  namentlich  solange  als  die 
Produktennienj»^en  mit  bestininif  voischiedenen  Produktionskosten 
von  verschiedenen  nuter  sich  konkurrierenden  Unternelmmngen  der 
Kachfrage  im  Marktgebiet  zur  Verfügung  gestellt  worden. 

B.  Charakter  des  Kentenproblems.  1.  Es  ist,  nach  dem  Voraus- 
gehenden, ein  Teil  des  Wert-.  Preis-  u.  Kostenproblems, 
deshalb  auch  in  seinen  Hauptpunkten  schon  in  der  Preistheorie 
behandelt  worden  (Industrierente  §  53,  bes.  254,  Grundrente  §  54, 
bes.  8.  261,  analoge  Erscheinungen  in  Monopol«  u.  Qnasimonopol- 
Verhältnissen,  %  52,  S.243ft:,  270  ff.).  Auf  diese  hier  lücht  sn 
wiediM'liolenden,  mir  noch  etwas  zu  erweiternden  u.  zu  eijgfinzenden 
Austührunfren  ist  hier  Bezw^  zu  nehmen. 

2.  Das  iientenproblem  i^t  terner  ein  Verteilungsproblem, 
nicht  ein  reines  Produktionsproblem.  Das  bedeutet:  a)  Die  Bente 
wird  nicht  bezogen,  weil  ihr  Wert  an  sich  eine  Mehrleistung 
des  Produzenten  oder  seiner  Produktionsmittel  darstellt,  wie  5c.  B. 
nach  älterer  Grundrentenlehre  der  Boden  überhaupt  im  Vergleich 
mit  anderen  Produktionsmitteln  einen  solchen  höheren  Wert  liefere, 

b)  sondern  die  Rente  wird  bezogen,  weil  ha  ihr  eine  solche  Mehr- 
leistung im  Verhältnis  zu  den  Leistungen  anderer,  die  Deckung 
des  Bedarfis  notwendig  mit  besorgender  Produktionsmittel  vorliej^t. 

c)  Daraus  entwickelt  sich  die  Pente  als  Anteil,  welcher  im  Ver- 
teilungsprozess  dem  zu  gute  kommt,  der  über  die  besseren  Leistungen, 
d.  h.  über  die  dnen  geringeren  Kosteuaufvrand  bedingenden,  Ter- 
fügt  —  also:  erst  u.  allein  nur  dieser  Yorg^ang,  dass  ein  ge- 
gebener Marktbedarf  an  Produkten  nur  zu  nnjrl eichen  Kosten 
der  Teile  dieses  Bedarfs  gedeckt  werden  kann,  lässt  ein  Ein- 
kommen in  der  spezifischen  Form  der  (Differential-)  Rente  zugunsten 
derer  hervortreten,  welche  Teile  dieses  Bedarfs  zu  geringeren 
Kosten  zu  decken  vermögen,  als  diejenigen  sind,  zu  denen  der 
letzte  ertorderliclie  Teil  gedeckt  wird  Diese  Erkenntnis  des 
Rcnteuproblems  als  eines  Problems  der  K.o8tendiÜerenz  u.  der  Ver- 
teilung ist  die  grosse  wisseDSckaftliche  Tat  Ricardos  (u.  seiner 
Vorläufer),  wlihrend  die  Phjrsiokraten  u.  auch  noch  Sniitli  u.  seine 
Schüler  im  lientenproblem  fiilscfaUeh  noch  ein  reines  Produktions- 
problem sahen. 

3.  In  letzter  Linie  beruhen  diese  Kostendiffereuzen  auf  Ver- 
schiedenheiten der  natürlichen  Leistungsfähigkeit,  der 
Produktivität,  der  Mensehen  als  Arbeitskräfte  aller  Art,  einschliess- 
lich des  Unternehmei-s  als  „Arbeiter"  (6.  147),  der  Sachen,  als 
Produktionsmittel.  In  letzter  Linie  geht  mithin  das  ßentenproblem 
auf  diese  Naturtatsache  zurück. 

II.  Verschiedene  Kategorien  von  Differentiialrenten. 
A.  Renten,  welche  aus  rein  persönlichen,  individuellen,  d.h. 
direkt  mit  dem  menschlichen  Individuum  verbondenen  Verschieden- 
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beiten  der  Leist ungsföliigkeit  entspringen:  persönlicbe  Renten. 
B.  Renteo,  welche  rieh  aus  solchen  VerBchiedenheiten  sachlicher 
Objekte  ergeben:  sachliche  Renten. 

A.  Persönliclio  Renten.  Auch  hier  liej^en  im  letzten  Grunde 
Xa  tu  runterschiede,  der  körperlichen,  j^eistijjen, Charaktereigenschaften 
11.  Begabung  vor.  1.  Wenn  diese  iEigenschaften  auch  durch  Er- 
ziehung, Entwicklung,  auch  mit  durch  Willensricbtung  u.  Tat  des 
TriCgers  selbst,  noch  weiter  ausgebildet  sind  zu  spesifischer  höherer 
Leistung^diigkeit,  erfolgt  doch  auch  in  diesem  Falle  die  An- 
knii}>fun^  an  ,, Angeborenes",  also  an  Xaturtatsaclien.  Art,  Grad, 
Dauer  der  Wirksamkeit  dieser  Eigenschatteu  ist  von  Gesundheits- 
zustand, Lebensdauer  ihres  menschlichen  Trägers,  abhängig,  also 
wieder  etwas  „Natürliches**.  2.  Aber  diese  Eigenschaften  sind  eben 
mit  dem  Individuum  fest  verknüpft,  wenn  auch  bei  ihm  nicht 
unverlierbar  noch  unabänderlich,  werden  nur  durch  dieses  zur 
Wirksamkeit  gebracht,  wenn  auch  mit  unter  äusserer  Einwirkung 
auf  seine  Motivation,  a)  Nur  bei  Unfreien,  insbes.  Sklaven 
kann  ein  Dritter,  der  Hwr,  der  Eigentttmer,  ttber  diese  Eigen- 
schaften yerftigen. 

Aber  dorh  auch  nicht  unbegrenzt,  sondern  nur  soweit  eine  Ein- 
wirkung von  Aussen  auf  die  Motivation  des  Unfreien^  der  selbst  nicht 
von  freien  Stücken  wilhg  ist,  stattfinden  kann.  Hier  ist  auch  eine 
Kapitalisierung  des  Werts  solcher  Eif^enschaften  im  Verkaufsw^ert  (Preis) 
des  Unfreien  mögUch.  ein  Wert,  welcher  dmch  sein  „Mehr"  die  selbst- 
ständige wirtschaltl.  Bedeutung  solcher  Eigenschaften  eines  Sklaven 

fegen  den  Vferi  eines  gewöhnlichen,  solcher  Eigenschaften  entbehrenden 
ervortreten  lässt.  Sklavenpreise  belegen  das,  aus  alter  u.  neuer  Z<'it. 
Spezielle  Eigenschaften,  Willigkeit,  Störrigkeit  (Fluchtverdacht  !Ju  Ge- 
schlecht^ Alter,  Gesundheitszustand  machen  sich  nemerklich.  Die  n^se 
r^ieln  sich  etwa  wie  bei  Nutzvieh  spezifischer  Eigi  nschaften  (Pferde  I) 
immer  mit  notwendig  starkt-r  Rfirksicht  auf  die  Gebundenheit  der 
Eigenschaften  an  das  Individuum,  auf  die  Abnutzbarkeit  (Alter,  Gesund- 
heit), auch  auf  das  Verschwinden  der  IEigenschaften  mit  Gesundheit  n. 
Leben.  Rentenverhältnissp  treten  in  den  Wertdifferenzen  von  Anlagen, 
nach  Art  u.  Grad  verschiedener  Eigenschaften  usw.  charakteristisch 
hervor. 

b)  Bei  Freien  verbindet  sich  die  Bente  für  persönliche 
Vorsugsleistungen  (die  ,,Genie-**,  „Talentrente"),  neben 

dem  niedrigeren  ..nnnnalen"  Einkommen  der  Konkurrenten  in  der- 
selben Beschältigung  (lierul),  eng  mit  dem  Arbeitseinkommen  im 
höhereu  Lohn,  Gehalt,  Untemehniergcwinn,  Profit  (besonders 
tttehtige  Arbeiter,  Beamte,  Ausüber  liberaler  Berufe,  Kflnste  n.  dgl., 
Techniker,  Unternehmer).  Wie  das  Einkommen  überhaupt  ist  auch 
die  Rente  darin  aber  natürlich  an  das  Lebensschicksal  des  Individums, 
an  die  Dauer  der  Eigenschaften  (Sänger I)  gebunden.  Seltenheits-, 
Monopol-I'reisverhältnisse  machen  sich  geltend.  Die  individuell  oft 
ungemein  grosse  Einkonunendüferensierung  (liberale  Berufe,  Unter- 
nehmer) ist  indessen  wieder  eine  Erscheinung  der  Renten' 
differensiemng. 
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Eine  Kapitalisierbarkeit  dieser  Kciitenbezüge  ist  daher  bei  persüu- 
licher  Freiheit  nur  in  beschränktem  Mass«^  mctgueh,  auch  nur  in  diesem 
rechtlicli  7.ulRssi<,r  (Verdiiif^cri  dpr  Arboitsleistunfj  von  spezifisch  tüchtigen 
Arbeiiern,  auch  von  Künstlern,  Beamten  auf  Zeit,  auch  auf  längere  Zeit 
gegen  Kapitalzahlun^en),  q.  mit  den  notwendigen  Beschrftnkungen, 
welche  die  Abhängigkeit  der  Tjeistungen  von  Gesundheit,  Lebensdauer, 
auch  gutem  Willen  des  betrrffenden  Individuums  bedingt  (Künstler, 
Theaterpersonal).  Ein  Dritter  kann  daher  nur  in  beschränktem  Masse 
Aber  diese  Leistungen  vorlägen. 

Dass  die  spezifischen  ii.  Extrabegabuug-en,  als  Grundlag^e  der 
Vorzugsleistungen,  schliesslich  doch  ,. freie  Gabe  der  Natur",  der 
Anlage,  wenn  auch  der  ausgebildeten  sind  —  was  selbst  für 
Charaktereigenschaften  in  gewissem  Um&ug  anzuerkennen  ist,  — 
rechtfertigt  a)  für  die  etliiscln  Betrachtung,  womit  die  dtt 
tieferen  Keligioiien  üboroiii^timmt,  die  Anforderung  der  Anerkennung 
des  fehlenden  oder  nur  geringen  „eij^erien  Verdiensts"  beim 
betrefi'enden  Individuum  selbst  u.  in  der  Allgemeinheit  —  aa  liegt 
eben  doch  nur  die  Erfüllung  der  Pflicht  Tor  „mit  dem  an- 
vertrauten Pfunde  wuchern**,  wieder  eine  bekannte  biblisclie, 
christliche,  aber  zuglcieli  allL'-emeine  etbi'-che  w.  ästhetische 
Forderung!  —  ß)  Ks  rechtfertigt  ;  Her  auch  für  die  wirtschaftliche 
Auffasbuug  der  Folgen  der  Vorzumbegabung  u.  -Leistung  für 
Einkommen  und  Yennögen  des  betr^enden  IndiTiduums,  aa)  dass 
zwar  im  Prinzip  nach  einem  hier  berechtigten  Individualismus  u. 
auch  aus  Zweckmässigkeitsgründen,  auch  im  Interesse  des  Ganzen, 
der  Gemeinschaft,  um  das  Individuum  durch  Ansporn  seines  Eigen- 
interes8es  zu  höherer  Leistung  zu  bringen,  diese  ökonomischen 
Folgen  dem  Individuum,  an  dessen  Leistungen  sie  sich  knüpfen, 
speziell  zu  gute  kommen,  bb)  Aber  das  Mass,  in  welchem  das 
geschieht,  wird  damit  nicht  schon  als  ein  „selbstverständlich"  un- 
begrenztes hingestellt  u.  begründet. 

Denn  nur  innerhalb  der  sozialen  Gemeinschaft,  regelmässig 
auch  nur  direkt  u.  indirekt  unter  deren  fördernder  Einwirkung  kann 
auch  „Genie"  u.  „Talent",  u.  sei  es  das  höchste,  5?eine  Kräfte  ausüben 
u.  vollends  seinen  wirtscliaftlichen  Erfolg  erzielen.  Aus  dieser  Auffassung 
ergiebt  sich  als  notwendige  n.  richtige  Folgerung  ein  Reeht  (a  eine 
Pflicht!)  der  Rechtsordnung  der  Gemeinschalt,  audi  dem  Einkommen- 
u.  Vermögenserwerb,  weiciier  —  vorausset/ungsweise  auf  sonst  rechtÜch 
unantastbare  Weise  —  auf  der  Ausnutzung  von  persönlichen  hohen 
Qualitätseigenschaften  beruht,  doch  eine  Grenze  zu  ziehen.  Bios 
„Angebot  u.  Nachfrage"  ent  -helden  auch  hier  ni(  ht  immer  allein  schon 
richtig  über  das  Mass  (Honorare  liberaler  Berufe,  Aerzte,  Anwälte, 
Künstler.  Untemehmereinkommen  der  „captains  of  industry").  Wenn 
nicht  direkt  durch  Krwerbshemmungen,  so  mittelst  der  Besteuerung 
eines  Ue  her masses  kann  vorgegangen  werden.  Die  Grenzen  eines  solchen 
Uebormasses  u,  die  bezüglioien  Steuerstufen  lassen  sich  freilich  nicht 
ohne  Willkür,  aber  autoritativ  nicht  mit  mehr  Willkür,  als  im  „freien 
Verkehr"  feststellen  u.  immerhin  ausreichend  nach  Korabination  von 
.Zweckmössißkeits-  u.  Billigkeitserwä^ungen.  Das  sind  wichtige 
Gesichtspunkte  für  wahrhaft  soziale  Swuerpolitilc,  —  des  immer  mehr 
schon  in  die  praktische  ErwSgung  eincuingenden  Flroblems,  von 
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welchem  die  Besteuerung  des  Konjunkturengewinns  ein  wichtiger  Teil, 

aber  doch  nur  ein  Teil  ist.  -  Hier  verbinden  sich  theoretiscTi-sozial- 
ökonomische  AufDassungen  u.  Erkenntnisse  mit  ünanzwiBScnschaMichea 
Q.  fin&nzpoliüschen  Auffassongen  u.  Fordonanffen.  Ich  beziehe  micii  auf 
meine  Fin.wi88.,  bes.  I,  soziale  Finanzwissens^aft,  §  27,  28,  II,  Theene 
der  Besteuerung,  bes.  über  Steuerprinzipien  u.  Steuersystem^  dazu  meine 
oben  S.  17  bei  G.  gen.  Aufsätze. 

Auch  für  die  Ökonomische  Seite  u.  Rechtspolitik  des  sogen, 
geistigen  Eigentums,  bes.  de.s  Patent-  u.  Autorrechts  «relangt 
man  am  dem  Boden  dieser  Autiassuugen  zu  wichtigen  u.  richtigen 
Konsequenzen,  welche  im  positiven  Itocht  in  der  beschränkten 
Dauer  der  betreff.  Rechte  u.  in  der  Forderung  von  Patentgebühren 
bereits  zur  Anerkennunjr  gelangt  sind.  Im  VcrKanf  vnn  Patent-,  Autor- 
rechten hiiJet  eine  Kapitalisierung  des  Gewinns  stutt.  JJie  ^'elilältnisse 
liegen  bei  diesen  Rechten  nicht  «fenau  wie  bei  persönUchen  Renten- 
vorhältnisseu.  aber  nahe  Analogien  bestehen.  In  meiner  Grundig.  II, 
255  Versuch  einer  sozialökonom.  Würdigung  des  sogen,  geistigen 
Eigentums« 

B.  Sachliche  Renten.  Unter  dem  EinfluBS  von  Yerschieden* 

lieiten  der  persönlichen  Begabung  u.  Leistungen  kommen  auf  allen 
Wirtsehafts^'ebietcn  Rentenerscheinungen  vor,  in  der  Urproduktion, 
auch  Landwirtschaft,  u.  in  der  Industrie,  in  Erwerb  u.  Handel, 
wie  in  der  Preisthcoric  schon  nachgewiesseu  ist.  Hier  spielen  aber 
dann  oft,  mitimter  auch  alldn  oder  fast  all^,  die  verschiedenen 
Brauchbarkeiten  u.  daher  Leistungsfiihigkeiten  der  in  der  Produktion 
gebrauchten  sachlichen  Objekte  mit. 

1.  Unter  diesen  nimmt  der  Urund  u.  Boden  an  sich  \i.  als 
Fund-  u.  Gewinnuu^sart  beweglicher  Stoti'e  eine  fi,anz  besondere 
Stellung  ein.  Denn  er  allein,  wenigstens  wenn  die  Verhültnisse 
fUr  menschliche  ökonomische  Gebrauchszwecke  betrachtet  werden, 
ist  in  begrenzter  Menire,  BescliafFenheit,  Zugänglichkeit,  Ergiebig- 
keit, daher  Produktionsiähi<;keit  vorhanden,  a)  Gilt  dies  zwar  in 
letzter  Linie  prinzipiell  auch  von  allen  beweglichen  Stoffen,  welche 
aus  äem  Boden  gewonnen  werden  u.  hier  nicht  ersetst  werdoi 
können,  noch  sich  durch  sp<»itane  Naturtätigkeit  selbst  ersetzen 
(S.  rjO^,  so  macht  sicli  das  praktisch  Unh  L^^r  niolit,  teils  in 
viel  gerin^jerem  Masse  bei  einmal  bewei^lieii  gewordenen  Stoffen, 
den  vom  Boden  abgetrennten,  geltend,  weil  sie  eben  beweglich, 
transportfühig  sind  n.  so,  technisch  fast  grensenloe, 
ökonomisch  wenigstens  in  sehr  weiten  Grenzen  die 
Produktion,  die  Weiterverarbeitung  u.  der  Verbrauch  dieser  Stfiffe 
von  der  örtlichen  Lage,  der  öewinuuugs-  u.  Verwendungsstelle 
der  rohen  u.  verarbeiteten  bewegliehen  Stoffe  fast  unabhängig  wird. 
Die  BenutBung  von  Graudstttcken  u.  der  mit  dem  Boden  ganz  oder 
so  i^nt  wie  ganz  verbundenen  Anlagen  u.  Einrichtungen  (Geb&ude» 
Meliorationen  usw.)  ist  dagegen  an  den  Ort,  wo  sie  einmal  liegen, 
wesentlich  gebunden. 

Auch  von  den  mit  einem  Grundstflt^  verbundenen,  von  diesem  aus 
XU  benutzenden  motorischen  Naturkräften  gilt  dies,  wenigstens 
bei  niedrigem  Stand  der  Technik,  2sunachst,  so  von  den  Wasser- 
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kräften  (Fall,  Drack).  Eni  durch  die  WeHerleitanff  Bolcher  KrSfte 

wird  das  anders.  Hier  erweist  sicli  als  wahrhaft  funaamentaler  Fort- 
schritt, weil  er  auch  von  der  Benutzung  der  Wasserkraft  an  be- 
stimmter Örtlicher  Stelle  immer  unabhän^ger  macht,  die  Beuutziiag 
der  Elektrizität  mittelst  Leitungen  in  die  Feme.  S.  darüber  bes. 
Zöpfl,  Nat.-Oek.  der  techn.  Betriebskraft  I,  sowie  dessen  Schrift  über 
Wasserkraft,  1906.  Es  können  dadurch  Monopol-  u.  Rentenverhältoisse 
der  Lage  bei  gewissen  örtlich  bevomtgten  Grundstüdceii  in  prinsiiieli 
ähnlicher  Weise  überwunden  werden,  wie  durch  das  EommunikfttiODS- 
u.  Transportwesen  für  Menschen  u.  bewe^liclK^  Sachgüter. 

2.  Aus  dieser  Soudertitellung  ucs  Gruud  u.  Bodens  im 
Wirtschaflsleben  folgt  fOr  das  Rentenproblem,  a)  dass  die  Grand' 
reute»  wenn  auch  nicht  die  einzige  Art  DifTerentialrente,  doch 
weitaus  die  praktisch  wichtigste  ist,  die  begreiflicherweise 
auch  deswegen  zuerst  u,  am  genauesten  thttorctisch  erkannte  u. 
untersuchte,  auch  diejenige,  an  welcher  sich  das  ganze  lienteu- 
problmn»  anch  da,  wo  es  sich  mit  dem  Flroblem  Ton  HonopolpreiseD 
näher  berührt  n.  beide  m^r  oder  weniger  in  Eines  (Wert-  u. 
Preisproblem)  fil)erL':ehen,  am  besten  analysieren  u.  erörtern  l-fsst. 

b)  Diese  Sundei-stellung  des  Gnuid  u.  Bodens  im  Wirtschaits- 
leben  wird  aber  tiir  das  Verteilungsproblem  u.  das,  was  damit 
als  Begleiterscheiniing  u.  Folge  direkt  n.  indirekt  sasammenhängt, 
erst  dadurch  von  solcher  Bedeutung,  einzel-,  {nivat-  u.  volkjs- 
wirtschaftHcb,  dass  die  rechtliche  Verfügung  über  den  Boden 
zur  prinzipiell  ausschliesslichen  Veritigung  auch  über  die  V^orzugs- 
eigenschatten  des  Bodens  (Grundstücks)  wird,  sowohl  dieses  selbst 
als  anch  wiedw  der  mit  diesem  im  wesentlichen  untrennbar  ver- 
bundenen Kapitalverwendungen  (Gebäude,  Meliorationen)  in 
wichtigen  Fällen,  bes.  betreffs  der  örtlichen  Lage,  a)  Auch  dies 
zeigt  sich  schon  in  einer  gern  ein  Wirtschaft  liehen  Organisation, 
die  ja  ebenfalls  eine  liechtsordnung  für  den  Grund  n.  Boden  vor- 
aussetzt, ß)  Besondere  schari'  u.  mit  den  wichtigsten  Folgen  fUr 
den  Verteilungsprozess  tritt  es  aber  in  der  privatwirtschnftlichen 
Organisation  mit  ihrem  Rechtsinstitnt  des  privaten  Grund- 
eigentums, als  eine  ihrer  Hauptgruudlagen,  hervor.  Erst  mit 
Uüfe  dieses  Instituts  wird  der  Besitzer  (Eigentümer)  des  Bodens 
auch  Eigentümer  jener  Vorzugseigenschaften  u.  der  dadurch  be- 
dingten Leistungen  eines  Grundstücks,  wird  er  Bezieher  der  Kenten, 
welche  aus  jenen  Eigenschaften  xi.  Leistungen  hei*\'orgehen.  aa)  Auch 
hier  ist  es  nicht  das  Eigentum  am  reinen  Naturobjekt,  welches 
den  Bodenbesitz  zu  etwas  so  völlig  anderem,  als  den  Besitz  beweg- 
licher Sachen  madit,  in  letztem  Grunde  sind  ja  aiioh  diese  Natur- 
Objekte;  bb)  ist  es  auch  nicht  das  Eigentum  an  einem  reinen 
Naturobjekt,  welches  das  Grundeigentum  so  ganz  anders  als  das 
Mobileigentum  aufzufassen  nötigte,  ein  reines  Aaturobjekt  ist  auch 
der  zn  Wirtsdiaftszwecken  dienende  Boden  ohnehin  meist  nicht, 
sondern  ein  solches,  dem  erat  durch  Arbeit  u.  Kapitalverwendung, 
wie  einem  Mobilobjekt,  diese  Fähigkeit,  zu  solchen  Zwecken  zu 
dienen,  verschaöt  ist.   cc)  Vielmehr  das  Eigentiun  am  Boden  als  aa 

A.  Wsgner,  lot^koa.  Onndriit,  4.  Aufl.  25 
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einem  nur  in  begrenzter  Menge  u.  nur  mit  begrenzten 
Brauchbarkeits-Eigenschaften  verBchiedenen  Grades  vor- 
liandcnen  Naturobjekt  ist  das  Eigenartige,  das  dem  Grundeigentum 
eine  so  aparte  SteUung  in  der  IJcclitsgeschichte  des  Ei.£jcntums  u. 
in  der  jeweilig  bestehenden  Rechtsordnung  u.  der  Grundrente  eine 
so  eigenartige  Stellung  unter  den  Renten  u.  unter  allen  Einkommen^ 
aften  ▼erlernt:  etwas  Monopolartiges. 

Depwpfjen  vorlan£rt  auch  die  Grundrente  eine  besondere  Behandlung 

grade  in  d<  r  Verteilung»-  u.  Einkommeulehre,  kann  sich,  aber  auf  die 
etraditung  in  der  allgemeinen  u.  Uieoretischen  SodalOkonomik  im  ganzen 
auf  die  „Grundrente  überhaupt"  beschränken.  Die  Beweisführung 
schliesst  sich  dabei  passend  bes.  an  den  a2;r arischen  Boden  an.  Die 
anderen  Bodenkatcgorien  werden  nur  mit  berührt.  Näheres  über  die 
Grundrenten  bei  ihnen  gehOrt  in  die  spmsieUe  u.  praktische  Soc-Oek. 

III.  Die  Grundrente.  A.  Allgemeines.  X.  Die  letzte 
Ursache  beruhtauch  bei  ihr  auf  der  nämlichen  Verschiedenheit 

der  Produktions-  u.  Absatzbedingungen  der  Produkte  verscliiedener 
Büden.  2.  Ilir  Vorrang,  ihre,  grössere  u.  namentlich  aiieli  nach- 
haltigere u.  lür  den  Verteilungsprozess  durchgreifendere  Bedeutung 
▼or  lulen  anderen  (Differential-)  Kenten  beruht  auf  den  rorausgehend 
dargelegten  Tatsachen.  3.  UnterstÜteend  kommen  aber  noch  zwei 
weitere  wichtige  Punkte  hinzu:  a)  die  weit  dauerliafteren  Vorzüge, 
z.  Teil  —  wenigstens  für  lange  Zeiträume,  von  solcher  Dauer,  wie  sie 
iür  wiilöchattliche  Betrachtung,  auch  iür  die  Wertbildungeu,  allein  in 
Fra^  kommen  —  die  so  gut  wie  ttberhaupt  bestXndigen  Vorzüge 

Stwisser  Grundstücke  vor  anderen,  welche  als  solche  u.  für  die  auf 
nen  stattfindende  Produktion  zur  Bedari'sdt  ekung  von  bestimmten 
Produkten  (cinschliesslic]»  Leistungen,  z.  B.  bei  Standort-,  Wohuort- 
boden, Wohnung  gewährende)  noch  gebraucht  werden;  b)  die  alleinige 
od^  leichtei«  Mögliehkeit,  eben  weil  diese  Vonsfige  wirklieh  oder 
eimgermasseii  dauernde  sind,  n,  sich  an  ein  sachliches 
u.  einigermasscn,  selbst  wenn  es  ein  menschliches  Gebilde  (Haus!) 
ist)  dauerhaftes  Objekt  anknüpfen,  die  liente  vom  Objekt, 
YOn  dessen  sonstigem  Ertrag  abzutrennen,  sie  so  getrennt 
zum  eigenen  Gegenstand  von  RechtsgeschJlften  (Abtretung 
an  Dritte,  Verpfandung)  zu  machen,  auch  sie  zu  kapitalisieren 
u.  diesen  kapitalisierten  Wert  wiederum  allein  oder  verbunden  mit 
dem  Wert  des  Objektü  selbst,  welcher  kapitalisierter  Zins  ist,  an 
Dritte  abzutreten.  Dadurch  können  diese  Beuten,  wie  die  Kapital- 
sinsen u.  ihre  Kapitalisierungen,  selbstftndige  Yerkehrsgüter 
werden,  bes.  audi  im  Kredityerkehr. 

4.  Die  Grundrente  lässt  sich  unterscheiden:  a)  als  solche,  welclio 
aus  Pranehharkeitsdifferenzen,  bei  agrarischen  u.  dgl.  Böden 
für  Uewinnung  organischer  Stortformen  aus  Fruchtbarkeitsdifterenzen 
der  Büden,  auch  aus  Qualitätsdifferenzen  der  darauf  gewonnenen 
Produkte  hervorgeht;  b)  als  Grundrente  der  Lage,  welche  sich 
aus  den  Verschiedenheiten  der  Gunst  u.  Ungunst  der  örtlichen  Lage 
der  Böden  (Grundstücke)  fUr  Produktions-,  Standorts-^  Bewohnungs* 
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zwecke,  in  Verbindung  hiermit  aus  der  günstigeren  u.  ungünstigeren 
Lage  zum  Arbeitsort,  zum  Bezugs-,  '/um  Absatzort  f Markt),  ati  sicli 
u.  mit  Hücksicht  auf  Fehlen,  Vorhandensein,  Bcschatienlieit  der 
KomiDunikAtioiis-  u.  Transportmittel  u.  die  Kosten  für  deren  Be- 
nutzung ergeben. 

B.  Entstehung,  Entwicklung  n.  Bewegung  (der  Höhe 
nadh),  Verbleiben  der  Grundrente.    1.  Die  Bedingungen 

dafür  sind  die  allgemeinen  für  alle  Kenten,  welche  sich  ans  <h^m 
darüber  Dargelegten  (uuter  II)  u.  aus  der  Kosten-  u.  Prcibtheorie 
ergeben.  2.  6ie  lassen  dch  für  die  Grundrente  speziell,  insbesondere, 
als  Hauptfall  genommen,  für  die  agrarische,  folgend ermassen  Glissen: 
Grundrente  entsteht  erst  dann,  entwickelt  sich  der  Höhe  naeh 
in  dein  ^fjisse,  verbleibt  aucli  nur  dann  u.  solange,  überhaupt  u.  in 
ihrer  bisherigen  Höhe,  a)  als  schlechtere  (unfruchtbarere,  geringere 
Produktcnqualität  liefernde)  und  entlegenere,  bzw.  höhere  Transport- 
kosten bedingende  Grundstücke  —  der  bedurften  VerarbeitungsstofFe 
vom  Gewinnungs-  u.  Fundort  nach  dem  betreffenden  Grundstück 
(Ort),  wo  sie  vcrarbeitot.  rlcr  gowoiinencTi Produkte  vorn  Produktionsort 
nach  dem  Absatzort,  wo  sie  gebrauciit  werden  —  zur  Deckung 
eines  bestimmten  qualitativen  u.  quantitativen  Bedarfs  aufgewendet 
werden  müssen  oder  b)  als  der  bisher  schon  bebaute  Boden  nur 
zu  mehr  als  proportional  wachsenden  Kosten  mehr  (oder  bc^sseres) 
Produkt  liefert.  In  diesem  letzten  Punkte  hängt  die  Grundrenten- 
iheorie  mit  dem  sogen.  Bodengesetz  zusammen  (%  33,  S.  121),  in 
beiden  wiedw  mit  der  Kosten-  n.  Freistheorie  (bes.  §  54,  S.  257). 
Namentlich  die  Ausführungen  läh&e  die  Preise  der  Bodenprodukte 
in  geschlossenoin  u.  iiiclit  geschlossenem  Marktgebiete  (S.  258  tf.) 
finden  ihre  Anwendung  auch  hier  für  die  £ente.  Es  genügt,  darauf 
zu  vmveisen. 

Zur  Erlftuterung  u.  Befrriindung  noch  Folgendes:  Grandrente 

entsttdif,  wenn  Boden  den'enigen  (Qualität,  welcher  nach  dem  jeweiligen 
Stand  der  Technik  der  Bodenbearbeitung,  also  z.  B,  bei  Ackerbau  der 
bezuglichen  agrarischen  Technik,  am  besten  zu  bearbeiten  ist,  nicht  mehr 
in  so  grosser  Menge  u.  in  solcher  örtlichen  Lage  vorhanden  u.  zugänglich 
ist,  dass  man  mit  denselben   Kosten    den    eintretenden  quantitativ 

grösseren  oder  qualitativ  besseren  Produktenbedarf  zu  den  gleichen 
Osten  wie  bisher  decken  kann  und  wenn  dies  wegen  der  Wirksam- 
keit des  Bodengesetzes  nicht  zu  den  bisherigen  Kosten  auf  dem  alten 
schon  bebauton  Boden  mÖgUch  ist.  Bann  muss  man  rt)  entweder 
schlechteren  Boden,  d.  h.  grössere  Bearbeitungskosten  verursachenden 
oder  relativ  weniger  oder  schlechteres  Produkt  liefernden,  also  z.  B.  im 
Ackerliau  unfruchtbareren  Boden  mit  bebauen  u.  wird  das  vielfach  tun, 
wenn  wenigstens  solcher  Boden  überhaupt,  ia  erforderlicher  Menge  u. 
Güte  u.  angemessener  Ortslage  (Entfernung)  noch  vorhanden  u.  zu- 
gänglich ist;  oder  ß)  man  muss  Boden,  wenn  auch  dem  bisherigen 
qualitativ  an  Güte  gleichen  Boden,  in  grösserer  Entfernung  bebauen,  wo 
dann  voraussetznngswdse  die  JPlrocmkte  neben  ihren  eigoitUchen 
Herstellungskosten  noch  mit  Transportkosten  oder  mit  grösseren  als  die 
in  der  Nähe  gewomienen  belastet  werden  u.  \nTd  das  tun,  wenn  solcher 
Boden  noch  vorhanden  u.  zugänglich  ist;  oder  endlich  y)  man  muss 
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den  bisherigen  Bodeu  eben  zur  Deckung  des  Mehrbedarfs  mit  grösseren 
Kosten  für  das  Mehrprodukt  bebauen.  In  den  beiden  ersten  FSUen, 
«  u.  ß,  liegt  räumlich  weitere  Ausdehann":  des  Anbaues  u. 
Extensivität  des  Betriebs  (absolut  u.  relativ  weuig  Arbeits-  u. 
Kapitalaufwand  auf  die  FlSdheneinbeit),  im  letzten  Fall,  y,  hegt  r&umlich 
•Miger  sich  zusammensrhliesscnde  Bebauung  u.  Intensivität 
des  Betriebs  (absolut  u.  relativ  viel  Arbeits-  u.  Kapitalaufwand  auf  die 
Flächeneinheit)  vor.  Bei  noch  dünner  Bevölkerung,  wenig  lokal  kon- 
zentrierter (keine  oder  nur  kleine  Städte),  grossen  zugänglichen  Boden- 
flächen,  unvollkommener  Verkehrssicherheit  u.  fehlenden  oder  mangel- 
haften u.  teueren  Kommunikationsmitteln  wird  das  erste  Verfahren  («) 
befolgt,  wie  die  ältere  Besiedlungsgeschichte  zeigt.  Wenn  Bedits- 
sicberheit  u.  Kommunikationsmittel  skIj  verbessern,  kommt  das  zweite 
iß)  hinzu.  Wenn  beide  Mittel  versagen  oder  noch  kostspieliger  werden, 
namentlich  solange  <fie  Kommonikalonsmittel  aas  der  n.  in  die  Feme 
fehlen  oder  zu  mangelhaft  u.  zu  teuer  sind,  tritt  das  dritte  Verfahren  (y) 
ein.  Auch  das  lässt  sich  geschichtlich  belegen.  Immer  kommen  dann 
Rentenbildungen  für  die  besseren,  fnicnt bareren,  näher  gelegenen 
oder  durch  bessere  Konununikationsmitt«  1  leichter  o.  woMreiler  zu- 

fänglichen  u  für  die  ersten  Arbeits-  u.  Kapitalverwendungen  anf  den 
isher  bebauten  (irundstücken  vor.  Der  erfolgreiche  Kampf  gegen  das 
Bodengesetz,  Fortschritte  in  Prodnktions-  u.  Kommtmikationstecbnik 
wirken  dagegen  den  Rentenbildungen,  wie  dem  Preissteigen  entgegen) 
können  Kenten  u.  hohe  Preise  selbst  verschwinden  lassen. 

Die  eiufachäte  Beweisiüluimg,  auch  mit  scliematischen  Zahlenbei- 
s|nel^,  ist  die,  weiche  sich  auf  die  Einwirkung  von  Fruchtbarkeits- 
differenzen  des  agrarischen  Bo(J«'ns  b(  zieJit.  wie  sie  vornehmlich  (nicht 
ausschliesslich)  Ii  i  c  a  r  d  o  vor  Augen  hat.  äo  kann  man  folgende  Formel  auf- 
stellen: ist  p  die  Einheit  (I  hl)  der  Prodoktenmenge  einer  bestimmten 
Qualität,  welche  auf  einem  Bodrn  erster  Qualität  mit  k  Durehschnittskosten 
(Arbeits- u.  Kapitalsaufwand  bestimmter  Art  u.  Höhe  in  kl.  normalem  Profit) 
gewonnen  wird,  so  ist  knach  dem  Kosten- u.Freisgesetz  auch  der  Dauerpreis 
dieser  Mengencinheit.  Kann  auf  schlechteren  oder  entlegeneren  Feldern 
oder  auf  den  bisherigen  eine  erforderliche  grössere  Produktenmencre  nur  mit 
k-|-  X  Kosten  für  die  Mcngeneiiiheit  gewonnen  werden,  so  wird  k-j-x  jetzt 
der  Dauerpreis  der  Mengeneinheit  allen  Produkts,  aer  so  anch  für  die 
früheren  Produktenmengon  nunmehr  gilt,  demnach  filr  den  ersten  Boden 
eine  Rente  gewährt,  =x lür  die  Men^eneinheit.  Bei  abermaliger  Steigerung 
des  Bedarfe  steigt  yoraussetzungs  weise  der  Kostensatz  fOr  das  Mehrprodukt 
(auf  einem  Boden  dritter  Qualität  usw.)  auf  k-l-2  x,  dann  auf  k-f-^l  x  usw. 
u.  damit  der  allgemein  geltende  Dauerpreis  anf  diese  Höhe  u.  die  Rente  dem- 
güHjäss  entspreclioud,  unf  2  x,  '6  x  uavv.,  immer  je  liii  1  Mengeneinheit ;  sie  ist 
am  höchsten  für  den  ersten,  weniger  hoch  für  den  zw  eitcn  Boden  etc.  Der 
jeweilig  hüi  hste  Kostensatz  entscheidet,  enthält  aber  selbst  keine  Rente, 
sondern  nur  Kostendeckung  inkl.  normalen  Lohn  und  Profit.  Daher  hat  der 
jeweilig  schlechteste  Boden  keine  Rente.  Aber  mit  Ausdehnung  der  IVo- 
duktioii  erlangt  immer  nn^hr  Boden,  auch  immer  sehlechterer  eme  Rente, 
schliesslich  last  aller  u.  auf  den  besseren  Boden  steigt  die  Rente  immer  mehr. 

Nur  hypothetiach,  nie  Ii  t  als  historische  Tatsache,  wird  iiier  der 
Gang  des  Bod«ianbaus  in  der  Richtung  vom  besseren  zum  BcMechteren 
landen  vorausgesetzt.  C  n  y's  Einwand  dagegen,  dass  der  historisclio 
Entwicklungsgang  der  umgekehrte  sei  (vom  schlechteren,  leichteren 
Höhenboden  zum  besseren,  schwereren  reicheren  Niedermafisbodeii), 
generalisirt  ebenso  sa  weit,  wie  Garey  es  ftlsdiUch  den  Gegnern  (racardo) 
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als  deren  Annahme  über  den  histor.  Gang  des  Bodenanbaus  vorwirft. 
Für  die  Kosten-,  Preis-  u.  Rentenfrage  ist  es  aber  überhaupt  gleich- 

fiUi^,  wie  man  den,  übrigens  lokal  verschiedenen  historischen  Hang 
es  Bodenanbaus  annimmt»  Ea  kommt  hier  vielmehr  nur  auf  das 
EostendifferenKinoinent  an.  Gegen  Carey  ti.  atich  gegen  tische 
Fassung  des  Problems  ist  fe  rner  noi-li  einzuwenden,  dass  überhaupt 
„gut"  11.  schlecht/'  hier  beim  Hoden  sich  uicht  auf  die  absolute 
QualitAt  (Fruchtbarkeit,  Boarbeituugsniühe),  sondern  auf  die  relative 
bezieht  und  dass  für  niedrige,  primitivere  agrarische  Technik  gerade 
der  leichtere  Boden  der  relativ  beste  oder  bessere  ist. 

3.  Entwicklung  der  Grundrente  und  Bewegung  ihrer 
Höhe.  Sie  ergeben  sich  implizile  aus  dem  unmittelbar  Vor- 
hergehenden, auch  aas  den  früheren  Auflföhmngen  über  das 
Boaengesetz  u.  dessen  Bekämpfttng  u.  über  die  Preise  der  Boden- 

Er'ulnkte.  a)  Zum  Verständnis  n.  zur  Erklänmg  der  Vorgänge  ist 
esouders  die  Art  des  Zusammenhangs  von  Bedarf,  Bedarfs- 
deckung, deren  and  daher  der  erforderlichen  Produktenmenge 
Kosten,  Preis,  Rente  sa  beachten:  ce)  das  erste  kausale  Moment 
liegt  im  Bedarf,  wie  er  sich  vornehmlich  aus  den  Bevölkerungs- 
verhnltnissen  crgiebt  u.  entwickelt,  also  aus  Grösse,  Wohlstand  u. 
Umfang  der  Art  u.  Menge  der  Bedürfniabefriedigung  durch  Boden- 
pmdokte  und  Bodenleistangen  (Standortboden,  Wohnnngsboden) 
örtlicher  Verteilung,  Konzentration  der  Bevölkerung,  Stftdtegrösse 
usw.;  ß)  durch  dies  erste  Moment  werden  die  Bedingungen  der 
Bedarfsdeckung  u.  der  Kosten,  daher  auch  Richtung  der  Bewe^ning 
u.  Höhe  der  letzteren  bestimmt,  diese  Kosten  sind  also  das  vom 
Bedarf  abhängige  Moment,  auf  welches  der  Stand  der  Pro- 
duktionstechnik, der  Verkelirs-  (Kommunikatioiis  )  Technik,  der 
Rechtssicherheit  im  Verkehr  seinen  die  Höhe  der  Kosten  be- 
stimmenden Kiutiuss  mit  ausübt;  y)  die  Kosten  u.  ihre  Bewegung, 
speziell  die  Kosten  des  letzten,  zur  Deckung  des  Bedari's 
ttfiirderlichen  Frodnktentdls,  sind  wieder  da«  kausale,  seine  Höhe 
bestimmende  Moment  für  den  Preis,  dieser  also  das  von  den 
Kosten  abhängige  Moment;  r))  die  Kosten  u.  ihre  Differenz  und 
der  Preis  sind  alsdann  auch  das  kausale  Moment  für  die  Rente, 
diese  das  von  jenen  abhängige  Moment:  die  Rente  steigt  dann 
im  graden  Veniftltnis  zur  Bteigerui^  aes  Bedarfe  u.  zur  -Not- 
wendigkeit, diesen  mit  steigenden  Kosten  zu  decken;  sie  fällt  im 
umgekehrten  Verhältnis,  al'^n  bei  Abnahme  des  Bedarfs  u, 
der  Deckungskosten,  wie  die  ErfahruuK  auch  durchaus  bestätigt. 
s)  Die  Preise  sind  also  auch  nicht  hoch,  weil  die  Rente  hoch  ist 
und  steigen  nieht  mit  dieser,  sondern  umgekehrt,  die  (Geld-)  Beute 
ist  liodi,  weil  die  Preise  hoch  sind  u.  steigen  mit  dieser,  die  Preise 
aber  sind  bocli  n.  steigen,  weil  die  Prodnktions-  n.  Herbe iscbaffnngs- 
kosten  des  letzten  'L'eils  der  zur  Bedarfsdeckung  erforderlichen 
Produktenmenge  hoch  sind  u.  die  Preise  steigen,  weil  diese  Kosten 
Steigen.  „Konfiskation"  der  (privaten)  Grundrente  wttrde  daher 
zwar  die  Grandeigner  schftdigen  u.  dem  Konfiskator  (Staat)  event 
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Einkommen  g-eben.  Aber  die  Grundrente  würde  nicht  verschwinden, 
sondern  nur  einem  Andern  zufallen  u.  die  Preise  würden  nicht  sinken. 

b)  Hiernach  sind  die  die  Höhe  u.  die  Bichtung  der  Be- 
wegung der  Grandrente  besdmnidiideii  einzelnen  Einflnss- 
momente  leicht  festzustellen  u.  werden  wieder  durch  die  Erfahrung 
bestäti^i^t.  a)  Es  besteht  eine  verse liiedenc  Höhe  der  Rente  bei 
Verschiedenlieiteu  der  VolksdicLte,  der  localen  Konzentratinn  der 
Bevölkerung,  des  Woldstandes,  des  Bedarfs*  an  Boden  u.  Boden- 
produkten, des  Standes  der  Prodnktions-,  Yerkehrstechnik,  anch  der 
Kechtssicherheit,  also  überhaupt  auf  verschiedenen  Wirtschaftstufen. 
ß)  Daher  stci^^ende  JJü  lituns;,  immer  grÖH^cn*  Höhe  gewöhnlich 
im  Laufe  der  gesamten  Entwicklun<;  von  Voll.,  ijtadtewesen,  Volks- 
wirtschaft u.  bei  stabiler  oder  nicht  mit  dem  Produktenbedarf 
gleichmässig  fortsdireitender  Entwicklung  der  Prodnktions-,  bes.  der 
agrarischen  Technik  (bei  der  aerarischen  Rente)  u.  Verkehrstechnik, 
bei  Erweiterung  der  Kostenaifferenz  zwischen  dem  schlechtesten, 
entlegensten  nnd  den  besf^eren,  günstiger  gelejrenen  Böden. 
y)  Fallende  Kichtuug  und  niedrigere  Rentenhöhe,  bis  'muu  Ver- 
sehwinden der  Rente,  unter  den  entgegengesetzten  Verhältnissen. 

G.  In  wichtigen  Fällen.  nameDtUcn  bei  agrarischen  (auch  forst- 
lichen, montanistischen)  Grundrenten  kann  noch  genauer  zwischen 
der  Bewegung  der  Rente  in  Produktenmengen  und  nach  den 
Preisen  dieser,  oder  uach  „Produkten reute"  (Kornrente)  u. 
Geldrente  unterschieden  werden.  1.  Jene  stellt  dasQnantum  der 
Rente  in  Produkteneinheiten  dar,  indem  berechnet  wird,  um  welchen 
Betrag  solcher  Einheiten  das  bessere  Grundstück  für  den  gleichen 
Kostenaufwand  mehr  als  das  oder  die  konkurrierenden  scldechteren 
Grundstücke  liefert.  Dieser  Mehrbetrag  steigt  u.  liült  mit  der  Aus- 
dehnung u.  Einselnrfinkung  der  Kostendifferenz  in  Folge  der  an- 
gedeuteten Verhältnisse.    2.  Diese,  die  Geldrente,  ist  die  in  den 


steigt  u.  fällt  stärker  als  die  Produkten  reute,  denn  der  von  der 
teuersten  letzten  erforderlichen  Produktion  abhängige  Preis  der 
Frodnktenmenge  in  der  Rente  steigt  und  fallt  ja  selbst  mit  dem 
jeweilig  teuwsten  Kostensate;  der  Grundeigentümer  erhält  also  mit 
Ausdehnung  des  Anbaus  auf  notwendig  teurer  zu  bearbeitenden 
Boden  mehr  Produkt  als  Rente  u.  dieses  hat  zugleich  einen  höheren 
Preis  u.  umgekehrt. 

D,  Boden  ohne  Grundrente.  Der  jeweilig  allein  bebaute 
Boden  der  gleichen  Qualität,  daher  gleicher  Bebauungskosten  u. 
der  jeweilig  aus  Not  mit  zur  Bebauung  neben  besserem  heran- 
gezogene schlechteste  Boden  trägt  keine  Grundreute,  wohl 
aber  muss  er  unter  Voraussetzung  kapitalistischer  Betriebs- 
weise —  d.  h.  Willen  und  Kraft  zum  Vorgehen  der  Bebaner  nnd 
Eigentümer  nach  dem  höchst  erreichbaren  Vorteil  vorausgesetzt  — 
die  übliclien,  unter  gleichen  Umständen  in  zugänglichen  anderen 
Geschäften  bestehenden  Löhne,  Kapital-  und  Untemehmergewinn, 
Profit  abwerfen. 
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Wenn  er  das  tataidkUdi  ji^eichwohl  in  alter  n.  nenerer  Zeit,  auch 
heute  in  Kulturländern,  nicht  oder  nicht  ausreichend  tut,  so  eben,  weil 
jene  Voraussetzung  vielfach  nicht  zutrifft,  z.  B.  hei  Leuten,  die  keine 
andre  Erwerbsgeleffonheit  haben  und  üu  auch  ihren  vielleicht  sehr 
r'  duzierten  LebensDedarf  nur  unter  sehr  UDgünstigen  Be<3ingungen 
decken  kiinrif'n  u.  ■mü«;sen  (Kleinbauern.  K]t'iiij>äo]iter).  oder  iu  TäUen, 
wo  eben  aus  anderen  Gründen  der  Besitz  behalten  und  mit  geringerem 
Gewinn  absichtlich  vorliebgenommen  wird  (o.  S.  369).  Auch  soldie 
Fälle  siiul  also  nicht  eine  „Ausnahme",  eine  .,\ViderItg'uiig"  der  be- 
treli'enden  Lehrsätze,  sondern  sind  bei  der  richtitren  vorsirhtigen  Fassung 
dieser  Sätze  oder  bei  stillscliweigend  als  selbstverstäudhch  angonouimenen 
Voraussetzungen,  unter  denen  sie  allein  au^estellt  werden,  schon  in 
ihnen  mit  enthalten. 

E.  Boden  mit  Grundrente  oder  einem  dieser  ähnlichen 
„Extragewinne'',  auch  wenn  die  angegebenen  Voraussctzimpfen 
für  das  Auftreten  von  Grundrente  nicht  vorliegen.  1.  Auch 
solche  FSlle  kommen  notorisch  Tor,  besonders  bei  städtischem 
(Wohnungs  )  und  bei  Bergwerks-Boden,  doch  gelegentlich  auch 
sonst,  denkbarer  Weise  selbst  bei  agrarischem  Boden.  2.  Nämlich 
dann,  wenn  die  Rechtsordnung  es  ermöf^licht  u.  gestattet,  den  au 
sich  vorhandenen,  auch  nach  Beschaöenbcit  und  örtlicher  Lage 
<repi^neten  Boden  der  Benutzung  zu  entzidien.  Hier  kennen  alsdann 
I  11  e  anderen,  flir  den  Zweck  Konkurrierenden  verf&gbaren  Buden 
überhaupt  und  höhere  Renten  abwerfen,  als  ihnen  sonst  zufallen 
würden,  weil  u,  soweit  als  ihre  Monopolstellung  begü'isii.rt  wird 
und  b)  der  bisher  entzogene  Boden,  wonu  er  gleich woiil  später 
mit  in  Bennteung  yom  Mgeat&mer  genommen  oder  andern  ftbo^ 
hissen  wird,  z.  B.  pachtweise,  dann  cbonfalls  eine  l^entc  abweifen. 
3.  Diese  Fälle  setzen  daher  voraus  a)  eine  über  den  Boden  ver- 
fügende Herrsehaftsgewalt.  weiche  den  Boden  der  Bcnut/ung 
zunächst  u.  im  Allgemeinen  vorenthält,  so  etwa  in  Despotiecn,  oder 
b)  welche  seine  Benutzung  Oberhaupt  von  vonüieiein  nur  g^en 
Abgaben  u.  Dienste  gestattet,  wie  bei  dem  dem  König  und  dem 
Grundherrn  der  Feudal/.eit  zur  Vertu^ninj^  stehenden,  nur  tinter 
dieser  Bedinjrnn^  liesiedlern  überlast^encn  Boden;  (»der  cj  es  nniss 
bei  dem  Institut  des  privaten  Grundeigentums  mit  seinen 
▼erwandten  Anhangsformen  (so  im  Bergrecht)  ein  entsprechendes 
Recht  und  ein  entsprechendes.  Ver&hren  der  ISigentttmer  vorliegen, 
so  vor  zu  gehen. 

Die  extreme  Entwicklung^  des  Prinzips  des  privaten  Grundeigentums, 
der  spekulative  Erwerbsgeist  und  die  ethische  und  soziale  Rücksichts- 
losigkeit seiner  EigentQmer,  das  passive  Zuschauen  von  Gesetzgebung 
und  Verwnltrmg,  das  mangelhafte  Besteucnuigsreeht,  die  srliwacho 
Urteilskraft  der  öffentüchen  Meinung  und  der  geringe  Einiiuss  ihres 
selbst  verwerfenden  Urteils  über  solches  Vorgehen  hat  in  der  Boden- 
spekulation, bes.  mit  städtischen  u.  der  Periplierie  der  Stfidte 
nahe  liegenden  ländlichen  Grundstücken,  auch  in  der  Bergworks- 
spekulation mit  auf  Grund  einer  falschen  Gesetzgebung  leicht  und 
kosteidos  zu  erlangenden  Berg^ereehtsamen  (preuss.  Bergrecht!)  Zustände 
geschaffen,  wo  solche  Fälle  m  grossem  umfang  eintreten  und  sonal« 
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Ökonomischf  hygienisch  verhftngnisTolle  Folgen  haben.  Die  Gegenwart 

ist  erfüllt  mit  solchen  Vorpäiipfen,  in  der  alten  wie  neuen  Welt,  auch 
in  Deutschland,  zumal  in  Perioden  rascher  Volkszunahme,  Ein-  u.  Zu- 
wanderung, stiirkeii  Städtewachstums,  wirtschaftlichen  „Aufschwungs". 

4.  Die  Folgen  sind  allgemeine  Verteuerungen  des  Bodens  u. 
sdner  Benatzung  zu  Gunsten  der  Eigentttmer  auf  Kosten  der  neuen 

Erwerber  u.  Benutzer,  ohne  irgendwelche  oder  doch  ohne  genügend 
entsprechende  Leistungen  der  Eijrentümer,  Verteuerungen  um 
Milhonen  u.  Milliarden  in  grösseren  Ländern  u.  selbst  in  einzelnen 
Groflsstädten  besonders  fiir  den  Wohnungs-,  teilweise  anch  in 
Deutschland  fiir  den  Borgwerksboden,  in  der  neuen  Welt  (Nord- 
amerika) auch  fiir  den  ländlichen,  eine  riesige  „Privatbesteuerung" 
des  ganzen  Volks  durch  die  Grundeigentümer,  ein  Analogon  der 
ehemaligen  Lasten  des  ländlichen  abhängigen  Grundbesitzes,  wahr- 
aeheinlieh  eine  viel  schwerere  Last  als  diese. 

5.  meine  Ausführungen  in  memer  (Irundlg.  II,  470 ff,  in  dem  Vor- 
trapr  ,,zur  Rechtfertigung  der  "Zuwachssteuer"  im  Jahrb.  d.  Boden- 
reformor  1906,  die  oben  S.:M7  gen.  Sehr.  v.  P.  Voigt.  Abweichende 
Au^sungen  t.  A.  Voi^t  u.  v.  Ad.  Weber. 

5.  Inc  lessen  bildet  diese  Rente  nicht  eine  eigentliche  DiiSerential- 
rente,  wie  die  hier  behandelte,  wenn  sie  aiicli  zu^leicli  auf  deren 
Steigerang  mit  einwirkt,  sondern  eine  ihr  freilicli  sehr  aiinliche, 
welche  auch  Rente  und  GKiindrente  genannt  werden  kann,  aber 
dlne  reine  Besitzrente  unter  Quasimonopolverhältnisscn  ist. 

a)  Ihre  Entwickelung  ist  im  Uebrigen  von  den  gleichen  oder 
sehr  verwandten  Einflüssen  ablifingi^;',  wie  die  eigentliclie  Grund- 
rente. Von  ihrer  Höhe  gilt  dasselbe,  Aber  mehr  auch  als 
hei  der  eigentlichen  Grundrente  kommen  hei  ihr  die  Begeln  der 
Monopolpreise  mit  einigen  meist  tHr  den  Besitzer  der  Grund- 
stücke noch  günstigeren,  fiir  Benutzer  u.  Erwerber  noch  ungünstigeren 
Modifikationen  zur  Geltung,  weil  es  sich  eben  um  Immobilien 
dabei  handelt.  Die  allgemein  bedenkliche  soziale  Seite  der  eigent- 
lichen Grundrente  (s.  tu  n.  H.  397),  die  grosse  Abhängi^i^keit  von  Kon- 
junkturen u.  von  Spekulationen  auf  diese  treten  bei  dieser  Besitz- 
rente ebenfalls  noch  schSrfer  hervor. 

F.  Weiteres  über  die  Grundrente  der  Lage  u.  ihre 

Beziehung  zum  Bodenanbau  (was  nach  den  Ausführungen  unter 
E  auch  fiir  die  reine  Besit/ff  nte  im  wesentlichen  mit  antrifft). 
1.  Die  in  irjrend  einer  Beziehung  nach  ihrer  örtlichen  La^c  — 
ftir  Gewinnung  von  Stofien,  Bezug  solcher  daiiin,  Absatz  von  Sachen 
▼on  da  aus,  ffer  wirtschafU.  n.  persönl.  Yerkehr,  Wohnungs-  u. 
Aufenthaltszwecke  der  Menschen  selbst  usw.  — >  gfln 8 tigeren  Grund* 
Htiieke.  welche  für  die  notwendigen  Benutzungszwecke  aber  nicht 
ausreiclicn,  daher  durch  andre  in  irgend  einer  dieser  Beziehung 
ungünstigere  ergänzt  werden  müssen,  haben  eine  Grundrente. 
Deren  Höhe  steht  im  Verhflltnis  zur  Grösse  des  Vorzugs  vor  solchen 
anderen  Grundstttcken,  u.  steigt  und  iäWt  daher  mit  der  Grösse 
dieses  Vorzugs.   Das  ist  die  Grundrente  der  Lage,   a)  Sie  setzt 
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zu  ihrem  Entstehen  u.  zu  ihrer  EDtwickelung  voraus  a)  bei  gleicher 
Bodenbeschaffenheit  sowie  gleichem  Zustande  der  Kommunikations- 
u.  Transportmittel  u.  gfeiehem  Preise  der  Leistungen  dieser 
(Transpoxtkosten)  Vorzugs-  u.  Nachteile  der  Entfernung,  der 
Klfineron  u.  pfrösseren  Entfernung  zwischen  den  .Standorten, 
Wutschafiö-,  Wülm-,  Aufenthaltsorten,  welche  für  diese  Üenutzungs- 
Bwecke  konkurrieren,  zu  den  Orten,  mit  welchen  die  Bewohner  n. 
Wirtschaften  die  angedeuteten  Verkehrsbasiehungen  haben  u.  haben 
müssen;  ß)  bei  gleicher  Entfernung  von  konkurrierenden  Grund- 
stücken auch  sonst  gleicher  Bosclraffenheit  macht  sich  die  bessere  u. 
wohlfeilere  Kommunikation  zwischen  der  ersten  und  der  zweiten 
Ortskfttegorie  ähnlich  geltend,  indem  hier  der  Ort  der  gQnstigeren 
Kommunikation  für  seine  Grundstücke  Renten  entstehen  u.  sieh  ent* 
wickehi  sirht,  welche  dem  Konkurrenzort  für  die  seinen  fehlen  oder 
hier  kleiner  sind,  b)  die  Folgen  der  günstigeren  Lap:n.  der  ge- 
ringeren Entfernung  cnler  besseren  u.  billigeren  Kommunikation  eines 
Orts  mit  seinen  verkehrsorten  sind  mancherlei  Kosten-,  Zeit« 
ersparungen  gegenüber  dem  Ort  mit  ungünstigeren  Yerh&ItDissen 
in  dieser  Hinsicht. 

2.  Hieraus  ergeben  sieh  dann  eigentümliche  Besiehungen 

zwischen  Rentenhildunr.  Kostenersparung  infolge  günsti- 
gerer Laj^e  u.  dem  ganzen  Gang  des  Bodenanhaus. 
a)  Die  Kostenersparunff  ermöglicht  a)  den  Bezug  der  Kenten  der 
I^ge,  oder  ß)  eine  biiligere  Produktion,  daher  niedrigere  Absatz« 
preise,  grösseren  Absatz  u.  höheren  absoluten  Profit,  oder  y)  sie 
gestattet,  unter  sonst  pleichon  Verhältnissen,  einen  grösseren  Auf- 
wand an  lokalen  (ei^jentliclu'n)  Produktionskoston.  nucli  wenn 
dann  die  Absatzpreibe^  entsprechend  hoch  genu<»  zur  JJeckung  dieser 
Kosten  sein  müssen.  Denn  der  in  ungünstigerer  örtlicher  Lag(^  pro- 
duzierende Konkuirent,  auch  wenn  er  an  seinem  Ort  dort  wohl- 
feiler produziert,  mnss  dafür  höhere  Transportkostcii  fiir  sein 
Produkt  tragen,  kann  also  auf  die  Dauer  niclit  nicdri<5ero  PreiÄe 
stellen,  b)  Mancherlei  Einwirkungen  der  örtlichen  Lage,  der  ver- 
schiedenen konkurrierenden  Proauktionen  (Unternehmungen)  su 
einander,  wegen  verschiedener  Vorteile  u.  Kachteile  in  der  örtlichen 
Lage  zn  den  Orten,  mit  ^v»']c]ien  sie  in  Verkohrsbeziehungen  stellen, 
treten  dann  ein.  c)  Auch  die  räumlichen  Bewegungen  der  Menschen 
seihst,  die  Zu-  u.  Wegzüge,  die  lokalen  Bevölkerungskonzentrationen, 
in  Städten,  Industrie-  u.  Montangebieten,  die  Verschiebungen  der 
Yolksdichte  werden  beeinflusst.  d)  Rentensteigerungen  u.  Sciikunjren, 
Verschiebunjren  finden  statt,  c)  Besonders  verdient  die  Kutwickelung 
der  Art  u.  die  lokale  Gestaltung  u.  Ausdehnung  des  Boden - 
anbaus  Beachtung,  auch  in  ihrer  Bück  Wirkung  auf  u.  ihren  Wechsel- 
beziehungen mit  der  Grundrente  der  Lage. 

Bei  einer  Bohamllunp;  dieser  Verhältnisse  muss  wieder  voraus- 
gesetzt werden,  dass  jeder  Produzent,  auch  der  Landwirt  u.  ländliche 
Bemtzer,  obwohl  dies  ja  tatsächlich  überhaupt  u.  vollends  bei  dies^ 
nur  teilweise  u.  mitunter  gamicht  oder  nur  sehr  wenig  zutrifift,  vom 
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Streben  nacli  dem  hOcbstmöglichen  ökonomischen  Vorteil,  nach  dem 

grössten  Gewinn  bei  don  kleinsten  Kosten  (Kraftfaktoren)  erfüllt  sei,  dass 
er  dadurch  in  der  Wahl  des  Standortes  u.  der  Produktionsorte  bestimmt 
werde.  Man  kann  dann,  in  Anknüpfung  bes.  an  v.  Thüuen,  ableiten, 
wie  sich  alsdann  der  Bodenanban  „rationell"  zu  gestalten  suchen  muss 
u.  in  der  Tat  auch  gestaltet,  soweit  jene  Voraussetzung  zutrifft. 
Um  so  mehr,  je  mehr  ausserdem  nicht  durch  Verscldedenheit  der  Boden« 
beschaffenheit  vi.  des  Kommunikationswesens,  wie  natürlich  in  der  Wirk- 
lichkeit  stets  mehr  oder  weniger,  Abweichungen  bedingt,  unter  Um- 
ständen für  die  konkrete  Bodeubeuutzung  zwingend  bestimmt  werden. 
Im  Wesentlichen  ergibt  sich  für  den  Bodenanbau  u.  die  Kenten- 
TerbiltoisBe  dann  die  imter  Nr.  3  dargelegte  Entwickelung.  Und  zwar 
genau  so,  wie  v.  Thünen  es  zeigt  u.  wie  sich  nach  seiner  Methode 
weiter  ableiten  lässt,  wenn  seine  sonstigen  Voraussetzungen  genau  zu 
(  i runde  gelegt  werden:  eine  einzige  grosse  Stadt  im  Zentrum,  sonst  nur 
LaiHll)evölk<'rung,  welche  misser  für  ihren  ei«f»'nen  Bedarf  f-:r  die  städtische 
Bevölkerung  die  erforderÜchen  Bodenprodukte  produziert,  gleiche  Boden- 
beschafifonheit,  gleidie  Kommunikationsmittel  von  der  Sradt  ins  platte 
Land,  abgeschlossenes  gesammtes  Wirtschaftgebiet  nach  Aussen.  Als- 
dann ergeben  sich  konzentrische  Kreise,  Zonen  in  bestimmter  Reihen- 
folge von  der  Stadt  aus  von  den  engeren  zu  den  weiteren  für  die  ver- 
schiedenen Kulturen  u.  Betrieb883r8teme.  Abweichungen  lassen  sich  durch. 
Modifikationen  der  Voraussetzungen  nnschwer  anbringen,  wodurch  immer 
weitere  Aimähei'ungen  an  die  Wirklichkeit  entstehen.  Hier  werden 
jetzt  nur  einige  Hauptpimkte,  welche  för  die  Rententheorie  bes.  beachtens- 
w*;rt  sind,  verfolnt.  Alles  Weitere,  bes.  für  die  bezüglichen  Agrarfragen, 
(Wahl  der  Betriebssysteme,  Ivulturarten)  gehört  in  die  prakt.  Nat.ök., 
Des.  in  Agrarwesen. 

3.  Art  u.  Gang  des  Bodenanbaues  u.  Grundrente. 
Dreierlei  kann  hier  unterschieden  werden:  a)  die  Gestaltung  des 
Anbaues  u.  der  Renten  im  einzelnen  landwirtschaftlichen 
Betrieb  (bzw.  Laadgut)  unter  £ialius8  der  Lage  der  einzelnen  Grund- 
stücke zum  Wirtschaftshof  ii.  zu  einander;  praktisch  besteht  natärlieh 
mit  entscheidender  Einfluss  der  spezifischen  Geirignetheit  der 
einzelnen  Felder  für  gewisse  Kulturen  n.  der  spezifischen  Bedürfnisse, 
der  einzelnen  Pflanzen  in  dieser  liinsielit,  wovon  hier  abgeselien  wird; 
b)  die  Gestaltung  des  ganzen  Bodenanbaucs  um  einen  mass- 

f ebenden  Absatzort  herum  ftir  Ittndliche  Produkte  u.  die  Rente 
abei;  c)  die  Gestaltung  des  stfld tischen  Anbans  u.  der  stttdtischen 
Rente. 

a)  liier  haben  die  dem  Wirtschaftshot  nächst  gelegenen  (irund- 
stücke  Vorzüge  vor  den  entfernteren,  a)  Daraus  entspringen  Er- 
sparon^n  an  Produktionskosten,  weil  an  Transportkosten  u.  Zeit» 
folgeweise  ancb  Grundrenten  der  Lage,    ß)  Von  einer  gewissen 

Entfernung  vom  Hofe  ab  können  die  Bebaunngsknsten  so  gross 
werden,  dass  sie  keinen  Reinertrag  übriglassen.  /)  Die  näher  ge- 
legenen Grundstücke  gestatten  eine  lokale  Produktion  zu  höheren 
Kosten»  weil  u.  soweit  als  die  Produktion  hier  mit  geringeren 
Transportkosten  u.  Zeitaufwand  belastet  ist.  ö)  Die  günstigste 
F(U"m  der  Betriebseinlieit  (des  Landguts)  ist,  hei  gleicher  Boden- 
u.  WegebeschaÖ'enheit  in  dieser»  die  kreisiormige»  mit  der  Lage  des 
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Hoft  im  Mittelpunkt  s)  Der  Standort  der  einsdnen  Kulturen  ge- 
staltet sicli  dann  so,  ilass  die  die  höchsten  eigentüdien  (lokalen) 

Produktionskosten  bcdinorendcn  (intensivster  Betrieb)  u.  auch  die- 
jenigen Kulturen,  deren  Produkte  wegen  Volnminosität,  Schwere  u. 
relativer  Geriugwertigkeit  die  schwerst  transportierbaren  sind,  näher, 
die  anderen  (extendver  Betrieb)  weiter  entfernt  vom  Hofe  stattfinden. 

Fingexzeige  auch  für  den  praktischen  Landwirtschaftsbetrieb,  fiir 
die  Kichtung  agrarpolitischer  Reformen  der  Flurverfassnng,  Vorzug  des 
„Einzelhofsy Sterns",  wo  die  Grundstücke  unmittelbar  am  u.  um  den  Hof 
liegen,  vor  dem  „Dorfsystera",  wo  um  diesen  nur  etwas  (lartenlwiid 
liegt,  die  Felder  weiter  ab  in  der  Frldmark  (Reform  des  Dorfsystems, 
nAusbau").  Vorzug  der  arrondierten  Feldfläche  eines  Hofes  v'or  der 
Zersplitterung  in  kmne,  lokal  zerstreute  Parzellen,  Landstreifen  (Reform 
der  Flurverfassung,  Zusammenlegung  der  Gnuidstfu  ke,  bes.  bei  „Gemenge- 
lage" im  „Gewannensystem"  u.  vollends  mit  <]•  m  dabei  notwendigen 
Flurzwang).  Die  historisch  überkommene  AusieUlungs-.  Flurverfassungs- 
form bieten  liier  Hindernisse  für  rationellen,  „rentahelsten"  Betrieb. 
Die  \'(M  Si  liiedenheit  der  Bodenbeschaifenheit,  des  bezüglirln n  p]r- 
fordernisses  der  einzelneu  Kulturen  (Pflanzen),  die  gegebenen  Ver- 
hSltnisse  der  Gutsfonn,  der  Hoflage,^  der  Eigentomsgrenzen  üben  ihren 
praktiseh  meist  entscheidenden  Einflus.«?.  Aber  der  „Ökonomisch 
rationellste"  Ciesichtspunkt  sucht  sich  durchzuringen. 

b)  Um  einen  für  den  Absatz  der  Bodenprodukte  massgebenden 
grossen  städtischen  Markt  hemm  ist  unter  den  obigen  Vomus- 
setzungen  der  rationellfite  Standort  für  den  rentabelsten  Betrieb 
a)  für  den  intensivsten  Betrieb  mit  grössten  und  grösseren 
lokalen  Produktionskosten  u.  daher  für  die  bezüglichen 
Kulturen  in  nächster  Nähe  der  Stadt,  in  den  engsten  Kreisen 
um  sie  (Gartenbau  u.  dgl.,  Milchwirtschaft,  Futtergevfichse  ffkr  die 
Stadt)^  ß)  dann  kommt,  bes.  bei  unvollkommenen  Kommunikations- 
u.  Transportmitteln,  der  Standort  für  Holzbau  (AVald Wirtschaft); 
y)  darauf  der  Standort  für  regelmässigen  Ackerbau,  bes.  für 
Korn  bau,  u.  für  mit  dem  Ackerbau  (auch  für  Düngergewinnuug) 
in  nächster  Beziehung  stehende  Viehwirtschaft,  suntfchst  der  Stadt 
noch  der  hocbintensive  Betrieb  (Fruchtwechselwirtschaft),  dann  der 
mittelintensive  (Koppel-,  geregelte  Feld-Graswirtsch.),  endlich  der 
mehr  extensive  (Feldersysteme  mit  ewiger  Weide.  I)es.  Dreifelder- 
wirtsch.h  d)  von  da,  in  den  noch  weiteren  Kreisen  erfolgt  rationell 
der  Uebergang  zu  reiner  Weidewirtschaft. 

Auch  daraus  orgeben  sich  Fingerzeige  für  den  jiraktischen  Land- 
wirtschaftsbetrieb in  der  Kichtung  der  maximalen  Rentabilität  u.,  soweit 
dies  dabei  mit  in  Betracht  kommen  kann,  für  agrarpolit.  Reformen,  um 
den  jeweilig  wichtigsten  Standort  der  einzelnen  Kultur  u.  das  passendste 
Betriebssystem  zu  wählen.  Auch  hier  sind  die  historischen  Kntwicklungen 
aber  Ergebnisse  von  Herkommen.  Agrarvertassuug  (grundherrl. 
Abhängigkeit  Flurzwang)  u.  die  Wahl  der  einzelnen  Standorte  der 
Kulturen  ti.  «d  s  Hetriebssystcms  \  nii  Bodcnl)osc]infTenheit,  Hodungsgang 
(Wald!),  Kommunikationswesen  abhängig.  Die  Entwicklung  des  letzteren, 
die  MögUchkeit,  gewisse  Produkte  überhaupt  erst  u.  weiter  zu  trans- 

äortieren  (Gemttee,  Milch,  lebendes  Vieh,  Fleisch,  Holz,  Korn)  verschiebt 
ie  ^onen"  ungemein  (Wassertransport,  Eisenbahnen,  Konservirungs- 
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methoden,  Verkflrzung  der  Zeitdauer  des  IVansports  för  rasch  ver- 

derblicho  Sachen,  tn(?linische  Verbossctiin«::^  der  Falirzeuge,  der  technisrhon 
Transportfahigkeit  der  Produkte,  lür  Sicherung  ihrer  Qualität  [Milch, 
Gemüse,  Blumen.  Fleisch,  lebende  Tiere]).  Die  älteren,  für  damalige 
Vorhältnisse  des  Kommunikationswesens  vielleicht  passenden  Kulturen, 
Betnohssystorne  u.  Standorte  diiffir  werden  so  durch  Fortschritte  im 
Koiniiiunikationswesen  immer  luehr  verschoben,  die  Eeihenfolgc  der 
Zoiu  ri  wird  verändert,  z.  B.  die  Waldzone  weiter  hinausgeschoben,  die 
Kornbaulcrt'isc  u.  Weidezonc  in  weitere  Fernen  verlefrt  (In  trans- 
ozeanischc  Gebiete  heute  viellach).  Aber  auch  solchen  Veriiältmssen 
u.  ihren  beständigen  Veränderungen  muss  der  ökonomisch  rationelle 
Betrieb  sich  wieder  anzupassen  suchen,  um  die  maximale  Rentabilität 
zu  erreichen,  welclio  ffir  ein  Grundsttlck.  ein  Landgut  zu  erzielen  ist. 
Auch  hier  spieleu  also  immer  wieder  Rücksichten  auf  die  Rente  der 
Lage  mit. 

c)  a)  Die  agrarische  Rente,  auch  die  bei  Gartenkultur, 
ist  TCigelmjissig  niedriger  als  die  Bente  des  Wohnnngsbodens, 
als  die  städtische.    Das  erklärt  die  Ausdehniing  der  Wohnorte, 

der  Städte  in  dcis  ländliche  Gebiet  um  sie  herum,  ß)  Auch  inner- 
halb der  Stadt  u.  gerade  hier  besonders  stark  treten  dann  sehr 
charakteristische  Entwicklungen  der  Grundrente  der  Lage  hervor, 
aa)  Am  höchsten  ist  diese  Rente  in  dem  für  Wohn^  Absatz« 
(Läden  !),Verkehrs-,  Produktionszwecke  günstigsten  Punkten,  öfters  in 
den  Mittelpunkten,  docli  ancli  in  den  besondere  Annehuiliclikeiten 
bietenden,  schönsten,  gesündesten,  sichersten  Stadtteilen  („Westend" 

fegen  „Ostend''  der  grossen  Städte  in  unseren  Klimaten),  u.  in  den  nach 
er  fiewohnerklasse  vornehmsten,  aristokratischen  Teilen,  bb)  Mit 
Verminderung  dieser  Vorzüge  nimmt  die  Höhe  der  Rente  der  Lage 
ab,  daher  im  allgemeinen  (namentlich  solange  die  städtischen 
Kommunikationen,  Strassen  u.  Transportmittel  fehlen  oder  unvoll- 
kommen oder  zu  teuer  sind),  von  der  Mitte  zur  Peripherie,  von  den 
Gegenden  n.  Strassen  der  Läden  zn  den  blossen  Wohnstrassen 
ohne  oder  mit  wenig  n.  unansehnlichen  Läden,  u.  zu  den  Fabrik* 
gegendeti,  von  den  aristokratischen,  reichen  zu  den  proletarischen, 
armen  Stadtteilen  hin.  y)  Auch  in  der  Intensi vität  u.  Extensivität 
des  Hänserbanes  zeigt  sich  das. 

aa)  Wegen  Teuerheit  des  Bodens,  hoher  Rente  der  Lage,  möglichstes 
Sparen  an  ]m>denfläche,  möglichste  Bebauung  des  Grondstfleks  mit  Gre- 

bänden,  welche  Rente  geben,  möglichste  Ausdehnung  des  Horizontal- 
baues auf  dem  (Irundstück  (wenige,  kleine  Gärten,  enge  Höfe,  „Licht- 
höfe"), aber  verbunden  mit  luoirlichstem  Vertikalbau  in  die  Höhe,  zahl- 
reiche Stockwerke  hinauf,  innerhalb  d^n  dann  nach  Vorzugsmomenten 
wieder  die  Tkent<>  der  Tiagc  in  den  nngonehmsten,  bequemsten  Stock- 
werken („ßeletafie^j  am  höchsten,  alles  „hochintensiver  Häuserbau"; 
bb)  in  den  nach  L^e  ungünstigeren  Stadtteilen  dagegen  der  immer 
extensiver  werdende  Hau  mit  niedrigeren  Renten  u.  schliesslich  ohne 
eigentüche  (Differential-)  Rente,  nur  nöchstens  mit  Kostenersatz  (ein- 
scnliesslich    normalen    Kapitalgewinns).     Daher  auch    die  oft  selbst 

ijioj^seren  Gnmdstücke  horizontal  nur  teilweise,  auch  wohl  nur  zum 
Lleineren  Teil  mit  Gebäuden  bebaut,  grössere  Höfe,  Gärten,  die  Ge- 
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bäude  niedriger,  weniger  Stockwerke,  schliesslich  vielleicht  nur  eines, 
nza  ebener  &de^ 

&)  Alle  diese  Verhältnisse  werden  aber  stark  beemfluflst  dvrcli 
lokale  u.  althistorisch  gegebene  Unistände. 

So  aa)  durch  natarlicne  I^eschaifeuheit  des  ganzen  Grund  u.  Bodens 
der  Stadt  (ebene,  hfigelige,  felsige  Flache,  Untei]grund,  Grundwasser, 

Beuässerungsbodingungon  uswA  Lage  an  u.  in  Bergen,  Flüssen; 
bbi  durch  (iie  ursprüngliche  Anlage  oer  ganzen  Stadt,  mr  Grösse  des 
verfügbaren  Kuuines,  die  gegebenen  Straüscnzüge  (auch  nach  Richtung 
zu  den  Himmelsgegenden,  zu  den  anderen  Verkelirswegen  in-  u.  ausser- 
halb der  Stadt),  auch  durch  die  Grösse,  Breite  der  Strassen  u.  Plätze, 
die  Grösse  u.  geometr.  Form  der  Grundstücke  u.  deren  Lage  zur 
Strasse  u.  dgl.  m. 

e)  Auch  die  baupnliseUichen  Vorschriften  sind  von  Einfluss. 

So  über  Horizontal-  u.  Vortikalbau.  Ausnutzuntrsnuiximum  der 
Grundfläche,  Zahl  u.  Höhe  der  Stockwerke,  Beschaffenheit  der  Wohn- 
räume, Zulassung  von  Fabrikbetrieben  u.  a.  m. 

0  Bas  Gleiche  gilt  vom  Zustand  der  Rechtsäehorbeit  (Gebftnde 
innerhall)  und  ausserhalb  der  befestigten  Stadt  der  früheren  Jahr- 
hunderte, Villeiianlagen  mehr  ausserhalb),  Ganz  besonders  hat 
in  der  neueren  uud  neuesten  Zeit  die  Vervollkonmi nun und 
Ver wohiteiieruug  des  innerstädtischen  und  ausserstäd tischen 
Kommunikations«  und  Transportwesens,  namentlich  fftr  d«i 
Personenverkehr,  Einfluss  gewonnen.  Das  hat  wie  för  die  ganse 
Henutznngsart  der  Stadtteile.  Gebäude,  für  die  Gebaiulearten 
(Geschäfts-,  Wohnhäuser)  so  auch  für  die  Verhältnisse  der  Grundrente 
der  Lage  grosse  Bedeutung  u.  gewinnt  sie  immer  mehr: 

Weil  es  die  Trennung  und  viel  wettere  Trennung  von  Betriebs-^ 
Geschäfts-,  Arbeits-  u.  TätigkeitsstÄtten  flljerhaupt  von  der  Wohnstätte 
ermögUcht  u.  immer  leichter  macht,  worauf  hygienische,  Annehmlichkeits-, 
ästhetische  Rücksichten  ohnedem  hindrängen.  Geschäfte,  Gewerbe  kon- 
zentrieren sich  in  Mittelpunkten  u.  Hauptgegeuden  („City^^- Bildung)  mit 
der  Folge  hoher  Steigerung  der  Renten  der  Lage  für  Grundstücke  u. 
Gebäude  diejseü  Zwecks,  eine  Folge,  welcher  nur  etwas  durch  Fortzug 
der  festen  Bewohner  entgegengewirkt  wird.  Diese  verlegen  deeen- 
tralistiscli  ihre  Wohnungen  in  die  Peripherie,  in  die  \'or-  u.  A  i  -senorte 
u.  immer  weiter  hinaus  mit  der  YervoUkommnunp:  der  Kommuuikatioue- 
mittel,  aber  auch  mit  der  Folge  der  Steigerung  der  Rente  der 
Lage  nun  auch  hier  und  mit  der  weiteren  Folge  des  Einsetzens 
der  Bodenspekulation  zwecks  Antizi])ienmg  u.  Verstärkung  dieser 
zu  erwartenden  Rentensteigerung  u,  zwecks  der  Kapitalisierung  dieser 
Steigerung  unter  Vorenthalten  des  Bodens  von  der  Bebauung,  bis  dieser 
sich  genügend  „rentenvoll  gesaugt"  7m  haV)en  sclu  int.  Damit  entsteht 
dann  wicKler  die  reine  Besitzrente,  immer  schärier  monopolistischen 
Charakters,  an  die  sieh  bei  den  in  irgend  einer  Weise  nadi  der  Ortlichen 
Lage  bevor/.ujrten  Grundstücki-n  wieder  ebenfalls  immer  weiter  (wenn 
auch  nicbt  ins  Grenzenlose!)  steigende  Lage-,  Differentiairente  an- 
schliesst.  Es  treten  die  Verhältnissse  u.  Fo^en,  wie  sie  oben  (S. 
No.  £)  berflhrt  worden  sind,  ein. 

^)  Oegen  die  bedenklichen  Extreme  dieser  Entwicklung  u. 
gegen   die  äteigwung  der   Heute  der  Lage   überbaupt  sind 
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aa)  zuu&cbst  wolinungspolitische  ii.  baupolizeiliche  Mass- 
nahmen zn  erwägen  u.  öfters  angezeigt. 

So  passende  Enteignungen,  Baubeschränkungen,  bes.  für  die  Aus- 
nutztmg  der  Grundfläche,  passendere  Gestaltungen  der  Gnindstückflächen 
(Eberstadt),  Grundstückreserven  in  öffentL  bes.  kommunalem  Besitz. 

bb)  Weiter:  richtige  u.  seharfe  Besteuerungsmassregeln. 

Bes.  in  der  Ri*  lif  vinix.  die  ökonomisch  persönl'n  h  meist  ganz  un- 
verdienten Gewinne  aus  der  Besitzrente  u.  aus  der  grösstenteils  auch 
nicht  anders  zu  beurteilenden  Lagerente  möglichst  zugunsten  des  Gemein- 
wesens wegzusteuern  —  bei  unoebaaten  Ji.mstellen,  wie  bei  mit  Ge- 
bäuden besetzten  Grundstücken  u.  auch  bei  diesen  Ge1)ar  l  -n  selbst. 

cc)  Besonders  wichtig  ist  ausserdem  die  Entwicklung  u. 
Verwohlfeilcruug  des  städtischen  n.  in  die  Umgebung  der  Stadt 
führenden  Kommunikationswesen s. 

Dieses  eignet  sich  technisch,  ökonomisch,  betriebsorganisatfirisch 
für  die  Uebernahme  in  öffentlichen,  kommunaleUi  z.  T.  auch  staatlichen 
Betitz  u.  Betrieb  u.  kann  oft  nur  als  öffentliches  seinen  iHr  die  Br* 
mässigung  der  Besitzrente  u.  der  Rente  der  Lage  heilsamen  Einfluss 
ausüben.  Es  kann  u.  muss  dann  aber  auch  nach  verkehrspolitischen 
Rücksichten,  niciit  unter  völliger  Verdj-äugung,  aber  unter  passender 
Beschrttnkunff  der  finanziellen,  verwaltet  weraen.  Da  die  gute  Ent" 
Wicklung  sofchen  Kommunikati(inswo5?r'ns  aber  gerade  die  Besitz-  u. 
eigenthche  Grundrente  an  der  Peripherie  u.  ausserhalb  der  Stadt,  in 
den  Gc^nden,  die  es  aufschBesst,  besonders  zu  steigern  droht,  so  sind 
auch  hivT  die  anderen  anged<'ut«'tcn  Massregeln  zur  l^ekänipfung  dieser 
Bentensteigerung  hier  u.  der  Bodenspekulation  zum  Zweck  dieser 
Steigerung  ganz  besonders  geboten. 

G.  Einl'iuss  der  Grundreute  auf  die  Preiae  der  Grund- 
Stücke  oder  Kapitalisierung  der  Grundrente.  1.  Privat- 
wirtBchaftlich  steht  alle  Grundrente,  die  eigentliche  Differential-, 
bes.  auch  die  Rente  der  Lage  n.  auch  die  r<*ine  Besitzr^  iitc,  trtttz 
ihres  abweichenden  ökonomischen  u.  rechtlichen  Charakters  u.  ihrer 
viel&cb  abweichenden  Bestimmgrüude  im  wesentlichen  der  Zinsrente 
gleich.  2.  Die  Bildung  des  Kaufpreises  der  Grundrentenobjekte 
vollzieht  sieh  daher  prinzipiell  nach  den  Grundsätzen  der  Zinsrenten- 
objekte (S.  34H  unter  C),  sowohl  jeweilig  als  auf  die  Dauer.  3,  In 
Zeiten,  Gegenden,  Orten  (Städten,  Villenorten,  Bergwerksgebieten, 
Nachbarschaft  neuer  Verkehrswege,  Eisenbahnen,  Kanäle)  mit 
einigermasscn  wahrscheinlicher  Aussicht  auf  Steigen  der  Grundrente 
erfolgt  die  Kapitalisierung  der  Rente  eben  zu  einem  sehr  niedrigen 
Zinsfnss,  erreicht  der  Grundstückspreis  also  einen  sehr  holien  f^tnnd, 
vollends  zu  Zeiten  willigen  u.  billigen  Kredits,  welcher  Ankauts-  u. 
VerpfiCndnn^soperationen  erleichtert  u.  zumal  bei  allgemein 
sinkender  Bicbtung  des  Zinsfusses.  Oefters  gehen  dabei  die  Grund- 
stückpreise, zeitweilig  u.  selbst  dauenid,  noch  weit  über  jenes 
Mass  hinaus,  welches  nach  einer  Beziehung  zu  einem  selbst  niedrig 
angesetzten  Ziusfuss  bemessen  wird.  4.  Gerade  hier  setzt,  besonders 
fUr  die  Bernte  der  Lage,  die  Ergiebigkeitsrente  bei  Bergbau  u.  die 
reine  Besitzrente,  u.  namentlich  neuerdings  die  Bodenspekulation 
ein»  in  grossen,  ungewdbnlicb  in  Auhcbwung  Yon  Bevölkerang  u. 
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Wohlstand  btliudlichcn  Orten  die  formlich  bankmässig  organisierte, 
die  grosskanitalistfedie,  die  internatioiiale  (Berlin!  neue  Kanal- 
fegenden!  Kalifundstellen !),  feiert  sie  fönnliche  Oigten,  verteuert  sie 
den  Boden  für  den  neuen  Erwerber  —  oft  wieder  nur  ein  Spekulant, 
der  ebenso  zu  verfaliren  sucht,  wie  sein  Vorgänger  — ,  weiter  für 
die  künftigen  Benutzer,  bei  Wohnuugsboden  speziell  för  endlose 
Mietergeneretionen  ansserofdentlich  n.  legt  diesen,  schliesslich  so  fast 
der  gansffli  Bevölkerung,  jene  Lasten  auf,  welche,  wie  schon  oben 
hemerkt  mit  alten  Feudallasten  verglichen,  vielleicht  ökonomisch 
einen  schwereren  oder  kaum  weniger  schweren  Druck  als  diese 
ausüben  möchten,  bei  ihrer  Ausdehnung  auf  immer  weitere  Volks* 
kreise  nur  einen  noch  viel  allgemeineren.  Das  lauft,  mit  der 
nationalen  Produktion  in  Beziehung  gebracht,  auf  eine  starke 
Verteuerung  dieser  hinaus.  5.  Auch  andere  Umstände  können  eine 
für  den  Bezieher  bes.  günstige  Kapitalisierung  der  Grundrente  be- 
dingen, so  die  vielfa<%  herrschende,  wenn  auch  nicht  allgemein 
richtige  Ansicht  von  der  besonders  luihen  Sicherheit  der  Vennögens- 
anlage  in  Grundstücken  (auch  ländlichen)  u.  in  Wolinliäusem,  die 
eozialen  u.  politischen  Vorrechte,  welche  der  Grundbesitz,  bes.  der 
ländliche  grössere,  eventuell  gewährt,  die  besondere  Achtung,  in 
welcher  er  in  der  öffiBBtUehen  Meinung  steht,  6.  Auch  in  kleinen 
ökonomischen  Verhältnissen  u.  Volkskreisen,  hei  Kleinbcsitz,  kann 
ein  im  Verhältnis  zur  Grundrente  un;rcwöhnlich  holier  Kaufpreis 
cnt-  u.  bestehen,  bei  der  auch  hier  öfters  nicht  fclilcnden  Monopol- 
stellung solchen  Besitzes,  bei  der  Notwendigkeit,  über  ihn  zu 
Enrerbflzweeken,  sur  Arbeitsrerwertung  zu  verfügen,  bei  der  lieber- 
Schätzung  der  Grundrente,  die  der  neue  Besitzer  zu  erzielen  er- 
hofft, beim  ,,Tjandhunp:er"  der  Kleinwirte.  liier  liegt  dann  aber 
wieder  nur  eine  fiktive  Höhe  u.  Steig^erun«^  der  Grundrente  auf 
Kosten  des  Arbeitslohns,  Kapital-  u.  Unternehmergewinns,  ganzen 
Profits  Tor,  zdtwcilig  u.  dauernd.  7.  Die  anders,  mdst  entgegen- 
gesetzt li^ienden  Umstände,  welche  die  Preise  der  Grundrenten- 
objekte, den  Kapitalisicrungsfaktor  der  Grundrente  herabdrücken, 
lassen  sich  dann  leiclit  teststeiien.  Bei  städtischen  Grundstäcken 
u.  Gebäuden,  vollends  solchen  eines  beschränkten  Verwenduugs- 
sweeks  xl  sehwieriger  u.  kontspieliger  Umänderung  fiir  einen  anderen 
Zweck,  bei  nnkender  Bevölkerung  u.  Wohlstand  wird  die  Besitz- 
rente ihres  monopolistis  lien  Charakters  entkleidet,  die  Grundrente 
kleiner  u.  dann  der  Ui  iiiulstiicksi)reis  leicht  noch  besonders  stark 
gedrückt,  weil  das  Kapital  nur  schwer  herausgezogen  u.  so  nicht 
anderw^  benutzt  u.  verwertet  werdrai  kann. 

H.Allgemcin- volkswirtschaftliche  Bedeutung u.  eozial- 
politisclie  Seite  <ler  Grundrente,  insbesondere  des  Bezugs 
dieser  1^(1  it«;  als  Privateinkommen.   Fraprcn  d  er  G ru  nd  re n  ten- 


llber  die  G.  B.,  bea.  aneb  den  letzten  (unter  G).  !•  Grundrente  als 

Differentialrente  ist  ein  allgemeines  Phänomen  injeder  Organisation 
YonFroduktion  u.*Verteilung  (S.  377).  In  gemein  wirtschaftlicher 
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mit  Gemdineigentum  am  Boden  treffen  die  Gemeinschaft, 

in  prlvatwirtschaftlichcr  Organisation  mit  Privateigentum 
am  Boden  treffen  den  Privateigentümer  als  solchen  die  Ver- 
änderungen der  Grundrenteuhöhe.  a)  Dadurch  bietet  der  Privat- 
besitz Her  Grundrente  eine  breite  Angriffsfläche,  welche  in  allen 
sosialistiscben  Kritiken  wahrgenommen  wird,  b)  Es  ist  auch  ein- 
zuräumen, dass,  prinzipiell  betrachtet,  die  Grundrente  als  Privat- 
einkommen ein  eigenartiges  u.  ein  andersartiges  Einkommen, 
als  jedes  der  drei  anderen,  auch  als  der  Kapitalgewinn  ist. 
Denn  nur  bei  ihm  liegt  wiiklidh,  im  Prinzip  wenigstens,  ein  Ein- 
kommen anf  Kosten  Anderer  vor,  ohne  eigene  persönliche 
Leistung  des  Beziehers,  wie  sie  auch  beim  Kapitalgcwinu  an- 
zunehmen ist  (S.  321),  insofern  eine  „Ausbeutung"  (im  ökono- 
mischen Sinne,  der  mit  dem  ethischen  u.  rechtlichen  Sinn  nicht 
identisch  ist),  c)  Bei  der  ansserordentliehen  Abhängigkeit  der  Höhe 
der  Grundrente  u.  vollends  ihres  Kapitalwertes  von  den  „wirt- 
schattliclien  Zusammenhängen",  den  Konjunkturen", 
wo  aligemeine.  Vorgänge  u.  Entwickelungen  ohne  Zuthun  dcp  Be- 
ziehei-s  zu  dessen  Gunsten  die  Rente  steigern,  tritt  dieser  Ciiarakter 
der  Grundrente  als  eines  vom  privaten  Bezieher  persönlich  öko- 
nomisch nicht  verdienten  Einkommens  deutlich  hervor,  d)  Auch 
durch  die  Kehrseite,  dass  andei-seits  das  Sinken  der  Grundrente 
ebenso  ein  vom  Eigentümer  nicht  persönliclj  verschuldeter, 
lediglich  von  den  Konjunkturen  bedingter  Verlust  an  seinem  Ein- 
kommen u.  Vermögen  ist,  der  ihn  gerade  als  Eigentümer  dea 
Bodens  trifft,  wird  jener  Charakter  der  Grundrente  als  Einkommen 
prinzipiell  kein  anderer,  wenn  auch  praktisch  modifiziert,  e)  Die 
Kechtt'ertigungsgründe  des  Privatbezug  des  Kapitalgewinns  (6,  321  ff. 
unter  D)  treffen  für  diejenigen  der  Grundrente  t.  überhaupt  nicht 
zu,  t.  reichen  sie  hier  nicht  aus. 

2.  Die  allgemein-volksw'irtschaftlieho  u.  sozialpolitische  Seite 
der  Grundrentenfrage  führt  so  unvermeidlich  auf  die  volkswirt- 
schaftliche Betrachtung  des  grossen  Kechtsinstituts  des  Privat- 
grundeigentnms  hin.  a)  Dabei  ergibt  sich  eine  wesendiche  Ver> 
sc-liiedenheit  d^  Sachlage  von  derjenigen  beim  Privatkapital- 
eigentum: Dieses  ersc  lii  nit  weit  mehr  denn  jenes  ce)  als  eine 
wesentliche,  unbedingt  notwendige  Grundlage  der  privat- 
wirtschaftlichen  Organisation,  mit  dem  diese  letztere  in  der  Haupt- 
sache steht  u.  ftUt  u.  fi)  soweit  die  volkswirtschaltliche  Organisation 
ohne  mindestens  teilweise  privatwirtschaftliche  nicht  möglich  ist, 
erscheint  privates  Kapitalcigcutmn  selbst  allgemein  notwendig 
lür  jede  volkswirtschaftl.  Organisation.  Ohne  Privatkapital  ist  elien 
überhaupt  schwer  eine  volkswirtschattliche  Organisation  selbst  nur 
zu  denken,  vollends  durchzuführen,  eine  privatwirtsebaftlielie  zumal 
ttberhanpt  nicht,  b)  Alles  was  für  die  privatwirtschaftliche  statt 
der  gemeinwirtschaftlichen  Organisation  ins  Gewicht  fiillt,  kommt 
daher  auch  für  das  Privatkapitsd,  als  die  hauptsächliche  Kechtsform 
des  Sozialkapitals,  in  Betracht,    c)  Dagegen  ohne  privaten  Boden 
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ist  eine  Volkswirt schaflliche  Organisation  an  sich  u.  sogar  eine 
privatwirtschaftliche  nicht  nur  viel  leichter  denkbar,  sondern  auch 
l^eBchichtliche  positiye  Tatsache  geweeen  n.  in  erheblichem 
Umfang  eine  solche  teils  noch,  teils  gerade  heute,  vielfach  mehr  als 
früher,  d)  Zeuge  des  die  pjosse  Ausdehnung  staatlichen,  kom- 
munalen u.  dgl.  Grundeigentums,  zwar  in  den  formalen  Rechts- 
formen  des  öffentlichen  Körpern  als  Rechtssulyekten  gehörenden 
Privateigentums,  aber  doch  mit  der  wichtigen  ökonomischen  u.  so- 
zialen Folge,  dass  gerade  der  private  Grundrentenbezug  (u.  die 
private  Erzielung  u.  der  prtvato  Bc/ng  von  8pekulations-  n.  Kon- 
juuktureugewinneu  aus  dem  Grund-  u.  Boden)  hier  fort-  u.  die 
Bente  der  Gemeinschaft  snfällt.  Das  ist  för  die  yolkswirt- 
Bchaftliche  Beorteilang  der  privaten  Grundrente  von  entscheidender 
Bedeutung. 

3.  Man  kann  danatli  folgende  »Schlüsse  ziehen,  a)  Der  Privat- 
bezng  der  Grundrente  ist  allerdings  kein  persönlich-ökonomisch  ver- 
dientes Einkommen,  b)  Im  Prinaip  gebührt  insofern  die  Grand* 
rente  nicht  dem  Privatmgentfimer  als  solelicn),  sondern  dem  Gemein- 
schaft^^k^'i^^.  in  n.  aus  welchem  sie  entstellt,  daher  namtMitlich  der  Ge- 
meinde, dem  Staat,  c)  Dies  PriMzij»  lässt  sich  verwirklichen  a)  durch 
Uebergang  des  EigcutuniH  am  Boden  an  den  Staat  u. 
andre  Gemeinsehaftskreise (Gemeinden)  (Verstaatlichung, 
Vergemeindlichun;:')  u.  alsdann  aa)  durch  Eigenbenutzung  u. 
Bewirtschaftung  dos  Bodens  seitens  der  Yt^rtretor  dieser  Geniein- 
sclialten  auf  deren  Rechnung  (Eigenbetriehe,  otfentlidie  Unter- 
nehmungen) oder  bb)  durch  pachtartige  üeberlassung  des  Bt>dens 
an  Private,  wo  dann  mit  Pacht-,  Mietrente,  regelmässig  verbanden 
mit  Pacht-,  Mietzins  für  Kapitalanlagen,  der  öffentliche  an  Stelle 
des  Privatbezugs  der  liente  tritt;  oder  aber  ß)  bei  Belassnng  von 
Privatgrundeigentum  durch  möglichste  Wegsteuerung  der 
Besitzreute  u.  der  Differenzialrente  zu  Gunsten  der  Gemeinschaft 
(Gemeinde,  sstaat).  d)  Welcher  dieser  Wege  gangbarer  u.  rätlich  ist 
u.  vor  dein  anderen  den  Vorzug  verdient,  lasst  sich  nicht  allgemein 
sngen.  Abgesehen  davon,  dass  natürlich  bei  einer  solcht  n  wesentlich 
praktischen  Frage  die  geschichtliche  Entwickelung,  der  bestehende 
Kechtsznstsnd  auch  im  höchsten  volkswirtschaftlichen  Interesse 
zunächst  zu  berücksichtigen  sind,  auch  die  Vermutung,  wenigstens 
prinzipiell  nicht  völlig  unrichtig  zu  sein,  für  sich  haben;  dass 
fenier  Zeit-,  Landes-,  Volksverhaltnisse-  entscheidend  mitsprechen 
müssen,  verlangt  auch  wieder  eine  generellere  Berücksichtigung  der 
spezifische  Charakter  derjenigen  Grundrenten,  am  welche  es  sidi 
handelt,  e)  Dieser  hängt  vornehmlich  von  zwei  Umstanden  ab, 
u)  von  der  Kategorie:  des  Benutzungszwecks  des  betreffenden 
Bodens  u.  ß)  von  der  Besilzverteiln  ng  dieses  Bodens  u.  danach 
von  der  Konzeutration  des  Grundrenteiibezugs  in  weuigen  oder 
ihrer  Dispersion  in  vielen  HKnden. 

f)  Bei  weiterem  Eingehen  auf  dies  Problem  ergibt  sich  alsdann: 
er)  Je  umfassendere  Verstaatlichung  oder  Vei'gemeindlichung  von 

A.  Wagner,  M>z.-Okoii.  Onudriu,  4>AalL  26 
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Boden  naeh  der  geschichtliclien  Entinddung  sdion  (oder  nocb) 
besteht,  ökonomisch  technisch  u.  betridbeorganiBatoiiBch  befriedigend 

fungiert  u.  je  iiiolu-  ilirc  Ausdelmuno^  Gleiches  verspriclit,  violleiclit 
selbst  dii'  Voraussetzung  für  solche  Funktion  ist  (Forst-,  Wege-, 
Gewässerbüdüujj  ferner  je  stärker  die  private  Besitzkonzentration 
von  Boden  und  Qnindrenle  ist  u.  weiter  zu  werden  droht,  desto 
mehr  spricht  für  üebergang  des  Bodens  selbst  in  Besitz,  damit 
nicht  ohne  w-iton«,  aber  doch  öfters  auch  in  Eigenbenutzung 
(iSelbstbewirtschattunf?)  des  Hodens  an  die  Gemeinschaft  (Forst-, 
Wege-,  Gewässer-,  Bergwerksboden),  mit  der  Folge  des  Ersatzes 
des  privaten  durch  den  öffentlichen  OrundrentenSezug.  ß)  Um- 
gekehrt, je  mehr  die  Dinge  sich  entgegengesetzt  verhalten,  desto 
mehr  empfieldt  sieh  die  Beibebnltuuf?  des  Privateigentums  am 
Boden,  aller  dann  mit  dem  Bestreben  aa)  die  reine  Besitzrente  u. 
u.  die  Ditlercnüalrcnte  möglichst  auf  die  Gemeinschaft  durch 
Besteuerung  zu  übertragen  u.  eine  Bodenpolitik  zu  befolgen,  welche 
bb)  die  willkürliche  Zurückhaltung  des  Friratbodens  aus  der  Be- 
nutzung (Baustellen),  aucli  Renten-  u.  Bndenwert  künstlieli  stcijrernde 
Bodenspekulation  möglichst  hindert,  sowie  cc)  Gewinne,  welche 
gleichwohl  dabei  u.  bei  Umsatz  u.  dauerndem  Besitz  dem  Eigen- 
tümer als  blosse  Konjunkturengewinne  u.Grundrentenkapitalisicrungen 
zufallen,  ebenfalls  durch  Besteuerung  zugunsten  der  Gemeinschaft 
belastet  (Wcrtznwaclisstcuer,  BesitzwechseXahgabcn.  speziell  für  den 
aus  solchen  Verhältnissen  resultierenden  Gewinn,  Berücksichtigung 
dieser  durch  angemessene  Zuschläge  bei  Erbschafltosteuer). 

4.  Ein  noch  weiteres  Eingehen  fülirt  in  die  Einzelheiten  des  Grund- 
eigentumproblems  u.  dabei  namentlich  auf  die  Verschiedenheiten  bei 
den  vorschiedenen  Zweckkategorien  des  Bodens,  wofür  ich  mich  auf  die 
Ausführungen  im  B.  II  meiner  Grundlegung  (II,  444  ff.)  u.  in  dem  Aufs. 
Grundbesitz  im  H.-W.-B.  St.  beziehe.  Nur  über  Einiges  von  dem,  was 
gerade  für  die  allgemeine  volkswirtschafUicho  Beurti'iluni^  der  ver- 
schiedenen Grundrenten  von  besonderer  Bedeutung  ist,  folgen  hier 
noch  einige  Zusätze, 

a)  Bei  Wohnortsboden  liegt  die  Gnmdrentenfrage,  zwar  nicht 

Srinzipiell,  aht  r  in  ludirm  Masse  praktisch,  verschieden  in  kleineren 
irten  mit  zahlreichem  Eigenbesitz  u.  Eigenbewohnen  der  Wohnhäuser 
n.  geringer  oder  fehlender  Entwicklung  der  Grundrente  —  Ausnahmen 

immer  mehr  in  „schönen  Gegenden"  mit  Uebergang  zum  „Villenbau" 
d»T  WohlhnbondfMi  —  oin^Tseit«;  n  grossen  Städtfni  mit  nur  oder  fast 
nur  Mietwuliuungswesen  <„Zinsliüuser'')  u.  Beriutiussung  der  Miethulien 
u.  Grundstück-  u.  Gebäudepreise  durch  die  von  der  Gesamtentwieklun^ 
abhängigen  Konjunkturen  andei-.srits.  lliri,  in  diesem  z\v(nten  Fall,  tviftt 
alles  zu,  was  für  Be-  u.  Wegsteuerun^  der  reinen  Besitz-  u.  (Difier.-J 
Grundrente  spricht,  soweit  sich  Bodemeihe  n.  dgl.  (auch  Erbbaurecht) 
nicht  durchführen  lie.ssen.  h)  Wie  hei  Wohnungsboden  letzterer  Art 
hiingt  auch  bei  vier  anderen  Bodonkategorien,  \Vege-  (Eisenbahn!), 
Forst-,  Bergwerks-,  Gewässerboden  die  Ilöhe  der  Grundrente 
u.  ihre  Entw  icklung  im  starken  Masse  von  der  Entwicklung  des  Gemein- 
wesens u.  der  Ortslage  des  (irundstücks,  ferner  von  zufiillii^er  Natur- 
bcschafl'enheit,  natürlicher  Ergiebigkeit  des  Bodens  ab.    Deshalb  bietet 
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hier  der  PHTatbesug  der  Grondreikte  wieder  besondere  Bedenken.  Gerade 

bei  diesen  vier  Bodenkateeorien  ist  aber  auch  die  Uebertragung  des 
Bodens  an  die  Gemeinf^chaft  vielfach  besonders  leicht.  Selbst  von  seiner 
Bewirtschaftung  gilt  das.  Oeffentlicher  Besitz  u.  Betrieb  (bei  Eisen- 
bahnen, Forsten,  vielen  Bergwerken,  zumal  auf  Kohle,  fliessenden  öe- 
wrts.s.  rn,  foloktr.  Anlagen,  Scnleppmonopole  auf  FCanfllenJ),  sind  hier  so- 
gar im  ökonomisch  -  techaischen  Interesse  oft  besonders  zu  wünschen, 
c)  Sozialpolitfseh  am  bedenklichsten  erseheint  der  private  Be« 
zng,  der  städtischen,  bes.  grossstädti.schen  Wohnun^shodon- 
reate,  von  der  oft  durchaus  gilt:  ihr  Wert  wird  schwer  von  anderen, 
den  Mietern  erarbeitet  u.  nui*  auf  Grund  von  Besitzrechten  bezogen, 
ohne  irgend  wesentliche  persönliche  f^eistimg  des  Beziehers  dabei. 
Hier  wird  förmliehe  Uebertragung  des  Bodens  zu  Ei^rentnin  n,  Benutzung 
an  die  Gemeinsciiaft  aber  selten  möglich  sein,  um  so  notwendiger  ist  Weg- 
Bteuening  der  reinen  Besitz^  n.  Dimr.-Grundrente  beim  Privateigentflmer. 

d)  Eine  piinzipieU  am  meisten  verschiedene  Stellung  von  dieser  Grund- 
rente, eine  praktisch  u.  ST^nell  aber  auch  verschiedene  von  den  sonstigen 

Grundrenten  anderer  ßodenkaf e^rorien.  auch  seihst  von  der  sonst  ver- 
wandten Forstrente  u.  der  Bergbaurente  nimmt  die  agraris  ehe  Grund- 
rente ein;  praktisch  namentlich  oei  vorherrschendem  IClcin-  u.  kleinem 
Mittelbesitz,  aber  selbst  bei  allem  ländlichen  Grundbesitz,  auch  dem 
grossen,  welcher  in  Selbstbewirtsrhaftnngsteht.  im  Unterschied  zum 
verpachteten.  Zwar  führen  sicher  auch  hier  die  günstigen  Konjunkturen 
(aucii  die  durch  KomsGlle  bedingten)  zu  ^.ökonomisch  persönlich  un- 
verdienten" Gewinnen,  ist  die  gerade  auch  hier  so  wiclitiixe  DifTerenf  ial- 
rentc  auch  hier  kein  normales  Arbeits-,  Unternehmer-  u.  Kapitaiisten- 
einkommen,  sondern  ein  Extragewinn,  welcher  auch  hier  nicht  den 
normalen  Entgeltgrundsätzen  für  Arbeitsleistungen  entspringt.  Aber  die 
agrarische  Orunifrente  verteilt  sich  in  kloin^n  Betrürren  unter  zahlreiche 
I^rsonen,  verschwindet  oder  sinkt  auf  ein  Minimum  in  nicht  geschlossenem 
Wirtschaftsgebiete  bei  Konkurrenz  wohlfeiler  fremder  Produkte,  ist  beim 
Selbstwirtscliafter  bei  dessen  knappem  Arbeitslohn,  Kapitalgewinn, 
Uuternehmergewinn  kaum  vorhanden,  muss  mühsam  von  ihm  selbst 
für  sich,  auch  vom  Pächter  für  den  Verpächter  erworben  werden,  bei 
edrückten  Produktenpreisen  verschwindet  sie  ganz:  eine  völlig  andere 
achlage  wie  in  anderen  Fäll»  n.  Daher  liegt  die  Frage  des  Grund- 
eigentums beim  ländlichen,  agrarischen  Boden  selbst  anders,  u.  zwar 
wesentlich  zugunsten  des  Privateigentums,  als  bei  so  ziemlich  allen 
anderen  BodenkateLjorien  auch  von  dem  Stanrlpunkt  des  (Trund- 
rentenproblems  als  eines  Verteilungsprobloms  aus  betrachtet, 
ähnlich  wie  das  in  dieser  Frage  für  das  l&ndliche  Eigentum  vom 
Standpunkt  des  Produktions intersses  u.  des  allgemeinen  Volks-  u. 
Kulturinteresses  aus  frilt.  Demnach  ist  auch  selbst  die  Recht- 
fertigung des  Ku!  II  Zolls,  sogar  eines  hohen,  auch  wenn  er  die 
Durchschnittspieise  der  Produkte  steigert  oder  höher  hält,  die  Grund' 
rente  erhöht,  mit  dei'  ICinränmnnir  allei'  l)ei lenken  g«'gen  den  privaten 
Kenlenbezug  nicht  in  innerem  iogischeu  Widerspruch.  Ks  kannJemaud 
eifriger  Bodenreformer,  Bekämpfer  des  Privatbezugs  städtischer  u. 
anderer  Grundrenten  u.  der  (jewinne  daraus  in  der  Bodenspekulation, 
scharfer  Gegner  der  „ H au s agrarier"  sein,  und  doch,  weil  die  Dingo 
eben  hier  —  bei  aller  prinzipiellen  Gleichheit  —  praktisch  anders 
liegen,  Vei  te idiger  des  Kornzolls  u.  „Landagrariers^S  (S.  die  Lit.  über 
Agrar-  u.  Industriestaat,  S.  aU,  bei  $  13). 

26* 
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IV.  Die  wissenBcliattliclie  u.  speziell  methotiologiBche 
Bedeutung  der  (Differential  )  Renten-,  bes.  der  Grondrentenlehre. 
Diese  ist  ausscrordentlicli  ;^rOBS,  die  Lehre  rein  al8  wissen- 
scliattlicIiQ  Theorie,  wie  nach  ihren  pmktiBchen  Konsequenzen  be- 
trachtet. 

1.  Die  Lehre  ist  auch  durchaus  lialtbar  ia  ihren  grossen 
elementaren  GhrandKfk;^^  wie  sie  namentlich  Ricardo  nach  der 

einen  Seite,  den  Qualitats-  u.  Frucht barkeitsfUffbrensen,  t.  Thiinen 

nach  der  amleion  S<.*iti',  nach  den  LaL'cdifferenze«,  zu  verdanken 
ist.  a)  Die  gelegentlich  vorgekommene  „Widerlegung'^  der 
Kicardoschen  Grundrentenlehre  durch  den  Hinweis  auf  die  Fort- 
schritte der  Agrikultortechnik,  der  Betriebssysteme,  beruht  auf 
völligem  Irrtum  Uber  Wesen  u.  Kern  der  Grundrent^ebre. 
h)  Auch  tlurcli  v.  Lifbi^'s  berühmte  Bodenor^cli  ipfungstheorie  ist 
die  Kicardosche  Lehre  nicht  umgestossen.  wie  bisweilen  behauptet 
worden,  so  wenig  als  das  Bodengesetz.  Es  ist  nur  eine  etwas 
andere  Fassung  des  Grandrenten^irinzips  danach  geboten:  man  kann 
auch  beim  agrarischen  Boden  nicht  von  ..unzerstörbaren*'  Boden- 
krät'ten  mehr  sprechen,  nnoli  niclit  die  Dift'erenzen  der  BodengUte, 
soweit  sie  vom  MineralKtotireichtnm  abhängen,  als  gleichbleibende 
ansehen,  muss  vielmehr  nur  die  Aehnliclikeit  u,  ünahnlichkeit 
zwischen  Acker-  u.  Bergbau  anders  als  früher  fassen  (8.  120). 
c)  Die  Bedeutung  der  Lage  für  die  Grundrente  wird  durch  die 
Fortschritte  des  Kommunikations-  u.  'IVansportwesens  ebenfalls 
nicht  umgestossen,  sondern  nur  vei-änderliclier  u.  öfters  verschoben. 
Die  Grundrentenlehre  u.  die  konnexe  vom  Preis  der  Bodenprodukte 
umschliessen  die  Wirkungen  solcher  Fortschritte  mit  u.  werden 
durcli  diese  ebensowenig  „widerlegt". 

2.  I  grosse  methodolo;4:i^äelH'  Ri  deutung  der  Kentenlehre 
liegt  darin,  dass  diese  ein  Ergebnis  des  streng  deduktiven 
Verlahrens  ist.  a)  Vermittelst  dieses  wird  hier  ans  dea  tatsiCehliehen 
Erscheinungen  u.  Vorgängen  in  der  Praxis^  das,  worauf  es  in 
unserer  Wissenschaft  in  erster  Linie  ankommt,  das  Typische 
u.  Prinzipielle,  getreu  abgeleitet  u.  wiedergegeben.  a)  Damit 
finden  diese  Erscheinungen  u.  Vorgänge  aber  auch  zugleich  ihre 
Erklärung,  erfolgt  die  Au^eckung  u.  Klarleguug  der  Kausal- 
zusammenhänge u.  mitspielenden  Becungungen.  }{)  Und  dadurch 
wird  zn-lcicli  wieder  die  Grundlage  für  die  liL'urteilung  der 
Erscheiuungon  n.  Vorgän^o,  für  die  Aufstellung  %'on  Zielen  u.  tür 
die  Wegweisung  zu  diesen  Zielen  für  die  praktische  Wirtschafts- 
politik gewonnen.  Mehr  ist  nicht  wohl  zn  verlangen.  Die 
theoretischen  u.  die  |»rak tischen  Aufgaben  der  Wissenschah  in  bezng 
auf  (lies  GrTindproblem  im  Produktions-  u.  Verteilungsprozess  werden 
so  gU'ieli/eitig  gelöst.  1»,'  Mittelst  rein  induktiven,  vollends 
historischen,  aber  auch  selbst  statistischen  Veriahrens  sind  auch 
hier  kldne  Verfeinerungen  der  Theorie  gelungen,  im  wesentlichen 
ist  aber  nur  eine  Bestätigung  der  Ergebnisse  des  drduktivon  Ver- 
fahrens geliefert  worden,   c)  Kaum  ein   Ergebnis  der  sogen. 
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„historischen"  Methode  iiir  die  theoretische  Nationalökonomie  i^t 
flo  wichtig  u.   keines  vielfiEich   so   sicher  begröndet,   als  die 

Rentenlehre  mittelst  des  deduktiven  Verftkhrens,  —  ein  fester 
Grund-  u.  Eckstein  im  Fundamentalbau  der  gresamtcn  Sozialökonomie, 
eine  wisscnscliattliche  I^eistung  ersten  ßauffs  der  mit  Unrecht  als 
„veraltet**  u.  des  Untergangs  wert  bezeichneten  Dogmatik  der 
klasaifMshen  Nationalökonomie. 


B*  Das  YolkswirtSGliaftliclie  Tertetlimgsprobleiii 
im  Ziisammeiihaiig  und  in  der  gegenseitifen  AbhSngigkelt 
der  Einkommenxweige  yon  einander  betrachtet 

Lit.  s.  oben  S  i>si,  291, 315,  .i:)."),  .'JTC.  Hrs.  Jiicardo,  llodbertus, 
V.  Hermann,  Gcw' rkvereinsthcorie,  in  Deutschland  bes.  Brentano. — 
Nach  der  eingehenden  Jiehandlung  der  Einkommenzwoirrp  eines  jeden 
für  sich,  isoliert,  gilt  es  jetzt,  alles  noch  weiter  in  Zusammenhang  zu 
bringen,  die  disjecta  memora  za  vereinigen.  Im  Arbettsteilungssystem 
der  Wirklichkeit  ist  diese  Vereinigung  das  Höhere  u.  auch  das  Prühere, 
bestellt  auch  hier  „das  Ganze  vor  dem  Teil"',  ein  Gesichtspunkt,  den 
namentlich  Kodbcrtus  überall  konsequent  innehält  u.  der  auch  für  das 
Folgende  mass^bend  ist.  Er  ist  dem  in  der  isolierten  ßetrachtong  der 
Einkommenzweige  u.  in  der  Preistheorie  eingehaltenen  entgegengesetzt. 
Von  beiden  Gesichtspunkten  aus  ist  das  Verteilungsproblem  zu  be- 
handeln, nm  es  genügend  allseitig  zu  betrachten  n.  m  lOsen.  Die 
meisten  in  diesem  zweiten  Abschnitt  vorkommenden  Einzellieiten  sind 
aber  im  vorausgehenden  ersten  Abschnitt  schon  berührt  u.  erledigt 
worden.  Hier  genügen  daher  Rückverweisun^en  u.  einzelne  Ergänzungen. 
Die  Hauptsache  ist,  zu  zeigen,  wie  die  Einkommenzweige,  als  leile 
eines  Ganzen,  des  (volkswirtschaftlichen)  Reinertrags  der  einzelnen 
Unternehmung  u.  der  ganzen  Volkswirtschaft,  auf  einander  reagieren  u. 
cÄ>en  in  gegenseitiger  Abhftngigkeit  von  einander  stehen. 

L  MmriiU, 

S.  oben  S.  284,  287  unter  D  u.  S.  290  nnter  P. 

§  64.  —  I.  Voraussetzungen  der  Aufstellung  einer 
Yerteilungstheorie  rind  anch  im  Folgenden:  A.  Die  oben  wieder- 
holt fttr  die  Preistheorie  u.  die  Behandlung  des  Verteilungsproblems 

angenommenen  1.  psycli isclien  (wesentlich,  eventuell  allein,  be- 
stimmt werden  durch  das  erste  egoistische  wirtschaftliche  Leitmotiv, 
ihm  allein  folgen  wollen);  2.  rechtlichen,  bes.  privatwirtschaftliche 
Organisation  mit  allgemein  bestehender  persönlicher  Freiheit  u*  mit 
Privateigentum  an  sachlichen  Produktionsmitteln,  Boden,  Gebäuden, 
Kapital,  u.  freie  wirtschaftliche  Rechtsordnung,  bes.  Vertragsfreiheit, 
daher  seinem  Vorteil  nach  jenem  ersten  Leitmotiv  innerhalb  der 
Schranken  der  Rechtsordnung  folgen  dürfen,  3.  bittenzust^ind,  wo- 
nach dem  Streben  nach  dem  hdchstmtf  elichen  Vorteil  im  allgemeinen 
keine  Hemmungen  in  der  öffentL  Meinung  entgegentreten,  dies 
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vielmehr  im  ganzen  als  selbstvei-ständlich  gilt,  4.  im  wesentlichen 

fleiche  Motivation,  gleiche  Kenntnis  u.  Fälligkeit  der  Vertretung 
er  eigenen  Interessen  tinter  den  im  Verkehr  stehenden,  oder  dvoA 
Vertr%e  niit  oinander  verbnndeneB  Personenhieisen  n,  einseinen 
Personen  (S.  282). 

B,  Weitere  Voraussetzungen  sind  die  Annahme  gegebener 
Verhältnisse  betrefls  der  für  die  Gestaltung  der  Verteilung  raaro- 
gebendm  Momente:  1.  in  einem  bestimmten  Zeitpunkt  u.  Ort 
in  Bezug  a)  auf  die  Wertgrösse  des  volkswnrtschaftlichen  Produktions- 
R e i n ertrao;«  (also  wieder  nach  Abzug  bloss  des  Werts  der 
natürlichen  Kosten  vom  Wert  des  Koherti'ags),  b)  aut  die  Grösse 
des  Gelderlöses  in  der  geldwirtschaftlichen  Verkehrsvirtschafti 
c)  auf  die  Wertgrösse  des  beschäftigten  Kapitals  u.  dessen  Ver- 
t«'ilunfr  auf  unilaufendes  ii.  stellendes,  d)  ;uif  die  Art  der  konkreten 
Kapitalgüter.  deren  unmittelbare  Gebränchswerti^'-keit.  soweit  nicht 
ein  Umsatz  in  solche  anderen  Gebrauchswerts  in  Frage  steht  u.  so- 
fort möglich  ist,  e)  auf  die  Grösse  der  Bevölkerung  u.  speziell  der 
liohnarbeiterzahl,  welche  In  der  Produktion  aus  deren  Ertrag  be- 
schäftig^ M  ordon  will  u.  es  ihrer  ökonomischen  Lage  halber  mnss. 
2.  Ebenso  wird  vnraus^rcsftzt,  dass,  der  Wirklichkeit  entsprechend, 
die  in  den  unter  1  genannten  Momenten  vor  sich  gehenden 
eeitlichen  Veränderungen  (Bewegungen),  hei  allen  oder 
einigenHomenten,  gleichmässige  oder  verschiedene,  aber  in  gegebenem 
Zeitraum  ii   Ort  bestimmte  seien. 

II.  Beschränkung  der  Untersuchung  im  Folgenden: 
A,  Wesentlich  auf  das  grosse  Hauptproblem:  die  Verteilung 
eines  gegebenen  Produktions-  (Rein-)  Ertrags  n.  Erlöses  daitlr  n. 
eines  m  bestimmter  Weise  eventuell  sich  verändernden  (grösser, 
kleiner  werdenden)  unter  1.  die  (besitzloPCTO  Arbeiter  i.  e.  8.  als 
Lohn  und  2.  die  die  sachlichen  Produktionsmittel  besitzenden 
kapitalistisehen  Unternehmer  als  Profit  B.  Die  Frage, 
welche  zu  stdlen  n.  zu  beantworten  ist,  lautet  dann:  1.  welches  ist 
unter  den  (gegebenen  Voraussetzungen  der  Klassenanteil,  die 
Lohnquote  n.  die  Trofitquote;  b)  das  Einzeleinkommen, 
iusbes.  des  einzelnen  Arbeiters? 

III.  Voraussetzung  eines  Profitbezugs  durch  Dritte, 
d.  h.  durch  andere  Personen,  als  die  in  der  I*roduktiün  beschäftigten 
Arbeiter  i.  e.  S.  überhaupt  ist:  A.  Genügende  Produktivität  der  Arbeit, 
d.  h.  diese  Arbeiter  müssen  tahig  u.  willens  sein,  einen  Mehrwert 
über  den  Wert  ihres  eigenen  notwendigen  Unterhaltsbedaris  hinaus 
fiberhaupt  zu  erzielen.  Dass  sie  das  u.  wieweit  sie  das  tun,  hängt 
von  allen  den  psychischen,  technischen,  ökonomischen,  betriebs- 
organisatoriscben  Momenten  ab.  welche  den  Grad  der  Produktivität 
der  Arbeit  bestimmen.  Von  besonderer,  auch  in  der  jresehichtlichen 
Entwicklung  stark  mit  entscheidender  BedeutuU|^  ist  hier  der  Stand 
der  Produktionsteehnik.  Fortschritte  luerin  n.  m  allen  den  andren 
Momenten  liegen  im  höchsten  Interesse  aller  Beteiligten,  auch  der 
Arbeiter,  sie  entscheiden  wesentiiich  über  die  absolute  ökonomische 
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Lage  der  Frodiusenten,  der  Arbeiter,  der  ganzen  Berdlkenm^. 

B.  l)ie  Verwirklichung  eines  Einkommenbezu^^s  seitens  Dritter  aus 
der  Mehrwert  schaffenden  Produktivität  dt'r  Arl)eit,  ist  1.  bei 
persönlicher  Unfreiheit  der  Arbeiter  die  Bosdirfmknii-  din'^or  auf 
ihren  notwendigen  Ünterhaltsbedarf  u,  eventueii  daneben  aui  einen 
ihnen  freiwillig  vom  Herrn  autoritär  ftberlassenen  Antdl  an  diesem 
Mehrwert;  2.  bei  persönlicher  fWheit  der  Arbeiter  das  Rechts- 
Institut  des  Privatei<^eTitiims  an  den  sachlichen  Produktionsmitteln, 
die  Beschäftigung  der  Arbeiter  mit  diesen,  ihre  Beschränkung  im 
Arbeits-  u.  Lohnvertrag  aber  auf  einem  Lohnsatz,  welcher  den 
Hohrwert  des  Elrtrags  oder  Erlöses  tlber  den  daraus  entrichteten 
Lohn  hinaus  den  kapitalistischen  Unternehmern  znMlen  Ifisst.  —  In 
Hodbertus  knapper  ii.  scharfer  Fassiin<?  dos  Problems:  1.  d;is  Prinzip 
der  Rontenprod uktion  (der  Ivapitalzinsproduktion)  ist  liinhin^^liche 
Produktivität  der  Arbeit;  2.  das  Prinzip  des  Kenten bezugs  ist 
Priyatdgentum  an  den  saehticben  Produktionsmitteln. 

IV.  Zusammenfassung  der  Ergebnisse  der  Verteilnngs- 
theorie,  unter  den  nufjrosfelhoii  Voraussetxnng^en.  Die  AusfUhnangeil 
dazu  finden  sich  in  dem  nächsten  Abschnitt  (bes.  §  65 — 671 

A.  Der  Ausgangspunkt  liegt  im  notwendigen  Lohnmiuinium, 
1.  dem  individnellen,  rar  den  einseinen  Arbeiter  n.  mit  ansreichend 
für  selm>  Familie  u.  2.  dem  Klassenminimum,  welches  sich  aus  der 
Multiplikation  des  individuellen  Minimums  mit  der  Zahl  der  auf 
Loiui  aus  dem  Prodnktionsortrag  angewiesenen  Arbeiter  ergiebt  — 
Lohn  als  Minimal(|^uote  von  cUesem  Ertrage.  Diese  Lohnquote 
muss  dauernd  aua  dem  ProdiÜLtionsertra^  der  Arbeiterklasse  als 
solcher  sniallen,  wenn  sie  arbeitsf&hig  bleiben,  ihre  2iahl  erhalten 
u.  ersetzen  soll,  sie  muss  grösser  werden,  wenn  der  Bedarf  nach 
Arbeitskräften  steigt,  immer  unter  der  Voraussetzung,  dass  die 
Arbeiter  für  Deckung  auch  ihres  notwendigen  Unterhaita  ganz 
auf  solchm  Lohn  angewiesen  sind  (Ausführungen  in  §  65). 

B.  Lohnminimum  u.  Frofitmaximum.  1.  Diese  Minimal- 
Lohnquote  des  Einzelnen,  in  der  ein^^plnen  Unternehmung,  der 
Klasse  in  der  ganzen  Volkswirtschaft  bestimmt  darüber,  was  über- 
haupt höchstenfalls  vom  Produktions-Reinertrag  (Erlös)  dauernd 
für  Andre  an  Wert,  aueh  fttr  die  kapitalistischen  Untere 
nehmer  überhaupt  an  Profit,  übrigbleiben  kann.  d.  h.  bei  gegebenem 
Ertrag  u.  Erlös  bestimmt  das  Lohnminimum  das  Profit- 
maximum oder  die  maximale  Profitquoto  hängt  von  der 
minimalen  Lohnquote  ab,  im  einzelnen  Geschäft  wie  in  der 
<^^anzen  Volkswirtschaft.  2.  Wird  aus  dem  Profit  der  wirkliche 
Unternehmergewinn  ausgeschieden,  so  ergiebt  sich  hier  auch  bei 
VeranschlagUDir  dns  dann  verbleihenden  Kapitalgewinns  als  (Zins-) 
Beute  auf  das  beschäftigte  Kapital,  wieder  in  der  einzelnen 
Unternehmung  wie  in  der  ganzen  Volkswirtsehaft,  welche  Maximal- 
höbe dieser  Gewinn,  als  Zinsfuss  berechnet,  erreichen  kann. 

C.  1.  Die  unter  A.  u,  B.  angegebenen  Momente  sind,  wenn 
Lohn  u.  Profit  als  Quoten,  in  welche  sich  der  Keinertrag  unter 
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Arbeiter  ii.  kapitalist.  Unternehmer  verteilt,  aufgefasst  werden, 
massgebend  für  die  dauernde  Begrenzung  des  Lohns  nach  unten 
ZTi.  des  Profits  nach  oben  zu.  2.  Zcltwrilig-,  aber  auch 
dauernd,  kann  sich  indessen  der  Lohn  als  C^uote  vom  Ertrag 
höher  tt.  der  Profit  als  Qnote  niedriger  stellen,  die  Quoten 
können  sich  also  verschieben,  günstiger  für  die  Arbeiter,  an- 
günstiger für  (Iii'  kapitalist.  Unternehmer  werden. 

D.  Wirkliclie  Ijolm-  n.  Vc  r  t  c  i  1  ii  n  gsges  t  al  t  u  ng  im 
einzelnen  Zeitpunkt.  1.  Dafür,  also  zeitweilig  u.  nlsdunn,  wenn 
die  massgebenden  Momente  gleich  bleiben,  anch  dauernd,  nur 
eben  immer  innerhalb  jener  Grenzen  (C).  gilt,  wieder  bei  ge- 
gebenem Ertrag  u.  Erlös,  das  sogen.  L ohngesetT:,  wonach 
der  Lolm  wie  der  Preis  der  Saohgüter,  der  Warenpreis,  im 
freien  Verkehr  von  Angebot  von  u.  Nachfrage  nach 
Arbeitskräften  in  der  Ausgleichung  dieser  beiden  Momente 
bestimmt  wird,  wie  denn  aie  (Lohn-)  Arl^it  hier  als  „Ware"  auf- 
gefasst werden  kann.  Das  allgemeine  Preisgesetz  (§  50,  S.  222) 
findet  daher  hier  auf  die  Arbeit  als  ,,Ware"  Anwendung  im 
allgemeinen  „Lohngesetz  •.  2.  Dieses  Gesetz  wird  dann  wieder 
8Um  allgemeinen  VerteilungsgesetK,  indem  der  Profit  zur  ab- 
hängigen Grösse  u.  Yom  Lohn  beherrschend  besiluimt  wird.  3.  Hier 
macht  sich  im  einzelnen  Zrifpunkt  geltend:  Art  u.  IIölic  des 
Kapitals,  welches  zur  Produktion  bestimmt  u.  dazu  nacii  seiner 
konkreten  Beschaffenheit  (nach  seinem  Gebrauchswert )  n  nmittelbaroder, 
soweit  Umsatz  in  den  erforderlichen  Gütern  möglich,  mittelbar 

ualitativ  geeignet  ist  n.  insbes.  im  Gesamtkapital  Höhe  n.  Art 
es  Lohnfonds. 

4.  Praktische  Modifikationen  erfährt  die  Lohngestaltuug, 
wie  die  Gestaltung,  des  Sachenpreises,  durch  all^  das,  was  die 

Wirksamkeit  der  fr^en  Konkurrenz  u.  des  bei  den  Kampfparteien, 
ArVu'itnchnicrn  u.  Arboltgebcrn,  rogelmässig  voranstellenden 
iStrcbens  nach  dem  höchstuiögiicheii  Vorteil  moditiziert,  daher,  von 
äusseren  autoritativen  Schranken  abgesehen.  Herkommen,  Verzicht 
darauf,  den  eigenen  Vorteil  soweit  zu  verfolgen,  als  es  rechtlich  n. 
faktisch  möglich  wäre,  mangelnde  Sachkenntnis  auf  einer  Seite,  un- 
gleiche anf  beiden  u.  dgl.  m. 

5.  Indem  das  sogen.  „ Lob n iiesetz"  so  zum  allgemeinen 
Verteilungsgesetz  fiir  die  Verteiiuu^  des  Ertrags  zwischen  den 
Arbeitern  lUs  Lohn  u.  den  kapitalist.  IJniemehmem  als  Profit  wird, 
erlangt  es  auch  implicite  massgebende  Bedeutung,  wenigstens  für 
gewisse  Grenz  Verhältnisse,  namentlich  für  die  Obergrenzf^  de3  Leih-, 
Miet-,  Pachtzinses,  unter  Umständen  bedingt  auch  für  Obergrenzen  von 
Grundrenten  (reiuer  Besitz-  u.  Ditierentiairente,  so  bei  Wohnungs- 
boden, somit  nir  die  weitere  Y wteUung  des  Profits  zwischen  Unter- 
nehmer u.  Kapitalisten)  n.  beider  u.  Gmindrentner.  (Aui^hmngen 
zu  D  in  §  66). 

E.  Lohnmaximum  u.  Profitminimum.  Eine  besondere 
Frage  ist  noch,  ob  überhaupt,  wann,  wie,  in  welchem  Masse 
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Lolmsteigerungcn  auf  Kosten  des  Profits  (u.  auf  Kosten  des 
EinkommenB  der  ndheren,  d.  h.  das  gewöhnlicfae  Arbeitseinkommen 
darchschnittlicli  übertreffendes  Einkommen  beziehenden  Klassen 
überhaupt)  zeitweilig  u.  selbst  dauernd  mö^rlicli  sind?  1.  Die  Ant- 
wort ist:  Eine  starke  u.  immer  weitere  Herabdrückung  des  Profits 
zugunsten  des  Lohns,  der  Proiitquotc  zugunsten  der  Lohnciuote 
ISsst  deli  thcoretiscli  als  möglich  nachweisen  u.  diese  Möglichkeit 
begründen,  indem  die  Voraussetzungen  datür  sicli  feststellen  lassen. 
2.  Die  alsdann  auftauchende  Frage,  ob  os,  wenigstens  für  die 
Dauer,  ein  notwendiges}  dauernd  nicht  unterschreitbares  Profit- 
minimmn  gebe,  ist  fSr  die  beiden  Teile  des  Profits  yerscbieden  zu 
beantworten,  a)  Sie  ist  zn  bejahen,  soweit  es  sich  im  Profit  um 
den  Unternehmergewinn  darin  handelt  (§  62,  bei  Xo.  B,  4, 
S.  365);  b)  sie  ist  /.u  verneinen,  soweit  es  sich  um  den  Kapital- 
gewinn  im  Frotit  handelt  (§  67).  3.  Es  gibt  zwei  Methoden 
solcher  Lohnsteigerungen,  a)  durch  Arbeiterorganisation 
(Gewerkvereine)  (§  67),  b)  durch  Staats massregeln  68),  in 
beiden  Fällen  a)  direkt  u.  endgiltig  nu\'  Koston  des  Profits, 
ß)  indirekt  u.  endgiltig  mittelst  Ueliertragung  der  Lolmsteigerungen 
auf  die  Preise  der  Arbeitsprodukte,  also  auf  Kosten  der 
Konsumenten  (Käufer),  daher  mittelst  Preiserhöhung.  4.  Die 
praktische  Möglichkeit  solcher  Lohnsteigerungen  durcli  die  erste 
Metbode  ist  a)  zwar  nicht  nnerheblicli,  aber  docli  be  I  r  iukt  in  Mass 
u.  Tragweite,  b)  auch  eben  an  Voraussetzungen  geinmden,  welche 
sich  allerdings  theoretisch  aufstellen  u.  genau  bestiunnen  lassen,  aber 
deren  tatsSchliche  ErföUnng  schwierig  ist,  weil  den  Arbeiter^ 
Organisationen  leicht  mächtigere  Gegenorganisationen  der  Arbeitgeber 
gegenübertreten,  n.  weil  diese  Organisation  der  Kampfparteien  zu 
„rangierten  Bataillonen''  auch  nicht  unbedenklich  ist,  wegen  allerlei 
sozialer  u.  politischer  Begleiterscheinungen  u.  Folgen.  5.  Das 
praktische  Hauptmittel  reeller  Lohnsteigerungen  liegt  in  der 
Steigerung  der  Produktivität  der  Arbeit,  des  befriedigenden 
Absatzes,  damit  verbunden  n.  daraus  hervorgehend  der  Beschaffung 
vermehrter  u.  dauernder  Arbeiterbeschaltiguug.  Austüiirungen  zu  ü 
8,  a  in  §  67,  zu  C,  3,  b  in  §  68. 

8.  AnsfUirungen. 

§  65.  —  L  Lohnminimum  u.  Profitmaximum,  als 
Quoten  vom  Productions-  (Rein-)  Ertrage,  becw.  Erlöse  daför.  — 

A.  Lohnminimum.  1.  Grenzen  dafür  nach  unten  zu.  a)  Zeit- 
weilig, in  vorübergehenden  Verhältnissen  gibt  es  keine  solche 
Grenzen,  der  Geldlobn  wie  der  efl[ekti\  o  Lohn  kann  unter  Um- 
ständen, welche  für  den  Arbeiter  ungünstig  liegen,  bei  starkem 
Ueberangebot  von  Arbeitskräften,  schwacher  Nachfrage,  weit  unter 
daigenige  Mass  fallen,  welches  durch  den  selbst  sehr  eingeschränkten, 
nnr  zur  Existeii/dVistung  notwendigen  Unterhaltsbedarf  dargestellt 
wird.   Ein  festes  Lohnminimum  für  den  Einzelnen  u.  für  die 
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Klasse  fehlt  daber  hier,  sowohl  dem  abaolaten  Wertbetrag  nach 

wie  als  Quote  vom  Reinertrag. 

Die  Ursaclirn  solcher  Verhältnisse  u.  die  tinvermeidlichen  Not- 
stände, welche  daraus  hervorgehen,  sind  hier  niclit  weiter  zu  verfolgen. 
Die  ErOrterong  darttber  fthrt  auf  das  Gebiet  der  allgemeinen  Poßtik 
(Einwirkungen  von  Kriofr,  Kovolutinn  auf  Produktion,  A1)satz.  Bezug 
von  Waren),  auf  Einwirkungen  grosser  störender  Elementarschäden 
(Erdbeben,  Uoberschwemmungen,  starke  Missernten  der  Hauptnahrungs- 
mittel), auf  Fragen  der  freiwilligen  u.  öffentlichen  Unterstützung  in 
Notstandszoiten,  ßeschäftif^mg  Arbeitsloser,  auf  teuerungspolitische 
Fragen  liiiiüber.  Hervorgehoben  sei  nur,  dass  bei  zeitlichem  u.  lokalem 
Mangel  an  konkreten  Umerhaltsmitteln  in  den  für  die  Arbeiter  (n.  die 

fanzo  Volk  -in:is'  r  ^  [^f^pigneten  Gütern,  wie  bei  shirken  Misserntnn  ohne 
ufuhrmöglichkeit,  selbst  Erhöhung  der  Geld  löhne  oder  anderweite 
Geldunterstfitzunff  nicht  nützt,  weil  ne  nur  znr  weiteren  ßtoigening 
der  Warrnprt'ise  nihren  kann.  Altliilfo  \\ei<;i  bloss  in  Yorrnohruiig  der 
TJnterhaltsmittel  selbst.  Ist  diese  rechtzeitig  nach  den  Umständen  nicht 
möglich,  so  gibt  es  kein  Abhüfmittel,  wie  die  früheren  Hungersnöte  u. 
die  noch  g^enwftrtigen  in  einigen  Ländern  (Ostasien,  Reisernte)  zeigen. 
Auch  die  „Absorption  des  ganzen  Profits  durch  den  Lohn",  die  „Kun- 
fiskation  des  Vermögens  der  Besitzenden"  leisten  solche  Abhilfe  nicht. 
Die  neuere  Zeit  zeigt  hier  namentiieh  die  segensreichen  Folgen  der 
Entwicklung  der  Kommunikations-  u.  Transportmittel  für  die  liekilmpfung 
von  Wirk\mgen  der  Missemten  der  Brotfrüchte  aui  die  Verhältnisse 
des  effektiven  Lohns  der  arbeitenden  Klassen. 

b)  Bleibendes  Lohnmiiumum.  i^iu  solches  besteht,  d.  Ii. 
der  effektive  Lohn  kann  seinem  absoluten  Wertbetrage  naeh  a. 

in  Abhängigkeit  von  letzterem  auch  der  G-eldlohn,  in  beiden 
Fällen  der  individuelle  u.  der  der  Klasse,  dauernd  nicht  unter 
ein  bestimmtes  Minimum  sinken,  hat  also  eine  —  nicht  absolute, 
aber  doch  einigermassen  feste  —  Grenze  nach  unten  zu.  Dem- 

r»mfi88  giebt  es  aneh  ein  relatires  Lohnmininram,  als  Quote  des 
(  lins  vurn.  Produktions-Keiiiertra^^  welches  dauernd  nkht  anter* 
scliritten  werden  kann  u.  daher  das  relative  Profitmaximum,  die 
„Prot'itq uote'*,  nach  oben  zu  begrenzt.  Nur  dieses  Lohn- 
minimum  ist  das  Moment,  welches  für  die  Lohn-  u.  die  Verteilungs« 
theorie  in  Betracht  kommt  u.  auf  die  danemde  Gestaltang  aer 
Verteilung  seinen  Einfluss  ausübt. 

a)  Dieser  Einfluss  setzt  sicli  aber  durch  u.  kann  -^ieli  nur 
durchsetzen  unter  folgenden  Voraussetzungen:  aa)  Vorhanden' 
sein  eines  beetimmten  notwendigen  Bedarn  an  ArbeitskrSftea 
(speziell,  wo  es  sich  um  den  Lohn  handelt,  für  die  ausführenden 
Arbeiten),  in  der  materiellen  Produktion  u.  In  persönlichen  Dienst- 
verhältnissen (häusliciier  Gesindedieiist"! ;  u.  zwar  eines  solchen 
Bedarfs,  welcher  in  seiner  erforderlichen  Höhe  dauernd,  daher  auch 
zdtlich  nachhaltig,  in  der  Generationenfolge,  nnr  dann  dcher 
gedeckt  werden  k.mn,  wenn  jenes  Lohnmininium,  für  den£inaelnea 
u.  für  die  Arbeiterklasse,  mit  Sicherheit  zur  Verfügung  steht,  also 
aus  dem  Reinertrage  iur  sie  abtiillt;  bb)  ünmü;j:lichkeit,  diesen 
Bedarf  an  Arbeitskräften  dauernd  anderswie  u.  anderswoher  zu 
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decken,  sei  es  aa)  durch  Ersatz  der  Arbeiter  durch  Maschinen» 
Betriebsorganisation  u.  dgl.  oder  insbes,  ßß)  durch  Zuzug  wohl- 
feilerer, an  ein  noch  geringeres  Lohnminimmn  gewöhnter  oder  sich 
diesem  fugender  Arbeiter  (daher  die  Bedeutung  des  ümstands  der 
Zuwandenm{2;en  vom  platten  Land  in  Städte,  Tndnstriositzp,  der 
Einwauderung  von  Arbeitern  anderer,  event.  niedrigerer  Üasse, 
Nationalität,  Kultantufef  Bedaifnismass) ;  cc)  fehlende  liöglicbkeit, 
den  Lohn,  wenigstens  bb  sur  Hölio  jenes  Minimums,  dauernd  ans* 
reichend  nnderwoit  zu  ergänzen  durcli  sonst  dem  Arbeiter  zur 
Verfügung  stehende  Mittel  (aus  eigenem,  auch  tiir  lanfende  Be- 
dürfnisbefriedigung realisierbarem  Vermögen,  aus  anderweiteu  Kin- 
kiinften,  anch  aus  unehrficbem,  selbst  straflmrem  Erwerb,  aus  Zu- 
schfissen  Dritter).  Treffen  diese  ^''oraussetsnngen  nicht  zu,  dann 
kann  und  muss  sogar  anrli  der  Lolin  noch  mehr  oder  weniger 
unter  das  Lohnminimum  dauernd  lallen. 

Gefahr  der  Maschinenkonkurrenz,  des  Grossbetriebes  gei^tn  Hand- 
arbeitszweige  (o.  S.  251  ff),  wenn  kein  Abfluss  der  Arbeitskräfte  aus 
letzteren  oder  kein  Ueber^janp;  in  andere  lohnendere  Arbeit  möglich 
ist  u.  erfolgt;  Gefahr  des  Zuzugs  u.  der  Konkurrenz  fremder  wohlieiler 
Arbeiter  fOr  die  besser  bezahlten,  an  höheres  BedQrfiiismass  gewöhnten 
heimischen  Arlioitor,  die  dann  entweder  selbst  verdrängt  werden 
(deutsche  im  Osten  durch  slawische)  oder  deren  Arbeitsbedingungen  sich 
verselileehtem,  bis  zum  Sinken  selbst  eines  bisher  sdion  nicht  hohen 
Lohnminimums  (slawische,  itaHen,,  skandinav.  Arbeiterkonkurrenz  in 
Deutschland  u.  Westeuropa  überhaupt,  kontinentale,  irische,  jüdische 
desgl.  in  England,  europäische,  bes.  wieder  slawische,  romanische, 
ungarische,  femer  chinesische  desgl.  in  Nordamerika  usw.).  Daher  be- 
Reiflich:  Abspcmin{?st('nd"nz  der  heimischen,  schon  besser  situinten 
Arbeiter  gegen  solche  Konkurrenz.  Nordamerikan.  abwehrende  Ein- 
wanderungspolitik. 

ß)  Die  dauernden  Bestimmgründe  des  bleibenden. 
Lotinminimams  oder  die  notwendigen,  auf  die  Dauer  im  Lohn 
daher  notwendig  va  deckenden  sogen.  Selbstkosten  der  Arbeit^', 
aa)  Lni  die  unter  a,  aa  aufgestellte  Voraussetzung  einer  dauernden 
Deckung  des  Bedarfs  an  Arbeitskräften  zu  erfüllen,  müssen 
mindestens  diejenigen  Kosten  dauernd  aufgewendet,  daher  im  Lohn- 
System  der  freien  Arbeit  dem  Arbeiter,  dem  Binzeinen  wie  der 
Klasse,  im  Lohnminimum  dauernd  gewährt  werden,  welche  es  dem 
Arbeiter  selbst  möglich  machen,  srinn  Arhoitskraft  in  der  bedurften 
Hölie  u.  Beschaffenheit  zur  Vertii^^nng  zu  stellen.  Der  hierfür  er- 
forderliche Wertbetrag  wird  in  seiner  absoluten  Höhe  bestimmt 
durch  den  Wert  des  Unterfaaltsbedarfs  des  Arbeiters  für  sich  selbst 
n.,  wenn  er  allein  der  Lohnerwerber  ist,  also  seine  Familie  nicht 
mit  verdient  (o.  S.  314  bei  c),  für  seine  Familie,  nni  sich  u.  die  Seinen 
am  Leben  n.  arlieitsf^biiT  zu  erlialten  u.  eine  neue  Arbeiter- 
geueration iu  seiiicu  iviuderii  autzuziehen.  Dies  ist  das  wohl  auch 
sogen.  „Existenzminimum**.  Ist  der  Bedarf  an  Arbeitskräften 
Toraussetzungsweise  in  der  nSchsten  Generation  der  ^  gleiche,  so 
muss  dies  llniiimum  ausreichen,  tun  eine  ebenso  grosse,  ist  er  höher, 
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so  nrass  es  selbst  entsprechend  höher  sein,  um  eine  grössere 
Generation  außsiiziehen. 

Daher  kommen  hior  populationistisclio,  bevölkerunps- 
statistische  Momente  mit  in  Betracht,  eine  minimale  Geburtszilfer 
hei  bestimmter  Sterblichkeit,  auch  minimale  eheliche  GeburtszifPer  bei 
Absehrn  von  Ergänzuno;  der  durch  den  Tod  in  die  ältere  Generation 
gerissenen  Lücken  dur«i  die  uneheliche  Geburtsfrequenz,  der  Abgang, 
welchen  die  nächste  Arbeitergeneration  durch  Ueoergany:  von  Mit- 
gliedern in  andere  Berufe,  der  Zugang,  welchen  sie  mirch  Aufnahrae 
von  Prr*^onpn  aus  solchen  Berufen  erfahrt  u,  dgl.  m.  —  Verdient  der 
Mann  nur  allein  u.  ist  er  so  der  Ernährer  der  ganzen  Familie,  so  muss 
sein  Lohnminiuium  hoch  genug  sein,  um  den  ganzen  Familienaufwand 
zu  decken  u.  für  die  ganze  Kumilie,  auch  die  Ehefrau,  Ersatz  in  der 
nächsten  Generation  zu  schaffen.  Andernfalls  gilt  für  den  Familien-, 
Inklos.  Frauen-,  Kinderiohn  wieder  dasselbe  wie  fOr  den  Manneslohn 
allein  betr.  des  Minimnms. 

bl>     Der   notwendige  Unterhaltsbedarf,   als  Grundlage  des 

dauernden  Lohnniinimmns,  ist  regelmässig;  keine  absolut,  sondern 
nur  eine  relativ  feste  Wcrtgrö^sso,  welclie  voji  physischen 
(physiologischen)  und  sozialen  Momeuteii  abhauet. 

Das  gilt  selbst  vom  blossen  Nahrungsbedarf  ii.  Bedarf  an  anderen 
materiellen  Gütern  für  die  rein  physischen  Bedüifiiissi-  (KrwärmunLi:;. 
Licht,  Keinigung).  Das  z.  B.  physiologische  quantitative  u.  (qualitative 
Mahrungsmittel-Minimum  zur  Liebens-  u.  Kräfteerhaltnng  wird  kaum 
auch  nur  bei  rein  nach  ökonomischem  Streben  des  MiniTualkosten- 
aufwnnds  betriebener  Sklaverei  tatsächlich  erreicht,  in  der  Kegei  selbst 
hier,  vuUeuds  in  anderen  Unfrelheitsverhältnissen  u-  zumal  bei  freien 
Lohnarbeitern  mehr  oder  weniger  überschritten. 

aa)  Unter  den  physischen  Bedürfnissen  ist  das  Nahrunus- 

bediirfiüs  das  erste,  auf  dessen  Bt'tViedignn:;  ancli  bei  gut  gczaldt(»n 
Lfdniarlieitern.  mit  <lann  freilich  anch  ([iialitativ  bef^nerer  u.  genuss- 
reicherer  Ernahmn^,  stets  eine  starke  (^uote  der  Ausgabe  für  den 
notwendigen  Unteriialtsbedarf  n.  auch  noch  ftbr  den  ^fesamten 
Lebensaufwand  fallt,  vom  Lohnminimum  daher  meist  eine  noch 
höhere  Quote  selbst  bei  geringer  Qualität  der  Nahrungsmittel. 
Mit  Art  (Qualität,  Wert,  Preis)  dei-  Nahrunfismittel.  zumal  des 
llauptuahrungssfofis,  kann  dies  Lohuminimum  sinken  bei  geringer 
Art,  niedrigem  Preise,  mnss  es  aber  anderseits  steigen  oder  relativ 
höher  bleilien  bei  höherer  Art  u.  Preis. 

Am  h  das  Nahrungsbedürfnis  ist.  selb?5t  nndi  seinem  physiologischen 
Miiiimuni,  nicht  gleich  stark,  sondern  quantitativ  u.  qualitativ  ver- 
schieden nach  Klima,  Landesart,  Arbeitsart  (auch  nach  deren  Einiiuss 
auf  Kräfteverzehrnng  u.  notwendigen  Aufwand  von  entsprechendem 
Quantum  u.  in  gewissem  Umfang  auch  Quäle  von  JNahrungsmitteln  füi' 
Kräfteemeuerung),  nach  Rasse,  Nationalität,  Stammesart.  Auch  Er- 
wäriimngs-,  daher  Kleidungs-  u.  \VoIinuiigs]»ei!ürfnis,  auch  Licht- 
bedürfnis  ä\issern,  wie  Wecnsel  der  Jahreszeiten  (der  auch  für  das 
Nahnmgsbedürfnis,  nach  dessen  qualitativer  u.  quantitativer  Befriedigung, 
nicht  bedeutungslos  ist),  Klima,  Landesart  ebenfalls  ihren  Einfluss  aus 
(Art  der  Kleioungsstofl'e  usw.).  Speziell  die  Art  des  oder  der  Haupt- 
nahruugsstoffe  (Fleisch,  Jülich,  Brot,  Art  des  BrotstofEs,  Kartoffel)  übt 
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uuf  den  Kostenaufwand  für  das  Nahningsbedürfnis,  dadurch  lilr  den 
ganzen  Unterhaltsbedarf  u.  daduieh  Frieder  filr  das  Lohnminimum  einen 
nicht  unwesentlichen  Einäuss  aus:  eine  ireringero  Art  dirsf?;  Stoffs  er- 
möglicht —  iu  gewissen  Grenzen,  wobei  die  Einwirkung  auf  Arbeits- 
fähigkeit nieht  nnberficksichtigt  bleiben  darf  —  wegen  ihrer  grosseren 
Wohlfeiihoit,  (Brot  statt  Fleisch,  probos  schwarzes,  statt  weisses  Brot, 
Roggen-  statt  Weizenbrot,  Kartottel  statt  Brot  usw,)  ein  niedrigeres 
dauerndes  Lohnniinimum.  Das  ist  aber  —  selbst  gleiche  Nährkraft 
der  etwaigen  grösseren  Menge  u.  gleiche  Arbeitsleistung  dabei  an- 
genommen —  Icein  sicherer  Vorteil  für  den  Arbeiter.  weU  zeitweilige 
Verteuerungen  dieser  Nahrungsmittel  dann  noch  schwerer  getragen 
werden  können,  w&hrend  der  an  sich  re^lmässig  teuerere  Nahnings- 
stoff  in  Notzeiten  eine  Art  Tiescrve  schafft,  beim  zeitweiligen  Ueber- 
ganff  zum  geringeren  Stoff,  —  von  anderen  Weiterwirkungen  u.  Bef^h»it- 
erscheinungeu  (Versuchung  zu  proletarischer  Volks  Vermehrung, 
mindestens  extrem  hoher  Ueburtsfrec^uens)  u.  von  der  bedenkUchen 
Gewöhnung  an  den  niedrigeren  Lebensmassstab  abgesehen  (s.u.ff,'i). 
Einführung  billigerer,  ordinärerer  Nahrungsmittel  an  Stelle  besserer, 
Uebergang  von  Brototoffen  zu  Kartoffeln,  wie  im  19.  Jahrh..  in  grossen 
Teilen  Europas  ist  daher  mrht  ■ -wflnseht,  aussei-  aus  anderen  mit- 
spielenden Gründen  (physioloi;.  .Mängel  der  Kartotiel  als  Nahrungs- 
mittel), auch  wegen  des  mugUchen  Einflusses  auf  Herabdrücken  des 
Lohnminimums.  Nur,  wenn  dieses  schon  erreicht  u.  nicht  w  eiter 
reduzierbar  ist,  muss  dann  eine  dauernde  Verteuerung  des  Unterhalts- 
bedarfsj  daher  pro  tanto  auch  des  Nahrungsbedarfs,  auch  das  Lohn- 
niinimum steigern,  unter  den  oben  aufgestellten  Voraussetzungen, 
insbes  hinsichtlich  dei-  Deckung  des  Arbeitsbedarfs. 

ß(i)  Einfluss  sozialer  jlomentc.  Hierher  gehört  alles,  was 
sich  auf  die.  Gewöhnung  des  Arbeiters,  des  Einzelnen,  wie 
namentlich  der  ganzen  Klasse,  an  eine  bestim'mte  Lebensweise, 
nach  Art  u.  Un»fang  der  Bedürfnisse  selbst,  wie  nach  Qualität  u. 
Quantität  ihicr  Befriedigung  bezieht.  Hinsichtlich  der  pli ysi.-chen, 
materiellen  Bcdiirfnissc  ist  daher  besonders  die  An  u.  Qualität 
ihrer  Befricdiguuir  selbst,  hinsichtlich  feinerer  materieller  Bedürfnisse 
u.  eigentlicher  Kulturbedürfhisse,  daher  aucli  geistiger  (Bildung), 
deren  Vorhandensein  überhaupt,  deren  Art  u.  Umfang  von  Wichtig- 
keit. Danach  richten  sicli  Lcheiishaltnng,  Lebonsmassstah 
(Standard  of  life).  die  Lcbensauspriich»'.  welche  sieh  hu  Lohn  i;elti'nd 
zu  machen  suchen.  Ein  niedriges  Jiohuujnuuiuni  wird  t^o  erhöiit, 
ein  höheres  am  Sinken  gehindert,  ein  Steigen  des  Lohns  über  das 
Minimnm  hinaus  erstrebt  u.  befordert:  qualitative  u.  quanti  tative 
Ausdehnung  der  Bedürfnisse  ist  dahei-  hier  aucli  ein  wichtiges 
Mittel  zur  Lohnerhöhung,  damit  zur  Verbesserung  der  Lehenslage 
der  Arbeiterkhissc,  wie  zur  Verbürgung  t^iues  nicht  /ai  niedrigen 
dauernden  Lohnminimums.  So,  wie  stets  in  solchen  Fragen,  im 
Prinzip;  streitig  kann  auch  hier  wieder  nur  das  Mass  sein. 
Aller  auch  dies  wenigstens  betrefls  einer  gev '^<en  Erliöhuug 
weniger,  als  meist  bei  allen  anderen  BerufsklasAen  wegen  des 
durchschnittlich  doch  absolut  niedrigeren  Stands  der  Bedürfnis- 
befriedigung u.  der  ganzen  Lebenslage  in  der  Arbeiterklasse.  Hier 
kann  daher  freilich  eine  absolute  Lohnerhöhung  zwar  aocb  zu 
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unrichtigen  u,  übertriebenen  Genüssen  (Getränke!)  führen  u.  leider 
führt  sie  oft  dazu,  aber  sie  mnss  das  doch  bei  richtiger  Verbrauchft- 
sitte  eben  nicht. 

Der  richtige  Kern  im  bekannten  Schlagwort  von  der  ,,verdammten 
Bedürfnislosigkeit  der  Arbeiter''  (Lassalle),  der  trotz  der  augenfälHgen 
TJebertreibunq;  der  Fasyunt,'-  bestehen  ])leibt.  „Ein  Mir  -  i;^t  in  allen 
Dingjen",  so  heisst  es  hreüich  auch  hier.  Weder  richtige  lieschränkung 
der  Bedttrfiaisse,  nocb  richtige  Auswahl  der  Mittel  znr  Befriedigung, 
noch  mögliche  u.  richtisje  Sparsamkeit  dei-  arbeitenden  Klassen  wird 
indessen  mit  dieser  Autfassung  Preis  gegeben.  JUinzei-  u.  volks- 
pädagogischo  Aufgaben  für  richtigen  Konsum  in  der  Arbeiterklasse 
liegen  allerdings  vor,  Aufgaben  der  Selbstzucht,  der  Fürsorge  für  die 
ZuTcunft,  —  auch  Aufgaben  der  höheren,  „gebildeten"  Klassen  in  Ver- 
wendung von  Geld  u.  Zeit  gute  Beispiele  zu  geben  (Luxusfrage,  Kleider-, 
Patz-,  TafeUnxus,  Trinksitten!).  Aber  dass  me  arbeitenden  Klassen  an 
bessere  Befriedigung  auch  der  materiellen,  bes.  des  Nahrungs-, 
Kleidungs-,  Wohnung sbedürfnisses  gewöhnt  werden  müssenj  ist  eine 
allgemeine  Enitnrforderung,  die  mit  richtiger  „Einfaehheit  der  Sitten** 
sehr  wohl  vereinbar  ist  u.  jedenfalls  eine  Voraussetzung  dafür,  dass 
auch  ein  Lohnminimum  nicht  einen  knltnrwidrig  niedrigen  Stand  er- 
reiche. Nach  der  Lohnhöhe,  aber  auci»  nach  der  Höhe  ihres  Kultur- 
Stands  rangieren  die  Arbeiter  vom  nordamerikaoisclien;  englischen,  wost- 
u.  mittoleuropäischen  bis  zum  sfid-  n.  osteuropAischen  u.  asiatischen 
herab. 

Lohnerhöhnng  u.  vor  allem  Erhöhung  anch  des  Lohn- 
minimnms  (der  IkÜndesÜtthne)  heisst  sehHeasBeh  niehts  als:  Er- 
öffnuniX  weni  Josten  s  einer  Meicrlichkeit  dei-  'reilnalinio 
überhaupt  u.  grösserer  Teilnahme  an  den  Kulturgütern 
eines  Zeitalters  für  immer  grössere  Teile  der  Gesamt- 
bevölkerung. Das  ist  das  grosse  bewusste  Ziel  der  ganzen 
modernen  „sozialen'*  Gesinnung  u.  Bewegung,  welches  siegreich 
auch  liegen  pseudoaristokratisclic  „Herren''-  u.  „Herrenmoral- 
staiuljmnkte"  sich  behaupten  wird.  Es  ist  auch  etwas  im  gesunden 
u,  guten  Sinne  Deuioknitisches  u.  in  vollster  Uebereinstimmuug 
mit  der  EtMk  höherer  Kulturvölker  u.  mit  den  Forderungen  des 
Christentums. 

y)    Die  Bestandteile  der  Selbstkosten   der  Arbeit. 

(S.  bes.  nucli  E.  Kn;Lrels  o.  S.  291  ixon.  Sebrlft).  Man  kann  deren 
drei  unterscheiden:  aa)  für  div^  Erlialtun;;'  des  Lebens  n.  der 
Arbeitskraft  während  der  Arbeit8]>eri»»dc,  bb)  iür  Wieder- 
erstattung des  in  der  Jugend  aufgewendeten  Erziehungs-  u. 
Bildungskapitals,  cc)  für  Erhaltung  des  Lebens  nach 
der  Arbeitsperiode  im  Alter  bin  zum  Tode.  Die  ^Tinimjil- 
betra«i;e  dieser  Kosten  bestimmen  die  üntergrenze  des  bleibenden 
Lolmminimums. 

aa)  Der  Hauptposten,  unter  normalen  Verbältnissen  wohl  gegen 

drei  Viertel  (70—75  pCt.)  des  notwendigen  minimalen  Gesanit- 
bedarfs,  iimfasst  wieder  acx)  als  Hauptteil  die  Kosten  des  rei;el- 
mässigen  notwendigen  ünterhaltsbedarfs  ziu:  Erhaltung  u. 
Erneuerung  der  Kräfte. 
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Gerade  dafür  ist  der  Naliruny:« bedarf  u.  desseu  Art  u.  Kosten 
von  besonderer  Bedeutung,  ebenso  ob  u.  wieweit  der  Lohn  für  die 
Deckung  der  ünterhaltskosten  der  Ehefrau  mit  zu  reichen  hat  (für  die 
der  Kinder  kommt  der  Posten  unter  bb  mit  oder  selbst  allein  in  Betracht). 
Die  Arbeits-  n.  ErwerlMsperiode  kann  (mit  Engel)  fttr  die  Handarbeite- 
kJassen  wi>hl  etwa  vom  16.  bis  G5.  Jahre  angenommen  werden  (fflr 
andere  Berufe  ist  sie  kürzer,  weil  sie  später  begiimt,  s.  o.  S.  ,'Ul). 

pß)  Aber  es  muss  nun  auch,  wenn  der  Lohn  die  Selbstkosten 
der  Arbeit  decken  n.  nicht  gleich  anderweite  Hilfe  in  Ansprach 
genommen  werden  soll  (Armenpflege,  Almosen),  Sicherheit  be- 
stehen, dass  der  Arbeiter  Av-ilupMi]  seiner  Arbeits-  u.  Krwerbs- 
periode  stet»  das  erforderliche  ii^mkouimen  tür  die  Deckung  dieses 
Bedarfs  hier  unter  aa  habe.  Er  muss  daher  gegen  Arbeits-  a. 
Erwwbsloeigkeit  in  Krankheit,  in  Krisen,  Arbeits-  u.  Erwerbs- 
stockungen u.  für  den  i?'all  frühzeitiger  Invalidität  (vor  der  an- 
genommenen Altersgrenze,  bei  der  Ai"Deits-  n.  Erwerbsunfähigkeit 
eintritt),  gesichert  sein.  Daher  muss  selbst  der  Minimallohn 
so  hoch  stehen,  dass  d&e  Arbeiter  aus  seinem  eigenen  Einkommen 
(Lohn)  oder  mittelst  Zuschüssen  seines  Arbei^oers  eine  Ver- 
sicherungsprämie von  einer  nach  versichernn^steclinisclicn 
Grundsätzen  bestimmten  Höhe  (Wahrscheinlichkeit  der  Erkrankung, 
ihrer  Dauer,  der  sonstigen  Arbeitslosigkeit  u.  deren  Dauer,  des 
frfiheren  Eintritts  der  Invalidität)  zahlen  kann,  nm  sich  so  einen 
Anspruch  auf  ausreichendes  Krankengeld,  „Krisen«  n.  Arbeits- 
losigkeits-Geld"  u.       alidenrentc  zu  sichern. 

Bei  Engel  Beispiele  in  zahle nmässiger  Durchführung. 

bb)  Auch  der  zweite  Bestandteil  der  Selbstkosten  ist  not- 
wendig durch  das  Lohnminimam  mit  zu  decken,  wenn  der  Arbeits- 
bedarf  in  der  Generationenfolge  u.  aus  eigenen  Mitteln  der  Arbeiter- 
klasse selbständig  gedeckt  werden  soll:  ««)  Kr  muss  die 
Mittel  liefern,  die  neue  Generation  bis  zu  deren  Arbeits- 
u*  Erwerbsföhigkeit  aafsuuehen  n.  in  der  erforderlichen  Weise 
auszubilden.  In  dieser  Form  erstattet  die  eine  Generation  das  von 
der  vorigen  Enijifangene  an  die  nächste  zurück.  Wächst  der 
Arbeitsbedarf  in  der  nächsten  Gencnitien,  so  muss  der  betreflende 
Lohnbetrag  auch  grösser  sein,  als  der  Wert,  den  gerade  nur  die 
'Wiedererstattung  des  Erziehungs-  u.  Bildnngskapitals  erheischt; 
ebenso,  wenn  die  Kosten  dieser  Auferziehung  sich  erhöhen,  die 
Ausbildung  uuifassender,  intensiver  werden  muss. 

iüer  hängt  denn  \  ieies  von  dem  Zeitpunkt  ab,  von  welchem  an 
die  Arbeits-  u.  Erwerbsperiode  beginnt,  ferner  ob  u,  welche  be- 
treffende Kosten  der  Arbeiter  selbst  oder  Dritte,  so  namentlich 
öffentliche  Körper  (Schule!),  tragen.  Auch  Kinderarheif  »regen 
Knigclt,  jugendliche  vor  der  eigentUidien  Erwerbsperiode  küiinea  diesen 
Kostenteil  im  LmIui  ermässigen,  zur  Erleichten ui^^  ,lrr  Kkorn,  auch  des 
Arbeitgebers,  ah»  i-  l.'icht  zum  dauernden  Schaden  der  nächsten  ArlMMt<T- 
generatiou  u.  dadurch  des  Volks  u.  der  ganzen  Volkswirtschaft.  Immer 
weitere  TTebemahme  der  Unterrichtskosten,  selbst  fOr  Lehnnittel,  fttr 
Evnrdininrr  in  der  Unterrichtszi'it  d;i)i«>i  u.  d^l.  in.  ;iuf  öffentliche  Kosten 
wirken  ebenialls  ermässigend  aui  diesen  Kostenteil  für  die  Arbeitez 
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Aber  sie  sind  doch  quasi-pkommonistische*'  Mittel,  die  auch  nicht 

imiTifr  im  Interesse  der  Arlu-iterklassf  liefen,  weil  sie  das  T.olm- 
minimum  herabzudi'ückcn  gestatten.  Auch  verhindern  sie  die  richtige 
Belafltnng  des  Arbeitgebers  u,  der  gesamten  Produktion  mit  dem  vollen 
Lohnbetrag.  Damit  Können  sie  auch  auf  die  richtige  Erhöhung  der 
Produktenpreise  auf  die  Produktionskosten  störend  einwirken.  Die 
einzelueu  Berufe  u.  Arbeitszweige  zeigen  hinsichtlich  dieses  ganzen 
Postens  unter  bb  erhebliche  Verschiedenheiten,  weil  die  AusbilaiuigB- 
kosten  dab*>i  sfdir  vt  rschleden  hoch  sind  u.  die  Aui^bildungszeit  bis 
zur  Erwerbsperiode  sehr  ungleich  lauge  ist  (bis  zum  IG. — 18.  bei  Hand- 
arbeit meist»  bis  weit  in  die  20  er  u.  30  er  Lebensjalue  bei  höheren 
Borufsai (eil)  (s.  o.  S.  .'Ul).  Auch  die  Dauer  der  Erwerbsperiode  ist  nach 
Berufen  (auch  in  hölicren  Arbeitsarten,  z.  B.  der  Offiziere  u.  Zivil- 
beamten!) u.  nach  dem  Zeitpuiikt  des  Eintritts  der  teilweisen  u.  vollen 
Arbeits-  u.  ErwcrbsunfTdiigkcit  verschieden.  Danach  Stellt  sich  die 
f Amortisations-)  R  e  n  t  e ,  duteh  welche  das  Erziehungs-  u.  Bildungs- 
kapital in  der  Erwerbsperiode  getilgt  u.  bis  zur  Tilgung  verzinst 
werden  mnss  (wie  natflrlich  auch  nach  der  Höhe  des  massgebenden 
Zinsfusses)  verschieden  u.  danach  das  notwendige  LohniDinimam  na4sh 
Arbeitsarten  (s.  o.  S.  311  u.  bei  Engel  a.  a,  0.), 

Aber  wie  bei  dem  Ifanptpostcn  aa  muss  nun  auch  hier 
bei  bb  wieder  eine  lieilic  vua  Zuschlägen  zu  jener  Rente  treten, 
für  Versicheruugspramien,  mittelst  deren  der  Arbeiter  sich 
gegen  veTSchiedene  auch  hier  vorliegende  Gehren  decken  muss, 
um  diese  Rentenzahlungen  stets  ununterbrochen  leisten  zu  könnra: 
so  fjejron  die  Gelalir,  dass  die  Tilgun;.''  b  -  Erziebiings-  u.  Bildungs- 
kapiials  unvollständig  bleibt,  we^cn  zu  triiiien  Todes  des  Arbeiters, 
ferner  dass  wieder  Krankheit,  Erwerbsstockungeu,  zu  irühe 
Invalidität  eintreten.  Auch  daför  sind  also  wieder  Zuschläge  zu 
jener  Rente  erforderlich,  die  als  notwendig  zu  deckende  Kosten- 
bestandteile auch  im  Lohnminimum  mit  entlialten  sein  müssen. 
Die  betreffenden  Betrage  komiiien  praktiscb  iu  ihrer  Verwendung 
mit  auf  Waisen  gel  der  für  die  Kinder  hinaus. 

cc)  Der  Arbeiter  muss  aber,  mittellos,  wie  er  sonst  meistens  ist 
u.  wenn,  wie  vorauszusehen,  ein  etwaiges  Lohnminimum  ihm  nicht 
ermöglicht  hat  anderweite,  genügende  llrsparnisse  zu  machen,  auch 
noch  in  seinem  Lohnminimum  wenigstens  soviel  bezielien,  dass  er 
tür  seine  Lebensdauer  über  sein*^  Erwerbszoit  hinaus  bis  zu 
seinem  Tode  sich  (u.  eventuell  seiner  Frau  bzw.  Witwe)  aa)  eine 
Altersversorgung  sichern  kann,  eine  Alters-  (Leib-)  Rente  bis 
zum  Ableben,  mittelst  Zahlung  von  betreffenden  Versicherungs- 
]iiäntien  aus  dem  Lohn.  Sonst  würde  er  verkümmern  oder  sofort 
der  öft'entlichen  u.  privaten  AnnenpHej;e  anheim  fallen.  ß(t)  Auch 
zu  solcher  PrandeTizahlung  niübsi  u  weitere  Zuschlage,  die  schon 
genannten,  noch  hinzutreten,  um  diese  Zahlung  sicher  aufrecht 
halten  zu  können,  dd)  Endlich  gehören  aber  auch  die  Begräbnis- 
kosten zu  den  mit  im  Lohn  zu  deckenden  Selbstkosten  der 
Arbeit,  wenn  nicht  auch  hier  gleich  wieder  Unterstützunpr  not- 
wendig werden  soll.    Auch  dafür  ist  wieder  eine  Prämie  mit  den 
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angedi'utotcn  Zuschläj^eii  7J\  (U  n  Sellistkosten,  auch  den  minimalen, 
die  das  Lohnmiiiimum  dauenni  decken  luuss,  zu  stellen. 

Bei  der  VerSnderlichkeit  der  einzelnen  Posten  im  wirklieben  Leben 
lässt  sieb  schwor  u.  nur  unsicher  eine  zalilenmässige  Berechnung  dw 
Arbeits-Selbstkosten,  ihres  notweoi^gen  Minimaibetrags  u.  danaen  des 
daaernd  nicht  ra  imterachrdtendeii  ixihnmininrnnis  auBtellea.  Veraaeh 
Engels  für  deutsche  Verhältnisse  in  den  1860  er  Jahren,  doch  mit 
manchen  Ponjecttiralzahlpn.  Er  kommt  zn  einem  Minimalbetrage  von 
187  iiii.  (öbl  Ü.),  womit  die  tatBächlichen  Löhne  gewöhnlicher  Hand- 
arbelt zieiailioli  Abereingtiminen. 

ee)  Diese  minimalen  Selbstkosten  der  Arbeit  müssen  nun  auf 
irgend  eine  Weise  gedeckt  werden.  Darum  kommt  keine  Volks- 
wirtscliaft  hinweg,  wenigstens  in  unserer  Kulturperiode  bei  unBeren 
Kulturvdikem.  Denn  hier  ist  der  Kecht^nindsatz  anerkannt  u. 
entspricht  es  der  sittÜehea  Anffiusung  u.  der  Sitte,  dass  kein 
menschliches  Individuum  lediglich  ans  Mangel  an  Existenzmitteln 
n.  an  Fähigkeit,  diese  zu  erwerben,  sdnem  Schicksal  ftberlassen 
werde  u.  zu  Grunde  gehe. 

Meistens  ist  es  die  öffentliche  Armenpflege,  welche,  mit  oder 
ohne  UntentQtKung  durch  private  Wohltätigkeit  hier  im  Notfall  Hilfe 
gewähren  muss.  Verpflichtung  wie  bei  uns  fttr  Ortsarmenverbände, 
diese  Hilfe  in  einem  notwent^en  Minimalmass  zu  leisten,  wozu  der 
Staat  mit  seiner  Gesetzgebung  u.  Administrativaufeicht  solche  Verbände 
ihren  Armen  gegenüber  anhält,  wenn  auch  dem  oinz>  Iih  n  Bedürftigen 
kein  zivilrechtlicher  Anspruch,  insofern  kein  formales  „Hecht*^  ,,auf 
Existenz^*,  sondern  nur  ein  Beschwerderecht  an  die  Aufeichtäbehörde 
zusteht,  den  verpflichteten  Verband  zur  Hilfeleistung  anzuhalten. 

rrcc)  Irgendwie  muss  also  dieser  Betrag  der  Selbstkosten  der 
Arbeit  gedeckt  werden.  Das  Normale  n.  Richtige  ist  aber,  dass  er 
eben  im  Lohn  gedeckt  wird,  (ip)  lieicht  der  tatsächliche  Lohn 
nicht  einmal  dazn  ans,  so  muss  aie  einzelne  Unternehmung  ent« 
weder  die  Produktenpresse  erhöhen,  nm  so  dieses  Lohnmininium 
geben  zn  können  oder,  wenn  ihr  das  nicht  möglich  ist.  ihren  Profit 
in  Ansprucli  nehmen,  also  auf  dessen  Kosten  das  Lohinuiuimum 
innehalten  oder,  wenn  auch  das  nicht  durchführbar  ist,  indem  Unter» 
nehmertätigkeit  n.  Geschäftskapital  sonst  in  andere  Unternehmungen 
übertragen  werden,  so  geht  chen  die  betreffende  Unternehmung  ein, 
so  in  Hausindnstriezweigen  u.  dgl.  yy)  Würde  in  der  ganzen 
Volkswirtschaft  oder  in  grossen  Teilen  einer  solchen  nicht  ein- 
mal cUes  Lohnminimnm  f&r  die  arbeitende  Klasse  oder  grössere 
Schichten  dieser  erreicht  werden  können  n.  auch  keine  Abhilfe  der 
angedeuteten  Art  ergänzend  eintreten,  so  bliebe  nichts  Anderes 
übrig,  als  Fortzug,  Auswandemng  eines  Teils  der  arbeitenden 
Klasse  oder  —  grössere  Sterblichkeit. 

Irland  seit  jütte  der  lB40er  Jahre!  Kleine  deutsche  Gebiete 
Mitte  des  19,  Jabrhnnderts  ebenfalls,  italienisch^,  slawischo.  ungarische 
heute,  oder  —  es  tritt  dann  wieder  die  repressive  Tendenz  imüevölkeruugs- 
wesen  in  Kraft. 

ff)  Wichtig  ist  die  Beachtung  der  erwähnten  Vers ic lierungs- 
prftmien,  welche  der  Lohn,  selbst  sein  Minimum,  mit  decken  mnss. 

A.  Wagner«  «oitHncoia.  GnmdiiM,  4.  AiiS.  27 


Digitized  by  Go  -^v^i'- 


Daidnrcb  wird  die  richtige  prinzipielle  Aufta^sung  aller  Arbeiter» 
Versicherung  u.  der  Kosten  oafür  gewonnen,  aa)  Diese  Kosten 
gehören  zu  den  notwendi'^'^en  Selbstkosten  der  Arbeit, 
einerlei  wie  sie  fonnal  behandelt,  ob  sie  vom  Arbeiter  allein  (freie« 
Kassenwesen,  so  bei  Gc^^  ork vereinen  der  Arbeiter)  orl»'r  vom  Arbeit- 
geber allein  (deutsche  Unfall  Versicherung)  oder  von  beiden  gemeinsam 
(deutsche  Kranken-  u.  Invaliden-  u.  Altersversichenmg^  oder  auch  mit 
▼OB  öffentlichen  Köqiem  (dentseher  Reichszuschuss  zu  jeder  Inval. 
u.  Altersrente,  50  M.)  getragen  wenlcii.  ßß)  Beiträge  der  Arbeit- 
geber sind,  wciii^rstons  bei  Jjöhnen  auf  der  Höhe  des  Minimums, 
keine  neue  Extrabeiustung,  sondern  ein  notwendiger  Lohnbestand- 
teil.  Diesen  haben  die  Arbeitgeber  gerade  im  individualistiBchen 
Arbeits-  u.  Iiohnsystem  zu  tragen»  n.  nicht,  wie  mannigfikch  vor 
Durelifiihrun«?  der  Arbeiterversicherunp:,  durch  Abschiebung  auf  die 
Amienpliegü  auf  andere  (Tlieder  der  Volkswirtschaft  (in  formalen 
oder  wenigstens  reellen  Armensteuern)  zu  wälzen.  Unmittelbar  er- 
folgt dtträ  solche  direkten  Versicnemngsbeiträge  der  Arbeiter 
eventuell  eine  Erhöhung  des  bisherigen  Lohnminlmums.  yy)  Beiträge 
der  Arbeiter  fiir  ihre  Versicbeninp;'  wirken  wenigstens  auf  die  Dauer 
auch  notwendig  auf  eine  solche  Krhöhung  ein. 

66)  Beiträge  öffentlicher  Körper,  wie  bei  uns  des  Reichs, 
erleichtem  die  Aufbringung  der  Versicherungskosten  für  Arbeiter 
u.  Arbeitgeber,  lassen  sich  aber  rein  prinzipiell  vom  Standpunkt 
individualistischer  Wirtschaftstheoric  u.  Praxis  sowenig  wie  ein 
grosser  Teil  der  gewöhnlichen  öffentlichen  Armenlasten  —  des- 
jenigen Teils,  der  eben  bei  fehlender  Arbeiterversicherung  notwendig 
wird  —  rechtfertigen,  ss)  Nur  vom  sozialpolitischen  Standpunkte 
ans  lässt  sich  eine  solche  partielle  UeDernahme  von  Arbeiter» 
Versicherungskosten  auf  den  Staat  (Reich)  rechtfertigen  u.  bedingt 
selbst  verlangen:  weil  «'s  sich  in  der  Arbeiterversicherung  nicht 
bloss  um  das  Interesse  der  Einzelnen,  sondern  um  ein  grosses  all- 
gemeines gesellschaftliches  Interesse  handelt,  u.  weil  so  vollends 
Uebergangsentwicklungeu  erleichtert  werden  können.  Auch  um  die 
Weiterwälzun^  von  Arbeiterversicherungskosten  auf  die  Produkten- 
preise oder  die  Uebemahme  auf  die  Gescbaff^profite  im  Interesse 
der  nationalen  u.  internationalen  Absatz-  u.  Konkurrenzverhältnisse 
u.  der  Eapitakuwendungen  zur  Arbeiterbesehäftigung  nicht  im 
vollen  Masse  notwendig  an  machen,  kann  ein  solcher  Staatsbeitiag 
auch  im  jresamten  volkswirtschaftlichen  Interesse  liegen. 

Näher  auf  Arbeiterversicherung  ist  hier  nicht  einzusehen.  JSur  der 
Zusammenhang  mit  der  Frage  der  Selbstkosten  der  Arbeit,  des  Lohn- 
minimums  war  hier  1  r\  rzuheben.  Damit  wird  auch  eine  QbUche 
Anf^assung  in  Unterne  hinter  kreisen,  als  ob  ihnen  durch  die  Kosten  der 
Arbeiterversicherung,  soweit  sie  sie  direkt  (in  eigenen  Beiträgen)  u. 
indirekt  tragen  Qu  Seitrigen  der  AHbeiter,  wenn  diesen  Lohnerhöhungen 
gewährt  werden  müssen,  aus  denen  sie  die  Beiträge  zahlen  ki^nneii), 
eine  besondere  Last  aufgelegt  würde:  sie  haben  eben  vielfach 
frfther  zu  wenig  Lelm  gezahlt  u.  einen  Teil  der  Selbstkosten 
der  Arbeit  nicht  selbst  getragen,  wozu  sie  durch  die  Arbeiter- 
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Versicherung  genötigt  worden  sind.  Dass  sie  dadurch  in  eine  ungtlüstigere 
Lage  gegen  Unternehmer  anderer  Länder  ohne  Arbeiterversichcrung 
oder  mit  geringerer  Be  lastung  i  A  rbeitsgeber  durch  solche  Vor- 
sicherung gekommen  sind,  bleibt  deshalb  schon  richtig  u.  ist  bes.  für 
internatipuale  Konkurrenzrücksichten  nicht  zu  übersehen^  noch  zu 
iinterschätzen.  Dvirch  Beichsbeitrag  wird  ihnen  diese  Sachlage  aber  ja 
aurh  erleichtert  u  h^eilich  ist  bei  heutig'em  internationalen  Vorkehr,  wie 
bei  Arbeiterschutz,  so  auch  hier  auf  einigermassen  gleiche  Einrichtungen 
mit  ßöcht  hinzuzielen.  .  •    "       •  .. 

B.  Profitmaximum  (o.  S.  407  bei  §  65,1),  rWich  diesen 
Ausftihrungen  über  das  Lohnminimum  ergibt  sich  als  notwend^r 
iSchluss  tilr  den  Profit,  .dass  die  Obergrenze  für  ihn,  für  sein 
Maximum  bei  gegebener  Werthöhe  von  Ertrag  u.  Erl^ts 
'durch  dieses  Lohnminimum  bestimmt  wird:  mindestens  soviel,  wie 
dies  Minimum  beträgt,  muss  dauernd  den  Arbeiten  zufalleb, 
höchstens  der  Rest  kann  dem  kapitalist.  Pntemohmer  als 
Profit  ver!)leibe?i.  immer  unter  der  Voraussetzung,  dass  die 
minimalen  Üelbstkoslen  der  Arbeit  durch  den  Lohn,  nicht 
partiell  auf  sonstige  Weise  gedeckt  werden.  Nur,  wenn  u.  soweit 
al-9  es  gelingt,  den  Rohertn^,  die  Absatzpreise,  so  den  Erlös  ku 
«steigern,  die  anderweiten  Produktionskosten,  ausser  den  Löhnen^  zu 
vermindern,  kann  ein  noc]i  liöhcrer  Profit  abfallen.  Sieht  man 
von  dieser  Möglichkeit  ab  oder  liegt  sie  tatsächlich  nicht  vor,  so 
bildet  das  Lohnminimnm  die  feste  G-rense.fEir  das  Profitmaximum. 
Das  ist  fUr  die  Lohn«  u.  die  allgemeine  TerteUungstheorie  fest- 
.suhalten. 

§  66.  —  II.  Gestaltung  des  Lohns  u.  der  ganzen  Ver- 

teiluuL'-  im  einzelnen  Zeitpunkte.  Lohnp:eset7:.  All- 
gemeines Verteilungsgesetz.  A.  Die  Voraussetzung-eii  der 
Aufstellung  einer  Theorie  hierfür  sind  wieder  1.  die  oben  an- 
genommenen (S.  403).  a)  Es  ist  dabei  aber  für  die  Uebertragung  der 
•Theorie  anf  oie  Wirklichkeit  auch  hier  besonders  zu  beachten,  dass 
d^^se  Vor  iussetzungen  im  Leben  genau  so,  wie  sio  InVr  anj^enonimen 
werden,  selten,  wenn  überhaupt  einmal,  liefen,  sondern  mehr  oder 
weniger  umftinglich  u.  stark  praktische  Modifikationen  erfahren, 
b)  Namentlich  macht  sich  auch  fUr  die  Lohngestaltung  das  Her- 
kommen mit  geltend. 

U.  a,  haben  auch  die  einmal  „herkömmlich**  bestehenden,  üblichen 
Löhne,  welche  teils  von  einer,  teils  auch  von  beiden  Seiten  als  „im 
gansen  richtig"  gelten,  einen  nicht  zu  unterschätzenden  Einfluss  auf  die 
fernere  Lohngestaltung.  Ihre  Höhe  dient  als  Ausgangspunkt  zu  Ver- 
gleichungen,  als  Massstab  für  das  zunächst  Mindeste,  was  die  Arbeiter 
verlangen,  fflr  das  zun&chst  Höchste,  was  die  Arbeitgeber  allenfalls  ge- 
wahren wollen.  Der  Kampf  dreht  sich  dabei-  nraktisrh  oft  nur  um  ein 
Festhalten  einer  bestimmten  Lohnhohe  von  beiden  Seilen,  heim  Arbeiter, 
dass  der  Lohn  wenigstens  nicht  unter  den  bisherigen  Satz,  womöglich 
aber  höher,  beim  Arbeitgeber,  dass  er  nicht  Über  diesen  Satz,  \vo- 
-möglich  aber  unter  ihn  sich  stelle. 

2.  Fiir  die  Ableitung,  wie  sich  Löhne  u.  Verteilung  gerade  in 
einem  einzelnen  Zeitpunkte  gestalten,  muss  aber  auch  von  einem 

27* 


Digitized  by  Google 


—  418  — 

gegebenen  Kapitalwert,  von  dessen  bestimmter  Verteilnn^  auf 
umlaufendes  u.  stehendes  Kapital  u.  dabei  auch  von  einem 
gegebenen  zu  Lohnzablungen  verwendbaren  Kapitalteil,  dem 
sogen.  Lohnfonds,  ausgegangen  werden,  u.  zwar  für  die  Ver^ 
hältnisse  der  einzelnen  Ünternehmuns,'-,  wie  für  die  der  ganzen 
Volkswirtschaft  a)  Bei  diesem  Ijohnlbiuls  handelt  es  sich  auch 
niciit  nur  um  seine  Werthöhe,  sondern  um  seine  Zutiammensetzung 
auB  Gütern  von  Gebraucbswert  für  die  Arbeiter  zn  deren  regel- 
mäaaieer  Bedtirfnisbefriedigong. 

Namentlich  für  die  eigentlich  volkswirtschaftliche  Bestrachtong 
ist  das  festzuhalten.  In  der  G  e  l  d  Wirtschaft  wird  zwar  nur  oder  über- 
wiegend Geld  lohn  gezahlt  u.  genügt  es  daher  für  den  einzelnen  Unter- 
nehmer, dass  der  Lonnfonds  in  einem  entsprechenden  Geldfonds  bf  ^tcht. 
Aber  in  der  Volkswirtschaft  muss  dieser  Geldlohn  eben  im  gegebeneu 
Zeitpunkt  sofort  in  Gebrandtswerte  ftlr  den  Arbeitm*,  in  Arbeiter^ 
konsumptibilien  umsetzhar  sein,  Oberhaupt  u.  zu  denjenigeri  Preisen, 
welche  der  Festsetzung  des  Geldlohns  zu  Grunde  liegen.  Der  volks- 
wirtschaftliche Lohnfonds  muss  also  aus  solchen  Gütern  bestehen 
(S.ia5). 

b)  Die  im  ^egtjbenen  Zeitpunkt  für  die  Lohnhöhe  mit  ent- 
scheidende Bedeutung  des  ijohnfonds,  seiner  Art  u.  Höhe, 
erklärt  sich  diiraus,  dass  regelmässig  aus  diesem  Lohnibnds  die 
Löhne  bezahlt  werden  u.  bezahlt  werden  miinen,  wenn  anch  nnr 
vorschussweise,  in  der  Voraussetaning  ihres  —  wie  der  anderen 
Produktionskosten  —  Wiederersatzes  aus  dem  Ertrag  der  Produktion, 
sowie  dem  Erlös  für  die  Produkte  beim  Absatz  (S.  142,  144,  293). 

Entscheidend  ist  Yder  die  Tatsache,  dass  bei  ihrer  Ökonomischen 
Lage  die  Arbeiter,  zumal  die  Masse  der  gewöhnlichen  Handarbeiter,  in 
kurzen  Terminen,  oftmals  lange,  bevor  das  Produkt,  an  dessen  Her- 
stellung sie  beschäftigt  sind,  fertig,  gar  abgesetzt  u.  bezahlt  ist,  ihre 
Lohne  erhalten  müssen.  Diese  werden  nicnt  u.  können  regelmässig 
nicht  oder  liochstens  ganz  kurz  von  den  Arbeitern  den  Arbeitgebern 
gestundet  werden.  Es  müssen  daher  bare  Mittel  —  eben  ein  Geld-, 
Lohnfonds  —  beim  Arbeitgeber  daltlr  zur  Zeit  der  Lohnzalilungstermine 
in  der  erforderlichen  Höbe  vorhanden  oder  ihm  wenigstens  durch  Kredit 
verschaffbar  sein.  In  der  Volkswirtschaft  aber  muss  zu  derselben 
Zeit  sogleich  ein  Umsatz  in  Arbeiterkonsumptibilien  stattfinden  können, 
also  müssen  hier  die  naturalen  Güter  in  einer  sofortigen  Gebrauch 
gestattenden  Art  n.  Beschaffenheit  vorhanden  sein  (was  praktisch  nur 
unter  Einbeziehung  internationalen  Güteraustauschs  kleine  Ein- 
schränkungen erffihrt). 

c)  Die  sogen.  „Lohnlondstheorie",  wonach  der  Lohnfonds 
ein  die  Lohnhöhe  im  einzelnen  Zeitpunkte  mit  bestimmendes 
Moment  ist,  dai-f  daher  nicht  nur,  sondern  muss  in  ihrem  Kern 
festgehalten  werden. 

S.  darflber  schon  oben  8.  142—144,  auch  Uber  die  recht  wohl 
mögliche  u.  auch  notwendige  Vereinigimg  der  sogen.  Lohnfondstheorie, 
wonach  der  Lohn  aus  dem  Kapital  des  Unternehmers  gezahlt  wird,  mit 
der  Ertragsanteil^eorie,  wonacn  er  andrerseits  ein  solcher  Anteil  ist. 

B.  Das  Gesetz  von  Angebot  u.  Nachfrage  in  seiner 
Anwendung  anf  den.  Arbeitslohn,   1.  Im  freien  Verkehr  ei> 
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flcbeint  die  Arbeit,  genauer  gesagt  die  Arbeitskraft  vt.  deren  An»- 
ttbang  als  eine  (ifarkt-)  Ware,  welche  der  Arbeiter  narli  len 
Gesetzen  dos  Warenmarkts  l^o<  rTnö;::li(  Ii,  also  möglichst  Ik  k  Ii  im 
Preise  zu  verkaufen,  der  Arbeitsgeber  ebenso  bcstmöglicli,  also 
möglichst  niedrig  im  Preise  zu  kautea  sucht,  Für  den  Preis, 
4.  b.  eben  den  Lohn  dieser  Arbeit  als  Ware  gilt  das  Gesetx  tron 
Anjrebot  u.  Xacli  frage  (o.  S.  222)  wie  für  alle  Waren;  b)  doch  mit 
denjenigen  Modifikationen,  dnlier  Abweiclningen,  welche  sich  aus 
der  Ei;^enart  niensebbcher  Arbeit  als  Ware  ergeben,  daher  bes. 
daraus,  das»  diese  Ware  nui'  iu  ilireu  Wirkungen,  in  den  Arboits- 
lektangen,  nicht  an  sich  von  ihrem  Anbieter,  dem  Arbeiter,  ee^ 
trennt  werden  kann,  der  Käufer  der  Arbeit,  der  Arbeitgeber,  tSao 
mit  dem  I'echt,  über  die  Arbeitskraft,  nach  den  BedinLnni^'fn  des 
Arbeith  .  enrajTS,  zu  verfügen,  auch  das  Herrschaftsreeiit  über  die 
Person  dea  Arbeiters  iu  grossem  Uuuaim  erwirbt  (Brentano), 
e)  Darans  ergeben  deh  unvermeidlich  bei  Festhaltnng  des  BechtSr 
Prinzips  der  persönlichen  Freiheit  Konsequenzen,  welche  im  Arbeits- 
recht überhaupt  u.  ancli  bei  der  Regelung  des  Lohns  als  eines 
Preises  tür  die  Ware  (Arbeit)  zur  Geltung  kommen  müssen. 

2.  Angebot  u.  Nachtrage.  Massgebende  Umstände 
dabei,  a)  Das  Angebot  von  Arbeit  (Arbeitskraft)  geht  von  den 
Arbeitern  aus,  weide  durch  Arbeitgeber  (Unternehmer)  besdiäftigt 
werden  wollen  u.  nac^i  'In  er  ökonomischen  Lage,  als  im  wesentlichen 

besitzlose,  anderen  Einkommens  entbehrende  Personen,  es  auch 
regelmässig  müssen.  Dies  Angidjot  von  Arbeit  stellt  also  andrer- 
seits eine  Naclifrage  nach  Beschäftigung  gegen  Lohn  in  der  Unter- 
nehmung u.  aus  den  Mittein  des  Arbei^^ers,  daher  in  gegebenem 
Zeitpunkt  meist  aus  dessen  Lohnfonds  dar.  b)  Die  Nachfrage  nach 
Arbeit  (Arbeitskraft)  geht  von  den  Arbei(gel)ern  (Unternehmern) 
aus,  welche  fremde  Arbeitskraft  für  ihre  Zwecke,  zur  Ausführung 
der  erforderlichen  Arbeitsleistungen  in  der  Unternehmung,  be- 
schäftigen wollen,  darüber  aber  auch  verfögen  mttssen,  weil  sie 
sonst  ihre  Zwecke,  also  Iii  der  Produktion,  nicht  erfüllen  kennen. 
Diese  Nachfrage  nach  Arbeit  (Arbeitskraft)  stcdlt  also  wieder 
andrerseits  ein  Angebot  von  13eschafti"iing>untteln,  von  Lohn- 
zahlungen dar,  für  dessen  Ubhe  im  gegebenen  Zeitpunkt  tler  Lohn- 
fonds enc«tcheidend  ist.  Folgende  OmstSnde  sind  alsdann  mass- 
gebend für  die  Gestaltung  von  Angebot  u.  Naclifrage  nach  Arbeits- 
kraft, daher  ftir  die  Bedingungen,  unter  denen,  insbesondere  tur  die 
Lohnhöhe,  zu  der  die  Arbeitskmft  dem  Arbeitgeber  vom  Arbeiter 
zur  Vcrfüp;ung  überlassen  u.  vorn  Arbeitgeber  diese  Verfügung  er- 
worben wird. 

Es  wird  hier  dabei  im  allffemeim  n  die  Frage  des  Lohns  für  die 
Masse  der  gewöhnlichen  Handarbeit  erörtert.  Die  Umstände, 
welche  die  Verschiedeukeit  des  Lohns  iiacli  Boschäftigimgsart  be- 
stimm« n,  sind  oben  im  Abschnitt  vom  Arbeitslohn  schon  daigel^t 
worden  (&aOt>ff.). 
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•fi)  Auf  Arbeitereeite»  also  ftlr  das  Angebot  von  Arbeit  n. 

fbr  die  Nachtrage  nach  beschfiftigung  ^'Rgen  Lohn,  machen  sich 
geltend:  a)  die  Zahl  der  Arlieitsuchenden.  ß)  die  durchschnittliche 
Arbeitsfähigkeit  u  Arbeitslust  dieser  Arbeiter,  die 
Dringlichkeit  itir  sie,  von  den  Arbeitgebern  beschäftigt 
weiden.  Je  kleiner  die  Zehl,  je  niedriger  —  im  gegebenen 
Zeitpunkte,  wo  ein  gewisses  Arbeitspensum  erledigt  werden  soll, 
also  daflir  ein  gewisses  Quantum  von  Arbeiteffekt  vom  Arbeitgi  Ler 
gebraucht  wird  —  die  Momente  bei  ß  sich  stellen  u.  je  weniger 
dringlich  dies  Arbeitsangebot  ist,  desto  güaistiger  ist  die  Lage  für 
die  Arbeiter  im  Durchschnitt  dem  Arbeitgeber  gegenüber;  in 
entgegengesetzten  Verhältnissen  desto  iin<rünsti<i^er.  Umgekehrt  ge- 
staltet Bich  Alles  ungünstig  oder  günstig  für  den  Arbeitgeber. 

(i)  Auf  die  Zalil  clor  Arlieitfr  ist  daher  von  Einfliiss,  speziell  h'ir 
die  Masse  der  gewöhnlichen  Handarbeit,  die  Grösse  der  Bevölkerung, 
die  Alters«  u.  ^rafsverteilung,  die  Quote  der  unteren  ArbeitorUassen 

darin,  di<^  natürliche  Bcwegunr;  n.  die  dnrrh  Wanderunf^en  bedingte 
örtliche  Bewegung,  der  Zu-  u.  Abzug,  die  Kin-  u.  Auswanderung  in 
den  Arbeiterkreisen,  die  lokale  Ueberfilllung  u.  der  Mangel  an  Arbeitern, 
die  Menge  u.  Art  der  arbeitsfähigen  Arbeitslosen  (die  „Reservearmee**). 
Daher  bosteht  namentlich  wieder  nin  liiti  i esse  dn-  Arbeiter  an  finer 
langsamen  natürhchen  Volksvermehnmg ,  an  schwachem  Zuzug  u. 
geringer  Einwanderung,  an  starkem  Abzug  u.  grosser  Auswanderung 
von  Arbeitern,  an  Yerhütunr^  des  dun  li  Zuzug  bedingten  Ueberangebots, 
etwa  vollends  von  Arbeitern  niedriger  Lebensansprüche  u.^  an  Be- 
seitiguiiir  der  Ueberfflllung  des  allgemeinen  u.  lokalen  Arbeitsmarkts 
mit  Arbeitern,  zumal  mit  Arbeitslosen,  welche  nm  jeden  Preis  ihre 
Arbeitskraft  zur  Verfügung  stellen. 

^■i)  JJetrefifö  Arbeitsfähigkeit  u.  Arbeitslust  kommt  für  die 
Masse  der  Arbeiter  das  Durchschnittsmass  davon  in  Betracht, 
na)  T>ie  Auffassung,  dass  ein  niedrigem  —  odor,  bedingter  ausg<  Ini  kt, 
ein  nicht  2U  hohes  —  solches  Mass  im  Arbeiterinteresse  beim  Kampf 
um  die  Lohnhöhe  liege,  erscheint  paradox,  wird,  wenn  sie  von 
Arbeitern  u.  sonst  vertreten  wird,  selbst  als  Unsinn  bezeichnet,  ist  aber 
doch,  richtig  verstanden  u.  begrenzt,  im  Kern  rii  htipr.  bb)  Es  ist  hier 
nur  zu  unterscheiden  ««)  zwischen  dem  dauernden  Interesse  der 
Volkswirtschaft.  'it>r  «Mnzelnen  Unternehmung,  der  ganzen  Bevölkerung 
w  a  11  eil  (L'r  Arlioiti'i-,  als  Teils  dieser  Bevö]k('rinif;  einerseits  u.  ,*?,■?)  dem 
Interesse  speziell  der  Arbeiter  im  gegebenen  Zeitpunkt  andrerseits. 
Zu  an*.  Höhere  Durchschnittsleistung  des  Arbeiters  steigert  die 
Produktivität  der  Arbeit,  hebt  den  Reinertrag,  das  Volkseinkommen: 
ein  Dauer  Interesse  Aller,  auch  der  Arbeiter.  Zu  ßß:  Al>er  w'enn  in 
einem  gegtbenen  Zeitpunkt  ein  bestimmtes  Arbeitspensum  vorliegt,  für 
dessen  Ausführung  der  Arbeitgel>er  Arbeiter  sucht  —  u.  so  verlialt  sich 
die  Sache  doch  meistens  — ,  so  wirkt  liier  in  der  Tat  ein  kleineres 
Angebot  intensiverer  Dui'chschnittsarbeitsieistimg  ebenso  wie  ein 
grösseres  geringerer  Leistung,  verschärft  jenes  die  Konkmrenz 
unter  den  Arbeitern  ebenso  wie  es  deren  gi  rtsscrf  Anzahl  tut,  drückt 
daher  auf  die  erreichbare  Lohnhöhe  unter  den  Beschäftigung  suchenden 
u.  auch  dazu  schliesslich  angeworbenen  Arbeitern  u.  l^t  eine  Anzahl 
Arbeiter  ausser  Beschiitrigang  bleiben,  welche  bei  geringerer  Durch- 
schnittsleistung aller  Beschiift^;mig  suchenden  Arbeiter  zm  AusfOhrung 
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des  betreffenden  Arbeitspensums  mit  beschäftigt  werden  mOssten.  (Z.  B. 

",\ ein  7."i  Arliciter  intensiverer  T.>'istnng  soviel  als  KK)  /jrerinrrerpr  Leistung 
an  Arbeitsefickt  bewirken,  lUU  ersterer  Art  Arbeit  suchen,  aber  nur  7o 
fOr  das  Arbeitspensttm  gebraucht  werden,  fOr  die  anderen  35  also 
Beschäftiguntr  fenlt  i.  a:)  ho  löst  sich  das  Paradoxon  u.  so  erklcli-f  sich 
auch  mancher  taktische  Punkt  im  Kampf  der  Arbeiter  auf  dem  Arbeits- 
markt, z.  B.  die,  ja  auch  aus  anderen  Gründen  erfolgende  Bekämpfung 
des  die  DurehBchnittsleistung  steigemdni  Stück lohnsystems,  mindestens 
dessen  weiterer  Ausdehnunjj  auf  neue  Gel)iete,  ebensogut,  wie  die  Be- 
förderung des  Abzugs  bei  lokaler  UeberfüUung  mit  Beschäftigung 
suchenden  Arbeitern,  die  Hemmiing  des  Zuzugs,  u.  schliesslich  die  ganze 
gewerkvereioliche  Arbeiterorganisation  u.  deren  Taktik  (s.  folg.  Nr.  y  u. 
den  §  «7). 

y)  Die  Dringlichkeit  des  Angebots,  AlMatz  zu  finden,  von  der 

Nachfrage  aufgenommen  zu  werden,  führt  bei  allen  Waren  zu  einer  un- 
friinstigen,  preisdruckenden  Konjunktur,  bei  der  „Ware"  Arbeit,  welche 
Beschäftigung  sucht,  meist  noch  in  gesteigertem  Masse,  wegen  der  Ün- 
treniibarkeit  dieser  „Ware"  vom  Arbeiter,  als  menschliche  Person,  u. 
wepen  der  Tatsache,  dass  oluie  Pesrli;iftij:runpr  H-  liolm  r],  [  Arbeiter 
meist  nicht  leben  kann.  JJaiier  ist  es  für  ihn  eine  Hauptsache,  dass 
diese  Dringlichkeit,  Beschäftigimg  zu  finden,  möglichst  geschwftcht 
werde,  ziuiial  dririf^licLer  NacniV.ige  nacli  Arlieit  beitens  des  Arbeit- 
gebers gegenüber.  aa)  Hier  kommt  daiier  zunächst  die  ganze 
ökonomische  Lage  des  Arbeiters,  auch  nach  seinen  bisherigenTiohn- 
verhältnissen,  in  Betracht.  Z.  B.  ein  das  Lohnminimum  übersteigender 
Lohnsatz,  welcher  dem  Arbeiter  Ersparunpcn  zn  machen  ermöglichte, 
setzt  ihn  in  die  günstige  Lage,  durch  Rückgriff  darauf  (Sparkassen- 
gelder), dureh  Venkauf  oder  Verpfändung  wertvollerer,  in  guter  Zeit 
erworbener  NiitzvcrTnnrronsobjekte  Mittel  zu  realisieien,  um  so  die 
Notwendigkeit,  beschäftigt  zu  werdeu,  weniger  driughch  zu  machen, 
bb)  Namentlich  wirkt  aber  nier  fttr  den  Arbeiter  eOnstig  die  Organisation 
des  ganzen  Arbeitsangebots  mit  den  bezügnchen  ETinrichtungen 
dafür  (Koalitionsrecht,  Cfewerkvcreinswesen,  auch  Arbeitsvermittlung  u. 
deren  spezielle  Organisation).  Solche  Organisation  (Regelung,  des 
Arbeitsangebots  ist  unter  den  heutigen  Betriebs  Verhältnissen,  zumal  in 
der  Industrie,  eine  notwendige  Voraussetzung  ffn  die  Stärkung  der 
Arbeiter  im  Lohnkampl  u.  damit  um  die  Verteilung  des  Produktions« 
ertrags,  mit  dem  Spezialzweck,  eben  die  Arbeiter  in  die  Lage  zu  ver- 
setzen, ihr  Angebot  u.  damit  die  Nachfnifre  nach  Beschäftigung  weniger 
dringlich  zu  machen.    Darüber  Weiteres  in  §  (JT. 

h)  Auf  Lluterncliiner-  \i.  Arbei  t;j:cberHoite.  also  für  die 
Xaclifrage  nach  Arbeit  (Arl^eitskraft)  zur  Austührung  von  Arbeitti- 
aiii'gaben  u.  für  das  Angebot  von  Lnterhaltsmitteln,  Löhnen,  meist 
ans»  dem  verfügbaren  Kapital  des  Arbei^bers  (Lohnfonds)  kommen 
folgende  Punkte  in  Hetraclit:  a)  Die  Grösse  des  Arbeitsbedarts, 
wie  sie  durch  die  Aufgal)en  des  L'nternelimers,  den  crstrebtm  u. 
durch  die  Koujuuktureu  mit  bediugteu  Umfang  der  Produktion 
bei  gegebenem  Stand  der  Technik  n.  der  Betriebs-  u.  Absatz- 
Organisation  bestimmt  u.  wie  sie  durch  die  (»rüsse  u.  Art  der  vcr- 
f'ügbfiren  Mittel  «los  Unternehmers,  sein  Kapital,  seine  Kredit- 
beuutzuDg,  speziell  seinen  Lnbnfon<ls  mitreist  Lohnzahlung  zu 
decken,  ermöglicht  wird;  ß)  die  Höhe  (Stärke)  der  Arbeits- 
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lelstttiiif  der  m  bescbiftigenden  Arbiter;  f^)  die  Drini^liclikeit, 
fremde  Arbeitskraft  fUr  die  Aufgaben,  welche  durchgeführt  werden 

sollf^n,  zur  Verfilmung  zu  criialten.  Jo  klt-Inor  der  Arhritsbedarf, 
je  geriuger  das  Besch/ifti^ung  von  Arbeitern  suchende  Kapital, 
speziell  der  Lohufonds  dann,  je  höher  der  Kffekt  der  Arbeitsleistuug 
der  ansuwerbeiideii  Arbeiter,  je  geringer  die  Dringlichkeit,  sie  tn 
beschafdgeiif  ist,  desto  günstiger  die  Lage  des  Arbeitgebers  dem 
Arl)tMter  gegenüber,  nur  niedrip'  L<'iliiu'  gofii^n  zu  müssrn,  sich  \>v\ 
ein»  in  dann  freilich  leicht  abt>ulut  niedrigen  U-cö<iuit|iroHt  doch  \  oiu 
lieini-rtrag  eine  höhere  Quote  als  Profitquote  sichern  zu  können; 
in  entgegengesetzten  Verbfiltnissen  wieder,  desto  ungünstiger  seine 
Lage  dem  Arbeiter  gegenüber.  Umgekehrt  gestaltet  sich  daher 
alles  tmgttnstig  n.  günstig  ilür  den  Arbeiter  gegenüber  dem  Arbeit- 
geber. 

fr)  Grösse  des  Arbeitsbedarts  u.  deren  Bewegung,  Steifferuug, 
Abnahme,  sind  zonftehet  das  entscheidende  Moment  auf  dieser  Seite  der 

Nachfrage  nach  fn  indrii  Arln  itskiäften.  aa)  Mit  dif-sor  Gn^ssf  steigt 
u.  sinkt  das  Lohnniveau  absolut  u.  relativ  als  (^uote  vorn  Produkt i(ins- 
ertrag,  ccteris  paribus,  bei  gleichem  Arbeitsangebot  u.  gleichen  Absatz- 
verhStnisscn  u.  Absatzpreisen  der  Produkte.  Nur  weil  grösserer  u. 
kleinerer  Arbeitsbedarf  häufig  gleichzeitig  mit  Hi^tterom,  grrisserem 
Absatz  u.  höheren  Absatzpreisen  u.  mit  schwüciierem  Absatz  u. 
niedrigeren  Preisen  eintritt,  wird  der  absolute  Lohn  u.  der  absolute 
Profit  aticli  Im  Stolpfon  vi.  Fallen  zfitlich  zusaininfutrofTon  u.  die  Lolm- 
u.  Profitquoten  sich  nicht  immer  im  Verhältnis  zu  einander  verschieben 
müssen,  bb)  Für  die  Arbeiter  bleibt  betreffs  ihrer  absoluten  Lohnhöhe 
stets  vermehrte  l^eschäftigung  die  Hauptsache,  leisten  ihnen 
die  Untcniobmer  dadurch,  dass  sie  im  %'olks-  u.  weltwirtschaftlichen 
Getriebe  die  Gelegenheit  für  diese  vermehrt«?  Beschäftigung  aufsuchen 
u.  die  Bedin^ngen  dafür  erföllen,  den  ökonomisch  wichtigsten  Dienst, 
ce)  Aber,  wieweit  der  Arbi  it^cbt  r  i  Im  ii.  bei  allem  Willen  u.  Wunsch 
(auch  im  eigenen  Interesse)  dazu,  tatsächlich  im  gegebenen  Zeit- 

Snnkte  auch  Arbeiter  beschäftigen,  daher  ihnen  Lohn  bestimmter 
öhe  zahlen  kann,  hängt  eben  doch  von  dem  Umfang  seines  verfüg- 
baren Kapitals  (inkl.  des  durch  Kredit  beschaffbaren)  ii.  speziell  meist 
von  der  Ii  öhe  seines  LuhiilOnils  ab.  dd;  Diese  Höhe  ist  allerdings 
keine  absolut  feste  Grösse,  lUsst  sich  eventuell,  z.  ß.  weil  es  not- 
wendig wird,  ffir  die  erforderliche  Arbeiterzahl  höhrt-n,  als  die  veran- 
schlagten Löhne  zu  zahlen,  aus  anderen  Teilen  des  dem  Arbeitgeber 
verfOgbaren  Kapitals  u.  ans  ihm  eben  selbst  (z.  B.  in  seinem  sonstigen 
Einkommen  u.  Vermfigen)  zustehenden  Mitteln  etwas  steigern,  aber 
doch  nur  in  engen  Grenzen,  auch  nur,  wenn  —  was  für  die  volks- 
wirtschaftliche Betrachtiuig  wieder  das  Eut-solieidende  ist  — ,  ein  recht- 
zeitiger U  msats  solcher  Kapitalteile  usw.  inArbeit  erkons  um  ptibilien 
m^^o-Tiih  ist  II.  wenn  enen  solche  Teile  nicht  für  die  anderweiten 
Produktionsautjgaben  (als  Verarbeitungs-,  Hiifsstojöe,  Werkzeuge, 
Maschinen  usw.)  in  deren  notwendigem  Umfang  unentbehrlich  sind. 
Daher  ist  doch  dor  Lohnfonds  nur  in  geringem  Masse  in  gepi  lient  r 
Zeit  u.  Ort  auf  diese  Weise  zu  erhöhen  it.  bildet  er  im  wesentlichen 
die  Grenze  der  A  r  beiterbeschiiftigung  in  bestimmter  Zeit 
(S.  li'.i,  144).  ce)  Auf  seine  Höhe,  seine  Zusammensetzung  aus  ge- 
eigneten ArbeiterkonsumptibiUen,  —  in  welche  eben  die  &eldl(mne  immer 
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erat  nmznsetzen  sind,  wenn  man  wiederunif  wie  notwendig,  den  einzel- 

wirtschaftlichen  durch  den  volkswirtschaftlichen  Standpunkt  der  Be- 
trachtung ersetzt  —  ist  nun  aber,  wie  auf  V^orhandensoin,  Art  n  Men^e 
aller  naturalen  Güter,  welche  in  der  Froduktiou  gebraucht  werden,  die 
frühere,  die  bisherige  Richtune  der  Produktion  o.  darauf 
die  bestehende  Einkommen-  u.  v  ermöjrensverteilun^,  soweit 
sie  die  Nachfrage  nach  bestimmtenArten  von  Gütern  zuriulge  hat, 
▼on  Einflnss.  Eme  bisher  schon  gut  gelohnte  ArbeiterbevOlkerung,  welche 
über  eine  <xi"'issere  Quote  des  ganzen  Volkseinkommens  verfüüt,  wirkt 
durch  die  von  ihr  für  ihre  Bedürfhisbefriediffung  ausgehende  Nachfrage 
nach  grösseren  Mengen  geeigneter  Arbeiterkonsnmptibilien  darauf  hm, 
dass  eben  auch  solche  Güter  reichlich  produziert  werden.  Im  ent- 
prenrengesetzen  Fall,  bei  einer  schlecht  gelohnten  ArbeitorbevÖlkenin<2;, 
der  nur  eine  kleine  Qu'^te  des  Volkseinkommens  zutäUt,  bewegt  sicli 
dagegen  die  Produktion  in  stärkerem  Masse  in  der  Richtung,  Kon- 
Sumjjtibillcn  (Genussgüter  im  weitesten  Sinne)  der  übrigen,  durch- 
schnittlich wohlhabenderen  Bevölkerung  herzustellen.  Hier  zeigt  sich 
daher,  dass  die  ArfoeiterbeTdikerung  an  einer  ihr  gflnstigeren  Verteilung 
von  Volkseinkommen  u.  -Vei-mö^n-n  auch  wej^en  der  Rückwirkung 
auf  die  Richtung  der  l^roduktion  u.  damit  auf  die  Bildung  des 
volkswirtschaftlichen  Lolinfonds  ein  wesentliches  luteresse  hat. 

li)  Die  Höhe  der  Arbeitsleistung  der  zu  beschäftigenden  Arbeiter 
kommt  Iner  im  gegebenen  Zeitpunkte  beim  Arbeitgeber  in  um- 
gekehrtem Verhältnis  zu  seinen  Gunsten  u.  zu  Ungunsten  des  Arbeiters 
in  Betracht  wie  beim  Arbeiter  u.  vice  versa,  also  wie  oben  (S.  ^0  bei  ß) 
dargeleg^t  worden.  Grf)ssere  Durchschnittsleistung  der  Arbeiter,  also 
höhere  Fähigkeit  u.  stärkere  Arbeitslust,  wirken  ebenso  wie  grössere 
Arbeiterzahl,  die  bescMftigt  werden  will,  als  stärkeres  Angebot, 
schwächere  Durchschnittsleistung  als  schwächeres  Angebot  bei  einem 
bestimmten  Arbeitspensum  ein,  im  ersten  Fall  also  tu  Gunsten,  im  zweiten 
zu  Ungunsten  des  Arbeitgebers,  umgekehrt  beim  Arbeiter.  Das  lucrin 
liegende  scheinbare  Paradoxon  ist  wie  oben  geschehen  zu  erledigen. 

y)  Die  OTössere  u.  geringere  Drini^Iichkeit  des  Arbeitsbetliirfs, 
die  NotwencUgkoit,  wegen  Unaufschiebhchkeit  der  Arbeitsleistung, 
diesen  Bedarf  sofort  zn  decken,  oder  die  Autischiebbarkeit  dieser  Deckung 
spielen  für  die  Lohnj^rstaltuntr  auf  Seite  des  Arbeit fi;ebers  die  prinzipiell 
gleiche  Rolle,  nur  in  umgekehrter  Richtung,  wie  auf  Seite  des  Arbeiters, 
aa)  Praktisch  sind  daher  hier  von  ungünstigem  Einfluss  für  den  Arbeit- 

feber  u.  von  günstigem  für  den  Arbeiter:  uu)  Abhängigkeit  der 
roduktion  von  Naturereignissen,  indem  Gefahr  im  Verzug  ist,  so  bes. 
in  der  Landwirtschaft  bei  der  Ernt(?arbeit,  mit  nicht  selten  exti*em 
hohen  Löhnen,  welche  eine  Ausbeutung  des  Arbeitgebers  durch  den 
Arbeiter  darstellen  (ähnlich  bei  KetUinf^sarbeiten,  Üebcrschwemraungen, 
Feuer,  Not  auf  See  u.  dgl.);  i^ii)  Gebundenheit  des  Unternehmers  an 
bestimmte  Termine  fflr  die  Ablieferung  der  fertigen  Produkte,  wodurch 
Zwangslagen  für  den  LJntemehmer  auch  seinen  Arbeitern  gegenüber 
entstehen,  eine  von  diesen  öfters  ausgenutzte  Sachlage;  yy)  Not- 
wendigkeit rascher  Ausnutzung  günstiger,  vielleicht  schon  dem  Ab- 
lauf naher  Produktions-  u.  Absatz-,  auch  Absatzpreis-Konjunkturen 
mit  ihren  höheren  rrcwiiunhanccn  füi-  den  rnteiTiehmer,  wodurch  für 
diesen  ähnhche  Zwangslagen  gegenüber  den  Arbeitern  entstehen  u.  von 
diesen  zu  ihrem  Vorteil  ausgenutzt  werden  können,  bb)  Ein  Haupt- 
mittel der  Arbeitgeber  für  die  Stärkung  ihrer  Popiti  ti  im  Interessen 
kämpf  um  die  Lohnhöhe  den  Arbeitern  gegenüber  ist  auch  hier  die 
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Organisation  der  Arbeitsnachfrage  mit  den  bezfiglichon  Ein- 
richtungen daffir  (Arbeitgebervorbändc  u.  Arbeitsvermittlung^ 
Rpgelun^^  der  Konkurrenz  unter  den  üuternehniern.  Kartelle  usw.), 
alles  ein  Seiten-  u.  Gegenstflck  gegtti  die  OrganisatioDea  der  Arbeiter. 
Auch  darüber  in  §  G7. 

3.  Ausfrleic  h  n  n  von  Arbeitsangebot  u.  Arbeits- 
nachf'rafje.  Unter  dem  Üinfluss  der  dargelegten  auf  beiden  Seiten 
massgebenden  Umstünde  reagieren  nun  Angebots«  u.  Nachfragesdte 
aufeinander  u.  kommen  Bchliesslich  zu  einer  gewissen  Ausgleichung, 
aus  welcher  im  einzelnen  Zeitpunkte  eine  bestimmte  Lohn- 
gestaltung  resultiert.  Das  vollzieht  sich  wie  beim  allgemeinen 
(Vertrags-)  Warenpreis.  Der  Lohn  für  die  „Ware'*  Arbeit  ist  eben 
hier  ein  Spezial&ill  des  Preises,  das  sogen.  „Lohngesets"  im  freien 
Verkehr  ein  Spezialfall  des  Preisgesetzes  (8.  222). 

0*    Der    Profit   im  einzelnen  Zei^unkte.    Sind  die 

übrigen  eTitsclieklenden  Momente  gegeben  —  KoluM-trap^,  anderwoite 
Produktionskoöteu,  eigentlich  volkswirtschatilicher  Reinertrag, 
Absatzpreise,  Erlös  — ,  so  wird  dann  auch  hier  der  Profit  dui'ch 
denjenigen  Ucberschuss  (Ii estwert)  gebildet,  welcher  nach 
Zahlung  des  Lohns  übrig  geblieben  ist  u.  in  der  sich  hiernach  er- 
gebenden absoluten  u.,  bei  Vcranschlagimpr  auf  das  Geschäftskapital, 
relativen  Höhe  (Kcntabilitätsfuss,  jeuaciidem  unter  Einrechuung 
oder  mit  fiktivem  Abzug  des  Untemehmergewinns).  Das  den  Ftou 
u.  seine  Höbe  bestimmende  kausale  Moment  ist  also,  bei  Annahme 
bestimmter  gegebener  Vcrliältnissc,  wie  der  genannten,  der  Lohn 
u.  dessen  Höhn.  Die  ganze  Verteilung  des  Produktionsertrags 
regelt  sich  somit  nach  dem  Lohn»  in  der  einzelnen  Unternehmung^ 
wie  in  der  ganzen  Volkswirtschaft,  das  Lohngesetz  wird  zom  all' 
gemeinen  VerCeilnng^esets. 

D.  Dauernde  Kichtung-  der  Lohngestaltung  im  Zeit- 
verlauf (von  den  Fftllcn  in  §  67  liier  ziniäelist  abgesehen).  1.  Die 
massgebenden  Faktoren  für  diese  liiclitung,  daher  implicite  auch 
für  diejenige  der  Profitgcstaltung,  ergeben  sich  aus  den  voraus- 
gehenden Ansflilirungen.  a)  Für  die  absolute  ^Wert-)  Höhe  von 
Lohn  und  Profit  sind  entscheidend:  et)  die  Produktivität  der 
Arln  it  dnhor  aucli  (i)  der  Entwicklun«rs«rang  der  Technik,  der 
Bell  lebsoj-^anisatiou,  y)  die  v(m  diesen  beiden  Momenten  mit  ab- 
han^^ige  Hübe  der  natürlichen  (notwendigen)  Produktionskosten, 
6)  die  Gestaltung  der  Absatzpreise  der  Produkte,  c)  danach  die 
Ilöhe  des  Erlöses,  schliesslich  C)  die  Uöhe  des  verbleibenden  volks - 
wirtschaftliclien  Rcinerti-ags  (in  Naturalien  n.  in  (told  berechnet), 
b)  Für  die  relative  Höhe  von  Lohn  u.  Profit,  wie  sich  beide  als 
Quoten  vom  Reinertrug,  bzw.  dem  Erlös  dafür,  unter  Arbeiter  u, 
kapitalistische  Unternclnncr  verteilen,  ferner  c)  für  die  absolute 
Durchschnittshöhe  des  Ein^sellobns  u.  d)  für  die  rdativr  Höhe  des 
Profits  im  Verluihnis  zum  Gesch/iftskapital  (Rontaliilitätstuss)  sind 
entscheidend:  aj  die  bisherige  Kichiun^  der  Produktion  bezüglich 
der  Arten  der  Güter  (Arbeiterkonsumptibilien,  sachliche  Produktions* 
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mittel,  Genussgüter  der  übrigen,  insbes.  der  wohlhabenderen  Be^ 
völkerung  mit  durchschnittlich  das  Lohneinkommen  in  Höhe  über- 
treffendem u.  z.  T.  —  wiedor  in  volks wirtschaftlicher  im  Unter- 
schied von  einzelw  irtbchaf'tlicher  Beti'achtung  —  aus  anderen  Gütera 
üIb  ArbeiterkoiisumptibUien  bestehendem  Einkommen);  ß)  die  Grösse 
II.  Art  der  Kapitalbildung,  speideil  des  ans  Arbeiterkonsumptibilien 
in  volkswirtschaftlicher  Betrachtung  hestelienderj  \  <  Ikswirtschaft- 
licben  Lohnfonds;  die  l^evöIkernngsbewcL'Tiii^^  (natürliche  u. 
Wanderungs-)}  ö)  ob  u.  wieweit  hier  auch  Organisation  der  Arbeiter 
(Gewerkvereine)  a.  der  Arbeitgeber  (Verbünde  soleber)  auf  die 
Lohn-  u.  Profitgestaltung  im  Zeitverlauf  vom  KinflttSS  sind,  bleibt 
für  die  Außtininingen  in  §  67  noch  zn  entscheiden  vorbehalten. 

2.  WaR  liiernacl)  für  die  Arbeiter  betreffs  der  dauernden 
Kichtung  der  Lüliugestahung  u.  für  die  Unternehmer  betretin  der  der 
Profitgestaltnng  günstig  n.  ungünstig:  ist,  ergibt  sich  aus  den 
früheren  Ausfuhrungen,  a)  Für  beide  Teile  ist  die  absolut© 
Einkommenhöhe  von  günstiger  Gestaltung  der  Produktivität  der 
Arbeit  u.  von  allem,  was  damit  znsammeniiängt  (  vorige  No.  1,  a),  be- 
dingt, b)  Für  die  Verteilung  eines  gegebenen  Produktions- 
ertrags, daher  wieder  fttr  die  relative  Lohn*  u.  Fh>fitgestaltung 
als  Quoten  dieses  Ertrags,  ist  fittr  die  Arbeiter  vor  allem  günstig: 
a)  eine  lan<jsaino  Bevölkor!in;rsvertnehrung,  namentlich  nur  eine 
hinter  der  Vermehrung  des  Prtiduktions-Reinertrags  u.  des  Lohn- 
fonds zurückbleibende,  dann  auch,  ß)  eine  Kichtung  der  Pjroduktion 
stark  auf  Arbeiterkonsiraiptibilien  hin  (was  eben  in  Wechsel- 
wirkung mit  absoluter  n.  relativer  Lohnhöhe  steht),  ferner  (in 
Antizipation  der  Ergebnisse  der  Erörternnf,'  in  §  67)  eine  starke 
Arbeiterorganisation,  bes.  zur  Regelung  des  Arbeitsangebots  u. 
namentlich  eine  der  analogen  Org^misation  der  Arbeitgeber,  hier 
bes.  ssur  Begelung  der  ArbeitsnachtVage,  an  Macht  überlegene, 
c)  Für  den  einzelnen  Arbeiter  ist  endlich  giiiiRtig  bei  gegebenem 
Prnduktions-Reinertrag  (n.  Erlös)  n.  gegebener  Verteilung'  dieses 
Ertrags  zwischen  Arbeitern  u.  kapitalistischen  Unternehmern  als 
Lohn  u,  IVofit,  daher  auch  wieder  nir  die  absolute  Höhne  seines 
Lohns,  die  Zahl  der  Arbiter,  welche  sich  in  diese  Lohnquote  au. 
teilen  haben,  mithin  praktisch  im  Zeil  \  erlauf  wieder  eine  nicht  xu. 


zusammen  (3.  72  fr.).    e)  Was  bei  den  Punkten  b  u.  c  lür  den 

Arbeiter  u.  seinen  Lohn  günstig  i^!  für  den  Unternehmer  u.  seinen 

J'rofit  ungünstig,  fj  Was  nmgekehrt  hier  günstig  für  den  Profit, 
dort  ungünstig  iür  den  Lohn  die  zeitliche  Entwicklung  beider  be- 
einfliisst,  ergibt  sich  eiui'acli. 

E.  Das  sogen,  „eiierne  Lohngesetz". 

Bekannter  Ausdruck  Lassalles,  lan^e  in  der  sozialis^schen 
Theorie  u.  Agitation  (Parteiprogramm)  der  deutschen  Sozialdemokratie 
der  springende  Punkt.  Daraus  abpreleitet  eine  Tlirnrie  der  notwendigen 
„Verelendung"  der  Lage  der  Arbeiter  im  privatkapitalist.  Wirtschaita- 
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System.  DasGtosetK  selbst  ist  neuerdings  auok  vonder  Sozialist.  Theorie 
fallen  gelassen,  auch  im  Erfurter  Programm  der  Sozial-Demokratie 
verschwunden,  wesentlich  mit  auf  Anregungen  von  K.  Marx.  Er 
stutzt  sdne  Polemik  gegen  das  Gesetz  nicht  sowohl  auf  günstigere  Er» 
fahnmgstatsachon,  als  auf  cL^n  Hinweis,  da^s  das  „•'lierne  Lohngesetz" 
impUcite  auf  der  Malthus'schen  Bevölkeiiingslehre  beruhe  u.  deshalb, 
wie  diese  selbst,  unriditk:  sei.  Letzteres  ist  aber  eine  falsclie  6e> 
hauptuug.  der  Hinweis  auf  Malthus  genügt  also  nicht  zur  Verwerfung 
des  Gesetzes.  Viehnehr  bleibt  f^eraae  in  diesem  Gesetz  ein  richtiger 
Keru  bestehen,  der  mit  Malthus'  Lehre  zusammenhängt  u.  richtig  ist, 
weil  u.  soweit  als  diese  Lehre  richtig  ist,  daher,  „weil  Malthus  im 
wesentlichen  recht  bphfUt"  (o.  S.  82).  Der  theoretisehe  n.  praktisch 
agitatorische  Öoziahsmus  bewegt  sicü  hier  dem  Bevölkerungsproblcm 
gegenober  teils  in  optimisfiseben  lUnsionen,  teils  treibt  er  Vo^eistrauss- 

Eofitik.  Der  Kern  Wahrheit  im  ehernen  Lohngesetz  ist  em  Ilaupt- 
eweismoment  gegen  die  praktische  Verwirklichung  der  Sozialist.  Ge- 
danken u.  Pläne  als  eines  definitiven  Abhilfmittels  gegen  ökonomische 
XL.  soziale  Ufiss*  u.  Notstände. 

1.  Nach  diesem  „ehernen  Lohngeeetz*'  bewegt  sich  der  Lohn 

(effektiver  Lolin  in  seinem  absolnten  Betrajr)  in  imserem  System  der 
Avirtschaf'tliclien  Kedit'^ordnuni;.  bes.  in  der  privatwirtschattlichen 
Organisation  mit  Pnvaieigentum  au  ßachlichcu  Produktionsmitteln  u. 
mit  Profit-  n.  Renteneinkommen  für  die  besitzenden  Klassen,  immer 
nur  um  das  oben  abgeleitete  notwendige  Lohnminimum  herum, 
sinkt  zwar  niclit  dauernd  darunter  u.  kann  das,  aus  den  oben  dar- 
geiegteu  u.  von  deu  Vertretern  des  Gesetzes  anerkannten  Gründen 
auch  nicht,  aber  steigt  auch  nur  vorübergeheud  darüber,  uui  bald 
wieder  auf  das  Minimum  zu  sinken. 

2.  Dies  Glesete  wird  von  seinen  Vertretern,  speziell  von  Lassalle, 

als  allgemein  von  der  klassischen  Nationalökonomie  aufgestellt, 
speziell  als  Kern  der  Ricardoschen  Lohnlebre  n.  Verteilungstheorie 
angesehen  u.  als  in  <ler  „ganzen  wissenschatlliclien  Xat. Ökonomie" 
anerkannt  bezeichnet.  3.  Der  Gruud  dieses  Gesetzes  u.  damit  der 
darin  ausgedrückten  hoffnungslosen  ökonomischen  u.  sozialen  Lage 
der  ganzen  Lohnarbeiterklaase  wird  in  dem  bestehenden,  dem 
„privatkapitalistischen"  System  unserer  Volkswirtschaften  gefunden, 
weil  dieses  den  „Raub  aus  dem  Arbeitserträge  an  den  Arbeitern" 
in  Form  des  Protits  u.  der  Rente  ermögliche,  ja  notwendig  mache. 
Daher  denn  auch  hier  die  Konsec[uenz:  „ibrt  mit  dem  Privat« 
eigentum*',  „Vergesellschaftung  der  Produktionsmittelt  der  Produktion 
selbst,  der  ganzen  Verteilung  des  Ertrags/' 

Hier  tritt  der  Zusammenhang  mit  der  Sozialist.  Wertlehre  hervor, 
zeigt  sich  aber  auch  wieder  die  petitio  principii  dieser  Lehre  in  ihrer 
blosstii  Aimahme  der  allein  den  Wert  des  Ertrags  schafifenden  Arbeit  der 
(ausfühi-endt-ni  Arbeiter  (o.  S.  ;5L  S.  2.">:)  fT.l  Lassall.-  selbst  hat  nicht 
alle  Konsequenzen  gezogen,  seine  Forderung  von  Arbeiterproduktiv- 
genossenschaften würde  m  ihrer  —  übrigens  auch  nicht  entfernt  all- 
gemein ausführbaren  —  Verwirklichung  eigentlich  nur  die  Profite  u. 
Renten  der  bisherigen  Bezieher  auf  die  Mitglieder  dieser  Genossen- 
schaften übcrti*agen.    Dann  würden  sie  doch  auch  nicht  der  ganzen 
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Bevölkerung  zu  Gute  kommen.  Das  Konsequentere  ist  die  volle  Ver- 
geaeUschaftung  aller  FrodnktiooaiiiitteL 

4.  Das  Moderne  Lohngeaets^*  ist  aber  nielit  die  Lehre  der 

klassischen  Nat.Oekonomie,  sondern  nur  ein  ftlaeher  Schluss  ans 

der  richtigen  I^ehre  vom  bleibenden  Lolinminitnum.  a)  In  dieser 
Lehre  wird  nicht  behauptet,  dass  der  wirkliche  Lohn  nicht  auch 
über  dies  Minimum  steigen,  noch  dass  er  dauernd  gar  nicht  höher 
stellen  kSn  ne.  b)  Es  wird  vielmehr  nnr  richtig  diuranf  bineewieaen, 
dass  ein  solches,  vorübergehendes  wie  sehr  wohl  mögliches  andl 
(lauerndes  Höherstehen  rlas  Lohns  von  gewissen  Bedingungen 
abhängen,  welche  erfüllt  werden  müssen,  wenn  der  Lohn  so 
stehen  u.  so  hoch  blähen,  auch  weiter  steigen  solle,  aber  von  Be- 
dingungen, welche  auch  erfüllt  werden  kennen,  aaeh  von  Seiten 
der  Arbeiterklasse,  c)  Diese  Bedingungen  sind  die  für  günstige 
Lohugestaltung  im  Vorausjrelienden  dargelegten,  ä)  Besonders  ge- 
hört dazu  nach  der  kkäsischen  u.  der  gesamten  urteilsfähigen 
wissenschaftlichen  Nat.-Ökonomie  auch  eine  entsprechende 
Bevölkerungsbewegung,  namentlich  eine  solche,  welche  sieb 
hinter  dem  Fortgang  der  Produktion  u.  ihres  Ertrags,  Buch  der 
Kapital-  u.  Lohnfbndsbildung,  hSlt.  e)  Eine  sok-lie  Anpassung 
der  bevöikerungsbewegung  an  die  Bewegung  des  Volkseinkommens 
~~  woranf  sehK^sIich  Alles  hinauskommt  —  ist  aber  nach  der  Lehre 
der  wissenschaftlichen  Natökonomie  recht  wohl  möglich  n.  f)  ist 
auch  die  dauernde  Voraussetzung  günstiger  Lohngestaltung,  g)  Nur 
mit  Rücksicht  auf  die  vielfachen  tatsächlichen  Erfahrungen 
hinsichtlich  der  Yolksvermehrung,  der  darin  sich  äussernden 
Tendena  der  Doberholung  des  Unterhaltsspielranms  durch  die 
Berölkernngsvermelurung  bleibt  danach  als  Kern  des  ehernen  Lohn- 
gesetzes der  Satz,  dass  eine  g-ewisse  Tendenz  des  Lohns,  sich 
immer  wieder  dem  Minimum  zu  nähern,  bestehe,  h)  Diese 
„Tendenz'^  ist  aber  kein  festes,  gar  Naturgesetz,  sondern  eben  nur 
eine  Tendenz,  die  sieb  unter  Einfluss  menscbliclien  Trieblebens  leicht 
yerwirklicht,  aber  nicht  notwendig  verwirklichen  mnss.  i)  Daraus 
wird  mit  Kecht  eine  Warnung^  u.  auch  eine  Mahnung,  diese  gerade 
allerdings  auch  an  die  Arbeit<'r  selbst,  abgeleitet  u.  begründet,  dass 
nämhch  zu  rasche  Yolksvermehrung  Gefahren  für  die 
Lobngestaltung  in  sich  schliesse  n.  daher  vermieden  werden 
müsse,  wenn  die  Löhne  günstig^  werden  u.  bleiben  sollen,  k)  Gerade 
die  Arbeiterklasse  sollte  das  nicht  verkennen,  wird  aber  auch  hier 
durch  die  optimistische,  antimaitlnis  srlie  Bevölkerun<rstheoric  des 
Sozialismus  irregeleitet.  Was  sie  von  der  Wanderungsbewegung 
anerkennt,  sieht  sie  fölschlicb  bei  der  auf  die  l&ner  noch 
wichtigeren  natürlichen  Bewegung  der  Bevölkerung  nicht  ein« 

5.  Dieser  Zusammenhang  zwisclien  der  Bev/ilkernngs- 
bewegung  u.  dem  Arbeitslohn  ist  wieder  der  Punkt  von 
universeller  Bedeutung  für  die  Jjohn-  u.  Verteilungstheorie,  in 
Uebereinstimmung  mit  den  Ergebnissen  dar  volkswirtsckaftlichen 
Bevölkerungstheorie  (§  18, 8.72—82).  a)  Soweit  demnach  im  „ehernen 
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Lohngesetz^'  ein  richtiger  Kern  verbleibt,  behält  dieses  Gesetz  da- 
her auch  eine  allgemeinste  Bedeutung  für  jede  denkbäre 
Organisation  der  Volkswirtschaft  in  Zoknnft,  wie  es  sie  &it  die 

Vergangenheit  besessen  hat  u.  für  die  Gehren  wart  besitzt,  b)  Namentlich 
für  eine  sozialistische  Organisation,  im  ,, Sozialstaat",  imiss 
da»  immer  wieder  schart  betont  werden:  das  DurchBchnittseinkomiuen 
der  ganzen  Bevölkerung  würde  hier,  wo  keinerlei  Profit,  Rente 
u.  dgl.  an  Besitzende  abfiele,  doch  ebenfalls,  gans  wie  das  in 
Lohn  allein  bestehende  Durchsclmittseinkomnicn  der  Arbeiter- 
bevölkcrunjif  in  imseren  „privatkapitalistischen"  Volkswirtschaften, 
von  jenen  im  V  orna stehenden  dargelegten  Faktoren  abhauten:  da« 
in  der  BeT^lkerungslebre  oben  schon  abgeleitete  „Quotienten- 
Verhältnis^*'  entscheidet  eben  unter  aUen  Umständen,  wo  der 
(volkswirtBchaftliclie)  Reinertrag,  der  ganze  im-  „Sozialstaat",  der 
um  den  Profit  usw.  für  die  Arbeiter  verkürzte  Eirtrag.  bezw. 
der  Erlös  datür,  in  unseren  Volkswirtschaften,  der  Dividendus, 
die  Zahl  der  Teilnehmer  („Genossen'*,  Arbeiter)  der  Divisor,  die 
Höhe  des  Individualeinkommens  („Genossenanteils**,  Konsumptions- 
fondsanteiis,  Arbeitslohns)  der  Quotient  aus  der  Division  ist  (o.  S.  74 
bei  B).  c)  Darüber  hilft  nichts  hiuwejc,  auch  nicht  die  „Konfiskation 
•des  Frivatvermögens",  die  „Expropriation  der  Expropriateure"  im 
Marzschen  Jargon,  d)  Im  Gegenteil  droht  aus  den  wiederholt  dar» 
gelegten  Gründen  die  ökonomische  Gesamtlage  von  Volk  u,  Volks- 
wirtschaft u.  die  Durchschnittslage  jedes  Einzelnen,  jiidcr  Familie, 
Jedes  „Genossen"  im  „Sozialstaat"  schlechter  zu  werden,  weil  die 
Ueberholmig  der  .UnterhaltsmitteV Vermehrung  dnrcfa  die  Volks- 
yermehrong  bei  mutmasslicliem  langsameren  Fortschritt  jener  u.  noch 
rascherer  u.  stärkerer  Steigerung  dieser  wahrscheinlicher  als  das 
Gegenteil  ist  u.  das  „Quotientenverhältnis"  sich  so  unvermeidlich 
noch  ungünstiger  stellen  würde,  als  bei  selbst  üblen  Verhaltnissen 
in  unseren  lieuti|j;en  VoUcswirtsehalteB. 

F.  Tendenzen  der  Lohnge8taltnngu.tat8Mc]iliche  Lohn- 

Verhältnisse  auf  verschiedenen  Wirtschafts-  U.  Kultur- 
stufen. Hier  zeigen  die  ilar^'eleg:ten  Faktoren  den  angedeuteten 
Eintiuss,  die  Schlüsse  des  deduktiven  Verfahrens  finden  ihre 
Bestätigung  durch  die  Beobachtung.  Beherrsciiend  erweist  sich 
Überall  das  „Qnotientenverhältnis**,  die  Bevölkerungsbewegung  im 
Verhältnis  zur  Ertragsbewegung. 

Uebereinstimmun^  der  Ergebnisse  <h  r  klassisclioa  Lohn-  u.  Ver- 
teilungstheorie mit  den  „Forschungen"  der  wirtschafts-historischen  Schule 


danach  in  kurzer  Zusammeufaüüung  der  Hauptpunkte  das  Folgende. 

1.  Am  Günstigsten  stellen  sich  die  Lohnverhältnisses  u.  die 
ganze  ökonomische  u.,  soweit  davon  bedingt,  soaiale  Lage  der 
arbeitenden  Klassen  in  „jungen",  rasch  aufblühenden  fruchtbaren 
Kolonialländem,  welche  von  den  energischsten  Elementen  tüchtiger 
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Bevölkerung  alter  Kulturländer  besiedelt  werden,  nicht  in  den  schon 
reidheten,  aber  in  den  am  rasebesten  sich  bereiehernden  Lindern 

(A.  Smith). 

a)  Alle  ßedingunj^on  dafür  sind  hier  erfüllt:  a)  genügende  Rechts- 
sicherneit,  freie  wirtschaftliche  Bewegung;  ß)  vollkommeae  Produktions- 
methoden, deren  Fortsdiritt  fi^erade  durch  Arbcitsmangel  u.  hohe  Lohne 
begünstigt  wird  (Xordamerlka) ;  y)  fruchtbarer  Boden  in  grosser,  einst- 
weilen DQcist  den  absehbaren  Bedarf  übersteigender  Ausdeiinung  u.  Zu- 

fänglichkeit,  so  noch  in  extensivem  Betrieb,  oei  geringer  Wirksamkeit 
es  Bodeng:e8etzes;  J)  kleine  Volksdicntigkeit,  räumlich  weitere 
Besiedlung,  inn«'re  Wanderung,  sobald  die  Verhältnisse  des  Erwerbs 
schwieriger  werden  (Zug  nach  Westen  in  Nordamerika);  t)  sozial  freie 
Stellung  der  Arbeiterklasse,  volles  Organisationsrecht,  kein  Ballast  alter 
Tradition,  alter  V^orrechte,  Gerechtsame  iGothes  Wort:  „Amerika,  du 
hast  es  besser^^  usw.).  b)  Alles  das  ist  lange  genügend  auch  für  Er- 
haltung günstiger  Lage,  selbst  trotz  rascher,  marker  natürlicher 
Volkivermelmmg  u.  Masseneinwanderung,  auch  trotz  hoher  Profite. 
Löhne  u.  Profite  sind  beide  absolut  noch,  bei  hohem  Keinertrac, 
c)  Als  günstig  kommt  hinzu  rasche  u.  grosso  Zunahme  des  NationaL- 
Jcapitals,  aus  Ersparnissen  der  arbeitenden  Klassen  u.  aus  hohen 
Geschäftsprofiten,  des  Kapitals,  das  dann  nach  Beschäftigung  sucht  u.  so 
für  die  Arbeiter  die  Nachfrage  mit  steigert,  wähi-end  die  hohen  Löhne 
der  arbeitenden  Klassen  der  nationalen  Produktion  stark  die  Biehtm^ 
auf  Arbeiterkonsumptibilien  hin  geben.  Die  Schilderungen  norcP 
amerikanischer  (trotz  so  lauger  u.  in  den  Südstaaten  so  starker 
Ecmkwrenz  der  NegersklayereiX  australischer  Verhältnisse,  bes.  ans  der 
ßehon  etwas  zurückliegenden  Zeit  liefern  tatsächliche  Belege,  d)  Al)er 
die  allmähliche  Vermehrung  der  Bevölkerung,  die  Steigerung  der  Volks- 
dichte in  weiten  (iebieten,  die  lokale  Konzentration  in  grossen  Städten, 
die  Beschränkung  des  weiteren  Fortzugs  nach  Ausdehnung  der  Besiedlung, 
die  Notwendigkeit  den  landwirtschattl.  Betrieb  intensiver  zu  gestalten, 
die  Bescblagnahme  des  Bodens  durch  Spekulanten,  die  Entwicklung  des 
Privateigentums  daran  u.  der  Rente,  die  Belastung  des  Bodens  mit 
Kaufrenten  auch  —  u.  gerade!  —  in  der  neuen  Welt  (Spekulation  in 
westem  lands  and  townlots)  bringen  die  Verhältnisse,  im  alLgemeiuen 
.u.  speziell  bei  den  arbeitenden  Klassen  denen  der  alten  KultorlSnder 
schon  nBher.  e)  Fortdaaer  der  Masseneinwanderung,  die  früher  gern 
gesehen  u.  eine  Bedingung  rascherer  volkswirtschaftlicher  Entwicklung 
war,  wird  nun  mehr  u.  mehr  als  lästige  Konkurrenz  empfunden,  vollends 
aus  Ländern  mit  niedriger  Lebenshaltung  u.  niedriger  Kultur  der 
Bevölkerung.  Steigende  Animosität  gegen  die  „Fremden^',  nicht 
nur  aus  nationalen,  reÜgiösen,  pohtischen  Gegensätzen,  sondern  aus 
wirtschaftlichem  Literessengegensatz  gegen  die  „Lohndrficker**  macht 
sich  geltend.  Hemmung  derEinwanderungdunli  Gesetze  u.  Verwaltungs- 
massregelu  erfolgt  (Verein.  Staaten),  f)  T)ie  Fortdauer  günstiger  Lohn- 
verhältnisse, vollends  deren  weitere  Verbesserung,  wircf  so  immer  mehr 
an  dieselben  Bedingungen  geknüpft,  wie  in  den  alten  Kulturländern 
(Osten,  bes.  atlant.  Küstengebiete  der  Verein.  Staaten) 

2.  In  solciieu  „alten"  Ländern  können  ebenfalls  die  Lohn- 
verhältnisse günstig  liegen,  aber  es  ist  das  an  sich  u.  zumal  auf 
die  Dauer  an  viel  s(mwerere  u.  verwickeitere  Bedingungen  geknüpft, 
die  zu  erfüllen  u.  vollends  deren  Erfüllung  dauenid  zu  verbürgen, 
eine  weit  schwierigere  Au%abe  ist.  Das  belegen  die  im  ganzen 
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gfttmdgen  Entwicklungen  in  Europa,  znerst  in  England,  dann  andx 
in  West-  u.  Mitteleuropa  im  19.  Jabili.,  in  Denftschknd  zumal  im 
leisten  Menschenalter. 

a)  Hier  ist  der  Grund  u.  Boden  meist  ganz  besiedelt,  grösstenteils 
in  Privateigentum  übergegangen,  namentlich  der  agrarische,  der  städtische, 
die  Bevölkerung  ist  grosser,  ^e  Didite,  die  städtisclie  Konzentration 
stärker.  (()  Da  sind  es  nur  sehr  grosso  technische  Fortschritte 
in  Ackerbau  u.  Industrie  sowie  im  Verkehrswesen  u.  eine  bedeutende 
soäale  Freiheit  aueh  der  Arbeiterklassen,  welche  höhere  Lohne,  deren 
Fortdauer  u.  weitere  Steigeruni?  ermögliclien.  ,1^)  Aber  daffir  eben  die 
schwierigen  Bedingungen  dauernd  /u  erfüllen,  ist  der  kritische  Punkt, 
nameatlich  bei  starker  weiterer  ^  olksvermehrung,  welche  in  der  alten 
Welt  meist  nur  die  Folge  von  Geburtsüberschttesen,  in  der  neuen  «u* 
gleich  mit  die  Folge  von  Masseneinwnndprung  ist.  y)  Bei  noch  ganz 
vorherrschender  agrarischer  £eschättiguug  der  Bevölkei-ung,  im 
„Agrarstaat",  ist  bald  eine  Grenze  erreidit,  wo  die  Bevölkerung 
nicht  mehr  yenug  Boden  hat  u.  doch  nur  in  beschränktem  Masse  eine 
Abhilfe  in  verbessertem  Anbau,  in  intensiverer  Landwirtschaft  finden  kanUi 
selbst  bei  Vorhandensdn  genügender  technischer  Kenntnis  u.  fortschritt* 
Heben  Sinnes,  weil  die  Produktion  sich  dabei  zu  sehr  verteuert.  Vor- 
herrschen von  Grossfrnindbesitz  kann  die  T  anrf  crsclnveren,  aber  auch 
der  Kleinbesitz  nicht  (lauernd  abhelfen,  zumal  ijei  grosser  Geburtsziffer. 
(Die  übermässig  starke  Volks  Vermehrung  im  heutigen  Russland  aof 
dem  Lande  ist  wohl  an  dem  Notstande  der  Bauernschaft  mit  schuld. 
,,Neue  Landzuteilung"  wird  da  auch  nur  ein  Palliativ  von  nicht  allzu 
iai^er  Wirkung  sein). 

b)  Bei  starker  Entwicklung  der  Industrie,  grosser  Beteiligung  am 
auswärtigen  Handel,  im  „Industriestaat"  mit  grösserer,  wachsender 
Einfuhr  von  Nahrmagsmitteln  u.  Koh-  u.  Hilf8sto£^n  aus  dem  Ausland, 
schliesslich  aus  den  fernsten  Gebieten  u.  mit  Ausfuhr  von  Fabrikaten 

zur  Bezahlung,  kann  wohl  mit  dein  hier  oft  stark  steigendem  Volks- 
reichtum auch  die  Lage  der  arbeitenden  Klassen  sich  sehr  heben  u. 
immer  noch  günstiger  werden  u.  so  bleiben,  solange  diese 
Verhältnisse  dauern,  namentlich  solange  ein  Laad  u.  seme  Volks- 
wirtschaft hier  eine  «jewisse  Monopolstell tmg  einnehmen.  Diese  führt 
dann  eben  mehr  oder  weniger  zur  wirtschaftlichen  Ausbeutung 
der  Fremde,  der  ihre  Produkte  wohlfeil,  unter  den  vollen  Kosten, 
abgenmgon  u.  die  Ihr  zi: er führten  teuer,  über  den  normalen  Kosten,  auf- 
gedrungen werden.  Gewiune  am  Zwischenhandel  mit  den  aus  anderen 
Lftndem  mit  zum  Absatz  in  der  Fremde  bezogenen  u.  mit  den  nach 
diesen  Ländern  aus  der  Fremde  ilbermittelten  Waren  (Kolonialwaren, 
tropische,  subtropische,  auch  Industi  ioprodukte,  so  ehemals  des  Orients) 
treten  hinzu,  k)  Wesentlich  so  erklärt  sich  der  Gewinn  im  älteren  aus- 
wftrtigen»  auch  Kolonialhandel,  im  Mittelmeergebiet  früher  seitens  Venedigs 
u.  anderer  ifalien.  Platze,  dann  vom  1.").  Ins  18.  Jahrb.  im  Verkehr 
Portugals,  Spaniens,  Hollands,  Frankreichs,  Euglaads  mit  Asien,  Afrika  u. 
der  neuen  Welt.  Oefters  wird  die  Ausbeutung  durch  die  Stellung  der 
privilegierten  u.  flV)<  r  ^Monopole  verfügenden  Ilandelsgesellscliaften  noch 
besonders  unterstützt,  welche  solche  „zweiseitige"  Ausbeutung  der 
Fremde  (als  Verkäufer  u.  Käufer),  namentlich  der  anderen  Weltteile, 
aber  auch  der  von  ihrem  Zwischenhandel  umfassten  europäischen 
Länder,  noch  besonders  gut  bewerkstelligen  kannten,  ß)  So  erklärt 
sich  aber  uucli  noch  der  Gewinn,  welchen  England  bei  seiner  fast 
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monopolistischen  Stellung  in  industrieller  Entwicklung  n.  Welthandel  im 

Vors[)rung  vor  fast  p^ivA  Europa  in  der  1.  Hälfto  des  I!».  Jahrh.  u. 
darüber  hinaus  beziehen  konnte,  y)  Seit  der  stärkeren  Emanzipation 
West-  u.  Mitteleuropas,  allmählig  fast  ganz  Europas,  Nordamerikas  u. 
anderer  Länder  vom  Bedarf  britischer  Industrieprodukte  u.  britischen 
Zwischenhandels  für  seinen  Absatz  eigener  n.  Herug  fremder  Produkte, 
seit  der  grossen  eigenen  Industrieentwicklung  jeher  Länder  u.  ihrer 
wachsenden  Teilnahme  am  Welthandel  in  Konkurrenz  mit  Grossbritannien 
nehmen  auch  diese  Gebiete  an  den  sich  hier  ergebend»  n  Hnwinnen  Teil, 
neuerdings  ja  namentlich  Deutschland  u.  Nordamerika  neben  u.  jetzt 
selbst  vor  dem  schon  länger  beteiligten  Frankreich,  aa)  Die  günstigen 
wirtschaftlichen  Folgen,  auch  für  die  arbeitemien  Klassen  in  deren 
Lohn  Verhältnissen,  zeigen  sicli  d»Hi(Hch  davon,  auch  bei  uns,  wo  eine 
unzweifelhaft  starke  Lohnsteigerung  bes.  im  letzten  halben  u. 
vollends  im  letzten  Vierteliahrhundert  eingetreten  u.  die  „zunehmende 
Verelendung"  der  Arbeitri^lasse,  nach  der  sozialistiselien  Behauptung, 
durch  die  latsachen  Lügen  gostrait  wird.  Gerade  hol  uns  ist  in 
neuester  Zeit  diese  YerbeSserong  der  Lage  der  Arbeiter  auch  neben, 
also  trotz  der  grossen  Volksvermehrung,  der  schwachen  Auswanderung 
eingetreten,  vielfach  ja  sogar,  u.  nicht  nur  auf  dem  Lande,  ein  förmlicher 
Mangel  an  Arbeitern  vorhanden,  der  durch  slavischen,  italienischen  Zuzug 
gedeckt  werden  nmss.  bb)  Aber  —  die  steigende  Konkurrenz  auf  dem 
Weltmärkte  drückt  die  Gewinne,  wie  es  England  so  spürt  u.  wird  sie 
trotz  Kartellen  u.  Trusts  wahrscheinlich  weiter  drücken,  cc)  Mit  der 
Hebung  des  fibri^en  Amerikas,  dem  £rWachen  u.  ^össerer  eigenen 
industriellen  Entwicklung  Ostasiens  steigen  die  Schwierigkeiten,  günstige 
Ueziigsquf'llen  fi!r  Einmhr  von  Nahrungsmitteln  n,  Rohstoffen  sich 
dauernd  zu  erhalten  u.  oinstwoiien  mehr  noch,  günstige  Absatzgebiete 
für  Indnsfcrieproduktc  sich  zu  sichern  u.  sie  noch  zu  erweitern,  noch 
mehr:  die  zv, '-i -  'Itige  „Ausljctitnng"  d*'r  Fremde  wird  schwieriger, 
dd)  Der  Export  industrieller  konsunueifer  Drodukte.  zeigt  das  am 
frflhesten  u.  stärksten,  derjenige  von  -sachlichen  Produktronsmitteln** 
kommt  einstweilen  noch  zu  besonderer  Blflte,  aber  —  stürkt  die  eigene 
industrielle  Entwicklunt^  der  bisherigen  Absatzgebiete  u.  ihre  Konkurrenz 
im  eigenen  Land  u.  auf  dritten  Märkten,  d)  Das  alles  zeigt,  dass  die 
Zukunft  au  (dl  der  „Industrie-  ii.  Fabriluaiten -Aushihrstaaten"  mit 
wachsenden  Schwierigkeiten  von  Bezug  n.  Absatz  zu  rechnen  hat  u. 
damit  auch  die  Lage  der  arbeitenden  Klassen,  zumal  bei  Andauer 
der  neuerlichen  starken  VolksTermehrung  u.  trotz  aller  technischen, 
betriebsorganisatorischen  u.  Veikehr.sfortschritte,  welche  .sii  li  (dincdem 
für  keine  v  olkswirtschalt  melir  monopolisieren  lassen.  (Dies  zugleich 
zur  Ergänzung  der  Ausführungen  o.  S.  40.  S.  bes.  Ober  die  prekfire 
Zukunft  des  britischen  Exports  meine  S.  39  gen.  Sehr.  Agrar-  u.  In- 
dustriestaat u.  M.  Schwabs  Chamborlains  Handelspolitik). 

c)  Nicht  zu  übersehen  ist  dabei  auch  noch  folgender  Punkt:  die 
ausserordentliche  Blüte  der  wichtigsten  europ.  Volkswirtschaften  u. 
derjenigen  Nordamerikas  im  li>.  Jahrb.  u.  bis  jetzt  beruht  im  starken 
Masse  auf  einem  „Aufzehren  von  Kapital",  auf  übermässiger,  aber 
eben  darum  nicht  sicher  dauernder  Ausnutzung  von  Natur- 
schätzen, betreffs  deren  es  teils  unmöglich  ist,  sie  anderweit  zu  er- 
setzen, teils  mindestens  ganz  nngewiss  ist.  ob,  wie,  wann,  ob  auch  mit 
ertragbaren  Kosten  durch  technische  Fortschritte  (Chemie,  Physik, 
Mechanik)  sie  sich  einmal  werden  ersetzen  lassen.  Die  privat' 
kapitalistische  Gewinngier  des  Handels  trägt  zu  dieser  über- 

Ä,  Wsgii«r,  ipz^koa.  Onudrlas,  4.A«fl.  28 
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mftsdffen  sehonungBloseii  Ausnutzung  von  Natunchätzen  noch  das  Ihre 

bes.  bei:  Seetiere,  Fisclifreiplcltze,  Pelztiere,  wilde  Tiere  f Büffel,  Ele- 
phanten!),  in  grossen  Waldgebieten,  manch©  spezielle  Baum-,  Holz-, 
Pflanzenarten  (Gummibäume!),  Kohlen-,  Ersfelder  (Goidminen!),  Kali- 
lager, Salpeter,  Guano  usw.,  vom  Raubbau  in  russischer,  amerikaiiiioliw 
Landwirtschaft  nicht  zu  reden.  Ein  grosser  Teil  unserer 
heutigen  wirtschaftlichen  Blüte  beruht  so  in  der  Tat  mit 
auf  Raub  Wirtschaft.  Auch  der  einstweilen  noch  mögliche  üaamer 
weitere  Aufschluss  von  immer  enflefroneren  flchieten,  zur  Ausbeutung 
von  Naturschätzen,  welche  sich  grösstenteils  nicht  oder  nicht  ausreichend 
spontan  reproduzieren  (S.  116— llfQ,  ist  eben  kein  dauerndes  Hitfe- 
mittel. 

«)  Die  Technik  muss  erst  noch  ganz  andere  Probleme  losen,  :ils 
bisher,  wenn  das  für  eine  vielleicht  nicht  einmal  ferne  Zukunft  uu- 
ffef ährlich  sein  soll:  unsere  Enkel  werden  es  büssen,  wie  man  in  Ländern 
früherer  Waldverwüstnng  die  Sünden  der  Väter  heute  schein  büsst. 
ß)  Die  politischen  Gefahren  der  gesteigerten  Weltmarktkonkurrenz, 
welche  augeniftUig  genug  sind,  brauchen  dabei  gar  nicht  einmal  mit 
veranschlaget  zu  werden:  es  ist  eben  zu  schwer,  vielleicht  unmöghch, 
dass  alle,  dass  selbst  mir  eine  grössere  Anzahl  grösserer  Volks- 
wirtschaften gleichseitig  nebeneinander  u.  dauernd  prosperieren. 
AVic  die  frühere  Handels-  u.  Wirtschafts-  u.  namentlich  Kolonial-  u. 
VV  elthandolsgeschichte  zoigt,  haben  die  führenden  Staaten  sich  abgelöst  u. 
jede  neu  empuikumiueude  Volkswütschait  sich  Jiiit  auf  Kosten  der  bisher 
voran  stehenden  entwickelt» 'JDass  das  jetzt  u.  in  Zukunft  ganz  anders 
sein  wird,  ist  mindestens  ungewiss,  auch  nicht  eben  wahrschein licli. 
In  Grossbritannien  wenigstens  scheint  man  das  zu  fühlen  u.  —  danach 
zu  handeln.  Und  wie  erst,  wenn  es  sich  um  den  wirtschaftlichtti  Kampf 
zwischen  Europa  u  Nordamerika  u.  gar  zwischen  diesen  beiden  zu- 
sammen u,  Ostasieii  liMiidclt! 

d)  Für  das  Problem  der  \'erteilung  des  Produktionsertrags 
als  Lohn  an  die  Arbeiter  u.  als  Profit  an  die  kapitalist.  Unter- 
nehmer ist  aber  endlich  diese  Entwicklung  noch  von  besonderer, 
für  die  Arbeiter  u.  für  die  ganze  Volkswirtschaft  u.  die  soziale 
Struktur  ehr  Gesellschaft  nicht  i^inistigcr  Bedeutung,  er)  Diese 
Entwickhinir  ist  mehr  oder  weniger  eng  geknüpft  au  ^'^e wisse 
Bedingungen  der  Einrichtung  der  Produktion,  des  Absatzes,  der 
Kreditvermittlung,  teils  ist  sie  nur  so  möglich,  teils  wenigstens  nur 
so  ordentlich  erfolgreich :  Grossbetrieb,  Kapitalkonzentration,  Aktien- 
<?esellschaft,  Kartelle,  Trusts,  Arheitgeberverbände.  m.  E.W.  Privat - 
kapitalismus  auf  der  höchsten  Potenz,  führende  Stellung  der 
Bank-,  Industrie-  u.  Handelsmagnateu,  Hinüberführung  der  zer- 
streuten kleineren  Privatkapitalien  zu  den  Banken  n.  Börsen,  von 
da  in  die  leitende  Hand  jener  Wirtschaft smagnaten,  das  sind  die 
Bedingungen  dieser  Entwicklunpr.  ß]  Ungeheuere  Ein- 
kommen- u.  Vermögeusauhäulungcn  bei  Einzelnen^  auch 
bei  den  „leitendeii  Beamten"  (Direktoren  der  Gesellschaften),  grosse 
3!k[achtkonzeiitration  bei  diesen  Einzelnen,  die  doch  immer,  wenn 
auch  an  absiduter  Zahl  stark  wachsend,  t-ine  «;anz  kleine  Quote 
der  Hr\ülkerung  bilden,  Abhängi;:keiT  u.  wenigstens  diesen 
Magnaten  gegenüber  relativ  knappe  Entlohnung  (massige  Gehalte) 


Digitized  by  Google 


^  433 


des  mittleren  BeamtenperHoiials,  relativ  vollends  scliwache  ICnt- 
lohnune  der  Masee  der  Arbeiter,  selbst  bei  absolut  besserer  Lebens- 
laufe meser,   Abhängigkeit   auch  der   ganzen   Bevölkerung  als 

Konsumenten  von  'I'm-  ep:nisti8chen  Preispolitik  der  Produzenten  u. 
Händler,  immer  «grössere  Ungleichheit  der  Einkommen-  u.  Ver- 
mögen »Verteilung,  immer  schwerere,  immer  unüberbrückbarere 
soziale  KlassengegensStxe  in  der  ganzen  Bevölkerung,  scbliesslidi 
speziell  für  das  Vcrteilungsproblem:  eine  Profitquote,  an  der  eine 
Minimalzahl  Menschen  teilnimmt,  eine  Lohnquote.  welche  sich  unter 
eine  Masse  von  Arbeitern  verteilt,  —  das  sind  die  Folgen  dieser 
Entwickln ng  im  Zeitalter  der  wirtschaftlichen  n.  am  Ende  auch 
politischen  Führung  der  „Hanl  lu  n  eu  '  (G.  Siemens):  nicht  eben 
erfreuliche  Aushieliten  für  die  Kuiturinteressen,  auch  speziell  für 
die  sogen,  Mittelklassen,  wolchc  au  ZmM  sich  relativ  eher  ver- 
mindern, am  Auteil  vom  Volkseinkomuieu  einbüssen,  von  unten  u. 
von  oben  einem  empfindlichen  Druck  unterliegen  (s.  u.). 

Schutzzoll  u,  Freiliandel  sind  Faktoren  von  Einfluss  auf  jene 
Entwickltiii";  des  Kajutalistmis,  aber  nicht  für  dc^  T^rinzip  seihst, 
sondern  nur  für  die  liaschheit  u.  den  Grad  der  Kntwickluug,  ent- 
sclieideud.  Letztere  wird  durch  das  Schutzzollsystem  wohl  er- 
leichtert n.  gefördert,  aber  die  Ursachen  u.  Bedingungen  der  Entp 
Wicklung  liegen  tiefer,  da,  wo  die  Einwirkungen  von  SdiutazoU  u. 
Freihandel  nicht  liinabrcichen. 

Ob  u.  wieweit  sich  tatsächlich  die  gesamte  Einkommenverteilung 
in  unseren  modernen  Volkswirtschaften  in  der  hier  angedeuteten  Richtung 
bewegt,  wird  unten  in  §  €7  mit  erörtert  werden. 

3.  Ungünstige  Lohnvcrlmltnisse,  auch  eher  noch  ungünstiger, 
als  besser  werdende  zeigen  sich  auf  %  erschicdenen  Wirtschafts-  u. 
Kultui-stuten,  auch  bei  verschiedener  Volksdiclite,  vorübergehend  oder 
bleibend :  a)  in  g a  n  z  u  n  k  u  1 1  i  v i  r  t  e n Gebieten,  gerade  bei  sehr  kleiner 
Bevölkerung  u.  geringer  Dichte,  bes.  bei  niedrigem  Stand  der 
W irtschafts-,  namentlich  auch  der  Agrartechnik,  vollends  bei  un- 
sicherem oecupntorisehen  Xahrungserwerb,  ungünstigem  Klima  u. 
Boden,  bleibend,  dann  vorübergeheud  durch  ungünstige  Elementar- 
ereignisse, schlechte  Witterung  noch  verschlimmert,  b)  Auch  in 
stark  bevölkerten,  partiell  wenigstens  übervölkerten  Gebieten, 
mehr  stationärer  VVirtschaftsgestaltuni;  ii.  Kultur,  lierren  prorade  für 
die  unteren  Volksmassen  die  Verhältnisse  ungünstig  (Ost.isien), 
unter  Mitwirkung  der  gesamten  Entwicklung  u.  des  ganzen  Kultur- 
ti.  Rechtszustands,  des  vorherrschenden  Agrarstaats-  n.  iCleinindustrie' 
Charakters,  der  politischen  Verhältnisse,  aber  stets  ganz  besonders 
doch  auch  der  Tatsache  relativer  u.  liei  FJntritt  von  ungünstigen 
Elementarerei^iiissen,  mit  starkem  KiiilluseJ  auf  die  Ernte  des 
llauutnainungsiiiittels  (licis),  der  al^soluteri  bebervülkeruiig  u.  der 
trotzdem  nocH  immer  weiteren  Volksvermehrung,  c)  In  den  neueren 
Verhältnissen  unserer  hochkultivierten  europäischen  u.  der  von 
ihnen  abstammenden  Völker  anderer  Erdteile  uiht  es  a)  melirfach 
partiell  übervölkei'te  Gebiete,  in  denen  bleibend  ein  niedriger 
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Lohmtand,  ii.  ß)  vortlbergelieBd  doeli  auch  andere  Gebiete,  wo 

in  Zelten  wirtschaftlicher  Stockungen,  Krisen,  Arbeits-  u.  Erwerbih 
losigkeit  eines  Teils  der  Arlielterklasse  der  Lolinstiind  überhaupt 
gedrückt  ist,  unter  dem  KintiuBS  eines  die  Nachfrage  übersteigenden 
Arbeitsangebots,  y)  Oerado  in  hochin duhtrielien  Ländern,  hier 
znmal  in  Gr^z^nden,  mit  starker  Abhängigkeit  vom  Export^  zeigt 
sicli  das  nicht  selten,  wenn  auch  gewöhnlich  nur  TorftDergefaeno. 
6)  Technlsclie  Fortschritte!,  im  Mascliiiienwesen  usw.,  welche 
menschliche  Arbeitskräfte  entbehrlicher  machen,  V<^rlnst  von  bis- 
herigen Absatzgebieten,  durch  Entwicklung  der  Konkurrenz,  aus- 
ISndiBche  Handehk  a.  Zollpolitik  (Nordamerika  gegenüber  Europa!) 
bewirken  Derartiges  auch  fUr  länger.  $)  Kartelle  mit  der  Folge 
rogr(*hnässiger(>n  Gan«^  von  Produktion  u.  Absatz,  damit  von 
Arbeiterbescliattigung  u.  gleichmässigerer  Lohngestaltung  können 
einige  Abhilfe  gewähren,  ausreichende  kaum.  C)  Fehlende  oder 
unvollkommene  u.  der  gegnerisdhen  unterlegene  Organisation  der 
Arbeiter  gefölirdet  deren  Lage  noch  mehr,  zumal  in  sowieso  nn- 
güD8tig(!n  J*erioden  mit  schwächerer  Arbeitsnaclifrage.  Aber  auch 
die  beste  ()r^'aliis^ltion  ist  nur  ein  Hilfsmittel  im  Kampf  um  die 
Verteilung  des  Froduktionsertrags,  das  alleinige  nicht  u.  ein 
stets  wirksames  auch  nicht,  n)  Das  Ueberholen  des  An- 
gebots von  Arbeit  durch  die  Nachfrage  nach  ihr  bleibt  doch 
das  Wie1iti;rsto.  aa)  Daliir  ist  von  grösster  Bedciitnnpf  die  Aus- 
dehnung- der  Produktion,  des  Absatzes,  der  Gelegenheit,  des 
Interesses,  des  Wunsches  des  Unternehmers  zur  Beschäftigung  von 
Arbeitern,  bb)  Aber  auch  hier  bleibt  die  Verhütung  eines  zu 
raschen  Wachstums  der  natürlichen  BoTölkerungsbewegung  u. 
des  zu  grossen  Wanderun;;sznznp:R,  notwendig,  weil  daraus  ein 
üeberangebot  von  Arbeit  hervorzugehen  droht.  Daher  besteht  volle 
Uebereinstimmung  mit  den  Ergebnissen  der  Ausführungen  in  der 
Bevdlkerangslefaje. 

Von  den  soeben  berührten  Fragen  soll  im  folgenden  §  67  noch 
die  unter  C  etwas  j:^pnanor  erörtert  werden,  ob  u.  wieweit  u.  wie 
sich  Lohnsteigerun^^en,  vorül)er<iehend  u.  dauernd,  durch  ziel- 
bewusstes  u.  zweckmät^siges  Vorgehen  der  organisierten  Arbeiter 
den  kapitalist.  Unternehmern  gegenüber  volusiehen  können.  Das 
Ergebnis  ist  nicht  eine  Umstossnng,  nicht  einmal  eine  eigentliche 
Ergänzung  des  T  olin-  ii.  Vcrteihinf^sgesetzes  von  Angebot  u.  Nach- 
frage, wohl  aber  der  praktisch  idcht  unwichtige  u.  theoretisch 
beachtenswerte  Nachweis,  dass  eben  im  Arbcitennteresse  auf  das 
Angebot  von  Arbeit  eingewirkt,  dies  reguliert  werden  musa 
u.  in  gewissen  Grenzen  auch  werden  kann,  um,  dem  Lohngesetz 
durchaus  gemäss,  durch  passende  KegelUDg  dieses  Angebots 
günstijjT  auf  die  Lohugestaltuny-  einzuwirken. 

§  67.  —  III.  Lohnmaximum  und  Profitminimum. 
Möglichkeit  von  Lohnstei^erungen  in  der  privat- 
wii  t  chaftUchen  Organisation  im  System  freier 
Konkurrenz.    Mitwirkung  Ton  Arbeiterorganisationen 
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dabei.  A.  Problemstellung.  1.  Gilt  dio  matericllo  ökonomische 
Hebung  der  arbeitenden  Klassen,  darunter  nach  dem  üblichen 
Sprachgebratich  vornehmlich  die  unteren,  überwie^nd  hand- 
arbeitenden verstanden,  als  richtiges  u.  notwendiges  Ziel,  wie  es 

in  unserer  Kulturperiode  in  Europa  u.  in  seinen  iiberseolsolien 
Pflanzstaaten  anerkannt  ist.  so  ist  das  7Ta ti ]>tTn ' ttel  datiir  eine 
Steigerung  des  absoluten  Wertbetrags  des  individual-  u.  Famiiien- 
lohns.  Diese  Lohnsteigerung  ist  notonscb  auch  eines  der  grossen 
Strebeziele  der  modernen  Arbeiterbewegung  u.  im  Prinzip  voUi  iuls 
in  unserem  Zeitalter  mit  wisM  i;s  haftUch  fundamentierter  Technik 
als  berechtigt  anzuerkennen  (S.  129). 

2.  Zur  Erreichung  von  solchen  Lohnsteigerungen  bieten  sich 
zwei  Mittel  n.  Wege,  oder,  nach  nrinzipieller  Atmassung,  zwei 
Methoden:  a)  erstens,  der  Lohn  ol^bt  als  Quote  vom  (volks- 
wirtschaftlichen Tr'duktions-Rein-)  Ertrag  zwar  'jleir  h.  also  die 
Verteilung'  dieses  l^rtrags  unter  die  Arlxüter,  als  Klasse,  in  Lolm- 
form  u.  au  die  kapitalist.  Unternehmer,  alb  Klasse,  in  l'rotitlürui, 
bleibt  relativ,  als  Quote  dieses  Ertrags,  nnreilindert,  aber  der 
absolute  Wert  des  zu  veri  il erden  Ertrags  selbst,  daher  auch  der 
der  Lohnqnntf  steigt;  oder  U)  zweitens,  dieser  Ertrag  bleibt  zwar 
im  Werte  gleich,  ist  daher  als  gegebene  Grösse  anzunehmen,  aber 
die  Verteilung  dieses  Ertrags  unter  Arbeitern  u.  kapitalist.  Unter- 
nehmern ändert  sich  zugunsten  jener,  zum  Nachteil  dieser  oder  m. 
a.  W.  die  Lohn(iuote  steigt  auf  Kosten  der  Profittmote. 

3.  Ktüile  Methoden  sind  anwendbar,  im  Konkui-renzsystem 
rechtUch  u.  im  Ailgemeiueu  auch  ethisch  zulässig,  gelangen  auch 
tatsächlich  zur  Anwendung,  a)  Ihre  Anwendbarkeit  ist  ab^  an 
verschiedene  Voraussetzungen  gebunden  und  b)  ihr 
praktischer  Erfolg  ist  vei-schieden,  namentlich  dem  Masse  nach, 
m  welchem  eine  Steigerung  des  absoluten  Werts  des  Individuallohns 
vorübergehend  u.  dauernd  so  erreichbar  ist. 

B.  Anwendung  der  ersten  Metbode.  1.  Die  Voraussetzung 
der  Möglichkeit,  auf  diesem  Wege  die  Lage  der  arbeitenden 
Klassen  iibcrhanpt  zu  heben,  den  absrduten  Wert  der  Löhne  zu 
steigern  ist  grössere  Arbeitsproduktivität,  daher  alle«  das, 
was  daiür  in  Betracht  kommt,  insbesondere  auch  die  entsprccheude 
Mitwirkung  des  kapitalistischen  Unternehmertums  in  seinen 
leitenden,  botriebsoiganisatorischen,  technische  Fortschritte  herbei- 
führenden, besseren,  gnJsseren,  lohnenderen  Absatz  erzielenden, 
durch  das  Alles  vollständige  n.  trünstigere  Besrhat'ti;j;ung  der 
Arbeiter  ermöglichenden  Funktionen,  liier  liegt  die  Interessen- 
iden  titfit  zwischen  „Kapital  u.  Arbeit'*,  Unternehmertum  u. 
Arbeiterklasse  im  Rahmen  der  privatwiitsehafkl.  Or^sinisation. 
b)  Insoweit  besteht  auch  ein*'  Kcrlitfertigung  dieser  Or^^anisation 
durch  das  Interesse  der  Arbeiter  selbst,  wenigstens  solange  u.  so- 
weit nicht  ein  erfolgreicher  Ersatz  durch  gemeinwirtschaftliche 
Organisation  möglich  u.  bei  dieser  eine  mindestens  ebenso  starke 
Steigerung  der  ganzen  nationalen  Arbeitsprodukti'ntttt  in  der  Volks- 
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Wirtschaft  verbürgt  werden  kann,  Momente,  für  die  auf  die 
Mheren  Aiufiibrangen  zu  verweisen  Ist.  2.  Die  Folge  dieser 
ersten  Methode  ist^  dass  die  Arbeiterklasse  gleichzeitig  u.  im  Ganzen 

gleichmässig  ilire  ökonomische  Laj^e  sich  heben  sieht  mit  der  Li'jro 
der  Ifpsitzeiulen,  der  höheren  Klassen:  alle,  die  ^'•anze  Bevölkerung 
hat  den  Vorteil  aus  der  gesteigerten  Produktivität  der  nationalen 
Arbeit. '  3.  Die  praktische  Bodeutunff  des  möglichen  u.  einiger^ 
massen  auch  des  tats&chlichen  Umfangs  der  ökonomischen  Hebung 
der  Arbeiterklasse  mittelst  dieser  ersten  Methode  ist  erheblich  n. 
grösser  als  die  praktische  Bedeutung  der  zweiten  Methode:  Dio 
Hebung  kann  so  ausgiebiger,  stärker,  nachhaltiger  erfolgen  als 
mittelst  der  sweiten  Methode,  wobei  freifich  von  ein^  doch  praktisch 
auch  möglichen  Verschiebung  zwisdim  Lohnquote  n.  Profitq^uote 
zn  Ungunsten  der  ersten  hier  abgesehen  wird. 

4.  Nicht  zu  übersehen  ist  indessen,  dass  bei  der  Einwirkung 
dieser  ersten  Methode  auf  die  al)»<dute  Wertliölie  des  durch- 
schnittlichen Individual-  u. Fauiilienlohns  wieder  die  Bevölkerungs- 
bewegiing,  speziell  die  Bewegung  der  Zahl  der  Beschäftigung 
suchenden  Arbeiter  in  Betracht  kommt:  nur  wenn  die  Zahl 
der  zu  bescha'ftijrenden  Arbeiter  mindestens  nicht  schneller  relativ 
wächst,  als  der  der  gesteigerten  nationalen  Arbeitsproduktivität  zu 
verdankende  Wert  des  volkswirtschaftlichen  Reinertrags,  kommt 
diese  Wertstoigerung  dem  einzelnen  Arbeiter  durchschnittlich  eben* 
massig  zu  gute;  die  raschere  Volks-  u.  Arbeiterzahl-Vermehrung 
ist  daher  wieder  für  den  einzelnen  Arbeiter  im  Durchsclmitt  un- 
günstig, die  langsamere  günstig,  —  das  „QuotientcuverhäUnis  •  bc- 
Mlt  stets  seine  ausschlaggebende  Bedeutung  (S.74fP.,  8.428). 

5.  Die  staike  ökonomische  Hebnng  der  arbeitenden  Klassen  im 

19.  Jahrb.  in  West-  u.  Mitteleuropa  ist  auf  die  praktische  Einwirkung 
der  gpsteif^^erten  Produktivität  der  Arbeit  sicherlich  voniehmlich  zurück- 
zuführen, aj  Der  öchluss,  dass  aucli  für  absehbare  Zeit  weiterhin 
hierin  die  HaupthiUe  lieffe,  ist  berechtigt,  b)  Der  weitere  Schluss, 
dass  für  die  Anwendunpf  meser  Hilfe  der  ungestörte  Fortgang  der 
Produktion,  des  Absatzes,  sowie  die  Mitwirkung  des  kapitalist. 
Unternehmertnme  daoei  VoranssetKung  sei.  ist  ebenfalls  richtig, 
c)  Die  klassisclie  Xat.ök.,  die  liberal -individualistische  Tviclitnng  der 
Wirtschaftstheorie  u.  -Politik,  die  Manehesterrichtuug  spezioll  (auch  in 
der  deutschen  Freihandelsschule)  haben  das  immer  betont,  d)  Auf 
^athedersozialischer"  Seite  —  wenn  man  den  „Eatiiedersozialismus'', 
so  unrichtig  es  ist  (S.  16)  als  eine  ,,Richtung"  zusammenfassen  will  — 
ist  es  Kiemaudem  eingefallen,  die  Richtigkeit  u.  Berechtij^ung  dieser 
Auffassung  zu  bestreiten  (wie  von  Theoretikern  z.  B.  J.  WoU  in  seiner 
Schrift  gegen  den  Katli  -Soz.  völlig  unrichtig  behauptet  u.  Skribenten 
der  Stumm^schen  „Schar fmacherrichtung",  des  FabrikanteninteresseSi 
immer  wieder  ge^n  die  „Kathedersozialisten"  einwerfen,  als  ob  diese 
die  Untemehmerleistungen  auch  für  Hebung  der  Arlteiterklasse  u.  für 
das  Moment  der  Beschaffung  von  Arbeiterbeschäftigung  unterschätzten!) 
e)  Nur  sehen  die  „Kathedersoziahsten"  u.  alle  Freunde  einer  Hebung 
der  Arbeiterklassen,  „bürgerliche  Sozialreformer"  usw.,  in  dieser  ersten 
Methode  nicht  das  einzige  Hilfsmittel,  sondern  sind  sie  auch  An- 
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bänger  der  zweiten  Methode,  vertrcteu  sie  auch  die  Ansicht,  dass.  um 
minaestens  ein  solches  „Mitsteigen  des  Lohns  (in  dessen  absoluter 
Werthöhe)  mit  der  steigenden  Fniduktivit.'U  der  nationalen  Arbeit" 
(Rodbertusj,  wie  es  im  v  orausgehenden  vorausgesetzt  wurde,  zu  er- 
reichen u.  zusichern,  eine  Organisation  der  Arbeiter  znr  Regelung 
ihres  Angebots,  wenn  nicht  uiil)e(lin^  geboten,  so  höchst  zweckmässig 
sei,  da  sonst  gerade  bei  Steigerung  jener  Produktivität  die  Lohnquote 
sinken  könne.  Und  endlich  machen  sie  —  wenn  nicht  alle,  so  viele  von 
solchen  Reformern  u.  Theoretikern  —  doch  auch  noch  auf  den  folgenden 
Punkt  a'ufinerksam,  w(dcher  für  die  Rechtfertigung  der  zweiten  Äiethode 
der  Lohnsteigenmg  entscheidend  mitspricht»  um  die  Widerle^^ung  der 
Gegner  der  zweiten  Methode  u.  audi  mit  um  die  tbeoretiseh-pnnzipielle 
Begn'indung  dieser  "Methode  hat  sich  schon  in  seinen  ersten  l)ezfiglichen 
Arbeiten  unter  den  deutschen  Theoretikern  bes.  1j.  Jirentano  Ver- 
dienste erwoi  l)en,  wenn  er  auch  iu  der  Betonung  der  prakt.  Bedeutung 
dieser  Metliod«>  ni.  £.  zu  weit  gegangen  ia.  Bedenk«!  inrer  Verw«idiing 
nicht  ausreichend  gewürdigt  hat. 

6.  Es  ist  nämlich  doch  auch  nicht  zu  übersehen,  dass  die  bei 
der  ersten  Methode  hier  vorausgesetzte  Stabilität  der  Lohn-  u. 
Profitquote  neben  Vorteflen,  KlaasenkSmpfe  zu  mildem^  doch  auch 
das  Bedenken  hat,  die  relative  Klassenlage  der  arbeitenden  u, 
besitzenden  Klassen  festzulegen,  a)  Dies  Bedenken  ist  um  so 
grösser,  je  grösser  vielleicht  die  Differenz  der  Klassealaj^e  ist, 
welche  SU  festgelegt  wird.  D.  h.  es  fiSlIt  dann  eben  immer  bestenfalls 
den  Arbeitern  als  Klasse  eine,  swar  absolut  weitroller  werdende, 
abw  eben  doch  relativ,  als  Anteil  am  Nationaleinkommen, 
niedrig  Itleibende  Quote  zu,  den  Besitzenden  eine  hohe  Quote. 

b)  Bei  bedeutender,  der  gesteigerten  Produktivität  der  nationalen 
Arbeit  zu  verdankender  absoluter  Wertsteigerung  des  Volks- 
einkommens wird  dann  die  Lohnquote  vielleiclit  den  Arbeitern  im 
Durchschnitt  —  vorbehaltlich  des  vorhin  wieder  bei  No.  4  kon- 
statierten Einflusses  der  Bevölkerungsbewegung  —  bisher  quan- 
titativ u.  qualitativ  niediige  Befriedigung  selbst  der  notwendigen 
materiellen  (Existenz-)  BcdürMsse  etwas  zu  erhöhen  gestatten. 

c)  Aber  die  höheren,  besitzenden  Klassen  sehen  den  Spielmum 
ihrer  bisher  voraussetznngsweise  schon  ausreichenden  Befriedigung 
dieser  Bedürfnisse  noch  viel  mehr  erweitert  u.  auch  bei  gleicli- 

febliebencr,  d.  h.  hier  namentlich  nicht  gestiegener  Protitquote,  da 
ereu  absoluter  Wert  so  gewachsen  ist,  sich  im  Besitz  von  weit 
mehr  Mitteln  zur  Luxuskonsumtion  u.  Kapitalbildung,  d)  Daraus 
geht  aber  trotz  Gleichbleibena  der  Quoten  des  Lohns  u.  Profit» 
vom  Reinertrag,  eine  gesteigerte  Differenz  der  ökonomischen 
Lebenslage  u.,  wenigstens  bei  erwecktem  ökonomischen  Verständnis 
u.  sozialem  Klassenbewiisstsein  der  Arbeiterklasse,  ein  gesteigerter, 
auf  diese  grosse  absolute  Differenz  der  Lage  begründeter  Klassen- 
gegensatz hervor,  e)  G(;rade  bei  starker  Steigerung  des  gesamten 
Volkseinkommens  ersclieint  daher  auch  vom  Interessenstandpunkt 
der  Gesamtheit,  nicht  nur  von  dem  der  Arbeiterklasse  aus 
betrachtet,  eine  Steigerung  auch  der  Lohnquote  auf  Kosten 
der  Profitquote,  allgemeiner  ausgedrückt  der  Einkommen  der 
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Arbeiter  auf  Kosten  derjenigen  der  liöheren,  besitzenden  Klassen 
gerechtfertigt.  Damit  eben  die  prinzipielle  Ferderung,  dass  auch 
die  zweite  Methode  der  Lohnsteigemn^en  in  erhöhtem  Masse 

mit  zur  Anwendung  komme,  —  mit  der  niclit  nur  nicht  f^csclieuten, 
sondern  gewin  seilten  Folge,  ökonomische  Kraft  zur  Luxiibkonsiimtion 
u.  zur  privaten  Kapitalbildung  mittelst  Ersparungeu  aus  dem  Ein- 
kommen bei  den  oeflitzenden,  höheren,  wohlhaDendfiaren  Klassen 
etwas  einzuschränken,  etwas  von  dieser  Kraft  hierzu  auf  die 
arbeitenden  Klassen,  bei  denen  es  sicli  tatsächlich  ohnehin  grössten- 
teils nur  erst  um  Ermöglichung  etwas  besserer  Befriedigung  der 
notwendigen  materiellen  Bedärfnisse  handelt,  zu  übertragen  u.  so 
diese  Klassen  in  der  Tat  auf  Kosten  jener  zu  heben,  f)  Ge- 
staltung, Richtung  der  alsdann  etwas  mehr  für  den  Bedarf  der 
arbeitenden,  etwas  weniger  für  den  der  besitzenden  Klassen 
arbeitenden  nationalen  Produktion  wird  durch  eine  solche 
Entwieklang  der  Dinge  anch  günstiger:  noch  eine  besondere  er- 
freuliche Nebenwirkung  der  Anwendung  der  zweiten  Methode  der 
Lf)])nsteigerungen  (älinlicli  der  Folg-e  der  Luxuseinsclu-änkunp;,  schon 
oben  S.  142  bei  No.  5)  g)  Auch  die  im  volkswirtscliaftliclien  wie 
im  dauernden  Arbeiterinteresse  liegende  genügende  Bildung 
von  National-  oder  Sozialkapital  in  der  Form  von  Privat- 
kapital  braucht  durch  solche  Lohnsteigerungen  auf  Kosten  der 
Profitquote  (n.  des  Einkommens  der  liülieren  Klassen  iiberliaupt) 
nicht  zu  Jeidt'n:  etwas,  Avas  sonst  diese  Klassen  „erspart"  hätten, 
ei-sparen  möglicher-  u.  —  wie  schon  die  grossen  Vermehrungen  der 
Sparkasseneinlagen  zeigen  - — auch  tatsächlicher  Weise  die  besser 
bezahlten  arbeitenden  Klassen.  Sie  erlangen  so  an  der  gesamten 
nationalen  Kapitalrente  (/..  T.  anch  (rrnndrente)  eine  MitbeteiHjrnn<r 
u.  einen  wachsenden  Anteil:  wieder  wirtschafts-  u.  sozialpolitisch 
nur  etwas  Erwünschtes. 

C.  Anwendnng  der  zweiten  Methode.  1.  Ihre  Richtigkeit 
tt.  Berechtigung  ist  gegenwärtig  wohl  fast  allgemein  aner- 
kannt, a)  Die  dargelegten  Giiinde  genügen,  b)  Aber  erst  allmählich 
ist  im  Laufe  des  19.  Jahrb.  selbst  in  der  Theorie,  noch  langsamer 
in  der  Praxis,  in  Gesetzgebung  u.  Verwaltung  tür  das  Ziel  u.  auch 
heute  noch  nicht  yolIstSndig  rar  das  Hauptmittel  zu  diesem  Ziel, 
die  Arbeiterorganisatinn,  diese  Anerkennung  erfolgt,  nachdem  man 
die  Schwficlie  einer  Keihe  von  Geg^enarnumenten  erkannt  liat. 

«)  Ganz  hinfäUig  sind  die  vorgekommenen  rechtlichen  u. 
ethischen  Einwftnde,  zumal  vom  Standpunkt  des  Konkurrenzprinzips 
aus  beurteilt:  dass  ein  Streben  nacli  Steigenniü^  der  Lohne  auf  Kosten 
dos  Profits  (u.  Kinkommens  Anderer)  „rGÄt.swidrin;".  „ungerecht",  „un- 
sittlich", Oi-ganisation  der  Arbeiter  zu  .solchem  Zweck  „Erpressung  u. 
Kaulr-,  Pir.fttverkürznng  auf  diesem  Wege  etwas  einer  gewaltsamen 
Zinshi  rab.st'tzung  Atdiuliches  Sei  (vorgekommene  Einwürfe  gcf'cn  die 
Sozialreformor  der  1870 er  Jahre  Seitens  Vertretern  des  Fabrikanten- 
interesses u.  Theoretikern  der  Manchesterrichtnng).  aa)  In  dieser 
Polemik  wird  vrillig  verkannt,  dass  gerade  im  Verteilungsprozess 
des  Konkurrenzsystems  eine  bestimmte  Höhe  der  Lohn-  u.  der 


Digitized  by  Google 


—  48» 

Profitquote  u.  ebenso  des  absoluten  Wertbetrags  des  Lohns,  wie  die 
etwa  ntstorisch  überkommene,  durch  Herkommen  eingebürgerte,  oder 

wie  die  gerade  im  Moment  eines  Lohnstreits  bt'steliende  Hölie,  nicht 
ohne  Weiteres  als  die  „gerechte",  rechtlich  u.  sittlich  berechtigte  au- 

fesehen  werden  könne,  bb)  Vielmehr  ist  ja  gerade  nadi  der  Theorie 
er  Konkurrenz  die  richtige  u.  gerechte  Veiteilung  des  Ertrags,  die 
relative  n.  absolute  Lohn-  u.  Profithöhe  ein  notwendiges  Ergebnis  dieser 
Konkurrenz,  alle  Arbeiter-  (u.  freilich  auch  Arbeitgeber-)  Organisation 
nur  ein  Hiifemittel  der  Konkurrenz,  dessen  sich  die  sich  gegenQber- 
stehenden  Parteion  im  Vertoilungskampf  wie  im  Kanmf  um  die  Höhe 
der  Preise  der  Waren  u.  Leistungen  im  Verkehr  bedienen,  cc)  Man 
kann  mit  Recht  einwenden,  dass  hier  in  der  Wirklichkeit  die  Ergebnisse 
der  Regelung  der  Verteilung  im  Konkurrenwege  viel  zu  optimistisch 
beurteilt  werden,  dass  namentlich  das  Konkurrenzprinzip  für  das 
richtige  Mass  in  der  Verteilung  keine  ffenügendo  Bürgschaft,  weder 
nach  oben  noch  nach  unten  zu,  leistet  Aber  man  kann  nicht  ein  folge- 
richtiges notwendiges  Mittel  im  Konkurrenzkampf,  dessen  sich  auch 
die  Arbeiter  zu  bedienen  haben,  wenn  man  diesen  Kampf  einmal  als 
unentbehrlich  für  die  Durchführung  des  Verteilungsprozesses  ansieht, 
als  „rechtswidrig^',  „ungerecht",  ^^unsittUch**  angreifen  n.  verwerfen:  ein 
logischer  Widerspruch. 

ß)  Ebenso  unzutreffend  ist  der  Einwand  gegen  die  Anwendung  der 
zweiten  Methode  u.  gegen  das  Haupthilfsmittel  dabei,  es  werde  damit 
ein  „sozialistischer'"  Weg  betreten,  der  als  solcher  bedenklich  u. 
volkswirtschaftlich  schädlich  sei  aa)  Diese  zweite  Methode  benilit 
gerade  völlig  auf  dem  Konkurrenzprinzip,  insofern  auf  einem  durchaus 
anti sozialistischen  Gedanken,  bb)  Alles  vollzieht  sich  dabei  auf  dem 
Woge  u.  nach  den  Gesetzen  des  Verkehrs,  die  T.  nregelung 
nach  dem  Gesetz  von  Angebot  u.  Nachfrage,  indem  durch  die 
Arbeiterorganisation  eben  nur  das  Arbeitsangebot  in  einer  für  den 
Arbeiter  günstigen  Weise  zu  regeln  gesucht  wird,  cc)  Die  zweite 
Methode  ist  so  nur  eine  Konsequenz  jenes  Prinzips,  indem  insbes. 
durch  Arbeiterorganisation  die  eine  Seite  im  Konkurrenzkampf  erst  in 
die  Lage  versetzt  wird,  die  Bedingungen  eines  richtigen,  auch  für  sie 
anssichssreichen  solchen  Kampfes  zu  erfüllen:  Vereins-(Verbands-) 
Konkurrenz  tritt  an  die  Stelle  von,  zumal  für  die  Arbeiter  wenig  aus- 
sichtsvoller Individualkonkurrenz.  dd)  Dadurch  werdm  erst  die 
prinzipieilen  Voraussetzungen  dafür,  dass  aus  der  Konkurrenz  wenigstes 
eine  angemessene  Regelung  der  Verteilunj^,  speziell  zwischen  B''<it;/  u. 
Arbeit,  überhaupt  hervorgehen  könne,  erfüllt,  welche  bei  der  Melluug 
des  meist  besitzlosen  einzelnen  Arbeiters  dem  kapitaUst.  Unter- 
nehmer gegenüber  eben  nicht  oder  doch  viel  ungenügender  erfüllt  sind, 
ee)  Im  Konkurrenzsystem  der  privatwirtschaftiichen  Organisation  ist 
die  Anwendung  der  zweiten  Methode  u.  sind  die  Ergebnisse  dieser  An* 
Wendung  somit  nicht  zu  bekämpfen,  sondern  erstere  ist  zu  verlangen, 
die  Ergebnisse  sind  hinzunehmen,  ff)  I>ass  diese  u.  soweit  ils  sie 
eventuell  nicht  befriedigend  sind  u.  einer  Korrektur  bedürfen,  k.uui  zur 
Begründung  einer  anderweiten,  einer  autoritären  Regehmg  der 
A  erteihmg  u.  wenn  diese  mit  der  privatwiitschiLftl.  Organitation  un- 
vereinbar erscheint,  zur  Begründung  des  Uebergaugs  in  die  gemcin- 
wirtschaftliehe  Organisation  auch  im  Interesse  besserer  Ver- 
teilung mit  dienen,  aber  nicht  gegen  die  Anwendung  tler  zweiten 
Methode  innerhalb  des  privatwirtschaftUchen  Konkurrenzsystems,  dessen 
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Ergebnisse  des  Verteilungsprozesses  ohne  Anwendung  dieser  Kethode 
noen  unbefriedigender  zu  werden  drohen. 

b)  Eine  Abweisung  des  Prinsdps,  dass  die  Löhne  auch  auf 
Kost(>n  des  Profits  (u.  Einkoninions  der  höheren,  der  besitzenden 
Klassen}  unter  Umständen  müssen  steigen  können,  führte  a)  folge- 
richtig zu  der  unhaltbaren  Forderung  von  Lohnmaximis  su- 
ungunsten  der  Arbeiter:  mr  Verhinderung  eines  Steigens  des 
Lohns,  als  Quote  vom  Reinertrag  wie  nach  dem  absoluten  TTert- 
betrag  des  Tiidividuallohns,  über  eine  einmal  bpstchonde,  als  solche 
für  „angemessen''  geltende  Höhe,  so  unzulänglich  diese  tatsächlich 
sein,  so  selir  zn  Guoitm  der  dann  fkberhohen  Profitquote  die  Lohn- 
quote  niedrig  gehalten  sein  mag.  ß)  Die  letzte  Konsequenz  wäre 
—  Sklaverei  für  die  arbeitende  Klasse.  Es  ist  el»eu  nicht  zu 
vtM-p'cysen,  dass  gerade  in  einem  System  freier  Lolmarbeit  der 
pnvutwirtschaftlichen  Organisation  aa)  der  Arbeitgeber  keinen 
Bechtsanspruch  darauf  hat,  fiwmde  Arbeitskraft  stets  zu  einem  ihm 
konvenierenden  Lolmsatas  aar  Verfügung  zu  erhalten  u.  ß)  ebensowenig^ 
die  Käufer,  die  Konsumenten  von  Arlicitsprodukten  diese  stets  zu 
einem  eine  bestimmte  Höhe  nicht  übersteigenden  Preise  erwerben 
zu  können. 

y)  Vom  ethischen  Gesichtspunkte  aus  wird  swar  nicht  in 

jedem  Fall  des  Lohnstreits,  wo  es  sich  um  Fragen  des  Masses 
handelt,  welche  nach  La^e  der  konkreten  Verhältnisse,  daher  ver- 
schieden, zu  entscheiden  sind,  wohl  aber  im  ganzen  prinzipiell 
die  Unterstützung  der  Arbeiter  bei  Anwendung  der  zweiten 
Methode  Seitens  der  „dfifentliehen  Meinung",  auch  selbst  Seitens 
der  zunächst  durch  solche  Lohnsteigerungen  geschädigten 
Interessenten,  der  Arbeitgeher  u.  Käufer  der  Arbeitsprodukte,  als 
sittliche  Pflicht  zu  verlangen  sein,  wenn  es  sich  allgemein  um 
Hebung  eines  zu  niedrigen  Standes  der  Löhne  handelt,  auch  um 
Steigerung  von  zu  niedrigen  Preisen  der  Arbeitsprodukte,  bei  denen 
der  Lohn  zu  tief  herabgedrUckt  worden  muss  (Verhältnisse  der 
Hausindustrie,  Heimarbeit,  aber  auch  mitunter  sokhe  der  ländlichen 
XL  Fabrikarbeit,  Lolmzalilungcn  iu  Konfektionsindustrie!). 

2.  Der  Vorteil  der  Steigerung  der  Lohnquote  auf  Kosten  der 
Profitquote  (u.  des  höheren  Einkommens  der  besitzenden,  höheren 
Klasse)  kann  dem  ein/eliien  Arbeiter  foder  der  ArheiTcvfamilie) 
im  Durt  lischnitt  allerdings  nur  dann  in  der  absoluten  Steigerung 
des  ludividuallohns  zu  gute  kommeu,  wenn  auch  bei  dieser  An- 
wendung der  zweiten  Methode  die  Vermehrung  der  Bevölkerung 
bezw.  speziell  der  Zahl  der  zu  beschäftigenden  Arbeiter  relativ 
nicht  rascher  u.  stärker  wa'chsl,  als  diese  Steigerung  der  Lolinquoto 
im  Yerhältnis  zu  deren  bislierigcn  Höhe.  Darüber  darf  man  sich 
auch  liier  nicht  täuschen:  das  „Quoiieutenverhältnis"  behält  wiederum 
seine  durchschhigende  Bedeutung. 

3.  Das  allgemeine  Mittel  zur  Durchsetzung  der  Lohnste^ierungen 
nach  der  zweiten  ^fethode  ist:  entsprechende  A  r  beiterorg-anisation 
zum  Behui  einer  angemessenen  Regelung  des  Arbeitsangebots, 
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um  die  Gcg^cnpartei  (s.  bei  4)  in  die  Zwangslage  zu  versetzen, 
den  Forderungen  der  Arbeiter  nachgeben  zu  müsAen,  Daraus 
ergebm  ndi  imnn  die  weiteren  einzelnen  zur  Ensielung  cles  Erfolge» 
emrderlichen  Mittel.   Aber  nochmals:  nicht  ausserhalb  des  all* 

gcmeinenen  Lohneesetzes,  sondern  durchaus  nach  diesem  voll- 
zieht sich  Alles.  Die  Arbeiter  sucIk  n  nur  eine  solche  Lage  für 
sich  u.  ihre  Arbeitgeber  (bezw.  Kauter  der  Arbeitsprodukte)  herbei- 
zuführen,  dase  nach  dem  Lohngesets  ihr  Lohn  steigen  muBS. 

4.  Die  Vollziehung  der  hier  behandelten  Lohiisteigerun<,^cn 
knnn  innerhalb  des  freien  Verkehrs  in  der  Privatwirtschaft  lieben 
Organisation  auf  zweierlei  Weise  vor  sieh  j^ehen  u.  ^^eht  tat- 
sächlich, wenn  die  Umstände  danach  liegen,  ao  vor:  a)  der  Lohn 
steigt  als  Quote  direkt  xl  endeiltig  auf  Kosten  der  Profitquote 
der  kapitalist  Unternehmer,  u.  b)  er  steigt,  unter  entsprechender 
Uebertragung  der  Lohnerhöhung  Seitens  dieser  Unternehmer  auf  die 
Preise  der  Arbeitsprodukte,  eiidgilti<^  auf  Kosten  der  Käufer, 
der  Konsumenten  dieber  Produkte.  5.  Die  Prinzipien  der 
Kcgelung  solcher  Lohnsteigerungen  sind  zwar  die  nfimlienen,  da« 
entsclieidende  Mittel,  die  Arbeiterorganisation  u.  die  Regelung  des 
Arbnt-angebots,  ist  ebenfalls  das  gleiche,  aber  die  Einzellielteii  des 
praktischen  Vorgehens,  um  Erfolg  zu  erzielen,  u.  der  Art  u.  Weise, 
wie  sich  die  erstrebte  Lohnsteigerung  durchsetzt,  sowie  die  weiteren 
Folgeerscheinungen  nach  gelungener  Durchsetzung  tand  etwas 
verschieden.  Daher  sind  die  beiden  Fälle  auch  für  <ue  theoretisch- 
prinzipielle Erörterung  hier  zu  unterscheiden. 

D.  Steigen  des  Lohns  (der  Lohnqnote)  auf  Kosten 
des  Profits  (der  Profitquote).  1.  Allgemeines  hierüber, 
a)  Diesen  Fall  haben  die  Arbeiter  meist  zunächst  u.  vornehmlich 
vnr  Augen  in  ihrer  Organisation  für  den  Lohnkampf,  scheuen  be- 
greiflich  die  kapitalist,  Unternehmer  ihrerseits  besonders,  weil  sie 
elien  voraussetzungsweise  (V\o  Kosten  traj^en.  Dalier  richten  sich 
hiergegen  ihre  Gegenbestrebungen,  auch  in  Form  ihrer  eigenen 
Organisation  znr  Regelung  der  Arbeitsnachfrage,  tl  wohl  stärker 
als  im  zweiten  Falle,  den  die  Unternehmer  gleichwohl  auch  im 
eigenen  Interesse  scheuen,  weil  eine  Preiserhöhung  der  Produkte 
ihren  Absatz  schwächen  kann,  b)  Von  „Kechtswidricrkeit'',  Un- 
gerechtigkeit^', auch  ganz  im  Allgemeinen  stets  von  „Unbilligkeit*^, 
„unsittlichem**  Vorgehen  kann  auch  in  diesem  ersten  Fall  aus  den 
oben  dargelegten  Gründen  vollends  im  freien  Verkehrssystem 
nicht  die  Rede  sein,  c)  Für  die  Arbeiter  bietet  eine  Lobnstt  igerung 
bloss  n.  elld^ilf^L•  auf  Kosten  des  Protits  auch  im  Vergleich  mit 
dem  zweiten  1  all  noch  den  besonderen  Vorteil,  dass  sie  als 
Konsumenten  Ton  den  Folgen  einer  Lohnstdgerung  ersterer  Art 
unmittelbar  gar  nicht  u.  auch  mittelbar  nicht  leicht  in  empfindlicher 
Weise  getroffen  werden. 

Denn  gerade  hier  wird  die  etwa  wegen  Profitverkürzung  ver- 
minderte Kauf-,  EonsumtioDS'  n.  Sparkraft  der  kapitalist.  Unternehmer 
(auch  bei  Rflckwirkung  der  Ptofitabnahme  anl  LeiEzios  der  Zinsrentner) 
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durch  die  eben  in  der  Lobnsteigerung  sich  vollziehende  Steigening 
dioser  Kraft  bei  den  Arbeitern  ausgeliehen.  Im  Allgemeinen  wird 
auch  nicht  »  ino  Abnahme  der  Nachfrage  nach  Arbeitsprodukten,  damit 
der  Pjoduktiou,  der  Arbeiterbeschäftigung  eintreten,  weil  die  Unter- 
nehmer u.  Kiipitalisteu  ihr  Einkommen  verkfirzi  sehen,  sondern  nur 
eine  andere  Itichtung  jener  Nachfrage  ii.  der  diese  befriedigend«i 
Produktion  (S.  143,        Lehrsatz  5  u.  H  vom  Kapital). 

d^  Gerade  der  Druck  der  Lohnsteigerung  auf  den  Profit  ruft 
allerdings  beim  kapitalist.  Unternehmer  Bestrebungen  zum  Ersatz 
von  Arbeitskräften  durch  Maschinen  usw.  hervor,  wodurch  für  den 
Arbeiter  vorübergehend  u.  hinter  T^mständen  dauernd  Nachteile 
entstehen,  weil  die  Nachträge  nach  seiner  Arbeit  geschwächt  wird, 
e)  Aber  anderseits  kann  die  so  erreichte  T^rminderung  der 
natüi liehen  Selbstkosten  dauernd  der  ganzen  Produktion,  dadurch 
«nncli  den  Arlx'itorn  als  KonsnmeTiton  wieder  zu  '^ite  kommen« 
Eventuell  wird  so  selbst  bei  Lühnst(Mgerungen  v'v.m'  I^n-isredutetion 
möglich,  dadurch  der  Absatz  vergrössert  u.  so  indirekt  nach  u. 
nach  den  Arbeitern  gerade  dnreb  Yermebrung  der  Arbeitsnachfrage 
wieder  ein  Vort^  verschafft. 

Hier  lie^rf"«,  wie  so  oft  in  der  Volkswirtschaft,  verwickelte  Wechsel- 
wirkungsvcrhäitnisse  vor.  Zu  technischen  Fortschritten,  neuen,  arbeit- 
sparenden Erfindungen,  Verfahrungsarten,  rascherer  Verbreitung  solcher, 
zu  Verbesst  rnnir'  n  der  Betriebs-  u.  Absatzorjranisatiön  eifern  gerade 
solche  Proiitvurkürzungeu  durch  Lohnstci^erungen  besonders  an,  wie 
Zeiten  n.  Länder  hohen  Lohnstands  u.  starker  Lohnsteigorungen  zeigen 
(Aufschwungperioden,  Nordamerika).  Damit  ist  dann  allerdmgs  auch 
wieder  der  Anreiz  zu  starker  Entwirkluiifr  von  Grossbetrieb  (^^ep^eben, 
weil  in  diesem  solche  Fortscliritte  relativ  am  liücbtesteu  u.  a,m  urfolg- 
reichsteii  sind. 

i)  Praktisch  ist  allerdings  der  Spielraum  für  Lolin- 
steigeruni^en  rein  auf  Kosten  des  Profits  vielfach  nur  beschränkt 
u.  namentlich  beschiaukter,  als  die  Arbeiter  iu  Unkeuutuis  der 
wirklichen  ProfithOhe  u.  falscher  Verallgemeinerang  besonders 
hoher  Profite  in  einzelnen  Unternehmungen  u.  ganzen  Zweigen  u. 
vorüben^eliend  einmal  in  Zeiten  j^ün'^»^iL'"er  Konjunkturen,  mit  etwas  all- 
^•(iuieinerer  l'rrditsteiii'erung',  annehmen,  a)  Die  ^(isse  zeitweiligen. 
bleibendeVerscliiede n heit  derPrülithöIicu  uachProduktiouszweigen, 
Einzeluntemehmungen,  günstigen  u.  ungünstigen  Perioden  (S.  366  ff.) 
erschwert  ein  allgemeineres  Stelgen  der  Löhne  auf  Kosten  der 
Profite  sehr.  Was  ein  günstig  stehendes  Unternehmen  ertragen 
kann  oder  könnte,  vermögen  zahlreiche  ungünstiger  stehende  eben 
nicht  zu  ertragen,  ß)  Die  praktische  Ueberwindung  der  Wider- 
stünde, welche  sich  dem  Steigen  der  Löhne  auf  Kosten  der  Profite 
nach  dem  Folgenden  entgegenstellen,  ist  aber  auch  allgemein  so 
schwierig,  dass  auch  der  vollkommensten  Arbeitororg-anisation  unter 
geschicktester  Leitung  hier  oft  in  der  l^raxis  Autgaben  gestellt 
werden,  welche  sie  nicht  oder  nicht  ausreichend  für  den  Enolg  zu 
lösen  vermag.  Dadurch  verliert  die  folgende  UuterHuebung  nicht 
ihren  wissenschaftlichen  Wert,  weil  sie  jxute  l^iiddicke  in  das  sozial- 
ökonomische GeiUge  wichtiger  Erscheinungen  gewährt,  aber  die 
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piaktiaclie  Tragweite  darf  nidit  ftbencfaXtst  werden,  wie  es  Gewerk- 
vereinsdieoretikeni  wohl  passiert  ist. 

2.  Die  nedlngutlgen  für  die  Durchsetzung  (Vollziehung) 
von  Lohnsteigerun  gen  auf  Kosten  des  Prrtfits.  Das  liier  vorliegende 
Problem  u.  seinr  T,»'isung  lansen  sieh  in  folgenden  thesenartigen 
Sätzen  in  schcuiatischer  Weise  zutiaumientiast»en,  a)  Der  Lohn 
kann  hei  gegebenem  festen  Wertbetrage  des  (volkswirtsehafltlielien 
Rein«)  Ertrags,  bezw,  Erlöses  dafür  als  Quote  von  diesem  iflrtrage 
dann  u.  solange  «steigen,  als  der  Profit  als  solche.  (,>note  sinken 
kann,  in  der  einzelnen  IJntemelnnnng  u.  in  einer  ganzen  Volks- 
wirtschai't.  b)  Der  im  Protit  mit  enthsdtene  ünternehmergewiun  hat 
unter  bestimmten  Umständen  ein  bestimmtes  Minimom,  unter 
welches  er  dauernd  nicht  herabsinken  kann,  wie  oben  (S.  363  fF.) 
dargelegt  worden  ist.  c)  Der  im  Profit  mt  entlialtene  Kapital- 
gewinn hat  dagegen  kein  solches  festes  Minimum.  d)  Er 
kann  vielmehr  solange  sinken,  bezw,  als  Quote  herabgedrückt 
werden  zugunsten  der  Lobnqnote,  er)  als  es  sich  verhindem  lässt» 
dass  anderswo  u.  anderswie,  hei  gleicher  Mühewaltung  u.  gleichem 
Geschäftsrisiko  für  den  ka])italist.  Unterntdimer  für  AnInge  u. 
Bei>chäi'tiguiig  seines  Kapitals,  ein  höherer  Kapitalgcwinn  erzielt 
wird;  und  p)  als  eine  nnprodakttve  Eapitalanuebrung  wegen  zu 
kleinen  Profits  n.  speziell  Kapitalgewinns  darin  nieht  ssu  be- 
fürchten ist. 

Dieser  Fall  ß  ist  theoretisch  als  möglich  zuzugeben,  kami  einzeln 
auch  praktisch  vorkommen  u.  tut  es,  aber  selbst  bei  einem  Ka|jital- 
gewinn  von  0  oder  fiist  0  ist  er  als  allgemeinere  Folge  von  Lohn- 
steigeniTigen  kaum  praktisch  tm  berücksichtigen  u.  kann  daher  auch 
hier  von  ihm  in  der  Erörtenmg  abgesehen  werden.  Es  ist  zu  bedenken, 
dass  Kapiialbesitz  selbst  bei  solchem  denkbar  niedrig-sten  (iewinn  anu. 
für  sich  noch  Gnnidlage  einer  ökonomischen  n.  sozialen  I.age  ist,  an 
deren  Erhaltung  dem  Kapitalbesitzer  viel  liegen  muss,  auch  dass 
konkretes  Natm:«lkap!tal  wenigstens  ohne  den  Prozess  beständiger 
Verwendung  u.  Zusetzung  in  der  Produktion  u.  Wiederentstehens  aus 
dieser  in  neuen  Güter-  u.  Wertformen  gar  nicht  dauernd  in  seinem 
Wert  eiiialten  werden  kann.  Das  würde  selbst  bei  dauerndem  Profit 
von  0-  oder  fast  O-Höhe  eine  beständige  reproduktiYe  Beschäftigung  des 
Kapitals,  daher  auch  eine  ArbeiterbesohMiguig  mit  dabei  gebieten 
(S.iai{§40J.  ^     ^  «  , 

e)  Für  die  Frage  einer  Verbindening  von  Bezug  höheren 
Profits  anderswo  u.  anderswie  lA'sst  sich  folgendes  Schema  von  d  rei 
typiselieii  Kati  gorlcn  von  Fällen  aufstellen:  noch  erreichbarer 
höherer  l*rofit  a)  in  demselben  Produktionszweig  der  heimischen 
Volkswirtschaft,  aber  an  einem  anderen  Ort  dieser;  d)  zwar  nicht 
mehr  in  dieser  Weise  unter  er,  aber  in  anderen  rroduktions- 
(Kapitalanlage*)  Zweigen  ebenfalls  noch  der  heimischen  Volks- 
wirtschaft; y)  zwar  auch  in  dieser  Weise  unter  ß  nicht  mehr,  aber 
im  Auslände,  sei  es  in  Form  der  persönlichen  ITehersicdlnng 
des  Unternehmers  zugleich  mitsamt  seinem,  in  entsprecheud©  über- 
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aiedelbare  Form  gebrachten  Kapital,  sei  os  in  Fonn  der  Kapital- 
llbersiedlang  allein  (im  internationalen  Kredit  verkehr). 

f)  Yüv  die  Durclisetziin^  des  Stet**'ens  der  Lohnquote  anf 
Kosten  der  Proütquote  sind  dann  folgende  Bedingungen  zu  er- 
füllen: a)  ausreichende  Hinderung  des  Zuzugs  wohlfeilerer  andrer 
Arbeitskrfifte  ans  anderen  heinÜBchen  Orten  desselben  Prodnktions* 
Zweigs  in  den  betreffenden  Ort,  wo  solche  Lohnsteigerung  sich  voll- 
ziehen soll  oder  ausanderen  heimischen  Prodnktions-  u.  Bescliäftig^nnjirs- 
zweigen,  oder  aus  dem  Ausland;  zugleich  bei  Ucbertüiiung  des 
ArbeitsmarktH  an  Arbeitskräften,  welche  arbdtslos  sind  u.  Be- 
scliäftigiingf  suchen  oder  wenigstens  zu  dem  erstrebten  höheren 
Lolinsatz  nicht  alle  beschäftigt  werden  können.  BefiJrderuDj;  des 
Fortzugs  dieser  Elemente;  ß)  Hinderung  des  ZuHusses  wohlfeilerer 
Arbeitsj)rodukte  iu  den  nicht  auf  Versorgung  durch  örtliche 
Produktion  angewiesenen  Konsumtionszweigen;  y)  möglichste  Gleich- 
stellung der  Bedingungai  für  Produktion  u.  Aroeiterbeschäftigung, 
bes.  in  Arheitszeitdauer,  Lolmliühe,  wiederum  in  demselben 
Produktionszweig  an  demselben  u.  an  v(n*sclnedenen  Orten  des 
Inlands,  iu  verschiedenen  Produktionszweigen  dieses  u.  zwischen 
Inland  u.  dem  für  die  Konkurrenz  ins  Inland,  in  der  Fremde,  auf 
dem  ganzen  Weltmarkt  in  Betracht  kommenden  Ausland,  damit 
aneli  die  Ab-  n.  AuHt'uljr  der  unter  höheren  Löhnen  an  einem  Ort, 
in  einem  Zwvi'j  d(!s  Inlands  produzierten  Waren  anderswohin,  auch 
ins  Ausland  ermöglicht  bleibe  u.  «lurcli  Preisunterbieten  nicht  ver- 
hindert werde. 

g)  Das  Mittel,  dies  alles  zu  erreichen«  ist  nun  das  genannte: 

eine  starke,  dauernde,  ;:ut  eingerichtete,  zweckm^is^iig  fungierende 
Arbeiterorganisation  iu  Gewerkvereinen,  nach  Produktions- 
zweigen, zunächst  örtlich,  dann  interlokal  im  Inland,  dann  —  im 
Prinzip  wenigstens  unter  heutigen  Verkehrs-,  Konkurrenz-  u.  Welt- 
marktverhältnißsen  —  international  unter  den  Arbeitern  der  für  den 
W<dtmarkt  massgebenden  Völker,  speziell  zur  Regelung  des  Arbeits- 
angebots u.  zur  Nötigung  der  Arbeitgebrr  (kapitalist.  Unternehmer), 
die  Forderungen  der  Arbeiter  nach  Lohnstcigerungcn  erfüllen  zu 
müssen  (wie  daneben  meist  nach  angemessener  Regelung,  bezw. 
Pt  sehränkung  der  Arbeitszeit,  insbesondere  der  Länge  des  Arbeits- 
tages u.  nach  Festsetzung  von  arbeitsfreien  Tn<^en),  weil  den  Unter- 
nehmern zur  Betchäftiguiig  ihrer  selbst  u.  ilires  Kapitals  kein 
anderer  güns  tigerer  Weg  mit  höheren  Profitaussichten  mem*  vö-bleibt. 

Bei  dieser  Aufstellnnii  \on  Bedingungen  für  erfolgreichen  Kampf 
der  Arbeiter  um  die  Lohnsteigenmgen  nnf  Kosten  des  Profits  handelt 
es  sich  hier  in  keiner  Weise  \nn  eine  Parteiimhme  für  die  Arbeiter  u. 
egen  die  kapitalist.  l  iitcnieluiK  r,  sn  wrnig  als  um  das  Umgekehrte 
ei  entsprechender  Aufstflluiig-  drrlfirderi  Krtolt;- der  Gegenbestrehungen 
der  Unternehmer  massgebenden  Bedingungen.  £is  jgilt  vielmehr  lediglich, 
die  Bedingungen  richtig  zu  ermittem,  welche  rar  dies  Problem  der 
Lrilmsteigerungen  als  ein  nicht  nur  praktisches,  sondern  auch  wissen- 
schaftliches (theoretisches^  in  Betracht  kommen.  Bas  ist  auch 
für  die  weiteren  Ausführungen  lebtzuhalten. 
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S.  Das  VörfreTidn  der  Arbeiter,  um  diese  Beding:ungen  erfüllen 
zu  können  u.  um  damit  Erfolg  zu  erzielen  u.  ebenso  umgekehrt 

dasjenige  der  Arbeilgt  hfr.  niu  flif  Vn  züglicben  Bestrebungen  u.  das 
Vorgehen  der  Arbeiter  ertülgrcich  zu  kreuzen,  ist  an  gewisse  all- 
gemeine Voraussetzungen  geknüpft.  Deren  kann  mau 
dreierlei  untersehdden,  a)  psychische o. soziale,  b) rechtliche, 
c)  wirtschaftliche. 

Es  genügt  hier  im  Ganzen,  die  Sachlage  von  dem  Gesichtspunkt 
des  Arbeiterinteresaes  aus  zu  b  ctrachten.  Wie  sie  sich  aus  demjenigen 
des  Arbeitgeberinteresses  stellt,  ergibt  sich  daraus  meistens  implicite 
mit,  sodass  das  nur  in  dnzelnen  F&llen  noch  näher  ausgeführt  zu 
werden  braucht. 

a)  et)  An  die  Arbeiter  stellt  die  Erfüllung  jener  Bedingungen 
Aiiiorderuugen,  oft  recht  schwere  u.  nur  mit  grosseu  Opfern  zu 
erfüllende,  dass  um  möglicher  späterer  Vorteile  willen  sofortige 
Nachteile  (Arbeitslosigkeit,  Lohnentgang,  vielleicht  definitiver  Ver- 
lust der  Arbeitsstelle)  übernommen  werden,  wenn  das  letzte  Droh- 
mittel,  die  Arbeitseinstellung,  verwirklicht  wird.  Das  luulingt 
psychische  Selbstüberwindung,  Solidaritätsg'etuhl,  KJassenbew  usstsein, 
Zurücktretenlassen  des  Interesses  des  einzehien  Arbeiters  gegen 
seine  Konkurrenten  auf  dem  Arbeitsmarkte,  stramme  Disziplin 
unter  den  Arbeitern,  Vertrauen  auf  die  Richtigkeit  u.  Tüchtigkeit 
ihrer  Organisation,  ihres  Gewerkvereins,  auf  die  zweckmässige 
Führung  im  Lohnkampf.  Es  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  die 
organisierte  Arbeiterschaft  der  Kulturvölker  es  verstanden  hat,  sich 
immer  mehr  fUr  diese  Anforderungen  psychisch  u.  sozial  richtig 
auszubilden  u.  hier  ein  in  seiner  Art  grossartiges  Beisj)iel  der 
Opferwilligkcit  jribt,  jetzt  auch  in  ncutschlaiid.  In  diesen  Arbeiter- 
kreiseu  u.  sjiezieli  bei  den  T.iitern  der  CTcwerkv<:reine,  deren 
Autorität  man  anerkennt,  ist  auch  das  Verständnis  für  die  Richtig- 
keit der  dargelegten  Bedingungen  u.  filr  die  Notwendigkeit,  alles 
2u  tun,  um  diese  möglichst  vollstftndig  u,  genau  zu  erfüllen,  weit 
gediehen. 

Dadurch  ünden  auch  ihre  Erkläi*ung  u.  wenigstens  z.  T.  eine  durch 
den  Zweck  bedingte  relative  Rechtfertigung  solche  tats&chlichen  Vor- 

kommnisso,  welche  Bedenken  bli  ti  n  u.  am  meisten  gegen  die  Arbeiter- 
organisationen geltend  gemacht  werden,  auch  dem  geltenden,  selbst  das 
Koahtionsrecht  sonst  gewährenden  Arbeitsrecht  widersprechen,  wie  die 
Ausübimg  eines  Drucks  auf  die  „Arbeitswilligen",  sich  einem  Ausstaad, 
auf  die  Unorganisierten,  sich  einer  betroffenden  Orpfanisation,  einem 
Gewerkvereiii,  arizuschliessen.  Denn  von  einer  entsprechenden  Aus- 
dehnung der  Organisation,  des  Ausstands  hftngt  eben  der  Erfolg  ab. 
Das  Solidarit  .itsgefüld  ist  bei  den  Arbeitern  hier  fast  immer  stärker  als 
in  anderen  Kreisen,  auch  meist  als  in  denen  der  kauitalist.  Unternehmer 
U.  Arbeitgeber  entwickelt.  Das  erklärt  sich  freilich  auch  wohl  mit 
daraus,  dass  die  Arbeiter  sicli  untereinander,  obfileich  sie  an  sich  es  ja 
auch  sind,  nicht  so  scharf  als  Konkurrenten  uihlen  ii.  es  in  der  Tat 
auch  wohl  nicht  so  stark  sind,  als  gewöhnlich  die  Unternehmer  (auch 
diese  Qbrigens  nicht  immer  in  glei<£m  Qrade,  z.  B.  doch  im  Ganzen 
die  Landwirte  weniger,  als  die  IndostrieUen,  auch  als  die  Handwerker 
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u.  Kaufleute,  was  in  dem  yerschiedenen  Erfolg  der  Interessenten- 
Organisationen,  attch  de?,  Genossenscbafts Wesens  bei  diesen  Wirtschafts- 
gruppen zum  Ausdruck  kommen  möchte). 

ß)  An  die  Arbeitgeber  stellt  die  Erfüllung  der  Bedingungen, 
sich  für  den  Kampf  um  die  Lohnhöhe  u.  damit  eben  implicite  um 
die  Hdhe  des  Profits  ssa  ox^nisieren,  prinzipiell  gleiche  psychische 
u.  soziale  Anforderungen,  wie  auf  der  anderen  Seite  an  die  Arbeiter. 
Die  EUngliedernn;:^  des  einzelnen  Unternehmers  in  gemeinsame 
Organisationen  (Arbeitgeberverbände,  wie  auch  Kartelle  u.  dgl.) 
fordert  von  ihnen  indessen  im  höheren  Masse  angleiche  n. 
namentlich  vom  einzelnen,  der  in  günstigerer  Stellung,  auch 
rielleicht  seinen  Arbeitern  gegenüber  ist,  eventuell  grössere 
Opfer,  als  untor  ähnlichen  Umständen  bei  den  Arbeitern.  Der 
Starke  ist  auch  allein  tiir  sich  vielleicht  mäclitig  genug  u.  bedarf 
des  Anschlusses  an  Organisationen  nicht  Bas  erschwert  Organisationen 
der  Arbeitgeher  mehr  als  solche  der  Arbeiter. 

Die  einzelnen  Unternehmer  sind  sich  in  der  Tat,  wie  gesagt,  auch 

schärfere  Konkurrenten,  mit  grösserer  Interpssenverschif'(?en]iöit.  vnV 
auf  dem  Produktiona-  u.  bes.  dem  Absatzgebiet,  so  auch,  in  der  Arbeiter- 
besch&ftigung,  namentlich  nach  dem  ümlang  u.  der  davon  abhängigen 

Art  ihres  Betriebs  auch  im  selben  Produktionszweig  (Gross-,  Mittel-, 
Ki*'i?i'iotrieh).  Dies  hindert  die  Entwicklung  eines  ebenso  starken 
buiiuuiitätsgtlülils,  wie  bei  den  Arl)oitern,  eines  ebensolchen  Klassen- 
bewusstseins  i»  1  ihnen,  da  sie  eben  (l<)(h  blos  als  Arbeitgeber  sich 
nicht  ebenso  als  „Eine  Klasse"  fühlen,  erschwert  so  unvermeidlich 
ihre  Orgaoisationsbcstrebungen,  macht  ihre  Verbände  weniger  einheitlich, 
^stramm",  weniger  leistuugstähig  u.  dauerhaft.  Dies,  obwoÜ  dem 
Arbeitgeber-  u.  Unternehmerverbänden  doch  vor  denen  der  Arbeiter 
zu  <r\i^e^  kommt,  dass  ihre  Mit/^lindcr  als  die  Iftihergebildeten  die  er- 
furderliche  Einsicht  in  die  Notwcndij^keit  des  Zusammenhaltens  eigentlich 
noch  mehr  besitzen  müssten  u.  namentiich  weil  es  sich  um  eine  kleinere 
Anznlil-  die.  „unter  eim'ii  ^^u■^  :'n  hiingen  ist",  handelt,  als  bei  den 
Arbeitern.  Aber  —  die  Unternehmer  sind  eben  mehr  „individualistisch**, 
weniger  „sozial*'  ausgebildet  u.  gesinnt,  mehr  auf  den  eigenen  Einzel- 
vorteil erpi(;lit.  Ihre  ganze  Wirtschaftspsyche  neif^t  dazu  u.  gerade  darin 
werden  sie  vom  modernen  Arbeiter  psyclüscli.  ethisch,  sozial  wesentlich 
überragt.  Die  Not,  welche  für  die  Arbeitgeber  aus  den  Lohnkämpfen 
mit  organisierten  Arbeitern  hervorgeht,  muss  erst  sehr  gesteigert  sein, 
um  liier  Waiidlnng'cn  bei  Jenen  zu  Wege  zu  bringen,  wie  die  aller- 
nouesteu  Vorp-änLn'  in  DeuLscliiand  zeigen. 

Nicht  unerheblich  ist  auch,  wie  sich  die  „öffentliche 
Meinung",  das  „Publikum"  zu  Lohnkämpfen  stellt,  ob  sie  Be- 
strebungen der  Arbeiter  um  Lohnsteigemngen,  auch  speziell  um 
solche,  wie  die  hier  besprochenen  auf  Kosten  des  Profits,  im  All- 
gemeinen u.  dann  wiener  im  konkreten  Fall  eines  Lohnstreits 
sympathisch  beurteilt,  unterstützt  oder  verwirft.  i^ine  solche 
Stellungnahme  übt  doch  einen  gewissen  Einfluss  auf  die  streitenden 
Parteien,  auch  auf  die  Arbeitgeber  mit  ans,  bewegt  letztere  eher 
Bur  Nachgiebigkeit,  wenn  sie  es  geschäftlich  irgend  vermögen,  hilft 
den  Arbeitern  so  eher  zum  Siege. 
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Hier  macht  &ich  immer  mehr  in  weiteren  „neutralen"  Kreisen  oft* 
mala  eine  Sympathie  i&r  die  Arbeiter  geltend,  einer  aUgemeinen,  er- 
freulichen „sozialen  Gesinnung'*  gemäss,  bes.  in  Fällen,  wo  die 
„öffentliche  ^leinung"  ein  Missverhältnis  erkennt  zwischon  Arbeitsleistung 
u.  Lohnhöhe  (u.  Arbeitszeit),  auch  mit  Jiücksicht  auf  die  Arbeitamühe 
U.  Gefahr  bei  jener  verglichen  mit  der  Höhe  der  Profite  der  Untere 
nehmnr  (Dividenden  dor  Akticngescllsihafteii  u.  ilj^I.,  fiflialto  u.  Tantiemen 
der  Beamten  u.  Aufsichtsräte  usw.)»  der  Gewinne  von  im  Grunde  lediglich 
Rentner^  n.  Speknlantenkreteen  (AJctIon&ren,  Kuxenbesiteem«  BörsianemV 
Neuen«  deutsclic  Fälle  des  Eintretens  der  öffentlichen  Meinung,  speziell 
auch  grösserer,  eine  gewisse  autoritati\  e  Stelliinfr  einnehmender  Kreise 
der  „Gebildeten"  für  die  Arbeiter,  auch  für  die  in  Strike  getretenen, 
z.  fi.  bei  Strikes  im  Kohlenbergbau,  im  Strassenbahndiensfc»  bei  Not- 
lagen der  Arljoiter  in  Konfektionsindustrie,  Heimarbeit  usw.  sind  zu 
konstatieren  gewesen  u.  haben  bei  Arbeitgebern  bes.  Aerger  bereitet 
(westfftL  EohlenBtrike  1905).  Gewiss  liegt  hier  eine  Geftihr  vor,  dass 
die  „üfTentliclie  !\Ieinniig'''  u.  die  Ii    Gesinnung"  in  Kreisen  der 

Gebildeten  wieder  zu  solir  generalisiert,  ohne  grnfif^ende  Sachkenntnis 
urteilt,  die  verschiedene  Lage  in  den  konkreten  Filllen  nicht  genügend 
berücksichtigt,  unberechtigte  oder  zu  weit  gehende  Forderungen  der 
Arbeiter,  nach  der  wirtschaftliclien  Lage,  den  internationalen  Konkurrenz- 
verhältnissen überhaupt  oder  zur  Zeit  unerfüllbare,  unterstützt,  statt 
sieh  hier  mindestens  neutral,  mitunter  richtiger  ablehnend  zu  verhalten; 
dai^s  sie  sieh  ill)er  bedi'nkliclio  Vorkonnnnisse.  IJechtsverletzunj^'-Qn, 
Gewalttätigkeiten,  Vertra^sbinich  (z.  B.  betr.  Kündigung  des  Arbeits- 
verhältnisses) zu  leicht  hmwegsetzt,  sie  zu  mild  beurteilt.  Sicherlich 
ist  das  falsch  u.  möglichst  zu  vermeiden.  Aber  wiederum :  prinzipiell 
ist  ein  Eintreten  der  fiffentl  Meinung  u.  autoritativer  Privatkreise 
berechtigt,  ja  die  Verbreitung  entsprechender  sozialer  Gesinnung 
ein  erfreuliches  Symptom  gesünderer  sozialer  Entwicklung, 
woo;egen  der  Spott  \i.  Hohn  aus  Arbeitgeberkreisen  u.  vr)n  Seiten 
deren  Presse  (Vorwurf  gegen  Privatkreise,  sie  litten  an  der  „Krankheit 
der  Moralistik")  ebenso  imberechtigt  als  frivol  ist, 

b)  Rechtliche  Voraussetzung  für  die  Arbeiter  (u.  umgekehrt 
für  die  Arbeitgeber),  die  dargelegten  Bedingungen  fUr  erfolgreichen 
Kampf  um  Lohn  n.  Profit  erfüllen  zu  können,  ist  das  Reclit  der 
Arbeiter  (n.  der  Arbeitgeber),  sich  hierfür  wie  für  andere  wirt- 
schaftliche Interessen  zu  verbinden,  vorübergehend  für  einen 
einzelnen  Zweek,  dauernd  in  bezüglichen  festen  Vereinen  (Vcr> 
bftnden,  Gewerkvereinen,  Gewerkschaften  der  Arbeiter,  Arbeit<^eber- 
rerbänden),  d.  h.  die  beiden  Parlelen  bedürfen  des  Koalitions- 
rechts. Aus  diesem  Recht  folgt  auch  das  Recht  tiir  die  Arbeiter, 
ohne  Verletzung  anderer  Rechte  u.  ihrer  Rechtspfliciiten  auf  Grund 
massenhafter  Verabredung  die  Arbeit  dnssustellen  Seitens  der 
Arbeiter,  bei  einem  einzelnen  Unternehmer,  in  einem  Orte  in 
allen  Untertieliinen  eines  Produktionszweiges,  auch  darüber  hinaus 
in  anderen  Orten  n.  Produktionszweic:;eu  („Streikrecht",  ,,Aus- 
standsrecht^'}  u.  ebeiiöo  für  die  Arbeitgeber,  in  gleicherweise  u. 
Umfang  die  Arbeitsstätteo  m  scbliessen  („  A  u  s  s p  e  r r  u  n g  s  r e ch t*0> 

ä)  Dieses  Recht  bt  im  Prinzip  im  Laufe  des  19.  Jahrb.  im 
allgemeinen  ein  Bestandteil  des   Arbeitsrechts,  wenigstens  der 
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induBtrienen,  auch  montanistiBehen  Arbeiter  geworden,  doeh  in  den 
einseinen  Ländern  in  etwas  TencHedener  Fassung  u.  Begrenznng 

u.  mit  verscliiedenen  Kaiitolpn  c!-ogen  Missbraiich  (s.  schon  o.  S.  129). 
ß)  Prinzipiell  mit  vollem  Kecht,  weil  es  <  ine  Konsequenz  des 
freien  Arbeitsvertrags,  durch  die  ökonümisch-technische 
Entwicklung,  naniotiUieh  der  GrossbetriebBrichtung,  ge- 
boten ist,  als  Recht  der  Arbeiter  diese  oft  eiBt  in  dje  Lage  setzt, 
wie  es  der  Grundgedanke  des  freien  Vertrags rerlits  überhaupt  ist, 
sich  als  eiuigermassen  ebenbürtige  Partei  den  Arbeitgebern 
gegenüber  beim  Abschluss  des  Arbeitsvertrags  fühlen  u.  demgemäss 
Ihre  berechtigten  Intessen  dabei  rertreteu  zu  können;  auch  weil  die 
Arbeitgeber,  selbst  ohne  ausdrückliche  Anerkennung  ihres  korrelativen 
Kechts  zu  Verbänden,  tatsiiclilich  an  bezüglichen  Vereinhfinmiron 
kaum  mit  Erfolg  gehindert  werden  können.  Ein  ausdruckliches 
bezügliches  korrelatives  Recht  wird  aber  auch  ihnen  richtigerweise 
gewiuirt. 

y)  Hinnchtlich  der  Begrenzung  des  KoaütionBrecht  u.  der 

Verhütung  von  Missbräuchen  sind  zwei  Punkte  von  allgemeiner 
Bedeutunf^  u.  meist  im  positiven  Arbeitsrecht  anerkannt:  aa)  Das 
Erfordernis  der  Innehaitung  von  Kündigungsfristen,  wenn 
Bolcbe  ausdraekHeb  im  Arbeitsvertrag  enthalten  sind  oder  anf  Grand 
aMgemeiner  gesetzlicher  Vorschiiften  bestehen,  bb)  das  mit  ent- 
aprechenden  Strafen  bei  Verletzung  bedrohte  Verbot,  auf  andere 
(Arbeiter,  bzw.  Arbeitgeber)  direkt  oder  indirekt  einen  Zwang 
auszuüben,  einer  Koalition,  einem  Verein  oder  Verband,  einem 
Ausstand  oder  einer  Ausspeirung  beizutreten,  insbesondere  seitens 
der  streikenden  Arbeiter  sogen.  „ArbeitswiHige"  zum  Beitritt  zu 
nötigen  u.  zwangsweise  vom  Rücktritt  znrückznlr^Ucn.  Gerade 
in  betreff  dieses  Punkts  (bb)  sind  indessen  Theorie  u.  Praxis, 
Gesetzgebung  und  Verwaltung  bisher  kaum  irgendwo  zu  ganz  be- 
friedigenden Besultaten  gelangt  u.  liegen  in  der  Tat  ancn  grosse 
prinzipielle  u.  praktische  Schwierigkeiten  vor.  Die  Interessen  der 
Produktion,  auch  der  gesamten  nationalen,  u.  diejenigen  je  der 
anderen  Partei  erheischen  auch  sicher  Berücksichtigung.  Aber  die 
ersten  u.  die  der  Arbeiigeber  werden  viel£Mih  immer  noch  ohne 
Weiteres  förmlich  präsumtiv  den  Interessen  der  Arbeiter  Toran- 
gestellt,  nach  Inhalt,  Wortlaut  u.  -Auslegung  der  Normen  des 
Arbeitsrechts.  d)  Auch  die  Stellung  der  Behörden  der 
offeuthchen  Verwaltung  (Polizei)  muss  im  Prinzip  in  den  Lohn- 
kttmpfBn  eine  beiden  rarteien  gegenüber  neutrale  sein,  namentlich 
nicht  offen  oder  im  Stillen  sich  von  vornherein  mehr  auf  Seite  der 
Arbeitgelx-r  neigen,  wenn  das  Koalitionsrecht  u.  die  tlaraus  notwendig 
folgenden  Konsequenzen  diejeni^^e  praktische  Bedeutimg  erlangen 
sollen,  welche  dem  Geiste  dieses  Rechts  entsprechen.  Auch  hier 
bleibt  tatsfidblich  noch  Ibnches  unbefriedigend,  gerade  auch  in 
Deutsehland. 

Es  muss  hier  an  diesen  Andeutungen  genügen.  Alles  AVeitere  ge- 
hört in  die  Prakt.  Natök.,  üeworbepolitik,  Arbeiterfrage.   Obiges  daher 
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mieli  nur  tüo»  knappe  VervoUstiLndigong  der  AuBfAhrunseii  schon  im 

1.  Teil  (S.  120).  In  Deutschland  sind  die  massgehondon  Hostimmungen 
in  der  Gewerbeordnung  des  Deutschen  Reiches  enthalten  (S  ir)2,  15-}). 
S.  die  bezügl.  Artikel  im  H.  W.  B.  St.,  auch  noch  die  Verhanalungca  des 
Vereins  f.  bozialpoHtik  in  Mannheim  1905.  Mein  Standpunkt  popal&r 
dargelegt  in  meinen  Reden  anf  dem  christl.  ßergarbcitertafr  in  Öochum 
über  „Arbeitslohn  u.  Unternehmcrgewinn"  IÖ97  u.  über  die  „Kartelhorung 
der  Grossindustric  u.  Ihren  EiimusB  anf  Arbeiter**  auf  dem  christl. 
Gewerkschaftskartelltage  in  Essen  1J)06.  Der  deutsche  Haivptautor  für 
die  ganze  Materie  des  Gewerkvereinsrechts  ist  wiederum  L.  Brentano. 

aa)  .Ein  Hauptanklagepunkt  gegen  streikende  Arbeiter  ist 
häufig,  dass  sie  „unter  Kontraktbruch^,  ohne  Einhaltung  der 
Vertrags-  oder  gesetzmässijTen  Kündigungsfrist  (Akkordarbeiter  auch 
vor  Vollendung  ihrer  übernommenen  xVroeit),  die  Arbeit  einstellen. 
Mt)  Das  ist  nicht  zu  rechtfertigen,  ßß)  Aber  aas  solchem  EontraJctbruch 
werden  dann  auch  wieder  von  den  Arbeitgebern  u.  Anderen  zu  weit 
gehende  Folgerungen  gegen  die  Arbeiter  u.  gegen  den  Strike  abgeleitet, 
mnsichtlieh  solchen  Bruchs  auch  zu  weitgehende  Forderungen  oes  Ein- 
schreitens dagegen  u,  mit  Strafen  go^en  die  sich  dieser  Verletzung 
des  Verti  nnrs  schuldig  machenden  Arbeiter  aufgestellt,  mildernde  Um- 
stände dabui  zu  wenig  anerkannt.  Auch  wird  zu  wenig  berücksichtigt, 
dass  bei  Innehaltung  der  Kündigmigsfrist  von  vornherein  für  die 
Arbeiter  der  Erfolg  ausgeschlossen  sein  kann,  was  zwar  keine  Ent- 
schuldigung, aber  do^  eine  Erklärung  ihres  Vorgehens  ist.  Ein 
Yerdikt  gegen  Strikes  überhaupt  u.  gegen  das  ganze  bezügliche  Arbeits- 
recht folgt  natürlich  vollends  nicht  aus  dem  Vorkommen  von  Strikes 
unter  Kontr-iktbruch,  ganz  abgesehen  von  solchen  Vergehen  doch  auch 
bi.svveilen  mü  Arbeitgeberseite. 

yy]  Die  spezielle  Forderung,  jedes  Verlassen  der  Arbeit  ohne  Inne- 
haltung der  Kündigungsfrist,  vollends  jeden  Strike  mit  solciieni  Kontrakt- 
bruch unter  Strafe  zu  stellen,  mit  der  besonderen  Begründung,  dass  die 
zivilrechtliche  Verfolgung  der  Arbeiter  doch  meist  ergebnislos  sei,  bricht 
mit  einem  allgemeinen  modernen  Rechtsgrundsatz  hmsichtlich  der  Ver- 
letzung von  Verträgen  u.  stellt  so  ein  odiöses  Singularrocht  zu  Ungunsten 
der  Arbeiter  dar.  Dieses  büsst  diesen  Charakter  praktisch  nicht  ein, 
weil  dieselbe  Bestimmung  für  den  betreffenden  Kontraktbruch  des 
Arbeitgebers  gelten  soll.  Strafbarkeit  des  Verti-ausbruclis  hat  aber 
auch  noch  auoero,  wenigstens  für  die  grosse  Masse  der  Industrien  wohl 
ausschlaggebende  Bedenken  gegen  sich:  sie  wflrde  wohl  zu  der  misslichen 
Konsequenz  führen,  dass  eine  Prüfung  des  Inhalts  der  Verträge  über- 
haupt u.  der  Kündigungsklanseln  speziell  von  Vrrwultungs-,  bezw. 
Gerichtswegen  stattfinden  müsste,  um  die  Arbeiter  ge^en  Unbilligkeiten 
zu  schlitzen.  Der  Hinweis  darauf,  dass  die  Arbeiter  la  „freiwillig"  die 
Bedingungen  des  Arbeitsvertrags  eingingen,  reicht  nacn  La^e  der  Dinge, 
bei  der  Stellung  der  Arbeiter,  voUenos  des  einzelnen,  mcht  aus,  um 
daraufliin  die  Verletzung  jeder  Vertragsbestimmiiiig^,  auch  betr.  Kündigung, 
unter  Strafe  zu  stellen.  Auch  die  Art  der  Strafe  u.  die  Durchführung 
der  Bestrafung  böte  praktisch  grosse  Schwierigkeiten.  Geldstrafen 
(u.  etwaige  Bussen  zu  Gunsten  des  Verletzten)  würden  äiiuUch  wie  zi\  il- 
reclitliche  Entschädigungen  schwer  richtig  zu  bemessen  u.  zu  vollziehen, 
Fl  eiheitsstrafen  volfends  odiös  u.  bei  jedem  etwas  grösserem  Strike 
unausführbar  sein. 

JcF)  Die  Innehaltung  der  Kündigungsfrist  seitens  zum  Ausstand 
bereiter  Arbeiter  kann  me  Erreichung  des  Ziels,  die  Erflillang  ihrer 
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r  1        ^en,  inBofern  in  der  Tat  erschweren,  als  der  Arbeitgeber  dann 

;h  CTt^lcf^enheit,  weil  mehi-  Zeit  hat,  für  Ersatz  der  strikenden 

grbeiter  durch  Heranziehung  anderer  Arbeiter  zu  sorfren.    S«^  \v'nd  er 
egen  die  Forderungen  seiner  bisheriffen  Arbeiter  widerstauusiahiger. 
Gewiss,  wie  gesa^rt,  keine  Entschuidiguiif^  für  die  kontraktwidrige 
sofortirrp  ArbeitsemstelliinfT.  aber  doch  eine  Erklärung. 

bb)  Auch  die  Regelung  der  Bestimmungen  über  Verbot  u. 
Bestrafung  jeder  Art  von  Zlwang  (Drohnnff  usw.)  xum  Beitritt 
7M  Koalitioiu'ji.  Gewerkvereinen,  Strike.s  u.  spezieil  die  Regelun<T  der 
Bestimmungen  betrettsder  Behinderung  A rbeits  williger  durch  aus- 
ständige Arbeiter  bietet  erhebliche  Schwierigkeiten.  Mit  dem  blossen  Hin- 
weis oannif,  dass  Jeder  hinsichtlich  Beitritts  oder  Nichtbeitritts  zu  Ver- 
bänden usw.  frt'i  sein  müsse  u.  namf^ntÜdi  der  Arb<'itswil]ijj;e  tinlx  dingt 
in  der  Durchsetzung  seines  Willens  zu  schtitzen  sei.  kommt  man  selbst  bei 
rein  individualistisch«  r  Auflassung  des  Arbeiterrecnts  nicht  aus,  weil  die 
Grenze  zwischen  erlaubter  u.  unerlaubter,  dann  straffillliger  I*]iiiwirkiing 
seitens  Koalierter  auf  Aussenstehende  zu  schwer  deutlich  zu  bestimmen 
u.  praktisch  innemhalten  ist.  Wiederum  wenigstens  zur  Erklärung, 
wenn  auch  nicht  stets  zur  Entschuldigung  einer  starken  moralischen 
Einwirkung  von  Koalitionen,  Verbänden,  Ansständigen  auf  Aussenstehende 
zum  Beitritt  dient  die  foigeude  Erwägung,  welche  jinut.  mut.  auch  auf  die 
Verhältnisse  unter  den  Arbeltgebern  Anwendung  findet.  Die  Rechts- 
ordmiiio-  im  prl\ atwirtseliaftliclien  System  steht  einmal  auf  dem  Stand- 
punkte, dass  die  V  erteilung  des  Trocluktionsertrags  zwischen  Arbeitern 
u.  kapitalist.  Unternehmen!  durch  den  „freien**  Arbeitsvertrag  zu  er* 
folgen  habe.  Es  wird  dabei  von  der  Voraussetzung  ausgegangen,  dass 
heidf  Teile  in  der  Lar^o  sind,  bezw.  in  die  Lao:e  gebracht  werden 
sohca,  ai.s  Ebenbürtige,  Gleiche  ihre  Interessen  wirksam  geltend  zu 
machen.  Um  diese  Voraussetzung  zu  erfüllen,  wird  das  Koahtionsrecbt 
mit  seinen  KonseqTienzen  gewährt.  D'  ~  Hecht  kann  aber  in  der  Tat 
nur  seinen  Zweck  erfüllen,  wenn  sich  die  Koalitionen  usw.  auf  Arbeiter- 
seite möglichst  au!  das  ganze,  mindestens  auf  den  grössten  Teil  des 
Arbeitsangebots  auf  dem  Arbeitsmarkt  erstrecken.  Daher  haben  die 
Arbeiterverbände,  anch  die  zum  Zweek  von  Strikes,  wie  anderseits  auch 
die  Arbeitgeberverbände,  u.  ebenfalls  die  zum  Zweek  von  Aussperrungen, 
allerdings  ein  berechtigtes  Starkes  Interesse,  möglichst  alle  bezüglit  hen 
Arbeiter  u.  Arbeitgeber  zu  umfassen.  Das  entspricht  einer  „sozialen" 
Auflassung  des  Arbeitsrechts,  im  Gegensatzzu  einer  rein  indiviaualistischen. 
Bislang  ringen  aber  in  Theorie,  Praxis,  Gesetzgebung,  Verwaltung  noch 
diese  beiden  entgegenrreset/.len  Anschauungen  miteinander. 

cc)  Auch  die  Bestimmung,  dass  ein  Jeder  jederzeit  von  einem 
Ausstand  zurücktreten  könne,  entgegengesetzte  Vereinbarungen, 
anch  Konventionalstrafen,  ungiltig  seien,  lässt  sich  schwer  allgemein 
rechtfertigen-  Sie  ist  mit  der  Giltigkeit  von  Konventionalstrafen  wegen 
Verletzung  von  Bestimmungen  in  Kartellverti'ägen  u.  mit  sonstigen 
Vorkommnissen  auf  Arbeitgeberseite  auch  nicht  in  voller  Harmonie. 
Verstösse  ^cgen  das  rein-individualistisch  aufgefasste  Prinzip  der 
Gewerbefreiheit  kann  mau  sonst  in  dem  Allen  sehen. 

dd)  Dass  wenigstens  die  Sympathien  der  Organe  der  Obrigkeit, 
der  Verwaltungsbehörden,  der  Gerichte  öfters  von  vornherein  auf  Seiten 
der  Arbeitgeber  in  den  hentiEr^n  T.ohnstreiti^'keiten  stehen,  ist  eine  viel- 
fache Annanme,  auch  ausserhalb  der  Sozialdemokratie  u.  der  Arbeiter- 
kreise. An  der  tats&chlichen  Neutralität  jener  Organe  braucht  man 
deslialb  niiht  gleich  zn  zweifeln.  Ihentanos  Woit  vollends  ,,nnsere 
Arbeiter  haben  das  Koalitionsrecht,  aber  wenn  sie  davon  Gebrauch 
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machen,  werden  sie  bestraft",  sicher  zu  weit.  Es  liegt  in  der  An- 
nahme *iner  solchen  Sympathie  jener  öffentiichen  Organe  anch  kein 
Vorwurf  gegen  sio;  difse  Sympathie  ist  vielfach  aus  persönllclicn, 
Gesellschaits-,  Klassenverhältnissen  zu  erklären  u.  eben  nur  ein  j^eleg 
daför,  daüs  neue  soziale  Anschauungen  sich  nur  langsam  durchringen. 

c)  Wirtschaftliche  Voraussetzungen  für  die  Erfüllung  der 
Bedingungen  eriolgreichen  Kampfs  der  Arbeiter  um  Lohnsteigerungen 
auf  Kosten  der  Profite  sind  a)  zunächst  eine  wirklich  ausreichende 
Höhe  dieser  Profite,  dass  eine  solche  Erm.ässigung  dieser  erfolgen 
kann.  In  dieser  Hinsicht  ist  auf  das  schon  oben  Gesagte  über  die 
Ucbersch.Htzung  der  Profithöhe  seitens  der  Arbeiter,  Über  zu  weit 
gehende  Generalisierung  einzelner  günstiger  Fälle  u.  über  die 
Verschiedenheit  der  Lage  in  den  einzelnen  Unternehmungen  zu 
verweisen;  ß)  bes.  wichtig  ist  ferner  die  wesentlich  verschiedene 
Sachlage  in  auf-  u.  absteigender  Konjunktur,  ein  gerade  in 
der  modernen  industriestaatlichen  Volkswirtschaft  wichtiges  Moment, 
aa)  Vornehmlich  nur  in  der  aufsteigenden  Konjunktur  können  die 
angedeuteten  Mittel  der  Arbeiterorganisation  eine  wirkliche  Lohn> 
Steigerung  herbeiführen. 

Einmal  weil  hier  wirklich  Profite  {u.  AbsatEpreise)  allgemeiner  in 
die  Höhe  gehen  u.  so  leichter  eine  Reduktion  zugunsten  der  Ij^ilme 
vertragen:  sodann  weil  liier  ohnehin  die  Nachfragenach  ArbeitskrUften 
seitens  der  kapitulist.  ruteriiehmer  mehr  u.  unter  L'mstäuden  grösser 
als  (las  Arbeitsangebot  ist.  wo  dann  die  sich  sdion  hieraus  exgebende 
Jjohnsteigenmg  adch  leichter  weiter  getrieben  werden  kann;  endlich 
weil  hier  die  ultima  ratio  der  Arbeiter,  die  Drohung  mit  u.  die  Ver- 
wirklichung des  Massenansstands,  eben  eine  praktische  Bedeutung  ge- 
winnen, das  Gegenmittel  der  Aussperrung  der  Ar])eiter  seitens  der 
Arbeitgeber  nicht  oder  nur  sehr  viel  scliwieriger  angewendet  werden  kiirnv 

bb)  In  der  abbtci|;endcn  Konjunktur  ist  die  Sachlage  la  aileu 
diesen  Verhfiltnissen  eine  entgegengesetzte. 

Mitunter,  z.  B.  bei  ohnehin  erfolgender  u.  im  Interesse  dos  Unter- 
nehmers liegender  Einschranknnf:^  der  TVoduktion  u.  der  Arheifer- 
beschäftigung,  in  solchem  Masse,  auss  nanicntlich  die  Drohung  mit  Strike 
für  den  Unternehmer  gar  keine  „Drohung"  ist.  (Richtige  Einwände 
u.  a.  von  Fr.  Engels  gegen  die  Gewerkvereintheoretiker,  spez.  gegen 
Brentano). 

Hier  kann  die  Arbeiterorguusation  immerhin  dasn  beitragen, 
eine  VerBchleehterang  der  Arbratsbedingungen,  auch  der  Lohnhöhe, 

etwas  zu  ermässigen.  Aber  weitere  Lohnsteigerungen  werden  in 
solcher  Zeit  auch  durch  die  beste  Organisation  nicht  wohl  zu  er- 
reichen  sein. 

4.  Vorgehen  der  Arbeiter  bei  der  Erfüllung  der  dargelegten 
Bedingungen  des  Erfolgs  (No.  2,  S,  443  ff.)  u.  Scliwierigkeitcu, 
welche  sich  dabei  anstellen.  Hier  sind  die  drei  typischen  Fftlle 
wie  oben  S.  443  unter  e  zu  unterscheiden. 

r)  Eine  Lohnsteigerung  auf  Kosten  'les  Profits  können  die 
kapitalist.  Unternehmer  im  selben  Gescliättszweig  dadurch  vereiteln, 
auch  wenn  es  ihnen  nicht  gelingt,  an  ihrem  bisherigen  Ort  sich  mit 
ihrem  bisherigen  Profit  durch  Anstellnog  (Zuzug)  billigerer  Arbeits- 
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kräfte  zu  behaupten,  dms  bie  ilir  Uuleruebnien  t'eBtlialteii,  aber  es 
an  eiii«ti  anderen  Ort  der  lieiniiflclien  VolkswirtBchaft  mit  fttr 
sie  gÜnBtigeren  Produktion sbedin^ungen,  namentlich  auch  Lohn- 
Terhältnlssen.  übei-tragen.  Eben  dem  sucht  die  lokale  n.  inter- 
lokale Arbeiterorganisation  zunächst  desselben  Produktionszweigs 
(Berui's-,  Beschäftigungsart,  Fach  verein)  entgegenzuwirken,  namentlich 
aurch  möglichste  Herstellung  gleicher  Arbeitsbedingungen,  insbes. 
auch  nunmehr  hdherer  Iiöhne  an  möglichen  beimiachen  Konknrrenz- 
orten. 

Gelingt  dies  den  Arbeitern  in  genüg:endem  Müsse,  m  ist  den 
Uuternehmeru  dieser  Ausweg  abgeschnitten  u.  sie  müssen  den 
gewöhnlich  auch  f&r  sie  schwierigeren  ssweiien  ins  Auge  (kssen. 

A\icli  sonst  bieten  uch  Übrigens  auch  bei  diesem  ersten  Fall  für 
Arbeiter  u.  Unternehmer  nocli  andere  Scliwierlj;keiten,  Bedenken, 
Gefahren,  wie  anderseits  auch  Vorteile,  letztere  bes.  nnter  Um- 
stiiudeu  liir  die  Unternehmer  als  Kapital-  u.  Grundeigentümer. 

«)  Den  Arbeitern  kann  die  gelingende  Uebertragung  eines 
Unternehmens  in  einen  anderen  Ort  en<§Utig  am  bisherigen  Ort  Arbeits- 
gelcgfinhcit  entziehen,  die  sie  nötigt,  selbst  fortzuziehen  oder  andere 
Arbeit,  in  anderem  Zweige  zu  suchen  (öfters  vorgekommene  tatsächliche 
1  olgen  von  starken  Lohnsteigerungen):  praktisch  daher  mit  Recht  eine 
Warnung  für  die  Arlieiter,  den  liegen  nicht  zu  überspannen.  Fort- 
ziehende, selbst  dann  nur  zu  bisherigen  oder  niedrigeren  Löhnen  be- 
schftfti^  Arbeiter  können  allerdings  auch  anderswo  in  relativ  grösserer 
"Wohlfcilheit  der  Lebenshaltung  (z.  B.  in  kleineren  Orten)  eine  aus- 
reichende Kompensation  finden.  3)  Den  Unternehmern  wird  natürlich 
jede  so  erzwungene  örtliche  Verlegung  ihres  Betriebs,  auch  von  teueren 
m  wohlfeile  Stadtteile,  von  innerstädtischen  in  Vororte  —  eine  vielfach 
wahrnehmbare  Entwicklung  des  Wechsels  des  Standorts  der  InduBtrie 
in  Grossstädten  (Berlin)  —  manche  leicht  ersichtüche  Schwierigkeiten 
u.  Nachteile  bieten.  Umsomehr,  je  mehr  sie  mit  stehendem  Kapital, 

Sössen  Gi  Viirii'l  ;ii;';i!2:rrj  ni^ht  oder  .schwer  zu  translo/.ierenden  Apparaten, 
ischinen  usw.  arbeiten,  auf  geschulte  Arbeiter  angewiesen  sind, 
welche  ihnen  im  neuen  Ort  wenigstens  zunächst  oft  fehlen  werden. 
Auch  die  Verlegung  des  persönlichen  Wohnorts  kann  Schwieiiffkeiteil 
bereiten.  Doch  wirkt  das  Alles  in  heutigen  Verkehrs-  «.  Lebens» 
verhaltnis.sen  weniger  ein  als  ehedem.  Auch  kann  gerade  liier  eine 
örtliche  Verlegung  des  Standorts  des  Betriebs  selbst  noch  spezifische 
Vortfilc  l»i('ten,  ja  die  Aii;--ii"h*-  ;inf  diese  sie  selbst  nahelegen, 
nämlich  wenn  bei  der  gtlnstigen  JBleahsierung  der  bisherigen  Grundstücke 
(u.  2.  T.  seihst  der  Gebftode)  wegen  der  luer  stark  gestiegenen  Ortmd* 
rente  n.  des  daraus  hervorgehenden  hohen  Grundstückspreises  u.  l>ei 
der  niedrigen  Grundrente  u.  dem  geringen  Preise  der  Grundstücke  im 
neuen  Standorte  grosse  Gewinno  in  Aussicht  stehen.  Hier  ist  es  also 
der  private  G rundrentenbezng,  welcher  trotz  etwaiger  anderer 
Nachteile  die  örtliclie  Verleffimg  eines  Unternehmens  begünstigt  u.  die 
bezii^lichen  Bebtrebungün  der  Arbeiter  um  örtliche  Lohnsteigerung:en 
vereitelt  oder  doch  ihre  VerwirkHchung  sehr  erschwert.  Auch  wiMer 
ein  Beispiel  für  die  Verwickeltheit  wirtschaftUoher  BeBiehnngen  u. 
Vorgänge. 
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Je  me}ir  es  SO  den  Arbeitern  eines  nationalen  Fh»dnktiona- 
zw(  igs  gelingt,  sieh  in  festen,  gut  geleiteten'  Gewwkveieinen  2U 
organisieren,  bei  jedem  lokalen  Lobnstreit  u.  jeder  drohenden 

Arbeitseinstellung  sich  zn  unterstützen,  durch  Hemmung  von  Zuzug, 
Förderung  des  Abzugs  von  Arbeitskräften  vom  Streitort,  durch 
Zahlung  von  Geldern  aus  Kassenmitteln  dex  Vereine  u.  aus  Um- 
lagen oder  fireiwilhgen  Beitrügen  der  arbeitenden  Genossen  an  die 
streikenden  oder  ausgesp(>rrten,  durch  Gleidistellnng  der  interlokalen 
Produktions-  u.  Arbeiterhescha'ftigungs-Bedingnngen,  desto  mehr 
werden  die  Unternehmer  zur  Gewährung  der  Lohnerhöhung  aus 
ihrem  Profit  genötigt,  —  falls  ihnen  nicht  der  zweite  u.  dritte  Aus- 
weg ofibn  bldbt. 

b)  Der  zweite  Ausweg  ist  das  Aufgeben  des  bisherigen 
Produktionszweigs  u.  der  Uebergang  tax  einem  anderen,  am  selben 
Orte  oder  sonstwo  im  lulande,  wo  sich  noch  bessere  Profi  tau  ssichten 
bieten,  aj  Die  Schwierigkeiten  sind  hier  im  allgemeinen  noch 
grössere  als  im  ersten  Fal^  auch  bei  voller  Geverbe&eiheit  aa)  Es 
bestehen  meist  schon  grössere  praktische  Schwierigkeiten,  weil  der 
neue  Produktionszweig  eine  andere  Fachföhigkelt  des  Unternehmers 
als  Leiters  u.  Betriebsorganisators  voraussetzt,  selbst  in  verwandten 
Zweigen,  vollends  in  ökonomisch-technisch  mehr  abweichenden. 
Doch  kommt  hier  zur  Erleichterung  zumal  bei  Grossbetrieben  die 
Möglichkeit  in  Betracht,  die  angedeuteten  Funktionen  des  Untere 
nehmers  an  Beamte  zu  übertragen,  bb)  Auch  die  Ivi  nlisierung  des 
bisherigen  Kapitals  u.  dessen  etwaige  T^m «Gestaltung  iür  die  Zwecke 
des  neuen  Produktionszweigs,  zumal  bei  starken  stehenden  Kapital- 
anlagen, bietet  im  allgemeinen  grössere  Schmerigkeit,  unter  den 
Voraussetzungen  des  Fdls,  nämlich  wenn  der  Profit  im  alten  Zweige 
so  gesunken  ist,  vollends,  cc)  Aber  je  mehr  es  eben  in  dem 
ersten  Fall  den  Arbeitern  gelungen  ist,  dies  herbeizuführen,  desto 
stäiker  werden  bei  den  Unternehmern  die  Impulse,  sich  dem  zweiten 
Ausweg  zuzuwenden.  Die  Entwicklung  des  Kredits  bietet  dabei 
Hilfe,  ß)  Dann  richten  sich  folgerichtig  die  Bestrebungen  der  liokal- 
arbeiter  n.  nHer  heimischen  in  den  irgendwie  beteiligten  Produktions- 
zweigen darauf,  in  jedem  dieser  letzteren  sich  zu  organisieren, 
Fachgewerkvereine  hierzu  bilden,  diese  uutereinander  in  Verbindung 
zu  bringen,  bei  Lohnstreiten  gegenseitige  Unterstützungen  herbei' 
zuführen,  die  Produktions-  u.  Arbeitsbedingungen  in  allen  diesen 
Zweigen  möglichst  —  wenigstens  relativ,  mit  Rücksicht  auf  die 
nach  Arbeitsmass,  Mühe,  Anforderungen  berechtigten  absoluten 
Verschiedenheiten  der  Lohnhöhe  u.  Arbeitszeitdauer  —  nun  auch 
in  diesen  Terschiedenen  Produktionszweigen  gleichzustellen, 
Zuzug  von  Arbeitskräften  aus  anderen  Zweigen  bei  einem  Lobn- 
streit zu  hemmen  urw\  Die  neuere  Arbeiterorganisation  bewegt 
sieb  d<Mi flieh  in  dieser  Richtung.  Je  mehr  es  gelingt,  sie  erfolir- 
reich  zu  gestalten,  »desto  mehr  werden  die  Unternehmer  auch  hier 
aum  Nachgeben  genötigt,  kann  sich  allgemeiner  eine  Lohnsteigerung 
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auf  Kosten  des  Proflto  rolkieheii,  falls  nidit  der  dritte  Ausweg 

gangbar  wird  u.  bleibt, 

c)  Dieser  dritte  ist  die  Uebersiedhin?:  der  kapitalist.  Unter- 
nehmer selbst  oder  wenigstens  der  in  der  Produktion  beschäftigten 
Kapitalien  in  das  zuofängliche  Ausland  mit  noch  günstigeren 
Produktions»  u.  namentlich  Lohuvcrhältnissen  für  Unternehmer  u. 
Kapital,  Die  Schwierigkeiten  sind  an  sich  hier  noch  frrösscre, 
in  persönlicher  Hinsicht,  wenn  der  Unt<'ni«']inier  st'll)öt  mit  ülicr- 
siedelt,  vielleicht  in  ein  fremdes  Sprach-  u.  ivulturj^ebiet,  aber  doch 
aach  fUr  das  Kapital  allein,  auch  nach  den  VerhSltnissen  der 
BeefatBBicherheit  u.  dgl.  m.  ß)  Aber  bei  der  neueren  grossen  Ans- 
gloiclmnp:  der  ganzen  Lebens-,  Rechts-  u.  Kulturvcrhältnisse  in 
einem  immer  grösseren  Teil  der  Welt,  unter  den  j^rossen  europäischen 
Völkern  u.  ihren  Abkömmlingen  in  anderen  Krdteilcn  zumal,  lassen 
sich  diese  Schwierigkeiten  doch  immer  mehr  überwinden.  Die 
Oleichstelluii;:  \on  Einheimischen  u.  Fremden,  im  m  irtsuliaftlichen, 
im  süzi.'ileii  Kcclit.  im  Rechtssclmtz,  die  Zulassung  der  Fremden  zn 
fast  allen  Arten  von  Wirtschaftsbetrieben,  selbst  vielfach  zum  Erwerb 
von  (jrund-  u.  Uausbesitz,  unt(;r  den  ^»leichen  Bedinguagen  wie 
für  Einheimische,  die  leichte  IMöglichkeit  der  Natoralisiernng  der 
Fremden,  die  Beseiti^riin^-  von  Mitwirkungsrechten  der  Gemeinden 
bei  der  ZuImssviiiü:  Fremder  erleichtern  j^elhst  die  persönliehe  Ueber- 
Siedlung  von  Industriellen.  Kaufleuten,  Bankiers  im  hohen  Masse. 
y)  Vollends  die  Kapital  Ubersiedlung  aliein  vollzieht  sich  bei 
dem  ausreichenden  Rechtsschutz,  der  Öewfthrung  von  Rechtshilfe 
noch  leichter  u.  wird  durch  die  Entwicklung  des  internationalen 
Kredits  n.  der  Erwerhsj^esellseliaftsformen,  bes.  wieder  der  Aktien- 
gescllscliaft,  zumal  sehr  begünstigt,  ö)  Notorisch  sind  es  denn  auch 
vornehmlich  Aussichten  auf  höheren  Gewinn,  (Profit,  Zins), 
hei  wohlfeileren  Arbeitskräften  u«  bei  häufig  sonst  noch  vor- 
handenen Vorteilen,  Avelche  die  gewaltige  Kapitalübertragung  inner- 
halb der  Wcltwirtsi'hat't,  ans  den  schon  entwickelteren,  kapital- 
reicheren Landein  mit  niedrigerem  Profit  u.  Zins,  meist  höheren 
Löhnen,  in  kapitalärmere,  entwicklungsfähige  zu  Wege  gebracht 
haben  u.  weiter  herbeiführen  u.  in  dang  halten,  iseitweise  oder 
bleibend  verbunden  mit  der  Uebersiedlung  der  Unternehmer  (und 
Beamten)  selbst  (Kanflente,  Industrielle);  im  grossten  Umfang 
erfolgt  aber  die  Uebertragimg  der  Ka])italien  allein.  Der 
„Kosmopolitismus''  u.  —  die  Sucht  nach  höherem  Gewinn  haben 
hier  ungemein  stark  eingewirkt,  fremde  Länder  wirtschaftlich  ge* 
hoben,  ausf:l6ichend  auf  die  Profite  u.  Zinsen  zwischen  verschiedenen 
Ländern  ein^'wirkt,  zugleich  auf  den  internationalen  Güteraustausch 
einersrits  förderlich,  indem  Massen  neuer  Produkte,  bes.  HohstofTe, 
Kainun^bmittel  für  den  Weltmarkt  produziert  werden,  andrerseits 
hemmend,  indem  durch  Entwicklung  von  Industrie,  Bergbau  in  der 
Fremde  die  auswärtigen  Produkte  (Fabrikate)  dort  entbehrlicher 
werden,  f)  Aber  für  die  einheimischen  Arbeiter  ist  diese  Kapital- 
Übertragung,  soweit  üie  die  Nacbirage  nach  ihnen  vermindert,  in 
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Bezug  auf  die  La^  in  Lolmkämpfen  naehteilig,  amsomebr,  venn 
es  geling ^  1  isher  im  Inland  erzeugte  Artikel  durch  wohlfeilere  ans 

dem  Auslande  zu  orsctzcn. 

Mancherlei  wirkt  hier  noch  besonders  fördernd  auf  solche  Kapital- 
übertragung in  die  Fremde  ein.  So  au)  günstige  nutiirliche  Produktions- 
bedingongen  daselbst,  nach  Klima,  Bodenart,  Bodcninhalt,  daher  mit 
geringeren  natürlichen  Prod.kostfn  {Landwirtschaft,  Forstwirtschaft, 
Bergbau,  Fischerei);  bb)  Ersparung  an  Transportkosten,  z.  B.  für  die 
Rohstoffe,  wenn  sie  in  der  Fremde  selbst  verarbeitet  werden,  statt  erst 
in  der  Ferne  nach  landein  Transport  (Textilstoffe.  Erze,  ]\Ietalle,  TTolz), 
u.  auch  für  die  Fabrikate,  wenn  sie  nicht  mehr  aus  der  Feme,  mit 
Fracht-  u.  Handelskosten  belastet,  sondern  am  Konsumtionsorte  her- 
gestellt werden  (Agrarstaaten,  die  sich  zu  Industriestaaten  entwickela). 
cc)  Von  besonderer  Wichtigkeit  kann  das  handelspolitische  u. 
Zollsystem  worden.  Schutzzölle  eines  anderen  Landes,  welche  die 
Einfuhr  fremder  Produkte  mehr  oder  weniger  hemmen  u.  die  Aussichten 
für  Profit  u.  Kapitalzins  im  Lande  des  Schutzzolls  verbessern,  sind  oft- 
mals AnläBS  gewesen,  aus  entwickelteren  Ländern  ganze  Produktions- 
zweige, Betnebe  u.  Kapitalien  ins  SdiutzzoUgebiet  zu  tibertragen,  in 
den  Grenzgebieten,  aber  auch  allgemein  (England  nach  dem  Kontinent. 
Schweiz  nach  Deutschland  u.  Oesterreich,  Deutschland  nach  seinen 
Nachbargebieten,  bes.  im  Osten  u.  Süden.  Europa  nach  Amerika,  West- 
u.  Mitteleuropa  u.  jetzt  andi  Nordamerika  nacn  Sfldamerika,  Afrika  u. 
bes.  Asien  usw.). 

C)  ►Soweit  die  cinheimischon  Arbeiter  unter  den  dire1<teii  u. 
indirekten  Folgen  dieser  Kapitalauswanderunjj  leiden,  iudcui  im 
Lohnkampf  ihr  Erfolg  schwieriger,  der  Absatz  ihrer  Arbeits* 
Produkte  wegen  der  Entwicklung  der  auswärtigen  Produktion  ge- 
schwächt, durch  Zufulir  billiger  fremder  Produkte  deren  einheiinisclie 
Produktion  erschwert  wird,  gclicn  f'olgeritditig-  die  Bestrebungen  <ler 
Arbeiter  darauf  hinaus,  die  Arbeiterorganisation  international, 
wenigstens  för  den  Bereich  der  in  der  Weltwirtschaft  in  der  an- 
gedeuteten Weise  miteinander  konkurriereiulen  LSnder,  auszu- 
dehnen, so  den  Zuzug  wohlfeiler  fremder  Arbeitskräfte,  die  Einfuhr 
billiger  fremder  Konkurrcnzartikel  zu  liemmen  (Umgestaltung  der 
Schutzzollfrage  zu  einer  „sozialen"  im  Arbeitcrinteresse),  die  Arbeits- 
bedingungen zwischen  Inland  u.  Fremde,  bes.  betr.  Lohn-  u.  Arbeits- 
aeitf  möglichst  gleichmässig  zn  gestalten  (auch  die  Gesetzgebung 
über  Arheitcrschutz  u.  Arbeiterversicherung),  in  Lohnstreiten  sieh 
gegenseitig  zu  unterstützen.  aa)  Die  liier  zu  überwindenden 
Schwierigkeiten  sind  grösser  als  im  ersten  u.  zweiten  Fall,  nationale 
Interessenverschiedenheiten  wirken  mit  ein,  politische  Bedenken 
treten  mehr  hervor,  aber  im  weltwirtschaftlichen  Verkehrssystem 
ist  eine  solche  internationale  Entwicklung  der  Arbeiterorganisation 
schliesslich  ebenso  folgerichtig  als  die  lokale  u.  interlokale  Ent- 
wicklung innerhalb  einer  Volkswirtschaft  hier,  bb)  Je  mehr  bie 
gelingt,  desto  mehr  wird  auch  dieser  dritte  Answeg  dem  Unternehmer 
u.  dem  Kapital  verspen*t  n.  kann  somit  die  Lohnsteigenmg  auf 
Kosten  der  Ptofite  durchgesetzt  werden. 
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d)  Dass  ein  solcher  Erfolg  im  Ganzen  auch  für  das  Gemein- 
wesen nicht  allgemein  schädlidi,  wenngleich  auch  hier  mit  einigen 
wichtigen  Bedenken  verbunden  ist,  ergiebt  sich  aus  der  Vergleichung 
der  absoluten  ökonomischen  Durchschnittslage  der  Arbeiterklasse 
mit  der  des  Unternehmertums  u.  des  Rentnertums,  wobei  freilich 
erhebliche  Verschiedenheiten  fttr  die  einzelnen  Teile  dieser  letzteren 
beiden (Gross-f  Mittel-,  Kleinbetrieb,  Gross-,  Mittel«,  Kleinkapitalisten) 
bestehen.  Dieser  Punkt  hängt  mit  Jen  allgemeinen  Folgen  solche 
Lohnstoi':,''erungen  auf  Kosten  des  Profits  zusammen. 

E.  ^>teigen  des  Lohns  auf  Kosten  der  Konsumenten 
(Käufer)  der  Arbeitsprodukte  durch  Fortwälzung  auf  die  Preise 
dieser.  1.  Biesear  zweite  Weg,  auf  welchem  Lohnsteigerungen 
auch  bei  gleichbleibender  Produktivität  der  Arbeit  erreicht  werden 
konTKMi,  bietet  praktisch  wohl  meistens  einen  grösseren  Spielraum 
für  den  Erfolg  als  der  erste.  2.  Auf  ihm  ist  im  ganzen  auch  ein 
Erfolg  für  die  Arbeiter  weniger  schwierig  als  auf  dem  erstem  zu 
erzielen,  weO  sich  seiner  Betretung  das  Interesse  der  kapitalist. 
Unternehmer  zwar  ebenfalls,  aber  doch  schwächer  en%^;eBStemmt, 
da  e'^  unter  einem  Erfolg  der  Arbeiter  auf  diesem  zweiten  Wep-e 
meistens  weniger  leiden  wird.  Nur  wenn  die  Pi-eisöteigerung  der 
Produkte  den  bisherigen  Absatz  oder  die  sonst  walu^chemliche  Aus- 
dehnung dieses  schädigt,  droht  dem  UntemdbmerinteFesse  eine 
Schädigung  ähnlicher  Art  wie  bei  Lohnsteigerung  auf  Kosten  des 
Profits.  H.  Allerdings  ist  der  Erfolg  auf  diesem  zweiten  Wege  kein 
reiner  Gewinn  für  die  Arbeiter,  denn  a)  als  Konsumenten  ihrer 
eigenen  Produkte  werden  sie  Ton  den  Preissteigerungen  ja  ebenfaUa 
getroffen  u.  b)  auch  die  Ge&hr  einer  Absatzsscliädigung  droht  sie 
in  Mitleidenschaft  zu  ziehen.  Zu  a:  Es  ist  jedoch  eine  Ueber- 
treibung,  die  aber  im  Publikum  vielfach  verbreitet  ist,  wegen  dieser 
Wirkung  einen  Vorteil  solcher  Lohnsteigerunseo,  welche  auf  die 
Preise  wteewüsst  werden,  ftlr  die  Arbeiter  ttbenianpt  sn  bestrafen. 

tt)  Denn  bei  der  bestehenden  Verschiedenheit  der  Skonomischen 
Volköklassen  nach  Beruf,  Art  u.  Höhe  des  Einkommens  produzieren  ja 
die  Arbeiter  im  grossen  Umfang  nicht  für  sich  selbst,  sondern  für  An- 
gehörige dieser  anderen  Klassen,  zu  deren  EonsnmüoiiBzwecken,  ftlr 

die  Untomehmer  selbst,  für  die  Rentner,  die  Beamten,  die  liberalen 
Berufe  usw.  Soweit  die  Arbeitsprodukte  als  KonsumgOtcr  dieser  Klassen 
im  Preise  steigen,  bleibt  den  Arbeitern  als  Klasse  ein  reiner  Vierteil. 
fl)  Auch  fOr  einzelne  Teile  oder  Gruppen  der  Arbeiter,  nämlich  fOr 
solche,  deren  Löhne  unverhältnismässir^  tief  gefrenflber  den  Löhnen 
anderer  Arbeitergruppen  stehen,  absolut  u.  mit  Küdcsicht  auf  das  relative 
Last»  u.  Lustmass  bei  der  Arbeit  betraditet,  kann  dne  Lohnstdgerung'. 
w*^lche  zu  Preissteigerungen  führt  u.  zwar  auch  für  Konsumartikel 
anderer,  besser  bezahlter  Arbeiter kategorien,  eine  bessere  Gestaltung 
der  relativen  Ökonomischen  Lage  der  verschiedenen  Arbeiterkategorien 
unter  einander  herbeiführen,  was  nur  der  Billigkeit  entspricht. 

Zu  b :  Wegen  der  möglichen  Bttckwirkung  der  Preissteigenuig 

auf  den  Absatz  liegt  freilich  aucli  für  dU'  ArV»eiter  ein  Interesse 
vor,  in  Lohnkäiapfen,  welche  xu  preiberhöheudeu  Lohnsteigerungen 
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führen  künnen,  mit  Mass  vorzusehen,  unter  Berücksichtigung  alier 
Umstände,  so  z.  B.  bei  Exportinditstrien  der  Yerhiiltnisse  am  dem 
Weltmarkt 

4.  Die  allgemeinen  Einwände  gegen  solclie  Lohn-  und  zu- 
gleich Preisstcijrernnjren  sind  schon  oben  (S.  438  ft)  mit  widerlegt 
worden.  Auf  bedenkliche  Seiten  der  allgemeinen  Folgen  auch  vom 
Standpnnkt  des  Gesamtixiteresses  des  Gemeinweseiis,  der  ganzen 
Yolkswlrtsiliaft  wird  unten  noch  hingewiesen  werden. 

5.  Die  Bediu^run  p^en.  unter  welchen  sich  eine  Lolm- 
steigeruiig  mit  Fortschiobunf^  auf  die  Preise  durchsetzen  kann,  sind 
sonst  im  wesentlichen  die  nämlichen,  wie  auf  dem  ersten  Wege  bei 
Lohneteigeningen  auf  Kosten  der  Profite.  Gleiches  gilt  von  den 
yoraiiB8et/un<^cn  für  die  £rfüllang  dieser  Bedingungen  u.  von  dem 
praktisclir  n  Vorgehen  der  Arbeiter,  aurh  von  den  zu  tiberwindenden 
Schwierigkeiten  dabei.  Die  Dinge  liegen  hier  aber  noch  etwas  ver- 
wickelter. 

6.  Man  kann  dafür  wieder  ein  Schema  typischer  Fülle 
anstellen:  a)  Lokal  durch  die  KonsomtionsverhiUtnisBe  gebundene 
u.  andere  Produktionen,  b)  Yertenerang  notwendiger  n.  entbehrlicher 

Artikel. 

a)  a)  Au  den  bestimmten  Ort  des  Bedarfs  der  Produkte 
gebundene  Produktionen  sind  der  Natur  der  Sache,  der  Art 

der  Bedürfnisse  \i.  deren  Befriedigung  nach  stets  Tiele,  auch  bei 

hochentwickelter  Verkehrstechnik. 

So  namentlich  die  Bauten,  mit  Ausnahme  der  Baubestandteile, 
Gegenstände,  Materialien«  welche  zum  Bau  bedurft  auch  anderswo 
produziert  u.  von  r!;i  bezogen  werden  künnen;  ferner  mancherlei  Lokal - 
gewerbelUr  unmittelbaren  persönlichen  Bedarf  der  Konsumenten, 
zwar  in  beschilfterem  Masse  bei  entwickeltet,  technisch  ausreichenden 
u.  wohlfeil  zu  benutzenden  Kommunikations-  u.  Transportwesen,  aber 
mehr  oder  weni<jer  doch  stfls,  sn  ppwisse  Nahrungsgewerbe  (Bäckerei, 
Fleischerei);  Bcdail  au  Kolonial-,  Kurz-,  Schnittwaren  u.  a.  m.  bes.  in 
khiineu  Mengen  u.  jederzeit,  daher  betreffende  Ladengowerbe 
(wo  leichter,  rasclier,  wohlfeiler  FemherbezuL^  (b'<5  lokale  Gebundenheit 
der  Bedarfsdeckung  allerdings  auch  einschränkt,  wenigstens  in  den 
Füllen,  wo  auf  einmal  eine  etwas  grössere  Bedarfsdeckung  möglich  ist 
r\^ersandhäuser,  "Waren-  u.  Preiskataloge,  Postkollis,  billiges  Studtporto]); 
Grastwirtschafts-,  Schankgewerbe,  Kleidungsgewerbe  för  individuellen 
Bedarf  (Schneiderei,  Schusterei  nach  Mass);  Reparaturgewerbe;  Dienst- 
leistungsgewerbe fLohnfuhrwerk,  Bienstinäuner)  u.  persönliche  Dienste 
überhaupt  (Gesinaedienst,  auch  z.  T.  Dienste  der  liberalen  Berufe, 
Aerzte,  Anwälte,  Lehrer,  gewisse  Beamtendienste). 

Bei  diesen  lokal  gebundenen  Produktionen  muss^  ^e 
Arbeiterorganisation  zur  Erzidung  des  Erfolgs  besonders  wieder 
zweierlei  zu  errreichen  suchen:  an)  T>ie  llindenin]^  des  Zu/ngs 
billigerer  Arbeitskrlifte  n.  hh)  die  Hemmung  des  Fortzugs  wohl- 
habenderer Konbumenteii  von  Arbeitsprodukten  u.  Diensten  in  Orte 
mit  wohlfeilerer  Deckung  des  Bedarfs  solcher  P^dukte.  Bddes 
wird  enreksht  durch  interlokale  (schliesslich  internationale)  Arbeiter^ 
Organisation.    Dadurch  werden  auch  im  Falle  bb  bessere  Lohn- 
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Verhältnisse  mit  der  Folge  der  Yertenerung  der  Produkte  u. 
LeistUDgen  der  lokal  gebundenen  Konsumtionen   u.  Produktionen 

aurli  an  solclieii  Orten  !ierbei<reführt,  welche  bisher  wegen  ihrer 
Wohlteilheit  der  l)ctretl'euden  Produkte  bes.  gern  zum  Wohnsitz 
von  gewissen  Personen  u.  Klassen,  wclclie  wichtige  Konsumenten- 
kreise  damtellen,  anfgeBueht  werden. 

Personen  u.  ganze  Klassen,  welche  für  ihre  Berufs-  u.  T.eltcns- 
zwccko  nicht  an  oinen  bestimmten  Wohnort  fest  gebunden  sind,  Kentner, 
bes.  mittlere  u.  kloinero,  Pensionäre  haben  daim  keinen  entsprechenden 
Vorteil  mehr,  ihren  Wohnsitz  ans  den  teuereren  in  die  wohlfederen  Orte 
7.n  vcrlpf^en,  wenn  die  letzteren  so  selbst  teuerere  werden.  Praktisch 
wird  es  sich  hier  bes.  um  Fortzug  solcher  Klassen  aus  grossen  in  kleine 
Orte  handeln  (so  in  <der  „Grtoderftra"  1871  ff.  mehrfach).  Z.  T.  erklärt 
sich  die  Wanderung-  aus  den  n;röRseron  Städten  in  Vororte  mit  so. 
Eine  völlige  Ausgleichung^  der  Unterschiede,  so  u.  a.  bes.  betreffs  der 
Miethöhe,  wird  freilich  nicht  leicht  eintreten. 

ß)  Hei  allen  anderen  Bedarfsdeckungen  u.  Produktionen 
f  dafür  ist  dagegen  ein  Zuf;ammeulallen  von  Pedarfsort  u.  Produktions- 

ort nicht  ;,'eboten,  können  die  Produkte  aus  einem  anderen  Orte 
bezogen  werden.  Hier  handelt  es  sich  dann  bei  der  lokalen 
Produktion,  welche  für  die  Bedar&deekung  der  Ortsbevölkerung 
mit  der  wohlfeileren  Produktion  anderer  (heimischer  u.  ausländischer) 
Orte  konkurriert,  um  Lohnsteigerungen  mit  Hilfe  von  Preis- 
steigerun;i(ni  der  Produkte  durchsetzen  zu  können,  wieder  darum 
aa)  den  Zuzug  billigerer  Arbeitäkräite  zur  Deckung  des  Arbeits- 
bedaifs  der  liäalen  Produktion  zu  hemmen,  bb)  die  Produktions- 
u.  Arbeitsbedingungen  auch  in  den  Konkurrenzorten  so  zu  ge- 
stalten, dass  daselbst,  zumal  unter  Einrechnung  der  Transportkosten 
der  Produkte  vom  oder  zum  Bedai-fsorte  hin,  auch  niclit  wohlteiler 
produziert  u.  abgesetzt  werden  kann;  cc)  wenn  beides  (aa  u.  bb)  nicht 
oder  nicht  ausreichend  eu  erreichen  ist,  die  Zufuhr  der  Produkte 
zum  Bedarfsort  möirlichst  zu  ert^chw  eren,  was  innerhalb  derselben 
Volkswirtschaft  durf  h  f^  ^-tszölle  auf  iu  den  Ort  eingeführte  fremde 
Konkurrenzartikel  (xVkzisen,  Oktrois)  sich  bewirken  licsse  u.  im 
internationalen  Verkehr  allgemdu  durch  SchutssSlle.  Das  Mittel, 
um  aa  u.  bb  durchzusetzen,  ist  wieder  interlokale  u.  internationale 
Arbeiterorganisation.  Bei  cc  taucht  wieder  die  Frage  vom  „sozialen" 
Öchatszoll  im  Arbeiterinteresse  auf. 

b)  Bei  denjenigen  Personen  u.  Klassen,  welche  ihr  Einkommen 
niciit  oder  nicht  entsprechend  der  Preissteigerung  der  Konsnmptibilien 
erhöben  können  (Bentner,  meist  Beamte,  oft  Arbeiter,  auch  manche 
Unternehmer),  verringert  diese  Verteuerung  natürlich  die  gesamte 
durchsclinittliche  Konsumtions-  u.  Sparkraft  absolut,  aber  auch  bei 
allen,  welche  diese  Verteuerung  über  sich  ergehen  sehen,  wenigstens 
relativ.  Dadurch  entstehen  unvermeidlich  Reaktionen  aiti  die 
Nachfrage  nach  Produkten,  welche  sich  vermindert,  soweit  bei 
persönlichen  Diensten  (r)ienstboten)  die  Lölme  direkt  aus  dem 
Einkommen  des  Arbeitp;ebers  gezahlt  werden;  weiter  auch 
Reaktionen  auf  die  sich  ebenfalls  vermindernde  Arbeitsnachfrage, 
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soweit  unmittelbar,  wenigstens  zunächst  u.  vorscbussweise,  der  LoLn 
aus  dem  in.  der  Produktion  beschäftigten  Kapital  bezahlt  wird,  wo 
die  geringere  Neubildung  dieseB  bei  der  geachwächten  Sparkraft 
der  Konsumenten  auch  hier  eine  Verringerung  der  Arbeitsnachfrage 
bewirken,  daher  ungünstig^  für  die  Arbeiter  sein  kann.  Aber  diese 
ung:ün8tige  Wirkung-  wird  regelmässifj  nur  eine  vorüborg'ehende 
in  IJebergangszeiten  sein.  Denn  gerade  hier  koumit  in  Betracht, 
dass  die  SchwScbnog  der  Konsnmtions-  u.  Sparkraft  der  nnter 
Verteuerungen  ihrer  Bedarfsdeckung  leidenden  Personen  u.  Klassen 
doch  %  ollauf  aufgewogen  wird  durch  die  Steigerung:  dieser  Kraft 
bei  den  die  Lohnsteig-erungcn  p^eniessendcn  Arbeitern.  Es  tritt 
daher  bald  eine  vermehrte  Nachfrage  nach  Produkten  u.  Leistungen 
ein,  welche  diese  Arbeiter  von  sich  ausgehen  hissen,  also  nicht 
eine  d^nitiv  verminderte  Produktion  u.  Arbdt^beBcfaSflagung, 
sondern  nur  eine  andere  Richtung  dafür:  es  werden  mehr 
Arbeiterkonsumptibiiien,  tauch,  wenn  die  Lage  der  Arbeiter  schon 
hinlänglich  hochstcht,  mehr  für  Arbeiter  u.  deren  Familien  geeignete 
reine  Genussmittel,  Luxusartikel  für  sie,  n.  weniger  Produkte  flir 
die  anderen  Klassen  n.  Personen  verlangt,  produziert,  —  die 
Arbeiter  als  Klasse  arbeiten  mehr  für  srIi,  weniger  für  -  andere. 
Somit:  Verschiebnnpren  der  Produktionsrichtung  u  im  all- 
gemeinen aus  dem  Gesichtspunkt  des  volkswirtschaftlichen  u. 
nationalen  Gesamtinteresses  betrachtet  günstige,  wenigstens  soweit 
wirklich  wohlhabendere  Klassen  u.  Personen  zu  Konsum- 
einschränknn^eTi  ^'■enötigt  werden,  sind  die  endgiltige  Folge,  wie 
schon  früher  nieiirfach  in  analojien  Fällen  abzuleiten  war  (bes. 
S.  143,  bei  No.  5).  Auch  die  verminderte  Sparkraft  der  Konsumenten 
mit  ihren  angedeuteten  Weiterwirkungen  wird  durch  Steigerung 
der  S]iarkraft  der  besser  bezahlten  Arbeiter  im  Gänsen  aus- 
geglichen. 

e)  Für  die  Vollziehung  u.  Durchsetzung  dieser  Vorgänge 
sind  nun  hier  notwendige  u.  entbehrliche  Produkte  u.  Leistungen 
zu  unterscheiden. 

a)  Bei  notwendigen  Produkten,  d.  h.  solchen,  deren  Ge-  n. 
Verbrauch  nicht  oder  schwer  eingeschränkt  werden  k;mn,  bleibt  die 
Nachfraj^e  auch  l»ei  höheren  Preisen  im  wesentlichen  die  ^.'leiche, 
daher  auch  die  Richtung  der  Produktion,  die  Arbeiterbeschäiiigung 
darin  unverändert.  Die  voraussetzungsweise  besser  bezahlten  Arbeiter 
steigern  aber  ihren  Bedarf  quantitativ  u.  qualitativ,  was  z.  T.  auch 
auf  die  Prodnktion  solcher  notwendigen  Produkte,  mithin  auf  <lie 
Arbeiterliescliät'ti<;uug  darin,  vornehmlich  aber  auf  die  Produktion 
der  entbelirlielien  Produkte  förderlich  einwirkt. 

ß)  Wegen  der  Verteuerung  der  notwendigen  Produkte  müssen 
viele  Personen  u.  ganze  Klassen  mit  im  ganzen  festem  Einkommen 
ihren  Verl)rauch  vm>i  entbehrlichen  Produkten  vermindern,  d.  h. 
von  solchen,  deren  Konsum  quantitativ  eine  Einschränkun«;-,  auch 
qualitativ  eine  Veränderung  mitttdst  Ersatzes  besserer  durch  geringere 
Arten  u.  Sorten  vertrtfgt.   Dadurch  entsteht  in  den  betreffenden 
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Froduktioniaweigen  eine  Veningerang  u.yerKnderangderProdnktioii, 

der  Arbeiterbeschäftigung.  Das  führt  zu  Uebcrgano^sschwierigkeiten 
auch  für  die  in  diesen  Zwoij^on  beschäftigten  Arl  aitor.  Aber  <lie 
Auegleichung  vollzieht  sich,  inrleni  mm  die  bosser  bezahlten  Arbeiter 
in  den  Produktionszweigen,  wo  eine  Preissteigerung  gelang  u.  eine 
Lohnsteigiernng  bo  eintreten  konnte,  eine  gesteigerte  Naehfrage 
nach  ihren  Bedürfnissen  enti^veehenden  Produkten  von  sich  aus- 
gehen lassen,  wie  bei  a  hervoifrehoben  wurde.  Es  werden  das 
nicht  gerade  dieselben  Produkte  sein,  welche  die  übrige  konsura- 
kräftigere  Bevölkerung  bisher  begehrt  hat  u.  wegen  der  Verteuerung 
der  notwendigen  Prodakte  nunmehr  nicht  länger  bezahlen  kann. 
So  treten  Verschiebungen  in  der  Naelifrage,  demgemäss  gewisse 
Acnderungen  in  der  Kiclitung  der  Produktion  auch  hier  ein, 
mit  zeitweilig  auch  für  die  betrefifenden  Arbeiterkreise  störenden 
Wirkungen.  Aber  das  Endergebnis  der  Entwicklung  ist  auch 
hier  wieder,  dass  die  gesamte  nationale  Produktion  mehr 
für  Arbeiterbedürfnisse,  als  für  diejenigen  der  übrigen 
Bevölkerung,  auch  eventuell  etwas  mehr  für  Luxuskonsumtion  der 
Arbeiter,  als  der  sonstigen  Bevölkerung,  bes.  als  der  Mittelklassen 
arbeitet. 

F.  Endgiltige  Folgen  der  Lohnsteigerun^  auf  Kosten  des 
Profits  wie  der  KonsumeTitt^n  der  Arbeitsprodukte.  Sie  sind  im  Voraus- 
gehenden schon  mehrlach  berührt  u.  lassen  sich  fulgendermassen 
in  den  Hauptpunkten  zusammenfassen,  wobei  zugleich  einige  bisher 
noeh  nicht  behendste  Seiten  des  Problems  mit  berttäsichtigt 
werden. 

1.  Die  Arbeiterklasse  als  solche  erlangt  einen  grösseren  Anteil 
am  gesamten  Volkseinkommen.  2.  Dem  einzelnen  Arbeiter  kommt 
das  durchschnittlich  zu  gute,  wenn  die  Arbeiterzahl  nicht  ver- 
baltnismilBsig  stttrker  steigt,  ak  der  Klassenanteil  am  Ertrage. 
3.  Innerhalb  der  Arbeiterklasse  sind  es  die  organisierten  u. 
unter  diesen  wieder  die  brstorganisierten  Arbeiter,  welche  diese 
Lohnsteigeruugen  erreiciien.  4.  Zu  solchen  Organisationen  eignen 
sich  nach  dem  höheren  Stand  ihrer  Bildung,  ihrer  schon  erreichten 
besseren  ökonomischen  u.  sosialen  Lage  von  allen  am  meisten  die 
gelernten  Arbeiter. 

5.  Es  bcdin«^  das  allerdings  Gefahren  für  die  übrigen, 
die  unorganisierten,  die  ungelernten  Arbeiter,  —  einen 
.»finnfien**  nach  dem  „vierten"  Stand  — ,  dass  ihnen  TOm  selbst 
gesteigerten  Klassenanteil  der  Arbeiterschaft  nur  eine  kleinere 
Quote  übrig  l)leiLt,  je  meljr  die  org-anisierten  ihre  Quote  '\-on  diesem 
Anteil  zu  steigern  vermöj^en.  6.  Tritt,  wie  öfters  u.  bes.  leicht,  bei 
dieser  untersten  Arbeiterschicht,  in  welche  ohnehin  die  Deklassierten 
anderer  Klassen  hinabsinken,  dne  besonders  starke  Vermehrung 

infolge  grosser,  auch  durch  höhere  Sterblichkeit  nieht  ganz 
aufgewogener  Geburfsfrequenz  u.  lokfil  infolirr  voti  Zuwanderung, 
so  wird  die  Lohngestaltung  dieser  untersten  Schicht  u.  die  Durch- 
schnittslage des  Einzelnen  darin  ungünstig  durch  die  Lohnsteigeruug 
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dor  oberen  Arb^teieelnehten  beeintrttchtigt  (Einwürfe  u.  a.  von 
J.  Wolf  gegen  die  „Lohntheorie  der  Gcwci  k  \  *  i  .muc"  wie  man  die 
oben  dargelegte  nennen  kann,  mit  einem  Korn  Walirheit,  aber  mit 
grosser  Ucbertrcibunf;  u.  ohne  Berücksichtigniif^  alles  Weiteren). 
7.  Indessen  können  sich  a)  einmal  auch  die  imgelernten  Arbeiter, 
wenn  aueh  adiwieriger,  organisieren  u.  dann  doch  prinzimeD  ttfanliehe 
Srfo^  wie  die  oi^anisierten  gelernten  auf  Kosten  aer  Profite  u. 
der  Konsumenten  erzielpTi :  b)  die  T^ohnsteigening  der  organisierten 
Arbeiter,  welche  sich  auf  Kosten  des  Profits  vollzieht,  bleibt  unter 
allen  Umständen  ein  Vorteil  der  ganzen  Arbeiterklasse,  der  auch 
nicht  irgendwie  der  dnen  Arbeitenchieht,  der  höheren,  auf  Kosten 
der  anderen,  der  niedrigeren,  sondern  lediglich  auf  Kosten  der 
Unternehmer  n.  Kapitalisten  zu  gute  kommt;  c)  die  Lohnsteigerung 
der  organisierten  Arbeiter,  welche  sich  dnrch  das  Mittel  der  Preis- 
steigerung der  Arbeitsprodukte,  also  auf  Kosten  der  Konsumenten, 
yollzieht,  ist  allerdings  ein  Yorteü  filr  jene  Arbeiterschieht,  der 
möglicherweise  nicht  nur  zu  Lasten  der  ftbrigen  BeTÖlkerang  ausser- 
halb der  Arbeiterklasse,  sondern  auch  zu  Lasten  derjenigen  Teile 
dieser  Klasse  iailt,  welche  nicht  an  der  so  erzielten  Lohnsteigerung 
Teil  nehmen,  daher  auch  der  untersten  Arbeiterschicht,  der  un- 
organisierten, soweit  diese  am  Konsum  der  ▼erteuerten 
Produkte  beteiligt  ist,  bzw.  bisher  es  war,  wenn  ihr  dieser 
Konsum  wegen  der  emf^etretenen  Verteuenmg  nicht  mehr  zugänglich 
ist  oder  jetzt  deshalb  vermindert  werden  muss.  d)  Prinzipiell 
betrachtet  kann  diese  Arbeiterschieht  so  mit  getroffen  werden,  aber 
praktisch  wird  sie  es  nach  Lage  der  Konsumverhältnisse  doch 
nur  in  ganz  geringem  Masse.  Vielmehr  sind  es  teils  die  jetzt  Lobn- 
steigermi'j'  «reniesscnden  Arbeiter  selbst,  welcbe  als  Konsumenten 
mit  betrotieu  werden,  teils  aber  u.  vornehmlich  nach  den  gegebenen 
Yerhfiltnissen  der  historischen  u.  aktuellen  Einkommen-  u.  Vermögens- 
Verteilung  in  unseren  Volkswirtschaften,  die  kapitalist.  Unternehmer 
als  Konsnmenten  u.  die  ganze  Bevölkeninv  nusserhalb  der  Arbeiter- 
klasse, auf  welche  die  durch  Preissteigerung  ermöglichte  Lohn- 
steigerung fällt, 

8.  Vie  Richtung  der  nationalen  Produktion,  daher  der 
ArbeiterbeschSftigung,  wird  durch  die  hier  besprochenen  Lohn- 
steigerungen verändert,  es  wird  relativ  mehr  für  ulo  Arbeiterklasse 
als  vordem,  relativ  weniger  fiir  die  gesamte  übrige  Bevölkerung 
produziert:  die  Arbeiter  arbeiten  mehr  für  sich  selbst.  Im  Ganzen 
auch  Tolkswirtschaftlich  u.  sozialpolitiscfa,  wie  schon  bemerkt,  ein 
Yort^. 

9.  Unter  der  Lohnsteigerung  auf  Kosten  des  Profits  leiden  zwar 
alle  kapitiilist.  Unternehmer  u.  eventuell  Zinsrentner,  aber  die  ver- 
schiedenen Kategorien  darunter  in  ungleichem  Masse,  a)  Am 
meisten  die  kleineren  u.  mittleren  Unternehmer,  welche  sich 
nicht  oder  viel  schwerer  durch  Betriebsausdehnung  u.  Verbesserung 
der  Technik  n.  Betriebsorganisation  helfen  können,  aiu-b  die  Fort- 
wälzung der  Lohnerhöhung  auf  die  Preise  wegen  Rückwirkung 
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ihreB  ohnehin  duidb  die  Konknrrenz  der  GroBsbetriebe  gefkhxdeten 

Absatzes  nicht  so  leicht  durchzusct/en  vermög^en.  b)  Die  G-ross» 
iintcrnebiucr  u,  GrosBkapitaHstcn  (Kentner)  sind  in  diesor  Hini^icht 
in  günstigerer  Lage  u.  wenn  selbst  ihre  Profitrate  (Ziustuss;  sinkt, 
so  erhält  sich  doch  ihr  Einkommen  auf  gleicher  Höhe  u.  steigt 
selbst  absolut  noch,  weil  es  ans  grösserem  Kapital  fliesst 

10.  Die  Lohnsteigeninffen  auf  Kosten  der  Konsnmenten  treffen 
zwar  ebenfalls  diese  alle,  aber  wiederum  die  einzelnen  Kategorieil 

davon  in  verschiedenem  Maassc:  a)  stärker  die  Klassen  u.  Personen 
mit  im  ganzen  leäteiii,  schwächer  die  mit  veränderlichem,  aber  auch 
steigerungsfahigem  Einkommen,  wobei  die  „Lebensverteuerung"  als 
Ursache  u.  Motiv  mit  auf  solche  Steigemng  hinwirkt;  b)  relativ 
stärker  die  Klassen  u.  Personen  mit  kl^erem  n.  mittlerem  Eiu' 
kommen,  als  diejenigen  mit  höherem. 

11.  Am  sch wierip^sten  wird  durch  die  beiden  Arten  solcher 
Lohnsteigeruugeu  die  ökonomische  u.  soziale  Lage  der  sogenannten 
Mittelstände.  Das  fuhrt  zum  fönenden  bes.  wichtigen  Punkte 
in  diesem  ganzen  Fehlem  hinftber. 

G.  Der  soziale  Charakter  des  Lohn-  u.  Yerteilnngsproblems 
im  Kampfe  um  den  Klassenanteil.    1.  Dieser  Charakter  tritt  in 

diesem  Kampf  um  Lohn-  u.  Profitijiiote  in  besonders  präg'nantcr 
Weise  hervor,  weil  eben  Verschiebungen  in  der  ökonomisciien 
Ijii^a  der  Klassen,  vor  allem  zwischen  Arbeiterklasse  u.  der  ge- 
samten tibrigen  Bevölkening,  namentlich,  aber  nicht  allein,  der 
Unternehiner-  u.  Kapitalistenklasse,  aber  aucli  unter  den  einzelnen 
Arbeit crschichten  n.  den  einzeln tmi  Schichten  der  kapitalist.  Unter- 
nehmer u.  der  sonstigen  Bevölkerung  mit  dem  verschiedenen  Erfolg 
dieses  Kampfs,  mit  der  hier  erörterten  Lohnsteigerung  unvermeidlich 
verbunden  sind.  2.  Namentlich  bei  erlangter  Einsicht  in  die  Gesetze 
des  volkswirtschaftlichen  Verteilungsprozesses  in  der  privat- 
wirtschaftlichen  Organisation  (Lohngesetz),  dem  Erp:ebnis  der 
wissenschaftlichen  Sozialökonomie,  mit  der  Verbreitung  dieser  Ein- 
riebt unter  der  Arbeiterklasse,  dem  Ergebnis  ihrer  Aufkijimng 
unter  Mitwirkung  der  Agitation,  mit  der  allgemeinen  Hebung  des 
BiWuni^'sstands  n.  Sellistgefülils  dieser  Khisse,  dem  Ergebnis  der 
Kulturentwicklung  unter  Mitwirkung:  des  Schulwesens,  der  Literatur 
u.  Presse,  der  „Emanzipation  des  vierten  Standes",  mit  der  Ge- 
staltung des  Pioduktionsproeesses,  namentlich  des  Grossbetriebs, 
der  Arbeitsteilung,  der  quantitativen  u.  qualitativen  Differenzierung 
der  Einkommen-  u.  Vermögensverteilung  im  Volke,  mit  der  aus 
dem  allen  liorvorgelienden  Entwickhmsr  des  ,. Klassen - 
bewusstseins'"  der  Arbeiter  wird  der  Kcimpi  um  die  Lohnquote 
der  Klasse  der  eigentliche  soziale  Streitpunkt,  wird  der  Erfolg 
der  Arbeiter  in  diesem  Kampfe  um  Lohnsteigerungen  auf  Kosten  des 
Profits  u.  der  KonstJmenten  der  besonders  empfindliche  soziale 
1  )ruck])uiikt  für  die  übrige  Bevölkerung:  die  soziale  Signatur 
t.eit  der  zweiten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  auf  diesem  Gebiete 
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der  Verteilung  des  Volkseinkommens  (u.  successiv  des  Volks- 
▼emiögens). 

3.  Besondere  Beachtung  verdienen  hier  die  grossen  Ver- 
änderungen von  weittragender,  auch  sozialer  u.  politischer  Bedeutung, 
welche  sich  in  den  grossen  ökonomischen  Klassenschichten 
der  modernen  Bevölkern n<^  unserer  Kulturstaaton  u.  auch  in  den 
Hauptabteilungen  dieser  Schichten  unter  den  hier  erörterten 
Einflüssen,  den  Lohn-  u.  Profitverschiebungen  u.  Preissteigerungen, 
dann  namentlich  mit  unter  den  weiteren  JBinilüssen  des  modernen 
Wirtschaftslebens,  des  Grossbetriebs,  des  Privatkapitalismns  u,  der 
Kapital konzf^itration  einstellen,  a)  Nach  4  cm  wicntig-sten  Punkte, 
der  Einkommen  höhe,  aber  damit  zusammenhängend,  wenn  auch 
nicht  einfach  zusammenfallend,  auch  der  Einkommen-  u.  Vermögens- 
art,  des  Beruft  u.  der  Erwerbsart,  der  BemfeBtellang^  kann  man 
wohl  drei  grosse  ökonomische  Hauptklnsscn,  ein^  unteren, 
mittteren  u.  oberen  Stand  (oder  Schicht),  in  jedem  wieder 
passend  drei  Abtcilunf;en  unterscheiden. 

S.  meinen  Aulisatz  in  der  Ztschr.  d.  prcuss.  staüst.  Bureaus  1904 
S.  75 ff.  ff)  Der  erste,  der  Unterstand,  kann  ftlr  Deutschland  (n.  einiger- 

massen  für  Mittel-  u.  Westeuropa  überhaupt,  etwas  andeis  für  andere 
Gebiete)  etwa  durch  Einkommen  (der  Familie)  bis  c  *2<X)()— 21(K)  M.  ITche 
nach  oben  zu  begrenzt  werden.  Dies  Einkommen  rührt  wetjünüicli  aus 
Arbeitslohn  der  arbeitenden  Klasse,  aus  Gehalt  von  Unterbeamten  in 
öffentlichem  u.  Priratdienst,  aus  dem  Profit,  der  Rt  ntf  kleiiur  land- 
wirtschaftlicher, gewerblicher,  merkantiler  Unternehmer  her,  umiasst  also 
das  dieser  Klassen.  Drei  Aoteilun^en  in  dieser  ganzen  Untersehicht 
können  etwa  als  unterste  mit  Einkommen  bis  ca.  4 — 500  M.,  mittlere 
mit  solchem  von  4-  .'>fX)  bis  900  (IWA))  M.,  höhere  mit  solchem  von 
*J00  (lOOUj  bis  2000  (2100)  M.  gebildet  werden  (mit  allgemein  in  deutschen 
Verhältnissen  zulSssigem  Anschluss  an  preussisdie  Einkomnunsteuer- 
stufeii  I'ic  pfnnanntnn  Bcvölkerungsklas^on  lassen  sich  unschwer  in 
diese  Abteilungen  einreihen  (a.  a.  0.  S.  7tij.  (i)  Der  zweite,  der 
Mittelstand,  umfasst  etwa  Einkommenbezflge  von  ca.  2000  (2100)  bis 
ca.  9—10000  (9500,  9600)  M.,  die  gesamte  mittlere  Untemehmerschicht 
in  allen  materiellen  Betrioben,  den  Subalterndienst  u  den  grössten 
Teil  des  unterm  n.  mittleren  „höheren**  Heamtcntum.s  im  öffenthchen 
Dienj^t  u.  n  luilo*^'^*  n  Privatstellungen,  l^  iitit  rs  (Leih-,  Miet-.  Paeht* 
Zinsbezieher)  in  dieser  Einkomnienhöhe.  V  on  Arbeitern  1.  e.  S.  ragen 
nur  einzelne  in  diesen  Mitteistand  nach  der  Einkommenhöhe  hinein,  so 
speziaHstisch  gelernte  Arbeiter,  u.  auch  sie  nur  in  die  unterste,  kaum 
einmal  in  die  mittlere  Abteilung.  Von  solchen  Abteilungen  in  diesem 
MittelptfUHl  bissen  sich  eine  nntere  mit  ca.  2000  (  2100)  bis  ,'5000,  eine 
mittlere  mit  .jU)0-G00O,  eine  höhere  mit  6(X)0  bis  9— 10  (XX)  (9500, 
9()00)  M.  unterscheiden  u.  die  genannten  Berufe-  u.  Erwerbsschicliten 
darein  verteilen,  y)  Endlich  ist  ein  ökonomisch-sozialer  01)erstand  mit 
Einkommen  von  über  9— 10  000  (9500,  d&yO)  M.,  ebenfalls  mit  drei  Ab- 
teilungen von  ca.  9—10000  bis  ca.  SO  000  M.,  von  da  bis  ca.  100000  M. 
u.  von  da  aufwärts,  zu  bilden.  Das  höchste  Beamtentum,  ein/.'  Ine  An- 
gehörige von  liberalen  Berufen,  grössere  T'ntornehmer  aller  Art,  Gross- 
grund- u.  Grosaku|)italbesitzer,  grossere  Keutiei  s  bilden  diese  dritte  Klasse. 
Die  xndsten  davon  gehören  darin  zur  untersten,  eine  viel  kleinere  Zahl 
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nur  noch  zar  mittleren  u.  eine  noeh  kleinere,  im  heutigen  Industrie* 
Staat  iii'V'-  t'!i,  so  scli.  int  es,  ri'lativ  stark  an  Zahl  ti.  Einkommen  (auch 
Vermögen}  wachsende  zur  obersten  Abteilung,  in  dieser  kann  passend 
weiter  nach  Einkommenstofen  eingeteilt  werden  (z.  B.  100000  M.  bis 
Vo  MilL,  \  o — 1  Mill.,  1— 2Mill.  usw.)  bis  zu  Gruppen  des  vorkommenden 
absolut  höchsten  Einkommens,  um  den  Verhältnissen  alten  Grossgrund- 
besitzes, nanieutlich  aber  neueren  industriellen,  merkantilen  üntcrneümer- 
tums,  aus  Spekulation  usw.  hervorgehenden  Orossdnkommens  fiechnui^ 
SU  tragen. 

b)  beachtenswert  ist  nun,  wie  die  dargelegten  Lohnsteigerungen 
aut  Kosteil  der  l'roHie  u.  der  Konsumenten  in  Verbindung  mit 
allen  den  angedeuteten  u.  öfters  oben  näher  erörterten  Entwieklungen 
auf  diese  ökonomische  Klassonsehichtung  einwirken. 

a)   Die  Unterschicht  (Untei-sttinu)  hebt  sich. 

In  der  Zahl  ihrer  Angehöri<ren  (selbsttätig  Erwerbenden  aus  der 
Mittelschicht)  erfährt  sie  Zuwuchs  au»  kleineren  Unternehmern,  die  in 
die  Arbeiterstellung  gedrängt  werden  (zumal  in  der  Generationenfolge). 
Aber,  insbes.  in  der  Aera  d<  s  fiidastriestants,  erf«i]^t  eine  Hebung  der  Unter- 
schicht, tindet  ein  Aufrücken  in  den  Abteilungen  dieser  Schicht  statt,  der  Zahl 
der  dazu  Gehörigen  u.  der  Quote  vom  Volkseinkonunen  nach,  welches  die 
ganze  Schicht  u.  die  mittlere  u.  höhere  Abteilung  darin  bezieht. 

ß)  Die  Mittelscliicht  aa)  kommt  in  eine  schwierigereLagc, 
namentlich  ihre  untere  u.  mittlere  Abteilung. 

Die  dazu  gehörigen  Unternehmerkreise  u.  Rentiers  leiden  unter 
den  Profit-  u.  Zinserrnässifriuigen.  len*  keimen  das  nicht  so  leicht 
durch  teelmisi  he  u.  bctriebsur^'^anisatorische  Fortschritte  gut  machen, 
wie  die  Grossunternehmer,  sind  auch  in  den  Lohnkämpfen  schwächer 
als  diese  den  Arbeitern,  u.  in  den  Preiseteigerungen  ihren  Abnehmern 
gegenüber.  Die  mittleren  Rentieis  vrnnögen  das  sie  treffende  Sinken 
des  Zinses  durch  Steigerung  ihres  Kapitalbesitzes  ebenfalls  nur  schwer, 
schwerer  als  die  Grosskapitalisten  in  der  Höhe  ihres  absoluten  Einkommens 
auszugleichen,  \s  eil  ihn'  neue  Kapitalluldung,  welche  liei  gering'erem 
Zins  erschwert  wird,  dazu  nicht  staik  crenng  ist.  Alle  diese  Kreise, 
bis  in  die  oberste  Abteilung  des  Mittelstands  hinein,  leiden  ferner  unter 
den  Verteuerungen  ihrer  Bedarfsdeckung,  auch  nnter  den  Lohn- 
steigerungen .s[Mv.i«  ll  der  im  hänsliehen  nionst  beschJlftigten  Arbeiter 
(Dienstboten).  Die  übrigen  Personen  (Familien),  welche  in  diesen  Mittel- 
stand, bes.  in  dessen  untere  u.  mittlere  Abteilung  gehören,  Beamte 
aller  Art,  können  ihr  Einkommen  schwer  steigern  u.  werden  durch  für 
sie  unabschiel)]iehe  Vertmierungen  bes.  empHndlich  getroffen. 

bb)  Der  Zahl  seiner  selbständig  erwerbenden  Angehörigen  nach 
hält  sich  der  Mittelstand  schon  schwer  in  seiner  bisherigen  Quote 
von  dep* Bevölkernng,  sein  Anteil  am  Volkseinkommen  droht 
sich  sot^ar  zu  verraindcrn. 

Zwar  in  den  „Angestellten"  (Privatbeamten)  der  grösseren  Betriebe 
erfährt  diese  ganze  Scliicht  eine  Zunahme,  wenigstens  einen  Ersatz  der 
durch  die  wirtschaftliche  Entwicklung  aus  der  selbständigen  Unternelmier- 
Stellung  Verdrängten,  aber  meist  nur  in  der  unteren  u.  höchstens  der 
mittleren,  nur  ausnanrnswoise  der  oberen  Abteilung  dieser  Schicht.  Die 
dem  privaten  Erwerbsleben  Angehörigen  des  ganzen  jUittelstands  werden 
aber  von  unten  durch  die  Hebung  der  Arbeiterklasse,  von  oben  durch 
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dieEntwicklung  desQroasbetiiebs,  Grossbesitzes.  derKapitalkonzentratioii 
11  ausserdem  noch  durcli  Verteuerungen  ihres  persönlichen  Verbrauchs 

gedrückt. 

cc)  Die  gesamte  ökonomische  u.  dadurcli  mit  bedingt  soziale 
Klassenstellung  der  Mittelschicht  wird  so  zu  ihren  Ungunsten 

u.  zn  Gunsten  der  Unterschicht  wie  der  Oberschicht  verschoben. 

Zahlreiche  Symptome  belegen  gerade  das  tatsächlich.  Dii^  7.n  dieser 
Mittelschicht  gehörige  öflentUche  Beamtentum  vermehrt  sich  der  Zahl 
nach  durch  cue  moderne  Entwicklung  von  Staat  u.  Gemeinde  zwar 
stark,  sein  Einkommen  steifet  ahor  nur  lanfjsam  u.  dann  rbon  iiacli 
einem  anderen  als  dem  privatwirtschaftUclien  Regulierungsprinzip 
(Gehaltserhöhungen  aus  öffentlichen  Einkünften,  aus  steuern,  insofern 
durch  Zwangsbeiträge  der  ganzen  Bevölkerung).  Die  ihm  unabschiebbaren 
Vertpuernnoen  (Wohnung!)  bedrücken  das  Beamtentum  bis/.urGewähnmg 
von  Gehaltserhöhungen  stark  u.  diese  Erhöhungen  sind  aii  hi  immer  aus- 
reichend u.  zu  langsam  zur  Ausgleichung.  Die  privaten  „Angestellten- 
erfahren zwar  wohl  niicli  Gcluiltserhöhungm,  sind  a1)(  i-  im  Vergleich 
mit  den  gewöhnlichea  Lohnarbeitern  meist  in  ungünstigerer  Lage,  weil 
sie  nicht  oder  schwficher  oi^nisiert  sind  u.  einer  stärkeren  konzentrierten 
Hacht  des  ünternohmertums  gegenüberstehen  (kaufmännisches  Personal, 
solches  der  grossen  Einzelbetriebe,  Erwerbsgeselischafiten,  Bank-,  Privat- 
eisenbahnbeamtentum !). 

üie  Oberschicht  prosperiert  nnter  den  modernen 
Wirtschaftsentwicklungen  am  meisten  u.  innerhalb  ihrer  wieder 
die  oberste  Abteilung-,  lios.  in  den  indu^tru  llen,  merkantilen  Berufen. 
Grossbeti'ieb,    Ki*editwesen,    Kapitalkonzentration,  KartcUioruug, 


Schicht  am  meisten  zu  gute,  Spekulations-,  Konjunkturengewinne  eben- 
falls, in  technischen  u.  lietrieV»sorfjanisatorischen  Fortschritten  ist  sie  die 
ül)erlegene,  im  Lohnkumpf  mit  Jeu  Arbeitern  durch  Unternehmer-  u. 
Arbeitgeberverbände  stärker  als  das  mittlere  u.  kleinere  Unternehmertum, 
in  der  Pr»  ispolitik  bei  Dpcknüfr  ihres  Bedarfs  an  Öacht  ii  (Hohstoffe  usw  ) 
u.  im  Absatz  ihrer  Produkte  dLie  unabhän|iiger©,  der  Kartellierung  kann 
sie  sich  am  leichtesten  u.  erfol^ichsten  b^ienen. 

aa)  Der  absoluten  Zahl  ihrer  Angehörigen  nach  ist  diese  Ober- 
scliicht  zwar  immer  u.  überall  noch  klein.  Aber  diese  Zahl  ver- 
mehrt sich  trotz  der  quasimonopolistiscben  Stellun^^  welche  die 
einmal  zu  dieser  Schicht  bereits  gehörigen  Personen  als  Unter- 
nehmer einnehmen,  relativ  stark  durch  Emporkommen  bes.  ge- 
schickter XL.  vom  Glück  begünstigter  Elemente  aus  der  Mittelschicht 
u.  selbst  hier  u.  da  der  rntcrscliiclit.  Innerhalb  der  r^bersrhicht 
erfolgt  ein  Aufrücken  in  die  heiden  höheren,  auch  in  die  höchste 
Abteilung.  Einkommen-  u.  Veimögenskonzeutratioa  zu  sehr 
hohen  Wertbeträgen  finden  statt  bis  ins  Riesenhafte  hinein, 
bb)  Der  Anteil  der  ganssen  Oberschicht  u«  gerade  auch  ihrer 
mittleren  u.  oberen  Al»teilun<r  am  Volkseinkommen  u.  -  Vermögen  ver- 
grössert  sich  elieutklls.  cc)  Das  ökonomische  n.  dadurcli  bedingt 
das  soziale  Gewicht  dieser  »Schiclit  wächst  so  absolut  u.,  was  liir 
die  Verteilungsfrage  wieder  brs.  wichtig  ist«  auch  relativ,  namentlich 
der  Mittelschicht,  aber  auch  trotz  iines  ebenfalls  steigenden  Anteils 
am  Volkseinkommen,  auch  der  Unterschicht  gegenüber, 
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Alles  in  Allem:  die  Einkommeii-  n.  Yermögens-,, Pyramide" 
(oder  Kegelform)  erfährt  eine  Verstärkung  ihres  unteren  Haupt- 

t<m]<,  relativ  ii(>c?i  iiielir  Ihrer  Sj)itzo,  welche  in  Kii^elform 
übergeht,  eine  Si-ii wäcliuu^  da^c<;eii  ilires  Mittelglieds,  das 
sich  zusammenzieht  u,  aus  der  Richtung  der  allmählichen  Ver- 
jüngung, wie  sie  die  Pymmidenform  bedingt,  in  eine  Art  sich  ver^ 
engenden  Vertikalaufbaus  übergeht,  welcher  Unterbau  u»  nunmehr 
kuj;elf'üniii{i;c.  Spitze  verbindet.  Im  G-anzen:  dio  Pyramiden- 
(oder  Kegel  )  Form  geht  in  eine  Art  Flascheni'orm  über 
(Rodbertus). 

Um  bei  diesem  trefifenden  Bilde  <iu  graphischer  Darstellung  leicht 
auszuftlhren)  zu  bleiben:  Vergrösserung  des  Flaschenraums:  ökonomische 

TntciS( hiebt,  bes.  ATbcifer;  Veren^xun^f  drs  Flaschenhalses:  Mittel- 
scliirht;  relativ  bes.  starke  Vergrösscrung  des  Flaschenkopfs:  Ober- 
ßcliicht,  u.  darin,  um  das  Bild  festzuhalten  u.  noch  weiter  auszuführen: 
noch  ganz  besondere  Verfirö.sserun;^  des  Fhis(  Lenj>fropfes:  oberste  Ab- 
teilunp  der  Obersthieht.  (Bild  der  Weinflasche,  auch  hier  VVeisswein- 
u.  Champagnertiasciieidbrm  iu  Rotweinflaschenform  mit  langem  schmalen 
Hals  übergehend,  —  nur  etwa  mit  hinzugedachtem  immer  dickeren 
Champagnerpfropf).  Rodbertus  hat  bezüglich«'  graphische  Parst<dlnn^en 
mit  ganz  unbrauchbarem^  englischem  einkommensteuer-statistischem 
Material  versucht  (in  seiner  Dchrift  „Zur  Beleuchtung  der  sozialen 
Frage".  Teil  II  (Bd.  III,  aus  seinem  literarischen  X.irhlass,  18^^5; 
s.  darüoer  mein  Vorwort  zu  dieser  Schrift).  Aber  das  Bikl  bleibt  brauch- 
bar, um  die  Tendenzen  der  Entwicklung  damit  leicht  fassUch  zu 
illustrieren. 

4.  Was  hier  über  die  Oesamtentwicklung  der  Einkommenverteil nng 
unter  den  dargelegten  Einflüssen  abgeleitet  wurde,  ist  ein  Ergebnis  des 
deduktiven  venahrens,  aber  eines  solchen,  welches  von  bestimmten 
Tatsachen  als  seinen  Prämissen  ausgeht.    Es  kann  nur  mit  anderen 

richtigeren  Tatsachen  oder  unter  Nachweis  falscher  Schlussziehnno-  aus 
den  benutzten  widerlegt  werden.  Seine  Bestätigungfindetesim  allgemeinen 
schon  aus  zahlreichen  Wahrnehmungen  über  die  gesamte  ökonomische 
Lage  Her  einzelnen  Volksschichten,  siieziell  der  Mittelschicht,  bes.  in 
England,  neuerdings  auch  in  Deutschland  u.  Nordamerika.  Hier  tritt 
in  der  „mdustriestaatsperiode"  absolute  u.  relative  Hebung  der  Unter- 
schicht, noch  stärkere  der  Oberschicht,  mindestens  aljer  relative 
Schwächung  der  Mi'trl^chicht  in  zahlreichen  Symptomen  hervor.  l>io 
Tendenz  dieser  l^ntwicklung,  ihre  angedeutete  Gesamtrichtung 
halte  ich  für  sicher  bewiesen.  Nicht  sowohl  diese  Tendenz  u.  Richtung 
bedarf  danach  noch  t  ines  besonderen  erfahrungsmässigen  Beweises, 
sondern  nur  das  Mass,  in  welchem  sie  sich  tatsächli^  in  einer  ge- 
gebenen Volkswirtschaft  in  bestimmter  Zeit  vollzogen  haben  u.,  unter 
gleichbleibenden  Bedingunizen  u.  Ui-sachen,  dann  mit  \Vahrscheinlichkeit 
weiter  vollziehen  werden.  Das  lässt  sich  nur  durch  eine  genaue 
btatistisch  i'  Ermittlung  der  Kiukomuien- (u.  VcrmOgeüs-)  \  rhältnisse 
der  Bevölkerung  feststellen.  Nach  Lage  der  Umstände  muss  man  sich 
dafür  des  Materials  der  Veranlagung  gut  geregelter  u.  korrekt  durch- 
geführter Eiivkommens*  u.  Vermögenssteuern  bedienen.  S.  darüber 
mein^  Vortrag  auf  dem  Beriiner  Koi^ress  des  Internat,  statist.  Instituts 
IdOS  (im  Bericht  darüber,  mit  Tabellen  für  Preusscn)  u.  die  weitere 
Ausführung  dieses  Vortrags  mit  Verarbeitung  des  preussischen  Statist. 
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Materials  in  meinen  oben  S.  IG  gen.  beiden  Aufsätzen  in  der  Ztschr. 
des  Preuss.  Statist.  Bui  eaus  li>04.  Ich  glaube  hier,  abweichend  von 
mehrfacher  anderweitcr  (mehr  optimistischer)  Auslegimg  des  preussischen 
u.  sonstigen  deutschen  (bes.  des  sächsischen  i  Einkommonsteuor-Matcrials, 
den  Naunweis  geführt  zu  haben,  dass  die  Entwicklung  der  Ver- 
teilung des  preuss.  Volkseinkommens,  insbes.  nach  der  Höhe 
der  Einzel-  (Pri  vat-)  EiTikornmcn  untersucht,  den  deduktiv- 
theoretischen Er^c  l)nissen  entspricht,  welche  im  Voraus- 

§:ehenden  dargelegt  worden  sind.  So  schon  einigermassen  nach 
em  mangelhaften  ällsren  Material  auf  Grund  der  iniheren  unvoll- 
kommenen Veranlagung  der  preuss.  Klassen-  n.  klassifiz.  Ehikommen- 
steuer  (bes.  1851 — 1891)  u.  mehr  noch  in  der  Periode  der  früheren 
Phasen  der  industriestaatlichen  Entwicklung,  vollends  aber  noch 
schärfer  u.  zugleich  nocli  Ijcwelskräftlger  In  der  neuesten  Periode  der 
bereits  hochindustriestaatlichen  Phase,  auch  der  fiohnk.'lmpfe  u. 
zugleich  des  wesentlich  verbesserten  Verfahrens  der  Einkümaiensteuer- 
Veranlagung  seit  1892  (in  meiner  Arbeit  bis  1903;  die  seitdem  fflr 
weitere  .Tahre  vorliegenden  Ergebnisse  warten  noch  auf  analoge  Ver- 
arbeitung, sie  möchten  meine  früheren  bestätigen). 

Das  Hauptergebnis  fflr  Prenssen  ist:  nach  der  Zahl  ihrer 
Angehörigen  (Haushaltvorstände,  Zensiten)  u.  ihres  Anteils  am  absohit 
ausserordentlich  gestiegenen  Volkseinkommen  —  des  gesamten  (inkl. 
des  schätzungsweise  veranschlagten  der  steuerfreien  lievölkerung,  unter 
900  M.),  u.  speziell  des  veranlagten  Volkseinkommens,  über  M.  p. 
Zensit  —  hat  sich  die  oben  sogen.  Unterschicht,  also  vornehmlich  die 
Arbeiterbevölkerun^  (ob  auch  die  Kleinuuternehmer?),  gehoben,  mehr  u. 
stärker  als  die  Mittelschicht,  aber  am  meisten  £e  Oberschicht 
u.  in  dieser  wieder  die  oberste  Abteilung.  Die  Zahl  der  Personen 
(bezw.  Familien),  welche  zur  ganzen  Oberschicht  u.  vollends  zu  deren 
obersten  Abteilung  gehören,  ist  zwar  immer  noch  eine  absolut  sehr 
kleine,  aber  relativ  stärker  gewachsen  als  bei  den  anderen 
Schichten  u.  namenthch  ihr  Klassenanteil  am  Volkseinkommen 
hat  sich  im  beaouderen  Masse  vergrössert.  Nui*  eine  Bestätigung 
dessen,  was  im  jüngsten  Industriestaats-Zeitalter,  in  der  Aera  der 
Aktiengesellschaften,  des  Böisentreibens,  der  grossen  Bankru.  T'nter- 
nehmungshisionen,  Kumulation  von  Aufsichtsratstellen,  Kartellen, 
steigender  Konzentration  u.  Kacht  des  nationalen  u.  internationalen 
Piivatkapitalismus  hei  uns  zu  erwarten  war,  wie  es  längst  in  England 
eingetreten  ist  u.  wie  es  am  allerstärksten  in  nordamerikanischer  Trust- 
wirYscbait  u.  bei  den  dortigen  Multimillionären  (nach  amerik.  Jargon 
Ihlliunären)  sich  zeigt.  In  Summa:  eine  neue  grosse,  die  alte  an 
Zahl  u.  Einkommen-  u.  Vermögenshöhe  weit  überragende 
ökonomische  (Geld-)  Aristokratie  kommt  auf,  neben  einem 
ehobe.nen  Arbeiterstande  einem  gedrückten  Mittelstande, 
ie  Eonsequenzen  daraus  liegen  nahe.  Die  Bewdiführung  u.  nähere 
Darlegung  im  Einzelnen  ist  in  den  gen.  Aufsätzen  zu  finden. 

5.  Nach  dem  Allen  hat  gerade  die  zweite  Methode  der 
Hebmig  der  arbeitenden  Klassen,  mittelst  Lohnsteigerung  auf 
Kosten  der  Profite  u.  der  Konstimenten  der  Arbeitsprodukte,  eine 
grosse  priiizi])i('llo,  allgemeine  volkswirtschaftliche  u. 
soziale  Bedeutung.  Ibt  diese  zweite  Methode  ftir  den  Zweck  auch 
von  geringerer  praktischer  Bedeutung  als  die  erste,  so  ist  sie 
wegen  ihres  Einnuases  anf  die  verXnderte  Belatlon  derKlassen» 
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lagen  zum  Verstänflni<?  der  gcs^amten  modernen  Wii  tscliat'tscntwicklung 
doch  eigentlich  die  wichtigere  u.  wissenseiiaitlich  interessantere. 
Auch  psychologisch  bedeutsam  ist  die  nachgewiesene  Ver- 
schiebung der  Klassenlagen.  Bei  erheblicher  altsolnter  Verbesserung 
der  T.a^M-  der  Arbeiterklasse  ist  zwar  der  Abstand  zwischen  ihrer 
u.  der  Lage  der  31  ittolklasse  absolut  kleiner,  abcrge;;e>i  die 
Lage  der  Oberklasse  u.  zwischen  dieser  u.  der  Mittelklasse 
grösser  geworden,  u.  vergrössert  sich  weitw.  .Das  erkUirt 
manche  charakteristische  P^rscheinungen.  —  auch  die  verbleibende 
n.  sell)Bt  stoi;rcnde  ..Unznf'riedenlieit''  der  unteren  Klassen  trot» 
ihrer  verbesserten  Lage  n.  die  eingetretene  u.  steigende  Un- 
zufriedenheit auch  vielfach  im  Mittelstaude, 

Wir  yergleichen  eben  alle  unsere  ökonomisch-soziale  Lage  nicht 
nur  oder  auch  überhaupt  nicht  mit  der  unserer  Vorfahren,  ?:ondcrn  mit  der 
unserer  Zeitgenossen  u.  —  finden  da  im  Erwerbsleben  der  rein  jjrivat- 
wirtRchaftlichen  Organisation  u.  des  „Industriestaats"  die  ökonomischen 
Vorsehit'denheiten  der  Lage  vielfach  vergrössert  u.  die  Diskordanz 
zwischen  Last-  ii.  Lustniomenten  einer-.  Einkommenverhältnissen 
anderseits,  die  wir  Moderiien  uns  erst  zum  vollen  Bewusstsein  u-  Ver- 
ständnis gebracht  haben,  erheblicher. 

U.  Praktische  Bedeutung  der  Arbeiterorganisation  für  die 
Lohnsteigerungen  im  konkreten  Fall.  1.  I)ie<f  ist  hier  tat- 
sächlich beschrankter,  als  sie  nach  dem  Vorausgehenden  sein 
könnte,  weil  a)  sich  die  Erfüllung  der  dargelegten  Bedingungen, 
wovon  der  Erfolg  abhängt,  eben  meist  nur  unyollständig  erreichen 
lässt  —  auch  bei  voller  Koalitionsfreiheit,  femer  weil  b)  die  anta- 
gonistisclien  Gegenverbände,  Mt  lclio  sich  zur  Interessenvertretung 
der  Arbeitgeber  n.  zur  Stärku))g  des  Widerstands  des  einzelnen 
Arbeitgebers  ^egeu  die  Forderungen  der  Arbeiter  bilden,  häu% 
stärker  als  die  Gewerkvereine  der  Arbiter  sind«  namentlich  in 
Arbeitsausständen  u.  Aussperrungen  länger  aushalten  können. 
Ausserdem  spielen  eben  im  konkreten  Fall  die  verschiedenen  oben 
berührten  Umstände  (S.  4430.)  mit  u.  entscheiden  über  den  Ausgang, 
namentlich  die  ganze  Zeitlagu  (auf-  u.  absteigende  Konjunktur). 
2.  Die  Erfahning,  speziell  die  neuerdings  mehrfach  (auch  in  Deutsch- 
land) aufgestellte  »Statistik  der  Ausstände  u.  Aussperrungen  zeigt 
denn  auch,  dass  der  Erfolg  im  konkreten  Fall  keineswegs  immer 
auf  Seiten  der  Arbeiter  ist,  diese  öfters,  selbst  in  der  Mehrzahl  der 
Fälle,  unterliegen,  d.  h,  ihre  Forderungen  nicht  durchsetzen  oder  es 
nur  teilweise,  in  einzelnen  Punkten  tun,  zunächst  abgewiesenen 
Forderungen  der  Arbeitgeber  schliesslich  doch  ganz  oder  teilweise 
sich  fügen  müssen.  3.  Diese  Verliiiltnisse.  ferner  die  grossen  Ver- 
luste durch  Lohuentgang  bei  Ausstanden  u.  Aussperrungen  sind 
mitunter  als  Beweis  flir  die  Behauptung  angeliihrt  werden,  dass 
sogar  fUr  die  Arbeiter  selbst  das  Koalitionsrecht,  die  Or^anisatioii, 
der  Gewerkverein,  weil  so  oft  erfolglos  benutzt,  gar  nicht  die  Vorteile 
selbst  biete,  welche  dabei  gewöhnlicn  vorausgesetzt  würden.  4.  Unter 
Hinweis  auf  die.  weiteren  wirtschaftlichen  Öchaden,  für  die  Unter- 
nehmer der  F^tentgang,  för  die  Produktion  u.  den  Absatz  im 
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allgemeinen  du-  mancherlei  Störungen,  welche  Ausstände  u.  Aus- 
sperrungen mit  sich  bringen,  für  die  ganze  Volkswirtschaft  die 
grossen  direkten  \i.  indirwten  Verluste;  unter  fernerem  Hinweis 
auf  die  sozialen,  ethischen,  politisclien  Nachteile  u.  Gefahren  der 
grof*^*eTi  Lolmkämpfe  u.  der  y.n  ihrer  Dtirclifiihrung  gebildeten 
luteressenverbände  beider  Teile,  auf  die  Steigerung  des  Klassen- 
bewusstseins  u.  der  Elasscugegensütze  ist  selbst  ein  allgemeines 
Verdikt  zu  begründen  gesucht  worden  gegen  diese  ganze  Ge- 
Btaltuiif^  der  Dinge,  peiren  alles,  was  in  der  (lari^elcj^tcn  Weise  g-e- 
schieht,  um  Lohnsteigerunii^en  ii.  Hebung  der  ailtuitendcn  Klassen 
auf  Kosten  der  übrigen  Gesellschaftsklassen,  aui  Kosten  von  Profit 
u.  Konsumenten  zu  bewerkstelligen. 

5.  Damit  wird  aber  das  Zi^  Überschossen,  auch  wenn  manche 
der  angedeuteten  Bedenken  zugegeben  werden  n.  namentlich  nicht 
bestritten  wird,  dass  Koalitions  .  Gewcikvereius-  u.  Ausstandsrecht 
der  Arbeiter  ein  zweischneidiges  Mittel  ist,  bei  dessen  An- 
wendung die  Arbeiter  sich  selbst  stark  schädigen  können  u.  dies 
oft  tatsächlich  tun.  a)  Auch  der  allerdings  häutige  Misserfolg  der 
Arbeiter  beweist  nichts  Durchsclilagendes  gegen  Arbeiterorganisation. 
Diese  ist  eben  doch  —  wie  in  der  all<renieinen  Politik  die  Heeres- 
or^anisatioii  in  Friedeuszeit  —  das  Mittel,  weiches  schon  durch 
seine  Existenz  darauf  hinwirkt,  die  Lage  dcHr  isolierten  Arbeiter 
zu  yerbessem,  weil  es  dazu  di^ien  kann,  die  idtima  ratio  der 
Arbeiter,  dit-  Arbeitseinstellung,  wenigstens  mit  einiger  Aussicht 
auf  Erfolg  durchzuführen,  b)  Das  wirkt  darauf  hin,  dass  die 
Arbeitgeber  doch  von  vornherein  auch  ein  mächtiges  eigenes  Interesse 
haben,  irgend  ihrerseits  erfüllbare  Forderungen  der  Arbeiter  in 
Bezug  auf  Lohnhöhe,  Lohnform,  Lohnsystem  usw.  wie  auf  Arbeits- 
zeit n.  sonstige  Arbeitsbedingnniren  möglichst  7U  erfüllen,  aneh 
ihre  eigenen  Fortlerungen  in  diesen  l^mkten  tunlichst  einzuschränken, 
c)  Die  Arbdterorganisation  stellt  so  allerdings  ein  Systom  des  „be- 
M  aflneten  Friedens"  auf  dem  Arbeitsmarkt  dar,  analog  dem  in  der 
Kriegsmacht  unserer  Staaten,  aber  etwas  durch  ähnliche  Notwendig- 
keiten Bedingtes  u.  von  ähnlichem  Erfolg  Begleitetes,  d)  Das  ist  kein 
idealer  Zustand,  sowenig  wie  der  des  Militarismus  im  Frieden,  aber 
ein  nach  Lage  der  Dinge,  solange  die  Menschen  sind,  wie  sie 
sind,  notwendiger  u.  relativ  heilsamer,  e)  Im  Wirtschafts- 
leben, auf  dem  Arbcitsmaikte  miisste  erst  mit  dvm  S\-stem  des 
freien  Vertrags,  ja  mit  der  ganzen  privatwirtschaflliclieu  Organisaton 
gebrochen  u.  AJles  einem  autoritären  System  der  Regelung 
untmtellt  werden,  wenn  ohne  Koalitionsrecht,  Gewerkverein,  Aus- 
stsndsrecht  sollte  ausgekommen  werden  können:  diese  Hechte  äet 
Arbeiter  u.  die  analogen  der  Arbeitgeber  sind  in  der  Tat  eine 
Konsequenz  unserer  "Wirtschaftsordnung  u.  vollends  eine  unvermeid- 
liche, freilich  mit  viel  bedenklichen  Erscheinungen  verbundene 
Konsequenz  in  unserer  heutigen  Gestaltung  des  Prodnktion»<  u. 
Absatzprosesses:  so  auch  etwas  prinzipiell  Berechtigtes. 
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S.  fibtr  Statistik  der  Strikes  usw.  im  Deutschen  Reich  die 

VeröflFentllclifn  des  rciclis.statist.  Amts.  Für  rlic  prinzipielle  Seite  der 
hier  behandelten  Fragen  folgt  aus  dieser  u.  anderer  Statistik  nicht  viel, 
das  wird  öfters  bei  der  Benutzung  dieser  Statistik,  die  gewiss  sonst 
trotz  ihrer  unvermeidlichen  Mängel  wertrolle  Fingerzeige  gibt»  fiber* 
sehen.  Ebenso  i"il)er  Arbeiterorp:anisation  u.  alles  damit  Zusammen- 
hängende private  u.  amtliche  statistische  Daten,  einige  Hauptpunkte  im 
reichsptatist.  Jahrbuch  (Jahrg.  190ß,  S.  .^14).  viel  Hiaterial  im  Keichs- 
arbeitslilatt.  Neben  der  Zahl  der  orf^anisierten  Arbeiter,  <Ier  Zalil  der 
Fachvereine  nach  Berufsgruppen,  der  Höhe  der  (lesamteinnahmen  u. 
-Ausgaben,  des  Kapitalhestands  ist  von  besonderem  allgemeinen  Interesse 
die  Verteilung  der  Ausgaben  auf  die  einzelnen  Hauptzwecke 
der  Gewerkvereine.  Die  grösste  deutsche  Organisation,  die  freien 
Gewerkschaften*',  umfasste  11K)4  in  G:\  Fach-  oder  JJeruisgruppen 
(„Organisationen")  lOöälO'^  Mitglieder  (darunter  4><(5{>4  weil)lich)  mit 
94(59  Zweif^vereinen,  i'O.V.i  Mill.  M.  Jahreseinnahme  für  Vereinszwecke. 
17.74  Hill.  M.  j£diresausgabe,  16.19  Mill.  M.  Kassenbestand,  wovon 
12.81  in  der  Hanptkasse.  v  on  der  Ausgabe  wurden  verwandt  in  1000  H. 
fttr  das  V'erbuncisorgan  l()i)7,  Agitatiun  'MV2,  Streikunterstützunp^  im 
Beruf  5714,  also  fast  ein  Drittel  der  • )  e.samtausgabe,  desgl.  für  andere 
Gewerkschaften  ).jG,  Kechtsschutz  2U7,  Unterstützung  Gemassregelter  (>47, 
Arbeitslosenuntorstützung  ir)99,  Krankenunterstützung  1417,  Invaliden- 
unterstiitzunfj  214.  ümzugskosten  u  Beihilfen  fn  Sterbe-  u.  Notfällen  622, 
Stellenvermittlung  l.i,  Bibliotheken  27,  sonstige  Ausgaben  762,  Konferenzen 
n.  Generalvei^ammlungen  167,  Beitrag  ;an  Generalkommission  150, 
Beitrag  an  Kartelle  u.  Sekretariate  l  j2,  Frozesskosten  2.5,  Verwaltungs- 
kosten der  Hauptkasse  778,  desgl.  der  Lokal-  u.  Gaukassen  lülö.  Den 
Zahlstellen  verblieben  von  den  Beiträgen  118H  (Auszug  im  reichsstat. 
Jahrb.  1906,  S.  315  ff.,  aus  dem  Korrespond.-ßl.  der  Gen.kommiss.  der 
Gewerkschaften  Deutschlands  Jahrg.  1905).  -  Die  zweitgrösste  deutsche 
Arbeiterorganisation  ist  die  der  christlichen  Gewerkschaften  u.  ver- 
wandten Ch'ganisationen,  llMj5  in  27  Berofsoi^anisationen  mit  3145  Orts- 
gruppcn  mit  265  232  MitgUedern  (1904  207  l*^!  »,  «lavon  waren  dem 
„Gesamtverbaud"  angeschlossen  19  BeiuföCrganisationon,  2iJ33  Orts- 
gruppen, 188106  Mitglieder  (1*104  107660).  Die  Einnahme  dieses  Ges.- 
verbandö  war  2  44,  che  Ausgabe  2.15,  der  Kassenbestand  1.25  Mill.  M. 
Von  deTi  Aufgaben  kommt  aucli  der  Hauptteil  auf  Unter.stüt/.nng  von 
Strikes  u.  Gemassrcgelteu,  1  ^Liil.  M.  (Reichsstat.  Jahrb.  eb.  tS.  iUOff.). 
Die  dritte  grosse  deutsche  Organisatinn  ist  die  der  Hirsch-Dunkerschen 
Gewerkvereine  mit  in  1905  19  Fachvereinsgruppen,  21 5S  Ortsveroinen. 
117Üi:)7  Mitgliedern.  Ausserdem  werden  noch  „unabhängige  X'ereine" 
in  82  Fachgruppen  mit  125096  Hitgliedem  in  1904  aufgeführt.  —  Die 
obligatoriscno  Ai  l»eitei  Versicherung  bewirkt  in  Deutschland,  da.ss  die 
Arbeiterorganisationen  im  ünterscliied  zu  denen  anderer  Länder,  bes. 
zu  England,  nur  wenig  u.  nur  zur  Ergänzung  ^flittel  verwenden  fflr 
Kranken-,  Invaliden-,  ünfallunterstützung. 

J.  Forderungen  bezüglich  der  Arbeiter-  u  der  Arbeit- 
geberorganisationen. Die  Gefahr  der  ÖLeigcrung  der  Klassen- 
gegensätze u.  der  liettigkeit  u.  Erbitterung  der  Lohnkäiapfe  mit 
den  Kampfiaitteln  des  Ausstands  u.  der  Aussperrung  zwischen 
organisierten  Arbeitern  u.  Arbeitgebern  führt  nr  Nachforschung 
nach  Al)liili8-  u.  Aus;^leiehungsmitteln  u.  macht  solche  umso 
notwendiger.    2,  Für  bezügliche  Einrichtungen  bilden  aber  beider- 
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seitige  Organisationea  auch  eine  notwendige  Voraussetzung. 

3.  Namentlich  handelt  es  sieh  uro  die  Bildung  von  Arbeiter- 
aussschüsscn,  von  Schiedsgeriehten  för  Streitigkeiten  aus  u. 

über  bestehende  Arbeitsverträge,  ganz  besonders  aber  umEinigungs* 
ämtcr,  um  (Iroliencle  Lolinstroite  (Ausstand.  Aiisspemmp:)  zu  verhüten 
u.  um  Vereinbarungen  über  neue  Arbeitsverträge  herbeiÄutühren. 

4.  Das  Ziel  niuss  hierbei  sein,  als  richtige  Folge  der  Entwicklung 
der  Produktions-  u.  Absatzverhältoisse  n.  der  ja  mit  aus  diesen 
sich  als  Notwendigkeit  ergebenden  Organisationen  der  Arbeiter  u. 
Arbeitgeber,  clnss  mehr  u.  melir  an  Stolle  von  Individual- 
verträgen  zwischen  dem  einzelneu  Arbeiter  n,  seinem 
Arbeitgeber  Verbands  vertrage,  auch  mit  nach  Arbeitsart 
spezialisierenden  Lohntarifen  treten. 

Näher  soll  hierauf  liier  nicht  eiiifcefi'anixen  werden,  alles  Weitere 
wird  der  prakt.  Nat.-Oekou.  u.  den  Schriften  über  die  ArbeiterlVage 
überlassen. 

K.  Verbleibende  praktische  Schwierigkeiten  u. 
Bedenken.  1.  Auch  wenn  selbst  alles  das,  was  soeben  unter  J 
angedeutet  wurde,  gut  eingerichtet  ist  u.  gut  fangiert,  verbleiben 

dabei  schwer  völlig  überwindliche  praktische  Sc}nvierij2;kciten.  Deren 
Beseitigung  wird  nur  von  allmählicher,  den  Verhältnissen  Kechnung 
tragender  Entwicklung  des  „sozialen  Geists''  bei  Arbeitern  u. 
Arbeitgebern  u.  des  Arbeitsrechts  erhofft  werden  können,  — 
wenigstens  innerhalb  der  Grenzen,  welche  menschliche  Uii Voll- 
kommenheit einmal  stets  «ler  Erreichung  des  Ideals  zieht.  2.  Die 
prinzipielle  u.  die  im  grossen  Umtang  doch  auch  praktische  Be- 
rechtigung der  Arbeiterorganisation  wird  gleichwohl  durch  alle 
▼erbleibende  M&ngel  der  Regelung  der  Besnehuugen  zwischen 
„Arbeit  ii.  Besitz  (Kapital)"  nicht  aufgehoben.  Ein  grosser  Fort- 
schritt l)leibt  die  Oriranisation.  3,  Selbst  ein  Bedenken,  welches 
sogar  etwas  von  einem  prinzipiellen,  aus  dem  Juteressengesichtspunkt 
der  ganzen  Volkswirtschaft  Detrachtet,  enthält,  führt  doch  zu  keinem 
anderen  Urteil:  das  m.  E.  nicht  völlig  abzulehnende,  dass  allgemeine, 
„stramme"  Arbeiterorganisationen,  wie  sie  für  wichtige  Uauptzweige 
der  gelernten  Arbeiter  namentlich  die  enj^lisclieu  (Trade  nnions) 
darstellen,  auf  diejenige  ßewegungstreilieit  der  Unternehmer 
ungünstig  einzuwirken  vermögen,  welche  in  gewissem  Unit'ang 
nidkt  nur  in  deren  Privatinteresse  liegt  u.  deren  Festbaltung  bei 
ihnen  durch  ihre  altgewohnten  Anschauungen  einmal  begründet  ist, 
sondern  auch  durch  «Iis  ?i  11  gemeine  volkswirtschaftliche  Interesse 
geboten  erscheint:  eine  Bewegungsfreiheit,  welelie  namentlich  in 
Technik,  Arbeitsteilung,  Anwendung  von  Arbeitsverfahren  u. 
Hilftmitteln,  Maschinen  usw.,  Betriebsorganisation  die  jeweilig 
nässenden  Yeränderungen  eintreten  zu  lassen  vermag.  Auch  hier 
kann  nur  von  richtiger  Kompromisspolitik  zwischen  beiden  Teilen, 
wie  sie  aus  Verhandlungen  mit  Arbeiterausschüssen.  vor  Einii^imirs- 
ämtern,  über  Verbands-,  Tarifverträge  bei  beiderseitigem  guten 
.  Willen  im  beiderseitigen  Interesse  hervorgehen  kann,  aber  auch 
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von  ricbtigem  Mast» halten  der  Arbeiter  in  ihren  Forderungen 
n.  von  richtigem  „Bozialen  Geist**  auch  bei  den  Arbeitgebern 
Abhilfe  erwartet  werden. 

En;^'iis(  lie  Ix  za^liche  Klagen  der  Arbeitgeber  Ober  die  Politik  der 
Trade  uiiinns.  B«'liaiipttmirpn  einor  Vortetiortmcr  der  ProdTiktioii  durch 
Hemmungen  im  Betrieb  Seitens  dieser  \  erbände,  Befürchtungen,  ja 
schon  ein|?i>tretene  Tatsachen,  so  in  der  Konkurrenz  auf  dem  Weltniarlrte 
benacliteifiut  zu  werden,  sind  neuerdings  öfters  in  Eiijji^land  selbst  auf- 
getanclit  in  rntomehmerkrHsen.  von  Kontinentalen,  aucl".  H-  utschen 
Arbeitgebern  überuouimeii,  xm  Erkläruii<jj  des  relativen  JRucK^^angs  u. 
Stillstands  von  Zweigen  der  britischen  Industrie  u.  des  Exports  benutzt 
worden.  Vit  l  Uebertreibnnfr  n.  f t  iidenziöso  Darstt  llunL;  möchte  dabei 
mit  untergelaufen  sein.  Aber  ein  Korn  Wahrheit  in  dem  allen  möchte 
ich  nicht  l)etreiten.  —  Viellach  handelt  es  sich  freilich  auch  vor  aUem 
um  unbedingte  Festhaltun^  d e s  absoluten  Herren-Standpunkts 
im  Arbeitn-oberverhältnis  bei  uns,  nicht  einmal  so  sein-  im  wirklichen 
eigenen  wii  UschaftUchen  Interesse  der  Arbeitgeber,  als  nach  der  über- 
kommenen teils  patriarchalischen,  teils  rein  autokratischen  Auffassung 
n.  don  Anst  bauungeii  dieser  Kreise,  wfirhe  sie  je<1e  ..konstitutionell*'*' 
Arbeitsverfassung  in-undsätzlich  a  limine  abzulehnen  bewegen.  Die 
britischen  industriellen  Arbeitgeber  sind  darin  weiter  als  die  c^utschen, 
bes.  die  rheinischen.  Ab.  r  mit  der  hier  zu  Grunde  liegenden  Auffassung, 
dass  der  Arbeitgeber  der  „Brotgeber"  des  Arbeiters  sei,  dass  dieser 
,,das  Brot  seines  Herren  esse'*,  also  dessen  J^iod  singen  müsse,  —  wo 
der  Sozialist  ebenso  falsch  repliziert,  der  kapitalist.  Unternehmer  esse 
..das  Brot  seiner  Arbeiter"  — ,  dass  der  kapitalist.  Ünternelinier  „Herr 
in  seinem  Hause  sein  u.  bleiben  wolle  u.  müsse"  —  als  ob  eine  Fabrik 
mit  hunderten,  tausenden  von  Arbeitern  mit  einer  Hans-  u.  Familien- 
wirtschaft Lrleicli/.ust eilen  wäre  u.  als  ob  nieht  aueli  im  häusHdien 
Gesindedienst  der  reine  lUenstherrschaftsstandpunkt  immer  weniger 
sich  aufrechterhalten  Üesse  — ,  mit  dem  schonen  Schlagwort:  „ich  kann 
mit  meinem  Eigentom  machen,  was  ich  will**,  „mein  Bergwerk,  meine 
Fabrik  schliessen,  wenns  mir  behiigt",  stat  pro  ratione  vofuntas.  car  tel 
est  mon  plaisir  —  als  ob  eben  rrivateigentum  an  Produkiioubmitteln, 
an  Gruna  u.  Boden  zumal  so  ohne  Weiteres  dem  an  Gegenständen 
des  persönlichen  Gebrauchs  gleichgestellt  werden  könnte  u.  es  in  der 
gescnichtlichen  Hechtsordmmg  nicht  doch  immer  mehr  oder  weniger 
verschieden  behandelt  wäre  — ;  mit  solchen  Auffassungen  kommt 
man  eben  nicht  mehr  aus.  Sie  müssen  anderen,  mehr  sozialen 
weiehen,  w  ie  sie  z.  B.  im  Arbciterschutz.  in  der  ArVle^ter^'crsi^•hcrung 

tewichen  sind,  wie  man  Beschränkungen  des  Eigentumsrechts,  z.  ß. 
urch  Benutzungsvorschriften,  Verbote,  Zwang  zu  Vorkehrungen  im 
Fabrik-,  Bergwerksbetrieb,  in  der  Forstwirtschaft  nicht  mehr,  so  oft  es 
unmer  noch  versucht  wird,  mit  der  Behauptung  erfolgreich  ablehnen 
kann,  das  sei  alles  mit  dem  „Eigentumsbegrin"  unvereinbar,  eine  „Ver- 
letzung des  veriassungsmässig  garantierten  Eigentumsrechts",  ein 
„innerer  Widerspruch  mit  dem  Eigentumsrecht",  dessen  Inhaber  nicht 
zu  einem  „Tun"  u.  ,.Unterlassen"  gezwungen,  in  seinem  üebrauch  oder 
Nichtgebrauch  beschränkt  werden  dOrte.  Gerade  hier  muss  die 
echt  soziale  und  echt  efhi.sche  Anffassung  vielmehr  Plntz  greifen, 
dass  der  kapitaUstische  Unternehmer  u.  Arbeitgeber  Funktionär  der 
Gesellschaft  ist  u.  in  seinem  „Eigentum"  an  Produktionsmitteln  ein 
ihm  „anvertrautest*  Pfiind  sehen  muss»  welches  er  mit  im  Qe- 
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sellschaftsinteresse,  nicht  nur  in  seinem  Privatinteresse  zu  honutzen 
hat.  Höchste  soziale  und  —  echt  christliche  Gedanken,  d.  h.  Gedankea 
der  höchsten  von  Menschen  erreiditen  Beligionsform,  treffen  hier  wieder 
völlig  zusammen. 

L.  Arlioitcrorganisatinn  in  der  gescliilderten  Weise  ist  A  i  ftcitof 
Selbsthilfe  in  ^enossenscliaftl iclier  Form.  Eine  Vergicichung- 
dieser  Selbsthilte  mit  der  iStaatshilfe  zu  Gunsten  der  Arbeiter  er- 
gibt spesdfisehe  Lieht-  it.  Schattenseiten  beider.  Dies  n.  die  Tat- 
sache, dass  eine  jede  sich  für  gewisse  Auff^ahcn  ganz  oder  fast 
ganz  leistungsunfrihip:  erweist,  deutet  auf  die  Zweckmässigkeit  u. 
Notwendigkeit  hin,  beide  passend  miteinander  zu  verbinden  u.  sie 
sich  gegenseitig  ergänzen  zu  lassen  (§  68). 

M.  1.  Für  eine  Schlussbetrachtung  über  Verteilung  in  der 

Srivatwirtschaftl.  Organisation  bei  freier  Konkurrenz  genügt  es,  anf 
ie  vorausg  Im  ihli  n  Ausführungen  bes.  in  §  66  (S 417 ff.),  hinzuweisen. 
Die  dort  bebanth  lten  Faktoren  bedingen  in  ihrer  vei-schiedoiien  Art 
U,  Kombination  die  dauernde  Gestaltung  des  Verteilungsprozesses. 

2.  Mit  der  britischen  Oekonomik  {hau.  in  treftlicher  Weise  bei 
J.  St.  Mill,  princ.  B.  4,  K.  3)  kann  man  dabei  ein  methodisches 
Verfahren  anwenden,  um  aus  der  Flucht  der  konkreten  Eav 
seheinnngcn  das  Tyiiischc,  Prinzipielle  in  den  Entwicklungen 
scharf  hervortreten  zu  lassen,  a)  Man  bildet  nämlich  ein  Scjicma 
von  Fällen,  indem  nmu  eine  bestimmte  Gestaltung  der  lur  die 
Kichtnng  der  Verteilung  massgebenden  Faktoren  u.  eine  wechselnde 
Kombination  dieser  Faktoren  zum  Ausgangspunkt  niranjt  u.  dann 
ableitet,  wie  sich  unter  dem  Walten  des  ersten  wirtscliaftlichen 
Leitmotivs  der  Verteilungsprozess  u.  die  absolnte  n.  relative  —  als 
Quoten  vom  Reinertrag  —  Höhe  der  großen  vier  Einkouiiuenarten 
gestaltet,  b)  Die  Faktoren  sind  a)  die  Bevölkerung,  speziell  die  zu 
beschäftigende  Arbeiterbcv^Jlkerung  darin  u.  deren  StabiUtät,  Zu-, 
Abnahme;  ß)  die  in  Beschäftigung  von  Arbeitern  Profit  erstrebende 
Kapitalmenge  u.  ebenfalls  dtren  Gleiehbleiben,  Zu-,  Abnahme, 
letztere  beiden  eventuell  ebenso  rascli,  rascher,  langsauier  als  die 
der  Beyölkemng:  y)  die  P^duktionsmethoden,  deren  Stillstand» 
Fortschritt,  Bückscluritt;  d)  ebenso  diese  Momente  bei  der  Betriebs- 
nrganisation;  f)  die  Unterscheidung  dabei,  oh  die  Fortschritte  dieser 
Methoden  aa)  die  Ägrar-  oder  die  industrielle  Produktion  1)h)  not- 
wendige Hauptartikcl  oder  mehr  entbehrliche  Nebenartikel  der 
Konsumtion  betreffen,  endlieh  Q  das  Gldcbbleiben,  die  Zu-,  die 
Abnahme  des  (volkswirtschaftlichen)  Reinertrags  der  Prodoktion. 
c)  Dtirch  Differ*'n7ipning  in  der  Gestaltung  dieser  Faktoren  u. 
Weclisel  der  Kombination  so  u.  t?o  gestalteter  kann  man  dann  den 
verschiedenen  bezüglichen  Entwicklungsstufen  der  Volkswirtschaft, 
wie  sie  in  der  'Wirkliehk^t  yorliegen,  auch  der  gegenwärtigen  der 
Kulturstaaten,  die  Voraussetzungen  annähern  u.  so  ableiten,  wie 
^icfi  alsdann  der  Vortt  ilungsprozess  u.  die  Gestaltung  der  Einkommen- 
.iitni  vollzieht,  d)  Man  gewinnt  auf  diese  Weise  freilich  nur 
>t uherungswerte,  aber  dabei  mehr  Einblick  in  die  causalen 
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u.  küüditioncllcu  Momente  der  wirklichen  Gestaltung 
des  Verteilungsprozesses,  als  irgend  eioe  konkrete,  historiBcke, 
stattetische  Desuiption,   mag  sie  noch  so  treu  die  Wirkhohkdt 

wieflerjfeben,  ihn  gewähren  kann.  Es  mnss  hier  genügen,  aaf 
Aubtührungen  wie  a.  a.  0.  bei  J.  St.  Mill  zu  verweisen. 

3.  Ais  ein  Hauptergebnis,  übereinstimmend  mit  den 
früheren  AnsMhrungen,  lässt  sich  gmde  füt  ftirtsehreitende,  an 
Bevölkerung,  Kapital,  Prodnktionsertrag  wachsende  Volkswirtschaften 
u.  unter  Voraussetzungen,  wie  nie  in  der  neneren  Zeit  n.  Gegen- 
wart in  den  entwickelten  Kulturgebieten  im  Ganzen  vorhe^^en,  ab- 
leiten: a)  vor  allem  die  Vorzugslage  des  privaten  Grundoesitzes, 
«)  selbst  bei  grossen  agrartecbnisdien  Fortschritten  bei  ländlichem 
Boden  aa)  in  irescliloHsenem  u.  bb)  auf  die  Dauer,  wenn  auch 
mit  >seitweiiigeu  starken  Rückgängen,  selbst  in  nicht  geschlossenem 
Marktgebiete,  dalier  ein  Steigen  der  ländlichen,  ß)  vollends  aber 
bei  wachsender  städtischer  Konzentration,  trots  der  Fortsehritte  im 
Kommnnikationswesen,  der  stü  d  t  i  s  c  h  e  n  Grtindrante;  femer  b)  wieder 
die  dauernde  Bedeutung  der  Bevölkerungsbewegung  (ein- 
schliesslich der  Wanderungen),  c)  die  sinkende  Richtung  des 
Zinsfusses,  aber  trotzdem  die  bessere  Lage  der  Kapitalisten 
wegen  noch  mehr  als  diesem  Sinken  entsprechender  Vermehrung 
der  Kapitalmenge,  d)  die  Erhöhung  a)  der  minimalen  Geld- 
löhne bei  st(>igenden  Unterhaltskosten  der  Arbeit,  ß)  aucli  der 
sonstigen  (loldlöline.  wenn  die  Bevölkorungsvcrmelirung  nicht 
die  Nachfi^gc  mich  Arbeit  bei  den  Unternehmern  überholt  u. 
y)  das  geringere  Steigen  des  effektiven  Lohns,  wenn  die 
Geldpreise  der  Arbeiterkonsumptibilien  steigen,  wodurch  die  Er- 
höhung des  Geldlohns  melir  oder  weniger  ausgegliclicn  wird. 

§  68.  —  IV.  Verteilung  unter  Staatseinfl uss:  Zur 
Lohnpolitik  u.  Arbeiterpolitik  u.  zur  Frage  allgemeiner 
Verteilnngspolitik  Überhaupt  (nur Im  Abriss.  B.schon  ob.  8. 129). 

A.  Ein  Eingreifen  des  Staats  (der  Gesetsgebung,-  Ver- 
waltung,   Obrigkeit)    in   den   Verteilungsproze^s    kann  erfolgen: 

1.  Direkt  durch    Taxen  für  Löhne,  Zinsen,    Kenten  selbst; 

2.  indirekt  durch  Preistaxen  u.  andere  Massregeln  der  Preis- 
politik (§  56  263),  indem  dann  bierdnrch  ein  Einfluss  auf  die 
Löhne,  Profite,  Kapital^ewinne  ausgeübt  wird;  3.  durch  die  all- 
gemeine u.  speziell  durch  die  Finanz-  u.  Steuerpolitik. 
B.  Historisch  hat  bis  auf  die  neueste  Zeit  eine  solche  £in- 
misehnng  der  ersten  u.  zweiten  Art  stattgefunden.  Die  dritte  Art 
ist  die  unvermeid Helle  Folge  aller  politischen  u.  finanzpolitischen 
Tätigkeit,  beginnt  alter  erst  neuerdmg's  in  dieser  ihrer  Folge  er- 
kannt u.  in  bewusstcr  Art  aus;;cübt  zu  werden.  Wir  betrachten 
zunächst  die  erste  Art.    Für  die  zweite  s.  die  Ausführungen  S.  2630*. 

L  Beete  bezügliche  Bestimmungen  sind  auch  in  der  Gegenwart  in 
unseren  Landern  nocli  zu  finden,  wenn  auch  das  Meiste  davon  dem 
Omiidsatz  der  Freiheit  des  Verkehrs  u.  speziell  dem  der  Vertra«rs- 
ü'eiiteit  zum  Upfer  gefallen  ist.   2.  Die  ältere  bezügliche  Politik 
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vertrat  mehr,  z.  T.  all^n,  den  IntmMenstandpnnkt  der  Arbeit- 
geber, der  „Dienstherrsebaft**,  der  „Lohnherren**  n.  ver^ 
ordnete  Lohn-Maximaltaxen,  welebe  nicbt  ttberschritten  werden 

durt'ten. 

a  i  Hau])tz\ve(;k  w  ai',  die  lUenstLerrschaft  für  persönliche  u.  häusliche 
DiitiKtf  ( I  'it  nstboten)  vor  Ueberteuerung  der  Gesindehaltun^,  den 
Arbeitf^obt  r  filr  ProduktionsnnfjTahfn  vor  Verteuerung  der  Arbeitskoston 
im  Produktionsbetrieb  zu  schützen.  Im  Gesindedienst  (noch  bis  ins 
19.  Jahrhimdert  hinein)  n.  s.T.  aueb  Oberhaupt  bei  BSien  solehen  Lohn- 
fragen spielten  patriarchalische  ricsichtspunktf,  auch  Bestrebungen  mit, 
die  Dienstboten  u.  Lohnarbeiter  knapp,  ihrem  niedrigen  Stande  an- 
gemessen, zu  halten,  sie  nicht  zu  üppig  werden  zu  lassen.  Bei  den  Taxen 
im  Ge  werbe betrieo  machten  sich  auch  wirtschaftliche  Rücksichten  mit 
geltend  auf  Absatz  der  Produkte,  der  nicht  durch  „zu  hohe  Löhne" 
erschwert  werden  solle,  b)  Auch  konsumpolitische  llücksichten  wirkten 
hier  u.  da  dabei  mit  ein,  indem  im  Konsumenteninteresse  die 
Löhne  niedrig  geli;ilt«  n  werden  sollten,  um  Verteuerung  der  Produkte 
zu  verhüten,  c)  Gegenwärtig  tiaben  sich  im  Arbeitsrecht  der  modernen 
Staaten  derartige  Tvxen  meist  nur  noch  in  solchen  besonderen  Fällen 
erhalten  oder  sind  selbst  neu  eingeführt  worden,  wo  man  die  Arbeit- 
geber als  der  fremden  IVionstleistungen  Bedürftige  vor  Ausbeutung 
schützen  will  u.  dieüe  letztere  beulrchtet,  weil  die  Dienstbedürftigen 
nicht  sacb-y  personal-  u.  ortskundig  gemi<;  sind  oder  leicht  Quasi- 
monopolen u.  Verabredungon  der  Ix  treflenden  Arbeiter  gegenüberstehen. 
Dahin  gehören  die  Fälle  von  Taxen  für  Dienstmänner  u.  dgl,  Boten, 
FremdenfObrer,  Bergführer,  Öfters  in  Verbindung  mit  dem  Eonzessions- 
prinzip ffir  die  gt'werhiiche  Ausübung  des  Diensts,  wo  dir  Taxe  aueh 
den  Dienstbedürftigen  gegen  die  durch  Konzession  des  Dienstleistenden 
diesem  verschaffte  günstigere  Stellung  für  Verwertung  seiner  Dienste 
schützen,  auch  wohl  zugleich  allgemeinen  Interessen,  z.  Ii.  einer  Genend, 
eines  Orts  für  seine  „Fremdenimlusrrie"  durch  nicht  -/u  hohe  Maximal- 
taxen wahrgenommen  werden  sollen.  Aehnliche  Behandlung  der  Dienst- 
leistungen erfolgt  noch  bei  dem  dem  Öffentlichen  Verkehr  mit  dienenden 
Lohufunrwerk  fDrttscliken  usw.).  Ganz  im  Einklang  mit  den  sonstigen 
Grundsätzen  der  Gewerbe-  u.  Vertragslreiheit  stehen  solche  Taxen 
allerdings  nidit,  sind  aber  doch  durchaus  zweckmfissie,  müssen  freilich 
richtige  Abänderungen  nach  den  Umständen  erfahren,  d)  I>er  Gesinde-  u. 
übrige  Lohnarbeiterdienst  steht  sonst  jetzt  nicht  mehr  unter  Taxen, 
deren  Erlass  durch  das  neuere  Gewerbe-  u.  Arbeitsrecht  (Gewerbe- 
ordnung, aber  auch  in  der  Landwirtschaft)  ausserhalb  der  Kompetenz 
der  Verwaltung  liegt. 

3.  Auch  nur  der  älteren,  jetzt  verlassenen  Politik  gehören 
Lohntaxen  an,  welche  genau  innegehalten  werden  müssen,  d.  h. 
auch  im  Wege  der  Vereinbarung  zwischen  Arbeiter  u.  Arbeitgeber 
nIcbt  untersebritten,  noch  übersebritten  werden  dürfen. 

a)  Jenes  nicht  im  Interesse  gleiehmässiger  Arbeitsbedingungen  für 

konkurrierende  ünternthmer,  damit  nicht  der  Ein»«  den  Andfreii  (hireh 
Verwohlfeilung  4er  Arbeits-  u.  damit  der  Produktionskosten  u.  so  er- 
möglichte niwlrigere  Produktenpreise  im  Absatz  schädigen  könne, 
b)  Dieses,  die  Ueberschreitung  aer  Taxe,  nicht,  damit  nicht  der  eine 
Arbeitgeber  dem  anderen  due  Arbeilskräfte  abspenstip;  machen,  sie 
leichter  zu  sich  heranziehen  u.  so  den  Konkurrenten  schädigen  küiiiie. 
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Daher  auch  Verbote,  durch  Zutatm  u.  df^l.  den  T.ohn  zu  erhöhon.  So 
mehrfach  im  zünftlerischcn  Handwerkerrocht,  in  Konsequenz  der 
leitenden  Ormidsätze  dieses  Rechts,  namentUch  des  Strebens,  die  Arbeits« 
u.  Produktionsbedingungen  für  alle  selbständige  Gewerbetreibende 
eines  Handwerks  (Meister  einer  Zunft)  möglichst  gleichzustellen.  Im 
System  der  Gewerbcfreiheit  ist  das  alles  gemllen. 

4.  Ürnt  die  ueucre  u.  neueste  Zeit  liat  hieb  iu  der  Ijohntia^e 
xnebr  auf  den  InteresBenstandpunkt  des  Arbeiters  gestellt  u. 
danach  die  Spe2ia1fi*an:e  nach  —  auch  im  Vereinbarnngsfalle  nicht 
unterschreitharert,  wohl  aber  so  [überschreitbaren  — ^lininimnltaxen 
autzuwerfen  begonnen:  auch  hier  der  bemerkenawerte  sozial- 
politische Wechsel  u.  Fortschritt  in  den  Anschauungen.  Eine 
Veigleichttng  des  effektiven  Lohns  mit  dem  notwendigen  Hinimal- 
bedarf  des  einzelnen  Arbeiters  t'iir  sksb  allein  oder  selbst  mit  filr 
seine  Famili»'  auch  eine  Vergleichung  des  Lohns  mit  den  Lasten 
u.  Müllen  der  Arbeit  (überlange  tägliche  Axbeitszeit)  liegt  dabei  zu 
Grunde  n.  bei  der  Abschätzung  des  Minimalbedarfs  wiä  anch  auf 
eine  das  rein  absolute  Existenzminimum  ttberschreitende  Bedürfnis- 
befriedigung mit  Kücksiclit  genommen.  Namentlich  in  k  Ummer - 
liclien  Arbeitszweicren.  h^s.  der  Heimarbeit  (o-S.  312),  taucht  da- 
her begreiflich  genug  die  Frage  der  Mininiallöhne,  die  nicht  unter- 
sehritten  ir«rden  dürfen,  snf  u.  ist  ^obl  schon  die  Fordenmg  dnes 
gesetzlichen,  bezw.  auf  Grund  gesetzHcher  Ermächtigung  durch 
die  öR'entliche  Verwaltung  festzustellenden  Lohnminimums  auf- 
gestellt worden. 

a)  Ain  ersten  wird  in  öffentlichen  Betrieben  des  Staats,  der 
Gemeinden  eine  solche  Forderung  als  bcrechti^f  erscheinen  u.  erliillt 
werden  können,  weil  —  solche  Betriebe  eben  nicht  mehr  rein 
privatwirtschaftliche  sind,  sondern  schon  etwas  vom  gemein- 
wirtschaftlichen  Charakter  an  sich  haben.  Die  Fraj.'^e  lie;rt  dann 
hier  /ihiilich  wie  in  der  öftcntliulii'u,  l»es.  der  staatlichen  Besoldungs- 
politik tür  allen  u.  speziell  auch  für  den  unteren  (Diener)  öffentlichen 
Dienst.  Die  erforderlichen  Mittel  muss  eben  im  Notfall  die 
Bcstr-uerung  oder  deren  Erhöhung  ucben. 

Für  die  Möglichkeit  u.  Opportunität  der  Durchführung  wird  zu 
unterscheiden  sein:  r?)  Wo  es  sich  um  spezifische  Arbeitsdienste 
handelt,  welche  nur  oder  fast  nur  der  betreffende  öffentliche  Körper 
bedarf,  z.  U.  für  öfTcntlirhes  ('Strassen- )  Reiniixnnf^swesen  der  Gemeinde, 
lässt  sich  die  Sache  nicht  allzuschwer  durchführen.  Es  erfolgt  dann 
eigentlich  nur  eine  Ausdehnung  eines  bereits  anerkannten  n.  in  Aus* 
ülmng  .stehenden  Grundsatzes  der  Besoldun<:;s|>olltik  auf  soUhe  gewöhn- 
liclie  Arbeitsdienste:  hier  im  Lohn  wie  dort  im  Gehalt  tnu  für  richtig 
gehaltenes,  nach  dem  notwendigen  u.  für  angemessen  geltenden  Bedarf, 
daher  neuerdings  auch  ein  nicht  gar  zu  niedrig  angesetztes  Lohnminimum 
zu  gewähren.  Aber  die  Grenze  liegt  eben  in  den  Einnahmen  des 
öffentlichen  Körpers,  schliesslich  in  der  Steuerfähigkeit  (u.  Steuer- 
willigkeit!) seiner  Angehörigen  u.  Schwierigkeiten  kann  auch  hier  der 
Andrang  von  Arbeitsuchenden,  da.s  zu  grosse  Ailjeit sangebot  machen. 
tl)  Wo  es  sich  um  öffentliche  Betriebe  handelt,  deren  Produkte 
mit  denen  der  Privatbetriebe  konkurrieren  (Landwirtschafts* 


Digitized  by  Google 


—   477  — 

betriebe  in  Selbstverwaltung^,  dgl.  Herffbau-.  Forst-,  Fabi  ikb.'trieb,  Bau- 
iK'trieb,  Bauwesen  aller  Art)  ofb  r  wo  der  öffentliche  u.  <Ier  Privatbetrieb 
als  Arbeitgeber  auf  demselben  Arbeitsmarkte  in  der  An- 
werbung von  Arbeitern  konkurrieren  (in  denselben  Fällen),  liegt  die 
S;ic]h'  .schon  schwieriger.  Der  etwa  vrini  Staat*-  oclmtene  höliero  TiOhn 
braucht  nicht  auf  die  l'rodukte  überwälzt  zu  werden,  wie  es  eventuell 
im  Privatbetrieb  geschehen  muss,  weil  der  öffentliche  Betrieb  eine 
Profitverküraung  verträgt  u.  diese  eben  auf  die  steuerzahlende  Be- 
völkerunnf  überträgt,  so  aber  die  KonkurrenzfUbifrkeit  der  Privfitbotripl)o 
mit  öfieutllciic'ii  ersi'hwert,  unter  Umstäudtui  unmöglich  gemacht  wird. 
Die  Lohnerhöhung,  zu  der  durch  die  Konkurreuz  anfdem  Arbeitsmarkte 
die  PrivatlMtri'bn  fventut^U  frcnötigt  werden,  kann  abor  auch  weiter 
die  Eonkurrenztähigkeit  mit  andereu  Privatbetrieben,  z.  B.  des  Inlands 
in  einer  anderen  Gegend  u.  bei  Exportindnstrien  bes.  mit  solchen  des 
Auslands  erschweren.  Rücksichten  hierauf  kömien  also  eine  solche 
Lohnpolitik  doch  bedenklich  marhcn,  gerade  weil  die  an  n.  für  sich  von 
höheren  Lühin  ii  der  öf!'eiitliclieu  betriebe  zu  erhoffende  Lohm  rliöhuug 
auch  in  Privatbetri<  l»eii  die  angedeuteten  Folgen  hat.  ;)  Auch  in 
rein  fTf^iTi  ei  n  \\  i  rt  S(  h  aftlicher,  daher  schliesslich  sozialistischer 
UrgauisatioQ  hangt  die  Ausführbarkeit  einer  LohnpoUtik,  welche  all- 
gemein ein  nicht  zu  niedrig  bemessenes  Lohnmintmnm  sichern  will, 
nicht  nur  vom  „pit«  !!  Willen"  ilvi  lieti  ili^^tcn  Instanzen,  wie  oftmals 
gewllhnt  wird,  sondern  von  der  Möglichkeit  ab,  die  erforderlichen  IVIittel 
zu  beschaffen.  Daher  kommt  unter  den  Verhältnissen  unserer  Wirtschafts- 
u.  Staatsordnung  in  Betracht  die  Leistungsfähigkeit  der  Besteuerung, 
der  technische  u.  betricbsorganisatorischc  Fortschritt,  die  ganze 
Produktivität  der  nationalen  Arbeit  u.  wieiicrum  nicht  zum  wonigsten 
—  ilie  Bevölkerungsbewegung,  in  kurzen  Zwischenräumen  die  von 
den  Wanderungen,  in  lan-rcn  di*'  von  den  GeburtenObersi  hüssen  a!)- 
hängige.  In  rein  Sozialist.  Organisation,  wo  der  lünimaliohu  eben  der 
,,MiDimal-Geno8senanteil**  wäre,  entscheiden  doch  auch  diese  Komente, 
wi<'  oben  wiederholt  dargelegt  worden  ist.  —  Auch  Misch  Systeme, 
wie  z.  ß.  das  s.  Z.  versuchte  Lohnzusi  huss.s^  stem  in  Enc^land  (Ergänzung 
des  gewöhnlichen,  hinter  einem  Minimum  zui  ückbleibeudeu  Arbeitslohns 
auf  cueses  Minimum  aus  öffentlichen  Mitteln,  so  aus  der  durch  Ann«  n- 
steuem  gespeist»  !!  .\i  inrnkassi'  eines  Orts)  drohen  an  solchen  Scliwiei  i^f- 
keiten  zu  scheitern  (die  speziellen  ungünstigen  Erlahrmigen  in  Einfand 
beweisen  nicht  allein  etwas  gegen  das  System,  weil  hier  ein  wenigstens 
teilweise  vermeid! lait  r  Organisationsfehler  mitwirkt). 

d)  Am  sc  Ii  wi  er!  iT-sten  liejxf  die  Frai^^e  des  L^esetzlicbcn  Lohn- 
minimums  in  der  rein  privat  \s  irtsclial'tlicheii  Organisation, 
selbst  u.  gerade  auch  in  den  trüben  Veriiältnissen  der  Ueimarbeit 
(a.  hausinaustriellerZweige).  aa)  Nicht  nur  bietet  hier  die  praktische 
Verwirklichang  ganz  besonderer  Schw  irrigkeiten,  weil  die  Zu- 
wanderung voü  A ''"('irskräften,  der  Ueberschnss  von  Arbeitsfähigen  u. 
-Wülipreii,  wclclu'  no(di  unter  dem  Lohnmininmm  ihre  Ai  l)eit  anbieten, 
uui  eben  überhaupt  lieticlialtigung  zu  finden,  so  schwer  zu  bewältigen' 
ist,  Konknnrens  aus  anderen  Kreisen  sieh  so  schwer  aussebliessen 
lässt  (S.  312),  auch  weil  Konkurrenz  im  Absatz  eben  niedrige 
Preise,  daher  niedriuc^  Tiölmi'  bodini^t.  Diese  Sch\vierii;kelt(!ii 
wären  zwar  kaum  ganz  zu  üterwniden,  aber  doch  zu  ernnissigeii  ilurcli 
Vereinbarungen  der  Arbeitgeber  unter  einander  u,  mit  den  iVrbciteru, 


Digitized  by  Google 


478  — 


mit  Hilfe  einig  ungsamtfidiw  InBtanzen  ^woran  anch  gedacht  wird), 
Einrichtungen,  welche  freilich  selbst  wieder  sehr  Bcbwierig  zu  be- 
schaffen 11.  zu  hefriedir^Giuler  Funktion  7m  bringen  sein  wurdon,  avch 
wieder  unter  dem  Bevölkerungsandrang  u.  unter  den  Konkurrenz- 
verhätnissen  im  Absatz,  bes.  dem  im  Ausland,  bb)  Aber  auch  über  ein 
prinzipielles  Bedenken  ist  schwer  hinwegzukommen:  ob  nMmlich 
eine  solche  —  voraussetzungsweise  durch  gesetzlichen  Zwang 
durchzuführende  —  ^gesetzliche  Untergrenze  des  Lohns  mit  der 
privatwirtscbaftlichen  Or|;anisatiou  noch  vereinbar  sei  Denn  es 
schliesst  doch  implicite  em  solcher  Zwang  einen  Zwang  der  Arbeit- 
geber, Arbeiter  zu  den  u.  den  Minimallöh  neu  zu  beschäftigen  in 
sich,  —  wenn  m«in  nicht  von  vornherein  die  Eventualität  einer 
grösseren  Beschäftigungslosigkeit  von  Arbeitskräften  als  Folge 
hinnehmen  und  damit  die  zu  schützenden  Arbeiter  aus  der  Scvlla 
Ton  Hnngerlöhuen  in.  die  Charjbdis  der  rollen  Erwerbslosigkeit 
bringen  will. 

Der  Einwand,  dass  eine  gesetzliche  Feststellung  von  ÄOnimallöhnen 
allerdings  auf  ein  gesetzliches  Erfordernis  eines  bestimmten  Miuimal- 
anfwantiu  an  Ptodiätionskostea  hinauslaufe,  aber  jede  Änfordemng 
liygieuiscLer,  siclierlHutlidier  Art  an  die  Kiiirichtunp;  von  Arbeitsstätten 
usw.  auch  ein  gleiches  Erfordernis  darstello,  jene  Forderung  von  Minimal- 
löhnen also  prinzipiell  gar  nicht  weitergehe,  möchte  nicht  ganz  beweis- 
kräftig sein  u.  aas  angedeutete  Bedenken  nicht  völlig  mderlegen. 
T'^t'l)erdIos  aber:  praktisch  haben  auch  solche  Anforderungen  an  die 
Einrichtung  der  Betriebe,  der  l'abriken,  Bergwerke,  wenigstens  wieder 
in  der  Privatwirtschaft.  Organisation,  ihre  Grenze  an  —  der  Leistungs- 
fähigkeit u,  an  dem  vom  Ligeninteresse  diktierten  Leistungswillen  der 
Unternehmung,  ein  Wille,  welcher  eine  bestimmte  Höhe  des  ver- 
bleibenden n.  sonst  noch  anderweit  erreichbaren  Profits  voraussetzt. 

So  möchten  gegen  gesetzliche,  administrative  Lohnminiina, 
selbst  in  elenden  Heimarbeits-  u.  HausinduftTiezweigen,  Bedenken 
verbleiben,  welclie  mindestens  die  einfache  Bejahung  der  Zweck- 
miissigkeiL  u.  Zulässigkcit  solcher  Minima  nicht  gestatten.  Iliuüber- 
fÜhrung  in  höhere  Betriebsfonnen,  Arbeiterorganisation  anch  hier, 
welche  aber  gerade  hier  ihre  besonderen  inneren  Schwierigkeiten 
bietet  u.  deren  Erfolg  durch  die  Kückbic  I  t  Erhaltung  des  Ab- 
satzes erschwert  wird,  Verbände  der  Arbeitgeber,  um  Absatzpreise 
nicht  zu  sehr  herabgeheu  zu  lassen,  daher  hier  einmal  ganz  speziell 
Kartelle  im  Arbeiterinteresse,  um  bessere  Löhne  zahlen  zu 
können  (S.  272  ffX  niehA,  wie  die  gewöhnlichen  Kartelle  doch  tat- 
sächlich allein  oder  ganz  überwiegend,  um  höhere  Profite  zu  er- 
möglichen, —  das  möcliteu  bessere  u.  eher  noch  ausführbare,  wenn- 
gleich ebenfalls  schwierig  genug  bleibende  Hil&mittel  sein,  als 
gesetzliche  Lohnminima. 

C.  Von  anderen  Grebieten  der  Arbeiterpolitik  stc^t  es  fest, 
dass  sie  ausschliesslich  durch  den  Staat  u.  dessen  Oesetsgebuug 

überhaupt  geregelt  werden  können  u.  müssen  —  so  das  ganze 
Gebiet  des  Organi8ati<»ns-  u.  Vereinsrechts  —  oder  doch 
durch  den  Staat  allein  befriedigend  u.  hinlänglich  wirksam  geregelt 
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werden  können,  so  das  Gebiet  des  Arbeiter  sc  Lutzes  u.  der 
Arbeiterversicfaerung. 

1.  Auf  dem  Gebiet  des  Arbeiterscliutzes,  —  Bestimmungen 
über  Beschränkung  der  Arbeitszeit,  bes.  der  tä"^liehen,  über  Arbeits- 
pausen (am  Sonntag  usw.),  über  Regelung  der  Naditarbfir,  mit 
Unterscheidang  nach  Geschleclit,  Alter  der  Arbeiter,  auch  z.  T.  nach 
Beschfiftig^gsart,  über  hygieniBcfae  n.  sonstige  Sicherhetts- 
einrichtaDgen,  in  den  Betriebsstätten,  Yerhfitang  von  Gefahren 
darin  u.  an  den  Maschinen,  Ausschluss  von,  Beschränkung  imd 
Kautelen  bei  gefiihrlichen  Betrieben  u.  Veriälireii  usw.  —  kann 
wohl  Si)  Einiges  vom  „Voluntarismus"  geleistet  u.  im  Wege  der 
VereiiiDarai^  unter  den  Betriebsleitern  u.  Unternehmungen  norbei« 
geführt  ver&n,  auch  unter  Mitwirkung  von  Arbeiterorganisationen, 
b)  Aber  ge^enllber  flem  Kiv-'-nintercf^sc,  ävr  GcAvinnsucht,  der  Nach- 
lässigkeit der  Betriebsleiter,  der  fehlenden  Einsicht  dieser  u.  der 
Arbeiter  selbst  j  auch  bei  der  Macht  der  Konkurrenzverhültnisse, 
wo  jede  Beschr&nknng  der  Ausnutzung  der  Arbeitskräfte  u.  jeder 
Aufwand  für  Aenderung  der  Einrichtungen  u.  Anbringung  von 
Schutzvorkelirnngen  die  Produktionskosten  steigert  u.  die  Profite 
kürzt  oder  die  Preise  zu  erhöhen  nötigt,  was  nicht  immer  durch- 
zusetzen ist  oder  den  Absatz  schmälert,  —  bei  dieser  Saclilage  ist  vom 
Voluntarismus  u.  der  Verabredung  nichts  Ausreichendes  zu  er- 
warten, c)  Hier  muss  daher  Staat  u.  Gesetzgebung  regelnd  ein- 
greifen, mit  Zwang,  mit  Go-  w.  Verbot,  mit  Strafandrohung 
n.  Strafverfü  <i:iing  vurgehen,  wirksame  Einrichtungen  treffen, 
dass  die  gesetzlichen  Bestimmungen  vollständig  ausgeführt,  die  Ein- 
richtungen demgemüss  betroffen  u.  über  alles  stete  u.  sichere 
Kontrollen  ausgeübt  werden  können  (Gewerbe-,  Fabrik-,  Bergbau- 
inspektion nsw.).  Hier  ist  ..Staatshilfe"  also  der  Selbsthilfe  u. 
GenossenschaftsUilfe  prinzipiell  u.  nach  der  Erfahrung  auch  praktisch 
überlegen. 

2.  Auf  dem  Gebiete  der  Arbeiteryersicherung  kann  a)  durch 
Selbsthilfe,  bes.  in  genossenschaftlicher  Form  („freie 
Kassen'',  ad  lioc  sich  bildende,  für  mehrere  oder  für  einzelne 
Zwecke.  Kranken-,  Invaliden-  u.  Alters-,  Unfall-,  Witwen-  u.  Wuiseu- 
versiclierung),  namentlich  aber  durch  Aufnahme  bezüglicher  ^Vuf- 
jfaben  unter  diejenigen  der  Arbeiter-  u.  Arbeitgeberorganisationen 
£inige8  geleistet  werden,  wie  die  Länder  vor  u.  noch  jetzt  ohne 
oder  ohne  umfassende  obligatoriselio  öffentliche  Arbeitern  ersiclierung 
zeigen  (England  n.  a.).  a)  iJanius  gehen  die  allgememeu  Vorteile 
der  Selbst-,  Genossen  schalt  s-  u.  Organisationshilfe  hervor,  auch 
manche  gegenftber  der  öffentHchen  obligatorischen  (s.  u.  bei  c). 
Pas  schwierigst»  Fh>blem,  die  ArbeltsIosenYersicherung,  ist  vielleicht 
in  Verbinung:  mit  sonstigen  Organisationen  der  Arbeiter  noch  am 
ersten  praktisch  zu  lösen,  ß)  Aber  Ausreichendes,  bes.  dem  Umiang 
der  Versicherung,  der  Höhe  der  Leistungen  der  Versicherung,  der 
dauernden  Sidierheit  des  Bestands  u.  der  Leistungsföhigkeit  der 
Einrichtungen,  der  Zweckmfisstgkeit  der  letzteren  u,  der  Massigkeit 

A.  W»gii«r,  M».<0koii.  Gtiiiidri«B|  4.  Avil.  31 
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der  VerwaltuDgskoBtcn  nach,  ist  auf  diesem  Wege  nicht  zu  erzielen. 
Das  zeigt  ein  Verglcieh  der  Länder,  auch  der  mit  tttchtigen  n. 

ausgedehnten  Arbeiterorganisationen  (England),  mit  den  Ländern 
mit  obligaton'sdier  Arbeifen'ersicliernnfr.  l)Os.  Dcntschlaiid.  b)  Aiu'b 
das  [) i  'ix a 1 0  (' i ;^ (' n  tl ic hc  Versichern ii ^  s  w c sc ii  auf  \ ersicliernngs- 
techiiischer  Grundlage  • —  d.  h.  mit  mehr  oder  weniger  genauer 
BerttckBichtigung  der  statistisch  beobachtbaren  a.wirklichbeobaehteten 
er&hmngsmassigen  Wahrscheinlichkeit  des  Eintritts  u.  des  Umfangs 
der  an  die  Versicbcrtcu  zu  leistenden  Zaldnngcn  u.  entsprechender 
Kegeluug  der  Versicherungsbeiträge  (Pranii^  ti)  dafür  Seitens  der 
Versicherten  selbst  (eventuell  unter  Mitbeteiligung  Dritter)  —  ist  auf 
die  einzelnen  Zweige  der  Arbeiterversiehemng  anwendbar,  in  seinen 
beiden  Hauptformcn  der  (genossenschaftlichen)  Versicherung  auf 
Gegenseitigkeit  u.  selbst  der  rsi)(>kiilativon)  Erwerbsvers'rlienmg 
(in  Erwerbs-,  meist  Aktiengeselisclmttbtorni).  Aber  in  uuitasseiidem 
Masse  liisst  sich  die  Arbeiterversicherung,  auch  die  an  bestinuute 
Ereignisse  (Bchfiden)  des  persönlichen  Lebens  sich  anknüpfende, 
auf  diese  ^^  eise  kaum  durchfuhren,  a)  Einsicht,  Interesse,  verftig- 
bare  Mittel  der  Arbeiterklasse  reiclien  für  solclie,  alsdann  voraus- 
setzungsweise fakultative  Versiclierung  nicht  aus.  ^)  Der 
genant  Anschhioi  an  die  sonstige  Versicherungstechnik  ist  anch 
nicht  geboten,  nicht  allgemein  passend  u.  nicht  ausführbar  wegen 
der  Unsicherheit  der  Reclmungsgrundlagen,  der  Höhe  u.  individuellen 
Ungleichheit  der  Kosten,  y)  Die  Arbeiter\  ersichei  unii  /Aini  Gegen- 
ötand  von  IVoliten  fiir  Dritte,  \s  'ui  bei  den  Erwerbsgesellschaften,  zu 
machen,  hat  hier  noch  mehr  Bedenken  als  bei  der  allgemeinen 
Lebensversicherung  u.  als  bei  wichtigen  Sach-  (Elementar-)  Ver- 
sicheningszweigen  (bes.  Feuer),  d)  Daher  wird  nur  zur  etwa  er- 
wünschten —  u.  in  der  Tat  ott  erwünschten  —  Ergänzun,;^^ 
sonstigen  Arbeiterversicheruugswesens,  auch  des  obligatorischen, 
das  hier  bertthrte  private  Versicherungswesen  zu  emptbhlen  sein, 
unter  Umstiindtm,  mit  richtigen  Kauterao,  auch  selbst  das  erwerbs- 
gesellschaftliche, so  die  sog.  Volksversicherung,  deren  Aus- 
dehnung erwünscht  ist. 

S.  meinou  Aufs.  Versicherungswesen  im  Schönbergschen  Ilandb. 
4.  Aufl.,  B.  II,  bes.  S.  3ä3ff.,  404ff.^  Manes,  Versicherungswesen  1901. 

c)  Den  Bedürfnissen  der  grossen  Masse  der  Lohnarbeiter  ent- 
spricht nur  ein  auf  gesetzlichem  Heitritts-  n.  Beitragszwang 
beruhendes,  möglichst  ausgedehntes,  nach  den  oben  erwähnten 
Hauptzweigeu  gegliedertes,  ein  „obligatorisches'',  insoweit 
.,öffentliches"  Arbeiterversicherungswesen,  wie  im  Prinzip  das 
deutsche.  «)  Nur  ein  solches  erreicht  den  notwendigen  Umfang 
nach  der  Zahl  der  Versicherten,  nach  den  Arten  der  Gefahren, 
gegen  welche  eben  eine  Versicherung  erfolgen  soll,  verbürgt 
die  Erreichung  des  Zwecks  wenigstens  für  gewisse  Minimalhilfen, 

festattet  so  die  Rückwirkung  der  Versicherungsprämien  auf  die 
.ohne  u.  die  Ueberwälzung  mit  auf  die  Preise  der  Arbeitsprodukte, 
damit  die  richtige  Deckung  der  Arbeitskosten  in  diesen  Preisen 
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{S.  416)  VL.  ermSgliebt  die  Regelung  der  Beiträge,  auch  unter 
eventueller  HcraiiziehuDg  der  Arbeitgeber  n.,  wenn  das  passend 
erscheint,  der  öffentlichen  Körper  (Keicli,  .Staat,  Gemeinde  usw.). 
/y)  Die  frülier  gehend  p:enmchten  Bedenken  ge^en  einen  Zwang 
zum  Beitritt  u.  Beitrag  entspringen  nur  einer  extrem  ludividualintischen, 
auch  der  fabchen  Auffassung,  als  ob  es  sich  hier  blos  um  „WohU 
taten"  für  das  Individuum  handle^  während  hohe  soziale«  ethische, 
])nlltisflie  GemeiiiMit('!r<^srii  mitspielen.  y)  Die  ökonnniibclicn, 
teehiiisctien,  administrativen  Mängel  S(dcher  ailgemcinin 
obligatorischen  Arbeiterversichcrung  brauchen  deshalb  nicht  geleugnet 
KU  werden,  sie  fehlen  auch  in  Deutschland  u.  in  anderen  LSndern 
dieses  Versicherungsprinzips  nicht,  werden  auch  völlig  von  Reformen, 
Zu?;nninen7:Ji;r  von  Z\v(«ii;en,  Aendenmp:  fler  Organisation  n.  m., 
nicht  zu  beseitigt  n  stin.  Aber  sie  wiegen  die  eminenten  sozial- 
politischen Vorteile  nicht  auf.  d)  Auch  der  allgemeiue  Manj^el 
der  gesetzlichen  Regehing  solcher  Dinge  Ijisst  sich  nicht  bc' 
streiten  u.  auf  keinerlei  Weise  ganz  abstellen,  dass  nämlich  ein 
Gesetz,  ancli  ein  nl^>^■liellst  vullkonnnenes  u.  durcli  gute  Vollzugs- 
verordnungen n  tüchtige  Verwaltung  möglichst  ^ut  zur  Anwendung 
gebrachtes  Gesetz,  niemals  genügend  indiviaualisieren  kann, 
sondern  mehr  oder  weniger  schematisieren  muss  u.  so  in  einzelnen 
Fällen  nicht  immer  befriedigend  die  Aufgaben  lösen  wird.  Das  ist 
Irlnzunelnnen.  aber  bilflet  wieder  keinen  ausschlaggebenden  Grund 
gegen  obligatorische  Arbeiterversiclierung.  d)  Passend  wird  eben 
hier  bei  vorbanden  bleibenden  Lücken,  auch  zur  oft  erwünschten 
Erhöhung  niedriger,  aber  mit  den  verlt^gbaren  Mitteln  nicht  höher 
möglicher  Zahlungen  an  die  Versicherten  das  genossenschaftliche 
u.  private  Vei*sieherungswesen  sich  ergänzen  danschliessen  können. 

Näher  soll  auf  dies<^n  Gf^ü^'n-tand  a'ii  Ii  lii-  r  nii-ht  eingegangen 
werden.  S.  die  Aufs,  über  Aibeitirversichenuig  von  verscuiedeneu 
Autoren  im  H.W.B.  St.  B.  ].,  auch  für  weitore  Tjit.  Ueber  das  positive 
Arbeit«  ix  rrsiclierungsrecht  in  I'i  iits,  lil;iii<l  n.  im  Ausland  das  Werk  von 
Zacher.  Ueber  die  grossen  Erfolge  der  deutschen  A.-V.  die  Sehr,  des 
Reichs^'©r8ich.amtö  „Die  deutsche  A.-V.  als  soziale  Einrichtung"  VM)\  u. 
du  >tatist.  Veröffentlichungen.  Die  wichtigst»-»  Daten  daraus  im  r*  i  1 
Statist.  Jahrbucii,  Jhg.  IDiMj  S.  2S<>fr.  Iiier  interessiert  vornehmlicit  liie 
Anzahl  der  Versicherten,  woraus  sich  die  erreichte  Ausdehnung  er- 
gibt. r»''i  obligator.  Krankenversicherung  im  D. Reich  (auf  dem  Gesetz 
v.  lö.  Iiiiu  isv;?.  nnl>?f  N'öv.  llrn  v.  10.  April  u.  :>').  Mai  1!H);5  be- 

ruhend) gehörten  1H04  10,71  Mill.  Mitglieder  an  (über  ein  Sechstel  der 
Bev&lkerung).  Die  23  WS  Kassen  dafflr  hatten  ^46,25  Hill.  M.  Eüinahmen 
(wovon  2:U),Ö9  Mill.  M.  Beitrüge  u.dgl.  dor  V<  i  i^llirhteton),  2:]4.()H  Hill.  M. 
ordentliche  Ausgaben.  Der  Ti-berschuss  der  Aktiva  über  die  Passiva 
(der  mit  dem  Vermogeasbestaud  nicht  ganz  zusammenfällt)  hat  sich 
bis  inkl.  11)01  auf  Mill.  'Sl.  belaufen,   der  Vermögensbestand 

Ende  11)04  auf  Mill,  M.  —  Die  U nfal  1  versichornng  (nach 

den  Ges.  v.  G.  JuU  18H1,  .j.  Mai  imi,  11.  u.  Li.  Juli  iss?,  ;;0,  Jimi  IIjOO) 
umfeeste  in  <)6  gewerblichen  Beru^genossenschaften  in  li»04  010  41!»  Be- 
triebe mit  7,Kj  Mill.  versicherten  Personen,  in  4'S  landwirtschaftlidien 
BeruiBgenosäeuschatten  4,Ü5  Mill.  Betriebe  mit  11,IU  Mill.  versicherten 
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Personen.  EinscLliesslich  der  l)ei  rrowissen  staatlichen,  proviuz.  u, 
Icommtmalon  Ausinbrungsbehorden  versicherten  Personen  (1,59  MüL) 
wMmn  im  ganzen  2U,r>;5Min.,  mehr  als  der  drifte  Teil  derRoicbsbovölkming, 
versichert.  Die  Einnahmen  der  gewerblichen  B.-G.  hotragen  in  li)04 
118,4  Hill.  M.  (wovon  Umla^ebeitri^e  u.  dergl.  110,0  Mill),  die  Ausgaben 
ll(),.jH,  der  Stand  des  Rrservofonds  am  Jaliresschluss  is<;.f  j9  Mill.  M.  Bei 
den  landwirtschaftlichen  H.-G,  waren  diese  vier  Poston  hczw.  35,79  (^55,41)) 
H4.74  XL  in.:is  Xill.  .M.  —  Zur  Invaliden-  (u.  Alters-)  Versicherung 
(Gesetz  vom  l.i.  Juli  lsit9)  gehörten  IIKM  13,76  Mill.  Personen,  nahezu 
der  vierte  1'oil  der  Bevölkerung.  Die  Beiträge  der  Arheitgpbpr  (welche 
hier  allein  beitragspflichtig  sind,  die  versicherten  .tVrbeiter  sind  frei) 
betrugen  77,04,  der  (hier  allein  vorkommende)  Reiduausehnss  45,28, 
der  V  ermüo-onsstand  llCfKlO  Mill.  M.  Die  Zahlen  der  Versicherten 
lassen  sich  nicht  addieren,  weil  vielfach  dieselben  Personen  den  t\  oder 
wenigstens  2  Versicherungszweigen  angehören.  Die  materielle  Be- 
deutung der  deutschen  obligater.  A.-V.  ergilit  sich  aus  folgenden 
Daten  über  die  ordentlichen  Einnahmen.  In  den  20  Jahren  ISKj 
bis  1904 (Invalidenvers,  seit  1894)  waren  diese  Einnahmen  der  gesamten 
obligator.  deutschen  A.'V.  auf  der  Grundlage  der  Reichssesetzgebung 
(liei  der  Krankenvers.  einachlieaalich  Knappschaftskasaen)  in  rund^ 
Millionen  Mark: 

Kruken?«».      ÜBlkUTexa.       luvtlidenTer».  H-'^SlIt-** 

loi  giiiMn 

Beiträge  der  Arbeit- 
geber   m  1318  830  2973 

Beiträge*  der  Ver- 
sicherten    .   .   .      11S94  —  im  2723 

ReichsasuBchnas .  .  .       —  ^  ä39  339 

Zinsen  und  sonstige 

Einahmen   .    .    .       135  174  282  592 

Summe:      2854  1493  22S1  662« 

An  Umfang  u.  an  Leistungen  reicht  keine  A\rbeiterver8irhernng 
irgend  eines  anderen  Landes  u.  namentlich  kein  „freies"  Kassenwesen 
entfernt  an  das  deutsche  heran.  Die  Beitrftge  der  Arbeitgeber  sind 
natürlich  eine  Belastung  dieser,  aber  eben  Joch  nur  der  notwendige 
Beitrag  zur  Decknnjr  der  vollen  Arbeitskosten  (o.  S.  416). 

D.  Weitere  Massre^^elu  der  staatlichon  Arh('iterp(ditik  liegen 
1.  auf  dem  G<'hieto  der  Soz i a  1  Ii y j: i e n e ,  dt^s  öftentlichen  Gesund- 
heits-  (Sanitatb-  u.  Medizinal-)  Wesens  insofern  mit  vor,  als  es  sich 
hier  zwar  nm  Interessen  der  ganzen  Bevölkerung,  aber  dabei  doch 
tatsSdiUch  in  besonderem  Masse  mit  um  die  Interessen  der  grossen 
blasse  des  Volks,  der  arbeitenden  Klassen  handelt.  Auch  die 
Bau-  u.  Wohnngsjiol  izei,  zur  Wahrnclimung  hygienischer  u. 
Sicherheitsintel  essen,  gehört  mit  dahin.  2.  Die  ökonomische 
Seile  der  Wohnungsfrage,  die  Herstellung  n.  Beraitstellang  nicht 
zu  teurer  Wohnungen  befriedigten  der  örtlicher  Lage,  Grosse  n. 
Jjescliaffenheit  speziell  für  Arbeiter,  ist  bisher  meist  nur  Cf^eiren- 
siand  der  Selbst-  u.  Genossenschattsliilfe  (Baugonossenschatten). 
a/  Doch  beginnt  wenigstens  fiir  die  Arbeiter  der  Staats-  (u.  Gemeinde-) 
Betriebe  (Domftnen,  Forsten,  Bergwerke,  Eisenbahnen  usw.)  im  Bau 
von  Arbeiterwobnungen  u.  in  der  Untersttiteang  von  Bangenossen- 
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sebaflen  u.  selbst  von  Euuelnen  asum  Bau  die  Staatshilfe  mdir 

neben  die  reine  Selbsthilfe  zu  treten  (deutsche  Länder,  Preussen). 
b)  Durch  Gi'wiihrUD^  von  Kreditliirte  ;:e&clnelit  das  auch  für 
andere  Arbeitei  kreise  wohl  einmal,  u.  vermittelst  Zuwendung  von 
Bau^eldern  au»  dem  Vermögen  der  Arbeitcrversicherungsanätalten, 
bezeichnenderweise  bisweilen  unter  Protest  der  privaten  Interessenten, 
der  privaten  Besitzer  von  Baustellen  u.  Häusern,  die  sich  darch 
solclic  Hilfe  indirekt  f^^eschädi";'!  «glauben.  Auch  hier  ringt  der 
boziale  mit  dem  iiulividiialistischen  Gedanken,  c)  Dagegen  ist  die 
Höhe  des  Mietpreiseb,  wie  aller,  so  auch  der  Arbeiterwolnmngen, 
bisher  noeh  fast  durehaos  sur  Regelung  dem  „freien  Verkehr** 
überlassen,  ein  noli  me  tiingere  für  Staat  XL  Gemeinde,  obwohl  hier 
vielfacli  schlimme  Uei)elstände  bcsttdien  u.  die  für  kleine  elende 
Wohnungen  ölters  relativ  besonders  liolien  Mietpreise  eine  ausser- 
ordentliche Belastung  des  Arbeiter-  u.  des  Budgets  der  unteren  u. 
der  unteren  u.  mittleren  Mittelklassen  bilden.  Soweit  diese  Höhe 
der  Mietpreise  Folge  der  Bodenspekulation  u.  der  durch  sie  Ixv 
wirktcti  (Irundstückverteuening  ist,  erscheint  eine  erfolgreiche 
Bekauiptuug  dieser  öpekulation  u.  überhaupt  der  Kampf  gegen  die 
städtische,  gegen  die  Qrtudrente  des  Wohnungsbodens,  auch  durch 
geeignete  Besteuemngsmassregeln,  auch  im  hohen  Interesse  der 
Arbeiterklasse  gelegen,  um  die  Wettmachunj'  von  Geldlohn- 
BteT^erungen  durch  Mietsteigening  (Frese)  u.  so  da??  Nicdrigbleiben 
oder  immer  wieder  Niedrigwerden  des  eö'ektiven  iiohnes  zu  hemmen. 
Wiedemm  eine  passende  Staatsbilfe,  welche  die  Arbeiter  weder 
einzeln  noch  organisiert  u.  genossenschaftlich  vorgehend  durch 
Selbst-  u.  Vereinshilfe  trenügend  ersetzen  können. 

Eine  kleine  Ausnahme  von.  der  staatlichen  Passivität  gegenüber 
dw  Hohe  der  Mietpreise  der  Wohnungen  bilden  indessen  neuere  Vor- 
gäni^e:  bedinffungsweise  Steuerbefreiungen  oder  Steuorerleichtorungen, 
speziell  bei  \\  obnp  bäudf  .stetior  n.  auch  wohl  Kreditunterstützungen  für 
den  l^au  von  Arbeiterwoiniungra  zu  gewähren,  wenn  neben  diesem 
Zweck  gewisse  Mietpreise  oder  für  die  Verzinsung  des  Baukapitals  eine 
mässige  \'*T/iii?;nnp"  nicht  i'llji'r.srln-iHen  worden,  eventuell  nnter  Be- 
schränkung dieser  Begünstigungen  aul  Genossenschaften,  gemeinnützige 
Bauge8ell8(diaften  nicnt-spekulativen  Charakters  (bes.  OsterreiclL,  auch 
preuss.,  französ.  Gesetzgel)ung  u.  a.  m.). 

E.  Kine  Staatshilfe  «irösster  u,  segensreichster  Art 
gerade  auch  tür  die  unteren  u.  speziell  die  arbeitenden  Klassen  liegt 
aber,  was  doch  auch  hier  wieder  besonders  betont  werden  soll, 
1.  in  der  allgemeinen  Staats-  n.  Kommunaltfttigkeit,  in  den 
grossen  Einrichtungen  des  Rechtsschutzes  u.  der  all- 
gemeinen Kulturfördcrn n 'j-  d<'S  Staats  iiberh;innt  ii.  zumal  des 
moderaen  Kulturst-aat.s.  a)  Diu  Sicherung  des  Kr  w  er b sieben s 
durch  den  vom  Staate  in  seinen  grossen  Präventiv-  u,  Kepressiv- 
anstalten,  auch  mittelst  der  Organisation  des  Wehrwesens,  gewährten 
Kechtsschutz  (S.  107  ff.)  kommt  sicherlich  der  ganzen  Bevölkerung, 
den  besitzenden  Klassen,  den  kapitalist.  Unteniehmern,  den  Grund- 
besitzern, aber,  was  docii  nur  hUnder  Fanatismus  verkennen  kann 
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mehr  als  allen  audcren  Klasseu  den  Arbeitern  zu  gute,  b)  Das 
Kitmliche  gilt  von  der  Sicherung  des  Bezugs  von  Produkten 
aus  u.  des  Absatzes  nach  dem  Auslände,  zumal  in  der  Aera 
des  Industriestaats,  von  der  HerstcHmig  der  Verkelirs- 
ei  nricli  tungc  n  dafür.  c)  Dazu  kommt  schon  länger  das 
öffentliche  U nterrichts wesen,  ^eziell  die  Volksschule,  mit 
ihrem  Einfluss  auf  die  Hebung  der  Bildung  u.  damit  auch  wieder 
der  Erwerbsfthigkeit,  sowie  audi  —  der  Organisationsföhigkeit  der 
Arbeiterklasse. 

2.  Der  moderne  Staat  hat  schon  durcli  Aulnahme  dieses 
Gebiets  in  seine  TÄtigkeitssphäre  sich  bewusst  zum  Pfleger  u.  zum 
Fördearw  der  Arbeiterinteressen  entwickelt.  Er  tut  es  aber  auch 
immer  weiter  durch  Ausdehnunj^  der  Staats-  u.  Kommunal- 
tätiglcf'it  nuf  Spezialgebiete  des  Interesses  dor  arbeitenden 
u.  unteren  Klassen  überhaupt  n.  wird  so  zum  wahren  Sozial- 
st aat  nach  den  Zielen  moderner  Sozialpolitik. 

Durch  das  Alles  erfolgen  direkt  n.  indirekt  Einwirkungen 
a  u  ch  auf  d  i  e  A  i  h  c  i  t  s  1  ("  h ne,  auf  deren  Stei _  e m ng  durch  grössere 
Sicherung  des  l]r\\  erl»sl»'bens  u.  des  Produkteiibezugs  u.  -Absatzes 
u.  auf  deren  stärkere  Verwendbarkeit  für  die  persönlichen  wirtschaft- 
ßchaftlichen  Bedürfnisse,  weil  Manches  davon  den  unteren  Klassen 
unentgeltlich  (z.  B.  Volksschule)  oder  wohlfeil  (z.  B.  hygienischer 
Schutz,  Krankenpflege,  Verkehrsleistungen)  geliefert  wird.  Diese 
Staatshilfe  läuft  also  in  der  Tat  direkt  n.  indirekt  mit  auf  Lohn- 
steigerungen hinaus  (S.  407,  Schluss  von  §  04). 

F.  Soziale  Finanz-  u.  Steuerpolitik.  Die  unter  E  ge- 
nannten dffentHchen  Einrichtungen  u.  Tätigkeiten  machen  ireilich 
«irrosse  Kosten,  weiche  die  Bevölkerung  in  irgend  einer  Weise  auf- 
bringen muss.  1.  rtorade  die  ungeheueren  Anspraben  des 
„Militarismus"  gellen  vielfach  als  besondere  Belastung  der  unteren, 
der  arbeitenden  Klasseu,  welche  ausserdem  im  Wehrdienst  auch 
noch  die  Hauptlast  dieser  Einrichtung  trügen,  a)  Aber  in  dem, 
was  an  Sicherheitsgarantie  auch  für  das  Erwerbsleben  dieser 
„Militarismus''  wie  ;xesagt  leistet,  wird,  auch  ökonomiacli  be- 
trachtet, ein  gerade  wesentlich  den  unteren  Klassen  mit  zu  gute 
kommender  Wert  geschaften.  b)j  Femer  ist  es  eine  ausserordentliche 
Vebertreibung,  nur  die  Ausgaben  für  die  Wehrkraft  zu  beachten 
u*  es  so  darzustellen,  als  ob  unsere  modernen  Staaten  datiir  so  viel 
u.  so  stark  wachsende  Summen  verwendeten,  daps  für  ,,Knltur- 
zwecke"  i.  e.  S.  nicht  viel  übrig  bliebe,  c)  Aber  trotz  der 
grossen  Steigerung  der  Ausgaben  für  die  Wehrkraft,  auch  in 
Friedenszeitenf  sind  diejenigen  Dir  andere,  für  Kulturaufgaben, 
u.  darunter  in  erheblichem  Maasse  für  solche,  welche  speziell  für 
Bedürfnisse  der  unteren  Klassen  übernommen  sind,  stark  u.  relativ 
stärker,  als  die  Militärausgaben,  aber  auch  zu  sehr  bedeutendem 
absoluten  Betrage  emporgestiegen.  Vor  100  Jahren  haben  sie 
im  Staate  vielfach  ganz  gefehlt  oder  sind  hier  u.  in  den  Gemeinden  un- 
bedeutend gewesen.   Das  Meiste  ging  für  Heer  u.  Höfe  darauf. 
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Die  Verwendang  der  öffentlichen  Gelder  erfolgt  somit  jetast  immer 
mehr  in  einer  die  wirtschaftlichen  u.  KaltnrintereBson  auch  der 

arbeitinulen  Klass(*n  förderndi'ii  Weise:  eine  Art  der  „Staatshilfe", 
weltb"  7A\i  Hebung  dieser  Klassen  mächtig  beigetragen  hat.  Die 
Fiiiimzpuiitik  auf  dem  Aus«;abegebiet  ist  also  immer  „arbeiter- 
freandncher",  günstiger  für  die  unteren  Klassen  geworden. 

2.  Von  der  Finanzpolitik  auf  der  Einnahm eseite  wird 
allerdings  gerade  das  G^enteil  behauptet:  die  steigenden  grossen 

Ausgaben  seien  grösstenteils  n.  würden  auch  jetzt  noch,  sogar  in 
stärkerem  Masse  als  früher,  durch  Steuern  gedeckt,  welche 
ganz  allein  oder  weit  überwiegend  u.  gerade  im  Verhältnis  zur 
Leistungsföhigkeit  der  Besteuerten  in  weit  stftrkerer  Proportion  auf 
den  unteren  arbeitenden  Klassen  IjCgen,  als  auf  den  Besitzenden, 
den  Wohlhabenden:  durch  „indirekte  Steuern'',  in  Form  innerer 
Verbrauclissteuern  u.  Einfuhrzöllen  auf  Massenkonsumptibilien,  so^ar 
auf  die  notwendigsten  Nahrungsmittel,  wie  vollends  wieder  in  den 
neuen  hohen  AgrarzÖllen.  Auch  die  zur  Ausgabedeckung  mit  be* 
nutzten  Schulden  wurden  vornehmlich  durch  solche  Steuern  verzinst 
u.  eventuell  getilgt.  Dadurch  werde  die  ökonomische  Lage  der 
unteren  Klassen  daher  sehr  versclilechtort,  die  endgiltig:e  Verteilung 
des  Volkseinkommens  (u.  -Vermöge.ns)  für  sie  noch  ungünstiger, 
als  sie  schon  aus  dem  Verteilungsprozess  der  privatwirtscnaftlichen 
Organisation  ohnehin  hervorgehe. 

Pio  nähere  Behandlung  dieser  Problenie  i(e}ir»rt  in  die  Finanz- 
wisseuschaftL  Ich  beziehe  mich  hier  gerade  für  die  „soziale" 
Pinanz-  u.  Steuerpolitik  auf  mein  bezügliches  Werk  B.  I.  u.  IL  u.  auf 
die  oben  S.  17  gen,  Aufsätze.  Es  muss  an  dieser  Stelle  an  einigen  An- 
deutungen genügen. 

a)  Die  Tatsache  einer  al>sohit  starken  Entwicklung  der  ge- 
nannten indirekten  Steuern  ist  im  allgemeinen  zuzugeben,  b)  Kelativ 
starker  als  andere  Qffontlicbe  Einnabmearten,  auch  als  andere,  direkte 
u.  Verkehrssteuern  —  welch  letztere  in  diesen  Fragen  nicht  den 
Verliranclissteuern,  sondern  mehr  den  sn^^en.  direkten  Stenern 
gleicliz-ustellen  sind  —  haben  sich  die  indirekten  Steuern  indessen 
keiueswegs  überall  entwickelt,  mehrfach  umgekehrt,  bes.  in  der 
Kommunalbesteuerung  maneher  Lftnder  (England,  Deutsebland) 
haben  das  gerade  die  direkten  Steuern  besonders  getan.«  c)  Durch 
Aus^\ald  d*'r  Objekte,  Konzentration  der  Ik^^tcne in ng  auf  auch  für 
die  unteren  Klassen  entbehrlichere  Artikel  u.  auf  solche,  deren 
Konsumeinschrünkung  erwünscht  ist  (Branntwein.  Tabak),  durch 
Ennfissigung  von  Steuersätzen,  durch  Verbesserung  der  Veranlagungs- 
methoden  u.  Ermässigung  der  Krhebungskosten  sind  manclie  vom 
Standpunkte  der  Konsumenten  u.  speziell  der  den  unteren  Klassen 
ani;ehörigen  erhobene  Bedenken  zwar  nicht  fortii^efullen.  aber  erlieb- 
lich verringert  worden.  Wenn  Agrar-,  üetreide-,  i  ieischzölle  Aus- 
nahmen bilden,  so  eben  durch  mierwiegende  volkswirtschaftliche 
Gegengründe  gerechtfertigte,  d)  Auch  die  Belastung  der  Konsumenten 
mit  diesen  indirekten  Steuern  ist  nicht  ohne  Weiteres  im  vollen 
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Hasse  zuzugeben,  weil  die  TJeborwilzung  auf  den  Firns  ein  ver- 
wickelter  Prozess  ist  ii.  vielfach  nicht  ToUständig  erfolgt,    e)  Die 

wohlhabenderen  Klassen  tragen  Itel  ilircni  nieist  grösseren  Konsum 
u,  bei  Belastung  ihres  Spezialkonäuuib  u.  höheren  8teueiöHtzeu  da- 
für an  der  Steuerlast  mit.  f)  Bedenken  gerade  vom  sozialpolitischen 
Besteuernngsstandpunkte  ans  verbleiben  gleichwohl  gegen  die  in- 
direkten Steuern,  g)  Aber  zur  Deckung  überhaupt  u.  auch  zur 
relativ  zweckmässigsten  Art  der  Deckung  eines  einmal  vorhandenen 
grossen  Finanzbedari»  haben  sich  diese  Steuern  bisher  überall  uu- 
entbehrlidi  erwiesen  u.  werden  durch  die  Notwendigkeit  dieses 
Bedarfis,  der  ihm  Grunde  liegenden  öffentlichen  Euirichtungen 
u.  die  Notwendigkeit  der  Bedarfsdeckung  auch  prinzipiell 
gerechtfertigt,  h)  Ihr  Uebermass  lässt  sich  beschränken  durch 
richtige  u.  mögliche  Entwicklung  anderer  öffentlicher  Eianahmen 
n.  ihre  Bedenxen  lassen  sich  weiter  vennindem,  ihre  Ueber- 
lastnngen  nach  unten  zu  anschleichen  durch  angemessene  u. 
in  entsprechender  Weise  mögliche  JSiuhchtang  der  direkten  (inkl. 
Verkehre-)  Steuern. 

3.  Gerade  in  dieser  Hinsicht  iiat  die  neuere  Fiuanztlieorie  u. 
mdirfachf  zumal  in  Deutschland,  auch  die  Flnanspraxis  eine 
„soziale**  Kichtung  eingeschlagen,  welche  von  grosser  Bedeutung 
gegenüber  dvn  Bedenken  der  indirekten  Besteuerung  ist  u.  für  den 
ganzen  l^ozess  der  Verteilung  des  ^Volkseinkommens  den  unteren, 
den  arbeitfeuden  Klassen  speziell,  weuu  aucii  auf  sie  sich  nicht  be- 
schränkende, günstige  Wirkungen  hat.  Die  betreffende  „finansielle 
Einnahmepolitik^'  in  ihrer  Verbindung  mit  den  öffentlichen 
Einrichtungen  u.  Täti^'keiten.  weltlie  gerade  auch  den  untersten 
Klassen  zu  gute  kommen,  wird  so  in  der  Tat  ein  wichtiges  Glied 
unter  den  als  „Staatshilfe"  fiir  diese  Klassen  zu  charaktcrisiemiden 
Hassregeln. 

a)  Einmal  ist  die  neuere  prinzipielle  u.  praktische  Festhaltung 
n.  Ansilehnung  öffcntliclieTi  Grund-  n.  Kapitalbesitzes  u. 
ötfentliclier  Betriebe  ein  wirksames  üilfsmittel,  Deckungsfonds 
för  öffentliche  Ausgaben  zu  beschaffen,  ohne  auf  Besteuerung  über- 
haupt zurückgreifen  zu  müssen.  Staat,  Gemeinde  usw.  beziehen 
dadurch  Anteile  an  der  nationalen  Grund-  u.  Kapitalrente,  am 
Protir,  an  den  Knnjnnkturengewinncn  usw..  entziehen  diese  Ein- 
künfte den  Privaten,  verwenden  sie  für  öffentliche  Zwecke  u.  wenden 
diese  Bezüge  so  in  der  Form  öffentlicher  IMenstleistungen  dem 
Volke,  dessen  Kepräsentanten  diese  öffentlichen  Körper  sind,  zu. 

Darin  lie^4,  neben  dem  v'  rkehr.spolitischen,  dem  konsumixilitischen 
u.  a.  der  Vorteil  der  Eis; enbahnverstaatlicliung  (Preussenlj,  der 
Entfaltung  u.  Ausdehnnn«^  des  staatlichen  Kommunal-,  Porst-,  Bergbaii- 
besitzcs  u.  ]5<'tri<'1>s,  dvv  Koiiununalbetiiebc :  die  srtzial  bedeutsame 
Folge  der  Verstaatlichungen  von,  was  nicht  zu  übersehen  ist,  wichtigsten 
Einwirkmigen  auf  eine  günstigere,  d.  Ii.  mehr  den  unteren  u,  J^Uttel- 
klassen  zu  gute  kommenden  Gestaltung  der  Verteilung  von  Volks-, 
einkommen  u.  -Vermiigen.  mehr  zu  Unp-nnsten  der  höheren  Besitzklasseu, 
welche  so  grösstenteik  solche  Betiiebe  besitzen  u.  die  Renten  usw. 
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daraus  beziehen  wQrden.  (In  PreoBBen  vftren  die  direkten  Steuern  ohne 
die  Uoberscliüsse  des  Staatsbesitzes  u.  der  Staatsbetriebe  zu  verzwei- 

bis  dreifachen). 

h)  Teils  mit  Kücksicht  aut  die  indirekten  Steuern,  teils  aus 
öteuertechnischen  Gründen,  teils  nach  speziell  sozialen  Gesichte- 
punkten  hat  man  die  direkten  Steuern  so  amgestaltet  tu  kann  darin 

noch  weiter  gehen,  dass  die  „kleinen  Leute"  davon  befreit  oder  nur 
massig  «iiTtrofllen,  die  wohlhal)en(leren  ihrer  progressiv  steigenden 
Licistungstähii^keit  {^a'inass  luilu-r  heiastet  werrleii. 

«)  Im  Eiautz  der  unvoUkoiiiuienou  Ertrag^-  durch  die  besseren  Per- 
sonal-, Einkommen-,  Vermt^^ssteuem,  in  der  steuertechnisclu  n  Ver- 
vollkommmmg  dieser  Stenern,  in  der  Freilassung  kleiner  Einkommen 

H.  Veruiögen,  im  progressiven  Steueriuss  (wenn  auch  nur  bis  zu  einer 
geringen  Höhe  von  Einkommen  u.  Vermögen  steigenden,  den  eigentlichen 
Gr  osslx  sltz  u.  das  G  rosseinkomnien  noch  nicht  gebührend  belastenden 
solchen  Fuss),  in  der  Verbindung  von  Vermögens-  u.  Krbscliaftsptenern, 
auch  gewissen  Verkehrssteuern  (liesitzvvechselabgabeu^  mit  der  Ein- 
kommensteuer, wodurch  das  Henteneinkommen  stärker  als  das  Arbeits^ 
einkommen  belastf t  wird,  in  der  liestcuerung  von  Gewinnen  ans  Kon- 
junkturen, Spekulationen  erfolgt  eine  wahrhaS, -soziale"  Steuerpolitik. 
Sie  fahrt  u.  Kann  bei  konsequenter  weiterer  Ausbildung  der  Besteuerung 
in  dir  scr  Richtung  zu  (  iner  weitgehenden  Ausgleichung  der  etwaiut  ii 
Ueberlastungen  der  unteren  Klassen  durch  die  indirekten  Steuern  führen. 
ß)  Und.  indem  mit  den  Erträgen  der  indirekten  Steuern  wie  mit  den  Ueber- 
schüssen  der  t  ntlichen  Betriebe  ein  grosser  u.  wachsender  Teil  der 
öffentlichen  Ausgaben  »jpdeckt  wird.  ISsst  sich  so  erreichen,  dass  eben 
die  bezüglichen  öfientlichen  Einrichtungen  den  unteren  Klassen  ganz 
oder  grösstenteils  unentgeltlich  zur  VeHQgung  gestellt  werden.  /)  Das  ist 
aber,  bei  prin/ipieller  Auffassung  der  Dinge  u.  der  ökonomischen 
Zusammenhänge,  nichts  Anderes  als  eine  MitreguHt  i  ung  des 
privatwirtschaftlichen  Verteilungsprozesses  durch  Staats- 
^ingriff.  Jede  wirkliche  Progression  des  Stcuerhisses — nicht  schon 
diejenige  bei  den  direkten  Stoufrn.  welche  nur  die  umgekehrte  Pro- 
gression in  den  Belastungen  durch  indirekte  Steuern  ausgleicht  —  und 
jede  Höherbelastung  des  Renten-  als  des  Arbeitseinkommens  verschiebt 
überliaiipt  die  Relationen  zwischen  den  einzelnen  Privateinkununen  nnter 
einander,  sie  ist  insofern  eine  staatliche  Einmischung  in  dem  V  erteilungs- 
prozess.  Das  hat  die  bisher  zwar  selten  auch  nur  in  der  Theorie  er- 
kannte, meistens  hi<  i  )i.  vollends  in  der  Praxis  gar  nicht  gewollte,  aber 
—  tatsächlich  eititictoiulr  Fnln-o,  dass  so  auf  diese  Vei'teiliuif^  in  einer 
den  unteren  Klassen  günstigen,  den  oberen  nachteiligen  Kichtung  ein- 
gewirkt wird.  Ob  es  sich  prinzipiell  begrOnden  u.  rechtfertigen  lasse, 
m  dieser  Riclitunj^^  ikm  Ii  w  eiter  zu  gehen,  als  in  der  bisln  rigen,  hier 
seliT  vorsichtig,  ja  ängstlich  operierenden  Steuerpolitik  selbst  unserer  auf 
diesem  Gebiete  fortschrittÜcusten  Staaten,  soll  zum  Schluss  noch 
erörtert  werden  (u,  u.  J.). 

G.  Bedingungen,  von  welchen  der  dauernde  Erfolg 
arbeiterfreundlicher  Politik   n.    der   .\rbcjteroriranisatinn  alihängt. 

I.  Nicht  zu  übersehen  ist  ireilicii  wieder,  dass  der  Krtbl^  alb-r 
positiven  Sozialpolitik  zu  Gunsten  der  Arbeiter,  auch  der  zuletzt 
oati^el^ten  sozialen  Finanz-  u.  SteuenioUtik,  auch  wenn  er  zunächst 
erreicht  wird,  ebenso  wie  der  unmittelbare  Erfolg  der  Organisations- 
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bestrebnngen  der  Arbeiter  im  Kampf  um  den  Klaaaenanteil  in  seiner 
Dauer  an  die  öfters  liervorgehoLeui'n  Bcdin^unf^en  g(>l<niiprt  igt. 

a)  Namontlioli  liän^jt  er  in  dieser  Hinsicht  n  ivi  sciuciii  Um- 
fang wieder  von  der  Bevölkerungsbewegung  ab.  Diese  muss 
den  dargelegten  Voianflsetsningea  entsprechen,  neb  daher  in  den 
Grenzen  halten,  welche  die  mögliche  Steigerung  der  nationalen 
Arl)eits[)ro(luktivität  u.  des  Klassenanteils,  der  Lohnqnote  am 
Protluktions-Reinertrage,  einmal  ziehen. 

u)  Das  ist  u.  a.  bes.  auch  zu  beachten  nicht  nur  für  den  dauernden  Erfolg 
der  gewerkschaftlichen  Arbeiterorganisation,  sondern  auch  für 
die  Durclifiilul)arkeit  des  Arbeiterschntzes  u.  für  die  dem  Arbeiter 
segensreichen  Wirkungen  der  Arbeiterv  ersicherung,  nämlich  sdclie 
welche  ohne  Rückschläge  auf  die  sonstige  Lohnhöhe  vor  sich  gehen, 
,i)  Gefahren  sind  hier,  auch  für  den  dauerii(h;'n  Erfolg  der  deutschen 
Arbeiterversicherun^,  nicht  zu  verkennen,  bei  unserer  starken  uatOi'Uchen 
Volksvermehmng,  der  grossen  inneren  Zuwanderung  aus  dem  Osten 
nach  dem  Westen,  aus  den  agrarischen  in  die  Industrie-  u.  Moutan- 
gebiete,  aus  der  polnischen  Bevölkerung  in  die  rein  deutschen  Gegenden 
u.  bei  der  noch  hinzukommenden  fremden  (ital.,  slav.;  Zu-  u.  Ein- 
wanderung, welche  jetzt  die  Auswanderung  zu  übertreffen  scheint. 

b)  Praktisch  kann  aucli  der  dauernde  Krfolg  der  Arbeiter- 

Organisation  wie  der  Sozial-  u.  Finanzpolitik  durch  Auswanderung 
von  kapitalist.  Unternehmern  u.  von  Kapital  allein  in  Länder 
höheren  Proäta,  niedrigerer  Löhne,  wohlfeilerer  Preise  gestört 
werden,  so  zumal,  wenn  er  noch  durch  fremde  Schutzzölle,  welche 
die  Produktenausfuhr  in  das  betreftendc  Ausland  hemmen  (Industrie- 
übersiedlung aus  diesem  Grunde)  u.  durch  schärfere  u.  hölierc 
Besteuerung  von  üriternehniunu'.  Profit,  Kapitalfi;e\vinn,  Einkoinnion, 
Vermögen  lockender  wird.  (Häutige  Drohungen  ,,reicher  Leute", 
welche  diese  indessen  von  Staat  zn  Staat  nicht  so  leicht  ausfahren 
ktfnnen,  als  innerhalb  eines  Staats  bei  verschiedener  Höhe  der 
Koinmnnalstenern  zwischen  vei-schiedenen  Gemeinden  u.  auch  allen- 
falls innerhalb  eines  eine  einheitliche  Volkswirtschaft  bildenden 
Bundesstaats,  wie  im  Deutschen  Keich,  in  der  Schweiz).  Hiergegen 
gibt  es  indessen  schon  staatliche  AbwehrmitteL  Zu  bertteksicntigen 
sind  solche  Möglichkeiten  Seitens  der  Arbeiteroi^anisationen  u.  der 
Sozial-,  aucli  Finanz-  n.  Steuerpolitik  immer,  ernstlich  zu  fürchten 
möchten  sie  nur  ausnahmsweise  sein.  Eine  >:e\visse  Warnung,  den 
Bo^en,  vollends  auf  einmal,  nicht  zu  stark  anzuspannen,  bei  Lohu- 
steigerungen  u.  sonstiger  Hebung  der  Arbeiterklasse,  ist  aber  doeh 
am  Platze. 

c)  Gerade  im  „Industrie-  u.  Exportstaat  '.  '!ev  im  starken 
u.  wachsenden  Masse,  wohl  oder  übel,  auf  wohlfeilen  Bezug  von 
Rohstoffen,  auch  gewöhnlichen  Nahrungsmitteln  aus  der  Fremde  u. 
Ferne  u.  auf  lohnenden  Absatz  dahin  einmal  angewiesen  ist,  wird 
praktisch  noch  mehr  auf  die  Konkurrenzfähigkeit  der 
heimischen  Produktion,  nach  l.r\'jo  der  Dinge  namentlicli  der 
industriellen,  gegen  die  fremde  Kucksicht  zu  nehmen  sein.  Diese 
Konkurrenzföhigkeit  leidet  unter  Lohnsteigerungen  u.  sonstigen 
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Zuwenduugeu  für  die  arbeitenden  Klassen  (wie  im  Arbeiter- 
versicherungBwesen  u.  mittelst  Verwendung  öffentlidier  Mittel  flir 
Einrichtungen  zu  Gunsten  der  Arbeiter  in  der  oben  dargelegten 

Weise)  allerdinjr??  nicht  untrr  all^n  TTtn^tandcn.  wie  es  aas  den  Unter- 
nchmerkrc'isoii  u.  seitens  ihrer  Presse  i;eni  sciir  ullgemein  behauptet 
wird.  Nauilich  solange  nicht,  als  die  erhöhten  (direkten  u.  indirekten) 
ArbeitskoBten  Auf  die  Profite  genommen  werden  müssen  u.  sich  das 
dnrehsetsen  lisst,  weil  dem  Unternehmer  u.  dem  Kapital  kein 
andrer  Ausweg  bleibt  (o.  S.  451  ff.).  Aber  ob  die  Sache  eben  im 
konkreten  Fall  so  liep-t,  kann  die  Frage  sein.  Ist  diese  zu  verneinen, 
vermag  durch  technischen  u.  arbeitsorganisatorischen  Fortschritt 
keine  oder  keine  ausreichende  anderweite  Redaktion  der  Kosten, 
hier  also  namentlich  auch  der  natürlichen  Kosten,  su  erfolgen,  so 
müssen  die  Iniheren  ArLeitskosten  nnf  die  Preise  geschlagen  werden. 
Dann  eben  droltt  die  Konkurrenztahigkeit  auf  dem  nicht  dureli 
Zölle  etwa  gesciiut^scen  einheimischen  u.  auf  dem  fremden,  dem 
Weltmarkte,  zu  leiden.  Umsomehr,  wenn  hier  im  Absatzgebiet  die 
li^infuhr  auch  mit  Schutzzöllen  bekämpft  wird  u.  es  nicht  in  der  tiniher 
dargelegten  Weise  genügend  gelingt,  durch  internationnle  Aibciter- 
organisati<ju  u.  durch  Hindrängen  auf  den  inländischen  glciclicn 
Arbeiterschutz  u.  Versicherungswesen  im  Ausland  die  Arbeits- 
bedingungen zwischen  In-  u.  Ausland  gleichzustellen. 

d)  Mit  dem  allen  wird  Wert  u.  Nutzen  der  Arbeiterorganisation 
u.  des  staatlichen  Eingi'eifens  /u  Gunsten  der  Arbeiter  nicht 
„widerlegt",  wie  in  Unternehmer-  u.  Kapitalistenkreisen  wohl 
behauptet  u.  von  ihrer  Presse  zu  „beweisen"  gesucht  wird.  Wohl 
aber  ist  danach  der  Schlnss  gerechtfertigt,  dass  Gewerkvereins^ 
theoretiker  u.  -Praktiker,  Philantropen  u.  bürgerliche  Sozialreformer, 
Sozialisten  u.  Arbeiter  solche  Momente  in  ihren  Bestrebungen  u. 
für  den  Zeitpnnkr  u.  das  Mass  ihres  Vorgehens  niclit  vergessen 
dürfen.  Das  Bessere,  aber  Extremere  kann  auch  hier  in  der  l'raxis 
leicht  ein  Feind  des  Massvollen,  aber  Quten  werden. 

H.  Eine  Vergleichung  von  Selbst-  u,  Genossenschafts- 
hilfe mit  Staatshilfe  ergint  an  Liclit-  n.Scliattenseiten  (8.0.473 
bei  L)  etwa  Folgendes.  1.  Die  erste  kann  sich  den  konkreten  Ver- 
hältnissen u.  Bedürfnissen  mehr  als  die  /weite,  welche  schematisch 
verfahren  muss,  anpassen.  Was  in  dieser  Hinsicht  namentlich  von 
den  Aufgaben  im  Gebiet  der  Arbeiterversichernng  gilt,  zeigt 
sich  ähnlich  auch  auf  anderen.  2.  Alle  Staatshilfe  läuft  mehr 
oder  weniger  auf  eine  l-! 'viyne  Ikn-ormundung  derer,  welchen  sie 
zu  Teil  wird,  hinaus,  iiennnt  daiier  die  Entwicklung  möglicher  u. 
wünschenswerter  Selbettfitigkeit,  Selbständigkeit,  der  eigenen  Initiative 
im  Denken,  Streben,  Tun,  Unterlassen,  während  die  Selbsthilfe 
hier  auf  die  Entwicklung  gerade  die'-cr  Eigenschaften  der  Einzelnen 
u.  der  Klasse,  zu  der  sie  gcliüren.  ■^itnsLig  einwirkt.  Sic  ist  insofern, 
am  menschliciien  Ideal  gemessen,  das  Höhere.  3.  Sie  entwickelt 
sich  aber  unvermeidlich  langsamer,  gerade  weil  sie  mehr  u.  höhere 
psychische,  moralische,  Chaiaktereigensehaften  voraussetzt,  hat  mehr 


Digitized  by  Google 


^  490 

Sehwiengkeiten  su  ttberwioden,  oline  das  im  gloicfaen  Masse  wie 
die  mächtigere  Staatshilfe  zu  vemögen.  4.  Sie  arbeitet  auch  mehr 
j^l»nrn(liscli,  ungleichmäsöigcr,  m'o  d'w  Staatshilfe,  einmal  ein  Ziel  sich 
setzend,  kräftig  ii.  rasch  vorgeht,  ;illes  ^l«ichmä8«ig  unifasst  ii.  ihre 
Tätigkeit  aystemaiisclier  entfaltet,  5.  Freilich  wird  die  8tajitsiiÜfe  iu 
ihren  Zielsetasungen^  u.  ihren  Massregela  sur  Erreichung^  der  Ziele 
von  fremdartigen,  nicht  rein  saehlidien  Gesichtspunkten,  politisch<;ii, 
sozialen  Klassenansehatmn2:en  hecinfluBst,  nl»or  sie  kann  docli  zum 
leitenden  Hicht«tern  da«  wahre  dauernde  Gemein  wo  hl,  aller- 
dings nach  dessen  Auffassung  in  den  die  Gesetzgebung  u.  Ver- 
waltung bestinunenden  Kreisen,  nehmen,  während  me  delBathilfö  in 
der  Form  der  wirklichen  Einzeltätigkcit  vom  Eiozelinteresse,  in  der 
Form  der  Genossenschaft,  des  Vereins  vom  Klassenintertisse  zunächst 
u«  daher  leicht  zu  einseitig  bestimmt  wird.  6.  Belege  für  diese 
Licht«  u.  Schattenseiten  sind  leicht  aus  Zeiten,  l^ändern  u. 
Tfitigkeitsgebieten,  wo  die  eine  oder  die  andere  Art  der  Hilfe  allein 
oder  vornehmlich  ausgeübt  wird,  zu  finden.  In  den  oben  be- 
sprochenen Gebieten,  hos.  im  Arbeiterversicherungswesen,  in  so 
mancherlei  Vei'schiedenheiten  des  Vorgehens  zwischen  germanischen 
u.  romanischen,  zwischen  angelsächsischen  u.  kontinentalen  Völkern, 
zwischen  der  neuen  u.  alten  Welt  tiitt  Vieles  von  den  Vorzü;4en  u. 
Nachteilen  der  iK  idevi  Systeme  deutlich  hervor.  7.  Daher  eben  die 
Berecliti;:;ung  der  Forderung^,  dass  beide  Systeme  zur  Anwendung 
gelungen,  jedes,  wo  es  am  zweckmässigsteu  ist  u.  die  passendste 
Entwicklung  iiofien  lässt  K.  Wo  zu  einseitig  ein  System  vorherrscht, 
wie  aut  dem  Kontinent,  auch  bei  uns,  die  Staatshilfe,  wird  gerade 
auch  mehr  nnfdie  Entwieklunp;  der  Selbstliilfo,  wo,  wie  in  England, 
Nordamerika,  die  Staatsliilte  zu  seiu-  zunii  ktritt,  wird  mehr  auf  die 
Entwicklung  der  Staatshilte  hinzuzielen  sein. 

1.  Zur  Frage  allgemeiner  Verteiinngspolitik.  1.  Alles 
Preis  ,  Lohn-,  Zinstaxwesen  stellt  zugleich  Massregeln  der 
Staats-,  der  Obrigkeitseinmisohnng-  in  die  Vorgänge  der  Verteilung 
des  arbeitsteilig  gewonnenen  Volkseinkommens  (u.  weiter  des  Volks- 
vennögens)  dar,  wenigstens  dem  letzten  Ziel  nach,  wenn  dies  auch 
nicht  immer  erreicht  wird  u.  ein  solches  Ziel  dem  Gesetzgeher  u. 
den  Beteiligten  in  diesen  Bestimmungen  auch  nicht  zum  Bewusst- 
sein  kommt.  2,  Aneh  alles  öffentliclie,  bes.  staatliche,  finanzielle 
Gebühren-  u.  Steuerwesen  übt  nacli  dem  Dargelegten  wenigstens 
tatsSchlich  eine  Einwirkuu;^  auf  den  Verteilungsprozess  aus,  wenn 
das  auch  ebenfalls  selten  klar  erkannt  u.  erstrebt  worden  ist. 

3.  Die  tieferen  Grundlagen  der  Verteilungsvorgänge  liegen  mit 
in  den  Besitzverhältnissen,  bes.  des  Grund-  u.  Kapital besitzes, 
in  denjenigen  bezüglichen  Verhältnissen,  welche  nicht  nur  selbst  erst 
das  Ergebnis  der  Verteilung  u.  der  weiteren  Folge  dieses  Ergebnisses 
(11 '  u  Kapitalhildung,  Neuerwerb  von  Grundbesitz)  sind,  sondern 
welelie  von  vornlierein  tlios(»s  Ergei)nis  selbst  mit  be- 
einflussen. Daher  ist  hier  nauientlicli  u.  seit  Alters  die 
historische   Grundbesitzverteilung,    bes.    des  ländlichen 
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(einschliesslich  t'orstliclien )  liodons  von  Kinfluss.  b)  Ferner  die 
Gestaltung  des  Erbrechts  u.  der  Erbbitten,  wiederum  namentlich 
filr  Grninclt>esitz,  alber  s.  T.  auch  mit  für  den  KapHalbesits  a. 
BOOBtiges  Veriiiriojen,  bes.  das  Pflichtteirsrecht,  das  Anerben- 
recht  in  bäuerluli  Tti  T^fsit«  mit  Voraus  (Bevni^npr'iTijr)  für  den 
Anerben,  vollends  der  ausschliessliche  Ut'b('r^:;an^^  des  Krbi  s.  speziell 
wieder  den  Grundbesitzes,  an  einen  einzi;;en  unter  ^mst  nach 
Verwandtschaft  sich  gleichstehenden  Erben  auch  schon  im  gesetz- 
lichen Erbrecht,  das  Fideikommissrecht  n.  verwandte  Kechts- 
bildun^pn. 

ff)  Gleiches  i^rbrecht  unter  den  Erben  desselben  üangs,  hohe 
Pflichteile,  entsprechende  Erbsitten  der  gleichmässigen  Behandlung  der 

Erben  gleichen  Kangs  wirken  dor  Vermögenskonzentration  entgegen  u. 
dadnrrn  auch  wieder  auf  dio  Ergebnisse  des  volkswirtschaftlichen  Ver- 
teilungspruzesse.s,  auf  gleich uiiissigere  Vortoilung,  daher  bes.  dvv  ge- 
samten Grund-  u.  Kapitalrente  u.  z.  T.  des  Profits,  ein.  Gerade  auch 
um  dios  mit  zu  lunvirkon,  wird  eine  bestimmte  Gestaltung  des  Erb- 
rechts wohl  vorgenommen  (franzüs,  liecht,  „demokrat.  ßicJitunc"^. 
ß)  Umgekehrt  wi»t  ein  Erbrecht  mit  niedrigen  Pfliehtteilen,  Fidei- 
komissrecht,  Majorat  u.  Minorat,  eine  Erhsitte  mit  starken  Bevorzugungen 
eines  einzelnen  Erben  auf  Vermögenskonzentration  u.  dadureh  auf  tin- 
gleichmässigere  Verteilung  der  Grund- u.  Kapitalrente  u.  /..  T.  des  Profits 
ein  (engliscnos  Gnuidbesitzrecht,  deutsche  Majorate,  Unteilbarkeit  der 
Bauerngüter  bei  Vererbung),  y)  Die  Entwickhmg  u.  Ausgestaltung 
des  Erbrechts  ist  seschichtuch  erfolgt  u.  erfoljgt  noch  jetzt  zwar  regel- 
mässig nicht  nach  solchen  allgemeinen  Gesichtspunkten,  nach  Rflck- 
Sit  Ilten  darauf,  wie  dies  Recht  auf  die  volkswirtschafthche  Verteilung  ein- 
wirkt. Speziell  ngrarpolitische  Moment»^  (Erhaltung  leistungsfähiger 
Bauernhöfe,  eines  tüchtigen  sclbstüudigt  n  Bauernstands)  haben  Erbrecht 
u  I  i  Sitten  für  bäuerlichen  Grundbesitz,  politische  Momente,  bestimmte 
soziale  Klassenanschaunncren  haben  beides  ffir  den  grösseren  (adligen) 
Grundbesitz  hier  beeintiusst.  Ebenso  beim  Erbrecht  mit  gleichen  Erbteilen, 
hohen  Pflichtteilen.  J)  Aber  die  Rflcksicht  auf  die  Weiterwirknng  der 
bestimmten  Ge.staltune  von  Erbrecht  u.  PJrl».silten  auf  die  Gestaltung  des 
volkswirtschaftlichen  Verteilungsprozesses  von  Einkommen  u.  Vermögen 
sollte  immerhin  vom  Gesetzgeber  bei  allen  solchen  Massregeln  nicht 
ausser  Acht  gelassen  werden.  So  gegenwärtig  bes.  in  der  Frage  des 
Fideikommissrechts,  der  Bedinjjtinijen  fdr  l>ildunf]f  neuer  Fidei- 
koinuiisse,  der  Bedingungen  dabei,  in  Behandlung  der  vom  Fideikommiss 
ausgeschlossenen  anderen  Erben  gleichen  Rangs  (Kinder),  der  Ausdehnung 
mit  auf  Kapital  (..Kapitalvermögen").  Auch  für  die  «:rnssen  moderm-n 
Privatvermögen,  wie  sie  aus  dem  neueren  Erwerbsleben  hervoi  Miellen, 
ist  die  Frage  des  Erbrechts,  des  Pflichtteilsrechts  von  Wichtigkeit.  Es 
lässt  sicli  durch  entsprechende  Normen  dieses  Hechts  wenigstens  der 
bleibenden  Konzentration  übermässig  ^  Vermtigen  generationen« 
lang  in  einer  Hand  (Familie)  entgegenwirken. 

c)  Beschränkungen  des  Grnndbesitzerwerbs,  z.  T.  des 
Vennögenserwerbs  überhaupt  (auch  durch  testamentarische  Be- 
stimmungen, Erlieiiisefzungen,  T.e;:ate)  für  die  todtc  Hand, 
mindestens  Vorschriften,  dam  solclier  Erwerb  der  Genehmigung 
seitens  des  Staats  bedarf,  sind  ebenfalls  anvieren  ßücksichten  ent- 
sprungen. Auf  den  Verteilungsprossess  wirken  anch  sie  ein  n.  diese 
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IStnrirkung  verlang  wiederum  ihre  BerficksSchtIgung  im  allgememen 
volkswirtschaftlichen  ii.  sozialen  Interesse.  Heute  aber  nicht  mehr 
nur  beim  Erwerb  der  Kirche,  sondern  aucli  bei  dem  der  Erwerbs- 
gesellschaften,  wie  narrt«sntlich  der  Aktiengesellschaften.  Be- 
schränkungen nur  im  (Ti  undfaesitaerwerb  reichen  indessen  bei  der 
gewaltigen  Entwicklung  des  MobiKairamöi^ens,  dee  Kreditwesens 
'  nieht  mehr  ans,  weil  z.  B.  in  den  Formen  de»  (jffentliehen  Wert* 
papiorR  (Tnliahfrp;!])!!*!-!)  grnpse  Vonnöfi'Rn  bequenr  angelegt  n. 
leichter  der  Kontrolle  entzogen  werden  können. 

d)  Die  iieuero  }^  odcnpolitik,  auch  bei  Wohnnngs- 
(städtischemj  Boden,  welche  der  Beibehaltung  u.  dem  Neuerwerb 
yon  Boden  seitens  öffent]i<^er  Körper  (Staat,  Gemeinde)  wieder 

fiinstiger  ist,  die  Entwicklung  von  Rechtsinstituten  wie  das  Erb- 
aurecht, die  Ausbilflinif;  von  ErV»]tac'ht  für  öffentlielieii  Körpern 
gehörenden  Grundbesitz  in  einer  modeinen  M-irtscliaitlichen  Ver- 
hältnissen angepassten  Form  haben  gleiclilaiis  tür  den  volkswirt- 
schaftlichen Verteilmigsprozess  Bedeutimg,  weil  sie  den  Bezug  der 
Ghrundrente,  der  Konjunklurengewinne,  wieder  mehr  den  Prl\att'n 
ontzielu'ii  u.  der  Gemeinscliaft  zufuliren.  Eine  Wirkung,  welclie  in 
der  Bodenpolitik  auch  mit  ]\echt  innner  nielir  mit  ßewns'^t^fiu  er- 
strebt wird.  Aehnliches  gilt  von  der  ganzen  Vcrstaaliichungs- 
politik. 

e)  Das  vielfach  sic  h  zeigende  Bestreben,  die  im  modernen 
Erwerbsleben,  dmcli  Grossindnstrielle,  Kauflenf<',  Bankier, 
Spekulanten  usw.  erworbenen  Einkommen  im  Grundbesitz  teil- 
weise anzulegen,  um  so  das  Ve-i'mögen  besser  zusichern,  —  eine 
alte  Entwicklung,  bes.  in  romanischen  Lfindern  (Italien)  — ,  audi,  aus 
äusseren  gesellschaftlichen  Gründen  u.  um  Yergnügensawecke  willen 
(Jagd,  Park,  Landhäuser),  der  Auskauf  von  P';meni  dazu,  die 
Bildung  vcn  ländlichen  Latifundien,  tlie  Vergrusseiung  der  Gross- 
güter durch  angekauftes  Bauerland,  —  ein  „Bauernlegen"  in 
modernen  VerkeCrsformen,  gegen  das  es  keinen  „Bauernscbutz" 
mein-  wie  den  der  früheren  Zeit  (18.  Jahrh.)  gibt!  — ,  der  spekulative 
Ankauf  von  Lianstellen  n.  Vtald  bebauungsfähigem  Land  in  der  Um- 
gegend von  Städten,  weiche  bedeutende  Entwicklung  versprecheu, 
u.  die  Zurückhaltung  dieses  Lands  von  der  Bebauung  u.  vom  Ver- 
kauf, bis  der  Ghrundstückpreis  hoch  genug  gestiegen  erscheint,  — 
alle  diese  Vorgänge  sind  für  das  gesamte  Wirtschafts-  u.  soziale 
Leben  von  so  einsehneidender  Bedeutung,  dass  ihnen  gegenüber  der 
Gesetzgeber  kaum  mehr  lange  in  seiner  bisherigen  Passivität  wird 
verharren  können.  Anch  vom  Gesichtspunkt  des  volkswirtschaftlichen 
u.  sozialen  Yerteilungsinreresses  speziell  aus  wird  aber  wieder  der 
Frage  einer  staatlichen  Intervention  näher  zu  treten  sein,  weil 
auch  dies  Interesse  unter  diesen  Vorgängen  stark  leidet.  Man 
dari  el>en  solche  Zusammenhänge  nicht  mehr  übersehen. 

Aehnliches  gilt  für  die  Frage  der  Pideikommisse  für  i^rarischen 
(auch  forstlichen)  Boden  mindi  stens  hinsichtlirli  der  zn  grossen  Ans- 
dehnuug  des  so  gebundenen  Besitzes  gcgend weise  (nach  Provinzen, 
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Bezirken,  Kreisen,  z.  B.  in  Preussen).  Wie  man  anch  sonst  zu  dieser 
Frage  stehe,  mehr  als  eine  nicht  zn  hohe  Maximalquote  ländlichen 
Bodens  sollte,  z.  B.  kreisweise,  nicht  in  fidcikomissarische  Bindung 
übergehen  dürfen  (S.  Seriug  zu  diesen  u.  ähnlichen  Fragen). 

4.  Die  ganze  G-estaltung  des  Produktionsbetriebs 
(Grossbetrieb!),  der  Unternehmungsformen  (Erwerbsgesell- 
schaftcn,  Gt  nnssen^clmften),  des  bezüglichen  Reclits  ist  auch  von 
grösster  liedeuhni-j  tiir  die  (iestaltung  des  Verteilungsprozessos,  tur 
die  Enuöglichuui^  der  Konzentration  von  Profit-,  Zins-,  Keuteu- 
bezügen  in  wenigen  Htfnden,  für  die  Bildung  sehr  grosser  Privat- 
einkonunen  u.  daher  in  der  Folge  sehr  grosser  rrivatvermögen, 
die  dann  als  neue  Gnindlago  von  Profit,  Zint;,  Keiitp  f'irmlich 
flutüinatTRch  progressiv  das  Einkommen  u.  das  Vermögen  iiirer  He- 
sitzer  im  Laufe  der  Zeit  erhöhen.  Eben  deshalb  muss  die  Aus- 
bildung der  bezüglichen  Gesetzgebung,  u.  a.  bes.  über  Aktien» 
gesellschaften,  (Jesellschaften  mit  beschränkter  Haftung,  Genossen- 
schaften, Börse  u.  Börsciig^eschäfte  nicht  nur  nach  Gesiclitspunkten 
«.  Interessen  der  Produktion,  auch  der  ganzen  nationalen 
Produktion,  erfolgen,  sondern  zugleich  mit  nach  Gesichtspunkten 
11.  Interessen  der  Verteilung  der  Produktionserträge. 

a)  Spekulatioiis-,  Brn-scnarw  iinu'  liolim  Betr;ii4S  sind  keine  „reine 
Privatsaujie",  nicht  nm*  nach  der  Art,  wie  sie,  nach,  den  Kückwirkuu^en 
auf  d^e  Personen,  auf  deren  Kosten  sie  unmittelbar  gewonnen  werden, 
sondern  auch,  weil  ihre  Höhe  wi  eder  zu  solcher  Höhe  der  Privat  - 
einkoinmfn  ii,  Vr»rmögen  Kinzelner  führt,  welche  mti  dem  gesell- 
scliaftlirheii  Gesamtinteresse  in  Widerspruch  steht.  Gleichesgilt  von  solchen 
G'  winneu  iiii  Einzelne  ans  der  ^litgliedschaft  von  Kartellen,  Trusts. 
Gleiches  docli  aur-li  von  Tanti*  iin  n  lur  Direktoren  u.  Aufsichtsräte,  von 
Gehalten  für  erstere  bei  Aktiengesellsciiafteu  u.  dgl.,  ia  auch  bei 
finrossen,  rein  privaten  Elnzeluntemehmunpen,  welche  aem  einzelnen 
Bezieher  ein  st-ln*  grns.^es  Eiiikonini<  n  zurnhi  ru  Auch  die  Spezialfrage 
der  Cumulation  von  Aufsichti-atsstellen  u.  Xantiemenbezügen  daraus  in 
£iner  Person  ist  mit  vom  Gesichtspunkt  der  volkswirtschaftlichen  Ein- 
kommenverteilung zu  beurteilen,  b)  Das  sind  alles  Fragen,  die  kaum 
erst  im  Gedankeiiki  i  iso  der  Theoretiker  auftauchen,  in  den  Gesichts- 
kreis der  Logislati\  kaum  noch  getreten  sind,  c)  Aber  es  sind  solche, 
welche  wie<fer  notwendig  aus  uer  modernen  Wirtschaftsentwicklung 
hervorgehen  u.  eine  piinzijilcllc  SteUungnalime  der  Gesetzgebung  f:l)iT 
kurz  oder  lang  niclit  werden  vermeiden  lassen,  d)  Einstweilen  herrscht 
hier  freilich  noch  ganz  das  „laissez  faire**.  Aufgabe  der  sozial- 
ökonomischen Theorie  ist  es,  wenigstens  darauf  hinzuweisen,  dass 
hier  eben  neue  Probleme  vorliegen  e)  Unsere  nruist»'  dfMitsclie 
Sonderbesteuer uii^  der  Aufsiciitsratstantiemeu  ist  iumicrhin 
bereits  ein  charakteristischer  Schritt  auf  dem  Wege  zur  praktischen 
legislativen  ßesc}iäftii.ning  mit  solchen  Problemen,  wenn  auch  als 
Singularität  zu  bemängeln  u.  ohne  dass  die  Gesetzgeber  des  tieferen 
Zusammenhangs  solcher  Massregeln  mit  den  Problemen  u.  Aufgaben  der 
Politik  auf  drin  Vi'rft'iluiigsgt'liiote  sich  klar  bewusst  g>  \vürd<  n.  Das 
führt  uns  zu  dem  letzten  wichtigen  Punkte  in  diesen  Erörterungen 
hinüber. 

5.  Auf  die  Grundlagen  des  Verteilungsprozesscs  wird  somit 
doch  mannigfach  staatlich,  gesetzgeberisch  eingewirkt,  wenn  auch 
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regelmässig  nicht  in  der  bewussten  Absicht,  kaum  mit  dem  Bewusst^ 
Bein  überlutupt,  dass  das  auf  die  Ergebnisse  dieses  Prosesses  von 
EinflasB  mit  aäxi  kann  u.  mehr  oder  weniger  ist,  was  dann  aller- 

dings,  wfnn  es  erkannt  wird,  nicht  «j^eschent  wird.  Dagegen 
die  Ert^ebnisse  dieses  Prozesses  im  ührij^^en  bisher  anch  in  den 
fortgeschrittenen  Kulturstaaten  keiner  weiteren  Regelung  unterzogen 
woiden,  mit  der  einzigen  Ausnahme  in  der  Armenpflege  oei 
fehlendem  oder  ganz  unzureichendem  Frivateinkoinmcn,  auch  hier 
aher  meist  mit  v.  (Mtcrt  Ti  Bej;chrSnkungen,  wie  Ert'nr'lf  rnis  des  Nach- 
weises der  Krwerbsuniähigkeit.  a)  Hei  dem  iu  Theorie  u.  vollends 
in  Praxis  meist  festgehaltenen  Grundsatze  der  Proportional- 
bestenernn^  —  d.  h.  einer  Besteuerung,  welche  in  allen  regel- 
mäasig  kominniertcn  Arten  u.  Formen  der  einzelnen  Steuern  doch 
im  f^fxv.y.o})  die privatoii  Einzeleinkommen  verschiedener  Ilöhe  mit 
derseUjen  Quote  Gesamtsteuer  zu  belegen  sucht  u.  meist  auch 
noch,  wcni^tens  bis  vor  kurzem,  die  Einkommen  verschiedener 
Art,  bes.  Renten-  wie  Arbeitseinkommen  ebenfalls  —  erfolgt  auch 
keine  Veränderung  derjenigen  Proportionen  der  Einkommen 
(u.  Vermö«ren),  welche  sich  aus  dem  Vertcilungsprozess  in  der 
privatwirtschaftl.  Organisation  bei  freiem  Verkehr  ergeben  hat- 
a)  Selbst  der  Uebergang  zu  grundsätzlicher  (quotativcr)  Höher- 
besteoerung  des  Renten-  u.  Besitzeinkomroens  ist  nur  ein  erster 
kleiner  Schritt  auf  einem  solchen  Wege.  Er  wird  auch  so  vor- 
sichti*^,  so  znfj-linft  l»('tri'teii,  z.  B.  in  der  Verlnndunpr  von  Ertrairs- 
steuern  mit  l'ersüualeiukommeuisteuern  für  dieselben  Personen 
u.  in  der  neuerdings  wieder  sich  entwickelnden  Verbindung  von 
(sehr  niedriger)  Vermögenssteuer  (etwa  auch  noch  ohne 
Progrefflion  wie  in  PreusF;on)  mit  der  allgemeinen  Einkommen- 
ftfMier,  d.iss  darin  selbst  )»r:\k  tisch  noch  kntim  ein  regulativer 
Eingriff*  in  die  Einkommeuverteiluntf  gesehen  werden  kann. 
Ein  solcher  wird  auch  prinzipiell  nicht  beabsichtigt,  sondern 
meist  abgelehnt, 

Auch  von  der  Erbschaftsbesteuerung,  selbst  derjenigen  neuesten 
(  l)os.  britischen),  welche,  ausser  der  Progression  dos  Steuorfusses  nnch 
der  Entfernung  der  Verwandschaft  des  Erben  vom  Beerbten,  auch  nach 
der  Höhe  des  Nachlasses,  bezw.  der  ßrbportion  einen  so^en.  progressiven 
Steuerfuss  hat,  gilt  bisher  hinsichtlich  ihrer  prinzipiellen  Auffassung, 
Behandlung  u.  Kechtfertigung  wesentlich  Dasselbe  wie  von  der  Vermögens- 
steuer. 

ßj  Auel)  die  schon  in  älteren  6teuerorduungen  vorkommende, 
neuerdings  ail^^emeiner  u.  etwas  schärfer  durchgefiihrte  Progression 
des  Steuerfnsses  einzelner  Steuern,  bes.  der  aligemeinen 
Einkommensteuer  (neuere  u.  neueste  deutsche  Einkommen« 
bpsteueninjr)  ist  in  ihren  praktisrbpü  Wirkungen  noch  nicht  ein- 
mal eine  so  weit  gehende  Massregei  als  die  Höherbesteuerung  des 
Besitzeinkommens.  Sie  wird  ebenfalls  gewöhnlich  noch  in  der 
Theorie,  vollends  in  der  Praxis  prinzipiell  nicht  als  Massregel 
der  Politik  der  Kinkommenregulierung,  sondern,  wie  die  Höher- 
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bestcncniijj^  den  Bcsitzemk<>uuneiisj,  nur  als  eine  Forderung;  der 
Besteuerung  nach  dem  Grundsatz  der  Leistangsfäliigkeit 
angesehen  u.  durchgefubri^  sonst  etwa  nur  als  Au  stiele  hui  il^s - 
inassregel  gegenüber  den  z.  T.  umgekehrt  progressiv  wirkenaen 

Verbmuchssteuern . 

Es  zeigt  siili  dieser  bisher  fast  allein  bestolitnide  Charakter  der 
äteuerprogressiou  auch  dariu,  dass  aa)  diese  i'roj^ression  nicht  über 
eine  durcnweg  niässige  Höhe  (4—6  pCt.)  steigt  u.  steigen  soll  (von 
et waifj^en  Zuschlägen.  z.B.  für  nrmiMiulelH'stiMiC'i'ini^r  iir-lici)  Staatssteuer, 
abgesehen);  dass  bb)  diese  sogen.  Steuerprogression  üV»eil\aupt 
eigintlich  nicht  eine  ProgiTSsion  (ios  Steuerfusses  für  die  hüheren, 
sondern  eine  Dogression  für  die  niedrigeren  Einkommen  sein,  nicht  die 
höheren  Einkommen  mehr,  sondern  die  Kleineren  weniger  (die  kleinsten 
eventuell  gar  nicht)  belastet  werden  sollen,  cc)  Der  höchste  Steuer- 
fass  ist  dann  der  Normalsatz,  der  wegen  geringerer  Leistungs- 
fäli'.i  gkeit  des  kleineren  Einkoinmrns  u  eventuell  wegen  dessen  anaer- 
weiter  schon  höherer  oder  genügender Belastunir  erst  liei  finenj  Einkommen 
tjewisser  Höhe  voll  eintreten,  alsdann  aber  für  allcii  dieses  Einkommeu 
beliebiger  weiterer  Höhe  darflber  hinaus  gleich m äs sig  sein  soll.  Die 
niedrigeren  Sätze  für  kli  ineres  Einkommen  sind  Abweichungen  von 
diesem  Xormaisatz,  um  die  Bezieher  dieses  Einkommens  zu  entlasten, 
dd)  Bei  eigentlicher  Progression  erscheint  gerade  der  niedrigste 
Steuerfuss  als  Normal  satz,  der  Für  liöheres  Einkommen  grund- 
sUt/lich  pro^iessiv  stei<jen  soll,  um  die  Bezieher  dieses  Ein- 
küiuuiens  relativ  höher  zu  belasten,  daher  ohne  (oder  aus  praktischen 
Orfinden  nnr  mit  einer  sehr  fern  liegenden,  d.  h.  erst  bei  tatsächlich 
kaum  noch  vorkommender  Einkommenhöhe  eintretenden)  Grenze  ffir 
die  Progression. 

b)  Demnach  besteht  et)  In  unseren  Staaten  liir  ein  beliebiges 
Wachstum  von  Kiukomnien  u.  t'olgeweise  von  Vermögen  eines 
Privaten  (einer  Familie  i.  e.S.)  in  die  Höhe  keinerlei  Orense. 
fl}  Aueh  för  das  Zusammenhalten  solchen,  selbst  denkbar  grössten 
Vermögens  durcli  dieses  ormöglielieiide  oder  begünstigende  Anlage 
ist  kaum  noch  irj.^eud  eine  rechtliche  «Schranke  vorhanden, 
da  der  Erwerb  von  Grund-,  Hauscigentum  seit  der  Zugäuglichkeit 
»Met  Art  Grundbesitzes  (auch  des  ehemals  etwa  dem  Adel  Tor- 
behaltenen),  seit  dem  Wegfall  aller  Massregeln  wie  denen  des  ehe- 
niciligen  Bauernschutzes,  einem  .Jeden  (mindestens  Inländer)  durch 
freien  Vertrair*'  in  beliebiger  Art,  Lage,  Menge  freisteht. 
y)  Schrank cu  des  G e wer be rechts,  wie  früher  in  der  Zunft- 
verfasBungf  flir  die  Ausdehnung  des  Betriebs,  fOr  die  Vereinigung 
ökonomisch- technisch  vei-schiedenartiger  Betriebe,  damit  doch  auch 
für  die  Ausdehnung  der  Erwerbsmöglichkeit,  bestehen  eltcnfjills 
nicht,  auch  nicht  iür  die  Vereinigung  verschiedenartiger  Einkommen 
u.  Verniügcn. 

Möglicherweise  könnte  ein  ganzer  Industriezweig  in  einem 
Ort,  ja  m  einer  ganzen  Volkswirtschaft  u.  selbst  darfiber  hmaus,  auch 
der  ganze  private  Onrndbesitz  einer  Gegend  (wovon  wir  bei  Fnr  *- 
boden  nicht  immer  mehr  weit  entfernt  sind)  u.  selbst  in  grösseren 
Gebieten,  der  ganze  Hausbesitz  einer  Stadt,  damit  der  ganze 
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Profit-  u.  Gnindrentenbezu^  daraus  in  Einer  Besitzerliand 
konsentriert  werdon 

(T)  Durch  die  Entwicklung  de»  Kredits,  dos  Kre<litpapiers, 
des  Aktienweäcns  ist  eine  schrankenlose külussale  Einkommen- 
11.  Vermögenskonzentration  noch  in  hohem  Masse  erleiditert. 
f)  Auch  in  der  Gcnerationenfolgc  wird  das  Zusammen  halten 
von  Vei-rnög'en  durch  testamcntansche  Bestimmnng'on,  hei  niedno^on 
Pflichtteilen,  möglicli  gemacht,  selbst  wenn  das  Tntestater))r('cht 
andere  Bestimmungen  cuthält.  Fideikonimis.soinrichtungcn 
n.  dergl.'  ermöglichen  dieses  Zusammenbalten  in  noeh  stärkerem 
Grade.  ^  So  eben  fuhrt  die  Entwicklung  der  modernen 
Volkswirtschaft  zur  Neubildung  n.  Stärkung  einer  G  Id- 
ar! stokratie,  welche  einen  .steigenden  Anteil  des  stark 
wachsenden  Nationaleinkoiiimens  u.  Vermögens  besitzt,  wie  oben 


Plutokratie  von  Millionären  u.  Milliardfiren  (nordamerikanischen 

„Billionäreir')  7A\  worden,  0-)  Diese  Entwicklung  fiihrt  wit  der  " 
Uli)  zur  Förderung  des  extremsten  Luxus,  der  auf  alle  Kreise 
ansteckend  einwirkt  (».  W.  Bode,  Üeher  den  Luxus,  1904) j 
bb)  weiter  auch  zur  Beherrschung  von  Produktion,  Volks- 
wirtschaft, sozialem  u.  politischem  Leben  durch  diese  neue 
Plutokratie  (Nordamerika,  England,  beginnend  Deutschland),  zur 
Verlegung  des  Schwerpunkts  der  Tjcitung  der  Volkswirtschaft  in 
„die  Bureaux  der  byndikate  u.  in  die  Komptore  der  Banken",  wovor 
man  selbst  in  dem  Lande  der  gewaltigsten  Entwicklung  dieser  Art, 
in  den  Vereinigten  Staaten,  Grauen  ii.  Angst  zu  empfinden  beginnt, 
aber  eine  Entwicklung,  vor  der  man  machtlos  dasteht  (£o ose velt). 

c)  Dem  Allen  gegenii^ier  wird  man  Immer  wieder  a)  auf  Ver- 
staatlichungspol itik,  ß)  auf  eim;  Tolitik  der  Einschränkung 
der  gewerbsmässigen  Ausbeutungsmöglichkeiten  der  moderneu 
technischen  u.  ökonomischen  Errungenschaften  durch  FHvatpersonen 
fiEür  ihre  wirtschaftlichen  Interessen  zurttckkommen  müssen  (Börsen- 
regdung  n.  dgl.). 

Aber  es  wird  aucli  y)  soweit  trotzdem  u.  vollends  solange 
mau  nicht  systematisch  u.  mit  grösserem  Erfolge  in  dieser 
Weise  vorgeht,  auch  den  Ergebnissen  der  Einkommen*  n.  Ver- 
mögensverteilung gegenttber,  wie  sie  für  die  reicheren  Klassen  ein- 
mal aus  diesen  modernen  lOniwicklungen  hervorgehen,  eine 
schärfere  Besteuerungspolitik  anzuwenden  Pein,  Dies  speziell 
aut  dem  Gebiete  solcher  Steuern,  welche  diesem  übermässigen  An« 
wachsen  von  Einkommen  n.  Vermögen  in  Einer  Hand  wenigstens 
etwas  Einhalt  tun  können.  Dies  kann  erfolgreich  namentlich  nur 
mittelst  direkter  u.  verwandter  Stenern,  besondere  mittelst 
allgemeiner  Einkommen-  u.  Vermögenssteuern,  Erbscliaftssfenem  u. 
zur  Ergänzung  davon  mittelst  gewisser  Steuern  auf  Konjuukturen- 
n.  Spekulationsgewinne,  BesitKwechsdabgaben,  Börsensteuem, 
Grundrentenstonern  geschehen  u.  zwar  unter  grundsätzlicher  An- 
wendung eines  stärker  progressiven  Öteuerfusses  fUr  Gross- 
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cinkoinmen;  Grossvennögcn,  Grossgewinn,  dalun*  nanicntlicli  bei 
Einkommen-  und  Vennögensstcuern,  in  Vcrbindtni«^  mit  riditif^or 
allgemeiner  Hölierbesteuerung  des  ^  Besitzeinkommens. 
Diese  Progression  nmss  aber  dazu  eine  wahre,  nicht  eine  blosse 
DegrcsBion  sein,  also  niebt  mit  ein^  festen  StenMsatee,  isumal 
nicht  alsbald  schon  wieder  bei  einem  nach  denVdrhltltnissen  schon  nicht 
mehr  besonders  Lohen  Einkommen  (wie  in  Preussen  mit  100  ODO  M.) 
n.  Vennögen  enden,  wodurch  gerade  die  höchsten  Einkommen  u, 
Vermögen  wieder  nur  besonders  begünstigt  werden. 

d)  Damit  wird  eine  solehe  Sten^olitik  ein  notwendiger 
integrierender  Bestandteil  einer  jsielbownssten,  sozialen 
Verteilungspolitik  im  Rahmen  der  privatwirtschaftlichen 
Org^anisation,  eine  Politik,  welche  aus  den  Verhultnisson  des 
modernen  Erwerbslebens  hervorgeiit  u.  dadurch  ihre  prinzipielle 
Berechtigung  findet. 

e)  Zu  ihrer  Be^rtindting  kann  auch^darauf  hingewiesen 
wcrflon.  cc)  dam  solche  grossen  Privaterwerbe  doch  nicht  blos  Er- 
gebnisse wirklich  individueller  Leistungen,  sondern  gesamter 
ökonomisch  ♦  technisch  er  Entwicklungen  u.  nicht  zum 
wenigsten  der  Ausnntsung  öffentlicher  Einrichtungen  sind, 
ohne  die  jene  individuellen  Leistungen  gar  nicht  solche  Erfolge 
erzielen  könnlcn;  ferner  ß)  dnss  auch,  selbst  soweit  die  individuello 
Leistung  hier  fih'  den  Erfolg  mitwirkt,  docli  es  sich  dabei  um  viel- 
leicht wertvolle  u.  auch  allgemein  volkswirtschaftlich  nützliclie 
Fähigkeiten  handelt,  welche  ab«r  dodi  nur  im  gesellschaftlichen 
Zusammenhang  zur  Geltung  gebracht  wenden  künnen,  wie  anr 
Ausnutzung  dei-  Konjunkturen,  zur  richtifrcn  Verwertung  aller 
technischen  Fortscliritte,  zur  passenden  Gestaltung  der  Betriebs- 
organisation,  zur  ■  Leitung  grosser  Kapitalien  u.  Betriebe ; 
endlich  y)  das»  diese  indiindnellen  Leistungen,  so  sehr  man  sie 
schätzen  mag,  doch  liir  das  soziale  Leben  n.  die  menschliche,  die 
nationale  Kultur  nicht  die  höchsten,  geschweige  die  einzi^^f-n 
u.  nicht  so  wertvoll  sind,  dass  sie  nur  in  so  überhohem  Ein- 
kommen ihren  ausreichenden  Entgelt  linden.  Wie  leer  auszugehen 
oder  dürftig  bezahlt  su  werden  pflegen  die  genialen  Forseber  n. 
Erfinder,  „Gelehrte  u.  Praktiker,  welche  solchen  „Kapitänen  der 
Industrie"  erst  die  Bahn  eröfthen,  wie  knaj)j)  besoldet  die  grossen 
Staatsmänner  u.  Heerführer,  welche  f{ir  den  Erfolg  jener  „Kapitäne" 
erst  die  unentbehrlichen  jiolitischen  Voraussetzungen  herstellen,  wie 
vollends  knapp  gestellt  pflegen  erst  die  geistigen  Arbeiter  zu  sdn, 
welche  durch  ihre  Arbeit  erst  die  das  Leben  «auch  reicher  Volker 
wahrhaft  lebenswerl  machenden  Kulturgüter  schaffen. 

f^  Prinzipiell  wird  gegen  eine  solche  Besteuerungspolitik 
eingewandt,  a)  sie  stehe  im  Widerspruch  mit  den  Fundamental- 
grundsätzen „Freiheit  n.  Eigentum".  Aber  sie  führt  nur  richtige 
Beschränkungen  des  Inlialls  ii.  der  Tragweite  dieser  Grundsätze 
ein,  wie  sie  ans  sozialer  Aufbssung  sich  auf  den  vei-schiedensten 
Gebieten  als  notwendig  erweisen,    (t)  Auch  der  Einwand  der 
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Willkür  in  den  ATisfiibrungsbestiininuiigtiU  solcher  VoHtik  geht  zu 
weit.  bLoukrete  Zahlen bcstimmungeii  sind  keine  Pnn^f&ipientrageni 
aber  die  Richtung  der  Zahlen  IXest  sich  aneh  pHnzipiell  be- 
stimmen, so  tür  den  pro^essiven  Steuerfuss  (wie  auf  ganz  andereni 
Gebiet,  im  StrafVccht,  die  Höbe  der  Strafen)  u.  die  Willkür  eines 
ProgressivsteueriuHses  in  einer  solchen  aus  \  erteilungspülitischen 
Gesichtspunkten  befolgten  Besteuerungsuolitik  ist  nicht  grösser  wie 
in  aller  Beetenemngs-  u.  Oebühienpolink.  Nicht  eine  Zerstörung, 
sondern  ein  besserer  Scbnts  gegen  sonst  nicht  unberechtigte  Angriffe 
wider  die  privatwirtsrlinf'Tlicne  Org^anisation  der  Volkswirtschaft  u. 
wider  deren  rechtliches  Fundament,  das  Privateigentum  an  sach- 
lichen Produktionsmitteln,  wäre  die  Fol^e  solcher  Politik,  y)  Ein 
weiterer  prinzipieller  und  praktischer  Gmnd  gegen  solche  PoEtik 
Ist  die  behauptete  Gefahr  des  Wegs,  welcher  hiermit  hesehritten 
werde,  dass  aa  kein  Innehalten,  keine  richtige  Grenze  sei  n  eine 
radikale  Gesetzgebung  alles  umstürzen  könne.  Mit  de)n^elbüIl 
Grunde  üclit  man  aber  schon  jede  Einkommensteuer  (Frankreich), 
jede  Vemiögenasteaer,  Erbschaftsstener  (Deutschland)  an,  kann  aber 
so  auch  überhaupt  gegen  jede  direkte  Steuer  sich  wenden,  denn  jede 
Hetet  die  mögliche  Gefahr,  .,bis  auf  100  pCt."  gesteigert  werden  zu 
können  u.  ao  zur  Konfiskation  zu  führen.  Ohne  Voraugsetzung 
vernünftigen  Masshaltens  sind  solche  Fragen  nicht  zu  be- 
handeln. Jener  Grund  beweist  also  zu  viel  n.  damit  gar  nichts. 

Bfan  fürchtet  immer  die  Steigenuig  der  Progression  bis  zu  einer 

Höhe,  wo  die  Aufzehrung  eines  weiteren  Zuwachses  von  Einkommen 
u.  Vei'mOgen  durch  die  Steuer  eintreten  würde.  Bei  einer  massvollen 
Progression  ist  dies  nur  b^  einem  sehr  hohen  Betri^  des  Einkommens 
u.  Vermögens  zn  erwarten.  Auch  liier  lässt  es  sidi  durch  eine  ent- 
sprechenoe  Konstruktion  der  Progi'essi(ui  vermeiden,  würde  aber  bei 
cmem  wirklich  sehr  hohen  Einkommen  u.  Vermögen  kein  durclischlagendes 
praktisches  Hedenken  sein,  da  zu  wenig  Fülle,  wenn  Überhaupt  einer, 
davon  Ix  troflfcn  wfirden  u.  kein  prinzipielles  Bedenken,  weil  eine  solche 
schliesslich  absolute  Greuzsetzuug  für  Einkommen  u.  W^mögen  eines 
PriTUten  sich  rechtfertigen  Uesse.  Aber  wenn  man  auch  Bedenken 
hiergegen  nicht  fallci)  lässt,  so  kann  ja  eventuell  schliesslit  h,  aber 
eben  erst  bei  wirklich  sehr  hohem  hinkommen  u.  Vermögen,  wie  es 
nicht  oder  hat  nicht  vorkommt,  nicht  schon  wie  bei  uns  bei  ein^ 
relativ  80  niedrigen  Ziffer  wie  100000  M.  ein  fester  Steuerfuss  eintreten. 

())  Der  hanptsdehliche  praktische  Einwand  ist  die  Gefahr, 

durch  solche  Steuerpolitik  die  ,, Kelchen  aus  dem  Lande  zu  treiben'", 
eine  Gefalir,  welche  bei  iieutigen  Lebens-  11.  Verkehrsveriu'iltni.sseu 
innerhalb  der  zivilisierten  Welt  u.  bei^  dem  internationalen  Ka^ital- 
u.  Kreditverkelir  speziell  eine  grosse  sei.  Letssteres  ist  in  gewissem 
Umfong  richtig.  Aber  prinzipiell  u.  praktisch  liegt  die  Sache  auch 
hier  nicht  anders  als  liei  ähnllclieu  Einwänden  gegen  Arheiterschutz, 
Arheiterversichcrung  u.  gegen  Erfolge  der  Arbeiterorganisation  mit 
Lohnsteigeruugen  u.  praKtisch  liegt  isie  hier  so^ai'  günstiger  tüi  die 
DurchtTihrung  solcher  Politik.  Deun  lct%tere  wird  sich  ebensowenig 
als  die  eben  genannten  Massregeln  auf  ein  Land  der  Kuliuin-elt 


Digrtized  by  Google 


—   499  — 

beseLriUiken,  sie  wird  mit  der  Entwicklung  gleieheii  Erwerbiilebeus 
u.  soziater  Ideen  überall  heiTortreten,  erst  in  Gedanken,  dann  in 

Theorien,  dann  in  der  Praxis. 

Und  schon  jetzt:  weim  z.  B.  Deutschland  hier  so  vorginge,  wo 
wflrden  denn  die  ^Tteichen'*  eine  für  sie  günstigere  Gestaltan^  der 
Besteuerung  findiMiV  Nicht  mimor  in  derseihou  Form,  durch  die  gieiclii' 
Art  Steuern,  aber  in  der  (losamt  belastung  würden  sie  in  anderen 
LSndern  schon  gegenwärtig  höher  besteuert  werden.  Z.  B.  in  England 
durch  Einkommen-  u.  firbsehaftsstouern,  in  Frankreich,  wo  zwar  die 
Einkommensteuer  immer  noch  fehlt,  durch  die  schweren  anderen 
direkten  Steuern,  die  Erbschaftssteuer,  das  Abgabesystem  des  En- 
re^istrement  usw.,  in  Oesten-eich,  Italien  lümlich,  selbst  noeb  mit  höheren 
Beiastunircn. 

*)  Noch  zweier  letzteu  Kl n wände  sei  j^edacht:  aa)  die  An- 
sammlung sehr  grosser  Einkommen  u.  Vermögen  in  einzelnen 
Hfinden  gilt  wohl  als  Voraussetsung  für  die  erforderliche  AnS' 
dehnnng  der  Grossbetriebe.  Indessen,  soweit  diese  Ausdehnung 
im  Gesamtinteresse  liegt,  kann  sie  teils  durch  Erwerbs-,  bes.  Aktien- 
gesellschaften aucli  im  Ivahmen  Aev  iirivatwirtschaf'llicben  Orjjanisation, 
teils  ausserhalb  dieses  durch  Verstaatlichungen  erreicht  worden, 
bb)  Es  wird  auch  wohl  eingewandt,  dass  es  eben  auf  die  richtige 
Verwendung  des  grossen  Einkommens  u.  Vermögens  ankomme, 
da  müsse  eingewirkt  werden,  durch  Beispiel,  Sitte,  öffentliche  Meinung: 
die  Keichcn  miissten,  wie  seit  Alters  in  einz(?lueii  Städten,  in  g'anzen 
Laiideru  (Schweiüj,  wie  jetzt  in  Nordamerika  eben  ihre  Mittel  1  Ur 
nützliche  öffentliche  Zwecke  verwenden  (Carnegie).  Dann 
wiirde  sogar  fiir  mancherlei  öfters  liesser  g(>sor<;t  als  dnrch  öffsnlliche 
Körper  selbst.  Alter  einmal  bh'ilt  K(delie  Verwendung  meist 
dauernd  zu  sehr  Ausnaliiiie,  sodann  werden  die  Zwecke  doch  sub- 
jektiv, liäuftg  sehr  willkürlich  bestimmt,  wird  selbst  mitunter  Keklame 
geübt,  wesentlich  aus  Eitelkeit  gehandelt,  selbst  von  der  Art  des 
Erwerbs  die  Anfiuerksamkeit  abzulenken,  schmutziger  Erwerb  so  zu 
reinigen  gesucht  u.  bleibt  die  Unabhängigkeit  der  gestifteten  Anstalten, 
dotierten  Einrichtungen  u.  Personen  nicht  gewahrt  (nordaiuerik. 
Verhältnisse). 

g)  Eine  Verteiiuugsp{ditik  in  Form  der  angedeuteten 
Besteuerungspolitik  möchte  so  in  der  Tat  gerade  eine  Notwendigkeit 
unter  den  modernen  Erwevb-v«  rhiiltnissen  der  privat- 
wirtscliattliclieii  Organisiitioji  mit  souöt  freiem  Verkehr  sein  u.  e*» 
immer  mehr  werden,  jt;  mehr  sich  hier  eine  industriestaatliche 
Entwicklung  vollzieht. 

Für  di<'  liiei-  mit  als  iJrli  n-  drr  sich  vollzii  li'  iKleii  Entwicklung  der 
iiiukommcu Verteilung  dienenden  Tatsachen  sei  hier  wieder  Bezug  ge- 
nommen auf  die  Ergebnisse  der  prcussischen  Einkommensteuerstatistik 
nacli  meiner  Bearbeitung  in  den  gen.  Aufsätzen  in  der  Zcitscbr.  des 

{)ieussiseh.  Statist.  Bureans,  Jahrg.  liM)|.  Einige  Daten  daraus  über  die 
Einkommen vcrteilun£f  in  Preussen  s.  oben  S.  41. 

S.  in  der  gen.  Zti^chr.  S.  256  ff.  die  Kntwickbuig  der  grossen  Ein- 
koinmen  von  ültry  KMMKM)  M.  n  fli*-  Tab.  XXI  ?.  l'.Vi  illx  r  difsc  Ent- 
wicklung seit  Ibö:').   Audi  wenn  maji  dabei  die  ZaJilen  vor  IfStiT,  weil 
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SIC  sich  mir  auf  drn  Sta;ii  ülterfrcn  (vor- iSiUMT^)  rnif;inji;s  Ix-ziehen, 
ferner  vor  weil  sie  bei  dorn  Iriiheren  niangelhaiteren  \  eriuilagungs- 

vprfaljroii  zu  klein  waren,  schätzungsweise  einer  angemessenen  Erhöhung 
imtorzieht,  ausserdem  die  starke  allgemeine  Beviilkerungszuaahme  be- 
rflcksichtigt  sind  die  Zahlten  docli  frappant  u.  geben  zu  denken,  m.  E. 
dieueu  sie  zur  Bestätigung  der  Richtung  der  Entwicklung,  welche  im 
Vorausgehenden  angedeutet  worden  ist.  Danadi  ist  z.  B.  im  ganzen 
preussischon  Staat  die  Zahl  der  Zensiten  mit  über  100  000  M.  Einkommen 
gewesen:  Eiukommen  von  ÄI.;  (IH'vJ  altes.  1S(}7  neues  Staatsgebiet;. 

Vi0-'/2       Va— 1     1—2      über  Sumjna 
Mül.        1011.      MiU.    9  Hill. 

1853           eO               9  0  6^ 

1867         135   '[   0  144 

im  309  18  4  0  421 

1891  859  8  5  915 

1892  1555  72  27  4  1658 
1902        25d4        106        44        16  d763 


1905        2699        103  57 

Auch  wenn  man  die  Daten  von  18r>:i  fdr  das  heutige  Staatsgebiet 
u.  wegen  der  schlot  htorcn  frülieren  Veranlagung  a\if  100,  aus  letzterem 
Grunde  die  Daten  von  1867,  1873,  1891  um  50  ))Ct.,  ruud  auf  iio  (»00, 
1400  in  der  Summenzahl  erhöht,  ist  die  Entwicklung  ausserordentlich. 
Vnd,  \v\o  a.  a.  0.  iiälier  nachgewiesrn,  auch  der  Anteil  am  Volks- 
eiukomineu  ist  für  diese  Grosszensiten  relativ  gewachsen.  In  Indusbrie- 
n.  GroBSStadtgebieten  (Rheinland)  u.  bes.  in  der  Äufechwunffperiodo 
1896  ff.  ist  diese  Entwicklung  am  stärksten.  Beschränkt  man  sicn  in  der 
preuss.  Statistik  auf  die  frflher  wie  jetzt  (nach  der  Steuerreform  von 
1891)  am  zuverlässigsten  veranlagten  Zensiten,  die  mit  über  .KXX)  M. 
Einkommen,  welche  also  einen  grossen  Teil  des  ökonomischen  Mittel- 
stands mit  •iTiir:',si5rn,  u.  hebt  aus  diesen  Zensiten  diejenigen  mit  Hbrr 
ca.  10000  (9500  bzw.  9000)  M.  Einkommen  aus  dem  ganzen  Ökonom. 
„Obttrstand**  heraus,  so  hat  sieh  dessen  Zensitenzahl  Ton  1853—1908 
von  ll,f;  auf  17,94  pTt.  dieser  Zensiten  (mit  über  :50(X)  M.  Kinkommen) 
u.  der  Anteil  dieses  Oberstands  vom  sehr  bedeutend  gestiegenen  Gesamt- 
einkommen aller  dieser  Zensiten  von  30,54  auf  57^3  pCJt.  erhöht;  bei 
der  obersten  Schicht  (von  ütiei  100 (XX)  [96000]  M.  Einkommen  an)  ist  die 
Zensitcnzah!  von  0,14  auf  0,(;i,  ihr  Kinkommenanteil  von  4,27  auf  16,83  pCt. 
gestiegen.  Wenn  man  auch  h'wT  die  f'rfiheren  Zahlen  etwas  erhöht, 
unter  der  bis  1891  zutreffenden  Annahme,  dass  die  Zensiten  grosseren 
Einkommens  d«  r  Zahl  wie  dem  Einkonunen  nacli  no«  Ii  wemger  voll- 
ständig veranlagt  worden  sind,  als  diejenigen  kleinereu  Einkommens,  so 
bleibt  immer  noch  die  Entwicklung  frapjtant  n.  bestätigt  alles  hier  Dar- 
ffelogte.  Wenn,  was  zu  vermuten  ist,  nei  den  ZensiUm  des  Oberstands 
di»'  Ver;inlagunpf  der  Zahl  u  Einkommenhöhe  immer  noch  hinter  der 
Wirliiiciikeit  zurücklileibt,  u.  mehr  als  bei  den  übrigen  Zensiten,  so 
wäre  diese  Entwicklung  sogar  in  Wirklichkeit  noch  schftner  ansunebmen, 
als  selbst  nai  li  den  Zalden  der  Steuerveranlagunn-. 

Für  liie  umfassendere  Kechtfcrtiguug  der  hier  behandelten 
Besteuern ngspolitik  beziehe  ich  mich  wieder  auf  meine  Finanzfpiss., 
bi's.  H.  II  (Theorie  der  liesteuernng)  u.  fflr  die  ganzen  sozialen  u.  s«'/.i;il- 
politi.schen  Ansehauunyen,  welehe  dieser  Behandlung  des  Verteilungs- 
prublcms  u.  speziell  der  j\ulstcllung  einer  solclieu  allgemeinen  Verteiluugs- 
politik  zu  Grunde  liegen  j  zur  nAherenBegrOndung  aunneine  „Grundlegung^. 
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Uebersieht  des  Inhalts  der  zweiten  Abteilung. 

(Fortsetzung  der  „AuslühniDg'',  s.  oben  S.  III). 

Kapitel.   Verkehr  und  Verkehrswesen. 

I.  EommuiiUcations-  und  Transportwesen  oder  Verkehrswesen 

im  engeren  Sinn, 
IT.  Geld  und  Geldwesen  (Währung,  Münze). 

III.  Kredit  und  Kreditwesen  (Banken). 

IV.  Versicherung  und  Yersicherongswesen. 
4.  Kapitel.  Konsumtion. 

L   Wirtschaftliche  Konsumtion  (Luxus), 
n.  Yerbfiltnis  von  ProdnktioD  and  Yiarbranch  zu  einander. 


Nachträge. 

S.  ±     Zu  Abschn.  II,  S.  4  zu  Abscbn.  III,  Nebeui'ichtungeii,  S.  13, 

Absehn.  V  .s.  W.  Btieda,  Nationalökonomie  als  Univers.- 

wissensch .  Leipz.  1906. 
8.  8.     Von  Ruhlaud's  Werk  1906  Band 2  erschienen. 
S.  19.    Von  Gide' 8  Werk  dentsebe  Uebersetznng,  GmndzQge  der 

Xat.ökon.  von  Weiss  von  W*>llt  nstein,  Wien  1905. 
8.  12.     Genanntes  Werk  Loria's  1«89,  nicht  1899  erschienen.  Von 

dems.  Autor  Aufs,  über  die  neueste  Entwicklung  der  italieu. 

Nat.ökon.  im  Arcb.  f.  Soz.wiss.  1904. 
S.  15.    Von    K.   Bücher^s   Entstehung   der   Volkswhrtscb.  eine 

5.  Aull.  1Ü06. 

S.  IB.    Nachgelassene  Sdirift  von  Schftffle  Abriss  der  Sozial wiss. 

liKXi  von  K.  Bücher  herausgegeben. 

S,  lü.  Eine  Lanze  gegen  den  Kafli.so/..  bricht  jüngst  wieder  Buek, 
Geschäftsführer  des  Ontral Verbundes  deutsclier  Industrieller 
in  d.  Sclirift  Katiifdcrsnzialismus  (Vortrag)  190(). 

SS.  17.  Zu  H. :  M  a  X  We  her,  A  iifs.  die  Protestant.  Ethik  n,  der  ^Geist^ 
des  Kapitalismus,  Archiv  f.  Soz.wis8.  lUüö. 

S.  31.    Hinzuzuffigen:  v.  Wenekstern*s  Grundriss  (Binleit.)  1903. 

S.67ff.  Deutsche  Volkszählung  vom  Dez.  lOa')  ergab  ()0,6  Mill.  Ein- 
wohner, 112,1  auf  1  Qu.  Kiiom.  Zahl  der  Städte  über 
100  000  Einw.  41. 

S.  110.   Das  Werk  von  St  am  ml  ^<r  1906  in  2.  Aufl. 

8,127.  HinzuzufOgen:  Zöpfl,  Nat.ökon.  d.  tcehn.  Bcti ieltskt aft  B.  1, 
1901.  Ballod,  Btatistik  der  Dampfkiatt,  Preuss.  Stat. 
Ztschr.  1906. 

S.  500.  Zu  einem  gleichen  Schluss,  notwendige  Besteuerung  der  grossen 
Einkommen  und  Vermögen  durch  progressive  Einkoininen- 
u.  Erbschaftssteuern,  kommt  die  Botschaft  des  PrUsiiienten 
Rooserelt  vom  Dez.  1906  für  Nordamerika. 
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Druckfehler-  Berieh  tigungen. 

Nor  sinnsWrende  oder  zu  Iirtflmem  fahrende  Druckfehler.  In  den 

Zahlen  u.  BiiclistalM'ii  ticr  Schematisierung  sind  mehrfach  Fehler  stehen 
geblieben,  die  sich  leicht  verbessern  lassen  u.  hier  nicht  besonders  be- 
richtigt werde  ti. 

S.        Der  hier^eu.  Aufs,  von  Lexis,  Gesetz  in  B.  iV  (nicht  Ii)  des 
H.  Vi^.  B.  St. 

S.  dS.     Mitte  bei  c  fehlt  hinter  „neue"  dritte. 
S.  :i8.     Zeüo  l  von  unten  fehlt  hinter  „zur"  vierte. 
S.         Zeile  ö  von  unten  lies  von  dem  des  Rohertrags  statt  „vom 
liohertrag". 

S.  4().     Zeile  9  von  oben  lies  Jg.  1904  statt  1905 

S.         Zeile  iti  von  unten  lies  3,2  statt  3 ! 

S.  52.    Zeile  15  von  unten  lies  20,6  stait  20,0. 

S.  58.     Zeile  :!  von  unten  im  letzten  Ahsclmitt  lies  V»  statt  '/s- 

S,  10;').    lu  §24  Zeile  <S  von  oben  lies  2h»  statt  H. 

S.  II  I.   Zeile  ;>  von  unten  ist  „an  Kosten''  zu  streichen. 

S.  121.   Zeile  21  von  unten  lies  werden  statt  wurden. 

S.  l.M.    Zeile  10  von  oben  lies  welchen  statt  welcher. 

S.  14;i.   Zeile  10  von  oheu  lies  richtigen  statt  wichtigen 

S.  276.  Zeile  20  von  oben  lies  Preise  statt  Punkte. 

S.  28:5.    Zeile.')  v.»n  unten  lies  welcher  statt  welche. 

S.  aOa.   Zeile  4  vou  unten  im  1.  Absatz  hes  im  statt  in. 

S.  808.  Zeile  4  von  unten  lies  der  Werth  statt  den  Werth. 

S.  ;J24.   Zeile  ;J  von  unten  lies  23G  statt  ;'».%. 

S.  'Ml.    Zeile  4  von  oben  hat  ..werden"  fortzufallen, 

S.  3r)0.    Zeile  Ii)  von  oben  in  Abs.«s  lies  Verbote  statt  Darlehen. 

S.  3G2.    Zeilen  H  von  unten  lies  berührten  statt  „benihrte  zu". 

S  110.   Zeile  4  von  unten  im  4  AI  .  lies  Erstrebens  statt  Streben. 

S.  4:il>.  Zeile  1  vou  unten  lies  sonst  statt  so. 
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